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Die heutige deutſche Judenfrage 
Von Guſtav Schmoller 


In vorletzten Hefte dieſes Jahrbuches (Band 40, Heft 4) habe ich 
unter dem Titel „Obrigkeitsſtaat und Volksſtaat“ zwei Bücher 
beſprochen: Hugo Preuß, „Das deutſche Volk und die Politik“ 
und Hans Delbrück, „Regierung und Volkswille“. An die be⸗ 
weglichen Klagen von Preuß über Ausſchließung von Staatsbürgern 
von der verfaſſungsmäßigen Gleichberechtigung wegen ihrer Ab⸗ 
ſtammung und ihres religiöſen Bekenntniſſes, knüpfte ich einige ganz 
harmloſe Bemerkungen darüber an, daß viele Leute fänden, dieſe 
mißhandelten Staatsbürger erſchienen da und dort in dieſen oder 
jenen einflußreichen Stellungen ſchon faſt als herrſchende Elemente. 

In der Preſſe entſtand darüber, zunächſt auf Grund kurzer, 
nicht ganz zutreffender und einſeitiger Notizen über den Inhalt 
meines Artikels, ein Sturm des Unwillens bei den jüdiſchen und 
philoſemitiſchen Blättern, des Jubels bei den antiſemitiſchen. Berge 
von Briefen und Zuſchriften von mir meiſt unbekannten Schreibern 
drückten mir ihren Unwillen, einige aber auch ihre Zuſtimmung aus. 
Auch jüdiſche Zuſtimmungen fehlten nicht. Antworten kann ich auf 
dieſe Zuſchriften nicht im einzelnen. So ſei ein allgemeines Wort 
über meine Stellung zur Judenfrage geſtattet. 

Ich habe zeitlebens mich weder als Philo⸗ noch als Antiſemit 
gefühlt. Ich hatte mit meine beſten Freunde unter Juden und 
Halbjuden. Ich ſuchte immer mir ein objektives hiſtoriſches Urteil 
über die einſchlägigen Fragen zu bilden und zu bewahren. 

Die Grundlage eines gerechten Urteils über die politiſche und 
geſellſchaftliche Judenbehandlung im modernen Staate, wie in den 
Staaten der Vergangenheit, muß ſtets die Beantwortung der Fragen 
bilden: wie groß iſt die Zahl der Juden im betreffenden Staate 
gegenüber den germaniſch⸗chriſtlichen Elementen, wie groß iſt die 
Zahl der höher gebildeten Juden und die des jüdiſchen Mittelſtandes 


1 Die nachſtehenden Ausführungen wurden bereits in der „Täglichen 
Rundfdau’ Nr. 27 vom 16. Januar 1917 abgedruckt, weil die Umſtände es 
angezeigt erſcheinen ließen, mit einer Veröffentlichung nicht bis zum Heraus⸗ 
kommen dieſes Jahrbuchheftes zu warten. Der nochmalige Abdruck aber an 
dieſer Stelle erfolgt, weil, wie erſichtlich, ein enger Zuſammenhang zwiſchen 
dieſen Ausführungen und meinen früheren im vorletzten Hefte beſteht. 

ö G. Sch. 
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und der jüdiſchen Arbeiter, wie iſt die räumliche Verteilung der 
Juden, wohnen ſie kompakt für ſich oder ganz zerſtreut unter den 
Chriſten; endlich wie hoch iſt das politiſche und kulturelle Niveau 
des Volkes, unter dem die Juden leben, wie iſt die religiös⸗ kirchliche 
Entwicklung des betreffenden Volkes und der unter ihm lebenden 
Juden? 

In älteren Zeiten waren die Probleme, die ſich beim Durch⸗ 
einanderwohnen verſchiedener Raſſen, Völker, Religionsgemeinſchaften 
ergaben, unendlich viel ſchwieriger als in neuerer Zeit. Man konnte 
ſich am eheſten helfen durch ganz getrenntes Wohnen. Daraus er⸗ 
klärt ſich die heutige ruſſiſche Judenpolitik, das getrennte Juden⸗ 
ghetto in den mittelalterlichen Städten. Rohere, primitive Menſchen 
konnten ſich die anderen Volkselemente und Raſſen nur als Feinde denken. 
Jeder Fremde galt einſtens ſelbſtverſtändlich als Feind, den man 
ausſchloß, vertrieb, mißhandelte. Bedurfte man ſeiner trotzdem, ſo 
mußte er beſondere Privilegien erhalten, deren beliebigen Widerruf 
man ſich vorbehielt. Immer blieb er verdächtig, man traute ihm 
alles Schlechte zu, beſteuerte ihn übermäßig, nahm ihm zeitweiſe ſein 
Vermögen halb oder ganz, verbrannte zeitweiſe ganze Judenſchaften 
unter dieſem oder jenem Verdacht. Nur wenige hochſtehende Fürften 
und Biſchöfe ſahen die Nützlichkeit und Tüchtigkeit der Juden, 
ſchützten ſie, ſolange es ging. 

Das war das mittelalterliche Judenſchickſal; es war das 
Schickſal raſſenfremder Minoritäten überall in der Kulturgeſchichte. 
Lang ſam rang fic) aus ſolchen pſychologiſchen und kulturgeſchicht⸗ 
lichen Zuſtänden die Idee heraus, daß die Menſchen vor Gott gleich 
ſeien, alſo auch von den Menſchen ſo behandelt werden ſollten. 

Die Aufklärung des 18. Jahrhunderts, die politiſchen Ideen 
des 19. brachten nach und nach den Anfang der äußeren Rechts⸗ 
gleichheit. Soll eine ſolche Früchte tragen, fo muß fie verbunden 
ſein mit einer Aſſimilation, wie ſie am leichteſten in den oberen 
Schichten der raſſefremden Minorität eintritt, während deren mittlere 
und untere Schichten noch Generationen hindurch in ihrem geiſtigen, 
geſelligen Sonderleben verharren. 

Seit 1848 — 70 hat die Aſſimilation der oberſten Judenſchichten 
in Deutſchland große Fortſchritte gemacht; unter dem Einfluß der 
humanitär⸗ liberalen Ideen, des beginnenden Konnubiums zwiſchen 
Germanen und Semiten, des wachſenden Übertritts der aſſimilierten 
oberen Schichten des Judentums zu einer der chriſtlichen Kon⸗ 
feſſionen. Aber die Aſſimilation iſt noch weit entfernt, vollendet zu 
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ſein; ſie wird immer wieder gehindert durch Judenhetzen der ge⸗ 
ſchäftlich von der Judenkonkurrenz getroffenen Germanen und durch 
die ſtete Zuwanderung nicht aſſimilierter öſtlicher Judenelemente, 
durch die noch vorhandene Abſchließung der jüdiſchen Kreiſe unter 
ſich, beſonders der mittleren und unteren Judenſchichten, wie ſie in 
Poſen, in Polen ja noch ganz getrennt von den Chriſten unter ſich 
leben. Die Verſchmelzung iſt in Frankreich und England viel leichter 
geweſen, weil die Zahl der Juden dort ſo ſehr viel kleiner war und 
iſt, und die dortigen Juden von einer Judenariſtokratie ſtam men, die 
teilweiſe ſchon ſeit Jahrhunderten in Italien, Portugal und Spanien 
ganz oder halb ſich aſſimiliert hatte, während die deutſche Juden⸗ 
zuwanderung aus dem Oſten ſtammt und in den paar erſten Gene⸗ 
rationen vielfach noch jeder Aſſimilation widerſtrebt. 

Die Aſſimilation vollzieht ſich durch gleiche Schulen, gleichen 
Univerſitätsbeſuch, durch die Einwirkung der Literatur, die herr⸗ 
ſchende allgemeine Gedankenwelt, durch geſelligen Verkehr, endlich 
am intenſivſten durch das Konnubium. — 

Wenn man ſich nun fragt, was ſoll heute geſchehen, ſo iſt die 
erſte Vorfrage: was iſt erreichbar, dann erſt kommt die zweite: was 
iſt wünſchenswert? Eine Austreibung aller Juden aus Deutſchland 
iſt unmöglich, wäre eine Barbarei, wäre auch ein Schaden für unſere 
Kultur. Alle höhere Kultur, der heutige Beſtand der höchſtſtehenden 
Völker beruht auf Raſſenmiſchung. Nicht jede Raſſenmiſchung freilich 
ſchafft gutes Menſchenmaterial. Die Miſchung von ſehr hoch und 
ſehr niedrig ſtehenden Menſchen erzeugt unausgeglichene Charakter- 
typen oft der ſchlimmſten Art: Menſchen, welche die ſchlechten 
Eigenſchaften der beiden gemiſchten Raſſen haben. Aber die Miſchung 
einigermaßen ſich naheſtehender Typen von Menſchen darf nach un⸗ 
ſerer heutigen Raſſenlehre als eine Urſache der körperlichen und 
geiſtigen Hebung der Eigenſchaften gelten (ſiehe meinen Grundriß I, 
S. 147—159; Reibmayr, die Entwicklungsgeſchichte des Talents 
und Genies, 2. Bd., 1908). Wir haben alſo keine Urſache, die 
Exiſtenz von 615021 Sfraeliten unter 60 Mill. Einwohnern in Deutſch⸗ 
land für bedenklich oder gar ſchädlich zu halten. Ja es ſcheinen 
mir triftige Gründe für das Gegenteil zu ſprechen. 

Ich halte zumal das weſtdeutſche Judentum, vollends das 
aſſimilierte, für eine glückliche Zugabe zur germaniſchen Raſſe. Es 
gibt uns Geiſteskräfte, die uns mehr oder weniger fehlen, oder 
wenigſtens früher fehlten; es hat die deutſche Volkswirtſchaft ſehr 
gefördert. Aber es ſchließt die Gefahr in ſich, daß es durch ſeine 

1* 


» 


4 Guſtav Schmoller 4563 


geſchäftliche Überlegenheit, die es oft noch und zwar mannigfach 
durch zweifelhafte Mittel ausnützt, viele innere ſoziale Verſtimmungen 
und Kämpfe erzeugt. Die Neigung des Juden, wo er in eine ein- 
flußreiche, herrſchende Stellung kommt, die Germanen und Chriſten 
zu benachteiligen, iſt noch ſo mannigfach vorhanden, daß Rückſchläge 
in der judenfreundlichen Stimmung aller Liberalen immer wieder 
vorkommen, und daß die Verſtimmungen konſervativer, bäuerlicher, 
kleingewerblicher, hausinduſtrieller Kreiſe heute noch nicht ſo weit 
verſchwinden können, wie in Weſteuropa. Es iſt daher im Intereſſe 
der Juden ſelbſt, daß ihre Vorherrſchaft in gewiſſen Stellungen, 
Berufen, Amtern nicht zu ſehr, nicht zu ſichtlich ſich geltend mache. 
Starke Verſtimmungen mußten kommen, wenn es den Anſchein ge⸗ 
winnt, eine Stadt wie Berlin ſei weſentlich in ihrer Verwaltung 
durch Juden beherrfcht. Daß dieſer Beherrſchung ihre Spitze ab⸗ 
gebrochen wird durch einen Oberbürgermeiſter wie Wermuth, fehen 
die Fernerſtehenden nicht ſo, wie den Einfluß der jüdiſchen Führer. 
Die Überlegenheit des jüdiſchen Geſchäftsmannes mag ſich heute 
vielfach beſchränken auf gewiſſe ländliche, kleingewerbliche Kredit⸗ 
verhältniſſe; der Wucher auf dem Lande mag ſtark abgenommen 
haben. Aber vorhanden iſt er immer noch, und das Volk glaubt 
daran, fühlt ſich mehr getröſtet dadurch, daß an anderen Stellen 
dem Juden auch noch nicht volle Gerechtigkeit widerfährt. 

Das iſt gewiß der Fall in der jüdifchen Offiziersfrage. Die 
Nichtwahl von tüchtigen Juden in die meiſten Regimenter zum 
Reſerveoffizier iſt gewiß ein Verſtoß gegen die verfaſſungsmäßig 
garantierte Rechtsgleichheit. Aber es fragt ſich, ob es heute ſchon 
angezeigt wäre, das freie Wahlrecht des Offizierskorps aufzuheben, 
ob, wenn bloße Ernennung von oben her entſchiede, das Offiziers⸗ 
korps nicht dadurch geſchädigt würde, viel von ſeiner wünſchens⸗ 
werten Einheitlichkeit und Harmonie verlöre. 

Wenn heute der betreffende Offizierskandidat fic) taufen läßt, 
ſo wird er in der Regel gewählt. Das verletzt die Gefühle aller 
freier Denkenden. Aber es darf auch nicht überſehen werden, daß 
die ſtrengen und orthodoxen Chriſten eben heute noch glauben, daß 
der getaufte Chriſt zu Gott durch die Taufe in ein ganz be⸗ 
ſonderes, ihn innerlich umbildendes Verhältnis komme. Das glaubt 
der Freidenker nicht, er findet mit Recht, daß meiſt die charakter⸗ 
loſen Juden es ſind, die ſich aus äußerlichen Gründen taufen laſſen. 
Aber wer auf myſtiſch⸗orthodoxem Standpunkt ſteht, wie ein Teil un⸗ 
ſerer öſtlichen Landariſtokratie, ein großer Teil unſerer Offiziere, 
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kann nicht ſo urteilen. Übrigens weiß ich aus zuverläſſiger Quelle, 
daß neuerdings vielfach und gerade in Berlin Wahlen von jüdiſchen 
Reſerveunteroffizieren zum Leutnant ftattfanden. Es ſoll ſchon etwa 
200 ſolcher geben. Und ich hoffe, das wird ſo bleiben und ſich aus⸗ 
dehnen. Dieſe Hoffnung wird ſich in dem Maße realiſieren, als die 
religiöſen Gegenſätze ſich mildern, als der innere, ſittliche Gehalt 
der chriſtlichen und der jüdiſchen Religion mehr als das Dogma und 
die Myſtik zur Hauptſache werden; als die Juden ſelbſt da, wo ſie 
die Macht haben, ebenſo duldſam und gerecht gegen die Nichtjuden 
werden, wie ſie es von den Chriſten verlangen. 

Hätten wir nur Nathan⸗Naturen unter unſeren 600 000 deutſchen 
Juden, ſo gäbe es überhaupt heute kaum eine Judenfrage mehr; 
aber wir haben auch noch Shylock⸗Naturen, und die Mehrzahl der 
Juden ſteht vielleicht zwiſchen dieſen beiden Extremen in der Mitte. 
Ganz ebenſo iſt es freilich auf chriſtlicher Seite. Peccatur intra 
muros et extra. 

Die chriſtlichen und die jüdiſchen Nathan⸗Naturen müſſen ſich 
die Hand reichen, um die jüdiſchen Shylock⸗Naturen und den chriſt⸗ 
lichen, germaniſchen Raſſenſtolz und die althergebrachten Vorurteile, 
die Sitten, die zur Unſitte geworden find, zu bekämpfen. Dazu 
wird ſicher der Krieg weſentlich beitragen. All Derartiges braucht 
aber Zeit. Ich bin ſicher, daß in hundert Jahren das meiſte, was 
die beſten Männer auf beiden Seiten heute beklagen, beſeitigt oder 
ſo gemildert iſt, wie wir es wünſchen müſſen. 

Aber von heute auf morgen laſſen ſich beſtehende Maſſen⸗ 
überzeugungen und die entſprechenden Sitten nicht ändern. 


Berlin, den 12. Januar 1917. 
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Die byzantiniſche Volkswirtſchaft 
Ein Kapitel aus Vorleſungen über Wirtſchaftsgeſchichte 
Von Lujo Brentano - München 


Juhaltsverzeichnis: Überblick über den Inhalt der Vorleſungen, welche ber 
Darſtellung der byzantiniſchen Volkswirtſchaft vorausgehen S. 7—10. — 
Die byzantiniſche VBolkswirtſchaft S. 11—52. — Die Wirtſchafts⸗ 
ordnung der Oſthälfte des Römerreichs hat einen durchaus kapitaliſtiſchen 
Charakter getragen; er war ihr durch die Natur der einzelnen Ländergebiete 
aufgedrängt S. 11. — Dieſen Charakter hat ſie im Laufe der Jahrhunderte 
nicht nur feſtgehalten, ſondern immer ſchärfer entwickelt S. 11—16. — Im 
Gegenſatz dazu ſtand die Wirtſchaftsordnung in dem angrenzenden Perſer⸗ 
reich und in dem bald unter römiſcher, bald unter perſiſcher Oberhoheit 
ſtehenden Armeniern; in beiden herrſcht der feudale Großgrundbeſitz S. 17—18. 
— Die Schwierigkeiten, welche das Perſerreich den Römern verurſacht, ver⸗ 
anlaſſen die Gründung Konſtantinopels; hier die Möglichkeit, den Gefahren 
die vom Oſten wie vom Norden das Reich bedrohen, entgegenzutreten S. 18. — 
Die Urſache der langen Dauer des byzantiniſchen Reichs liegt im Gewerbe 
und Handel S. 19. — Neuer Aufſchwung des Gewerbes infolge der Ein⸗ 
führung der Seidenwurmzucht S. 19— 23. — Monopoliſtiſche Organiſation 
von Gewerbe und Handel S. 24—26. — Kapitaliſtiſche Betriebsformen 
S. 26-27. — Der Reichtum Konſtantinopels S. 27—29. — Die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſtände im byzantiniſchen Reiche S. 29—48. — Hier dieſelbe 
Entwicklung zur Feudalität wie im weſtrömiſchen Reihe S. 29—35. — Das 
Bauernlegen der Mächtigen S. 35—38. — Die Kaiſerpolitik gegenüber den 
Mächtigen S. 3348. — Die Bauernſchutzpolitik der iſauriſchen und mate: 
doniſchen Dynaſtien S. 38—48. — Ihr Scheitern und das gleichzeitige Ber- 
ſiegen der kapitaliſchen Hilfsquellen führen zum Untergang des byzantiniſchen 
Reichs S. 48—52. 


Vorbemerkung 


eit dreißig Jahren halte ich Vorleſungen über Wirtſchafts⸗ 
geſchichte. Sie haben ſich im Lauf dieſer Zeit ſehr verändert. 

Bei jeder Wiederholung habe ich alte Kapitel umgearbeitet und neue 
eingebaut. Je mehr ich mich in den Stoff vertieft habe, um ſo mehr 
feſtigte ſich in mir die Überzeugung, daß nicht nur die moderne 
Wirtſchaftsentwicklung aus der mittelalterlichen, ſondern nicht minder 
dieſe aus der antiken in ununterbrochener Fortſetzung hervorgegangen 
und es völlig unmöglich ſei, die modernen wirtſchaftlichen Zuſtände 
ohne Kenntnis derjenigen des Altertums wie des Mittelalters zu 
begreifen. Als den Hauptvermittler zwiſchen dem Altertum und der 
Renaiſſance habe ich auch auf wirtſchaftlichem Gebiete Byzanz er⸗ 
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kannt. Hier iſt die antike Kultur niemals untergegangen. Aller- 
dings iſt, wie das Mittelalter von ganz Europa, auch das des 
oſtrömiſchen Reiches ein Durcheinander von antiker Welt und ein⸗ 
dringenden Barbaren geweſen; aber es beſtand doch der gewaltige 
Unterſchied zwiſchen Orient und Okzident, daß bei der Bildung der 
neuen Geſellfchaft im Orient das antike, im Okzident das barbariſche 
Element das Übergewicht hatte; erſt 1453, als die Türken Rone 
ſtantinopel eroberten, iſt das antike Element dort völlig erlegen. 
Da aber war die ſtädtiſch⸗kapitaliſtiſche Kultur im Weſten Europas 
längſt wieder zu ſelbſtändiger Blüte gelangt. Nun fehlt es faſt an 
jeder Unterſuchung über die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des byzan⸗ 
tiniſchen Reichs, und ſo ſehr ich meine Zuhörer aufforderte, ihrer Er⸗ 
forſchung ſich zuzuwenden, es iſt keiner der Aufforderung gefolgt. 
Da habe ich ſelbſt wenigſtens eine Zuſammenſtellung deſſen verſucht, 
was ſich in den mir zugänglichen Werken anderer gelegentlich findet. 
Sie läßt noch ſehr viele Fragen offen; und vieles, was den un⸗ 
unterbrochenen Zuſammenhang zwiſchen der Neuzeit und dem Alter⸗ 
tum zeigt, ebenſo vieles, was auf die Vermittlung der kapitaliſtiſchen 
Verhältniſſe, wie ſie ſich aus dem Altertum in Byzanz heraus⸗ 
gebildet haben, durch Italien hinweiſt, wird von mir in der Ge- 
ſchichte der einzelnen italieniſchen Gebiete, die bis ins Mittelalter 
hinein byzantiniſch geblieben waren oder wenigſtens frühzeitig Be⸗ 
ziehungen mit Byzanz wieder angeknüpft haben, behandelt. Aber 
ſo unvollkommen meine Darſtellung, wie niemand mehr als ich 
fühlen kann, iſt, ſo gibt ſie vielleicht endlich einem andern die An⸗ 
regung, es beſſer zu machen, und erleichtert ihm in dem einen oder 
andern die Arbeit. 

Ich gebe im folgenden meine Darſtellung, wie ich ſie für die 
Zwecke meiner Vorleſung ausgearbeitet habe. Zur Würdigung der⸗ 
ſelben ſei mir geſtattet, kurz vorauszuſchicken, was dem Paragraphen, 
welcher die byzantiniſche Volkswirtſchaft behandelt, in meiner Vor⸗ 
leſung vorausgeht. Ich beginne mit einer Einleitung, worin ich 
hervorhebe, daß am Anfang aller wirtſchaftlichen Entwicklung die 
Gewalt ſteht, und daß dieſe noch heute auf das Wirtſchaftsleben 
der Völker maßgebenden Einfluß übt. Ich zeige, daß die Wirt⸗ 
ſchaftseinheit, die am Anfang der Entwicklung ſteht, nicht der ein⸗ 
zelne Menſch geweſen iſt, ſondern eine Vielheit von Menſchen, und 
wie ſich aus der Auflöſung der eine Wirtſchaftseinheit bildenden 
Geſamtheiten erſt allmählich die aus Mann und Frau und den aus 
ihrer Verbindung hervorgegangenen Kindern beſtehenden Wirtſchafts⸗ 


571] Die byzantiniſche Volkswirtſchaft 9 


einheiten, überſchattet durch die Wirtſchaftseinheit des Staats, 
herausgebildet haben, und charakteriſiere die zwei Haupttypen der 
Wirtſchaftsorganiſation, die ſich in dem Wirtſchaftsleben der Völker, 
nachdem ſie ſeßhaft geworden, unterſcheiden laſſen: die Naturalwirt⸗ 
ſchaft und die Geldwirtſchaft. All dies ſo, wie ich es in meiner 
von der königl. bayer. Akademie der Wiſſenſchaften herausgegebenen 
Schrift über „Die Anfänge des modernen Kapitalismus“ dargelegt 
habe. Dann beginne ich mit der Vorführung des wirtſchaftlichen 
Entwicklungsgangs der antiken Welt, wobei ich bei der Darſtellung 
der Wirtſchaftsgeſchichte eines jeden Volks zeige, wie ſich bei ihm 
die Wirtſchaftseinheit in der angegebenen Weiſe entwickelt hat. Im 
§ 1, der das altägyptiſche Wirtſchaftsleben behandelt, beginne ich 
mit der Schilderung der geradezu einzigartigen Ordnung zur Zeit 
des alten Reichs, einer ein ganzes Reich umſpannenden, planmäßig 
geordneten Naturalwirtſchaft, an deren Spitze der König ſtand; ich 
hebe dabei hervor, daß die Durchführung dieſer auf Naturalwirt⸗ 
ſchaft beruhenden Zentralverwaltung nur möglich war auf Grund 
des ungemein entwickelten Verkehrs, wie ihn der Nil in dem kleinen 
Lande, das ſchon Herodot als ein „Geſchenk des Fluſſes“ bezeichnet 
hat, möglich machte, und vermöge der Ausbildung der Kunſt des 
Schreibens bei den alten Agyptern. Ich zeige dann, wie aber auch 
hier eine feudale Wirtſchaftsorganiſation aus der Naturalwirtſchaft 
fic) entwickelt hat, um ihrerſeits wiederum durch eine kapitaliſtiſche 
abgelöft zu werden. 

Im § 2 ſpreche ich dann über die kapitaliſtiſche Wirtſchaft bei 
den Aſſyrern, Babyloniern und Phönikern. Ich hebe hervor, wie 
bei den Phönikern die erſte unter allen Vorausſetzungen für eine 
ſich ſelbſtgenügende Volkswirtſchaft, eine zur Ernährung der Be⸗ 
völkerung ausreichende Bodenfläche, gefehlt hat und die Natur des 
Landes ſie auf den Handel zur Gewinnung des Unterhalts des Lebens 
verwies; wie dementſprechend, trotz hoch entwickelter Landwirtſchaft, 
der Schwerpunkt ihrer Wirtſchaft in Gewerbe und Handel gelegen 
habe, und wie alle phönikiſchen Erwerbszweige auf dem kapitaliſtiſchen 
Prinzipe aufgebaut und von dem kapitaliſtiſchen Streben nach dem 
größtmöglichen Gewinne getragen geweſen ſeien, und wie ſich bei den 
Phönikern ſchon die Ausartungen dieſes Strebens finden. 

Der § 3 iſt einer ausführlichen Darſtellung der griechiſchen 
Wirtſchaftsentwicklung gewidmet, von der Zeit, da der Boden allen 
Stammesgenoſſen als Wirtſchaftseinheit gehörte, durch die feudale 
mykeniſche Wirtſchaftsorganiſation hindurch, bis zur Organiſation 
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der griechiſchen Volkswirtſchaft auf Grundlage der Geldwirtſchaft. 
Ich widerlege ausführlich diejenigen, welche den kapitaliſtiſchen 
Charakter der griechiſchen Volkswirtſchaft in der Glanzzeit Athens 
beſtreiten, und zeige, wie die erſte Zuſammenfaſſung der Griechen in 
einem Staat durch Alexander den Großen zum Triumphe des 
helleniſtiſchen und damit des kapitaliſtiſchen Geiſtes in allen an das 
Oſtbecken des Mittelmeers angrenzenden Ländern geführt hat. 

Im § 4 betrachte ich dann das Wirtſchaftsleben der Juden bis 
zu ihrer Unterwerfung unter die Römer. Vor der Babyloniſchen 
Gefangenſchaft ſind ſie kein Handelsvolk und nicht von kapitaliſtiſchem 
Geiſte erfüllt geweſen. Das wurden ſie erſt ſeit dem Exil in der 
Diaſpora. 

In großem Gegenſatz zur Volkswirtſchaft der Länder am Oſt⸗ 
becken des Mittelmeers ſteht die der Römer, die ich im § 5 zur 
Darſtellung bringe. Anfänglich ein kriegeriſches Bauernvolk, bringt 
ihnen ihre für den Handel günftige Lage an der Tiber die Führung 
von Latium, die Herrſchaft über Italien und dann den Kampf mit 
Karthago. Seitdem dringt der Kapitalismus ein in die römiſche 
Volkswirtſchaft. Aber er betätigt ſich vor allem in der Ausbeutung 
der Unterworfenen und im Wucher. Von den Griechen erlernten die 
Römer die Bewucherung in ihrer raffinierteſten Ausbildung. Die 
Anſammlung von Reichtum hat zur Aufſaugung des Kleinbeſitzes 
durch die Reichgewordenen geführt. Sobald es keine reichen Völker 
und ſeit Auguſtus auch keine Provinzen zum Plündern mehr gab, 
erſt Stillſtand des Reichtums und dann, mit der Fortdauer des 
Abſtrömens der Edelmetalle nach den Ländern des Orients, der 
Verfall der Geldwirtſchaft; der Beginn des Mittelalters kündigt 
ſich an. 

Damit bringe ich meine Darſtellung der antiken Wirtſchafts⸗ 
entwicklung zum Abſchluß, um zu der der germaniſchen Feudal⸗ 
verfaſſung überzugehen. Im § 6 bringe ich die altgermaniſche Wirt⸗ 
ſchaftsverfaſſung zur Darſtellung. Im § 7 wende ich mich zu den 
Wirtſchaftsverhältniſſen in den römiſchen Provinzen nördlich der 
Alpen und zeige, wie als Folge der Exemption des aus dem rö⸗ 
miſchen Latifundium herausgewachſenen Saltus von der Munizipal⸗ 
verfaſſung und der damit in Verbindung ſtehenden Ausbildung des 
unfreien Kolonats in der Zeit des ſinkenden Kaiſerreichs in ſämt⸗ 
lichen römiſchen Provinzen das Vorbild der mittelalterlichen Grund⸗ 
herrſchaft zur Ausbildung gelangt. Der § 8 erzählt dann die Ent⸗ 
ſtehung der germaniſchen Feudalverfaſſung. Sie wächſt hervor aus 
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der Verbindung der fortdauernden römiſchen Großgrundbeſitzverhält⸗ 
niſſe in Gallien mit dem germaniſchen Volkstum. Der § 9 zeigt die 
feudale Wirtſchaftsorganiſation in ihrer Vollendung. 

Dann folgt in einem dritten Abſchnitt die Darſtellung der 
Auflöſung der feudalen und des Beginns der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsorganiſation im Abendland. Der § 10 charakteriſiert die all⸗ 
gemeinen Züge des gewaltigen Umſchwungs in allen Verhältniſſen 
Europas, der damit einſetzt. Er beginnt in Italien unter dem Ein⸗ 
fluß des Handels mit den Griechen und Arabern. Als Einleitung 
dazu ſpricht der § 11 von der byzantiniſchen Volkswirtſchaft und 
knüpft dabei an an die Zuſtände in den an das öſtliche Mittelmeer 
angrenzenden Ländern zur Zeit, da ſie der Römerherrſchaft unter⸗ 
worfen wurden. Meine Gewährsmänner habe ich in den An- 
merkungen angegeben. 


— — 


Das Land, von dem die Wiederbelebung des Kapitalismus im 
Abendland ausgegangen iſt, iſt Italien geweſen. a 

Bevor ich zeige, in welcher Weiſe ſein Wiedererwachen hier 
ſtattgefunden hat, werde ich zur Betrachtung der Völker an den öſt⸗ 
lichen Küſten des Mittelmeers zurückkehren. Denn wie dieſe von 
der Natur auf den kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsbetrieb hingewieſen 
waren, fo find von ihnen die Anregungen ausgegangen, die zur 
Wiederentſtehung und Fortbildung desſelben im weſtlichen Europa 
geführt haben. 

Das römiſche Reich war in zwei Hälften zerfallen. In der 
Weſthälfte bildete Italien den Mittelpunkt. Sein Reichtum hatte, 
wie wir geſehen haben, auf Krieg und Ausbeutung beruht. Daher 
fein Verfall, als es keine reichen Völker und Provinzen zum Plün- 
dern mehr gab; und in Rückwirkung ſeines Verfalls und des Ein⸗ 
dringens der Barbaren waren auch die reichen römiſchen Provinzen 
im Weſten, Spanien, Gallien und die beiden Germanien verarmt. 

Anders ſtand es mit der Oſthälfte des Römerreichs. Wir haben 
geſehen, welch glänzende Entfaltung ihrer Volkswirtſchaft unter den 
Nachfolgern Alexanders des Großen ſtattgefunden hat. Altgriechenland 
allerdings iſt unter der Konkurrenz der in Makedonien, Kleinaſien, 
Syrien, Agypten aufblühenden Reiche ganz heruntergekommen. Um 
ſo glänzender war die Handels⸗ und Induſtrieblüte in dieſen. Und 
dieſe Reiche waren helleniſtiſche Reiche, von Griechen beſiedelt und 
mit griechiſchem Geiſte durchtränkt. Ich habe ihre wirtſchaftliche 
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Blüte am Schluſſe meiner Schilderung der griechiſchen Wirtſchafts⸗ 
entwicklung vorgeführt. 

Als dann die Römer die Herrſchaft über die durchaus 
helleniſierten öſtlichen Mittelmeerländer antraten, haben ſie daran 
nichts geändert. Ihr Streben war nicht dahingegangen, den Oſten 
römiſch zu machen, ſondern ſich ſelbſt zu helleniſieren. So ſchritt in 
den öſtlichen Gebieten, die ſie ſich unterwarfen, die Entwicklung 
weiter auf der einmal betretenen Bahn. Wo ſie bergabging, kein 
neues Aufblühen; wo fie ins Aufſteigen war, weiteres Fortſchreiten. 

Hellas ſelbſt hat ſich aus dem wirtſchaftlichen Tiefſtand, auf 
den es in vorrömiſcher Zeit ſchon geſunken war, nicht erhoben. 
Seine Bevölkerung, deren Abnahme ſchon zur Zeit Philipps von 
Makedonien zu Beſorgniſſen Anlaß gegeben hatte, nahm infolge 
von Seuchen und Kriegen ſo ſehr ab, daß Cäſar und Auguſtus 
durch Entſendung italiſcher Koloniſten abzuhelfen ſuchten !. In den 
kleineren Landſtädten ſtanden zahlreiche Häuſer leer; das Vieh wei⸗ 
dete auf den Straßen“. Von Theben in Böotien berichtet Strabo, 
es ſei kaum noch ein ſtattliches Dorf zu nennen und, mit Ausnahme 
von Tanagra und Theſpiae, gelte dasſelbe von ſämtlichen böotiſchen 
Städten ?. Zu Auguſtus Zeit war der Piräus ein geringes Dorf 
von wenigen Häuſern, und „es war ein Ereignis, wenn ſich eines 
der großen ägyptiſchen Getreideſchiffe einmal dorthin verirrte““. In 
Athen gab es für die Bürgerſchaft insgemein, wie für den einzelnen 
Bürger, nur ein blühendes Gewerbe, den Bettel 5. Doch fehlte es 
an anderen Orten nicht an Gewerbe⸗ und Handelsbetrieb, ſo nament⸗ 
lich nicht in dem dichtbevölkerten Patrae. Hier gab es zahlreiche 
Spinnereien; hier und in Korinth blühte das Bankgeſchäft; doch 
lag es hier wie in den Plätzen zweiten Ranges in der Hand rö⸗ 
miſcher Kaufleute. Kunſt und Kunſthandwerk wurden auch jetzt noch 
vorzugsweiſe von den Griechen betrieben; überwiegend aber trieben 
fie beides im Ausland. Im allgemeinen lag in Achaia Handel und 
Verkehr darnieder ®. 

Dieſe Zuſtände beſtanden hin bis zur Zeit Konſtantins. In 
einer von Mommſen wiedergegebenen Schilderung eines ägyptiſchen 


1 Mommſen, Röm. Geſch. V. 5. A, S. 268. 
2 Ebenda S. 269, Anm. 2. 

3 Strabo IX, 2 (403). 

Mommſen, a. a. O. S. 269. 

s Ebenda S. 255. 

s Ebenda S. 268. 

7 Ebenda S. 269, Anm. 2. 
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Kaufmanns aus dieſer Zeit heißt es: „Das Land Achaia, Griechen⸗ 
land und Lakonien hat viel Gelehrſamkeit, aber für die übrigen 
Bedürfniſſe iſt es unzulänglich, denn es iſt eine kleine und gebirgige 
Provinz und kann nicht viel Getreide liefern, erzeugt aber etwas 
Ol und den attiſchen Honig, und kann mehr wegen der Schulen 
und Beredſamkeit geprieſen werden, nicht aber ſo in den meiſten 
übrigen Beziehungen. Von Städten hat es Korinth und Athen. 
Korinth hat viel Handel und ein ſchönes Gebäude, das Amphi⸗ 
theater, Athen aber die alten Bilder und ein erwähnenswertes 
Werk, die Burg, wo viele Bildſäulen ſtehen und wunderbar die 
Kriegstaten der Vorfahren darſtellen. Lakonien ſoll allein den Marmor 
von Krokeä aufzuweiſen haben, den man den lakedämoniſchen nennt.“ 

Selbſtverſtändlich gab es in Hellas auch noch Häuſer von aus⸗ 
gedehntem Grundbeſitz und altbefeſtigtem Wohlſtand . Aber im 
ganzen war es arm. 

Indes der Schwerpunkt des Griechentums lag, wie ſchon geſagt, 
nicht mehr im griechiſchen Mutterland, ſondern in den helleniſtiſchen 
Gebieten des angrenzenden Europa, in Kleinaſien, Syrien, Agypten. 
Von dieſen bedeuteten Epirus und Illyrikum wirtſchaftlich allerdings 
nichts; nach Strabo waren ſie beide großenteils verödet, und was 
noch bewohnt war, beſtand nur in Dörfern und Trümmern ?. Dagegen 
führte Theſſalien, weitaus die fruchtbarſte Landſchaft der ganzen 
Halbinſel, noch im vierten Jahrhundert Getreide aus?. Auch 
Makedonien war, weil fruchtbarer, weit beſſer daran als Griechen⸗ 
land. Unter Konſtantin gehörte es zu den beſonders wohlhabenden 
Bezirken“, und Theſſalonich, die Hauptſtadt der Provinz, war 
nach Antiochien und Alexandrien der blühendſte Sitz neuhelleniſchen 
Lebens 5. Im dritten Jahrhundert haben die römiſchen Kaiſer eine 
große Heerſtraße quer durchs Land von Dyrrhachium nach Theſſalonich 
geführt, die dazu beigetragen hat, letzteres zur volkreichſten und 
gewerbreichſten Stadt des Landes zu machen. Thrakien war nur 
im Küſtenland helleniſiert“; von Abdera bis zum tauriſchen Cherſones 
ein Kranz helleniſcher Städte; doch unter ihnen war nur Byzanz 
von größerer Bedeutung infolge der Fruchtbarkeit ſeines Gebiets, 


— 


1 Mommfen, a. a. O. S. 260. 

2 Siehe Strabo, S. 322 und 327 im 5. Kapitel des 7. Buches. 
3 Mommſen, a. a. O. S. 277. 

Ebenda S. 277. 

5 Ebenda S. 297. 

6 Ebenda S. 277—279. 
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der einträglichen Thunfifcherei, der ungemein günſtigen Handelslage, 
ſeines Gewerbfleißes und der durch die exponierte Lage geſteigerten 
und geſtählten Tüchtigkeit feiner Bürger ». Thrakien ſelbſt war reich. 
Seine Erzeugniſſe, Getreide, Wein, Silber, Gold, Roſen und Roſenöl, 
machten eine dichte Bevölkerung wohlhabend. Gefährdeter war das 
Leben der griechiſchen Anſiedlungen bis hin nach Panticapäum, dem 
heutigen Kertſch, in der Krim ?. Vor den Toren der Städte hauſten 
räuberiſche Barbaren; nur weil dieſe den auswärtigen Handel weder 
ſelbſt zu führen, noch zu entbehren vermochten, konnten die helleniſchen 
Küſtenſtädte überhaupt fortbeſtehen; die Barbaren kauften in ihnen 
Salz, Kleidungsſtücke, Wein, und die ziviliſierten Fürſten ſchützten 
einigermaßen die Fremden gegen die Angriffe der eigentlichen Wilden. 
Die wohlhabenden, dort wohnenden Kaufleute hielten begreiflicher⸗ 
weiſe ſtets an Rom. Für das Reich aber iſt der Handel und Verkehr 
dieſes nordiſchen Griechenlands ſtets wertvoll geblieben; in der 
auguſteiſchen Zeit brachten die Stämme der Steppe Sklaven und 
Felle, die Griechen Kleidungsſtücke, Wein und andere Luxusartikel “. 

Aber die Bedeutung dieſes nordiſchen Griechenlands ſtand weit 
zurück hinter der der helleniſierten Teile von Aſien und 
Afrika. Die helleniſche Auswanderung hatte ſich nirgendhin in ſo 
breitem Stree ergoſſen, wie über die Inſeln im Agäiſchen Meere 
und die Küſte Vorderaſiens. Alexander hatte dann auch das Binnenland 
den Hellenen erſchloſſen. Und unter den Römern war Kleinaſien, 
insbeſondere Vorderaſien, eines der reichſten Gebiete ihres 
großen Reichs s. Sein Wohlſtand beruhte ebenſo auf der Boden⸗ 
kultur, wie auf Induſtrie und Handel. Beſonders die Küſtenland⸗ 
ſchaften waren von der Natur begünſtigt. Die ungeheuren Triften 
des Binnenlands mit ihren Schaf⸗ und Ziegenherden machten Klein⸗ 
aſien zum Hauptland der Wollinduſtrie und Weberei‘. 
In ſeinen zahlreichen Städten — Aſia hieß die Provinz der 500 
Städte — blühten außerdem attaliſche Goldſtickereien, die An⸗ 
fertigung von Tuchen nach flandriſcher Art, die Goldſchmiedekunſt. 
Wahrſcheinlich, daß in den bedeutenderen dieſer Städte nicht bloß 
eine Menge Handwerker, ſondern auch eine zahlreiche Fabrikbevölkerung 


1Mommſen, a. a. O. S. 280. 
2 Ebenda S. 282. 

s Ebenda S. 284 ff. 

Ebenda S. 293 ff. 

5 Ebenda S. 329. 

s Ebenda S. 331. 
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wohnte, und zwar fand reges, gewerbliches und kaufmänniſches 
Treiben nicht bloß in den Häfen ſtatt; durch galatiſche Händler kam 
eine beträchtliche Menge Sklaven nach Kleinaſien; der Geld⸗ und 
Handelsverkehr Kleinaſiens beruhte hauptſächlich auf den mit Hilfe 
derſelben betriebenen, eigenen Produktionen !. 

Aber ſo groß der Reichtum Kleinaſiens war, noch größer war 
der von Syrien? Obwohl ſemitiſch, war dieſes wirtſchaftliche 
Herrſchaftsgebiet der Phöniker ſchon lange, bevor es römiſch wurde, 
völlig helleniſiert. Es war kein Ausfuhrland für Bodenfrüchte; 
doch hatte es vermöge des Abſatzes ſeiner gewerblichen Produkte 
ſtets Überfluß an Getreide, Wein und Ol; denn ſein ſchon in 
phönikiſcher Zeit berühmter Fabrikbetrieb hatte ſich in ſeinen Städten 
erhalten. Zu dem Vertrieb ſeiner Produkte kam die ganze Waren⸗ 
maſſe, welche auf den Euphratſtraßen aus dem Orient ins Abendland 
gelangte: Leder⸗ und Pelzwaren, Salben, Spezereien, Sklaven. 
Neben Petra und Palmyra vermittelte Boſtra in Oſtſyrien den Ver⸗ 
kehr vom Oſten in die ſyriſchen Städte. Die da großartig betriebene 
Reederei verbrachte die heimiſchen, wie die aus dem Oſten herbei⸗ 
geführten Waren nach dem Weſten, wo wir in allen größeren Em⸗ 
porien Niederlaſſungen der Syrer finden. Die Hauptſtadt Syriens 
aber, Antiochien, beſtehend aus Fabrikanten und, Taufleuten und 
einer Maſſe von Arbeitern und Schiffern, ſtand nur hinter Rom, 
Alexandrien und etwa noch Seleukia an Volkszahl zurück. 

Und ebenſo beſtand in Agypten die unter den Lagiden be⸗ 
ſtehende wirtſchaftliche Blüte fort, die wir bereits kennen gelernt 
haben. Seine Landwirtſchaft verſorgte großenteils Rom mit Getreide. 
Die Kaiſer hatten großen Domanialbeſitz in Agypten, der ganz 
kapitaliſtiſch nutzbar gemacht wurde. Er war an Großpächter ver: 
pachtet, die dann das Land an Bauern weiter vergeben haben“. 
Seine Fabriken, deren Produkte wir bereits kennen gelernt haben, 
beſchäftigten Tauſende“ und verſchafften ſelbſt Kranken Unterhalt. 
Von der Entwicklung ſeiner Schiffahrt gibt eine Vorſtellung, wenn 
wir hören, daß unter Auguſtus ein Laſtſchiff außer einem Obelisk 
200 Matroſen, 1200 Paſſagiere, 400 000 römiſche Scheffel = 34000 
Hektoliter Weizen und eine Ladung von Leinwand, Glas, Papier 


1 Bgl. darüber Mommſen, a. a. D. S. 333. 

2 Ebenda S. 449—467. 

2 Ebenda S. 578, 574. 

4 Bal. den angeblichen Brief des Kaiſers Hadrian bei Vopiscus in der 
vita Saturnini 8. 
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und Pfeffer nach Rom geführt hat!. In Alexandrien ftrömten alle 
Waren aus Athiopien, Indien und Arabien zuſammen, um von da 
aus zuſammen mit den eigenen Produkten des Landes nach dem 
Weſten vertrieben zu werden. „Alexandrien“, ſagt ein römiſcher 
Schriftſteller des dritten Jahrhunderts, „iſt eine Stadt der Fülle, 
des Reichtums und der Üppigfeit, in der niemand müßig geht; 
dieſer iſt Glasarbeiter, jener Papierfabrikant, der dritte Leinweber; 
der einzige Gott iſt das Geld.“ Allgemein galt es in der vor⸗ 
konſtantiniſchen Zeit als die erſte Handelsſtadt der Welt und die 
zweite Stadt des römiſchen Reichs. Es war das Zentrum der 
helleniſtiſchen Kultur, und ſchon Cäſar, Antonius, Nero, Geta ſollen 
den Gedanken erwogen haben, auch den Sitz der Regierung dahin 
zu verlegen ö. 

Blicken wir auf das Dargelegte zurück. Es zeigt, daß die 
Wirtſchaftsordnung der Oſthälfte des Römerreichs den kapitaliſtiſchen 
Charakter, welcher ihr, ſobald die Bevölkerung zunahm, durch die 
Natur der Länder aufgedrängt wurde, im Laufe der Jahrhunderte 
nicht nur feſtgehalten, ſondern immer ſchärfer entwickelt hat. Der 
Handel, der neben dem Seeraub die erſte Grundlage des Reichtums 
der Länder des öſtlichen Mittelmeeres geweſen iſt, iſt dies noch in 
der Römerzeit. Er hat im Laufe ſeiner Entwicklung immer feinere 
Geſchäftsformen ausgebildet. Das gilt auch von der Reederei und 
vom Seedarlehen; es gilt auch von anderen Darlehen. Der Wucher, 
der neben dem Handel als früheſte kapitaliſtiſche Unternehmung auftritt, 
hat eine erſchreckende Ausbildung erfahren. Spekulationen, um von 
erwarteten Werterhöhungen Gewinn zu ziehen, erſtrecken ſich ſo 
ziemlich auf alles, was gekauft und verkauft werden kann. Dem⸗ 
entſprechend von dem erſten Auftreten der Phöniker bis zu den 
Kirchenvätern das Streben, billig zu kaufen und teuer zu verkaufen. 
Auch äußert es ſich nicht bloß im Handel. Wir haben die kapitaliſtiſche 
Warenproduktion in Fabriken und die kapitaliſtiſche Sklavenwirtſchaft 
in Phönikien, Griechenland, Agypten kennen gelernt, und ſie beſtehen 
noch ebenſo unter den Römern. Dasſelbe gilt von der Landwirtſchaft. 
Da finden wir beim Großgrundbeſitz die Großpacht mit Verafter⸗ 
pachtung im kleinen und beim Kleingrundbeſitz hohe Verſchuldung 
der Bauern. Heer und Flotte ſind auf kapitaliſtiſcher Grundlage 
organiſiert, die Einnahmen des Reichs ſind in der Hauptſache auf 

1 Mommſen, a. a. O. S. 576. 


2 Bgl. Vopiscus, a. a. O. 
3 Mommſen, a. a. O. S. 573. 
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Geld geſtellt und ihre Erhebung verpachtet. Dabei kapitaliſtiſche 
Großunternehmungen zur Ausführung öffentlicher Arbeiten. Ent⸗ 
ſprechend dieſem ſtädtiſchen Charakter des Wirtſchaftslebens bleibt 
auch die politiſche Organiſation in dem großen Röͤmerreich auf 
Municipien begründet. Die ganze Kultur hat einen ſtädtiſchen 
Charakter. Von den Städten ſtrahlt die Ziviliſation aus, zuerſt die 
Helleniſierung, ſpäter die Chriſtianiſierung des Orbis Romanus; ja 
der paganus, der Bauer, wird mit dem Fortſchreiten der letzteren 
mit dem Heiden identiſch. 

So der wirtſchaftliche Charakter der öſtlichen Hälfte des römiſchen 
Großſtaats; in vollem Gegenſatz dazu ſtand der einzige Großſtaat, 
an den er grenzte, das Perſerreich. Es war, ſtatt wie das Römer⸗ 
reich auf ſtädtiſcher, auf feudaler Grundlage aufgebaut; und nicht 
anders ſtand es mit dem bald unter der Oberhoheit Roms, bald 
unter der der Perſer ſtehenden Armenien !. In beiden Ländern gab 
es Familien von ſehr großem Grundbefig und fürſtlicher Autorität, 
und daneben und unter ihnen verſchiedene andere mit Grundbeſitz 
angefeffene höhere und niedere Adelsfamilien. Prokop berichtet ?, daß 
das perſiſche Geſetz Staatsämter nur an Perſonen zu übertragen 
erlaubte, welchen ihrer Geburt nach jedwede beſondere Würde zu⸗ 
kommt. Der König war alſo bei Verleihung gewiſſer Amter an 
beſtimmte Familien gebunden ®. Die perſiſchen Adeligen erhielten 
vom König Land und Häuſer gegen die Verpflichtung zu Kriegs⸗ 
dienſt“. Die perſiſchen Heere waren keine ſtehenden Heere; zu allen 
Zeiten war vielmehr die perſiſche Kriegsführung angewieſen auf das 
Angebot der Lehensfürſten und der ihnen untergeordneten Lehens⸗ 
träger, ſowie der großen Maſſe von Unfreien, über welche dieſe 
geboten . Wie im mittelalterlichen Europa, fo haben auch in Perfien 


1 Bgl. darüber Gibbon, Decline and fall of the roman empire, 
Chapt. VIII. Nöldeke im Anhang zu feiner Überfegung von Tabari, Ges 
ſchichte der Perſer und Araber zur Zeit der Saſaniden. Leiden 1879, S. 437. — 
Mommſen, Rim. Geſch. V, Kap. IX. 

8 Perſiſche Denkwürdigleiten I, Kap. 6. 

2 Außer den Prieſtern gab es nach Nikephorus Kalliſtos (XVIII, 30) 
ſieben weltliche Stände, die Erbrecht auf beſtimmte Beſchäftigungen hatten. 
Der erſte war die regierende Familie, der zweite enthielt die Kriegsleute, der 
dritte die eigentlichen Staatsgeſchäftsmänner, der vierte die Richter, der fünfte 
die Reiter, der ſechſte die Steuereinnehmer und Kaſſenverwalter, der fiebente 
diejenigen, welche die königlichen Pferde und die Kriegskleider beſorgten. 

* Gibbon, Chapt. VIII in fine. 

s Mommſen, a. a. O. S. 345, 417. Nöldeke, a. a. O. 5 442. 
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der rebelliſche Feudaladel und die Geiſtlichkeit manchem König das 
Leben ſauer gemacht; und wie ſich im Mittelalter die Könige des 
Abendlands des übermächtigen Feudaladels zu erwehren ſuchen, 
indem ſie die Bauernbefreiung fördern, ſo ſucht in Perſien ſchon im 
fünften Jahrhundert ein König ſich durch Schutz des Bauernſtands der 
Übermacht des Adels und der mit dieſem zuſammenhängenden Prieſter⸗ 
ſchaft zu erwehren. König Kawadh (Regierungsantritt im Jahre 488 
n. Chr.), der Vater des Chosrau (des Chosroes der Griechen) hat 
ſich zu dieſem Zweck ſogar mit den Anhängern eines Mannes, 
namens Mazdak, verbunden!, der lehrte, daß alle Menſchen gleich 
geſchaffen ſeien und es daher unrecht ſei, wenn der eine mehr Güter 
und mehr Weiber habe als der andere; Kawadh iſt eben deshalb 
von ſeinen rebelliſchen Großen abgeſetzt worden. Perſien iſt ein auf 
feudaler Grundlage aufgebauter Staat geblieben; und wenn wir 
hören?, daß Perſerkriege abgebrochen wurden, weil ſich das perſiſche 
Aufgebot auflöſte und nach Hauſe ging, ſo erinnert dies an Vor⸗ 
gänge, die ſich ganz ähnlich ſpäter im europäiſchen Lehensweſen finden. 

Dieſes Perſerreich hat ſchon den Römern große Schwierigkeiten 
bereitet, als ſie in der letzten Zeit der Republik nach der Beſetzung 
Syriens in unmittelbare Berührung mit ihm kamen. Unter dem 
römiſchen Kaiſerreich war es eine ſteigende Sorge der Regierung, 
den Perſern entgegenzutreten. Das mußte um ſo mehr der Fall 
ſein, als mit der Pax romana die Beraubung von reichen Völkern 
und Provinzen zugunſten Italiens aufhörte und damit der Verfall 
Italiens, deſſen Reichtum darauf beruht hatte, eintrat. Damit 
wurde der wirtſchaftliche Schwerpunkt des Reichs in ſeine öſtliche, 
griechiſche Hälfte verlegt, deren Wohlſtand im Gegenſatz zu Italien 
auf eigener wirtſchaftlicher Produktion beruhte. Und wenn, wie 
bemerkt, ſchon Cäſar, Antonius, Nero, Geta an die Verlegung der 
Regierung in die Hälfte des Reichs gedacht hatten, welche vermöge 
ihres natürlichen Reichtums und ihrer überlegenen Kultur den Weſten 
weit übertraf, ſo mußte dieſer Gedanke immer mehr nach Verwirk⸗ 
lichung drängen, je größer die Gefahr wurde, die dem Römerreich 
vom Oſten her drohte. Nur hat Konſtantin, der ihn ausgeführt 
hat, nicht Alexandrien zum Sitze der Regierung gewählt; zu ſeiner 
Zeit gab es außer den vom Oſten auch vom Norden her drohende 
Gefahren. Er hat fein Neu⸗Rom erbaut, wo es möglich war, beiden 


1 Bol. Tabari, Geſchichte der Perſer und Araber, überſetzt von Nöldeke. 
S. 140 ff., 455 ff. 
2 Mommſen, a. a. O. S. 419, 421. 
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entgegenzutreten, und wo gleichzeitig, vermöge der unvergleichlichen 
Lage des Ortes, aus allen Teilen der damals bekannten Welt 
der Reichtum zuſammenſtrömte, der zur Überwindung beider Gefahren 
nötig war. Denn allein mittels der rohen Kraft ſeiner Bürger 
hätte ſich das römiſche Reich gegenüber dem Andrang der Barbaren 
nicht lange halten können; aber wie Strabo, wo er von Böotien 
ſpricht, ſagt!: die Hellenen haben, um Krieg zu führen, ſtets die 
Wiſſenſchaften und den Verkehr nutzbar gemacht, und die Römer 
waren Gebieter über alle geworden, indem ſie dem Beiſpiel der 
Hellenen gefolgt find. In dem hier entſtandenen byzantiniſchen 
Reiche hat die antike Kultur ihren Untergang im weſtrömiſchen 
Reich tauſend Jahre überdauert; von ihm aus hat ihre Wieder⸗ 
geburt im weſtlichen Europa ihren Ausgang genommen. 

Die wirtſchaftliche Grundlage der ſo langen Dauer des byzan⸗ 
tiniſchen Reichs waren die Erwerbszweige, auf denen, wie wir ge- 
ſehen haben, von den älteſten Zeiten an der Reichtum der Länder 
am Oſtbecken des Mittelmeers beruht hat: Gewerbe und Handel. 
Sie blühten weiter in den Provinzen, in denen ſie ſchon vor der 
Verlegung der Hauptſtadt nach Konſtantinopel geblüht hatten. In 
Kleinaſien, Syrien und Agypten blühten ſie, bis die dortigen Städte 
erſt unter die perſiſche, dann die arabiſche Herrſchaft gelangten. 
Nicht als ob ihre Blüte damit aufhörte; aber ſie gingen dem byzan⸗ 
tiniſchen Reiche verloren. In den althelleniſchen Städten nahmen 
ſie unter den byzantiniſchen Kaiſern ſogar einen neuen Aufſchwung; 
vor allem aber blühten ſie in der neuen Hauptſtadt, in Konſtan⸗ 
tinopel. 

Was zum neuen Aufſchwung von Gewerbe und Handel im 
byzantiniſchen Reiche beſonders beitrug, war die Einführung der 
Seidenwurmzucht im byzantiniſchen Reich im 6. Jahrhundert“. Den 
Ausgang der Seidenwurmzucht bildet China. Sie wurde dort fo ge: 
heim betrieben, daß Ausländer über den Hergang bei der Erzeugung 
der Seide nicht das mindeſte erfahren konnten. Erſt verhältnismäßig 
ſpät gelangte die Kenntnis davon in das in Zentralaſien gelegene kleine 
Königreich Khotan. Einſtmals heiratete eine chineſiſche Prinzeſſin 
den König dieſes Landes, und, die Grenzwächter täuſchend, ſoll ſie 
Seidenraupeneier und Maulbeerſamen mit ſich genommen haben. 


1 Strabo IX, Kap. 2 (401). 
2 Bgl. darüber Wilhelm Heyd, Geſchichte des Levantehandels im Mittel- 


alter. Stuttgart 1879, I, 5—24. 
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Aber es fteht nicht feft, ob um die Mitte des 6. Jahrhunderts die 
Seidenwurmzucht in ihrer Verbreitung von Oſt nach Weſt ſchon 
über Khotan hinausgeſchritten war. Jedenfalls ſtammte der größte 
Teil der Seide, die damals im Handel der weſtlichen Völker vor⸗ 
kam, aus China. Von da gelangte ſie entweder auf dem Landweg 
durch Karawanen oder auf dem Seeweg über Ceylon in das Land der 
Perſer, die mit großer Eiferſucht darüber wachten, daß die Seide 
durch keine andere Hand als die ihre zu den Byzantinern gelange. 
Gewiſſe Grenzſtädte wurden bezeichnet, an welchen die aus Perſien 
kommenden Waren den Byzantinern verkauft werden ſollten. Dieſe 
Plätze durften um ſo weniger umgangen werden, als ſie zugleich 
Zollſtädte waren. Strenge Geſetze, die aus dem 5. Jahrhundert 
ſtammten, und die Juſtinian erneuert hat, beſtraften mit Konfiskation 
der Waren und einer weiteren Strafſumme jedweden Betrug und 
jedwede Kontrebande. Bis in die Einzelheiten waren die Bedingungen 
des Austauſches darin beſtimmt: die Gegenſtände, die zu verkaufen 
verboten war, und die Zölle, die man für diejenigen entrichten mußte, 
die man kaufte. Das Hauptziel Juſtinians ging nun dahin, den 
byzantiniſchen Handel, namentlich den in der begehrteſten Ware, in 
der chineſiſchen Seide, von Perſien zu emanzipieren; denn das Mo⸗ 
nopol der Perſer im Seidenhandel hatte für die byzantiniſche Volks⸗ 
wirtſchaft unangenehme Folgen: bei jedem Bruch mit Perſien ſtiegen 
die Preiſe der Seidengewebe, und da ſie ein Gegenſtand ſtarken Ver⸗ 
brauchs waren, wurde dies von allen als läſtig empfunden. Um 
das Monopol der Perſer zu brechen, hat Juſtinian im Jahre 532 
den Verſuch gemacht, den chineſiſchen Seidenhandel über Athiopien 
zu leiten; die Athiopier ſollten die Seide von den Indern kaufen 
und dann an die Byzantiner weiterverkaufen. Aber der Verſuch 
ſchlug fehl, denn es fehlte den Athiopiern an Unternehmungsgeiſt. 
Darauf gelang es Juſtinian durch Mönche, welche auf Miſſionsreiſen 
in Länder mit Seidenbau vorgedrungen waren, Eier von Seiden⸗ 
raupen, wahrſcheinlich aus Khotan, ſich zu verſchaffen, und davon 
datiert das Aufkommen der Seidenwurmzucht auch im griechiſchen 
Reiche. Juſtin II. konnte ſchon 568 einer türkiſchen Geſandtſchaft, 
die an ſeinen Hof kam, die Seidenfabrikation in vollem Betrieb 
zeigen. 

Immerhin haben die Griechen noch lange den größeren und 
qualitativ beſſeren Teil ihres Rohſtoffs aus China, und zwar, von 
wenigen Jahren abgeſehen, in denen der Seidenhandel über türkiſches 
Gebiet ſeinen Weg nahm, über Perſien bezogen. 
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Die Perſer aber haben nicht nur als Vermittler des Handels 
zwiſchen dem öſtlichen Handel und Byzanz gedient; auch in Perſien 
iſt eine Seideninduſtrie entſtanden. Die Perſer begannen die Seide, 
die ihr Gebiet überſchritt, ſelbſt zu verweben, und ebenſo haben ſie 
ſich von je auf das Weben von Wollzeugen und Teppichen verſtanden. 
Als dann Juſtinians Monopolſyſtem die Seidenweberei im griechi⸗ 
ſchen Reiche ruinierte, wurden viele Seidenweber zur Auswanderung 
nach Perſien veranlaßt; andere wurden von König Schapur I. als 
Teil der Beute, die er von ſeinem Siegeszug nach Meſopotamien 
und Syrien heimbrachte, zwangsweiſe nach Perſien verſetzt. Auf 
dieſe griechiſchen Arbeiterkolonien führte die noch in ſpäteren Ge⸗ 
ſchlechtern fortlebende Tradition den Urſprung der Seidenfabrikation 
in einer großen Anzahl perſiſcher Städte zurück. 

In jenen Grenzſtädten, in denen nach den Verordnungen der 
griechiſchen Kaiſer der Warenaustauſch zwiſchen ihren Untertanen 
und den Perſern vor ſich gehen ſollte, fungierten die kaiſerlichen 
Beamten nicht bloß als Zolleinnehmer, ſondern zugleich als kaiſer⸗ 
liche Kommiſſäre für den Einkauf von Rohſeide. Was ſie kauften, 
war zu einem großen Teil für die kaiſerlichen Gynäceen in Kon⸗ 
ſtantinopel, die unter der Aufſicht des kaiſerlichen Schatzmeiſters 
ſtanden, beſtimmt. Hier wurde die Rohſeide durch Sklaven ver⸗ 
arbeitet, gewebt und gefärbt, und alle Seidenſtoffe, die der Hof 
brauchte, gefertigt. Einzelne koſtbare Gattungen durften ſogar nur 
in dieſen Gynäceen fabriziert werden. Die Seideninduſtrie der 
Privaten war durch die kaiſerlichen Gynäceen beſchränkt und teils 
um ihren Abſatz gebracht; doch durfte ſie wenigſtens noch neben 
ihnen beſtehen. Auch lieferten die kaiſerlichen Zollbeamten nicht 
alle Seide, die ſie ankauften, an den Hof. Sie waren ſogar an⸗ 
gewieſen, einen Teil der Seide an Private zu verkaufen, und zwar 
zum Ankaufspreis. Möglicherweiſe, daß die Seidenhändler und 
Seidenfabrikanten die Ware dadurch billiger erhielten, als wenn ſie 
mit den Perſern perſönlich gehandelt hätten. Im allgemeinen aber 
konnte die Seide bei der Feindſeligkeit der Perſer nur eine teuere 
Ware ſein. 

Außer in den Gynäceen Konſtantinopels hatte die griechiſche 
Seideninduſtrie ihren Hauptſitz in. den Städten Tyrus und 
Berytus. Syrien war überhaupt eine der blühendſten Provinzen 
des byzantiniſchen Reiches. Seine Hauptſtadt Antiochien ſchildert 
Prokop als die erſte von allen Städten im Morgenlande an Reich⸗ 
tum, Größe, Volkszahl, Herrlichkeit, und damit ſtimmt das Zeugnis 
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anderer überein. Als aber Kaiſer Juſtinian fo niedere Höchſtpreiſe 
für die Seidenſtoffe feſtgeſetzt, daß dabei weder Kaufleute noch 
Fabrikanten beſtehen konnten, und durch hohe Abgaben und ſein 
Monopolſyſtem viele Arbeiter zur Auswanderung trieb, wurde dieſer 
Glanz Syriens vorübergehend getrübt. Doch dauerte dies nicht 
lange; die bald darauf erfolgende Einführung der Seidenwurmzucht 
machte die heimiſchen Seidenfabrikanten nicht mehr davon abhängig, 
daß ſie ihren Rohſtoff zu hohen Preiſen vom Ausland kauften, ſie 
konnten ihn jetzt mit wenig Koſten im eigenen Land erzeugen. 

So war es noch unter Juſtinian. Aber was die Byzantiner 
in Syrien und Agypten an blühenden gewerbe- und handeltreibenden 
Städten beſaßen, verloren ſie im 7. Jahrhundert zuerſt an die Perſer, 
dann an die Araber. Im Jahre 641 wurde Alexandrien. bis dahin 
die erſte Handelsſtadt der Welt, arabiſch. Dagegen finden wir die 
europäiſchen Städte des Byzantinerreichs um dieſe Zeit wieder im 
Aufblühen. Trotz der Slaviſierung gab es in den althelleniſchen 
Städten noch eine große Wobhlhabenheit?. Namentlich waren Theben 
und Korinth durch Seidenweberei berühmt?. In Patras fabrizierte 
man reich geſtickte Purpurkleider, Wollengewebe aller Art, Seiden⸗ 
ſtoffe ſo fein, daß man von ihnen rühmte, ſie ſeien feiner als das 
Gewebe der Spinne, und Teppiche, die mit ee Gemälden 
geſchmückt waren >. 


1 Hopf, Griechenland im Mittelalter, im 85. Teil der Allgemeinen Ency⸗ 
klopädie von Erſch und Gruber, S. 127. 

2 Ebenda S. 156, 162. 

* Paparrigopoulo, Histoire de la civilisation hellénique. Paris 
1878, p. 294. Die Geſchenke, welche im 9. Jahrhundert Danilis, eine reiche 
Matrone aus Patras, dem Kaiſer Baſilius I., ihrem Adoptivſohne, machte, 
waren ohne Zweifel auf griechiſchen Webſtühlen gefertigt. Sie ſchenkte ihm 
einen aus feiner Wolle gefertigten Teppich, deſſen Muſter den Schwanz eines 
Pfaus wiedergab, und der ſo groß war, daß er den ganzen Boden einer neu⸗ 
erbauten Kirche bedeckte. Sie gab 600 Stück Seide und Leinwand zu ver⸗ 
ſchiedenartigem Gebrauch. Die Seide war mit tyriſchem Purpur bemalt und 
geſtickt. Die Leinwand war ſo fein, daß ein ganzes Stück in das Innere eines 
Schilfrohrs geſteckt werden konnte. In ſeiner Beſchreibung der griechiſchen 
Gewerbeprodukte unterſcheidet ein Geſchichtsſchreiber Siziliens ihren Preis je 
nach dem Gewicht und der Feinheit der Seide, der Dichtigkeit des Gewebes, der 
Schönheit der Farben und dem Geſchmack und Stoff der Stickerei. Ein ein⸗ 
facher, doppelter oder dreifacher Faden genügte für gewöhnliche Ware; wurden 
ſechs Fäden verwebt, ſo war das Ergebnis ein ſtärkeres und koſtbareres 
Produkt. Unter den Farben wird die feurige Pracht des Scharlach und der 
fanftere Schmelz des Grün mit Beredſamkeit von ihm geprieſen. Auf dem Ge⸗ 
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Theſſalonich wird als reiche, blühende Stadt geſchildert; 
nicht bloß wegen der Mannigfaltigkeit ſeiner landwirtſchaftlichen 
Produkte, ſondern wegen ſeines großen Gewerbbetriebs, des lebhaften 
Verkehrs in ſeinem Hafen, wegen ſeiner Beziehungen zum Weſten, 
die ihm die große Heerſtraße, die ſich vom Thermaiſchen Golf bis 
zur Adria zog, brachte. Eine große Menge von Fremden und Ein⸗ 
geborenen füllte ſeine Straßen und beſonders ſeinen Markt. Zur 
Zeit der großen Meſſe, die am Namenstag des Stadtheiligen Demetrius 
ſtattfand, traf man da eine Menge von Hellenen, beſonders Seiden⸗ 
händler aus Theben, ferner Slawen, Italiener, Franzoſen, Spanier 
und Mohammedaner. Seine Werkſtätten, worin Kupfer, Eiſen, Zinn, 
Blei verarbeitet und Glas hergeſtellt wurden, waren ſo groß, daß 
ſie für eine doppelt ſo große Stadt genügt hätten. Seine Ein⸗ 
wohner waren durch Wohlſtand ausgezeichnet, wovon der hier herr⸗ 
ſchende Luxus Zeugnis gibt. Viele darunter beſaßen großen Reichtum 
an Gold, Silber und Edelſteinen. Die Stoffe aus Seide waren 
dort fo häufig wie anderwärts die aus Wolle. 

Andere durch den Handel blühende Städte waren Durazzo, 
Ancona, Korfu, Vonitza, Koron, Nauplia, Athen, 
Chalkis, Demetrias, Chryſopolis, Peritheorion, 
Abydos, Rhodoſto, Adrianopel, Apros, Heraklea, 
Selyvria?. 

Indes alle Städte des byzantiniſchen Reichs wurden in Schatten 
geſtellt durch die Hauptſtadt Konſtantinopel. Ihre Einwohnerzahl 
wird auf 500 000 Seelen beziffert“. Hier war der Sitz des Hofs, 
und auch die „Mächtigen“, die Großgrundbeſitzer der Provinzen 
hatten hier ihre Paläſte, von denen aus fie ihre Intrigen ſpannen, 
um für ſich und ihre Familien Einfluß, Herrſchaft, eventuell den 
Thron zu erlangen. Ein unerhörter Luxus wurde entfaltet. Die 
unvergleichliche Lage des Orts an dem Punkt, wo Oſt und Weſt ſich 
berühren, machte Konſtantinopel zum großen Stapelplatz, auf dem 
die Waren aus Aſien, Afrika, Italien, Spanien, Deutſchland und 


webe befand ſich erhabene Stickerei in Silber und Gold; neben den einfacheren 
Muſtern von Streifen und Kreiſen fanden ſich herrlichere Nachahmungen von 
Blumen. Die hergeſtellten Gewänder dienten dem Gebrauch bei Hof oder am 
Altar; ſie glitzerten von koſtbaren Steinen, und die Umriſſe der darauf an⸗ 
gebrachten Figuren waren mit orientalifhen Perlen gezeichnet. Vgl. Gibbon, 
Decline and fall, Chapt. LIII. — Hopf, a. a. O. S. 128. 

1 Paparrigopoulo, a. a. O. p. 293. 

2 Ebenda p. 294. 

3 Ebenda p. 292. 
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Rußland zuſammenſtrömten. Teils über Syrien, teils über das 
Rote Meer ſtand es in Handelsbeziehungen mit dem äußerſten 
Orient, und ſei es direkt, ſei es durch Vermittlung der Perſer, 
ſpäter der Araber, trieb es Handel mit Ceylon und China. Über 
das Schwarze und das Kaſpiſche Meer erhielt es aus Zentralaſien 
Spezereien, Arome, Edelſteine. Nach Norden hin zogen ſich ſeine 
Handelswege bis zu den Skandinaven und Ruſſen, von wo es Pelz⸗ 
werk, Honig, Wachs, Sklaven bezog. Die byzantiniſchen Kaufleute, 
vor allem die Syrer und Armenier, gingen nach Afrika, Italien, 
Gallien. Was aus allen dieſen Gegenden zuſammenſtrömte, wurde 
hier, ſoweit es nicht am Orte verbraucht wurde, weiterverarbeitet 
oder an andere Völker weiter verhandelt. Aus den Händen ſeiner 
Arbeiter ging alles hervor, was das Mittelalter an koſtbarem und 
raffiniertem Luxus gekannt hat, nicht nur die ſchon erwähnten 
bildergeſchmückten Seiden⸗ und Purpurſtoffe, ſondern auch die gold⸗ 
glänzenden Brokate, die wundervollſten Werke der Goldſchmiedekunſt, 
Geſchmeide, beſetzt mit Edelſteinen und Perlen, Elfenbeinſchnitzereien, 
Manuſfkripte, bemalt mit Miniaturen, ſilberniellierte Bronzen, gold⸗ 
‚ emaillierte Reliquarien. 

Welches war die Organiſation des Gewerbebetriebs und auch des 
Handels? Sie ſtand überwiegend unter dem Zeichen des Monopols. 

Nicht nur, daß Juſtinian die Produktion gewiſſer ſeidener 
Artikel monopoliſiert hat und gewiſſe Stoffe nur in den Staats⸗ 
fabriken hergeſtellt werden durften, auch den Verkauf der nötigften 
Lebensmittel hat er den Privatperſonen entzogen. Die Sache hat 
ihren Anfang in den Getreideſpenden genommen, welche in Kon⸗ 
ſtantinopel, wie früher in Rom, unter das Volk, um es bei guter 
Laune zu erhalten, verteilt wurden. Außer Brot und Getreide hat 
Konſtantin Fleiſch, Wein und Ol im kaiſerlichen Palaſte austeilen 
laſſen. Die Provinzen hatten zu dieſem Zweck ihre Abgaben zum 
Teil in Früchten zu leiſten. Juſtinian, der für ſeine Kriege, für 
Tribute an Barbaren, um ſie von Einfällen ins Reich abzuhalten, 
und für Bauten außerordentlich viel Geld brauchte, hat dieſe unent⸗ 
geltlichen Spenden in ihr Gegenteil, in Erpreſſungen, verwandelt. 
Er beſtimmte, daß der Untertan von keinem Bauern Getreide kaufen 
dürfe; er mußte ſeinen Bedarf von den kaiſerlichen Finanzbeamten 
kaufen, und in den Jahren der Not wurde das Getreide den be⸗ 
drängten Städten um das Doppelte des Preiſes verkauft, der den 
Bauern als Steuer angerechnet worden war. So iſt es dann auch 
unter ſeinen Nachfolgern, ſicher bis zum erſten, vielleicht bis zum 


587 Die byzantiniſche Volkswirtſchaft 25 


vierten Kreuzzug geblieben!. Dabei haben ſich dann auch die kaiſer⸗ 
lichen Beamten bis hinauf in die höchſten Stellen auf Koſten des 
Volkes bereichert. So Leo Phokas, der Bruder des Kaiſers 
Nikephoros II. Phokas. Unter der Regierung des letzteren wurde 
der Getreidepreis ſo hoch getrieben, daß ein Greis mit weißen 
Haaren, wie erzählt wird, um ſeinen Unterhalt zu finden, ſich als 
Soldat anwerben laſſen wollte. Nikephoros frug ihn, wie er bei 
ſeinem Alter dazu komme. „Majeſtät,“ antwortete der Greis, „ich 
muß viel ſtärker wie früher geworden ſein. In meiner Jugend hatte 
ich zwei Eſel nötig, um das Getreide zu tragen, das ich für ein 
Goldſtück kaufte; aber ſeit Beginn Euerer glücklichen Regierung trage 
ich es leicht auf meinen Schultern, was mich das Doppelte foftet *.“ 

Aber auch im übrigen war Konſtantinopel das Paradies der 
Monopole. Nach dem Livre du prefet® aus der Zeit Leos des 
Weiſen (886) gab es Zünfte in Konſtantinopel. Sie ſtanden unter 
der Aufſicht des Polizeipräſidenten der Stadt, des praefectus urbi. 
Zunft und Stadtverwaltung wirkten zuſammen, zur Regelung von 
Produktion und Verkehr. Art und Weiſe, Zeit und Ort des Ein⸗ 
kaufs der Rohſtoffe waren genau beſtimmt. Der Präfekt und ſein 
Legatarius beſtimmten die Preiſe und den Gewinn der Wieder⸗ 
verkäufer. Der Zunftvorſtand verteilte die Ware an die Zunft⸗ 
genoſſen nach Maßgabe der von den einzelnen entrichteten Summen. 
Die Menge von Produkten, die jeder zum Verkauf bringen durfte, 
war kontingentiert. Die einzelnen Gewerbetreibenden waren be⸗ 
ſchränkt auf gewiſſe Teile der Stadt. Alſo ſowohl Produktions⸗ 
als auch regionale Kontingentierung, ganz wie in einem modernen 
Kartell. In anderen Gewerben waren die einzelnen Gewerbetreibenden 
durch Minimaldiſtanzen voneinander entfernt. Die Gewerbe⸗ 
treibenden hatten Eintrittsgelder beim Eintritt in die Zunft zu 
zahlen und Bürgen beim Eintritt zu ſtellen. 

Sehen wir hier ſchon die Zunftorganiſation, wie ſie im Abend⸗ 
land während des ſpäteren Mittelalters beſtand, vollkommen aus⸗ 
gebildet, ſo kann es um ſo weniger wundernehmen, daß wir auch 
im Handel ähnliche Beſchränkungen zugunſten der einheimiſchen 
Bürger vorfinden, als uns dieſe ja ſchon im alten Agypten, in 


1 Bol. K. D. Hüllmann, Geſchichte des byzantiniſchen Handels bis zum 
Ende der Kreuzzüge. Frankfurt a. O. 1808, S. 11—17. 

® Lebeau, Histoire du Bas-Empire. Paris 1773. XVI, 125, 126. 

3 Siehe J. Nicole, Le livre du préfet ou l’edit de l’empereur Léon le 
sage sur les corporations de Constantinople. Genéve et Bale 1894. 
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Athen zur Zeit des Solon und in der Beit des Demoſthenes be- 
gegnet ſind. Wie in Athen und Agypten, beſtand man in Byzanz 
darauf, daß die ſich da treffenden fremden Kaufleute nicht mit⸗ 
einander verkehrten und zum Beiſpiel der Italiener nicht unmittelbar 
an den Aſiaten verkaufte und umgekehrt, ſondern jeder fremde 
Kaufmann ſollte nur an einen byzantiniſchen verkaufen und 
von dieſem kaufen können; die Vorſchrift hat dann dazu geführt, 
daß die Italiener direkt nach den Geſtaden des Schwarzen Meeres 
fuhren; ſie war alſo eine der Maßnahmen, welche dazu geführt 
haben, die Handelsherrſchaft der Byzantiner zu brechen. 

Die Gewerbe, welche in dem Buche des Präfekten geregelt ſind, 
waren handwerksmäßige Betriebe. Neben dem Handwerk finden wir 
aber auch ſchon den kapitaliſtiſchen Betrieb; denn die Seidenfabrikation, 
nicht bloß die des Staats, deren Erträgniſſe einen wichtigen Beſtand⸗ 
teil der kaiſerlichen Zivilliſte ausmachten !“, ſondern auch die, in 
denen der Privatbetrieb zugelaſſen war, ebenſo die Verfertigung von 
Brokaten, Samt, Teppichen, Glas dürfte hausinduſtriell und in 
Manufakturen ſtattgefunden haben. Befanden ſich doch gegen Ende 
des 11. Jahrhunderts in Byzanz ſogar ſchon Fabriken, die für 
Rechnung venezianiſcher Häuſer betrieben wurden; um dieſelbe Zeit 
geſchieht der Werkſtätten von Bürgern aus Melfi Erwähnung; 
weiterhin kommen piſaniſche und nochmals venezianiſche Fabrikanten 
vor?. Auch wurden die Seidenarbeiter, welche Roger II. von Si⸗ 
zilien aus Theben und Korinth nach Palermo übergeführt hat?, 
hausinduſtriell oder in großen Räumen unter Leitung von Werk⸗ 
meiſtern, alſo in Manufakturen beſchäftigt “. 

Daß damals auch ſchon techniſche Fortſchritte gemacht wurden, 
ſowohl mechaniſche als auch chemiſche, zeigen die Nachrichten über 
die Maſchinen und das griechiſche Feuer, welche die Byzantiner im 
Kriege ſo erfolgreich zur Anwendung brachten, ſowie die Schilderung 
Luitprands über die brüllenden Löwen und die ſingenden Vögel, die 
den Thron des griechiſchen Kaiſers umgaben, und den Aufzug, der 
ihn bei Audienzen den erſtaunten Augen der Geſandten barbariſcher 
Völker entſchwinden ließ. Freilich fehlen jedwede Nachrichten, ob 


1 Bol. Teſtaud, a. a. O. S. 30. 

2 Bgl. Hüllmann, a. a. O. S. 37. 

3 Vgl. Otto von Freiſingen, Denkwürdigkeiten aus dem Leben Kaiſer 
Friedrichs I., im zweiten Teile des erſten Buches. 

Siehe R. Straus, Die Juden im Königreich Sizilien. Heidelberg 
1910, S. 68, 71. 
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techniſche Erfindungen auch der gewerblichen Produktion dienſtbar 
gemacht wurden. 

Neben den kapitaliſtiſchen Betriebsformen von Hausinduſtrie 
und Manufaktur und dem Großhandel finden wir den Kapitalismus 
in ununterbrochener Fortdauer ſeit der antiken Welt im Bankweſen, 
in der Reederei und im Kriegsweſen des Reichs. Desgleichen hat 
bis zum Ende des oſtrömiſchen Reichs die Ausführung öffentlicher 
Arbeiten und die Einſammlung der Staatseinnahmen auf kapita⸗ 
liſtiſcher Grundlage ſtattgefunden. Wie der römiſche Staat nicht 
in eigener Regie gebaut hatte, ſo vergab der byzantiniſche alle 
öffentlichen Arbeiten an den Mindeſtnehmenden im Wege der Sub: 
miſſion und die Erhebung der Staatseinnahmen, insbeſondere der 
Steuern und Zölle, an den Meiſtbietenden !. 

Der Geldreichtum, der durch die hier vorgeführten Erwerbs⸗ 
arten im byzantiniſchen Reich und beſonders in Konſtantinopel an⸗ 
gehäuft wurde, hat es zum Märchenland des frühen Mittelalters 
gemacht und, wie zum Mittelpunkt des Verkehrs und zum Reiche, 
wohin die golddurſtige Jugend aller Nationen ſtrömte, um als 
Söldner ihr Glück zu machen?, ſo zur Zielſcheibe der Angriffe aller 
Völker des Morgen⸗ wie Abendlands. 

„Für die ganze Welt“, ſchreibt Charles Diehl 8 „war Byzanz 
der Ort, von dem alle Initiative ausging; durch es hat der bar- 
bariſche Weſten die Idee eines ziviliſierten und eleganteren Lebens 
erhalten; durch es ijt der flawiſche Often erſt zu einem geſchicht⸗ 
lichen Leben erwacht, und ſelbſt die Araber, ungeachtet ihrer un⸗ 


1 Vgl. Deloume, Les manieurs d' argent A Rome. Paris 1889, p. 44, 95. 
Henri Monnier in der Nouvelle revue historique du droit frangais et 
etranger XXIV, 305. 

2 Ein Beiſpiel: Harald III. Hardraade, der 1047 den nörwegifhen Thron 
beſtieg, diente von 1033 —1044 als Oberfeldherr der fremden Leibwache der 
Waräger. Im byzantiniſchen Dienſte bekämpfte er die ſarazeniſchen Piraten im 
Agäiſchen Meer und die Bulgaren zu Lande und kehrte 1043 mit Schätzen ſo 
reich beladen, daß kaum 12 Jünglinge die Maſſe des Goldes tragen konnten, in 
die Heimat zurück. (Bgl. Adam. Bremensis, Gesta Hammaburgens. eccles. 
pontificum III, 12, 16 in Bert’ Monum. Germ. hist. IX, 339; Annalist a 
Saxo bei Pertz VIII, 69). Die Sage hat Heldentaten und Erfolge des 
Königsſohnes bald in der lockendſten Weiſe ausgemalt. (Vgl. Harald Haardraades 
Saga in den Oldnordiſke Sagaer udgiven i Overſaettelſen af der Kongelige 
Nordiſke Oldſkrift⸗Selfkab. Bd. VI. RKjdibenhavn 1832, 8. Cap. 3—15, 
S. 109—141) 

3 Ch. Diehl, Etudes Byzantines. Paris 1905, p. 12. 
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vergleichlichen Anlagen, haben ihm einen Teil des Glanzes von 
Bagdad und Cordova verdankt. Man erwäge, daß das ganze Mittel⸗ 
alter von Konſtantinopel als der Stadt der Wunder geträumt hat, 
die es in einer Goldſpiegelung erblickte. Man träumte davon in den 
kalten Nebeln von Norwegen und an den Ufern der ruſſiſchen 
Flüſſe, auf denen die nordiſchen Abenteurer hin gegen das unver⸗ 
gleichliche „Tſarigrad“ herabfuhren; man träumte davon in den 
Burgen des Abendlands, wo die Troubadoure von den Wundern 
ſangen, welche den kaiſerlichen Palaſt ſchmückten, von den bronzenen 
Kindern, die ins Horn ſtießen, und dem ſich drehenden Saale, 
welchen die Wellen des Meeres bewegten, und dem leuchtenden Kar⸗ 
bunkel, der des Nachts die Gemächer erhellte; man träumte davon 
auch bei den Banken Venedigs, wo man berechnete, daß die Kaiſer 
aus ihrer Hauptſtadt allein ein jährliches Einkommen von 8 300 000 
Goldſolidi zogen, mehr als 550 Mill. Fr. von heute.“ 

Der Jude Benjamin von Tudela in Spanien beſuchte Kon⸗ 
ſtantinopel um das Jahr 1170. In ſeiner Beſchreibung! der Stadt 
wird unter anderem geſagt: „Alle Arten von Kaufleuten kommen 
hierher aus Babylonien, Shinar (Abeſſynien ?), Perſien, Medien, 
Agypten, Kanaan, Rußland, Ungarn, dem Land der Petzenegen und 
dem der Chazaren, aus der Lombardei und Spanien. Es iſt eine 
geſchäftige Stadt, und Kaufleute kommen dahin aus jedem Lande 
zur See und zu Land, und es findet ſich keine ihresgleichen in der 
Welt außer Bagdad, der großen Stadt des Iſlam. Der unendliche 
Reichtum, welcher aus jedem Reiche, aus jedem Ort und jeder 
Feſtung in dieſe Stadt ſtrömt, überſteigt die Kraft der Einbildung 
und übertrifft den Reichtum der geſamten Welt. Innerhalb der 
Sophienkirche iſt eine Unmaſſe von goldenen und ſilbernen Säulen. 
In dem Palaſte des Kaiſers befinden ſich Schätze und Edelſteine, 
deren Wert gar nicht zu beſtimmen iſt. Die Bewohner der Stadt 
find wohlhabend, tragen ſeidene Gewänder und über dieſe gold⸗ 
geſtickte Mäntel. So gekleidet, bewegen ſie ſich zu Pferd herum und 
ſehen aus, als wären ſie Prinzen. Das Land iſt groß und reich an 
Brot und Fleiſch und Wein, und in der Welt gibt's keine reicheren 
Leute als hier.“ 

Und als 30 Jahre ſpäter aus dieſen im Herzen gehegten 
Viſionen und all der ſo erregten Begehrlichkeit der vierte Kreuzzug 


1 The itinerary of Benjamin of Tudela by Marcus Nathan Adler. 
London 1907, p. 12, 18. 
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hervorging, ſcheint die Wirklichkeit die Träume der Abendländer noch 
übertroffen zu haben. Als die Lateiner, zur Eroberung von Kon⸗ 
ſtantinopel herangerückt, vor San Stefano Anker warfen und es 
von ihren Schiffen aus erblickten, konnten, fo ſchreibt Villehardouin !, 
„die, welche es noch nicht geſehen, nicht glauben, daß es in der 
ganzen Welt eine ſo reiche Stadt geben könne wie dieſe, mit ihren 
hohen Mauern, ihren Rieſentürmen, mit ihren prachtvollen Paläſten 
und ihrer unglaublich großen Zahl herrlicher Kirchen, mit einer 
Länge und Breite dieſer Stadt, die ſie zur Fürſtin machten unter 
allen Städten“. Als ſie aber die Stadt erobert hatten und ſich der 
Schätze bemächtigten, deren Traum ſeit Jahrhunderten ihre gierige 
Seele erfüllt hatte, nahm ihr Wundern nicht ab. „Die Beute“, 
ſchreibt derſelbe Villehardouin?, „war ſo groß, daß man ſie nicht 
zählen konnte: Gold, Silber und Edelſteine, goldene und ſilberne 
Gefäße, ſeidene Gewänder und Pelzwerk und was es ſonſt Schönes 
auf dieſer Erde gibt.“ 

All dieſer Reichtum, all dieſe Macht und Herrlichkeit wurzelten 
aber ausſchließlich in Gewerbe und Handel. Dagegen waren die 
landwirtſchaftlichen Verhältniſſe im byzantiniſchen Reiche derart, daß 
in ihnen eine der Haupturſachen ſeines Untergangs zu erblicken iſt. 

Das iſt nicht zu verwundern, wenn wir uns der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſtände in der weſtrömiſchen Reichshälfte erinnern, wie 
ich ſie für die letzten Jahrhunderte des weſtrömiſchen Reiches ge⸗ 
ſchildert habe. In beiden Reichshälften waren die wirtſchaftlichen 
und politiſchen Verhältniſſe dieſelben. In beiden dieſelbe Auf⸗ 
ſaugung des Kleinbeſitzes durch den Großgrundbeſitz, in beiden das⸗ 
ſelbe gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältnis, um dieſen nutzbar zu machen, 
und in beiden auf Grund desſelben eine ſteigende Unabhängigkeit 
der Großgrundbeſitzer von der Zentralgewalt und ſchließlich die Auf- 
löſung des Reichs. Was dieſe in der öſtlichen Reichshälfte ſo lange 
aufgehalten hat, war, daß hier im Gegenſatz zur weſtlichen die Er⸗ 
trägniſſe von Gewerbe und Handel der Zentralgewalt die Mittel 
gaben, das Übergewicht über die großen grundherrlichen Familien 
zu behaupten. Solange dies der Fall war, hat das byzantiniſche 
Reich fortbeſtanden. 

Vergegenwärtigen wir uns die landwirtſchaftlichen Zuſtände im 
byzantiniſchen Reiche. . 


1 Villehardouin, Conquéte de Constantinople, Chapt. XXVI. 
2 Villehardouin, Chapt. IV. 
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Wir haben bei Beſprechung der römischen Volkswirtſchaft kennen⸗ 
gelernt, wie zur Zeit des Ausgangs der römiſchen Republik und in 
den erſten Jahrhunderten der Kaiſerzeit der Latifundienbeſitz in 
Italien wie in den Provinzen entſtanden ijt. Uſurpationen öffent⸗ 
licher Ländereien durch Kapitaliſten, Verſchuldung des Kleinbeſitzes, 
die Verwandlung des ager publicus in große kaiſerliche Domänen, 
der entſtehende Großgrundbeſitz der Kirche und der Mißbrauch der 
öffentlichen Gewalt ſeitens der großen Beamten in ihrem Privat- 
intereſſe haben, wie wir geſehen haben, dazu geführt, daß im 4. und 
5. Jahrhundert der Boden in den Provinzen nördlich der Alpen 
weit mehr großen Domänenbeſitzern als freien Bauerndörfern 
gehörte. Eine ſolche Domäne wurde mit Sklaven und rechtlich oder 
tatſächlich unfreien Kolonen bewirtſchaftet und bildete einen von der 
Munizipaljurisdiktion eximierten Verwaltungsbezirk; dieſe ihre ver⸗ 
waltungsrechtliche Stellung war auch wirtſchaftlich von Bedeutung; 
ſie wurde die Grundlage ihrer fortſchreitenden Vergrößerung; bis 
dann die germaniſchen Völker einbrachen und auf Grund einer Ver⸗ 
bindung der Wirtſchaftsorganiſation des Latifundiums mit den aus 
den germaniſchen Gefolgſchaftsverhältniſſen hervorgegangenen Ab⸗ 
hängigkeits⸗ und Treuverhältniſſen das germaniſche Lehnsweſen und 
die mittelalterliche Grundherrſchaft entſtand. 

Genau ſo war es in der oſtrömiſchen Reichshälfte; nur daß 
hier nicht die Neuanſiedlung von Völkern erfolgte, deren führende 
Familien an Stelle oder neben den römiſchen Latifundienbeſitzern zu 
Grundherren wurden. Zwar hat es auch im oſtrömiſchen Reich nicht 
an Einfällen der Barbaren gefehlt. Goten, Hunnen, Avaren haben 
ſeit dem Ende des 4. Jahrhunderts das Reich hinter einander plün- 
dernd durchzogen und Ruinen zurückgelaſſen. Aber nur die Slawen 
und dann die Bulgaren ſind geblieben. Die Slawen, wenn ſie auch 
in das ſtark entvölkerte Griechenland vordrangen und deſſen Be⸗ 
wohner zum großen Teil erſetzt haben, wurden unterworfen und ſind 
nicht in die Stelle von Herren vorgerückt, ſondern eine den großen 
Grundbeſitzern dienende Bevölkerung geworden. Die Bulgaren bil⸗ 
deten ein das byzantiniſche Reich, mit geringer Unterbrechung, ge⸗ 
fährdendes felbſtändiges Reich. So iſt durch Slawen und Bul⸗ 
garen im europäiſchen Teil des byzantiniſchen Reichs an der Wirt⸗ 
ſchaftsorganiſation nichts geändert worden. Etwas anders in 
Armenien. Auch hier Großgrundbeſitzer mit einer großen, von ihnen 
abhängigen dienenden Bevölkerung. Aber hier war das gutsbherrlid- 
bäuerliche Verhältnis nicht eine Rückbildung von einer vorher be- 
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ſtehenden kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung. In Armenien beſtand 
eine Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftsordnung, die mit der feudalen in 
Perſien viel Ahnliches hatte. Und gerade die großen armeniſchen 
feudalen Familien haben ſowohl in der Entwicklung des guts⸗ 
herrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſes wie in der Auflöſung des Reichs 
eine große Rolle geſpielt. 

Um die Entwicklung zu begreifen, müſſen wir vor allem von 
den Staatsbedürfniſſen ausgehen. Sie waren von dreifacher Art: 
einmal für Heer und Flotte, ferner für Beſtechungen fremder Könige 
und Völker, um ſie von kriegeriſchen Unternehmungen gegen das 
Reich abzuhalten, endlich und nicht zum wenigſten für Prachtbauten 
und den Luxus des Hofs und den Unterhalt all des vornehmen 
und minder vornehmen Geſindels, das als Paraſit am Hofe 
lebte. Gehen wir aus von der Zeit Juſtinians, deſſen Regierung 
ſeine Zeit und die nachfolgenden Jahrhunderte mit dem Ruhme 
ſeines Namens erfüllt hat. 

Die Organiſation von Heer und Flotte! beruhte auf durchwegs 
kapitaliſtiſcher Grundlage. Das hatte ſchon für das römische Heer 
zur Zeit des Ausgangs der Republik und der römiſchen Kaiſer ge⸗ 
golten; es galt noch mehr für das byzantiniſche Reich mit einem 
Unterſchied: damals gab es noch ein römiſches Volk; dienten im 
römiſchen Heer auch die Angehörigen unterworfener Völker, ſo gab 
es doch noch römiſches Volksgefühl, und Civis Romanus zu ſein 
oder zu werden, war noch immer das Ziel des Ehrgeizes auch der 
Unterworfenen; dementſprechend gab es noch ein römiſch⸗ nationales 
Heer. Anders in Byzanz. Wie es kein byzantiniſches Volk gab, ſo 
auch kein nationales byzantiniſches Heer. Allerdings gab es noch 


1 Vgl. Charles Diehl, Justinien et la civilisation byzantine au 
VIme siöcle, Paris 1901, p. 145 ff. — Derſelbe, Etudes byzantines. Paris 
1905, p. 126 ff. — Gfrörer, Byzantiniſche Geſchichten, III. Graz 1877, 
S. 18, 23, 113, 167 ff., 277. — Benjamin von Tudela, der um das Jahr 
1170 Konſtantinopel beſuchte, ſchreibt über die Griechen: „Sie mieten von allen 
Nationen Krieger, Barbaren genannt, um gegen den Sultan Maſud, den König 
der Seldſchuken, die Türken genannt werden, zu kämpfen; denn die Eingeborenen 
ſind nicht kriegeriſch, ſondern wie Weiber, die keine Kraft zum kämpfen haben.“ 
(The itinerary of Benjamin of Tudela, by Marcus Nathan Adler. London 
1907, p. 13). Auch nannten bereits die Byzantiner das Geld den Nerv des Kriegs: 

gien ualıora xal rd vevon TIS mayns, 

tov doro, dxgevoayra neds ro Bapßagovs. 
Georg Pifides, Heraclias, Vers 163, 164. Corp. script. histor. Byzantinar, 
ed. B. G. Niebuhr 1837. 27. Bd., S. 75. a 
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zur Zeit Juſtinians in den Grenzgebieten die Grenzſoldaten, denen 
man in den erſten Zeiten des römiſchen Kaiſerreichs Land verliehen 
hatte gegen die Pflicht, die Grenzen gegen Barbareneinfälle zu ver⸗ 
teidigen !; aber dieſe waren unzureichend zu Schutz und Trutz. Und 
ebenſowenig laſſen ſich die Schiffer als nationale Flotte bezeichnen, 
denen man auf den Inſeln Land verliehen hatte gegen die Ver⸗ 
pflichtung, auf der Flotte zu rudern; fie bildeten beſtenfalls eine 
Reſerve, die man im Notfalle heranziehen konnte. Außerdem gab es 
noch Reſte alter römiſcher Regimenter, die unter den Bauern 
Illyriens, Thrakiens, der Bergbevölkerung Iſauriens, Piſidiens, 
Lykaoniens rekrutiert wurden, aber ſchlecht bewaffnet waren, nicht 
eingeübt, militäriſch wertlos. Sonſt gab es keine innerhalb des 
Reichs ausgehobene Mannſchaften. Den Hauptbeſtandteil der byzan⸗ 
tiniſchen Armee bildeten barbariſche Abenteurer, welche die Grenze 
des Reichs umſchwärmten, bereit, ſich dem zu verkaufen, der ſie be⸗ 
zahlte. Sie führten den Namen „Bundesgenoſſen“. Byzanz warb 
ſie als Söldner. So beſtand ſein Heer aus einem wahren Moſaik 
aus allen Nationen ?: Hunnen, Gepiden, Heruler, Vandalen, Goten, 
Langobarden, Anten, Slawen, Perſern, Armeniern, Kaukaſiern, Arabern, 
Mauren, meiſt von Häuptlingen befehligt; im 6. Jahrhundert waren 
es Ruſſen, Chazaren, Ungarn, Slawen, Angelſachſen, Normannen 
und Araber; ſpäter Deutſche, Italiener, Katalaner, Franzoſen. 

Die Tapferkeit dieſer Truppen war groß. Sie betrachteten den 
Krieg als einen freudigen Lebensberuf. Indes doch nur, ſolange der 
Sold regelmäßig einging und es an Beute nicht fehlte. Ihre Treue 
währte nur ſolange wie ihre Bezahlung. Blieb dieſe aus, ſo 
gingen ſie zum Feinde über“. Sie huldigten dem Grundſatz, 


1 Bgl. Zachariae, Geſchichte des griechiſch⸗römiſchen Rechts, 3. Auflage, 
Berlin 1892, S. 271 ff. — Alfred Rambaud, L’empire grec au Xe siécle 
Paris 1870, p. 287. 

2 Vgl. Gfrörer, a. a. O. III, 18, 23. — Rambaud, a. a. O. 

3 Eine ſüditalieniſche Chronik beſchreibt im Jahre 1002 die Elemente des 
Heeres, das unweit Bari vereinigt ward: „Es beſtand aus Ruffen, Warägern, 
Türken, Bulgaren, Walachen, Makedoniern und anderem Volke.“ Pertz, Mon. 
Germ. hist. V, 53 unten. 

4 Bgl. Prokopius von Caeſarea, Perſiſcher Krieg II, 7: Die römiſchen 
Söldner gehen zum Feind über, weil ſie von Byzanz keinen Sold erhalten 
hatten. II, 17 i. ſ.: Die römiſche Beſatzung von Petra tritt in perſiſche Dienſte. 
Gothiſcher Krieg III, 1: Den Soldaten wird das Gehalt geſchmälert, worauf 
ſich keiner mehr der Kriegsgefahr ausſetzen will. III, 5 i. f.: Die meiſten der 
von Totilas geſchlagenen Römer leiſten unter ihm für die Folge freiwillig 
Kriegsdienft gegen die Römer. III, 6: Das Heer der Römer, weil Juſtinian 
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daß der Krieg den Krieg nähren müſſe. Gierig nach Beute und 
Weibern, waren ſie ein Fluch für das Land, in das ſie, gleichviel 
ob freundlich oder feindlich, kamen; jede Gelegenheit zu plündern 
veranlaßte ſie, ſich zu zerſtreuen; ſelbſt am Vorabend einer Schlacht 
vermochte man nicht, ſie zuſammenzuhalten, und ihre Führer hatten 
die größte Mühe, fie im Plündern zu mäßigen . Wohin fie kamen, 
wünſchte man die Barbaren zurück. Dabei zeigten ſich auch die 
Ausartungen des Kapitalismus. Die Berichte wimmeln von Be: 
trügereien, deren die Offiziere gegenüber den Soldaten ſich ſchuldig 
machten: ſie ſuchten am Sold und an ihrer Ernährung zu profitieren, 
und zwar herauf bis zu Juſtinian?. Selbſt von Belifar, einem im 
übrigen idealen Heerführer, an dem ſeine Soldaten mit unerſchütter⸗ 
licher Ergebenheit hingen?, wird berichtet, daß er das Geld allzuſehr 
geliebt und ſich einen allzu großen Anteil an der in Afrika und 
Italien gemachten Beute angeeignet habe“. 

Außer dieſer kaiſerlichen Armee gab es aber noch eine 
Privatarmee der Großgrundbeſitzer. Der große Reichtum, den die 
Beamten erwarben, von ihnen in Grundbeſitz angelegt, gab ihnen 
die Mittel, ſich auf dieſem eine eigene bewaffnete Macht zu halten, 
und dieſe war ſo groß, daß zum Beiſpiel Beliſar im gotiſchen 
Kriege „7000 Reiter aus ſeinem eigenen Hauſe ſtellte, von denen 
an keinem etwas auszuſetzen war, von denen jeder einzelne voran 
in der Schlachtordnung zu ſtehen und die tapferſten Feinde zum 
Kampfe hervorzurufen begehrte“, ſo daß die bejahrten Leute unter 
den Römern voll Staunen ausriefen: „ein einziges Haus richte 
Theodorichs Macht zugrunde” 5, und daß Juſtinian, als er Beliſar 
zum zweiten Male den Oberbefehl in Italien übertrug, zur Bedingung 
machen konnte, daß er für dieſen Krieg niemals Subſidien verlangen, 


ihm den Sold ſchuldig bleibt, folgt nicht mehr ſeinen Führern. III, 20: Die 
Iſaurier im Dienſte der Römer verraten Rom an Totilas. III, 30: Die römiſche 
Beſatzung von Rom tötet ihren Befehlshaber, weil fie ihm den zu ihrem Nach⸗ 
teil geführten Handel mit Getreide und anderen Lebensmitteln zur Laſt legt, 
und ſchickt Botſchaft an Juſtinian, daß ſie, wenn er ihnen ihr Vergehen nicht 
verzeihen und innerhalb einer beſtimmten Friſt nicht die Löhnungen, ſoviel die 
Staatskaſſe ihnen ſchuldig geblieben, auszahlen wolle, ohne Aufſchub zu Totilas 
und den Goten übertreten würden. 

1 Bgl. Prokop., Perſiſcher Krieg II, 25. 

2 Diehl, Justinien etc., p. 156. 

2 Bal. Prokop., Goth. Krieg III, 1. 

4 gl. Prok op., Historia arcana, cap. IV, 7. 

s Prokop., Goth. Krieg III, 1. 

Schmollert Jahrbuch XLI 2. 3 
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fondern aus eigenen Mitteln die Finanzierung desſelben beftreiten 
werde!. Das war aber nur bei einem, gleichviel aus welchem 
Grunde, der Krone ſo ergebenen Manne wie Beliſar möglich; wir 
werden alsbald ſehen, wie eben in dieſen rieſigen Beſitztümern der 
byzantiniſchen Großen, welche ihnen eigene Heere zu halten ge⸗ 
ſtatteten, die Wurzel des Untergangs der kaiſerlichen Autorität und 
des byzantiniſchen Reiches zu ſuchen iſt. 

Um die Mittel zur Beſtreitung der Heeresausgaben, der den 
Barbaren gezahlten Tribute und des enormen Luxus des kaiſerlichen 
Hofs zu beſchaffen, gab es ein ausgebildetes Syſtem direkter und 
und daneben noch indirekte Steuern und Monopole. Die wichtigſte 
direkte Steuer war die Grundſteuer. Steuereinheit war das 
Joch Landes; ſie war verſchieden hoch nach der Fruchtbarkeit 
und wurde alle 15 Jahre aufs neue veranlagt. Sie wurde von 
dem im Kataſter als Eigentümer Eingetragenen erhoben. Sie wurde 
beſonders drückend durch einen Zuſchlag (ErrıußoAn)®, der von den 
Angrenzern eines Grundſtücks erhoben wurde, wenn deſſen Eigen⸗ 
tümer es preisgab, weil er die daraufliegende Steuer nicht tragen 
konnte; das Grundſtück wurde dann dem Angrenzer zugeteilt, der 
aus dem Ertrag ſeines fruchtbareren Beſitzes die auf das verlaſſene 
unfruchtbarere Grundſtück fallende Steuer zahlen mußte. Außer der 
Grundſteuer wurde noch eine Herdſteuer (xarırıxov) und eine 
Kopfſteuer und in den Städten eine Hausſteuer erhoben. Alle 
dieſe Steuern waren in Gold zu zahlen und wurden durch Steuer⸗ 
pächter“ unbarmherzig eingetrieben. Dazu kamen noch gewiſſe 
Naturalleiſtungen, die sordida munera, die Fronfuhren, Pflichten 
der Beherbergung, Einquartierungslaſten und außerdem eine Anzahl 
unbeträchtlicher Steuern, wie auf Vieh, Weiden, Bienen. 

Das waren die direkten Steuern. Die wichtigſte darunter war 
die Grundſteuer. Auch die Großgrundbeſitzer hatten ſie zu zahlen. 
Aber einmal wurden ſie, vermöge ihrer alles überragenden ſozialen 


1 Prok o p., Historia arcana, cap. IV, 9. 

2 gl. Ch. Diehl, Etudes Byzantines. Paris 1905, p. 124 ff. — 
Ferdinand Chalandon, Essai sur le régne d' Alexis ler Comnéne (1081— 
1118). Paris 1900, p. 293—802. — Ferner die ſchon angeführten Werke von 
Léecrivain, Ferradou und Teftaud. 

2 Vgl. darüber Zachariae, a. a. O. S. 228 ff. — Henri Monnier, 
Etudes de droit byzantin. L'éaefoin, Nouvelle revue historique du droit 
francais et étranger, 1892—94—95. 

* Bgl. Henri Monnier, a. a. O. XXIV, 305. 
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Stellung, nur niedrig eingeſchätzt; ſodann bildeten ihre Domänen, 
wie in der weſtrömiſchen Hälfte des Reichs, eigene Steuerbezirke mit 
eigenem Steuerkataſter und waren als Folge frei von der Epibole, 
d. h. der Verpflichtung, die Steuer der infolge von Steuerdruck und 
Verarmung preisgegebenen angrenzenden Grundſtücke zu zahlen !. 
So fiel die Hauptlaſt der Grundſteuer auf die Bauern. Sie wurden 
hoch eingeſchätzt. Sie allein hatten den Steuerzuſchlag zu tragen. 
Die Folge war, daß immer mehr Bauern ihren Grundbeſitz preis⸗ 
gaben und es vorkam, daß ganze Gegenden veröbeten?. Den Groß⸗ 
grundbeſitzern umgekehrt kam dies zugute. Kamen die Bauern in⸗ 
folge der Steuern herunter, ſo kauften ſie ihnen den fruchtbareren 
Teil ihres Beſitzes ab und verleibten ihn ihrer einen exempten 
Steuerbezirk bildenden Domäne ein. Die unfruchtbaren Teile 
mußten, wenn deren Beſitzer entfloh, von den angrenzenden Klein⸗ 
beſitzern übernommen werden und brachten dann auch dieſen den 
Untergang“. 

Allein das iſt nur die eine Urſache, welche zum Bauernlegen 
durch die Großgrundbeſitzer geführt hat. Andere lagen, wie in den 
Provinzen des untergehenden weſtrömiſchen Reiches, in dem Mißbrauch 
der überwiegenden wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Stellung 
der Mächtigen gegenüber den Geringen. Das gilt ebenſo für die 
Klöſter wie für die Laien. Oft griffen die Klöſter ſogar zu einem 
Mittel, das ſich ähnlich wieder im Adjazentenkauf der preußiſchen 


1 Die Epibole hat zu einer Art Geſamteigentum der Gemeinde am Grund 
und Boden des Steuerbezirks geführt, ſo zwar, daß auch die Gläubiger eines 
Gemeindemitglieds die übrigen Gemeindeglieder für deſſen Schulden haftbar 
machten. Das war freilich ein Mißbrauch, der geſetzlich unterdrückt, wurde. 
Dagegen blieb die Epibole bis zum Anfang des 11. Jahrhunderts beſtehen (ogl. 
Teſtaud, a. a. O. S. 74, 75), nachdem fie durch Kaiſer Nikephorus I. Generalis 
eine Umbildung erfahren. Der Kaiſer Nikephorus I. (802 —811) hat befohlen, 
die Einwohner eines Gemeindebezirks (6% r) ſollten dem Fiskus famt- 
verbindlich (4 44üaeyů ds) haften. (Bgl. Zachariae, Geſch. des griech.⸗ röm. 
Rechts. 3. Aufl. S. 324.) 

2 Prok op., Historia arcana, cap. 11, 5 8 erzählt, bei einer Ketzer⸗ 
verfolgung in Kleinaſien ſeien, wie einige angäben, 100 000 Menſchen um⸗ 
gebracht worden; das habe den chriſtlichen Eigentümern jener Gegenden großen 
Schaden gebracht; denn ſie wurden, obgleich ſie keinerlei Ertrag gehabt, ge⸗ 
zwungen, den auf den unbeſtellten Adern der Hingeſchlachteten liegenden Steuer⸗ 
betrag an den Fiskus zu zahlen; infolgedeſſen ſei das fruchtbarſte Land der 
Erde wüſt geworden. 

2 gl. Lécrivain, a. a. O. S. 88, 89. Dagegen richtet ſich Cod. Theod. 
XIII, 11, 9; wiederholt in Cod. Just. XI, 59, 10. 

3 * 
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Rentengutsgeſetzgebung findet, um Bauern zu veranlaſſen, ihr freies 
Eigentum in ein gebundenes Rentengut zu verwandeln. Um den 
Bauern zur Kommendation zu ermuntern, verpflichtete ſich der 
Mächtige, ihm andere Grundſtücke als precarium zu verleihen; 
dafür wurde dann der Geſamtbeſitz des Bauern dem Mächtigen 
dienſt⸗ und abgabepflichtig !. ö 

Schon die Kaiſer der erſten Jahrhunderte ſind bemüht geweſen, 
der Aufſaugung des Kleingrundbeſitzes durch die Mächtigen entgegen⸗ 
zuwirken. Ich habe dies bei Schilderung der weſtrömiſchen Ver⸗ 
hältniſſe erzählt?. Im oſtrömiſchen Reich wird der Gegenſatz zwiſchen 
reich und arm, der bis dahin nur ein tatſächlicher war, in den Ge⸗ 
ſetzen anerkannt? und zur Grundlage einer weitgehenden, den 
Bauernſchutz bezweckenden Politik. 

Der Mächtige iſt eine durch Reichtum, Amt, Würde oder 
Geburt oder durch alle dieſe Eigenſchaften zuſammen hervorragende 
Perſönlichkeit. So tritt uns der Begriff während der ganzen Dauer 
des byzantiniſchen Reiches entgegen. In der Geſetzgebung des 
10. Jahrhunderts wurden die Mächtigen definiert als Perſonen, 
welche nach Belieben ihren Kontrahenten, ſei es Gefühle des 
Schreckens, ſei es der Sicherheit einzuflößen vermögen, und zwölf 
Jahre ſpäter als diejenigen, denen die Vorſehung die Macht ge⸗ 
gegeben, und die es vermöge ihres Anſehens und Vermögens über 
alle davontragen “. Die Geſetzgebung führt die zu den Mächtigen 
gehörigen Kategorien namentlich auf. Es ſind die höchſten Würden⸗ 
träger und Beamten der Zivil⸗, Militär⸗ und Palaſtverwaltung, 
die Senatoren, die Erzbiſchöfe, Biſchöfe, Abte und ſonſtigen hohen 
geiſtlichen Würdenträger, die Vertreter, Pächter und Familiaren 
aller dieſer Mächtigen. Im byzantiniſchen Staate bringen die Ehren 
Reichtum, und Reichtum bringt Ehren. Der geſchätzteſte Reichtum 
aber iſt wegen der Quaſiſouveränität, die er bringt, der Großgrund⸗ 
beſitz. So fließt der Mächtige und der Großgrundbeſitzer in eines 
zuſammen. Der Mächtige ijt der Großgrundbeſitzer und fein Vertreter. 


1 Bgl. Ferradou, a. a. O. S. 159. 

2 Vgl. auch die treffliche Darſtellung in Heinrich v. Sybel, Entſtehung 
des deutſchen Königtums. 2. Aufl. Frankfurt a. M. 1881, S. 438-452. 

* Bgl. Badariae, a. a. O. S. 267 ff. — Léecrivain, a. a. O. 
S. 62 ff. — Ferradou, a. a. O. S. 189. — Teſtaud, a. a. O. S. 13 ff., 92 ff. 
— Henri Monnier, a. a. D. S. 62 ff. 

* Zachariae von Lingenthal, Jus Graeco- Romanorum. Lipsiae 
1656 —1884: Novellae, coll. III. nov. 2 und 5. 
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Dieſen Mächtigen gegenüber ſtehen die Geringen. Sie werden 
bezeichnet als Leute, welche durch die auf ihnen liegenden eigenen 
und fremden Laſten nahezu erdrückt werden. 

In den Städten gibt es dazwiſchen noch eine Mittelklaſſe !. 
Dazu gehören die Höherſtehenden unter den Kaufleuten und Gewerbe⸗ 
treibenden. Auf dem Lande hat dieſe Mittelklaſſe aufgehört; da 
gibt es nur noch Mächtige und Geringe. 

Schon vor der Gründung von Konſtantinopel haben die Kaiſer 
angefangen, ſich über die wachſende Macht der Mächtigen zu beun⸗ 
ruhigen“; im byzantiniſchen Reich begegnen wir Maßnahmen, die 
ſich in ſteigendem Maße gegen ſie richten. Der Grund iſt, daß 
die patrocinia den Staat aufzulöſen drohen. Da aber alle gegen 
die Mißbräuche der Mächtigen gerichteten Geſetze fehlgeſchlagen, 
werden nun alle Verträge, welche der Habſucht und Tyrannei der 
Mächtigen zu dienen vermochten, durch ſeine Vorſchriften mehr oder 
minder betroffen. 

Monnier hat die Entſtehung einer ganzen Anzahl in der Kaiſer⸗ 
zeit erlaſſener Beſtimmungen, die das Vertragsrecht betreffen, auf 
das Streben der Kaiſer, die Kleinen vor Vergewaltigung durch die 
Großen zu ſchützen, zurückgeführts. Während Pomponius lehrte 
daß es nach Naturrecht den Vertragsſchließenden geſtattet ſei, einander 
zu übervorteilen, hätten Diokletian und Maximian beſtimmt“, daß 
es geſtattet ſein ſolle, den Verkauf eines Grundſtücks rückgängig zu 
machen, wenn der Verkäufer einen um die Hälfte des Werts des⸗ 
ſelben zu niedrigen Preis erzielt habe. Ferner ſei für die ſogenannten 
Innominatkontrakte oder die unbenannten Realkontrakte beſtimmt 
worden, daß der Verkäufer, wenn das Geſchäft ihn gereue, die 
Wahl haben ſolle, ſtatt der Gegenleiſtung Zurückgabe des Hin⸗ 
gegebenen zu fordern“, und dieſe Beſtimmung fei auf den Miets⸗ 
vertrag“ ausgedehnt worden, da der Mächtige, der das Grundſtück 


1 Aus ihr iſt Michael Pfellos hervorgegangen, wie er ſelbſt in feiner 
Grabrede auf ſeine Mutter erzählt. 

2 Schon Konſtantin hat 322 dekretiert: Praesides provinciarum oportet: 
si quis potentiorum extiterit insolentior, et ipsi vindicare non possunt aut 
examinare, aut pronuntiare nequent: de ejus nomine ad nos aut certe ad 
praetorianae praefecturae scientiam referre: quo provideatur, qualiter publicae 
disciplinae, et laesis tenuioribus consulatur. Cod. Just. I, 40, 2. 

* Bol. Henri Monnier, a. a. O. XXIV, S. 169 ff. 

4 Cod. Just. IV, 44, 2 und 8. 

5 Bal. Monnier, a. a. O. S. 185 ff. 

Ebenda S. 198 ff. 
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eines Geringen begehrte, fic) auch der Miete, um es zu erlangen, 
bedient habe. 

Aber es muß zweifelhaft bleiben, ob dieſe die Vertragsſicherheit 
ſchwer gefährdenden Beſtimmungen jemals angewendet worden ſind. 
Schon die Tatſache ſpricht dagegen, daß die Großgrundbeſitzer auf 
ihren Beſitzungen in den Provinzen wie Könige hauſten, und die 
Klage fortdauert, daß fie die ganze Verwaltung einſchüchterten. Auch 
läßt ſich die Wiederholung dieſer und die Neuverordnung anderer 
Beſtimmungen, welche den Schutz der Geringen gegen die Mächtigen 
bezwecken, unter Juſtinian! und Tiberius IL? nur aus ihrer Nicht⸗ 
anwendung erklären. Dabei hat Juſtinian die Kleinbeſitzer weiter 
geſchädigt und die Stellung der Großbeſitzer ihnen gegenüber ſehr 
verſtärkt, indem er die Kleinbeſitzer verpflichtete, an die Großbeſitzer, 
in deren Schutz ſie ſich begaben, außer der Staatsſteuer noch ein 
Schutzgeld zu zahlen. Und auch das ſteigerte die Machtherrlichkeit 
der großen Grundherren, daß ſie nicht nur Jurisdiktion über 
Sklaven, Freigelaſſene und Kolonen in deren Streitigkeiten gegen 
Dritte hatten, ſondern daß ſelbſt ihre Freigelaſſenen und Kolonen 
ſich gegen ſie nur mit Erlaubnis der Behörden beklagen konnten“. 

Auch das 7. Jahrhundert hat den Geringen eine weitere Ver⸗ 
ſchlechterung ihrer Lage gebracht. Kaiſer Heraklius, ein Vorläufer 
Karl Martells, hat, als das Reich von allen Seiten bedroht war, 
die ſeit Konſtantin angehäuften unermeßlichen Schätze der Kirche der 
Beſchaffung von Soldaten und anderen Mitteln zur Rettung des 
Reiches dienſtbar gemacht; aber der Kirche wurde nach Beſiegung 
der Perſer das Genommene teils aus den den Perſern abgenommenen 
Schätzen, teils aus dem Ertrag drückender Steuern wieder erſetzt, 
und eben dieſe Steuern hatten die Geringen aufzubringen, wodurch 
ihre Widerſtandskraft gegen die Mächtigen abermals verringert 
wurde. 

Dagegen ſcheint im 8. Jahrhundert unter dem kräftigen Re⸗ 
giment der Iſaurier wenigſtens vorübergehend ein Stillſtand im 
Bauernlegen eingetreten zu ſein. Sie haben die Schollenpflichtigkeit 
der Bauern beſeitigt. Aber ihre kirchliche Politik hat die weltlichen 
Intereſſen der Geiſtlichkeit und der Klöſter empfindlich verletzt. 
Leo III., der Iſaurier, war ein Puritaner. Sein Ziel war die 


1 Novella 8, c. 1. 
® Novella de divinis domibus, c. IV. 
8 Bal. Lécrivain, a. a. O. S. 118—123. 
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Verinnerlichung der Religion, die Erneuerung der bürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft und die Stärkung der kaiſerlichen Gewalt. Daher traten 
er und ſeine Nachkommen gegen den Bilderkult auf, der bei der 
Maſſe des Volks zur Götzenverehrung ausgeartet war. Darin hatten 
ſie den Klerus und vor allem die Mönche zu Gegnern; denn ein 
Bild, das ſich eines großen Rufes erfreute, bedeutete den Reichtum 
einer Kirche oder eines Kloſters. Sie ſind daher der Rache der 
kirchlichen Geſchichtsſchreibung noch mehr als Heraklius und Karl 
Martell zum Opfer gefallen, und erſt die Neuzeit hat ſie in ihrem 
reichserhaltenden Wirken richtig gewürdigt “. Auf die Anarchie des 
7. Jahrhunderts iſt unter den Iſauriern eine Periode der Macht 
und des Wohlſtands gefolgt, die von dem Verfall der voraus⸗ 
gegangenen, je tiefer dieſer geweſen iſt, um ſo mehr abſticht. Indes 
die Mönche hatten die Maſſe des Volks hinter ſich; ſie triumphierten 
über den Puritanismus der Iſaurier, und die Kaiſerin Irene, die 
Mutter Konſtantins VI., des letzten iſauriſchen Kaiſers, wurde, weil 
fie den Bilderkult wiederhergeſtllt hat, trotzdem fie ihren eigenen 
Sohn blenden ließ, heilig geſprochen. In der Tat würde der dauernde 
Triumph der Bilderſtürmer die Klöſter einer ſehr beträchtlichen Quelle 
ihres Reichtums beraubt haben. 

Nun nehmen die Klöſter an Zahl und Reichtum wieder zu, 
und abermals erregt das Bauernlegen durch die Mächtigen die Be⸗ 
ſorgnis der Zentralgewalt. Die europäiſche Bevölkerung hatte infolge 
der Peſt unter Konſtantin erſchreckend abgenommen. Das „römiſche“ 
Reich war unter den Iſauriern völlig aſiatiſch geworden; Kron⸗ 
prätendenten, Beamte und die oberen Klaſſen ſtammten aus Klein⸗ 
aſien oder Armenien. Das aber waren Länder, die von alters her 
feudal organiſiert waren. Nun nach dem Sturz der Bilderſtürmer 
wird die von Leo III. beſeitigte Schollenpflichtigkeit der Kolonen 
wieder eingeführt; die Abgaben, die der Kolone dem Grundherrn zu 
leiſten hat, werden erhöht; das Gemeinland wird von dieſen uſurpiert; 
der freie Bauernſtand ſchwindet nahezu völlig; auch die Soldaten⸗ 
lehen verſchwinden. Das brachte der kaiſerlichen Gewalt im Innern 
wie nach außen Gefahr. Wenn ſchon Belifar auf feinen Beſitzungen 
ein Heer hatte rekrutieren können, ſtark genug, um damit und mit 
den von Beliſar beſoldeten Söldnern Theodorichs Reich zu zerſtören, 


1 Vgl. Gibbon, Decline and Fall etc., Chapt. XLVIII. — Ferradou, 
a. a. D. S. 22 ff. — Monnier, a. a. O. S. 206. — Bussell, The Roman 
Empire. London 1910, II, 98, 114. 
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um wieviel gefährlicher mußte ſolche Macht der Großgrundbefiger 
werden, ſobald dieſe weniger ideale Perſönlichkeiten wie Beliſar 
waren. Namentlich in dem feudalen Armenien mußten die großen 
Familien des Landes zu außerordentlicher Macht gelangen, und es 
iſt nicht zu verwundern, daß gerade von da die Familien kamen, 
die vom 10. Jahrhundert angefangen die kaiſerliche Gewalt wieder⸗ 
holt uſurpiert haben!. Daher die Bauernſchutzpolitik, welche die 
byzantiniſchen Kaiſer des 10. Jahrhunderts verfolgen. 

Schon der erſte Kaiſer der makedoniſchen Dynaſtie, Baſilius I., 
hatte durch Beſeitigung der Epibole, d. h. der Beſteuerungs⸗ 
methode, kraft deren die Grundſteuer, welche wegen Verarmung des 
Bauern nicht mehr erhoben werden konnte, auf deſſen Nachbarn 
gelegt wurde, bis auch dieſe der Laſt erlagen, auf die Erhaltung 
des Bauernſtands hingewirkt. Aber die eigentliche Bauernſchutz⸗ 
geſetzgebung beginnt erſt mit Romanus I. Lecapenus. Dieſer erließ 
im Jahre 922 ein Geſetz' gegen die Mächtigen, da fie, ftatt den 
Geringen, wie es ihre Pflicht ſei, zu Hilfe zu kommen, an nichts 
dächten, als wie ſie ſich deren Güter bemächtigen könnten. Daher 
wird den Mächtigen verboten, gleichviel unter welchem Rechtstitel, 
Güter von den Geringen zu erwerben, außer wenn dieſe ihre Ver⸗ 
wandten ſind und die Verwandtſchaft nicht auf Adoption beruht; 
und auch in dieſem Falle ſoll die Erwerbung erſt nach zehn Jahren 
rechtskräftig ſein. Aber damit nicht genug: es wird den Mächtigen 
weiter verboten, Kauf⸗, Tauſch⸗ oder Pachtverträge in Gemeinden 
abzuſchließen, in denen ſie nicht bereits Grundbeſitz haben. Falls 
der Fiskus Güter, welche den Geringen gehören, veräußert, ſollen 
als Käufer andere Geringe den Mächtigen vorgezogen werden. Hat 
ein Mächtiger im Widerſpruch zu dieſer Beſtimmung etwas er⸗ 
worben, ſo iſt die Erwerbung nichtig. Er hat das Gut zurück⸗ 


1 So ſchreibt auch Gfrörer, Byzantiniſche Geſchichten, Graz 1877, III, 
S. 390: „Alle griechiſchen Ariſtokraten, die es ſo machten (d. h. erſt den Dienern 
des Baſileus, dann ihm ſelber zu trotzen und, auf ihr Schwert geſtützt, zu 
ſagen wagten: Wir find auch da und wollen gefragt fein): die Phokas, die 
Skleros, die von Maleina, die Kurkuas, die Komnenen uſw. hatten ihre Stamm⸗ 
ſitze auf kleinarmeniſchem Boden, in Kappadokien und dem Pontus. Wahrlich, 
bei dieſem Sachverhalt muß man der Vermutung Raum geben, daß die 
griechiſchen Herren irgendwie bei ihren Nachbarn, den eingewanderten Groß⸗ 
armeniern, in die Lehre gegangen ſeien.“ Bgl. über dieſe Familien auch die 
von Zachariae, Jus Graeco- Romanum. Coll. III mitgeteilten Varianten 
der Handſchriften von Nov. 29 c. 1. 

2 Zachariae, Jus Graeco-Romanum. Novell. Coll. III, Nov. 2. 
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zugeben, ohne daß er einen etwa gezahlten Preis zurückfordern oder 
für etwa vorgenommene Meliorationen des Guts Entſchädigung ver⸗ 
langen kann. Soldatenlehen, die während der letzten dreißig Jahre 
oder von nun an in Zukunft ihrer urſprünglichen Beſtimmung ent⸗ 
fremdet werden, müſſen — und zwar ohne alle Entſchädigung — 
dem Heeresdienſte zurückerſtattet werden 1. 

Da wurde von 927 bis 933 das Reich von der Peſt und als 
Folge von Hungersnot heimgeſucht. Die Geringen in ihrer Not 
wurden genötigt, ihre Beſitztümer den Mächtigen zu übertragen, um 
fie von ihnen abgabe= und dienſtpflichtig zurückzuerhalten; die Mad- 
tigen aber verſtanden es, die Anſtrengung von Rückerſtattungsklagen 
innerhalb der von der Novelle von 922 vorgeſehenen zehn Jahre zu 
hintertreiben. Der Kaiſer, heißt es in einer weiteren Novelle von 
934, vernahm die Seufzer der Armen und, um der unerſättlichen 
Habgier der Großen einen Zaum anzulegen, wird nach aufregender 
Schilderung der ſtattgehabten Mißbräuche beſonders Wert darauf 
gelegt, daß beim Erwerb von Gütern der Geringen deren Verwandte, 
Miteigentümer, Nachbarn und Bewohner derſelben Gemeinde be⸗ 
vorzugt werden ſollen. 

Aber das Geſetz von 934 fand denſelben Widerſtand wie das 
von 922. Doch ließen ſich die Kaiſer dadurch nicht einſchüchtern; 
und eine weitere Novelle? des Konſtantin VII. Porphyrogenetes von 
947 erklärt mit erneuter Energie jedwede Umgehung der erlaſſenen 
Geſetze für nichtig. 

Ich kann hier nicht auf alle Einzelheiten dieſer zum Bauern⸗ 
ſchutz erlaſſenen Geſetze eingehen. Aber kein Zweifel“, der Gedanke, 
der ne zugrunde liegt, war großartig. Alles bäuerliche Privat: 


1 Vgl. die Beſtimmungen über das Normaljahr für den Beſtand der 
Bauerngüter in Preußen bei G. F. Knapp, Die Bauernbefreiung und der 
Urſprung der Landarbeiter in den älteren Teilen Preußens. Leipzig 1887, 
II, S. 97 ff. 

2 Zach ariae, a. a. D. Nov. 5. 

s Ebenda Nov. 6. 

4 So ſehr richtig Gfrörer, Byzantiniſche Geſchichten III, 30. Man ver- 
gleiche dazu die königl. preußiſche Konſtitution vom 14. Juli 1749, „nach welcher 
in Schleſien und der Grafſchaft Glatz ſo wenig denen adlichen Dominiis Bauren⸗ 
Güter oder dazu gehörigen Pertinentien an ſich zu ziehen erlaubt, als denen 
Bauer⸗Gemeinden geſtattet werden ſoll, adeliche Güter, Dörfer oder Herrſchaften 
vor ſich allein oder mit andern in communione an ſich zu bringen.“ G. F. Knapp 
a. a. O. S. 48. Bgl. auch das ähnliche für die übrigen Provinzen er laſſene 
Edikt ebenda S. 51. 
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vermögen wird für unantaſtbares Eigentum des gemeinen Volkes 
erklärt. Kein Edelmann, kein Vornehmer geiſtlichen oder weltlichen 
Standes ſollte rechtlich ein bürgerliches oder bäuerliches Gut er⸗ 
werben können. Wären dieſe Grundſätze verwirklicht worden, ſo 
wäre der weiteren Zunahme von Reichtum und Macht des Adels 
eine Schranke gezogen geweſen; denn der einzige Stoff, auf deſſen 
Koſten er ſich ausdehnen mochte, das Volksvermögen, war ſeiner 
Begehrlichkeit verſchloſſen; auch hätte er vieles, was er bereits er⸗ 
worben, wieder herausgeben müſſen. Aber die Hintergedanken des 
Geſetzgebers gingen noch weiter: er hatte es auch darauf abgeſehen, 
in der Stille das adelige Gut in bürgerliches oder bäuerliches zu 
verwandeln und dadurch den Stand ſo zu ſchwächen, daß er eine 
das Reich gefährdende Rolle nicht mehr zu ſpielen vermochte. 
Insbeſondere aber hatten es die Edikte auch auf die Erhaltung 
der den Grenzſoldaten und Schiffern auf den Inſeln gegen die Ver⸗ 
pflichtung zu Kriegsdienſt und zu Ruderdienſten verliehenen Güter 
in der Hand von Soldaten und Schiffern abgeſehen. Das iſt auch 
die Hauptſorge, welche den großen Kaiſer Nikephoros II. Phokas in 
nicht weniger als fünf zur Erhaltung dieſer Soldatengüter erlaſſenen 
Edikten! erfüllt. Der Wiedereroberer von Kreta, der fo Außer: 
ordentliches zur Erneuerung des Glanzes des Reiches geleiſtet, ging 
ganz in dieſer Fürſorge auf. Und eben daher auch fein merk— 
würdiges, gegen die Habſucht des Klerus gerichtetes Edikt?; ſeine 
großen Würdenträger und Abte gehörten zu den Mächtigen, gegen 
welche der Geſetzgeber die Geringen zu ſchützen bezweckte, und gerade ſie 
haben ganz beſonders zur Aufſaugung des Bauernſtandes beigetragen. 
Das Etikt iſt ausgefertigt 964, im erſten Regierungsjahr des 
Nikephoros, und beſagt: „Das Wort des ewigen Vaters, der Er⸗ 
löſer, welcher uns den Weg des Heiles zeigt, hat Reichtümer für ein 
weſentliches Hindernis der Seligkeit erklärt, indem er vor allem 
Überflüffigen fo ernſtlich warnte, daß er uns ſogar verbot, einen 
Stock und einen Ranzen zu tragen, zwei Oberkleider zu beſitzen und 
im voraus für den kommenden Tag zu ſorgen. Wenn ich aber ins 
Auge faſſe, wie es heutzutage in Klöſtern und anderen heiligen 
Häuſern zugeht, weiß ich gar nicht, wie eine gewiſſe ſchwere Krankheit 
— denn wahrlich eine Krankheit iſt es, was ich meine — geheilt 
werden mag. Haben die heiligen Väter, die Leuchten des Glaubens, 


1 Badariae, a. a. O. Nov. 18. 
2 Ebenda Nov. 19, 20, 21. 
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ihr Leben damit zugebracht, Schätze über Schätze aufzuſtapeln? 
Nein, das taten ſie nie; aber wohl machen es diejenigen ſo, welche 
Schüler, Nachfolger dieſer Heiligen zu ſein behaupten. Täglich, ja 
ſtündlich iſt ihr Dichten und Trachten dahin gerichtet, unermeßliche 
Landgüter zu erlangen, prächtige Bauten aufzuführen, Herden von 
Pferden, Ochſen, Kamelen, Kleinvieh zu erwerben.“ 

„Das Gebaren dieſer Mönche und Kleriker unterſcheidet ſich in 
nichts von dem weltlichen Treiben; während doch der Erlöſer das 
Gegenteil anbefiehlt. Steht nicht im Evangelium: Ihr ſollet nicht 
ſprechen, was werden wir eſſen, was werden wir trinken?“ und hält 
er uns nicht die Sorgloſigkeit der Sperlinge zum Muſter vor! 
Sagt nicht der große Apoſtel (Apſtg. XX, 34): „Dieſe meine 
Hände haben mir und denen, die bei mir waren, den nötigen Unter⸗ 
halt verdient.“ Schreibt er nicht (Timoth. VI, 8): „Wenn wir 
Nahrung und Kleidung haben, fo laſſet uns begnügen.‘ In der 
Tat haben die göttlichen Väter, die einſt in Agypten, in Alexan⸗ 
drien, in Paläſtina und anderen Orten weilten, fo ſehr allen Über⸗ 
fluß gemieden, daß ſie gleichſam nur für die Seele lebten und an 
Bedürfnisloſigkeit den Engeln nacheiferten.“ 

„Im Hinblick auf dieſe Tatſachen muß man bekennen: das 
Leben und Treiben der heutigen Geiſtlichen iſt ein wahrer Spott 
auf die Lehren des Evangeliums.“ 

Die Verordnung, die Nikephoros darauf erläßt, geht viel weiter 
als die ſeiner Vorgänger. Er beſtimmte wie dieſe, daß Güter der 
Mächtigen nur von Mächtigen, Güter der Geringen nur von Ge⸗ 
ringen erworben werden dürften; aber während ſeine Vorgänger der 
hohen Geiſtlichkeit und den Abten nur den Erwerb von Gütern der 
Geringen, gleichviel unter welchem Rechtstitel, verboten hatten, ver: 
bot ihnen Nikephoros jedweden unentgeltlichen Erwerb von Gütern, 
gleichviel ob von den Mächtigen oder von Geringen. Denn er ſah 
in der fortſchreitenden Zunahme der Klöſter eine Schwächung des 
Reichs, indem dieſem dadurch tatkräftige Männer und Güter, die 
es zu ſeiner Verteidigung brauchte, entzogen würden; während er 
peinlich bemüht war, die beſtehenden Klöſter und ihren Beſitz zu er⸗ 
halten, war er daher gegen die Vermehrung derſelben. 

In Vorahnung des Widerſtands, auf den ſeine Verfügung 
ſtoßen würde, ſchloß dieſe mit den Worten: „Wohl weiß ich, daß 
viele über dieſe meine Verfügungen Ach und Wehe ſchreien werden; 
aber ich bin nichtsdeſtoweniger entſchloſſen, dieſelben aufrechtzuer⸗ 
halten, und der große Apoſtel Paulus ſelbſt iſt es, der mich be⸗ 
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ftimmt, fo zu handeln, denn ſchreibt er nicht: ‚Shr follet nicht den 
Menſchen, ſondern Gott zu gefallen fireben?‘ Im übrigen getröfte 
ich mich, daß alle, deren Blick nicht auf der Oberfläche haften 
bleibt, ſondern die ſcharfſichtiger in das Weſen der Dinge ein⸗ 
zudringen vermögen, dieſe meine Verordnung, als dem öffentlichen 
Wohle entſprechend, billigen und ſegnen werden.“ | 

In diefer Erwartung wurde der Kaiſer bitter enttäuſcht. Er 
ſelbſt! war ein Mann von wahrhaft asketiſcher Frömmigkeit, der in 
härenem Untergewand ging und am liebſten den kaiſerlichen Purpur 
mit dem Mönchsgewand vertauſcht haben würde. Er ſelbſt hatte 
das Kloſter Lauros auf dem Berge Athos geſtiftet und wird dort 
noch heute als Heiliger verehrt. Aber alle ſeine außerordentlichen 
Verdienſte um das Reich und feine Frömmigkeit wogen nach der 
Meinung der in ihren weltlichen Intereſſen gekränkten Geiſtlichkeit das 
Verbrechen nicht auf, das er in ihren Augen durch ſeine gegen das 
Bauernlegen der Klöſter erlaſſenen Verfügungen begangen hatte. Es 
iſt ihm wie den Iſauriern, wie Karl Martell und allen denen er⸗ 
gangen, welche im Mittelalter ſich gegen die Verweltlichung der 
Kirche und ihren überwuchernden Beſitz erhoben haben. Er wurde 
der Gegenſtand blutigen Haſſes eben der Geiſtlichkeit, und als er 
bald darauf den Mordanſchlägen ſeines buhleriſchen Weibes und des 
Johann Tzimisces zum Opfer fiel, jubelten Geiſtlichkeit und die be⸗ 
törte Menge; und noch nach ſeinem Tode iſt er als fanatiſcher 
Religionsfeind hingeſtellt worden; ja ſelbſt noch im 19. Jahrhundert 
kann der ultramontane Geſchichtſchreiber Gfrörer? ſich nicht genug 
tun, den nur auf die Stärkung der Reichsgewalt bedachten großen 


1 Bgl. über ihn Schlumberger, Un empereur byzantin au Xme siécle, 
Nicepbore Phocas. Paris 1890. Ein anſchauliches Bild aller Zeitverhältniſſe 
gibt der auf Grund der Quellen geſchriebene Roman von Frederic Har- 
ris on, Theophano, The crusade of the tenth century, a romantic monograph. 
London 1904. Hierher gehören beſonders Kapitel 28 bis zum Schluß. 

2 Siehe Gfrörer, a. a. O. S. 59 ff. Ihm ſcheint Dr. Carl Neu- 
mann, Die Weltſtellung des byzantiniſchen Reiches vor den Kreuzzügen, Leipzig 
1894, S. 56, zu folgen, obwohl er ſelbſt hervorhebt, das Nikephoros Phokas die 
Grundzüge der Bauernſchutzpolitik, ſoweit ſie die Erhaltung des Soldatenſtandes 
bezweckten, billigte. Wenn Nikephoros das Wertmaß der Soldatengüter um 
das Dreifache erhöht hat, fo liegt der Grund, wie Neumann ſelbſt angibt, 
in den erhöhten Anſprüchen an die militäriſche Rüſtung und Leiſtung; es fehlt 
alſo aller Anlaß, darin ein Syſtem zu ſehen, daß Nikephoros der Meinung ge⸗ 
weſen ſei, eine Reftauration des kleineren Grundbeſitzes ſei als erfolglos und 
unnötig aufzugeben. 


607] Die byzantiniſche Volkswirtſchaft 45 


Kaiſer nicht nur wegen ſeiner Bauernpolitik zu ſchmähen, ſondern 
dieſe ſogar in völliger Verdrehung der Sachlage als eine im Intereſſe 
der armeniſchen Großgrundbeſitzer gelegene Adelspolitik hinzuſtellen. 

Johann Tzimisces hat als Kaiſer die von ſeinem Vorgänger 
gegen den zunehmenden Reichtum der Kirche erlaſſenen Verfügungen 
wieder beſeitigt; der Patriarch vollzog die Krönung nur unter der 
Bedingung, daß der Uſurpator die gegen das Anwachſen der kirch— 
lichen Beſitztümer gerichteten Dekrete wieder aufhebe!. Mit ihm 
übernahm ein Armenier die Regierung des Reichs. Nun nahm das 
Bauernlegen feitens des Adels und der Kirche wieder zu mit allen 
ſeinen die Zentralgewalt auflöſenden Folgen. Als er im Jahre 976 
ſtarb und nun Baſilius II., in deſſen Namen ſowohl Nikephoros Phokas 
als auch Tzimisces als Mitregenten regiert hatten, die Regierung 
ſelbſtändig übernahm, hatte er eben deshalb, um ſich gegenüber den 
großen armeniſchen Familien durchzuſetzen, mit großen Schwierigkeiten 
zu kämpfen. Er konnte ſich anfänglich nur behaupten, indem er ſich 
bald dem einen, bald dem anderen der rivaliſierenden Adelsgeſchlechter 
in die Arme warf und ihrem Landhunger Konzeſſionen machte. 
Dann aber, nachdem er der feudalen Rebellen Herr geworden, griff 
er zur Geſetzgebung feines Großvaters Romanus' I. Lecapenus zurück 
und erließ 988 und 997 zur Verhinderung der Aufſaugung des 
Kleinbeſitzes durch die Mächtigen und zur Erhaltung des gelernten 
Soldatenſtands Edikte, die ſeine Erlebniſſe mit den von ihm eben 
beſiegten Adelsgeſchlechtern widerſpiegeln. So heißt es in ſeiner im 
Januar 997 erlaſſenen Novelle: | 

„Auf unferen Reiſen durch das Reich und auch fonjt find un⸗ 
zählige Klagen an uns gelangt, daß das Eigentum der Armen fort⸗ 
während von Reichen und Mächtigen verſchlungen oder vorenthalten 
wird, ſintemalen letztere des Beſitzes von Grundeigentum — mögen 
ſie es auch auf ungerechte Weiſe erworben haben — ſich verſichert 
wähnen, ſobald es ihnen gelingt, die Armen, die aus dem Beſitze 
verdrängt wurden, während eines Zeitraums von 40 Jahren durch Liſt 
oder Gewalt an Anſtellung einer gerichtlichen Klage zu hindern ...“ 


1 Gfrörer, a. a. O. S. 521. 

2 Zachariae, a. a. D. Nov. 29. 

s Man erinnere ſich (ſiehe oben S. 32), daß die Freigelaſſenen und Colonen 
der Mächtigen ſich gegen ſie nur mit Erlaubnis der Behörden beklagen konnten. 
In der Mark Brandenburg ſollte nach den kurfürſtlichen Verordnungen von 
1540 und 1572 der Bauer, wenn er ſeines Klagens gegen feine Herrſchaft nicht 
genugfam Ausführung täte, mit dem Turme beftraft werden. Val. Knapp, 
a. a. O. J, S. 43. 
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„In der angegebenen Weiſe haben die Geſchlechter der von 
Maleia und der Phokas unermeßliches Gut an ſich gebracht und 
bis auf den heutigen Tag behauptet. Konſtantin von Maleia, der 
Patrizier, und deſſen Sohn, Euſtathius, der General, ſind ſeit 
100 Jahren, vielleicht ſeit 120 Jahren, im ungeſtörten Beſitz wider⸗ 
rechtlich erlangter Ländereien. 

„Ebenſo die Phokas, welche vom Großvater bis auf die Enkek 
herab ſeit mehr als einem Jahrhundert faſt ununterbrochen wider⸗ 
rechtlich erworbene Güter feſtzuhalten wußten. Auch erſt neuerdings 
ſind Emporkömmlinge zu gleicher Höhe aufgeſtiegen. Da iſt ein ge⸗ 
wiſſer Philokales, von Haus aus ein Bauer, der, ſolange er in 
niedrigem Stande blieb, von ſeiner Hände Arbeit lebte und die⸗ 
ſelben Steuern entrichtete wie die übrigen Bauern, aber nachdem 
er Hofwürden erlangt hatte, große Ländereien erſchlich. Nicht un⸗ 
geſtraft ging ihm ſolches hin. Als wir in die Gegend kamen, wo 
ſeine Güter lagen, und die Klagen derer vernahmen, die durch ihn 
aus ihrem Beſitz verdrängt worden waren, haben wir angeordnet, 
daß die von ihm aufgeführten Bauanlagen vom Grunde aus zerſtört, 
und die Acker, welche er den Armen entriſſen hatte, denſelben 
zurückgegeben würden. Jetzt ſitzt er wieder auf der Steuerhufe, die 
er vor Jahren beſaß, und iſt wieder, was er von Haus aus ge⸗ 
weſen, — ein Bauer. 

„Ebenſo ſoll es — dies iſt unſer Wille — allen, ſeien ſie hoch⸗ 
geſtellt oder nicht, ergehen, die in ähnlicher Weiſe das Gut der 
Armen antaſteten. Demgemäß verordnen wir, wie folgt: Grund⸗ 
eigentum, das vor den Zeiten unſeres mütterlichen Großvaters, des 
Kaiſers Romanus Lecapenus, erworben worden iſt, ſoll feſt und ſtet 
ſein, jedoch nur dann, wenn die Eigentümer aus genügenden Ur⸗ 
kunden den Beweis liefern, daß die Beſitzergreifung vor dem an⸗ 
gegebenen Zeitpunkt ſtattfand; jede Erwerbung dagegen, die nach der 
Zeit, da unſer Großvater ſein Edikt erließ, und wider die Be⸗ 
ſtimmungen desſelben gemacht wurde, iſt kraftlos; keine Friſt der 
Verjährung, ſei es von 40 Jahren oder eines noch längeren Zeit⸗ 
raumes, vermag ſie für jetzt und in alle Zukunft zu ſchützen, ſondern 
die urſprünglichen Beſitzer (aus dem Bauernſtande), welche durch die 
großen Grundherren ausgetrieben wurden, ſind berechtigt, jeden 
Augenblick ihr Gut, und zwar ohne Rückgabe des (beim Wechſel) 
empfangenen Kaufpreiſes und ohne Erſatz für die von den Land⸗ 
herren gemachten Verbeſſerungen zurückzufordern . 

„Auch durch Klöſter ging, wie wir uns überzeugt haben, viel 
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bäuerliches Eigentum zugrunde. Da und dort geſchah es, daß der 
oder jener Bauer eine Kirche erbaute, ihr ſein Gut mit Einwilligung 
der übrigen Gemeindegenoſſen ſchenkte und zuletzt ſelbſt Mönch an 
der geſtifteten Kirche wurde. Zwei, drei andere Bauern ahmten 
ſpäter das von dem erſten gegebene Beiſpiel nach, vergabten gleich— 
falls ihr Erbe und traten als Mönche in den Dienſt beſagter 
Kirchen. Starben dann die urſprünglichen Stifter weg, ſo zog der 
nächſte Metropolit oder Biſchof den Nachlaß ein und die übrigen 
Güter dazu, nannte es ein Kloſter und behielt dasſelbe für ſich oder 
verſchenkte es gar an andere. Überall, wo Fälle der Art vor⸗ 
gekommen, gebieten wir, daß die betreffenden Güter an die Armen 
zurückgegeben und wieder in Bauernland verwandelt werden, mag 
nun der Biſchof oder der Metropolit dasſelbe für ſich behalten oder 
an andere vergabt haben; keine Verjährungsfriſt, ſei ſie auch noch 
ſo lang, kann den ungeſetzlichen Erwerb ſchützen, ſondern ſo wie 
es urſprünglich geſchah, ſollen wieder zwei oder drei Mönche den 
Dienſt an der fraglichen Kirche verſehen; die geſtifteten Lände⸗ 
reien aber werden die Eigenſchaft von bäuerlichem Gute haben, 
und der Biſchof oder Metropolit darf nur die geiſtliche Ober⸗ 
aufſicht über beſagte Mönche ausüben, ſonſt jedoch keine Rützungen 
anſprechen.“ 

So die Bauernbefreiungsgeſetzgebung der byzantiniſchen Kaiſer. 
Von den früheren Verſuchen des perſiſchen Königs Kawadh, ſich durch 
ein Bündnis mit den Geringen der Übermacht des Adels und der 
mit dieſem zuſammenhängenden Prieſterſchaft zu erwehren, habe ich 
ſchon geſprochen; in Europa bildet die byzantiniſche Geſetzgebung 
der makedoniſchen Dynaſtie den erſten Verſuch der Zentralgewalt 
eines Landes, durch Bauernſchutz der Auflöſung des Reichs durch 
den Acker zu Ackern häufenden Adel entgegenzuwirken. 

Iſt dieſer Verſuch erfolgreich geweſen? Die Antwort muß 
„Nein“ lauten. Es iſt den Herrſchern der makedoniſchen Dynaſtie 
mit ihrem Bauernſchutz wie den Iſauriern mit ihrer Bauern⸗ 
befreiung gegangen. Dieſe hatten, wie ſchon bemerkt, die Schollen⸗ 
pflichtigkeit der Bauern beſeitigt!, nichtsdeſtoweniger finden wir fie 
in den Baſiliken und ſpäter wieder vor?. So iſt auch der Bauern⸗ 
ſchutz der Makedonier am Widerſtand der „Mächtigen“, d. h. des 


1 Vgl. Paparrigopoulo, a. a. O. S. 205, 206. — Badariae, Gee 
ſchichte des griechiſch⸗römiſchen Rechts, 3. Aufl. S. 251. 
2 Bgl. Zachariae, a. a. O. S. 257 ff. 
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großen Adels und der Kirche und der mit beiden verbündeten 
oder durch ſie eingeſchüchterten Beamten geſcheitert. Abgeſehen von 
dem im Edikte Baſilius II., des Bulgarentöters, erwähnten Bauern 
Philokales, ſind die Geſetze gegen niemand zur Anwendung ge⸗ 
kommen!, und auch gegen Philokales wären ſie wohl nicht an⸗ 
gewendet worden, hätte er zu den von Geburt Mächtigen gehört; er 
war eben nur ein emporgekommener Bauer. Die Folge war, daß 
nach dem Tode Baſilius' II. die Krone in noch höherem Maße als 
vorher ein Kampfobjekt der großen kleinaſiatiſchen Adelsfamilien 
wird. Sie haben Beſitzungen ſo groß, daß jede ein anſehnliches 
Heer zu halten vermag, und auch auf der Balkanhalbinſel fehlt es 
nicht an ſolchen Familien ?. Ein jeder Kaiſer muß, um feine 
Autorität zur Geltung zu bringen, daher nicht bloß den äußeren 
Feinden des Reichs die Spitze bieten, ſondern vor allem die Groß⸗ 
grundbeſitzerfamilien ſich unterwerfen. Daher denn auch die Not⸗ 
wendigkeit, ſolchen „Mächtigen“ gelegentlich ein nur für ein be⸗ 
ſchränktes Gebiet gültiges Kaiſertum zuzugeſtehen, wie jenem 
Meliſſenus, von dem Anna Komnena im zweiten Buch des Lebens 
ihres Vaters berichtet, und daher auch die Leichtigkeit, mit der nach 
der Eroberung von Konſtantinopel durch die Lateiner in Kleinaſien 
neue griechiſche Kaiſerreiche entſtehen. Das Kirchengut ferner nahm 
ſeit Nikephoros Phokas und Baſilius II. wieder ſo zu, daß zur Zeit, 
da die Türken dem byzantiniſchen Reiche das Ende bereiteten, die 
Hälfte ſeines Grund und Bodens der Kirche und den Klöſtern, und 
zwar den letzteren allein ein Drittel desſelben gehörte?. Der freie 
Bauernſtand aber war völlig untergegangen. 

So finden wir im byzantiniſchen Reich eine Grundeigentums⸗ 
verfaſſung, welche in allem und jedem der im Abendland gleicht. 


1 Dr. Carl Neumann, Die Weltſtellung des byzantiniſchen Reichs vor 
den Kreuzzügen, Leipzig 1894, S. 59, führt als Fälle der Anwendung gegen 
Mächtige an, daß Baſilius II. nicht nur das Vermögen des Eunuchen Baſilius 
konfisziert, ſondern ſogar die von dieſem gemachten reichen geiſtlichen Stiftungen 
ſehr ſtark beſchnitten hat; dabei handelte es ſich aber um einen Akt der perſön⸗ 
lichen Rade, der kraft kaiſerlicher Machtvollkommenheit ſtattſand, ebenſo wie bei 
der Einziehung des Vermögens des im Edikte des Baſilius II. genannten 
Euſtathios nach deſſen Tode. Es wird nicht berichtet, daß die Konfiskationen 
beider Vermögen gerade auf Grund der Bauernſchutzedikte ſtattgefunden haben. 

2 Man vergleiche, was Anna Komnena im 1. Bud der Denkwürdig⸗ 
keiten aus dem Leben ihres Vaters Alexius Komnenus über die Beſitzungen 
des Wilhelm Maskabeles berichtet. 

2 Bol. Ferradou, a. a. O. S. 165, 249. 
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Dieſelben Urſachen haben in beiden zu demſelben Ergebnis geführt. 
In beiden iſt ſie aus der Latifundienwirtſchaft, die gegen Ende der 
Republik im Römerreich um ſich griff, hervorgegangen. In beiden 
iſt der Latifundienbeſitzer Inhaber der öffentlichen Gewalt geworden. 
In beiden hat er dieſe zur Erweiterung ſeines Beſitzes mißbraucht. 
In den Rieſenreichen konnte bei den fehlenden Verkehrsmitteln in 
den entfernteren Provinzen der Wille der Zentralgewalt und der 
Rechtsſchutz der Geringen gegen die Mächtigen im Morgenland eben⸗ 
ſowenig wie im Abendland zur Geltung gebracht werden. Daher in 
beiden die Verwandlung der freien Kleinbeſitzer in ſchollenpflichtige 
Kolonen. Daher in beiden das Aufſteigen der Großgrundbeſitzer zu 
Inhabern von Fürſtentümern, welche den Beſtand des Reiches ge⸗ 
fährdeten. Nur in einem beſteht ein Unterſchied, den ſchon Zachariae! 
hervorgehoben hat; den Byzantinern fehlt der Feudalnexus, das 
Band gegenſeitiger Abhängigkeit und Treue, das im Abendland aus 
der Entwicklung des alten Gefolgſchaftsverhältniſſes zu dem des 
Vaſallen, dem ein Latifundium verliehen wird, herausgewachſen iſt. 
Im Abendland konnte der König einen ſeine Pflicht verletzenden 
Grundherrn als Folge dieſes Feudalnexus vor den Lehensgerichtshof 
fordern; im Morgenland hatte der Kaiſer gegenüber jedem Großgrund⸗ 
beſitzer deſpotiſche Gewalt. Tatſächlich ſind aber dieſe rechtlichen 
Verſchiedenheiten von keiner Bedeutung geweſen; denn in beiden 
vermochte der rechtliche Beherrſcher eines Landes ſeinen Willen nur 
inſoweit zur Geltung zu bringen, als große Geldeinnahmen ihm er⸗ 
möglichten, ein entſprechend großes Söldnerheer zu halten. So er⸗ 
zählt Cedrenus? eine ſehr bezeichnende Geſchichte von dem über 
einen großen Schatz verfügenden Kaiſer Baſilius II. Als er um 991 
durch Kappadokien zog, wurde er daſelbſt ſamt ſeinem ganzen Heere 
von eben jenem General Euſtathius, der in ſeinem oben angeführten 
Geſetz von 997 als im Beſitz widerrechtlich erlangter Ländereien auf- 
geführt wird, ſtattlich bewirtet. Baſilius tat, als ſei er über die 


1 gachariae, Geſchichte des griechiſch⸗römiſchen Rechts, 3. Aufl. S. 277. 
Zachariae hebt noch einen zweiten Unterſchied hervor, das Fehlen eines be 
ſonderen Erbrechts in das Grundeigentum im byzantiniſchen Reiche. Dieſes 
Fehlen iſt aus zwei Gründen nicht maßgebend: einmal, weil ein beſonderes 
Erbrecht in das Grundeigentum auch nach den libri feudorum nicht beſteht und 
auch in den Ländern des Abendlandes, in denen eine Singularerbfolge in Lehen 
ſtattfindet, dieſe Anderung erſt Ende des 11. und im 12. Jahrhundert eintritt; 
zweitens weil auch im Orient die Familien das Grundeigentum zu geſamter 
Hand beſitzen. 

2 Opp. edit. Bonnensis II, 448. 
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Großmut ſeines Wirtes ſehr erfreut, nahm ihn aber mit nach Kon⸗ 
ſtantinopel und behielt ihn da, ſolange Euſtathius lebte, wie man 
ein ſeltenes Tier in einem koſtbaren Käfig hegt. Nichts ging dem 
Gefangenen ab; was er wünſchte, ſtand ihm zu Gebote. Aber nach 
dem Tode des Euſtathius zog Baſilius ſeinen ganzen Nachlaß für 
die Staatskaſſe ein. Wo dagegen dem Kaiſer die Mittel fehlten, 
blieb er trotz ſeiner deſpotiſchen Gewalt gegenüber den großen Grund⸗ 
herren ebenſo ohnmächtig wie die abendländiſchen Kaiſer und Könige, 
wo ihnen die ſinanziellen Mittel fehlten, die Treupflicht ihrer Vaſallen 
zu erzwingen. Dann muß der byzantiniſche Kaiſer mit ſeinen Großen 
paktieren, ihnen die Anerkennung als Teilkaiſer anbieten, ganz ebenſo 
wie im hl. römiſchen Reich deutſcher Nation der Kaiſer die Landes⸗ 
hoheit der großen Grundherren anerkennen muß; nicht ſelten fiegt 
der rebelliſche Große gegenüber dem byzantiniſchen Kaiſer und ſetzt 
ſich an ſeine Stelle; und hier wie dort führt dieſe Unabhängigkeit 
der großen Grundherren zur Auflöſung des Reiches. 

Alſo nicht im ländlichen Grundbeſitz ijt die Urſache der langen 
Dauer des byzantiniſchen Reiches zu ſuchen, ſondern in den Geld⸗ 
einnahmen, die ihm aus anderen Quellen floſſen. Das waren außer 
denen aus den ſchon genannten direkten Steuern ſolche aus Zöllen, 
Fabriken, Patenten uud Monopolen. Die Einzelheiten betreffend die 
indirekten Steuern, die erhoben wurden, ſind uns nicht bekannt; aber 
nach den Befreiungen von Zollabgaben, welche den Venezianern, 
Genueſen und den Kaufleuten anderer italieniſcher Städte zuteil ge⸗ 
worden ſind, müſſen die indirekten Steuern beträchtlich geweſen ſein. 
Noch mehr weiſt auf die hohen Erträge, die das Reich aus ihnen und aus 
Erwerbseinnahmen bezog, das große Einnahme⸗ und Ausgabebudget 
des byzantiniſchen Reiches. Juſtinian muß zur Beſtreitung ſeiner Kriegs⸗ 
ausgaben, ſeiner Tribute an Barbaren und der Koſten ſeiner Bauten 
. enorme Einnahmen gehabt haben. Für das 9. Jahrhundert hat man 
berechnet, daß die damaligen Kaiſer allein aus Konſtantinopel ein. 
Jahreseinkommen von 8 300 000 Goldſolidi, mehr als 550 Millionen 
Franken heutigen Geldes, zogen, und daß die Geſamteinnahmen des 
Reiches um dieſelbe Zeit 650 Millionen Goldſolidi, was mehr als 
3 Milliarden Franken heutigen Geldes wären, betrugen. Beim Tode des 
Baſilius II. fanden fic) 220 Millionen Goldſolidi, mehr als 1 Milli⸗ 
arde heutiger Franken, im Staatsſchatz !. 

1 Siehe Demetrius Bikélas, Die Griechen des Mittelalters und ihr 


Einfluß auf die europäiſche Kultur. Gütersloh 1878, S. 75, 76. — Ch. Diehl, 
tudes Byzantines. Paris 1905, p. 124 ff. 
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Alle dieſe Geldeinnahmen floſſen aus Wirtſchaften, die auf kapi⸗ 
taliſtiſcher Grundlage aufgebaut waren. Der große Reichtum !, 
welchen der Handel in den Städten des byzantiniſchen Reiches auf⸗ 
gehäuft hatte, ermöglichte dieſem, die Söldnerheere und Flotten zu 
erhalten und die Tribute an einfallslüſterne Barbaren zu bezahlen, 
womit es ſich tauſend Jahre länger als das weſtrömiſche Reich er⸗ 
halten hat. Den erſten verhängnisvollen Stoß hat es erhalten, als 
im 7. Jahrhundert die Araber ihm die ſyriſchen Städte und Agypten 
entriſſen. Die drei großen Soldatenkaiſer Nikephoros II. Phokas, 
Johann Tzimisces und Baſilius II. haben in der zweiten Hälfte 
des 10. Jahrhunderts die Inſeln Kreta und Cypern, die ſyriſchen 
Städte dem Reiche zurückgewonnen und die Fahnen über den Euphrat 
getragen; Antiochien kam nach 330 jähriger Trennung zurück an das 
Reich. Aber die Folge war die Sperrung des Euphrat für den 
Handel geweſen. Die großen Handelsſtädte im nördlichen Syrien 
gingen zugrunde. Der indiſche Mittelmeerhandel konnte ſeinen Weg 
nicht mehr über den Perſiſchen Meerbuſen, den Euphrat und Anti⸗ 
ochien nehmen. Er wurde auf den Weg durch das Rote Meer und 
den Nil beſchränkt. Das hat Kairo als Handelsplatz in die Höhe 
gebracht und den Aufſchwung Venedigs bewirkt. Venedig und die 
übrigen italieniſchen Städte haben nun in ſteigendem Maße direkt 
von Agypten die aſiatiſchen Waren geholt; Konſtantinopel begann 
für deren Bezug überflüſſig zu werden. Die unvergleichlich größere 
Rührigkeit der Italiener hatte für die Byzantiner den Verluſt eines 
Handelsgebietes nach dem anderen zur Folge. Von da ab war das 
Reich in der Hauptſache Kleinaſien. Die dort von je heimiſche 
feudale Wirtſchaftsorganiſation erlangte allenthalben im Reich Schritt 
für Schritt das Übergewicht. Ungewöhnlich energiſchen Kaiſern, 
wie denen der makedoniſchen Dynaſtie, iſt es gelungen, durch außer⸗ 
ordentlich ſcharfe Anſpannung der Steuerkraft lediglich vom Kaiſer 
abhängige Söldnerheere und Flotten zu erhalten, mittels deren ſie 
die kaiſerliche Autorität im Innern wie nach außen aufrechterhalten 
konnten. Aber der Steuerdruck war auf die Dauer unerträglich, 
und die Wirkung der zurückgehenden Geldeinnahmen war, daß die 


1 Nichts bezeichnender als die Antwort, welche im Jahre 968 die kaiſer⸗ 
lichen Beamten Luitprand, dem Geſandten Kaiſer Ottos I., gegeben haben, als 
dieſer mit Repreffalten drohte: „Mit dem Golde, das wir beſitzen, werden wir 
alle Völker der Welt gegen ihn in den Kampf führen; wir werden ihn zerbrechen 
wie einen irdenen Topf, der nicht wieder zuſammengeflickt werden kann, wenn 


er einmal zerbrochen iſt.“ 
4* 
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Privatheere, welche die Großgrundbeſitzer auf ihren Grundherrſchaften 
hielten, eine immer wachſende Bedeutung erhielten, und die Kaiſer 
immer weniger die Mittel hatten, um ſowohl ihren rebelliſchen Großen 
als den andrängenden auswärtigen Feinden mit Erfolg entgegen⸗ 
zutreten. Die Denkwürdigkeiten der Anna Komnena geben davon 
ein anſchauliches Bild 1. Nur mittels Anleihen, und als dieſe keine 
ausreichenden Summen ergeben, durch Angreifen der Kirchenſchätze, 
vor allem aber durch Liſten aller Art vermag ſich Alexios I. ſeiner 
inneren und äußeren Feinde zu erwehren. Und während die feudale 
Organiſation des Grundbeſitzes im Byzantinerreich triumphiert, geht 
die Herrſchaft über auf diejenigen, welche die kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsorganiſation von ihm übernommen hatten. Anfangs unter 
der Agide der Regierung von Konſtantinopel und als Vaſallen und 
Untertanen des byzantiniſchen Reiches riſſen die Kaufleute der italie⸗ 
niſchen Seeſtädte mehr und mehr den Handel mit Aſien an ſich, und 
viele Produktionszweige, welche ehedem Monopole von Byzanz geweſen, 
wurden ſpäter nach Italien, ſogar nach Spanien übertragen. Die 
Berührung der Italiener mit den Byzantinern wurde aber auch der 
Hauptanlaß und der Ausgangspunkt der intellektuellen Blüte der 
italieniſchen Staaten, welche die Wiedergeburt des übrigen Europa 
eingeleitet haben. 
Das führt uns zur Betrachtung Italiens. 


1 Bol. zum Beiſpiel das V. Buch. 
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Die 
Goldpolitik der Bank von Schweden 
während des Krieges 
Von Albert Hahn ⸗ Frankfurt a. M 


Juhaltsverzeichnis: A. Die Verfaſſung der Bank von Schweden S. 53. 
Die Abnahme des Goldbeſtandes in den erſten Kriegstagen S. 54. Die 
Gründe dieſer Erſcheinungen S. 55. Die Siſtierung der Einlöſungen der 
Noten in Gold S. 56. Die theoretiſche Tragweite der Bankgeſetzesänderungen 
S. 58. — B. Die Siſtierung des Goldankaufs durch die Bank und die Sus⸗ 
penſion der Freiprägbarkeit des Goldes. Die Gründe der Maßnahme S. 60. 
Die Geſetzesnovelle, — ihre praktiſchen und theoretiſchen Folgen S. 61. 


ei Beendigung des Weltkrieges wird man bei uns in Deutſch⸗ 

land vor der Aufgabe ſtehen, die Verhältniſſe unſeres Geld⸗ 
weſens auf alter oder neuer Grundlage zu ordnen. Die Frage, 
welche Grundſätze hierbei zu beachten ſein werden, kann in ihrer 
Bedeutung für die geſamte Volkswirtſchaft gar nicht hoch genug 
eingeſchätzt werden. Es kann nur von Vorteil ſein, wenn bei der 
Behandlung dieſer Frage, die unmittelbar nach Friedensſchluß in 
Angriff genommen werden muß, die Entwicklung, die die Dinge 
während des Krieges in den neutralen Ländern genommen haben, 
mit in Berückſichtigung gezogen wird. Die Kenntnis deſſen, was 
ſich auf dem Gebiete des Geldweſens in Schweden ereignet hat, 
wird der Eigenart und Neuheit der Vorgänge wegen beſonders er⸗ 
wünſcht ſein. 

Die Verfaſſung der Bank von Schweden iſt, will man ſie unter 
die beſtehenden Goldwährungsverfaſſungen einordnen, als eine eigen⸗ 
artige Miſchung von Elementen des engliſchen und des deutſchen 
Notenſyſtems anzuſehen; des engliſchen inſofern, als der Bank das 
Notenausgaberecht innerhalb eines beſtimmten, zahlenmäßig ſtarr be⸗ 
grenzten Betrags erteilt wird, des deutſchen inſofern, als daneben 
auch eine nach dem jeweiligen Goldvorrat der Bank ſchwankende 
Nothöchſtgrenze beſteht !. 


1 Die deutſche Literatur über die ſchwediſche Reichsbank iſt wenig ergiebig, 
ins beſondere bietet fie nichts, was theoretiſch von Intereſſe wäre. Zu nennen 
iſt ein Artikel von Sven Helander in der Zeitſchrift für Handelswiſſenſchaft und 
Handelspraxis 1910, Heft 11, ein Aufſatz von Raudnig im Bankarchiv 1905, 
S. 171 und der Abſchnitt über die Bank von a in S darling, Bank. 
politik 1900. 
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Das ſchwediſche Bankgeſetz vom 12. Mai 1897 bzw. die im 
Laufe der Zeit hierzu ergangenen Novellen beſtimmen nämlich, daß 
die Reichsbank Noten auszugeben berechtigt iſt: 

1. Im doppelten Betrag des jeweilig vorhandenen Goldmetall⸗ 
ſchatzes, der mindeſtens 75 Mill. K betragen muß und min⸗ 
deſtens 100 Mill. betragen ſoll. 

2. Darüber hinaus noch den Betrag von 125 Mill. K. 

Für den nicht metalliſch gedeckten Teil der Noten müſſen als 
Gegenwert vorhanden ſein: 

1. Leicht verkäufliche Staatspapiere. 

2. Pfandbriefe und andere einheimiſche Obligationen, die an aus⸗ 
ländiſchen Börſen notiert werden. 

3. An einem ausländiſchen Ort lagernde oder auf dem Transport 
nach einem ſolchen Ort befindliche, gegen Seegefahr verſicherte 
Goldmünzen oder ungemünztes Gold. 

4. Im In⸗ oder Ausland zahlbare Wechſel. 

5. Sechsmonatlich fällige Guthaben der Reichsbank bei aus⸗ 
ländiſchen Banken, abzüglich der gleichartigen Forderungen der 
ausländiſchen Banken gegen die Reichsbank. 

Oberſter Grundſatz der ſchwediſchen Bank iſt — ſeiner Wichtig⸗ 
keit wegen durch Verfaſſungsgeſetz ausgeſprochen — die Einlöſung 
der Noten in Gold. 

Bereits vier Tage ſeit Beginn der Kriegsunruhen ſah man ſich 
— nachdem in der Zeit vom 29. Juli bis 1. Auguſt 1914 der für 
ſchwediſche Verhältniſſe enorm hohe Betrag von 2 667 175 K Gold 
aus der Bank abgezogen worden war — genötigt, mit dieſem 
Grundſatz zu brechen und die Suspendierung der Goldeinlöſung zu 
verfügen. 

Wie fid) die Dinge in den kritiſchen Tagen entwickelt haben, 
zeigt die nachſtehende Überſicht: 


Tag Gol dbeſtand Notenausgabe 
25. Juli 105 814 100 K 206 214 200 K 
31. Juli 103 974 500 228 432 700 

1. Auguſt 102 921 700 241 777 500 


Somit war am 1. Auguſt 1914 die ſchwediſche Währung formal 
noch nicht gefährdet. Der Goldbeſtand war immer noch weit größer, 
als er im Vergleich zu der Notenausgabe nach den Deckungs⸗ 
vorſchriften ſein mußte. Auch von dem abſoluten Goldminimum 
von 75 Mill. K war man noch ſehr weit entfernt, an das Soll⸗ 
Minimum von 100 Mill. K in Berückſichtigung der Tatſache, daß 
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der Goldſchatz der Bank auch in ruhigen Tagen durchſchnittlich nie 
mehr als etwa 105 Mill. K betragen hatte, nicht allzunahe heran⸗ 
gekommen. 

Aber die Stärke des Runs auf die Kaſſen, die nur durch die 
Technik der Abfertigung eingeſchränkte Geſchwindigkeit des Gold⸗ 
abfluſſes, ließ die maßgebenden Inſtanzen erkennen, daß es ſich nur 
um den Anfang einer Bewegung handelte, die, wenn man ihr nicht 
rechtzeitig Einhalt gebot, mit dem vollſtändigen Verſchwinden des 
Goldſchatzes enden mußte. 

Daß in einem Lande wie Schweden, deſſen Bevölkerung von 
jeher an den Gebrauch des Papiers gewöhnt war und ſogar das 
Gold als unpraktiſches und unhandliches Zahlungsmittel zurück⸗ 
zuweiſen pflegte, plötzlich eine derartige geſteigerte Wertſchätzung des 
Goldgeldes eintreten konnte, ſo daß jeder einzelne möglichſt viel davon 
zu erraffen und feſtzuhalten ſuchte, bedarf vor allem deshalb der 
Erklärung, weil weder der induſtrielle Bedarf, noch die Deviſenkurſe, 
noch auch der Zahlungsbedarf des Inlands eine Veranlaſſung dazu 
geboten hätten. Denn der Zahlungsdienſt des Inlands konnte eben⸗ 
ſogut mit den mit geſetzlicher Zahlkraft ausgeſtatteten Noten bewerk⸗ 
ſtelligt werden. Was aber die Zahlungen nach dem Ausland anlangte, 
ſo war vielleicht bei einigen wenigen beſonders vorſichtigen Perſonen 
die Furcht vor einer Entwertung des Inlandgeldes im Vergleiche 
zum goldenen Weltgelde für ihr Verhalten mitbeſtimmend. Eine 
Erklärung für die bei allen, nicht nur den kapitaliſtiſchen Kreiſen 
ſpontan auftretende Maſſenerſcheinung kann hierin jedoch nicht geſehen 
werden. Eine wirklich ſachliche Erklärung dürfte auch kaum zu geben 
ſein. Denn der Grund der Erſcheinung liegt auf dem Gebiet der 
Maſſenſuggeſtion. Das Intereſſante daran iſt nur, daß dieſer Maſſen⸗ 
irrtum gerade hauptſächlich durch diejenigen Maßnahmen ausgelöſt 
worden iſt, die beſtimmt waren, die Minderſchätzung des papiernen 
Umlaufmittels ſeitens der Maſſen in kritiſchen Augenblicken zu ver⸗ 
hindern. Durch die fortlaufende Publizität der Notenbankausweiſe 
gedachte man das Vertrauen in die Kaufkraft der Noten zu ſtärken. 
Das gerade Gegenteil davon iſt erreicht worden. Die Kritiſierung 
durch die Tages⸗ und Handelspreſſe, die in einſeitiger Überſchätzung 
des Golddeckungsmomentes ſich faſt ausſchließlich mit der Bewegung 
des Deckungskoeffizienten beſchäftigte und die Güte der Währung 
als lediglich hiervon abhängig darſtellte, hat im Publikum die 
Meinung großgezogen, daß die Kaufkraft papierner Zahlungsmittel 
auf nichts anderem als die Tatſache ihrer Einlöſung durch Gold 
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beruhe. Man war deshalb der Anſicht, daß die nicht mehr einlös⸗ 
baren Noten zwar — ihrer geſetzlichen Zahlkraft willen — vielleicht 
noch zur Tilgung beſtehender Schulden benutzt, beim Eingehen neuer 
Verpflichtungen aber als Zahlungsmittel zurückgewieſen werden und 
ſo ihrer Kaufkraft verluſtig gehen könnten. Deshalb beeilte ſich ein 
jeder, weil man wußte, daß im Falle die Goldeinlöſung einmal 
praktiſch werden ſollte, beſtenfalls ein Teil der Noten in Gold würde 
eingelöſt werden können, für ſich ſelbſt noch möglichſt viel des 
Goldes zu ſichern. Die ſchon den Klaſſikern geläufige, auch in 
neuerer Zeit immer wieder betonte Tatſache, daß das Papiergeld, 
genau wie das Goldgeld, ſelbſtändiger Träger von Kaufkraft ſein 
kann, und daß die Stärke dieſer Kaufkraft von der Geldquantitat, 
vielleicht von anderen Momenten, keinesfalls jedoch von der größeren 
oder geringeren Wahrſcheinlichkeit der Einlöſung in Gold abhängt; 
dieſe Tatſache iſt in der Tagespreſſe ſo gut wie nie zum Ausdruck 
gekommen, fo daß der ſkizzierte geldtheoretiſche Irrtum bei dem 
Durchſchnittslaien ſehr tief ſitzt. Hätte die Tagespreſſe die Unein⸗ 
lösbarkeit der Noten als etwas für die Kaufkraft des 
Geldes völlig gleichgültiges, im Kriſenfall zu er— 
wartendes geſchildert, es wäre jedes Mißtrauen gegen die Noten, 
jedes vorzugsweiſe Begehren des Goldes vermieden worden. 

Etwas derartiges iſt in Schweden und zwar ganz offiziell ſeitens 
der geſetzgebenden Faktoren zum Ausdruck gebracht worden. Die 
Reichsbankleitung verſügte nämlich am 2. Auguſt 1914 nicht nur 
proviſoriſch die ſofortige Suspendierung der Goldeinlöſung der Noten, 
ſondern legte gleichzeitig den geſetzgebenden Faktoren den Entwurf 
einer Anderung des die unbedingte Goldeinlöſungspflicht ſtatuierenden 
Verfaſſungsgeſetzes vor, worin die Möglichkeit zur Siſtierung der 
Goldeinlöſung in Kriſenfällen ein für allemal gegeben wurde. 
Wurde dieſer Entwurf Geſetz, ſo wußte die Bevölkerung, daß ſie mit 
dieſer Tatſache gegebenenfalls zu rechnen hatte. 

Der Geſetzesvorſchlag wurde mit derjenigen Unvoreingenommen⸗ 
heit geprüft, die die ſchwediſchen Geſetzgeber während des ganzen 
Krieges, auch wenn es ſich darum handelte, mit althergebrachten 
Traditionen zu brechen und eingewurzelte Vorurteile zu überwinden, 
bewieſen haben. Nach der für Verfaſſungsgeſetzänderungen vor⸗ 
geſchriebenen legislatoriſchen Behandlung wurde die Novelle in fol⸗ 
gender Faſſung — am 15. April 1915 — vom König ſanktioniert 
(§ 72): „Die Reichsbank allein hat das Recht, Zettel auszugeben, 
die als Münze im Reich gelten ſollen. Dieſe Zettel ſollen von der 
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Bank auf Anfordern zum Nennbetrag in Gold eingelöſt werden. 
Doch darf, wenn es mit Rückſicht auf Krieg, Kriegsgefahr 
oder ſchwere Geldkriſis notwendig wird, der König und der 
Reichstag zuſammen, oder wenn der Reichstag nicht verſammelt iſt, 
der König allein auf Vorſchlag der Reichsbankbevollmächtigten 
(Reichsbankleitung) und nach Beratung mit der Reichsgeldkontor⸗ 
bevollmächtigten (Leitung des Reichsſchuldamts), auf beſtimmte Zeit 
von dieſer Verpflichtung entbinden.“ 

Von dieſer Ermächtigung wurde alsbald Gebrauch gemacht und 
die Suspendierung der Geldeinlöſung zunächſt bis zum 1. Oktober 
1915 beſchloſſen, dann bis zum 4. Februar 1916 verlängert. In⸗ 
deſſen hat bereits am 3. Januar 1916 die Neichsbankleitung die 
Wiederaufnahme der Barzahlung verfügt!. 

Die Richtigkeit der Auffaſſung, daß es nur ein geldtheoretiſcher 
Maſſenirrtum iſt, der die Minderſchätzung der Noten im Kriſenfalle 
verurſacht, zeigt ſich ſchlagend an den Folgen, die die Siſtierung 
der Goldeinlöſung nicht nur in Schweden, ſondern auch in allen 
übrigen in Betracht kommenden Ländern gehabt hat. Vom Stand⸗ 
punkt derer aus, welche die Liquidität der Zentralbank als ent- 
ſcheidend für die Kaufkraft der Noten betrachten, mußte vermutet 
werden, daß das Papiergeld im Augenblick der Nichteinlöſung — 
als dem höchſten Grad der Illiquidität — nicht oder nur noch mit 
ſtarken Disagio in Zahlung genommen wurde. Das Gegenteil hier: 
von trat ein: Mit dem Aufhören des Goldzufluſſes aus der Bank 
wurden, da das bereits entzogene Gold theſauriert und damit aus 
dem Verkehr verſchwunden war, die Noten das einzige Zahlungs- 
mittel, auf das die Bevölkerung, wollte ſie überhaupt Umſätze gegen 
Geld machen, notgedrungenerweiſe zurückgreifen mußte. Selbſt beim 
größten Mißtrauen gegen die Noten mußte man ſich daher zu ihrer 
Annahme ſowohl beim Ausführen älterer, wie beim Eingehen neuer 
Verträge bereit erklären. Dadurch kehrte wiederum das Vertrauen, 
daß man „für ſein Geld etwas bekommen werde“, genau wie es bei 
dem Goldgeld beſtanden hatte, zurück. Dieſes Vertrauen, nicht ſeine 
Stoffwertigkeit iſt es ja im Grunde genommen, was auch dem Gold⸗ 
geld die Begehrtheit als Zahlungsmittel gibt. In dieſem Sinne iſt 
— wie man ſehr zutreffend behauptet hat? — auch das Goldgeld 


1 Nach Hildebrand, De Svenska ſtatsmakterna och kriegstidens folkhus⸗ 
hallning, Kap. 4 
2 Wickſell, Geldzins und Güterpreiſe, S. 44. 
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eigentlich nichts weiter als Kreditgeld. Dieſer auf Seltenheit und 
monetärer Unentbehrlichkeit beruhende Kredit wurde auch den zu 
Papiergeld gewordenen Noten an keiner Stelle verſagt. Der be⸗ 
ſchriebene geldtheoretiſche Maſſenirrtum war beſeitigt, etwaige Anſätze 
zur Bildung eines Papierdisagios verſchwanden ſo raſch, wie ſie ge⸗ 
kommen waren, und die Noten genoſſen alsbald wieder dasjenige 
Vertrauen, das ihnen mit Rückſicht auf ihren in ihnen ſelbſt⸗ 
wurzelnden eigenen Wert zukam. 

Es iſt kein Zweifel, daß durch die gedachte Bankgeſetzänderung, 
durch die ein für allemal erklärt wird, daß im Kriſenfalle der 
Zahlungsdienſt des Landes durch Papier verſehen werden wird und 
werden kann, ein großer Schritt vorwärts in der Beſeitigung der 
über das Weſen der Kaufkraft des Geldes im Lande verbreiteten 
irrigen Anſchauungen getan worden iſt. Ob aber Schweden nach 
dieſer Geſetzesänderung noch als Goldwährungsland bezeichnet werden 
kann, das erſcheint fraglich. 

Zum Weſen einer Goldwährung gehört — wie bereits eingangs 
geſagt — in erſter Linie die Einlöſung der Noten der Zentralbank 
in Gold. Keinesfalls genügt — wenngleich dies die Vorausſetzung 
jeder dauernden Goldzahlung iſt —, daß der Wert des Inlandgeldes 
durch irgendwelche ſonſtigen Maßnahmen im Verhältnis zur Auslands⸗ 
valuta oder zum Goldbarrenpreis auf einer beſtimmten Höhe gehalten 
wird, was auch bei Papierwährung durchgeführt werden kann und 
durchgeführt worden iſt. Die Einlöſung der Noten in Gold aber iſt 
durch die beſchriebene Währungsgeſetzesänderung, wenn man nicht ihren 
Wortlaut, ſondern ihre tatſächliche Tragweite für entſcheidend hält, 
aufgehoben. Denn beſagt ein Währungsgeſetz — und die ſchwediſche 
Novelle beſagt, etwas paradox ausgedrückt, nichts anderes —, daß 
die Noten, ſolange ſie nicht zur Einlöſung präſentiert werden, ein⸗ 
gelöſt werden, daß ſie aber, ſobald dies geſchieht, nicht mehr hono⸗ 
riert werden ſollen, ſo heißt das, daß die Noten in Wirklichkeit 
Papiergeld ſind. Freilich läßt das ſchwediſche Währungsgeſetz nach 
wie vor diejenigen in normalen Zeiten eintretenden Einlöſungen der 
Noten in Gold zu, die mit Rückſicht auf eine negative Zahlungs⸗ 
bilanz gelegentlich gefordert werden. Allein dieſe Goldzahlungen 
ſind von den hier in Betracht kommenden, die zwecks Verwandlung 
papierner Indlandszahlungsmittel in goldene gefordert werden, ſcharf 
zu trennen. Wo das Gold nur als Mittel des internationalen 
Zahlungsausgleichs begehrt wird, da kann der Bedarf auch durch 
Abgabe anderer Werte befriedigt werden. Der geſamte Golddeckungs⸗ 
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apparat der modernen Zentralnotenbanken iſt nicht mit Rückſicht auf 
ihn geſchaffen worden. Derartiges iſt auch wohl niemals behauptet 
worden. Die ſtarken Goldreſerven in den Zentralbanken der Gold⸗ 
währungsländer ſind vielmehr mit der ausgeſprochenen Abſicht ein⸗ 
gerichtet und unterhalten worden, die Einlöſung der Noten in Gold 
für die Zwecke des Inlandszahlungsdienſtes ſicher zu ſtellen. Das 
ergibt ſich ſchon daraus, daß in den meiſten der in Betracht kommenden 
Länder die Höhe des Notenumlaufs, in manchen Ländern andere 
Momente, in keinem einzigen aber, wie es logiſch wäre, der durch⸗ 
ſchnittliche Paſſivſaldo der Zahlungsbilanz oder ähnliches für die 
Größe des jeweiligen Goldbeſtandes entſcheidend iſt. 

Ein Zuſtand wie der, von dem die modernen Goldwährungen 
ausgehen, in dem nur die Einlöfung jeder dritten oder vierten Note 
in Gold begehrt wird, iſt ſeit Beſtehen der Goldwährung noch nie 
dageweſen. Es gibt nur zwei Möglichkeiten: entweder es tritt über⸗ 
haupt keine erhöhte Nachfrage nach Gold auf — in dieſem Falle 
iſt die Goldreſerve überflüſſig — oder die Nachfrage nach Gold ſetzt 
aus irgendeinem Grunde ein — dann iſt die Goldreſerve, da ſie nur 
etwa jede dritte Note deckt, ungenügend. Inſofern wird man zugeben 
müſſen, daß die ſchwediſche Währungsnovelle eigentlich weniger kon⸗ 
ſtitutiv die Schaffung eines neuen Zuſtandes, als deklaratoriſch die 
Anerkennung eines tatſächlich bereits beſtehenden bedeutet. Denn 
gleichgültig, ob, wie es in Schweden bereits geſchehen iſt, die Gold⸗ 
einlöſung für Kriſenfälle geſetzlich ſuspendiert wird oder nicht, ſie 
wird jedesmal, wenn ein übernormales Einlöſungsbegehren auftritt, 
ſchnell faktiſch unmöglich werden und ihr gewiſſes Ende früher oder 
ſpäter erreichen. Es iſt dies eine durch kein wie immer geartetes 
Notendeckungsſyſtem zu beſeitigende Erſcheinung, die ihren Grund ein⸗ 
fach in den den modernen Goldwährungen anhaftenden inneren Wider⸗ 
ſprüchen hat. Die in Schweden und den meiſten anderen modernen 
Kulturſtaaten übliche „Goldkernwährung“ iſt ein Zwiſchengebilde, 
hervorgerufen durch den Wunſch, einerſeits die Vorteile des billigeren 
papiernen Umlaufsmittels zu genießen, ohne anderſeits die angeblichen 
Vorteile der Goldwährung aufzugeben. Daß diefe Goldkernwährung 
im Ernſtfalle ſtets zur Papierwährung wird, dies erſtmalig geſetzlich 
anerkannt zu haben, iſt die Bedeutung der ſchwediſchen Novelle. 

Sie bedeutet, um dies noch einmal zuſammenzufaſſen, die prak⸗ 
tiſche Abkehr vom Grundſatz der jederzeitigen Abgabe von Gold gegen 
Noten und die Anerkennung ſeiner tatſächlichen Undurchführbarkeit. 
Gleichſam die Kehrſeite dieſes Grundſatzes iſt die Verpflichtung der 
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Zentralnotenbanken, jederzeit Noten gegen Gold abzugeben. Es ift 
eine eigenartige Erſcheinung, daß Schweden, das zu Beginn des 
Krieges ſeinen Goldſchatz durch Suspenſion der Einlöſung der Noten 
ſchützen mußte, im weiteren Verlaufe des Krieges ſo ſehr von dem 
gelben Metall überſchwemmt worden iſt, daß es umgekehrt die weitere 
Abgabe von Noten gegen Gold verhindern und ſich im Anfang des 
Jahres 1916 zur Suspendierung der Goldankaufs verpflichtung der 
Reichsbank entſchließen mußte. 


Die Situation der ſchwediſchen Reichsbank, die dieſer Maßnahme 
vorausging, iſt kurz folgende: Der Goldbeſtand, der ſich während des 
Jahres 1915 im weſentlichen auf einer Höhe von etwa 113 Mill. K 
gehalten hatte, begann am Ende des Jahres plötzlich raſch zu ſteigen 
und erreichte ſchon Anfang Februar 1916 die für ſchwediſche Ver⸗ 
hältniſſe beträchtliche Höhe von etwa 160 Mill. K. 

Durch das fortgeſetzte Einſtrömen des Goldes aus dem Ausland 
kam die Reichsbankleitung in eine eigentümliche Zwangslage, wie ſich 
vor ihr wohl keine Notenbank je in einer gleichen befunden hat. 

Durch § 10 des Bankgeſetzes von 1897 war die Reichsbank 
verpflichtet, jedes ihr angebotene Quantum Gold zum Preiſe von 
2480 K das Kilo Fein in ſchwediſchem Gold anzukaufen, d. h. prak⸗ 
tiſch, da ſich Goldgeld in Schweden im Verkehr nicht hält, gegen 
ihre Noten umzutauſchen. 

Die Reichsbank ſah ſich, als zu Beginn des Jahres 1916 die 
ihr zum Ankauf angebotenen Goldmengen immer weiter zunahmen, 
vor folgender Wahl: entweder ſie ſchuf, um das Gold bezahlen zu 
können, neue Noten. Dann war ſie gezwungen, ihren Notenumlauf 
je nach dem Belieben der Goldimporteure ins ungemeſſene zu ſteigern. 
Daß dies aber trotz der zweifellos vorhandenen glänzenden Deckungs⸗ 
verhältniſſe, des demnach — wie ſich manche ausdrücken — hohen 
„inneren Wertes“ der Note auf die Kaufkraft des Geldes bedenkliche 
Wirkungen hervorrufen würde, das erſchien auch den überzeugteſten 
Anhängern des metalliſchen Geldes einleuchtend. 

Die andere Möglichkeit, die der Reichsbank offenſtand, war die, 
das ihr angebotene Gold zwar anzukaufen, die hierfür erforderlichen 
Noten jedoch nicht durch Schaffung neuer Noten, ſondern durch Ver⸗ 
kauf ihrer ſonſtigen Aktiven, insbeſondere von Teilen ihres Deviſen⸗ 
beſtandes hereinzubekommen. Dies Verfahren war an ſich angängig, 
hätte aber die Folge gehabt, daß die Reichsbank allmählich ihren 
Erträge abwerfenden Aktivenbeſtand ſchwinden und durch den keinerlei 
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Erträge liefernden Goldſchatz erſetzt geſehen hätte, den anzuhäufen 
nachgerade vollkommen zwecklos erſchien. Die Zahlung auch nur 
einer beſcheidenen Dividende ſeitens der Reichsbank wäre hierdurch 
in ſteigendem Maße in Frage geſtellt worden. Dieſer Weg war 
ebenfalls nicht gangbar. 

Die ſchwediſche Regierung iſt dieſen Schwierigkeiten mit einem 
ebenſo richtigen wie einfachen Mittel Herr geworden. Am 6. Fe⸗ 
bruar 1916 machte die Regierung den beiden Kammern des Reichs⸗ 
tages den Vorſchlag, unter Abänderung des Bank⸗ und des Münz⸗ 
geſetzes die Goldankaufspflicht der Reichsbank aufzuheben und, was 
man, ſollte die Maßregel voll wirkſam ſein, ebenfalls tun mußte, die 
Freiprägbarkeit des Goldes zu verbieten. Bereits am 8. Februar war 
die Reform durchgeführt, ohne daß von irgendeiner Seite eine ſachliche 
Erklärung gegeben oder weſentliche Einwendungen erhoben worden 
wären. 

Die Geſetzesänderung hat folgende Faſſung: 

„Wenn es mit Rückſicht auf außerordentliche, durch den Krieg 
hervorgerufene Verhältniſſe unumgänglich nötig erſcheint, darf der 
König auf Vorſchlag der Reichsbankleitung und nach Beratung mit 
der Leitung des Reichsſchuldamtes die Reichsbank für eine beftimmte 
Zeit von der Vorſchrift des § 10 II des Geſetzes für die ſchwediſche 
Reichsbank vom 12. Mai 1897, betreffend die Verpflichtung der 
Reichsbank, Barrengold einzulöſen, um es für ihre Rechnung aus⸗ 
prägen zu laſſen, befreien. 

Weiter kann er für eine beſtimmte Zeit auch die Vorſchrift des 
89 des Münggeſetzes vom 30. Mai 1873 für unanwendbar erklären, 
wonach jeder, der Gold zur Münze bringt, Goldmünzen dafür er⸗ 
halten ſoll.“ 

Das Geſetz gilt zunächſt nur bis zum 4. Februar 1917. Die 
darin vorgeſehene Kgl. Verordnung erging alsbald und iſt, nachdem 
ſie urſprünglich nur die Zeit bis zum 31. Juli 1916 umfaßte, heute 
noch in Kraft. 

Der Zweck, den die ſchwediſche Regierung mit der Geſetzes⸗ 
änderung verfolgte, iſt bei den Beratungen nicht zum Ausdruck ge⸗ 
kommen. In der Tat wird er ſich kaum auf eine einheitliche Formel 
bringen laſſen. . 

In erfter Linie dürfte die Befürchtung vor den Wirkungen einer 
weiteren Vermehrung der Umlaufsmittel maßgebend geweſen ſein. 
Die Bank von Schweden war bisher mit vielleicht allzu großer Be⸗ 
reitwilligkeit zur Neuausgabe von Noten geſchritten, die ſie zur Finan⸗ 
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zierung des Exportes nach den kriegführenden Ländern meiſt im Aus⸗ 
tauſch gegen aus dem Ausland importierte Wertpapiere oder Wechſel 
auf das Ausland in den Verkehr hatte gelangen laſſen. Die in⸗ 
flationiſtiſche Wirkung dieſer Notenvermehrung, auf die an anderer 
Stelle demnächſt näher eingegangen werden ſoll — hatte ſich allmählich 
immer fühlbarer gemacht. Wollte die Reichsbank in Zukunft, was die 
Neuausgabe von Noten anlangt, größere Zurückhaltung üben, ſo durfte 
es nicht eine beſtimmte Art von Auslandswert — Gold iſt in dieſem 
Zuſammenhang nichts anderes — geben, bei dem der Ankauf und 
ſomit die Schaffung neuer Noten nicht ihrer freien Entſchließung über- 
laſſen, ſondern ihr durch Geſetz zur Pflicht gemacht war. 

Es kam folgendes hinzu: Entſprechend der ſtark aktiven Handels⸗ 
bilanz Schwedens war der Kurs der ausländiſchen Deviſen und der 
aus dem Ausland importierten Effekten, überhaupt aller Werte, die 
im Austauſch gegen ſchwediſche Zahlungsmittel genommen wurden, 
in ſchwediſchem Geld ausgedrückt, ſtark geſunken. Der Verkäufer der⸗ 
artiger Werte mußte ſomit ſtets mit mehr oder weniger ſtarkem Verluſte 
rechnen, der ſich aus dem Unterſchied der Valuten ergab. Es war 
offenſichtlich ſinnlos, den Auslandswert „Gold“, den man für Inlands⸗ 
zwecke keineswegs benötigte, vor allen andern dadurch zu privilegieren, 
daß man der Reichsbank einen Mindeſtpreis von 2480 K für das 
Kilo vorſchrieb. Die Reichsbank konnte das Gold, ſoweit ſie ſolches 
benötigte, auch zu einem erheblich niedrigeren Preiſe erhalten, und 
irgendein Grund, ihr dieſe Möglichkeit abzuſchneiden, war nicht vor⸗ 
handen. 

Endlich mag wohl als weiterer Anlaß zu der Geſetzesänderung 
die derzeitige politiſche Beziehung Schwedens zu England, das, um 
eine Verſorgung Deutſchlands mit Lebensmitteln und Gütern aller 
Art auf dem Umwege über Schweden zu verhindern, die Wareneinfuhr 
nach Schweden ſoweit irgend möglich eingeſchränkt hatte, hinzuge⸗ 
kommen ſein. Durch die Verweigerung des Goldankaufs ſeitens der 
Reichsbank glaubte man England zwingen zu können, ſeine gegenüber 
Schweden paſſive Handelsbilanz anſtatt durch Import von Gold, an 
dem zurzeit keinerlei Bedarf war, durch Einfuhr von Rohproduften, 
die Schweden für ſeine Induſtrie dringendſt benötigte, auszugleichen. 
Ob die Geſetzesänderung in dieſer Beziehung die erhoffte Wirkung 
gehabt hat, muß nach den bisherigen Erfahrungen bezweifelt werden. 

Welchen der angeführten Zwecke die ſchwediſche Regierung mit 
der Geſetzesänderung auch im Auge gehabt haben mag, das Ergebnis 
iſt jedenfalls, daß Schweden heute eine Währung beſitzt, bei der der 
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Wert der Rechnungseinheit ſich von dem Wert des Goldquantums, 
dem ſie entſpricht, losgelöſt hat, eine Papierwährung alſo, die ſich 
freilich gegenüber allen andern in der Geldgeſchichte vorhandenen 
Papierwährungen dadurch unterſcheidet, daß ſie im Verhältnis zur 
Goldwährung, aus der ſie ſich entwickelt hat, nicht gleich oder unter⸗ 
wertig, ſondern erheblich überwertig iſt. Nur inſofern iſt ſie noch 
als Goldwährung anzuſprechen, als die Geldeinheit, weil die Noten 
ſeit Januar 1916 wieder in Gold eingelöſt werden, nicht unter 
den Wert des Goldes zu ſinken vermag. 

Es kann hier nicht im einzelnen erörtert werden, inwieweit die 
Goldankaufsſiſtierung in Schweden geeignet iſt, den Stand der Kontro⸗ 
verſe zwiſchen Metalliſten und Nominaliſten zugunſten der letzteren zu 
beeinfluffen!. Nur auf zwei Punkte fet hingewieſen. 

Eines der Hauptargumente der Metalliſten, deſſen ſie ſich vorzugs⸗ 
weiſe bedienen, um das Phänomen des uneinlösbaren Papiergelds mit 
ihrer Theorie in Einklang zu bringen, beſteht darin, daß ſie behaupten, 
der Tauſchwert des Papiergelds beruhe trotz ſeiner Uneinlösbarkeit 
nach wie vor auf dem Werte des früher dafür erhältlichen Gold⸗ 
quantums und gründe ſich auf die Hoffnung, daß das Papiergeld in 
Zukunft doch noch eingelöſt werde. Demgegenüber beweiſen die Vor⸗ 
gänge in Schweden ſchlagend, daß das Papiergeld einen vom Waren⸗ 
wert des Goldes ſelbſtändigen Wertbeſtimmungsfaktor in ſich trägt. 
Denn da der Tauſchwert des Papiergeldes höher iſt als der des 
Goldes, ſo kann — jedenfalls für die Differenz — der Wert des 
Goldes als Erklärung nicht herangezogen werden. 

Anderſeits wird die Behauptung der Nominaliften, daß das 
Gold ſeinen Wert, wenigſtens den hohen Wert, den es heute allent⸗ 
halben beſitzt, nicht ſeinem Wert als Ware, ſondern nur der Tatſache 
zu verdanken habe, daß es von den Hauptkulturländern der Welt 
ausgeprägt oder gegen ihre Noten in Zahlung genommen wird, durch⸗ 
aus beftätigt. 

Kaum war die Verpflichtung der Reichsbank, Gold gegen ihre 
Noten einzulöſen — die ſchwediſche Novelle bedient ſich treffend dieſes 
Ausdrucks — aufgehoben und die Freiprägbarkeit des Goldes beſeitigt, 
da begann ſchon das Gold, da die Induſtrie Schwedens eine weſent⸗ 
liche Aufnahmefähigkeit für das gelbe Metall nicht beſitzt, ſeiner auf 


1 Vgl. die Artikel „Gold im Kriege“ in der „Bank“, Heft 3 und 5, den 
Artikel „Schwediſches Gold“ im „Plutus“, Heft 11 und 12, zahlreiche kleinere 
Artikel der Tagespreſſe und auch die Kontroverſe Diehl Bendixen im „Bank⸗ 
archiv! 1916/17, Nr. 1 ff. 
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den Wert des Geldes beruhenden Stütze beraubt, erheblich zu ſinken. 
Wenn gleichwohl der Preisſturz kein ſehr bedeutender war, ſo iſt das 
lediglich auf die Tatſache zurückzuführen, daß andere Länder das 
Gold nach wie vor zu feſten Preiſen ankaufen und ihm ſo einen 
„Erſatzwert“ geben. Daher kommt es, daß der Preis des Goldes 
nicht tiefer ſinken konnte als der Kurs der am höchſten ſtehenden aus⸗ 
ländiſchen Deviſe. Würde er tiefer ſinken, fo würde fein Export nach 
dem Ausland rentabel werden, wodurch ein weiteres Fallen des Preiſes 
verhindert wäre. Geſetzt aber den Fall, daß auch von den übrigen 
Goldwährungsländern eins nach dem andern den Umtauſch ſeiner 
Noten gegen Gold verweigerte, ſo würde zweifellos eine der bei der 
Demonetiſierung des Silbers beobachteten analoge Erſcheinung ein⸗ 
treten, in deren Verlauf der Goldpreis ſinken würde, bis die auf die 
induſtrielle Verwendungsmöglichkeiten des Goldes beruhende Nachfrage 
das ganze an den Markt kommende Material aufzunehmen in der 
Lage wäre und den Preisſturz auffangen würde. 

Es waren bereits oben Bedenken geäußert worden, ob Schwedens 
Währung nach den währungsgeſetzlichen Veränderungen zu Beginn 
des Krieges noch als Goldwährung betrachtet werden könne. Dieſe 
Bedenken werden durch die Geſetzesänderungen des Februar 1916 
naturgemäß erheblich verſtärkt. Die Situation, die durch ſie in Ver⸗ 
bindung mit den vorhergegangenen Neuerungen herbeigeführt wird, 
iſt nämlich jetzt, was die Verbindung des Geldwertes mit dem Gold⸗ 
wert anlangt, folgende: 

1. Hat das Gold die Tendenz in erheblicherem Umfang, ſei es 
ins Ausland, ſei es in den inneren Verkehr, abzufließen, ſo wird die 
Regierung den Fall einer Geldkriſis für gegeben erachten und unter 
Benutzung des vorhandenen Blankettgeſetzes die Suspenſion der Ein⸗ 
löſung der Noten in Gold herbeiführen. In dieſem Fall iſt ſomit die 
Möglichkeit eines Goldagios beziehungsweiſe Papierdisagios gegeben. 

2. Fließt Gold in erheblicherem Umfang zu, ſo wird die Re⸗ 
gierung, um die Inflation der Währung durch das Gold zu verhindern, 
die Goldankäufe ſeitens der Reichsbank und die Freiprägbarkeit des 
Goldes ſuspendieren. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob das 
Geſetz vom 8. Februar 1916 noch in Kraft iſt oder nicht, da die 
Regierung, nachdem ein Präzedenzfall geſchaffen iſt, gegebenenfalls 
nicht zögern würde, ein Geſetz gleichen Inhalts herbeizuführen. Ein 
Papieragio beziehungsweiſe Golddisagio wäre die Folge. 

3. Nur in dem Falle, daß Gold nicht oder nur in ſo geringem 
Maße ein⸗ und ausfließt, als es die Saldierung der Zahlungs⸗ 
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bilanzen normaler Zeiten erfordert, wird die Regierung weder Gold⸗ 
einlöſung noch Goldankauf ſuspendieren. In dieſem Falle wird die 
geſetzliche Parität des Geldes zum Golde erhalten bleiben. Richtig 
iſt nun allerdings, daß dieſer unter 3. genannte Fall den normalen 
und zeitlich bei weitem überwiegenden Zuſtand darſtellt. Allein wäh⸗ 
rend ſeines Beſtehens iſt die Tatſache, daß ſich ein großer Goldſchatz 
in dem Zentralnoteninſtitut des Landes befindet, theoretiſch ganz gleich⸗ 
gültig. Die geringen Beträge, die aus Gründen des internationalen 
Handels abfließen, könnten ebenſogut in der Form von Deviſen vor⸗ 
rätig gehalten werden. 

Im ganzen genommen iſt der Zuſtand, der ſich unter dem Ein⸗ 
fluß des Krieges herausgebildet hat, der, daß die Reichsbank Gold 
nur dann abzugeben bereit iſt, wenn keins verlangt wird, und nur 
dann gewillt iſt, Gold anzukaufen, wenn ihr erheblichere Mengen 
nicht angeboten ſind. 

Ob man dieſen Zuſtand als Goldwährung bezeichnen will, iſt 
mehr eine Frage terminologiſcher Natur. 

Die Siſtierung des Goldankaufs ſeitens der Reichsbank und die 
Suspenſion der Freiprägbarkeit des Goldes ſoll und darf weder in 
theoretiſcher noch in praktiſcher Beziehung überſchätzt werden. Trotz⸗ 
dem darf behauptet werden, daß der Vorgang in Schweden ein Er⸗ 
eignis bedeutet, das in den übrigen Goldwährungsländern die Auf⸗ 
merkſamkeit weiteſter Kreiſe in allerhöchſtem Maße erregen ſollte. 

Wie wenig auch die Gegner des gelben Metalls im übrigen in 
der Goldwährung einen volkswirtſchaftlichen Vorteil ſehen, wie ſehr 
auch nach ihrer Meinung die Nachteile, die in ihrem Gefolge auf⸗ 
treten, ihre Vorteile übertreffen, in einer Beziehung waren ſie mit 
den Metalliſten einig: ein ſtarker Vorrat an Gold — gleichgültig, 
ob im Verkehr oder konzentriert in der Zentralbank — bedeute für 
jedes Land eine vielleicht koſtſpielige, weil Zinsverluſte mit ſich 
bringende, aber jedenfalls unbedingt ſichere Reſerve an internationalen 
Zahlungsmitteln, auf die in beſonderen Fällen, vor allen im Kriege 
zur Bezahlung importierter Güter zurückgegriffen werden könne. 

Dieſe Meinung war richtig, ſolange nirgends in der Welt je der 
Gedanke aufgetaucht war, daß ein Land des gelben Metalls auch 
einmal genug haben kann. So lange war in der Tat das Gold — 
nicht ſeines „inneren Wertes“ wegen — ſondern einfach wegen der 
Tatſache, daß die Notenbanken der Hauptwährungsländer es zu einem 
ein für allemal beſtimmten Preis gegen ihre Noten umtauſchten — 


das wertbeſtändigſte und internationalſte aller Zahlungs nutel. Der 
Schmollers Jae XLI 2. 
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Goldvorrat war wie ein Beſtand an Wechſeln, die immer und überall 
in der Landeswährung zu feſtem Kurs eingelöſt wurden. 

Das hat ſich geändert; bereits hat ein zwar in dieſer Beziehung 
nicht ausſchlaggebendes, aber gerade im Kriege ſeiner Exportmöglich⸗ 
keiten wegen wichtiges Land, Schweden, die Einlöſung des Goldes 
verweigert, ein zweites, Dänemark, iſt ihm gefolgt, Norwegen, hat 
ſich das Recht hierzu bei den Beſprechungen der Skandinaviſchen 
Münzunion vorbehalten und auch in Holland und in den Vereinigten 
Staaten ſpielt man bereits mit dem Gedanken der Goldankaufs⸗ 
ſiſtierung. 

Veränderungen in der Wertſchätzung eines Gutes als zu mone⸗ 
tären Zwecken beſonders geeignet gehen, wie der Vorgang des Sil⸗ 
bers zeigt, wenn erſt einmal ein Präzedenzfall geſchaffen iſt, ſchnell 
vor ſich. Geſetzt, die Bewegung gewinnt noch an Boden, und es 
kommen noch einige Länder, die die Einlöſung des Goldes ver⸗ 
weigern, hinzu, dann iſt kein Zweifel: der angeſammelte Goldvorrat 
wird unter den Händen ſeiner Beſitzer an Wert verlieren, der Preis 
des demonetiſierten Metalls wird auf das ſeiner induſtriellen Ver⸗ 
wendungs möglichkeit entſprechende Niveau ſinken. Ob dieſes weſent⸗ 
lich höher liegen würde als etwa das des Silbers, erſcheint bei 
Berückſichtigung des gewaltigen Goldvorrats der Welt zweifelhaft. 

Noch find derartige Befürchtungen allerdings verfrüht. Sie 
auch heute ſchon im Auge zu behalten, erſcheint gleichwohl dringend 
ratſam. 
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er Wiederaufbau des Mittelſtandes fällt wohl unter eins der 

drei vom Staatsſekretär Dr. Helfferich benannten Hauptprobleme 
der Übergangswirtſchaft. Kein Stand iſt durch die wirtſchaftlichen 
Begleiterſcheinungen des Krieges ſo ſchwer erſchüttert wie der ge⸗ 
werbliche Mittelſtand. Ganz beſonders ſchwer getroffen iſt der dazu 
gehörige Hausbeſitzerſtand. Wir glauben von einem ſolchen „Stand“ 
ſprechen zu können, mag die Bezeichnung auch bei vielen Hausbeſitzern 
nicht zutreffen. Die Lage des Hausbeſitzes iſt zweifellos während 
des Krieges eine ganz außerordentlich ſchwierige geworden, und in 
der Zukunft liegen ernſte Sorgen. 

Unendlich viel Vorſchläge ſind zur Hebung der Schwierigkeiten 
gemacht. 

Wir wollen hier nur — um eine Überſicht zu geben — die Vor⸗ 
ſchläge des Deutſchen und Preußiſchen Städtetages, des Geſamt⸗ 
aus ſchuſſes des Allgemeinen deutſchen Genoſſenſchaftsverbandes und 
der Organiſationen der Hausbeſitzer auszugsweiſe zuſammenſtellen 
und laſſen dann das Wichtigſte aus den Vorſchlägen der Volks⸗ 
vertretungen folgen, die ſich weſentlich an dieſe Forderungen anlehnen. 

Der Deutſche Städtetag hat am 15. Januar 1916 Richtlinien 
für die weitere Regelung des Immobiliarrealkredits aufgeſtellt. Der 
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Deutſche Städtetag verlangt für die Behebung der in vielen Teilen 
des Reiches nach dem Kriege unmittelbar zu erwartenden Klein⸗ 
wohnungsnot Einſetzung von Reichsmitteln. Der Deutſche Städtetag 
fordert weiter ein geordnetes Schätzungsverfahren — damit im Zu⸗ 
ſammenhang eine Erhöhung der Grenzen für die mündelſichere Be⸗ 
leihung ſtädtiſcher Grundſtücke auf 600. Der Deutſche Städtetag hält 
eine Geſundung der Verhältniſſe des Grundbeſitzes nur für möglich, 
wenn vorbehaltlich der Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe die 
erſte Hypothek grundſätzlich als unkündbare Tilgungshypothek gegeben 
wird, und wenn Pfandbriefanſtalten oder ähnliche Kreditanſtalten 
für erſte Hypotheken errichtet werden. Dieſe Kreditinſtitute ſollen 
weiter dahin ausgeſtaltet werden, daß bei Übernahme von Garantien 
durch öffentliche Verbände auch zweite Hypotheken gegeben werden. 

Der Preußiſche Städtetag ſtellt ſich in feinen Grundlinien vom 
16. Januar 1916 auf den gleichen Standpunkt, er geht von einem 
Abbau der Überbeleihungen aus. Er verlangt weiter ein Moratorium 
zugunſten des Hausbeſitzes über den Krieg hinaus. 

Die Städtetage wollen in erſter Reihe das Vertrauen des Privat⸗ 
kapitals zumal für die zweite Hypothek zurückgewinnen. 

Der Geſamtausſchuß des Allgemeinen deutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
verbandes ſtellte ſich in der Herbſtſitzung 1915 auf den Standpunkt, 
daß zu einer Geſundung des Hypothekenkreditweſens die Beſchaffung 
von Amortiſationskredit in ausreichendem Maße notwendig iſt, und 
daß entſprechend die Eigentümerhypothek beſeitigt wird. Weiterhin 
wird Neuregelung des Taxwefens verlangt. Die Einrichtung von 
Pfandbriefanſtalten wird empfohlen. Wie die Städtetage erklärt 
der Geſamtausſchuß, daß auch künftig hauptſächlich als Dahrlehns⸗ 
geber für die zweite Hypothek das Privatkapital in Frage kommen 
würde. Nur zur Ergänzung ſind neue Organiſationen öffentlichen 
Rechts zu ſchaffen. 

Auf der Kriegstagung des Zentralverbandes der Haus⸗ und Grund⸗ 
befigervereine Deutſchlands im Auguſt 1915 iſt eine grundlegende Or⸗ 
ganiſierung des Hypothekenmarktes von öffentlicher wie privater Seite 
als unumgänglich notwendig bezeichnet. Die Errichtung von öffentlichen 
Pfandbriefanſtalten nach dem Muſter der Landſchaften und nach Art des 
Brandenburgiſchen Pfandbriefamts, ausgeſtattet ins beſondere auch bezüglich 
der Beleihungsgrenze mindeſtens bis zu 75%, wird gefordert. Ein un⸗ 
mittelbares Eingreifen des Staates wird zur Erreichung des Zieles als 
dringend erforderlich erachtet. 

Die parlamentariſchen Körperſchaften des Reiches und aller 
Bundesſtaaten haben ſich in den Kriegsjahren mit der Lage des 
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Hausbeſitzes befaßt. Im Reich war es die Wohnungskommiſion, die 
eine Reihe Beſchlüſſe zugunſten des Hausbeſitzes faßte. 

Die Forderungen gehen zunächſt auf eine Abänderung des $ 62 
des Zwangsverſteigerungsgeſetzes, eine Verſchleuderung der Grund⸗ 
ſtücke möglichſt zu verhindern. Weiterhin werden Geſetzentwürfe 
verlangt, die eine Ausdehnung der Wirkſamkeit der Bundesrats⸗ 
verordnungen, betreffend die Bewilligung von Zahlungsfriſten bei 
Hypothekenſchulden über die Kriegszeit hinaus, zum Zweck haben. 
Gleichzeitig wird auch der Verſuch gemacht, dem Mieter einen Vor⸗ 
teil zuzuwenden; er ſoll geſchützt werden gegen willkürliche, der 
Billigkeit widerſprechende Kündigungen und Steigerung des Mietzinſes. 
Gefordert wird die Förderung der unkündbaren Tilgungshypothek 
für ſtädtiſchen Bodenkredit an erſter und zweiter Stelle mit ſelbſt⸗ 
tätiger Vorrückung der zweiten Hypothek in die getilgten Beträge 
der erſten. Verlangt wird die Errichtung öffentlicher Taxämter und 
die Errichtung von Pfandbriefanſtalten — Schutz des Hausbeſitzes 
gegen das Verlangen auf Verzicht eines Teils ſeiner Mietforde⸗ 
rungen —, Vorlage eines Wohnungsgeſetzes. 

Der vom Preußiſchen Abgeordnetenhaus gefaßte Beſchluß, die 
Bewilligung von Zahlungsfriſten bei Hypotheken und Grundſchulden 
auf ein Jahr zu erſtrecken, hat in der Bundesratsverordnung vom 
8. Juni 1916 Berückſichtung gefunden. Weiter wird gefordert, daß 
noch während des Krieges vorbereitende Maßnahmen zur Erleichterung 
des ſtädtiſchen Realkredits auf der Grundlage öffentlicher Kredit⸗ 
anſtalten getroffen werden. 

Im Königreich Bayern wünſcht die Kammer des Abgeordneten⸗ 
hauſes die Durchführung einer Organiſation zur Durchführung tun⸗ 
lichſt billigen Zwiſchen⸗ und Realkredits. 

Im Königreich Sachſen fordert die Zweite Kammer Schaffung 
von Kreditinſtituten für den Hausbeſitz und die Förderung dieſer 
durch den Staat — Erweiterung der Befugniſſe der Einigungs⸗ 
ämter —, Steuererleichterung bei Beſitzübergang an Hypotheken⸗ 
gläubiger. 

Die Zweite Kammer im Großherzogtum Heſſen wünſcht Errich⸗ 
tung einer Hausbefitzerkammer und erwartet von der Regierung 
Vorſchläge, welche die Sicherung zweiter Hypotheken durch Gewährung 
von hypothekariſchen Darlehen aus Mitteln der Landes hypothekenbank 
unter Garantie der Gemeinden ermöglicht. 
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Tief hat der Krieg in das wirtſchaftliche Leben eingegriffen. 
Hatten auch frühere Kriege wirtſchaftliche Begleiterſcheinungen, ſo iſt 
doch dieſer Krieg direkt auf das wirtſchaftliche Leben übertragen. 
Aber weit mehr noch als die Begleiterſcheinungen des Krieges — 
mehr als der Umſtand, daß unter Führung Englands der Krieg auf 
Aushungerung Deutſchlands gerichtet iſt —, weit mehr noch iſt für 
die wirtſchaftliche Lage beſtimmend die Dauer des Krieges, eine 
Dauer, die niemand bei Ausbruch des Krieges für möglich gehalten 
hätte. 

Es mag dahingeſtellt bleiben, welcher Berufsſtand am ſchwerſten 
durch den Krieg getroffen wird. Der gewerbliche Mittelſtand und 
die Feſtbeſoldeten könnten wohl darüber ſtreiten, welche von dieſen 
beiden Berufsgruppen am ſchwerſten unter den Laſten des Krieges 
zu tragen hat. Ebenſowenig wie man ſich dadurch in der Beurtei⸗ 
lung der Lage der Feſtbeſoldeten täuſchen laſſen darf, daß eine Anzahl 
Mitglieder dieſer Berufsgruppen in außergewöhnlich hoch beſoldete 
Stellen gelangt iſt, ebenſowenig wird der tatſächliche Einfluß des 
Krieges auf das Handwerk dadurch berührt, daß zahlreiche Hand⸗ 
werker an Kriegslieferungen beteiligt ſind und ein Teil der Hand⸗ 
werker auch guten Nutzen daraus zieht. 

Zum gewerblichen Mittelſtand iſt, wie oben angedeutet, der 
Hausbeſitzerſtand zu rechnen, und er iſt — abgeſehen natürlich von 
den Fällen, in denen der Hausbeſitzer ſich perſönlich in günſtigen 
finanziellen Verhältniſſen befindet — dank ſeiner Eigenart durch den 
Krieg ganz beſonders hart betroffen. 

Ehe hierauf näher eingegangen wird, ſei noch eine allgemeine 
Bemerkung geſtattet. 

Das wirtſchaftliche Leben iſt in einem Umfange reglementiert 
und organifiert, daß für freie wirtſchaftliche Betätigung kaum mehr 
ein Gebiet verblieben iſt. Und die Zwangsordnung macht immer 
weitere Fortſchritte. So ſchmerzhaft dies auf der einen Seite emp⸗ 
funden wird, ſo zeigt dieſe Ordnung auf der anderen Seite eine 
außergewöhnliche Steigerung der Neigung zum Staatsſozialismus, 
der ſchon vor dem Krieg die ſoziale Geſetzgebung ſtark beeinflußt 
hat. Man ſollte annehmen, daß die Erfahrungen mit der Regle⸗ 
mentierung des wirtſchaftlichen Lebens gerade die gegenteilige Wir⸗ 
kung auslöſten. Das iſt anſcheinend aber nicht überall der Fall. Man 
ſucht vielmehr aus der heutigen Ordnung die Lehre zu ziehen, wie 
es nach dem Kriege ganz anders gemacht werden müßte, als es vor 
dem Kriege war, um die Wiederkehr von Zuſtänden, wie wir ſie 
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heute haben, unter keinen Umſtänden mehr erleben zu müſſen. Es 
wird dabei das weſentlichſte Moment, das für die heutige Geſtaltung 
der Dinge maßgebend iſt, außer acht gelaſſen: nämlich das Moment 
des Krieges. Das Wort „Staatsſozialismus“ bezeichnet gar nicht 
richtig die Verhältniſſe. Nicht vom „Staatsſozialismus“, ſondern 
vom „Kriegsſozialismus“ dürfte man heute ſprechen. Der Krieg iſt 
die Urſache der Bindung des wirtſchaftlichen Lebens. Fällt die Ur⸗ 
ſache fort, muß verſucht werden, das wirtſchaftliche Leben wieder in 
die rechten Bahnen zu lenken. Starken Widerſtand wird dies überall 
dort finden, wo man glaubt, aus den heutigen Verhältniſſen Lehren 
für die Durchführung des Staatsſozialismus entnehmen zu können. 

Stellen wir noch ſtädtiſches Gewerbe und Landwirtſchaft mit⸗ 
einander in Vergleich, ſo kommen wir zu dem Ergebnis, daß erſteres 
durch den Krieg unendlich viel ſchwerer getroffen iſt als letztere. 
Mag auch die Landwirtſchaft Verwahrung dagegen einlegen, daß die 
heutigen Verhältniſſe eine gute finanzielle Lage der Landwirtſchaft 
zur Folge haben, mag in der Korreſpondenz des Bundes der Land⸗ 
wirte ſchon darauf hingewieſen werden, daß von einer Verbeſſerung 
der Einkommensverhältniſſe der Landwirtſchaft gar keine Rede ſei 
— man wird jedenfalls nicht behaupten wollen, daß die finanzielle 
Lage der Landwirtſchaft ſich ebenſo ungünſtig entwickelt hat wie die 
des ſtädtiſchen Mittelſtandes. Es kann nicht ernſthaft beſtritten 
werden, daß die breiten Bevölkerungskreiſe der Städte — abgeſehen 
von den Kreiſen, die aus der Kriegsinduſtrie Nutzen ziehen — ſchwerer 
zu tragen haben unter den Laſten des Krieges als die entſprechenden 
Schichten in der ländlichen Bevölkerung. Die Unzufriedenheit des 
Landwirts über die wirtſchaftliche Lage, die freilich auch tatſächlich 
vorhanden iſt, iſt im weſentlichen darauf zurückzuführen, daß der 
Landwirt ſich in der Verwertung ſeiner Produkte beſchränkt fühlt — 
ihm iſt die Bevormundung unbequem. Auch wenn man ſelbſtver⸗ 
ſtändlich alle Schwierigkeiten zugeben muß, unter denen der Land⸗ 
wirt arbeitet, wenn man ohne weiteres anerkennt, daß ſeine Rück⸗ 
lagen bei weitem nicht ausſchließlich Erſparniſſe ſind, und daß in 
der Zeit nach dem Frieden große finanzielle Leiſtungen erforderlich 
fein werden, fo ſteht doch feſt, daß die wirtſchaftliche Lage des länd⸗ 
lichen Mittelſtandes weit günſtiger iſt als die des ſtädtiſchen; ganz 
abgeſehen davon, daß erſterer die Sorge um die Ernährung nicht kennt. 


* * 
* 
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Betrachten wir nun näher den ſtädtiſchen Hausbeſitz. 

Zunächſt iſt es die allgemeine wirtſchaftliche Lage, die den 
ſtädtiſchen Hausbeſitz ſchwer belaſtet. Erhebliche Teile der Be⸗ 
völkerung haben ihre Einnahmen eingebüßt. Die Wirkung davon 
macht ſich vielfach in der Auswahl der Wohnungen bemerkbar. 
Die Mieter ſuchen ſich mit kleineren und beſcheideneren Wohnungen 
zu begnügen. Groß iſt die Zahl der Läden, die leerſtehen, weil 
der Ladeninhaber im Felde ſteht oder weil er als Zurlidgebliebener 
aus den heute ſo vielfach ſich geltend machenden Gründen den 
Betrieb nicht aufrecht erhalten konnte. Haben die ſchlechteren Ein⸗ 
kommensverhältniſſe zum Leerſtehen einer größeren Zahl von Woh⸗ 
nungen und Läden geführt, fo auch zu erheblichen Mietausfällen. 
Dazu kommt die Gefahr von ſeiten des Gläubigers: Kündigung 
der Hypotheken, Erhöhung der Zinſen; und die Unmöglichkeit, Hypo⸗ 
theken zu erhalten. 

Eine Statiſtik über dieſe wirtſchaftlichen Verhältniſſe fehlt, ob⸗ 
gleich die Vorgänge ſich alle ganz gut ſtatiſtiſch erfaſſen laſſen. Man 
darf aber wohl ohne Zuhilfenahme einer Statiſtik die hier geſchil⸗ 
derten Verhältniſſen als zweifellos beſtehend betrachten. 

Allerdings bietet eine Abhandlung über „Bautätigkeit und 
Wohnungsmarkt in den deutſchen Städten“ (Reichsarbeitsblatt Nr. 6 
vom 6. Juni 1916) für die Beurteilung der Zinſenzahlung ein recht 
erfreuliches Ergebnis. Dort heißt es: „Die hinſichtlich der Zins⸗ 
rückſtände gehegten Befürchtungen find bei den Hypothekenbanken 
nicht im vollen Umfange eingetroffen.“ Es iſt hierbei aber zu 
berückſichtigen, daß die Unterſuchung ſich auf erſte Hypotheken bezieht. 
Wenn man auch wohl annehmen darf, daß der Hausbeſitzer in erſter 
Reihe an die Befriedigung der Nachhypothekengläubiger denken wird, 
ſo läßt doch immerhin eine Erhebung über die Zinslaſten bei erſten 
Hypotheken kein ſicheres Urteil über die Zinſenzahlung ſeitens der 
Hausbeſitzer zu. Bei der Beurteilung der einſchlägigen Fragen 
ſtößt man zuweilen auf eigenartige Widerſprüche. Es ſei hier zum 
Beiſpiel erinnert an die Auseinanderſetzung gelegentlich der Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 8. Juni 1916, betreffend Verlängerung des 
Hypothekenmoratoriums. Von ſeiten der Hausbeſitzer wurde die Be⸗ 
willigung eines weiteren Moratoriums freudigſt begrüßt, ſie wurde 
als eine Notwendigkeit erklärt, während man in den Kreiſen der 
Hypothekengläubiger ganz anderer Anſicht darüber war. Hier wurde 
die Meinung vertreten, daß die Schonung des Hausbeſitzes auf Koſten 
der Hypothekengläubiger viel zu weit ginge, und daß die Hausbeſitzer 
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bei ernſtem Willen auch in der Lage wären, ihren Verpflichtungen 
nachzukommen. Man war in der Lage, ſich auf die oben erwähnte 
Erhebung zu berufen. Der Sonderausſchuß für Hypothekenbankweſen 
des Zentralverbandes des Deutſchen Bank: und Bankiergewerbes hat 
in einer Eingabe an den Bundesrat vom 24. Juli zu der Verordnung 
Stellung genommen und gebeten, die Verordnung einer eingehenden 
Nachprüfung und Abänderung zu unterziehen und den organiſierten 
Vertretungen der Gläubigerkreiſe in Zukunft vor Erlaß derartiger 
Verordnungen Gelegenheit zur Außerung zu geben. Schuldner und 
Gläubiger ſtehen hier in einem ſcharfen Gegenſatz. 

Die allgemeine wirtſchaftliche Lage läßt ohne weiteres den 
Schluß zu, daß die Verhältniſſe des ſtädtiſchen Hausbeſitzes außer⸗ 
ordentlich ſchwierige ſind. Hierzu kommt der tiefgehende Eingriff in 
das Mietsrecht der Kriegsteilnehmer. Durch die Kriegsnotgeſetz⸗ 
gebung wird der Hausbeſitz in zweifacher Weiſe belaſtet, einmal 
dadurch, daß gegen die Familien der im Felde fiehenden Perſonen 
eine Räumungsklage nicht angeſtrengt werden kann. Die Hausbeſitzer 
müſſen die Familien der Kriegsteilnehmer auch dann in ihren Woh⸗ 
nungen belaſſen, wenn ihnen die Miete für die Wohnungen einſt⸗ 
weilen nicht bezahlt wird. 

Zu dieſer durch den Krieg geſchaffenen wirtſchaftlichen Lage des 
Hausbeſitzes kommt dann noch, daß die Verhältniſſe des Hausbeſitzes 
ſchon lange vor dem Kriege recht ernſte geworden waren. Der Ur⸗ 
ſachen hierfür ſind viele. Recht haben jedenfalls die, die den Grund 
vor allem in der Überbeleihung der Grundſtücke finden. Sembritzki 
weiſt in einem Aufſatz „Das Realkreditprogramm des Deutſchen 
Städtetages“ in Nr. 6 der Bl. Genoſſ. W. von 1916 auf die Mit⸗ 
teilungen der Zentralſtelle des Deutſchen Städtetages (Bd. 5 Nr. 7/8, 
Sonderbeilage S. 26) hin. Dort ſtellt der Geſchäftsſührer des 
Deutſchen Städtetages in ſeinem Bericht an die von dem Reichs⸗ 
kanzler berufene Immobiliar⸗Realkreditkommiſſion folgende Über⸗ 
beleihungen zur erſten Stelle feſt: 

bei 9 Schöneberger Grundſtücken . . 68,3% 
s 11 Danziger Grundſtücken . . 70,2% 
e 16 Hannoverſchen Grundſtücken . 69,8% 
= 8 Düſſeldorfer Grundſtücken . . 67,2% 

Überall iſt der gemeine Wert zugrunde gelegt. Nach der Denk⸗ 
ſchrift über die „Verluſte der Bauhandwerker und Baulieferanten bei 
Neubauten in Groß⸗Berlin in den Jahren 1909 / 11“ (Teil A, S. 102) 
iſt für 12 Groß⸗Berliner Gemeinden der Anteil der erſten Hypothek 
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auf durchſchnittlich 68—69 % des Grundſtückswerts anzunehmen. 
Aus eigener Erfahrung teilt Sembritzki mit, daß die Verhandlungen 
vor dem Charlottenburger Hypothekeneinigungsamt ſeit Mitte Mai 
1915 bei 39 bebauten Grundſtücken der verſchiedenſten Art aus allen 
Stadtteilen eine durchſchnittliche Beleihung von 69,6% zur erſten 
Stelle und eine durchſchnittliche Geſamtbelaſtung von 98,1% er⸗ 
geben haben. Dabei ſind als Grundſtückswerte die für die Gemeinde⸗ 
grundſteuer veranlagten gemeinen Werte angenommen, die dem 
Einigungsamt im Verhältnis zu den vor dem Kriege erzielten 
Mieten in keinem Falle zu niedrig erſchienen. 

Kein Zweifel kann darüber beſtehen, daß in den meiſten Fällen 
die übermäßige Kreditgewähr auf das Mißverhältnis zwiſchen fremden 
und eigenem Kapital bei dem Beſitzer des Hauſes zurückzuführen iſt. 
Die Überbeleihung eines Grundſtückes bedeutet regelmäßig ein Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen dem eigenen Kapital des Beſitzers und dem Wert 
des Grundſtückes. Das Vermögen des Erwerbers des Hauſes ſteht 
in keinem Verhältnis zu dem Wert desſelben. Das Leerſtehen auch 
nur einiger Wohnungen wirft den Beſitzer um. 

Der zweite Hypothekengläubiger kommt auf dieſe Weiſe leicht 
in die Lage, das Grundſtück übernehmen zu müſſen. Nur allzu häufig 
iſt er aber ebenſowenig wie der bisherige Eigentümer finanziell dazu 
befähigt. Seine Lage wird dadurch noch ſchwieriger, weil er ſich 
mit der erſten Hypothek abfinden muß und zur Übernahme des 
Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung etwa 10% des Grundſtücks⸗ 
wertes an rückſtändigen Abgaben, Zinſen und ſonſtigen Koſten bar 
aufzubringen verpflichtet iſt. 

Verhängnisvoll iſt für den Hausbeſitz die Annahme geworden, 
die Jahrzehnte hindurch Geltung hatte, daß am Hausbeſitz kein Geld 
zu verlieren iſt. Es fand ſich immer noch ein Kapitaliſt, der bereit 
war, gegen entſprechend hohe Zinſen und gegen die hypothekariſche 
Sicherſtellung Geld zu geben. 

Ungefähr um das Jahr 1907 erkannte man wohl zum erſten 
Mal, daß der Wert des Grund und Bodens ſchließlich ins Un⸗ 
gemeſſene nicht ſteigen kann. Nun begann das Mißtrauen des 
Privatkapitals gegen die zweite Hypothek. 

Eine weitere Schwierigkeit für die Verhältniſſe der Hausbeſitzer 
leitet ſich aus dem ſchnellen Veralten der Häuſer her. Ganz be⸗ 
ſonders gilt dies für die Großſtadt, in der die Häuſer „mit allem 
modernen Komfort“ ausgeſtattet ſind. Früher ſchien ein Haus über⸗ 
haupt unverwiiftlid. Auf den ſoliden Bau kam alles an. Generationen 
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hindurch wurde an feinem Inneren und Äußeren nicht allzuviel ge- 
ändert. Seit dem letzten Drittel des vorigen Jahrhunderts ift die 
Lebensdauer eines Grundſtückes verhältnismäßig kurz bemeſſen. Es 
iſt nicht die Überproduktion an Wohnungen, die dem Beſitzer alter 
Häuſer ſo verderblich wird — entſcheidend iſt vielmehr der 
Umſtand, daß die neuen Häuſer ſoviel beſſer, zweckmäßiger aus⸗ 
geſtattet ſind, daß die Wohnungen in den alten Häuſern unvermietbar 
werden oder doch nur gegen erheblich geringeren Mietzins vermietet 
werden können. Die Moderniſierung des Hauſes erfordert große 
Aufwendungen, zu denen in ſehr vielen Fällen das Kapital fehlt. 

Je größer die Stadt, je größer die Schwierigkeiten des Haus⸗ 
beſitzes. Momente kommen da in Betracht, die in der Klein⸗ oder 
Mittelſtadt keine Rolle ſpielen. Es ſei zum Beiſpiel hingewieſen 
auf die Verſchiebung der Bevölkerung — den Einfluß der Wohnungs- 
politik — die Bedeutung der Schnellbahnen. Stark find die ſich 
dabei ergebenden Rückwirkungen auf den ſtädtiſchen Hausbeſitz. Eine 
Wohngegend wird Geſchäftsgegend, dies führt zunächſt zu Ausfällen 
bei dem Übergang und ſpäter zu einer erheblichen Steigerung der 
Hauseinnahmen. Eine andere Wohngegend entvölkert ſich, ohne daß 
die Hausbeſitzer in der Gegend das Glück haben, daß die früheren 
Wohnhäuſer als Geſchäftshäuſer in Anſpruch genommen werden. 
Sie ſehen vielmehr nur, wie andere Stadtteile, in der Regel neuere 
Stadtteile oder Stadtteile außerhalb der alten Stadtgrenze, ſich neu 
bevölkern. 

Jedes von dieſen Momenten iſt an ſich ſchon von ſchwer⸗ 
wiegender Bedeutung. Oſtmals aber wirken ſie in der Kumulation. 

Die Bodenreformer haben einen Teil ihrer Abſichten verwirklicht 
geſehen. Sie ſind gleichwohl von ihrem Ziel heute ſo weit entfernt 
wie je. Ihre Steuerpolitik aber hat das Verhängnis des Haus⸗ 
beſitzes beſiegelt. Nicht nur der Umſtand, daß, wie oben erwähnt, 
der Hypothekengläubiger, wenn er zur Rettung ſeines Kapitals in 
der Zwangsverſteigerung das Grundſtück zu übernehmen hat, noch 
etwa 10 % ä des Werts aufzubringen hat — die ganze Steuerpolitik 
iſt zum Verhängnis des Hausbeſitzes geworden, vor allem weil ſie 
den Übergang in die ſtarke Hand erſchwert. 

Die Lage des Geldmarkts hat dann das Ihrige dazu beigetragen, 
die Schwierigkeiten zu ſteigern. 

Auch der Hausbeſitz in Klein⸗ und Mittelſtädten hat mancherlei 
Schwierigkeiten kennen gelernt, er iſt aber bei weitem von ihnen 
nicht fo ſtark berührt wie der in der Großſtadt. 
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Über alle dieſe Dinge herrſcht wohl Übereinſtimmung. Und 
aus dieſen Verhältniſſen heraus, zumal mit Rückſicht auf die Zu⸗ 
kunft, hat ſich immer beſtimmter die Anſicht herausgebildet, daß dem 
Hausbeſitzer Gelegenheit zur Entſchuldung geboten werden 
muß. Damit werden und können ſelbſtverſtändlich nicht alle die 
hervorgehobenen Schwierigkeiten behoben werden — ihr Eintritt 
wird auch nicht einmal für die Zukunft ausgeſchloſſen. Es befinden 
ſich darunter Vorgänge, die mit ihren Wirkungen ſich nicht aus⸗ 
ſchalten laſſen. Wirtſchaftliche Entwicklungen treffen den Hausbeſitz 
wie jeden anderen Erwerbsſtand, ihre Folgen müſſen getragen werden. 
Es kann ſich nur darum handeln, daß dort Maßnahmen getroffen, 
Geſetze gegeben oder geändert werden, wo dies durch Eintritt ge⸗ 
wiſſer wirtſchaftlicher Verhältniſſe geboten iſt, die eine greiſbare Ge⸗ 
ſtalt angenommen haben. Einheitliche Maßnahmen zu treffen, iſt auch 
deswegen ſchwierig, weil ſchließlich Hausbeſitzer und Hausbeſitzer 
zwei ſehr verſchiedenartige Größen ſein können. Es iſt ein großer 
Unterſchied zwiſchen dem Beſitzer eines großen Miethauſes in der 
Großſtadt, der auf baldige Verkaufsgelegenheit wartet, für den das 
Haus mehr oder weniger ein Spekulationsobjekt iſt, und dem Haus⸗ 
beſitzer in der Mittelſtadt, der in ſeinem Hauſe ein Geſchäft betreibt, 
das er mit dem Haus vom Vater oder Großvater übernommen hat. 
Inſofern iſt es auch etwas gewagt, vom „Hausbeſitzerſtand“ zu 
ſprechen. Und doch beſteht ein ſolcher Stand, beſteht eine Gruppe 
von Hausbeſitzern, die durch das gleiche Schickſal zuſammengehalten 
werden, das auf gleiche Urſachen zurückzuführen iſt. Und an dieſem 
Hausbeſitz iſt das Nationalvermögen mit Milliarden Kapital be⸗ 
teiligt. Die Entwertung des Hausbeſitzes bedeutet unter Umſtänden 
den Verluſt von vielen hundert Millionen für alle die, die finanziell 
an dem Hausbeſitz, ſei es als Kapitaliſten, ſei es als Bauhandwerker, 
beteiligt ſind. Daher iſt auch das Intereſſe an der Bekämpfung des 
Bauſchwindels ein allgemeines, deſſen gemeingefährliche Folgen auch 
von dem ſoliden Hausbeſitz mitgefühlt werden. 

So vielſeitig wie die Urſachen der Schwierigkeiten, ſo vielſeitig 
die Maßnahmen zur Beſeitigung! Hier handelt es ſich um die 
Schwierigkeiten, die in dem Kriege ihre Urſachen haben, und auch 
nur inſoweit, als die Hypothekenbeſchaffung in Frage kommt, 
mit der im engſten Zuſammenhang Maßregeln zum Schutz des 
Hausbeſitzes gegen Verſchleuderung der Grundſtücke ſtehen. 
Die Entſchuldung iſt an ſich ein ſchwieriges Problem. Entſchuldung 
bedeutet ſchließlich nichts anderes als Rückzahlung der Schulden. 
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Dem Hausbefiger den Rat zu geben, feine Schulden zurückzuzahlen, 
wenn er nicht einmal imſtande iſt, Zinſen zu bezahlen, ſcheint töricht. 
Es müſſen alſo ganz beſondere Maßnahmen zur Durchführung der 
Entſchuldung getroffen werden. Um hier zu endgültigen beſtimmten 
Vorſchlägen zu kommen, erſcheint es natürlich notwendig, den Um⸗ 
fang der erforderlichen Mittel kennen zu lernen. Man müßte mithin 
die Höhe der Verſchuldung kennen. Der Allgemeine Genoſſenſchafts⸗ 
tag zu München hat im Jahre 1912 beſchloſſen: 

„Der Allgemeine Genoſſenſchaftstag erklärt es für dringend not⸗ 
wendig, daß die Regierungen mit der größten Beſchleunigung die Ver⸗ 


ſchuldung des ſtädtiſchen Haus⸗ und Grundbeſitzes IE Urſache und 
Höhe unterſuchen, das Ergebnis bekannt geben und. 


Zur Ausführung des Beſchluſſes iſt nichts 1 Die 
Hausbeſitzer ſelbſt haben keine Neigung gezeigt, die Hand zu einer 
derartigen Erhebung zu bieten. Vielleicht waren dabei ähnliche Er⸗ 
wägungen maßgebend wie bei der Stellungnahme des Hausbeſitzes 
zu der preußiſchen Schätzungsgeſetzesvorlage. Hier fürchtete man, 
daß die Ausführung des neuen Schätzungsverfahrens zu einer Ge⸗ 
fährdung des Hausbeſitzes führen müßte, weil die Offentlichkeit er⸗ 
fahren würde, daß die Häuſer nicht den Wert haben, den man ihnen 
früher beigemeſſen. So glaubte man vielleicht auch, daß die Be⸗ 
kanntgabe der Höhe der Verſchuldung für den Hausbeſitz verderblich 
werden würde. Und doch iſt eine klare Feſtſtellung der Tatſache ein 
Gebot der Notwendigkeit. Und heute verſchließt man ſich in den 
Kreiſen des Hausbeſitzes nicht der Erkenntnis, wie viel leichter Maß⸗ 
nahmen ergriffen werden könnten, wenn die tachſächlichen Verhältniſſe 
klar erkennbar wären. 

Für die Sanierung iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem über⸗ 
ſchuldeten Hausbeſitz und dem Hausbeſitz, deſſen Schuldenlaſt eine 
Ordnung der Verhältniſſe möglich macht. Man wird weiteres Material 
ſammeln müſſen zur Klarſtellung des gegebenen Falles dahin, ob 
die Schwierigkeiten auf den Krieg zurückzuführen ſind, ob ſie nur 
durch den Krieg entſtanden ſind — oder ob während des Krieges 
nur das eingetreten iſt, was ſchon vor dem Krieg erwartet werden 
mußte. Wir kommen auf die Entſchuldungsfrage noch zurück. 


* * 
* 


Wenn wir ſo alle die Schwierigkeiten auf uns einwirken laſſen, 
die dem Hausbefig im Laufe der Jahre und zumal unter dem Krieg 
erwachſen ſind, und wenn gewiß überall weitgehende Neigung beſteht, 
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dem Hausbeſitz zu helfen, ſo darf doch nicht überſehen werden, daß 
der andere hieran beteiligte Teil, die Hypothekengläubiger, auch 
einen Anſpruch auf Schonung erheben kann. Man verſetze ſich in 
den Auguſt des Jahres 1914. In den erſten Tagen ſah ſich die 
geſamte Geſchäftswelt vor ganz ungewiſſe Verhältniſſe geſtellt. Die 
Lieferanten forderten Barzahlung, und ſie, die vor dem Krieg zu 
jedem Kredit bereit waren, forderten jetzt Rückzahlung aller gewährten 
Kredite. — Die Banken zahlten wohl auf Depoſiten⸗ und Scheck⸗ 
konto, aber niemand wußte recht, wie die Kreditverhältniſſe ſich weiter 
entwickeln würden. Die ſtürmiſchen Tage gingen ſehr ſchnell vor⸗ 
über, und es ſtellte ſich bald heraus, daß der Ausbruch des Krieges 
keine Erſchütterung des wirtſchaftlichen Lebens zur Folge gehabt 
hatte. Die Kreditinſtitute waren ſchon zehn Tage nach Ausbruch 
des Krieges wieder im geordneten Geſchäftsverkehr. Und wer im 
Beſitz von Staatspapieren war, konnte jederzeit bei der Darlehns⸗ 
kaſſe daraufhin Geld bekommen. Nur der Hypothekengläubiger war 
zunächſt ohne jeden finanziellen Halt. Niemand wollte ihm auf die 
Hypothek Geld geben. Perſonen, die über große mündelſichere 
Hypotheken verfügen konnten, ſuchten vergeblich daraufhin auch nur 
kleine Summen im regelmäßigen Bankverkehr zu erhalten. Die 
Hypothek wurde nirgends lombardiert. Es bedurfte erſt des Ein⸗ 
greifens des Miniſters des Innern, der in einem Erlaß an die 
Kommunalverbände die öffentlichen Sparkaſſen auf die Aufnahme 
der Beleihung erſter Hypotheken ausdrücklich hinwies. Soweit ein⸗ 
zelne Kommunen ihre Sparkaſſenverwaltung unmittelbar nicht für 
geeignet halten, dieſe Geſchäfte zu übernehmen, gibt der Miniſter 
anheim, durch Gründung eigener kommunaler Anſtalten helfend ein⸗ 
zugreifen. Von ſeiten der Kommunen wurden auch Schritte unter⸗ 
nommen, die Hypothekenbeleihung in die Wege zu leiten. Es wurden 
in den größeren Städten Kriegskreditbanken für die Beleihung von 
Hypotheken ins Leben gerufen. Gleichzeitig beſchloſſen auf Anregung 
des Sonderausſchuſſes für Hypothekenbankweſen des Zentralverbandes 
des deutſchen Bank- und Bankiergewerbes die Hypothekenbanken erſt⸗ 
ſtellige Hypotheken zu beleihen, und zwar in der Form, daß ſie den 
Darlehnsnehmern die Pfandbriefe ihrer Bank als Gegenwert gaben, 
die dieſe bei den Darlehnskaſſen weiterbeleihen konnten. 

Man vergegenwärtige ſich, wie tief einſchneidend die zum Schutz 
des Hausbeſitzes erlaſſenen Bundesratsverordnungen den Hypotheken- 
gläubiger berühren, der, ſofern er für ſeinen Lebensunterhalt auf 
die Hypothekenzinſen angewieſen war, wohl oftmals durch das dem 
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Hausbeſitzer zugebilligte Moratorium in Verlegenheit geraten iſt. 
Das ſind alles Maßnahmen, die gewiß nicht geeignet erſcheinen, bei 
den Privatkapitaliſten die Neigung, ſein Kapital in Hypotheken an⸗ 
zulegen, günſtig zu beeinfluſſen. 


* * 
* 


Die Maßnahmen, die während des Krieges zum Schutz des 
Hausbeſitzes getroffen ſind, ſind kurz die folgenden: Durch die Ver⸗ 
ordnung des Bundesrats vom 8. Juni 1916 über die Bewilligung 
von Zahlungsfriſten, durch die die früheren Verordnungen aufgehoben 
bzw. zuſammengefaßt ſind, ſind zugunſten der Hypothekenſchuldner 
folgende Maßregeln getroffen: 1. Bewilligung von Zahlungsfriſten 
für Kapital und Zinſen; 2. Beſeitigung von Rechtsfolgen des 
Zahlungsverzuges oder gewiſſer Verwirkungsabreden; 3. Einſtellung 
der Zwangsverſteigerung. 

Die Zahlungsfriſt für das Kapital kann bis zu einem Jahr, 
für Zinſen und andere Nebenleiſtungen bis zu ſechs Monaten be⸗ 
willigt werden. Auch auf vollſtreckbare Hypothekenforderungen kann 
die Friſt gewährt werden. 

Iſt der Schuldner in Verzug geraten, ſo kann das Prozeß⸗ 
gericht anordnen, daß die Rechtsfolgen des Verzuges als nicht ein⸗ 
getreten gelten. 

Die Zwangsverſteigerung kann auf Antrag des Schuldners für 
die Dauer von längſtens ſechs Monaten eingeſtellt werden, auch 
wenn die Beſtimmung einer Zahlungsfriſt abgelehnt oder nicht zu⸗ 
läſſig iſt. Die Einſtellung kann auch vor der Einleitung des Ver⸗ 
fahrens angeordnet werden. Sie kann auch mehrfach erfolgen, ſo 
daß die Verſteigerung auf unbeſtimmte Zeit hinausgeſchoben werden 
kann. Bei der Anordnung ſind die Intereſſen der Parteien gegen⸗ 
einander abzuwägen. 

Für die Verſteigerung von Grundſtücken iſt beſtimmt, daß, wenn 
ein Anſpruch im Falle der Zwangsverſteigerung durch das Meiſtgebot 
nicht gedeckt wird und dieſer Anſpruch innerhalb der erſten drei 
Viertel des zur Berechnung des Reichsſtempels für den Zuſchlags⸗ 
beſchluß feſtzuſetzenden Wertes des Gegenſtandes ſteht, auf Antrag 
des Berechtigten der Zuſchlag verſagt werden kann, ſofern nicht der 
Gläubiger glaubhaft macht, daß ihm die Verſagung des Zuſchlages 
einen unverhältnismäßigen Nachteil bringt. Wird der Zuſchlag ver⸗ 
ſagt, ſo iſt von Amts wegen ein neuer Verſteigerungstermin zu 
beſtimmen. Die Verſagung des Zuſchlages kann mehrfach erfolgen. 
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Das Zwangsverwaltungsverfahren ift durch die Bekanntmachung 
vom 22. April 1915 geregelt. Zunächſt iſt eine Verbilligung des 
Verfahrens dadurch angeſtrebt, daß der Schuldner oder ſein Ver⸗ 
treter die Zwangsverwaltung führen können. Für dieſen Fall iſt 
die Beſtellung einer Auſſichtsperſon vorgeſchrieben. Als Auſſichts⸗ 
perſon ſollen nur ſolche Perſonen beſtellt werden, die keine Ver⸗ 
gütung, ſondern nur Erſatz ihrer Auslagen erhalten. Beruht die 
Zwangsverwaltung auf einer durch den Krieg geſchaffenen Notlage, 
ſo ſollen für die Anordnung des Verfahrens Gebühren nicht erhoben 
werden. 

über den Rang der öffentlichen Laſten beſtimmt die Bundesrats⸗ 
verordnung vom 22. April 1915, daß alle Rückſtände nicht wieder⸗ 
kehrender öffentlicher Laſten, die am 1. Januar 1915 noch keine zwei 
Jahre rückſtändig waren und demgemäß das Recht auf Befriedigung 
in der dritten Rangklaſſe noch nicht verloren hatten, es bis auf 
weiteres behalten. 

Alle dieſe Maßnahmen find naturgemäß Stückwerk und Flid- 
werk. Sie ſollten und konnten zu keinem dauernden Schutz führen. 


* * 
* 


Was wird nun nad dem Krieg aus dem ſtädtiſchen Hausbeſitz? 

Es ſoll hier nicht auf jeden Wunſch und jede Forderung ein⸗ 
gegangen werden, die irgendwo vertreten wurde. Halten wir uns 
an die Forderungen, deren Erfüllung eine Sanierung des ſtädtiſchen 
Grundbeſitzes bedeuten ſoll. 

Der Hausbeſitz, der dadurch, daß er den Familien der Kriegs⸗ 
teilnehmer die Wohnung belaſſen mußte, unmittelbare Kriegsverluſte 
erlitten hat, erwartet deren Erſatz. Es klingt an ſich faſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß das Reich den ſchadlos hält, der durch den Krieg 
infolge ſtaatlicher Maßnahmen geſchädigt iſt. Und doch muß zwiſchen 
Schädigung und Schädigung unterſchieden werden. Niemand zweifelt 
daran, daß das Reich Oſtpreußen für die Verwüſtungen entſchädigen 
muß, die es bei den Ruſſeneinfällen erfahren hat. Das ſind die 
unmittelbaren Wirkungen des Krieges, die ſich fühlbar gemacht haben. 
Weſentlich anders liegen die Verhältniſſe dort, wo der Krieg zu 
mittelbaren Schädigungen geführt hat, wie zum Beiſpiel bei den 
Gewerbetreibenden, die mit dem Ausland gearbeitet, wo nun der 
Krieg nicht nur zum Verluſt geſchäftlicher Beziehungen führt, ſondern 
auch oftmals für deutſche Gewerbetreibende den Verluſt an Gütern 
nach ſich zieht. Es iſt eine ſchwer zu löſende Frage, wie weit hier 
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die Entſchädigungspflicht des Reiches geht. Der Hausbeſitzer kann 
vielleicht ſeine Schadenserſatzforderung leichter begründen, denn der 
Schaden iſt ihm durch unmittelbare Auflage des Reiches entſtanden. 

Wird aber das Reich überhaupt in der Lage ſein, ſich in 
weitem Umfange mit dem Erſatz derartiger Schädigungen zu be⸗ 
faſſen? 

Geſetzt den Fall, daß dem Verlangen der Hausbeſitzer auf Ent⸗ 
ſchädigung vom Reich entſprochen werden wird, ſo bleibt natürlich 
zu berüdfichtigen, daß nur der Schaden erſetzt werden kann, der auf 
die Kriegsmaßnahmen tatſächlich zurückzuführen iſt. Die Geltend⸗ 
machung eines ſolchen Schadenserſatzanſpruches iſt jedenfalls nicht 
einfach. Unbegründet iſt die Forderung der Hausbeſitzer ſicher nicht. 
Kann man mit dem Erſatz des ſo feſtgeſtellten Schadens durch 
das Reich nun aber auch wirklich zu einer Sanierung des Haus⸗ 
beſitzes gelangen? Niemand wird ernſtlich dies behaupten wollen. 
Wird der Hausbeſitzer für den Mietsausfall entſchädigt, ſo werden 
ſich wahrſcheinlich andere Stellen melden, die teilhaben wollen an 
dieſer Entſchädigung, weil ſie ihrerſeits dem Hausbeſitz gegenüber in 
der Geltendmachung ihrer Anſprüche mit Rückſicht auf die Verhält⸗ 
niſſe Nachſicht gewährt haben. Zu einer Sanierung des Hausbefiges 
führt die Entſchädigung zweifellos nicht. 

Betrachten wir unter dieſem Geſichtspunkt den ſtädtiſchen 
Hausbeſitz. 

Von einer Sanierung ausgeſchloſſen iſt natürlich der über⸗ 
ſchuldete Hausbeſitz, d. h. der Hausbeſitzer, der ſich in wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen befindet, bei denen es eine Sanierung nicht gibt. 
Welche Hausbeſitzer dahin gehören, iſt ſelbſtverſtändlich nicht ein⸗ 
wandfrei feſtzuſtellen. Eine Statiſtik, wie ſie der Münchener Ge⸗ 
noſſenſchaftstag gefordert hat, würde wertvolles Material bieten, 
das aber freilich nur allgemein die Lage beleuchten kann. Ebenſo⸗ 
wenig wie es ein Rezept gibt, nach dem allgemein die Sanierung 
des ſtädtiſchen Hausbeſitzes durchgeführt werden kann, ebenſowenig iſt 
es möglich, unter Anwendung allgemeiner Grundſätze den ſanierungs⸗ 
fähigen Hausbeſitz von dem ſanierungsunfähigen Hausbeſitz ſcharf zu 
ſondern. 

Als Maßnahmen für die Feſtſtellung der Über ſchuldung des 
Hausbeſitzes werden weſentlich in Frage kommen die Belaſtung und 
die Rentabilitätsberechnung. Ergeben dieſe, daß der Hausbeſitzer 
wirtſchaftlich nicht zu halten iſt, ſo muß er ſeinem Schickſal über⸗ 
laſſen werden wie jeder Gewerbetreibende, der durch ne Schuld 
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oder unglückliche Verhältniſſe in wirtſchaftliche Schwierigkeiten ge⸗ 
raten iſt, die ſchließlich zum Konkurs führen — wo allein aus dem 
Konkursverfahren heraus eine neue wirtſchaftliche Exiſtenz ſich ent⸗ 
wickeln kann. Direkt iſt alſo hier nicht zu helfen. Und doch iſt 
hier eine Hilfe anſcheinend dringend notwendig. Die Hilfe muß in 
einer Vorſorge dagegen beſtehen, daß das Grundſtück in der Zwangs⸗ 
verſteigerung verſchleudert wird. Aber wie? Wiederholt haben wir 
ſchon darauf hingewieſen, daß die einzige Hilfe darin beſtehen kann, 
daß aus dem Kreiſe der Hausbeſitzer heraus Organiſationen geſchaffen 
werden, die die Aufgabe haben, an der Zwangsverſteigerung ſich als 
Käufer zu beteiligen, um zu verhindern, daß Grundſtücke unter dem 
Wert verkauft werden. Die Tätigkeit einer ſolchen Organiſation 
ift ſelbſtverſtändlich nur denkbar, wenn ein gutes Schätzungsverfahren 
am Orte vorhanden iſt, das der Organiſation der Hausbeſitzer einen 
Maßſtab für die Bewertung des Grundſtückes gibt. Grundſätzlich 
muß ſich die Organiſation davor hüten, Häuſer über den Wert hinaus 
zu ſteigern. Die Organiſation muß ſo wirtſchaften, daß ſie möglichſt 
immer nur als Zwiſchenkäufer auftritt und damit rechnen kann, in 
nicht zu ferner Zeit das Grundſtück wieder verkaufen zu können. 
Die Geſetzgebung muß der Organiſation ſoweit zu Hilfe kommen, 
daß alle Käufe und Verkäufe durch die Organiſation der Hausbeſitzer 
gebühren⸗ und ſtempelfrei vor ſich gehen. Ein in ſeiner Bedeutung 
nicht zu unterſchätzender Mißſtand wird dabei freilich der ſein, daß 
die Hausbeſitzerorganiſationen Grundſtücke für kürzere oder längere 
Zeit in Verwaltung nehmen müſſen. Von maßgebender Seite iſt 
ſchon darauf hingewieſen, daß eine Geſellſchaft fic) ſchlecht eignet 
für die Zwangsverwaltung des Hausbeſitzes. Es muß Vorſorge ge⸗ 
troffen werden, daß die Nachteile, die ſich aus der Zwangsverwaltung 
der Grundſtücke für eine ſolche Geſellſchaft ergeben, nach Möglichkeit 
vermieden werden. Jedenfalls ſind diefe Nachteile geringer als die 
Folgen einer Zwangsverſteigerung weit unter dem Wert. 

Man begegnet der Auffaſſung, daß es überhaupt kein Mittel 
gibt, dem überſchuldeten Hausbeſitzer zu helfen. Das iſt richtig. 
Es ſoll auch hier nicht dem überſchuldeten Hausbeſitzer geholfen 
werden, ſondern es ſollen vor allem die Rechte der Nachhypotheken⸗ 
gläubiger gewahrt werden. Es ſoll Fürforge dafür getroffen werden, 
daß das Grundſtück in der Zwangsverſteigerung nicht möglicherweiſe 
in eine noch ſchwächere Hand gerät. Insbeſondere den Bodenreformern 
fei es geſagt, daß in der Zwangsverſteigerung „billig“ das Grund- 
ſtück zur Verſteigerung nicht nur auf Koſten des Hausbeſitzers, 
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ſondern auch auf Koſten des Hypothekengläubigers kommt. Gerade 
unter den Nachhypothekengläubigern ſind die Kreiſe ſtark ver⸗ 
treten, die finanzielle Verluſte nur ſchwer ertragen können. Weiter 
ſoll das Verfahren ein Schutzmittel dagegen ſein, daß die in 
Maſſen erfolgenden Zwangsverſteigerungen den Grundſtücksmarkt 
verwüſten. 

Einen weiteren Nutzen möchten wir bei dieſem Verfahren darin 
erblicken, daß der hierin liegende Schutz der Nachhypothekengläubiger 
nicht unweſentlich dazu beitragen kann, das Vertrauen des Privat⸗ 
kapitals zur Anlage in Hausbeſitz wiederzugewinnen. 

Woher aber ſoll der vereinigte Hausbeſitz die Mittel nehmen, 
um Häuſer in der Zwangsverſteigerung zu erſtehen? 

Da ließe ſich nun zunächſt eine Maßnahme in Erwägung ziehen, 
nach der in ſolchen Fällen der erſte Hypothekengläubiger ſein Geld 
ſtehen laſſen muß. In der Regel wird er ſchon freiwillig dazu bereit 
ſein, denn er kann nur ein Intereſſe daran haben, daß das Grund⸗ 
ſtück nicht verſchleudert wird. In den ſeltenen Ausnahmen, in denen 
der Hypothekengläubiger nicht das Verſtändnis dafür hat, wird der 
Zwang einſetzen müſſen. 

Wird die erſte Hypothek dem Grundſtück erhalten, ſo iſt damit 
ſchon recht viel gewonnen. Aber es iſt hiermit noch nicht alles 
erreicht. Der vereinigte Hausbeſitz muß auch in der Lage ſein, die 
die Hypothek bis zum wahren Wert des Grundftitds herausbieten 
zu können. Sollte es unmöglich ſein, in dieſem Fall den zweiten 
Hypothekengläubiger ebenſo zu behandeln wie den erſten Hypotheken⸗ 
gläubiger und ihn anzuhalten, die zweite Hypothek ſtehen zu laſſen? 
Eine Unbilligkeit könnte wohl kaum darin erblickt werden. Voraus⸗ 
geſetzt iſt natürlich ein geordnetes Taxweſen, nach dem ſich feſtſtellen 
läßt, wo die Grenze für die zweite Hypothek iſt. 

Über finanzielle Mittel wird natürlich der vereinigte Hausbeſitz 
auch dann noch zur Durchführung feiner Aufgaben verfügen müſſen, 
wenn die eben erwähnten zwei Vorbedingungen geſchaffen ſind. 

Der geſamte Hausbeſitz der betreffenden Stadt iſt an der Durch⸗ 
ſührung dieſer Maßnahmen ſo ſtark intereſſiert, daß von ihm eine 
finanzielle Beteiligung erwartet werden muß. Zeigt er ſich hierzu 
bereit, dann braucht es nicht von der Hand gewieſen zu werden, 
daß an der Hausbeſitzerſchaft, die den Zweck hat, in Zwangsverſteige⸗ 
rungen Grundſtücke zum wirklichen Wert zu erſtehen, um der Ver⸗ 
ſchleuderung entgegenzuwirken, daß an einer ſolchen Hausbeſitzerſchaft 
ſich auch die Kommune finanziell beteiligt. Es iſt natürlich nicht zu 

6 * 


84 Hans Crüger [646 


verkennen, daß hierin eine gewiſſe Gefahr für die Kommune liegt, 
doch die Hausbeſitzerſchaft ſelbſt dürfte wohl ſtets darauf bedacht ſein, 
dafür Sorge zu tragen, daß hier nicht ein Weg zur Verſtadtlichung 
des Hausbeſitzes eröffnet wird. Und dann: es handelt ſich darum, 
zwiſchen zwei Übeln das kleinere zu wählen. Die Stadt iſt ſtark 
intereſſiert, daß den Zwangsverſteigerungen eine Grenze gezogen 
wird. Für eine ſolche Maßnahme dürften freilich wohl nur die großen 
Städte in Frage kommen. Zweifelhaft iſt, ob für kleine Städte 
ein entſprechendes Bedürfnis nach ſolchen Schutzmaßnahmen beiteht. 
* en * 

Poſitive Hilfe muß dem „normal“ verſchuldeten Hausbeſitz ge⸗ 
bracht werden, d. h. dem Hausbeſitz, der in wirtſchaftliche Schwierig⸗ 
keiten geraten iſt, weil der Krieg die Rentabilität zerſtört hat oder 
weil ihm Hypotheken gekündigt ſind, für die er bei der heutigen 
Lage, die ſich jedenfalls noch lange über den Krieg hinaus erſtrecken 
wird, keinen Erſatz findet. 

Der Städtetag wünſcht Hinausſchiebung der Grenze für die 
mündelſichere Beleihung ſtädtiſcher Grundſtücke auf 60% des Grund⸗ 
ſtückswertes. Das iſt ein gewiß berechtigter Vorſchlag, der dann 
durchführbar iſt, wenn ein geordnetes Schätzungsverfahren überall 
beſteht. Ob allerdings bei den Grundſätzen, die bisher für das 
Schätzungsverfahren üblich waren, mit der Hinausſchiebung der 
Grenzen für die Mündelſicherheit dem Hausbeſitz viel gedient werden 
wird, iſt eine andere Frage. Im engſten Zuſammenhang damit ſteht 
dann naürlich die Forderung, daß alle öffentlichen und unter öffent⸗ 
licher Aufſicht ſtehenden Kreditgeber zur Hergabe von erſten Hypo⸗ 
theken bis zu dieſer Höhe ermächtigt werden. In vielen Fällen 
würden immerhin damit größere Kapitalien (Sparkaſſen, öffentliche 
Stiftungen) dem Hausbeſitz dienſtbar gemacht werden können. Weiter 
ſteht hiermit im Zuſammenhang die Anerkennung der Mündelſicherheit 
der Hypothekenpfandbriefe. Die Widerſtände, die dabei zu über⸗ 
winden ſind, dürften freilich ſehr groß und nicht ganz unberechtigt ſein. 

Die Frage, ob und wie weit der Hausbeſitzer wegen Mietaus⸗ 
fälle ufw. von Reichs wegen entſchädigt werden könnte, ijt bereits 
behandelt. Wir kommen jetzt auf die Entſchuldung zurück. 

Die wichtigſte Maßnahme, zu der ſich wohl auch alle berufenen 
Organiſationen bekannt haben, kommt darauf hinaus, dem Hausbeſitz 
die Möglichkeit der Entſchuldung unter gleichzeitiger Gewähr einer 
Gelegenheit zur Hypothekenbeſchaffung zu bieten. 
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Jede Entſchuldungsmaßnahme ſteht im Zeichen der Tilgungs- 
hypothek. In der Theorie beſtand in Deutſchland ſchon ſeit langer 
Zeit eine ſtarke Vorliebe für die Tilgungshypothek. In der Praxis 
ſah es anders aus. Selbſt die Landwirtſchaft, für die die Tilgungs⸗ 
hypothek doch ganz gewiß die geeignetſte Form der Belaſtung iſt, 
hat nur in geringem Umfange davon Gebrauch gemacht. Bei dem 
ſtädtiſchen Hausbeſitz iſt bisher die Tilgungshypothek faſt gar nicht 
üblich geweſen. Der Grund liegt in dem Umſtand, daß die Tilgungs⸗ 
hypothek die Verkäuflichkeit des ſtädtiſchen Grundſtücks erſchwert. 
Man mag es beklagen, ſo bleibt doch die Tatſache beſtehen, daß der 
ſtädtiſche Hausbeſitz bei dem Anwachſen der Bevölkerung mehr und 
mehr der Mobiliſierung verfallen iſt. Natürlich gilt dies in weit 
größerem Umfange für die Großſtadt als für die Kleinſtadt. Den 
wirklich ſeßhaften Hausbeſitz, das Grundſtück, das durch Generationen 
in derſelben Familie bleibt, findet man in der Regel nur noch in 
der Kleinſtadt, vielleicht noch in der Mittelſtadt. In der Großſtadt 
iſt das Grundſtück vielfach Handelsobjekt geworden. An dieſen Ver⸗ 
hältniſſen dürfte ſich allzuviel auch wohl kaum ändern laſſen. Die 
Tilgungshypothek hat daher Ausſicht auf Eingang in größerem Um⸗ 
fange auch nur dann, wenn ſie nicht zu einer erheblichen Belaſtung 
des Hausbeſitzers führt. Sie darf die Verkäuflichkeit nicht erſchweren. 
Undenkbar erſcheint der gemachte Vorſchlag, die Tilgungshypothek 
obligatoriſch einzuführen. Das würde mit unſeren geſamten wirt⸗ 
ſchaftlichen Anſchauungen unvereinbar ſein. Es iſt auch nicht zu 
verkennen, daß es Hausbeſitzer in größerer Zahl gibt, die mit einer 
gewöhnlichen Hypothek gut auskommen. Übrigens bedeutet auch die 
Amortiſationshypothek noch kein Allheilmittel. Harnier weiſt in 
Nr. 49 der Bl. Genoſſ. W. von 1915 darauf hin, daß die Kurheſſiſche 
Landeskreditkaſſe von jeher nur erſte Hypotheken als Amortiſations⸗ 
hypotheken ausgeliehen hat und ausleiht, und daß davon auch all⸗ 
gemein im allerweiteſten Umfange Gebrauch gemacht wird. „Trotzdem.“ 
ſo bemerkt Harnier, „habe ich nicht beobachten konnen, daß etwa bei 
uns über Mißſtände des Hypothekenkredits weniger geklagt würde 
als anderswo. Die Schwierigkeit, zweite Hypotheken zu beſchaffen, 
beſteht wenigſtens zur Zeit auch hinter den Amortiſationshypotheken 
der Landeskreditkaſſe in erheblichem Maße.“ 

Nicht alle Hypotheken, die heute als Tilgungshypotheken gegeben 
werden, bedeuten die Entſchuldung. Es gibt Pfandbriefanitalten, 
bei denen die Abzahlungen einige Jahre zurückbehalten werden, — 
dann kann ſie der Eigentümer zurückerhalten, und die frei gewordene 
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Stelle wird neu beliehen. Das iſt keine wirkliche Tilgungshypothek, 
— darin liegt natürlich keine Entſchuldung. Die Amortiſations⸗ 
hypothek hat nur dann einen wirklichen Wert, wenn der Nachhypo⸗ 
thekengläubiger entſprechend vorrückt. Es müſſen mithin die geſetz⸗ 
lichen, die Eigentümerhypothek betreffenden Beſtimmungen geändert 
werden. Es ſoll nicht die Eigentümerhypothek grundſätzlich aus der 
Welt geſchafft werden, denn ſie hat auch ihre Vorteile. Die Eigen⸗ 
tümerhypothek aber muß grundſätzlich beſeitigt werden, wo auf die 
Amortiſation noch eine andere Hypothek folgt. Dies läßt ſich durch 
Vertrag erreichen. 

Die Laſt, die die Zahlung der Amortiſationsraten mit ſich bringt, 
ſoll nicht unterſchätzt werden. Es muß aber anderfeits in Rechnung 
geſtellt werden, daß die Hypothek bleibend iſt. Der Hausbeſitzer, der 
ſich heute berechnet, was ihm die Erneuerung der Hypothek koſtet, 
wird wahrſcheinlich zu dem Ergebnis kommen, daß dieſe Erneuerungs⸗ 
koſten einer ganz anſehnlichen Amortiſationsrate gleichkommen. Gleich⸗ 
wohl, die Amortiſationsraten müſſen niedrig gehalten werden. 

Soll auf die Amortiſation der erſten oder zweiten Hypothek 
das Schwergewicht gelegt werden? Das eine wie das andere hat 
ſeine Vorzüge. Der Sache dienlicher ſcheint aber die Amortiſation 
der erſten Hypothek unter der Bedingung zu ſein, daß die zweite 
Hypothek nachrückt. 

In Fortfall kommen müſſen alle Verſäumnisfolgen, wie es jetzt 
während des Krieges durch die verſchiedenen Bundesratsverordnungen 
vorgeſchrieben iſt. | 

Für die Amortiſationshypothek ſcheidet das Privatkapital aus. 
Nur ſelten wird ſich ein Kapitaliſt finden, der ſein Geld auf Hypo⸗ 
theken ausleiht und ſich das Geld in Raten von ½ % zurückzahlen 
läßt. Das paßt nicht in den Privatwirtſchaftsbetrieb hinein. Offentlich⸗ 
rechtliche Pfandbriefanſtalten, Lebensverſicherungsgeſellſchaften, Spar⸗ 
kaſſen und ſelbſtverſtändlich Hypothekenbanken, alle dieſe Inſtitute 
müßten Amortiſationshypotheken gewähren, und die kündbaren Hypo⸗ 
theken dürften nur die Ausnahme bilden. Die Auſſichtsbehörden 
werden ohne weiteres in der Lage ſein, dies zu erreichen. 

Gewiſſe Schwierigkeiten werden ſich dei der Umwandlung der 
beſtehenden Kündigungshypothek in die unkündbare Tilgungshypothek 
bieten. Allzugroß aber können die Schwierigkeiten nicht ſein. Jeden⸗ 
falls hat die Geſetzgebung es in der Hand, die Umwandlung zu er⸗ 
leichtern, indem ſie in allen ſolchen Fällen Stempel⸗ und Gebühren⸗ 
freiheit bewilligt. 
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Die Liquidität verſchiedener Inſtitute wird anſcheinend bei der 
Umwandlung nachteilig beeinflußt, aber auch nur anſcheinend, denn 
die kündbare Hypothek iſt heute auch nicht als liquider Außenſtand 
zu betrachten. 

Damit kommen wir zu einer außerdrdentlich wichtigen Frage: 
Was kann geſchehen, um den Liquiditätswert mündelſicherer Hypotheken 
zu erleichtern? Dieſe Forderung liegt in erſter Reihe im Intereſſe 
des Gläubigers, — mittelbar kommt ſie natürlich dem Schuldner 
zugute. Es iſt darauf hingewieſen, daß bei Ausbruch des Krieges 
ſelbſt auf mündelſichere Hypotheken kein Geld zu bekommen war. 
Das waren geradezu unhaltbare Zuſtände. Es muß Vorſorge gegen 
die Wiederkehr getroffen werden. Ebenſo gut wie eine auf 10 Jahre 
unkündbar bewilligte Hypothek beliehen werden kann, muß auch eine 
Amortiſationshypothek beliehen werden können. Die hierzu erforder⸗ 
lichen organiſatoriſchen Maßnahmen müſſen getroffen werden im 
Intereſſe der privaten Hypothekengläubiger, und wir ſehen, daß ſie 
fih auch als notwendig herausſtellen mit Rückſicht auf die Intereſſen 
aller der Anſtalten, die dem Immobiliarkredit dienen. 

Wir ſehen, daß die Schwierigkeiten, die der Neuordnung der 
erſten Hypotheken entgegenſtehen, um eine beſſere Grundlage für die 
zweite Hypothek zu ſchaffen und um insbeſondere ein wirkliches Ent⸗ 
ſchuldungs verfahren zu ermöglichen, nicht übermäßig groß find. Vor 
allem: die Kreditanſtalten ſind vorhanden, die Tilgungshypotheken 
zu gewähren imſtande ſind. 

Weit ſchwieriger liegen die Dinge bei der Beſchaffung der zweiten 
Hypothek. Ob man die Grenze auf 75% oder auf 80% des wirk⸗ 
lichen Wertes des Grundſtückes zieht, erſcheint dabei von nebenſäch⸗ 
licher Bedeutung. Dabei muß in den Vordergrund der Satz geſtellt 
werden, daß das Privatkapital für die zweite Hypothek unentbehrlich 
iſt. Hieraus folgt dann weiter, daß von entſcheidender Bedeutung 
ſein wird, eine Lage zu ſchaffen, die dem Hausbeſitz das Vertrauen 
des Privatkapitals wiedergewinnt. Verſchiedene Maßnahmen kommen 
in Betracht: Sorge für die Liquidität der Hypotheken, Beſeitigung 
der Eigentümergrundſchuld bei der Amortiſationshypothek, Bildung 
von Hausbeſitzerſchaften zur Verhütung der Verſchleuderung in der 
Zwangsverſteigerung. Dazu kommen dann noch verſchiedene Vor⸗ 
ſchläge, die auf eine Anderung des Hypothekenrechts und der 
Zwangsverſteigerungsgeſetzes abzielen. Auf dieſe Anregungen im 
einzelnen kann hier nicht eingegangen werden; nur das ſei erwähnt, 
daß die Vorſchläge, die auf eine Anderung in der Rangordnung des 


88 Hans Criiger [650 


Hypotheken abzielen, entſchieden zu verwerfen find. An der Klarheit 
und Publizität des Hypothekenrechts darf unter keinen Umſtänden 
etwas geändert werden. Auch in den Kreiſen des Hausbeſitzes über⸗ 
zeugt man ſich wohl mehr und mehr von der Notwendigkeit, das 
Vertrauen des Privatkapitals zur Anlage in Nachhypotheken zurück⸗ 
zugewinnen. Hier ſind insbeſondere zwei Wege, an die gedacht wird, 
zu erwähnen. Beide Wege zielen auf eine Verſtärkung der Sicherheit 
ab; der eine Weg führt zur Einführung der Hypothekenverſicherung, 
der andere zur Schaffung von Garantiegeſellfchaften der Hausbeſitzer. 

Die Hypothekenverſicherung iſt oft verſucht und immer mißglückt 
(ogl. hierzu Crüger in Nr. 3 der Mitteilungen der öffentlichen Feuer: 
verſicherungsanſtalten von 1913). Neuerdings ſind wieder Beſtre⸗ 
bungen im Gange, doch hat das Aufſichtsamt noch keine Gelegenheit 
gehabt, ſich dazu zu äußern. Nach früheren Erklärungen des Auf⸗ 
ſichtsamts iſt kaum anzunehmen, daß dieſem Verſicherungszweig dort 
Mißtrauen begegnen wird. Es findet ſogar die Anſicht Vertreter, daß 
der Verſicherung überhaupt keine Grenzen gezogen ſind. Das mag 
inſofern richtig ſein, als gegen jeden Vorgang des wirtſchaftlichen 
Lebens eine Verſicherung denkbar iſt. Aber die Höhe der Prämien! 
Entweder wird ſich die Hypothekenverſicherung in Grenzen halten, 
daß fie alle die Objekte ausſcheidet, für die fie gerade für nötig er- 
achtet wird, oder ſie wird mit einem ungewöhnlich großen Riſiko 
belaſtet fein. Von einer Zwangsverſicherung kann nicht die Rede 
ſein. Hinzuweiſen iſt aber hier auf die Hypothekenſchutzbanken, über 
die ein endgültiges Urteil noch nicht abzugeben iſt. Sie unterſcheiden 
ſich nicht unweſentlich von der ſogenannten Hypothekenverſicherung. 
Die Hypothekenſchutzbank ſichert bei Fälligkeit die Zinſen der geſchützten 
und aller ihr vorausgehenden Hypotheken, ferner bei Fälligkeit die 
geſchützte Kapitalſumme ſowie alle regelmäßigen öffentlichen Abgaben 
und alle öffentlichen Laſten (vgl. Blätter für Genoſſenſchaftsweſen 
1916, Nr. 15, ferner „Nord und Süd“ 1916, Heft 11). 

Der Gedanke, durch die Mietverluſtverſicherung die Lage des 
Hausbeſitzes zu beſſern, dürfte wohl endgültig aufgegeben ſein. 

Was die Beſchaffung einer Garantie anlangt, ſo iſt das Unter⸗ 
nehmen der Verſicherung verwandt. Man denkt dabei wohl auch an 
das Vorbild der Landſchaft, wobei jedoch überſehen wird, daß für 
den landwirtſchaftlich benutzten Grund und Boden ganz andere wirt⸗ 
ſchaftliche Verhältniſſe gelten als für den ſtädtiſchen Hausbeſitz. Die 
Städte machen häufiger ihre Hilfe davon abhängig, daß die in Frage 
kommenden Hausbeſitzer eine gemeinſchaftliche Garantie übernehmen. 
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Wege dazu laſſen fic) finden. Das hat Charlottenburg gezeigt, wie 
wir ſogleich ſehen werden. Aber gewarnt muß davor werden, daß 
die Hausbeſitzer zu dieſem Zweck eine Geſellſchaft in der Form der 
eingetragenen Genoſſenſchaft bilden. Der aus den allgemeinen Ge⸗ 
noſſenſchaftsverbänden beſtehende Freie Ausſchuß hat ſich dahin erklärt, 
daß die Genoſſenſchaften nach ihrer Rechts- und Wirtſchaftsnatur 
nicht geeignet find, die Bürgſchaft oder Ausfallsbürgſchaft für ſtäd⸗ 
tiſche Hypotheken zu übernehmen. Weſentliche Vorausſetzung zur 
Wiederhebung des Vertrauens des Privatkapitals dürfte ſein, daß 
ein geordnetes Schätzungsverfahren vorhanden iſt. 

Nach dem Realkreditprogramm des Deutſchen Städtetages ſoll 
mit Recht die Befriedigung der Bedürfniſſe des Realkredits in der 
Hauptſache dem Privatkapital überlaſſen bleiben. Jede Hilfe aus 
Mitteln der Gemeinde ſoll nur mit Rückſicht auf außerordentliche 
Verhältniſſe verantwortet werden, ſie ſoll nur vorübergehenden Cha⸗ 
rakter tragen. Vom Standpunkt des Städtetages und der Gemeinden 
aus iſt der hier eingenommene Stadpunkt zweifellos richtig. Es iſt 
ganz undenkbar, daß die Gemeinden für zweite Hypotheken das Privat⸗ 
kapital ablöſen. | 

In Preußen ſollen Stadtſchaften ins Leben gerufen werden. 
Sie ſind aber in erſter Reihe für erſte Hypotheken gedacht. Es wird 
ein Ausbau in Erwägung gezogen, bei dem die Ausgabe zweiter 
Hypotheken mit einer gewiſſen Mitwirkung der Gemeinden in Aus⸗ 
ficht genommen wird. 

Von einer Anzahl Gemeinden ſind während des Krieges Ein⸗ 
richtungen getroffen, um dort, wo der Hausbeſitz außerſtande iſt, ſich 
das Geld für zweite Hypotheken zu beſchaffen, ihnen dies zu gewähren. 
Die Stadt Charlottenburg hat einen „Hypothekenbankverein“ ins 
Leben gerufen. Gegenſtand des Unternehmens iſt die Beleihung von 
Hausgrundſtücken mit Nachhypotheken hinter der erſten Hälfte des 
Grundſtückswertes und die Ausgabe verzinslicher, von der Stadt⸗ 
gemeinde Charlottenburg verbürgter Schuldverſchreibungen (Pfand⸗ 
briefe) auf Grund der erworbenen Hypotheken. Die einzelne Hypothek 
darf den Betrag von 100 000 Mk. nicht überſteigen. Die Beleihung 
iſt nur zuläſſig, wenn ſämtliche voreingetragenen Hypotheken und 
Grundſchulden mit jährlich mindeſtens / po der urſprünglichen 
Forderung zu tilgen und ſeitens des Gläubigers grundſätzlich un⸗ 
kündbar ſind, oder wenn ihre Umwandlung in derartige Hypotheken 
und Grundſchulden zum nächſtzuläſſigen Kündigungstermin vom 
Schuldner in rechtsverbindlicher Form zugeſichert wird. Dem Pfand⸗ 
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briefgläubiger haftet an erſter Stelle das Vereinsvermögen. Dazu 
gehören die Forderungen des Vereins auf Nachſchußleiſtung der 
Vereinsmitglieder. Das Mitglied hat ein Eintrittsgeld von 300 Mk. 
zu entrichten. Ferner ſind die Mitglieder geſamtſchuldneriſch ver⸗ 
pflichtet, im Falle der Überſchuldung oder Zahlungsunfähigkeit des 
Vereins auf Verlangen des Vorſtandes zur Deckung der Vereins⸗ 
verbindlichkeiten Nachſchüſſe zu leiſten. Die Nachſchußpflicht darf Yıo 
des urſprünglichen Nennwertes des dem Mitgliede oder ſeinem Rechts⸗ 
vorgänger von dem Verein gewährten Hypothekendarlehns nicht 
überſteigen. 

Es ſcheint hier eine durchaus beachtenswerte Regelung der ſchwie⸗ 
rigen Frage, wie die Garantie der Hausbeſitzer zu beſchaffen iſt, ge⸗ 
funden zu ſein. Selbſtverſtändlich iſt nicht jede Stadt, wie Charlotten⸗ 
burg, in der Lage, aus eigener Kraft ein ſolches Unternehmen zu 
ſchaffen. Es werden daher auch Zweckverbände gebildet werden 
müſſen, zu denen ſich die Gemeinden zuſammenſchließen. 

Wohl überall iſt die Verbindung mit der erſten Hypothek in der 
Weiſe geſucht, daß für die zweite Hypothek in der Regel nur dann 
Geld zur Verfügung geſtellt iſt, wenn die erſte Hypothek als Tilgungs⸗ 
hypothek beſteht, oder die zweite Hypothek muß in regelmäßigen Raten 
getilgt werden. 

In einer Eingabe des Schutzverbandes für Deutſchen Grundbefig 
(Berlin) vom 1. Nov. 1916 werden die für die Beſchaffung nachſtelligen 
Realkredits in der Übergangszeit zu ergreifenden Maßnahmen unterſucht. 
Es wird darauf hingewieſen, daß man mit den Stadtſchaften nicht gut 
rechnen kann, weil ſie bis jetzt noch gar nicht vorhanden ſind. Das 
iſt zutreffend. Sehr fraglich ſei, ob die Pfandbriefe dieſer Stadtſchaften 
ſchnell einen Markt finden werden, zumal die Höhe des Zinſes wird 
dabei mitſprechen, und auch der Geldbedarf von Induſtrie und Land⸗ 
wirtſchaft nach dem Kriege. Abgelehnt wird der Gedanke, daß den 
Hypothekenbanken und Verſicherungsgeſellſchaften während der Kriegs⸗ 
zeit und in einer gewiſſen Übergangszeit nach dem Krieg geſtattet 
wird, ſtädtiſche Grundſtücke bis zu 75% zu beleihen. Eine ſolche 
Vergünſtigung gegenüber den Hausbeſitzern könnte zur Beunruhigung 
der Pfandbriefgläubiger führen und das Vertrauen zu den Pfand⸗ 
briefen erſchüttern. Dagegen würde die erforderliche Sicherheit fofort 
gegeben ſein, wenn die Gemeinden für dieſen Teil des Realkredits 
die Haftung übernehmen. In dieſem Fall ſei es zum Beiſpiel den 
Hypothekenbanken möglich, aus bereiten Beſtänden den Gemeinden 
Kommunaldarlehen ausſchließlich zu dem Zweck zu geben, daß damit 
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nachſtellige Hypotheken gewährt werden. Um die Gemeinden ſicher⸗ 
zuſtellen, ſollen die Hausbeſitzervereine die Garantie übernehmen. Da 
es Gemeinden gibt, die die Garantie zu übernehmen außerſtande ſind, 
müßte hier vom Staat den Gemeinden eine zuverläffige Rückendeckung 
beſchafft werden. So die Eingabe. 

Die vorgeſchlagenen Maßnahmen erſcheinen außerordentlich einfach. 
Wir haben aber geſehen, daß der Weg, der bei der Ordnung der Ver⸗ 
hältniſſe eingeſchlagen werden ſoll, ſehr beſtritten iſt. Wir haben z. B. 
die Frage behandelt, in welcher Form die Garantie der Hausbeſitzer 
übernommen werden kann. Sehr groß iſt die Zahl der Gemeinden, 
wo entweder der Hausbeſitzer außerſtande ſein wird, die Garantie zu 
ſchaffen, oder die Gemeinde ſelbſt zu ſchwach iſt, oder beides zu⸗ 
ſammentrifft. Hier alſo ſollen Reich und Staat eingreifen! Welche 
Konſequenzen wird dies nach ſich ziehen? Es könnte freilich darauf 
hingewieſen werden, daß in den ſtaatlichen Maßnahmen zur Fürſorge 
für die aus dem Kriege heimkehrenden Gewerbetreibenden ſchon ein 
Weg der Staatshilfe gezeigt iſt. Freilich handelt es ſich hier um 
unmittelbare wirtſchaftliche Wirkungen auf Kriegsteilnehmer. Inſo⸗ 
weit die Hausbeſitzer Kriegsteilnehmer ſind, würden ſie an ſich ſchon 
unter dieſe Fürſorge fallen. Aber die Fürſorge iſt wohl nirgends 
auf Hypothekenkredit zugeſchnitten. Es müßten alſo doch ganz andere 
Maßnahmen getroffen werden, ſoll eine entſprechende Fürſorge für 
den Hausbeſitz eingeleitet werden. Der Hausbeſitzer wird ſich ſelbſt 
ſagen, daß der vorgeſchlagene Weg auf die allergrößten Schwierig⸗ 
keiten ſtößt. Näher liegt es, die ſchwachen Gemeinden eines Bezirkes 
etwa unter der Leitung der Provinz zuſammenzufaſſen zu gemein⸗ 
ſchaftlicher Arbeit, zur Garantie für den nachſtelligen Realkredit. 

Wie wird der Geldſtand nach dem Kriege ſein? Mit welchem 
Zinsfuß wird zu rechnen ſein? Wenn man anzunehmen berechtigt 
iſt, daß wir nach dem Krieg zu einem höheren Zinsfuß gelangen, dann 
beſteht für den Hausbeſitzer die große Gefahr, daß ihm Hypotheken 
gekündigt werden, falls er nicht einen Zins bewilligt, den er zumal 
nach der finanziellen Schwächung infolge des Krieges zu tragen wohl 
oft nicht imſtande iſt. Dazu kommt dann auch noch, daß der Haus⸗ 
beſitzer damit zu rechnen hat, daß die Hypothekengläubiger aus ihrer 
Behandlung während des Krieges die Konſequenzen ziehen. Es muß 
immer wieder darauf hingewieſen werden, daß jede einſeitige Schutz⸗ 
maßnahme zugunſten des Hausbeſitzes auf Koſten des Hypotheken⸗ 
gläubigers eine zweiſchneidige Maßnahme iſt, als deren Folge ſich 
ergeben muß, daß der Hypothekengläubiger, ſobald er es kann, eine 
andere Anlage für ſein Kapital ſucht. 
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Es ijt ſelbſtverſtändlich, daß man ſich in den beteiligten Kreiſen 
mit der Frage beſchäftigt: Welche Schutzmaßnahmen können infolge 
der hier drohenden Ereigniſſe zugunſten des Hausbeſitzes getroffen 
werden. Es wird gefordert: „Ausſchluß des Kündigungsrechts der 
Hypothekengläubiger für etwa drei bis fünf Jahre nach dem Friedens⸗ 
ſchluß unter der Vorausſetzung pünktlicher Zinszahlung und ordnungs⸗ 
mäßiger Erhaltung des Grundſtückes.“ Man hat ſchon von einem 
Ausſchluß der Kündigung der Hypothek bis zu 10 Jahren geſprochen. 
Allerdings iſt man nicht immer an den Rechten der Hypothekengläubiger 
vorübergegangen, uud man hat vorgeſchlagen, das Stillhalten der 
Hypothekengläubiger mit einer entſprechenden Erhöhung des Zinsfußes 
zu erkaufen. Von anderer Seite iſt dieſem Verlangen entgegengetreten, 
zumal weil ſich bei den Hypothekenanſtalten die Schwankungen des 
Zinsfußes nur langſam und in abgeſchwächtem Maße geltend machen 
(Harnier). Luther glaubt, „daß ohne ein geſetzliches Eingreifen zur 
Feſthaltung auch der zweiten Hypothek auf den Grundſtücken für 
einige Jahre nach Friedensſchluß die Geſamtkriſe im Hausbeſitz viel 
größer werden und damit der Realkredit auf die Dauer viel mehr ge⸗ 
ſchädigt werden wird als durch vorſichtig angewendete Zwangsmaßregeln. 
Dabei brauche durchaus nicht, weder bei der erſten noch bei der zweiten 
Hypothek, auf jegliche Zinserhöhung verzichtet werden. Es handele 
ſich vielmehr nur darum, ſolche Hypothekenzinserhöhungen auszu⸗ 
ſchließen, die nicht den Geldverhältniſſen entſprechen, welche durch 
den Krieg mehr oder weniger auf die Dauer geſchaffen ſeien, ſondern 
den beſonderen und wahrſcheinlich unerhört großen Geldſchwierigkeiten 
der erſten Übergangszeit entſtammen. Der Vorſtand des Preußiſchen 
Städtetages trifft wohl das Richtige, wenn er ſagt: „Der Zinsſatz 
für die Verlängerungszeit iſt ſo zu bemeſſen, daß auf der einen Seite 
unbillige Schädigungen des Gläubigers vermieden werden, auf der 
anderen Seite aber auch keine übermäßige Belaſtung des Schuldners 
eintritt, wobei auf die Einführung einer etwaigen Tilgung gebührende 
Rückſicht zu nehmen iſt. Nebenkoſten für die Verlängerung der Hypo⸗ 
theken ſind ausgeſchloſſen.“ 

Soll nun allein der Hausbeſitzer geſchützt werden? Soll dem 
Hausbeſitz, der ſich eines langjährigen Schutzes gegen Kündigung und 
Zinserhöhung zu erfreuen hat, die Mietſteigerung geſtattet ſein? Man 
rechnet mit ſtarken Mietſteigerungen für die Zeit nach dem Krieg. 
Verteuerung der Bautätigkeit, die ſicher eintreten wird, wird zu höheren 
Mieten in den neuen Häuſern führen, und dies wird auf die alten 
Häuſer zurückwirken. Es liegt nahe, dem Hausbeſitz, dem man Zeit 
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laſſen will, ſich auf die veränderten Verhältniſſe einzurichten, dem 
man eine langjährige Schonzeit bewilligt, nun auch zur Pflicht zu 
machen, den Mieter zu ſchonen. Und doch wäre dies ein Schritt von 
überaus weitgehender Tragweite. Es wäre ein Eingriff in das wirt- 
ſchaftliche Leben, deſſen Folgen ſich gar nicht überſehen laſſen. Will 
man etwa auch den Hausbeſitzer, der Reparaturen vorzunehmen hat, 
gegen die Verteuerung des Rohmaterials und des Arbeitslohnes 
ſchützen? Will man einer Gruppe von Mietern für lange Jahre in 
einer Zeit der allgemeinen Preisſteigerung, von der auch dieſe Mieter 
entſprechend Nutzen ziehen, eine billige Miete garantieren? Wohin 
ſoll es führen, wenn in zwei Häuſern, die nebeneinander liegen, in 
dem einen künſtlich die Mieten niedrig gehalten werden! Der Weg, 
der da gezeigt wird, ſcheint uns ungangbar. 

Dagegen kann wohl dem Hausbeſitzer noch eine weitere Laſt zuge⸗ 
mutet werden. Es kann die Gewährung des Schutzes gegen Hypo⸗ 
thekengläubiger davon abhängig gemacht werden, daß feſte Hypo⸗ 
theken in Tilgungshypotheken umgewandelt werden. Selbſtverſtänd⸗ 
lich wird dies nicht für alle Fälle gelten können. Die Kreditanſtalten 
könnten aber jedenfalls gezwungen werden, die Tilgungshypothek an 
die Stelle der feſten Hypothek treten zu laſſen. Wo Privatkapitaliſten 
in Frage kommen, iſt das Verfahren natürlich ausgeſchloſſen. 

Es zeigen ſich hier ſo viele Fälle und Möglichkeiten, daß es nicht 
möglich iſt, ſie in einige Sätze zuſammenzufaſſen. Es kann ſich hier 
nur darum handeln, die Gedanken anzudeuten, die bei der Regelung 
der Materie zur Ausführung gelangen ſollen. 

Wir haben es bei allen Fragen, die den Hausbeſitz betreffen — 
nicht nur während des Krieges, ſondern auch noch lange Zeit über 
den Krieg hinaus —, mit Fragen zu tun, die zweifellos zu den 
ſchwierigſten Problemen gehören. Wichtiges Material für alle ein⸗ 
ſchlägigen Fragen dürften die Mieteinigungsämter zu liefern imſtande 
ſein, die während ihrer Kriegsarbeit reiche Gelegenheit haben, die 
Verhältniſſe des Hausbeſitzes ſehr genau kennen zu lernen. Hier liegt 
zweifellos viel bisher unverwandtes Material. Die Mieteinigungs⸗ 
ämter ſind als Kriegseinrichtungen gedacht. Schon heute dürfte feſt⸗ 
ſtehen, daß fie, entſprechend ausgebaut, über den Krieg hinaus werden 
erhalten werden müſſen. Wieder ſind es die Mieteinigungsämter, 
die am beſten darüber werden Aufſchluß geben können, nach welcher 
Richtung hin ihre Anpaſſung an die neuen, durch die Übergangswirt⸗ 
ſchaft zum Frieden gegebenen Verhältniſſe zu erfolgen haben wird. 
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L 
Einleitung 


In letzten Heft dieſes Jahrbuches habe ich eine Unterſuchung über 
den Umfang des deutſchen Volkskonſums — gemeſſen am tat⸗ 
ſächlichen Konſum großer Konſumentenkreiſe — veröffentlicht, in der 
ich, im Gegenſatz zur Methode der Herren Eltzbacher! und Ballod?, 
die den Umfang des deutſchen Volkskonſums von der Produktion 
und der Ein⸗ und Ausfuhr ausgehend zu beſtimmen ſuchten, es 
unternahm, ihn vom Konſum ausgehend zu ermitteln. Neben dem 
im 2. Sonderheft des Reichsarbeitsblattes 1909 veröffentlichten Kon⸗ 
ſum von 150 Arbeiterfamilien und 60 Beamten- und Lehrerfamilien 
im Jahre 1907 und dem ebenfalls dem Gewicht nach mitgeteilten 
Konſum der Haushaltungen von 12 Hamburger Volksſchullehrern im 
Jahre 1903, bildete der Konſum der 179 Hamburger Haushaltungen 
der Reichserhebung vom Jahre 1907 mein Hauptmaterial. Durch 
Vergleiche der auf den Kopf der 743 Mitglieder dieſer Haushaltungen 
von verſchiedenen Hauptnahrungsmitteln entfallenden Gewichtsmengen, 
mit den auf den Kopf der Reichsbevölkerung entfallenden, nach Um⸗ 
fang genau feſtſtehenden Gewichtsmengen der gleichen Nahrungs⸗ 
mittel, wurde konſtatiert, daß die Kopfquote der 179 Hamburger 
Haushaltungen, die für alle Nahrungsmittel in ſorgfältigſter Weiſe 
ermittelt worden war, auch für die anderen Nahrungsmittel als 
Maßſtab des Volkskonſums dienen könne. Die Ermittlung der 
Kopfquote dieſer Haushaltungen hat von vornherein ſo detailliert 
ſtattgefunden, daß eine Umrechnung der Kopfquoten in Nährwert ein 
zuverläſſiges Bild des Geſamtnährwertes der Kopfquote aller Nah⸗ 
rungsmittel ergeben muß. 

Ehe wir aber zur Berechnung des Nährwertes ſchreiten, müſſen 
wir noch auf die Liſte der Nahrungs⸗ und Genußmittel der Reichs⸗ 
erhebung! vom Jahre 1907 näher eingehen. 


1 „Die deutfde Volksernährung und der engliſche Aushungerungsplan.“ 
Braunſchweig 1914. 

2 Schmollers Jahrbuch Bd. 39 (1915), I. 

3 Ebenda Bd. 41 (1917), I, S. 164. 
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II. 


Warum wir die Haushaltungsausgaben für Getränke und 
in Gaſtwirtſchaften bei der Nährwertberechnung unberück⸗ 
ſichtigt laſſeu 

Die Nahrungs- und Genußmittelliſte der Reichserhebung — bzw. 
der 179 Hamburger Haushaltungen — zählt 21 Poſitionen. Gehen 
wir ſie an der Hand der Nahrungsmittel durch, für die wir Kopf⸗ 
quoten ermittelt haben, dann ſehen wir, daß wir alle Nahrungsmittel 
der Poſitionen 1 bis einſchließlich 14 berückſichtigt haben, die fol⸗ 
genden Poſitionen aber entweder ganz ausgelaſſen oder in ihnen die 
nachſtehend aufgeführten Artikel unberückſichtigt gelaſſen haben: 


Poſition Nr. Poſition Nr. 
15 Kaffee u. Kaffee⸗Erſatz, 18 Übrige Getränke im Hauſe, 
aus 16 Tee, 19 Sonſtige Nahrungsmittel, 


21 Ausgaben in Gaſtwirtſchaften. 

Kaffee und Tee ſind auch von den Herren Eltzbacher und 
Ballod des geringen Nährwertes halber außer Anſatz geblieben. Daß 
aus gleichem Grunde auch der Kaffee-Erſatz außer Anſatz bleiben muß, 
haben wir ſchon gelegentlich der Beſprechung des Umſtandes er⸗ 
wähnt, daß Eltzbacher für Gerſte ein ſo großes Quantum in Rech⸗ 
nung ſtellt, daß es ſich nur aus der Verwendung der Gerſte zur 
Fabrikation von Malz⸗ und Gerſtenkaffee erklären läßt. Etwas 
größer als beim echten Kaffee iſt ja der Nährwert der Aufguſſes von 
Malz⸗ und Gerſtenkaffee, aber immer noch ſo gering, daß König 
ausdrücklich von ihm ſagt!: „Von einem beſonderen Nährwert 
(bei König geſperrt gedruckt) kann bei der geringen angewendeten 
Menge beim Malzkaffee ebenſowenig die Rede fein wie bei anderen 
Kaffee⸗Erſatzmitteln.“ 

Trotzdem die Poſitionen Tee, Kaffee und Kaffee⸗Erſatz in bezug 
auf ihren Nährwert kein Intereſſe für uns haben, ſind ſie doch in 
anderer Beziehung nicht ohne Bedeutung für unſere Unterſuchung. 
Nach den ſorgfältig berechneten Durchſchnittspreiſen für Tee ent⸗ 
fielen auf die 179 Haushaltungen im Jahre 1907 116 kg dieſes 
Genußmittels. Das find 0,156 kg pro Kopf. Dieſen entſpricht 
eine Reichsparität von 0,166 kg. Im Reichsdurchſchnitt entfällt 
aber auf den Kopf der Bevölkerung nur ein Teekonſum von 0,06 kg. 
Daß auf den Kopf der 179 Hamburger Haushaltungen faſt der drei⸗ 


1 J. König, „Die menſchlichen Nahrungs⸗ und Genußmittel“. Berlin 
1904, Bd. II, S. 1098. 
Schmollers Jahrbuch XLI 2. 7 
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fache Konſum des Reichsdurchſchnittes entfällt, wäre ja aus dem 
ſtärkeren Teekonſum in Norddeutſchland, insbeſondere in Hamburg, 
leicht erklärlich. Dann aber müßte der Kaffeekonſum entſprechend 
geringer ſein. Das Gegenteil iſt der Fall. Wir haben ſchon er⸗ 
wähnt, daß beim Umſatz der „Produktion“ 23% des Umſatzwertes 
von Kaffee und Kaffee⸗Erſatz auf letzteren entfällt, alſo 77% auf 
erſteren. Nach dieſem Verhältnis entfallen von den 5198 Mk., welche 
die 179 Haushaltungen für beide ausgegeben haben, 4002,46 Mk. 
auf echten Kaffee. Nach ſorgfältiger Rechnung hat — unter Berück⸗ 
ſichtigung der Preiſe aller (7) von der „Produktion“ im Jahre 1907 
geführten echten Kaffeeſorten und der Quantitäten, die in den ein⸗ 
zelnen Sorten verkauft worden ſind — der Jahresdurchſchnittspreis 
des Kaffees im Jahre 1907 200,1 Pf. pro Kilogramm betragen. 
Daraus ergibt ſich ein Jahreskaffeekonſum der 179 Haushaltungen 
von 2000 kg (daß die Zahl rund aufgeht, iſt natürlich Zufall) oder 
2,692 kg pro Kopf. Wenn wir dieſes ſich auf gebrannten Kaffee 
beziehende Quantum mit demjenigen vergleichen wollen, welches die 
Reichsſtatiſtik in Roh kaffee für den Kopf der Reichs bevölkerung an: 
gibt, müſſen wir es um 25% erhöhen. Die 179 Hamburger Haus: 
haltungen haben demnach einen Jahresverbrauch in echtem Rohkaffee 
von 3,37 kg pro Kopf, denen eine Reichsparität von 3,59 kg ents 
ſpricht, gegen einen Rohkaffeekonſum! von nur 3,02 kg pro Kopf 
der Reichsbevölkerung (in den Jahren 1906 und 1907). Der Kaffee⸗ 
konſum der 179 Hamburger Haushaltungen war alſo vergleichsweiſe 
um faſt 20% größer als der Reichsdurchſchnitt. Das liegt nicht 
etwa daran, daß der Hamburger mehr „Kaffee“ trinkt (echten und 
Erſatz zuſammen), ſondern daran, daß die Mitglieder des Konſum⸗ 
vereins „Produktion“, nach deren Abſatzverhältniſſen vorſtehende Be⸗ 
rechnung gemacht iſt, von ihrem Geſamtkaffeebezug (echten und Er⸗ 
ſatz zuſammen) einen größeren Teil in echtem Kaffee beziehen, als 
es im Reichsdurchſchnitt bei den Familien geſchieht. Das ergibt 
ſich daraus, daß vom Geſamtgewicht des Kaffeeabſatzes der „Pro⸗ 
duktion“ etwas über 40% echter — alſo weſentlich teuererer — 
Kaffee iſt, während der echte Kaffee vom Geſamtkaffeeab ſatz der Groß⸗ 
einkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine — wie ſich aus der in 
„Die deutſche Volksernährung“ gebrachten Kaffeeabſatzaufſtellung dieſer 
Geſellſchaft ergibt — nur 27%é des Geſamtgewichtes ausmacht. Das 


1 Stat. Jahrbuch f. d. D. R., 1909, S. 279. 
» 3,9 Mill. Kilogr. von 14,4 Mill. Kilogr. Geſamtkaffeeabſatz im Jahre 1913. 
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weiſt unzweifelhaft auf eine größere Wohlhabenheit der Mitglieder 
der „Produktion“ im Vergleich zum Durchſchnitt der Reichsbevölke⸗ 
rung. Der Kreis ihrer Mitglieder beſteht aber überwiegend aus der⸗ 
ſelben Volksklaſſe, der die 179 Hamburger Haushaltungen angehören: 
die gelernte, organiſierte Arbeiterſchaft. 

Der vorſtehende Vergleich iſt um ſo inſtruktiver, als die ver⸗ 
glichenen Kreiſe beiderſeits diejenigen der Konſumvereinsmitglieder ſind 
und dieſe bei der „Produktion“ in größerem Umfange der Klaſſe der 
Arbeiter angehören, als das bei der großen Zahl der Vereine der Fall 
iſt, die der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine angehören. 

„Übrige Getränke im Haufe.” Kaffee und Tee erfüllen 
als Getränk in großem Umfange die Aufgabe, dem Körper in an⸗ 
genehmer Weiſe die ihm nötige Feuchtigkeit zuzuführen, ſoweit das 
nicht durch andere Getränke und Nahrungsmittel geſchieht. Es iſt 
daher erklärlich, daß zwiſchen der Ausgabe für Tee und Kaffee einer⸗ 
ſeits und für „übrige Getränke im Hauſe“ anderſeits ein Zufammen⸗ 
hang beſteht. Vielleicht hängt es damit zuſammen, daß die 179 
Hamburger Haushaltungen, die 2,8% ihrer Nahrungsmittelausgabe 
für Kaffee und Kaffee⸗Erſatz ausgeben, gegen nur 2,7% , die hierfür 
von der gleichen Wohlhabenheitsklaſſe der 852 Haushaltungen der 
Keichserhebung ausgegeben werden, für „Übrige Getränke im Haufe“ 
nur 2,0% aufwenden gegen 3,5% bei letzterer. Der Unterſchied iſt 
ſo groß, daß er durch fraglichen Zuſammenhang allein nicht erklärt 
wird. Es dürften hier Trinkſitten eine hervorragende Rolle ſpielen, 
namentlich der weſentlich ſtärkere Biergenuß in Süddeutſchland. 
Dieſe vergleichsweiſe geringe Aufwendung für die Poſition 18 ſeitens 
der Hamburger Haushaltungen läßt es auch erklärlich erſcheinen — 
und macht es gleichzeitig wahrſcheinlich —, daß ſie ihren Nahrungs⸗ 
bedarf vergleichsweiſe rationeller decken, d. h. ſolche Lebensmittel 
ſtärker genießen, die nahrhafter find als „Übrige Getränke im Haufe“. 
Nach Verhältnis des Umſatzes bei der „Produktion“ — von dem ſie 
ſogar nur 1,5 % ausmachen — ſetzen fie ſich der Höhe der Ausgabe nach 
zuſammen aus 46% für Bier, 31%ñ für Wein, 12 %0 für Fruchtſäfte, 
9% für Selters, Brauſe und Sauerbrunnrn und 2% für Diverſe. 
Von der Geſamtausgabe der 179 Haushaltungen in Höhe von 3677 Mk. 
für alle dieſe Getränke entfällt auf den Kopf eine Jahresaugabe von 
4,95 Mk., davon auf das nahrhafteſte dieſer Getränke, das wenigſtens 
noch etwas Eiweiß enthält, das Bier, 2,28 Mk., zum damaligen Preis 
von 24 Pf. pro Liter, 9 Liter im Jahr oder 25 g pro Kopf und Tag. 


à 450 Kalorien auf das Liter Bier, wären das 11 Kalorien. 
7 * 
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Was die Anrechnung fo geringer Nährwerte, wie fie die Poſi⸗ 
tion „Übrige Getränke im Haufe“ enthält, aber noch unratſamer 
erſcheinen läßt als ihre Geringfügigkeit, iſt die Ungleichmäßigkeit 
ihrer Verteilung auf die Familienmitglieder, und wahrſcheinlich ent⸗ 
fällt ſogar ein erheblicher Teil dieſer verhältnismäßig geringen 
Quantitäten auf Perſonen, die nicht zum Haushalt gehören. 
Der verhältnismäßig große Teil, der von „Übrige Getränke im 
Hauſe“ auf Wein entfällt, legt den Gedanken nahe, daß dieſe Aus⸗ 
gabe größtenteils Gelegenheitsausgabe war für in der einen oder 
anderen der 179 Haushaltungen gefeierte Familen⸗ und andere Feſte. 
Dieſe Nahrungsmittel — wenn man fie überhaupt fo nennen will —— 
werden nicht zum Zwecke der Ernährung genoſſen, ſondern zu einem 
großen Teil, vielleicht zum größten, wenn man ſchon ſatt iſt und 
ſie gar nicht imſtande ſind, noch etwas zur Ernährung beizutragen. 

Das gilt natürlich nicht von den Fruchtſäften. Ihr Zucker⸗ 
gehalt wie derjenige in Brauſe, Apfelperle uſw. trägt etwas zur 
Erhöhung des Zuckerkonſums pro Kopf bei, doch iſt dies zu gering⸗ 
fügig, um es bei Berechnung desſelben berückſichtigen zu können — 
ganz abgeſehen von den rechneriſchen Schwierigkeiten, die die Berück⸗ 
ſichtigung machen würde. Bei den Fruchtſäften iſt übrigens noch 
die Frage, ob ſie von den Haushaltungen unter „Übrige Getränke 
im Hauſe“ oder unter „Sonſtige Nahrungsmittel“ angeſchrieben 
worden find. Vermutlich iſt die Rubrizierung ſolcher Nahrungsmittel 
unbeſtimmten Charakters nicht von allen 179 Haushaltungen gleich— 
mäßig vorgenommen worden. Was für Nahrungsmittel unter 
„Sonſtige Nahrungsmittel“ eingetragen worden ſind, können 
wir nicht wiſſen und daher die Ausgabe hierfür auch nicht in 
Nahrungsmittelgewicht und Nährwert umrechnen. Da auf ſie aber 
— ſowohl bei den 179 Hamburger Haushaltungen wie bei der dieſen 
entſprechenden Wohlhabenheitsklaſſe der 852 Haushaltungen der Reichs⸗ 
erhebung — nur 0,2% der Geſamtnahrungsmittelausgabe entfiel, fo 
können wir fie ruhig unberückſichtigt laſſen. 

„Ausgaben in Gaſtwirtſchaften.“ Schließlich ijt noch zu 
der Frage Stellung zu nehmen, ob und eventuell wie man die letzte 
Poſition der Haushaltungsrechnungen der 179 Haushaltungen, 
„Ausgaben in Gaſtwirtſchaften“, berückſichtigen ſoll. Die Ausgabe 
iſt an ſich — der Höhe nach — nicht unbedeutend. Sowohl bei 
den 179 Hamburger Haushaltungen wie bei der ihnen entſprechenden 
Wohlhabenheitsklaſſe der 852 Haushaltungen der Reichserhebung 
entfallen auf ſie 6,4% der Geſamtnahrungsmittelausgabe. Der mit 
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dieſer Ausgabe bezahlte Nährwert ſteht aber in ate ii. Ver⸗ 
hältnis zur Höhe derſelben. Der in Gaſtwirtſchaften bezahlte Preis 
enthält durchſchnittlich weſentlich mehr an Vergütung für den Aufent⸗ 
haltsraum, ſeine Heizung und Beleuchtung, für Bedienung, Muſik 
und Unterhaltung, Herrichtung der Speiſen, Abnutzung des Materials 
uſw. — ja oft auch noch für die Lage des Lokals — als an Vergütung 
für den Wert der Nahrungs: und Genußmittel. Wenn man berüds 
fihtigt, daß letztere dort hauptſächlich in Getränken beſtehen, die 
einen weſentlich geringeren Nährwert haben als die geringe Menge 
der übrigen in Gaſtwirtſchaften verzehrten Lebensmittel, dann redu⸗ 
zieren ſich die 6,4%, die von der Nahrungsmittelausgabe auf dieſe 
Poſition entfallen, auf höchſtens 1—2°'o des Nährwertes der Geſamt⸗ 
nahrungsmittelausgabe. Dann aber gilt von dem Hauptteil dieſes 
Nährwertes — dem in Bier und Spirituoſen genoſſenen — in noch 
höherem Grade, was wir ſchon bezüglich der „Übrigen Getränke im 
Hauſe“ zu bedenken gegeben haben, nämlich, daß ſich dieſer Nährwert 
ſehr ungleichmäßig auf die Haushaltungsmitglieder verteilt und, mehr 
noch, daß er meiſt zu einer Zeit genoſſen wird, wo man ſchon geſättigt 
iſt und ſein Konſum nichts mehr zur Ernährung beiträgt. Immerhin 
aber ſummieren ſich die in Gaſtwirtſchaften genoſſenen Nahrungs⸗ 
mittel zu Quantitäten, die in der Volkswirtſchaft eine große Rolle 
ſpielen. In der Volkswirtſchaft, nicht aber in der Wirtſchaft 
unſerer 179 Haushaltungen. Gerade dadurch, daß die „Ausgaben 
in Gaſtwirtſchaften“ und für „Übrige Getränke im Hauſe“ bei unſeren 
179 Hamburger Haushaltungen zuſammen nur 8,4% der Geſamt— 
nahrungsmittelausgabe abſorbiert haben, waren ſie in der Lage, ſich 
auskömmlicher und rationeller zu ernähren, als es im Volksdurchſchnitt 
geſchieht. Es wäre daher auch verkehrt, wollte man für die beiden 
letztgenannten Poſitionen pro Kopf der 179 Haushaltungen etwa den 
Bier: und Branntweinkonſum einſetzen, der nach der Reichsſtatiſtik 
auf den Kopf der Bevölkerung entfällt. Dadurch, daß auf den Kopf 
dieſer im Genuß alkoholiſcher Getränke zweifellos mäßigen Haus: 
haltungen ein geringerer Bier⸗ bzw. Alkoholkonſum entfällt als im 
Reichsdurchſchnitt auf den Kopf der Geſamtbevölkerung, waren ſie 
imſtande, einen großen Teil des im Reichsdurchſchnitt für alkoholiſche 
Getränke aufgewandten Betrages für Nahrungsmittel auszugeben, die 
für die gleiche Summe größeren Nährwert liefern als jene. 

In welchem Maße dies der Fall iſt, wollen wir in einem be⸗ 
ſonderen Abſchnitt unterſuchen. 
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III. 


Der deutſche Volkskonſum alkoholiſcher Getränke und deren 
Nährwert im Vergleich zu ihren Koſten und denjenigen 
anderer Nahrungsmittel 


Der Volksverbrauch an Bier und Trinkbranntwein ſteht durch 
die Reichsſtatiſtik feſt. Eltzbacher hat nach ihren Angaben den 
Geſamtnährwert beider berechnet. Der Einfachheit halber übernehmen 
wir die Reſultate ſeiner auch den Weinkonſum mit einſchließenden 
Berechnungen, obgleich er verſehentlich für den Bierkonſum nur den⸗ 
jenigen des Jahres 1912 eingeſetzt hat, während er ſonſt immer 
— auch beim Trinkbranntwein — den Durchſchnitt der Jahre 1912/13 
verwendet hat, der beim Bier 660 000 hl größer iſt als die von ihm 
eingeſetzte Zahl des Jahres 1912. Die Alkoholkopfquote iſt alſo 
etwas größer, als ſich aus der folgenden Aufſtellung ergibt !. 


Tabelle 1. 


Verbrauch von Bier, Trinkbraunntwein und Wein bei Eltzbacher 
(bzw. berechnet nach ſeinen Angaben S. 46, 47, 62 u. 63). 


sak Kohle⸗ 
Eiweiß | 70 10 Alkohol Milliarden 
in 1000 t a 


337,4 


Be ei a 9925 27, 770 222,7 
142,7 


ann 2,5 


Cea [map| ast | na 


pro Kopf u. Jahr 0,40 kg | 5,15 kg | 5,81 je 63 428 Kal. 
pro Kopf u. Tag 1 1g 14,1 g 15,9 g 174 Kal.“ 


Für die 0,3 1, die pro Kopf und Tag an alkoholiſchen Ge 
tränken auf die Bevölkerung entfallen, würde ſie, ſelbſt wenn ſie ſie 
nur in den billigſten Wirtſchaften und von der billigſten Qualität 
in Form von Bier genöſſe und dieſes immer in vorſchriftsmäßiger 
Füllung, ohne „Feldwebel“ verabreicht würde und das Glas immer 
„bis zur Neige“ geleert würde und nichts an den Wänden desſelben 
haften bliebe, 15 Pf. bezahlen müſſen (10 Pf. für das Viertelliter 


1 Er hat ſich außerdem bei Bier und Wein in der Kalorienzahl verrechnet, 
ftatt 3053 nur 3037, ſtatt 185 nur 183 und dadurch ſtatt 4237 nur 4219, wos 
durch er pro Kopf und Tag ſtatt 174 nur 178 Kalorien hat. Auch ergibt die 
Rechnung „davon aus Alkohol“ nur 2715 und 111, ſtatt 2716 und 112. 

2 Berechnet auf 100 proz. Alkohol. 

8 Davon 2715 Milliarden aus Alkohol. 4 Davon 111 aus Alkohol. 


Wein 
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vorſchriftsmäßiger Eichung von 0,2 J). Die 0,3 werden aber nicht 
nur in billigſter Qualität und billigſter Gaſtwirtſchaft genoſſen, ſie 
werden auch nicht nur in Bier, ſondern zum Teil in teurem Brannt⸗ 
wein, ſehr teurem Wein und noch teuereren Kognaks, Likören, 
Champagner uſw. konſumiert, ſodaß wir ſehr mäßig rechnen, wenn 
wir die Durchſchnittskoſten der 0,3 1 einſchließlich Trinkgeld mit 
20 Pf. annehmen. Für dieſe 20 Pf. pro Tag werden dem Volk 
täglich pro Kopf 174 Kalorien zugeführt, davon durch 1,1 g Eiweiß 
4,5 Kalorien oder 2,6%. 

Wir ſtellen nun nachfolgend eine Liſte der Hauptnahrungsmittel 
in der Weiſe auf, daß wir für jedes dieſer Nahrungsmittel angeben: 

1. den Preis für 1 kg i; 

2. den Prozentſatz an ausnutzbarem Eiweiß ?; 

3. die Zahl der Reinkalorien auf 1 kg.; 

4. die Zahl der Reinkalorien, die von dieſem Nahrungsmittel 
bei einem Geldaufwand von 20 Pf. geliefert werden; 

5. wieviel Gramm Eiweiß von dieſem Nahrungsmittel für 20 Pf. 
geliefert werden; 

6. wievielmal ſoviel Kalorien man zum gleichen Preis von 
dieſem Nahrungsmittel erhält, als wenn man ihn für alkoholiſche 
Getränke bezahlt; 

7. wievielmal ſoviel Eiweiß man zum gleichen Preiſe von dieſem 
Nahrungsmittel erhält, als wenn man ihn für alkoholiſche 
Getränke bezahlt. 


Tabelle 2 


Mehl Fleiſch Fiſche: 
53535 Kabeljau 
Weizen- |Roggen- Rind- Schweine⸗ u. Scholle 


Preis in Pf. pro 1 kg 1918 48 Brutto 
(96 Netto) 
Eiweiß, Prozent 7,4 
Kalorien in 1 kg. 320 
me 20 BF. „Kalorien 67 
Eiweiß, Gr. 15,4 
mal ſoviel Kalorien? 0,4 
14,0 


mal foviel Eiweiß? 


1 Nach „Koſten der Lebenshaltung uſw.“ S. 512—517, für Fiſche Tab. 72. 

Nach Eltzbachers (von König übernommenen) Angaben. 

3 Für den gleichen Preis wie bei der Alkoholausgabe. 

Im Gegenſatz zu den Preiſen der übrigen Nahrungsmittel iſt derjenige 
für Kartoffeln allerdings der Großhandelspreis, aber der Großhandelspreis der 
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Volls | Holland. Butter Mar- Zucker | Eier 
garine | 


milch | Käſe 
Preis in Pf. pro 1 kg 1913 
Eiweiß, Progent . . . . 


| 
| 
Kalorien in 1 kg. 650 3630 | 7600 7904 | 3910 1410 
für 20 Pfg.... Kalorien 591 336 543 1235 1777 176 
- 20 „ Eiweiß, Gr.] 29,1 23,1 0,5 0,8 — 13,4 
mal fo viel Kalorien 3,4 1,9 3,1 7,1 10,3 1.0 
mal fo viel Eiweiß 3,1 21,0 0,5 0,7 — 12,2 
Erbſen | Bohnen Linfen 
Preis in Pf. pro 1 kg 1918 46 53 57 
Eiweiß, Prozeen 2.2... 17,0 16,6 18,2 
Kalorien in lkg ggg 2710 2734 2718 
für 20 Pf.. Kalorien 1178 1032 954 
„ 20 » ... Eiweiß, Gramm 73,9 62,6 68,9 
mal foviel Kalorien 6,8 0 5,5 
mal foviel Eimeiß!. ....... 67,2 57,0 58,1 


Nach dieſer Berechnung erhält man für die gleiche Ausgabe 
bei Weizenmehl 10 mal ſoviel Kalorien und 44 mal ſoviel Eiweiß 
als bei alkoholiſchen Getränken, bei Roggenmehl ſind die Verhältnis⸗ 
zahlen 12 und 41, bei Pellkartoffeln 12 und 32, bei Rindfleiſch (Brutto) 
1 und 14, bei Schweinefleiſch 3 und 9, bei Kabeljau, Scholle 
und Schellfiſch (Nettogewicht) 0 und 14, bei Vollmilch 3 und 3, bei 
Käſe 2 und 21, bei Butter 3 und 0,5, bei Margarine 7 und 1, 
bei Zucker 10 und 0, bei Eiern 1 und 12. Bei Erbſen, Bohnen 
und Linſen erhält man für die gleiche Ausgabe zwiſchen 6⸗ und 7 mal 
foviel Kalorien und zwiſchen 57- und 67 mal ſoviel Eiweiß, als 
wenn man fie für alkoholiſche Getränke macht. Die letzteren bilden 
alſo — ganz abgeſehen von ſonſtigen Wirkungen — die allerteuerſte 
Ernährung. Dieſelbe iſt noch teuerer, wenn man ſich ein Bild über 
die Geſamtvolksausgabe für alkoholiſche Getränke macht. 

Bier: Die 67,5 Mill. Hektoliter Bier machen pro Tag und 
Kopf der Bevölkerung im Ausſchank (mit „Feldwebel“) allein ſchon über 


Eierkartoffel, der eher noch etwas höher iſt als der Kleinhandelsdurchſchnitts⸗ 
preis des Geſamtkartoffelkonſums. Vergleiche letzteren (für 1907: 8,8 Pf.) in 
„Die deutſche Volksernährung“, S. 215, mit erſterem in „Koſten der Lebens⸗ 
haltung uſw.“, S. 513, (8,9 Pf.). 


1 Für den gleichen Preis wie bei der Alkoholausgabe. 
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drei Zehntelliter aus. Man rechnet alſo nicht zu viel, wenn man 
ihre Durchſchnittskoſten für den Konſumenten mit Trinkgeld auf 
20 Pf. anſetzt. Das find pro Kopf und Jahr (365 X 20 = 7300) 
73 Mk. und für 68 Mill. Einwohner 4964 Mill. Mk. 


Wein: Die 3040000 bl Wein bedeuten, wenn wir die 
Ausgabe für Wein auch nur mit durchſchnittlich 1,60 Mk. pro 
Liter anſetzten, d. i. 1,20 Mk. pro Flaſche, eine Volksausgabe von 
486 Mill. Mk. 

Branntwein: Die 1902000 hi (190,2 Mill. Liter) 
100 prozentigen Branntweins bedeuten bei 30 gradigem Trinkbrannt⸗ 
wein 190,2 * 3,33 = 633,4 Mill. Liter Trinkbranntwein, Likör uſw. 
Aus der Literflaſche werden 40 Schnäpſe geſchenkt, aus den 633,4 Mill. 
Liter alſo 25 336 Mill. Schnäpſe, die a 10 Pf. per Schnaps! eine 
Volksausgabe von 2534 Mill. Mk. bedeuten. 

Es erfordert alſo die Volksausgabe für: 


Bier 4964 Mill. Mk. 
We˙in 4868 4 
Branntwein u. Liköre. 2534 « s 


Buf. 7984 Mill. Mt. 


Die Volksausgabe für alkoholiſche Getränke beträgt alfo rund 
8000 Mill. Mk. oder 118 Mk. pro Kopf der Bevölkerung. Die 
Familienhaushaltung beſteht im Reichsdurchſchnitt (im Jahre 1910) 
aus 4,7 Köpfen. Eine Alkoholausgabe von 118 Mk. pro Kopf 
bedeutet alſo eine durchſchnittliche Familienausgabe von 555 Mk. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die unteren Einkommensklaſſen eine 
Jahresausgabe von 555 Mk. nicht für ein ſo irrationelles Nahrungs⸗ 
mittel machen können, wie es die alkoholiſchen Getränke ſind. 

Die 179 Hamburger Haushaltungen? haben ausgegeben für: 

„Übrige Getränke im Haufe". . 3 677 Mk. 
„Ausgaben in Gaſtwirtſchaften“ . 11 860 
Zuſ. 15 587 Mk. 

Das ſind pro Kopf der 743 Haushaltungsmitglieder 20,91 Mk., 
die (+ 6,7% ü) eine Reichsparität von 22,30 Mk. bedeuten. Dieſe 
ſind aber durchaus nicht nur für alkoholiſche Getränke, ſondern zum 
Teil für Limonaden, Selterswaſſer, Kaffee uſw., zum Teil auch für 


— 


1 Er wird vielfach billiger verkauft, hat dann aber einen niedrigeren 
Grad Alkohol. 

2 Siehe „Die deutſche Volksernährung“ uſw., Tabelle I. 

Ebenda S. 162. 
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Eſſen ausgegeben worden. Nimmt man an, daß von der Ausgabe 
von 22,30 Mk. etwa 17 Mk. auf alkoholiſche Getränke entfallen !, 
dann betrug die Alkoholausgabe der 179 Hamburger Haushaltungen 
nur den ſiebenten Teil des im Reichsdurchſchnitt auf ſie entfallenden 
Betrages. 

Aus dieſen und anderen Gründen glaube ich denn auch, daß 
die alkoholiſchen Getränke hauptſächlich von den Mittelklaſſen und 
der Oberſchicht genoſſen werden. In dieſer Anſicht werde ich durch 
eine Gegenüberſtellung beſtärkt, die Verfaſſer in „Koſten der Lebens⸗ 
haltung“? von je drei Familien — mit gleicher Kopfzahl und gleicher 
Kinderzahl gleichen Alters — gemacht hatte, die alle dem Arbeiter» 
ſtand angehören und nur im Einkommen verſchieden ſind, indem 
die eine Gruppe ein Durchſchnittseinkommen von 1524 Mk., die 
andere aber ein ſolches von 3779 Mk. hat. Im Durchſchnitt gibt 
die Familie der erſten Gruppe 24 Mk., die Familie der zweiten 
160 Mk. in Gaſtwirtſchaften aus?. Das iſt faft das Siebenfache. 
Gewiß, zwiſchen der Ausgabe der beiden Gruppen iſt auch bei an⸗ 
deren Lebensmitteln eine Differenz, aber bei keinem wichtigen Lebens⸗ 
mittel beträgt ſie auch nur das Doppelte (wenn man, wie das beim 
Vergleich verſchiedener Einkommensklaſſen erforderlich iſt, Butter und 
Margarine als eine Poſition rechnet). Die Alkoholausgabe verteilt 
ſich alſo auch nicht annähernd in ähnlich gleichmäßiger Weiſe wie 
die anderen Lebensmittel auf die verſchiedenen Einkommensklaſſen 
— ganz abgeſehen davon, daß ſie ſich auch auf die Geſchlechter und 
Altersklaſſen ganz verſchieden verteilt. Vielmehr erinnert die Ver⸗ 
teilung des Alkoholkonſums ſtark an das in unſerer Einleitung zu 
„Die deutſche Volksernährung“ ſchon erwähnte ſtatiſtiſche Beiſpiel 
von den beiden Leuten, von denen durchſchnittlich jeder ein halbes 
Beefſteak verzehrt, der eine von ihnen aber nur zuſieht, wie der 
andere es ißt. 

Unter dieſen Umſtänden ſcheint es verkehrt zu ſein, den Alkohol⸗ 
konſum überhaupt mit in Rechnung zu ſtellen, wenn man den Nähr⸗ 
wert des Konſums pro Kopf der Bevölkerung berechnet. 


1 Nach vorſtehend mitgeteilten Prozentſätzen des Getränkeabſatzes der 
„Produktion“ entfielen 28%æ des Wertes dieſes Abſatzes auf nichtalkoholiſche 
Getränke, von 22 Mk. alſo 17 Mk. auf alkoholiſche. 

2 S. 423 ff. 

3 „Koſten der Lebenshaltung“ uſw., S. 431. 
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IV. 


Verſchwendete Nahrungsmittel als Ausgleich ausgelaſſener 
Pofitionen | 

Abgeſehen von dem geringen Prozentſatz wirklichen Nährwerts, 
den wir nicht in Rechnung ſtellen, wenn wir die „Ausgaben 
in Gaſtwirtſchaften“, „Übrige Getränke im Hauſe“ und „Sonſtige 
Nahrungsmittel“ bei der Nährwertberechnung unberüdfichtigt laſſen, 
ſpricht aber noch ein Umſtand dafür, ihn fortzulaſſen. 

Es iſt bei faſt allen Nahrungsmiiteln unmöglich, ihren 
rechneriſchen Nährwert dem Körper ganz zuzuführen. Wer kann 
beim Fleiſch die Knochen und Sehnen, beim Fiſch die Gräten ſo ab⸗ 
nagen, daß alles Genießbare davon verzehrt wird?! Vom Brot 
ſpringen beim Schneiden die Krumen ab, von der Milch wird häufig 
ein Teil ſauer, ein anderer bleibt in der Milchflaſche, die der Milch⸗ 
händler mit dieſem Reſt zurückerhält, oder die Säuglinge laſſen ſie 
noch vorm Runterſchlucken wieder raus. Ein Teil der Speiſen bleibt 
im Kochtopf, ein anderer auf den Tellern, an Löffeln, Gabeln und 
Meſſern. In ſeinem Artikel „Die Volksernährung im Kriege“ in 
der „Deutſchen Mediziniſchen Wochenſchrift“ vom 1. Oktober 1914 
ſagt Rubner: „Die Kunſt, gerade den Küchenbedarf richtig zu be⸗ 
ſchaffen, iſt eine Eigenſchaft, die unter den Hausfrauen weniger ver⸗ 
breitet iſt, als gut wäre. Die Überreſte werden zurückgeſtellt, aber 
genügend oft nur ein paar Tage aufbewahrt, um ſchließlich mit 
einiger Verſpätung im Mülleimer zu landen. Die weiterhin unver⸗ 
wendbaren Speiſereſte auf den Tellern ſind oft ſehr erheblich. 
Selbſt bei Zuchthausgefangenen habe ich beſtimmt, daß bei der einen 
Speiſe 3—13 Jo, bei einer anderen 10—30% unbenutzt und unver⸗ 
wendbar zurückgeblieben waren. Bei wohlhabenden Leuten bleiben 
manchmal 20—25°%o unaufgegeffen auf den Tellern zurück.“ Das 
„ſelbſt“ (bei den Zuchthausgefangenen) iſt vielleicht nicht berechtigt, 
weil in dieſen Anſtalten häufig die gleichen Speiſen ſo oft gegeben 
werden, daß die Leute, obgleich ſie hungrig ſind, keinen Appetit 
haben. Aber bei Kindern iſt es eine alltägliche Erſcheinung, daß ſie 
die eine oder andere Speiſe nicht mögen und große Teile davon 
auf dem Teller laſſen, nachdem ſie in einer Weiſe damit verfahren 
find, daß fie für andere ungenießbar geworden find. 

Schließlich muß noch eines anderen Umſtandes Erwähnung 
getan werden. Die von unſeren Haushaltungen verzehrten Mengen 
find von ihnen nicht dem Gewicht nach angeſchrieben worden. 
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Vielmehr find fie erft rechneriſch von uns ermittelt worden durch 
Diviſion der Durchſchnittspreiſe in die Ausgabe. Haben die Haus⸗ 
haltungen wirklich immer das dem bezahlten Preiſe entſprechende 
Gewicht oder Maß erhalten? Bei Milch haben wir dem Umſtand 
Rechnung tragen können, daß das wirklich gelieferte Maß dem be⸗ 
zahlten nicht gleichkommt. Das iſt aber bei anderen Nahrungs- 
mitteln häufig auch der Fall. Ihr Gewicht wird durchaus nicht 
immer in den Haushaltungen kontrolliert, und wo dies wirklich 
geſchieht, da geſchieht es meiſt auf einer Federwage. Dieſe geben 
das Gewicht aber nur ſelten auf einige Prozente genau an. Ferner 
iſt es eine bekannte Tatſache, daß diejenigen, die bei ihrem Lieferanten 
„hängen“, ſich auch häufiges Untergewicht gefallen laſſen müſſen. 
Aber auch Haushaltungen, bei denen das nicht der Fall iſt, bekommen 
häufig nicht das volle Gewicht. Über den Umfang, in dem mit 
Untergewicht gerechnet werden muß, geben uns für Hamburg die 
jährlichen Polizeiberichte einen Anhalt, aus deren Rubrik „Kontrolle 
der Maße und Gewichte“ wir folgende Zahlen wiedergeben: 


1907 1911 

Reviſion der Maße, Gewichte und Wagen . 12167 15 129 

Dabei Ordnungswidrigkeiten vorgefunden 2150 1847 
= 18% = 12% 


Bei der polizeilichen Kontrolle find alſo im Jahre unjerer 
Haushaltungsrechnungen bei 18% der Unterſuchungen „Ordnungs⸗ 
widrigkeiten“ vorgefunden worden, und auch vier Jahre ſpäter war 
das noch bei 12% derſelben der Fall. 

Aus all dieſen Gründen müßte man vom Endreſultat unſerer 
— folgenden — Nahrungsmitteltabelle einen entſprechenden Abzug 
machen, wenn hierfür nicht in gewiſſem Umfange, durch Nichtberück⸗ 
ſichtigung der Nährwerte der vorſtehend aufgeführten Poſitionen 
(die 8,8% der Geſamtnahrungsmittelausgabe ausmachten), ein Aus⸗ 
gleich vorhanden wäre. 

Nebenbei bemerkt iſt ein größerer Teil des von Eltzbacher mit 
dem Wein in Rechnung geſtellten Nährwertes ſchon einmal — 
nämlich bei Berechnung des Zuckerkonſums — in Rechnung geſtellt 
worden, denn, da er den Nährwert des Zuckers in der Weiſe be⸗ 
rechnet, daß er die ganze nicht ausgeführte Zuckermenge als kon⸗ 
ſumiert anſieht, ſo enthält dieſe aug den zum Zuckern des Weines 
verwendeten Zucker. 
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V. 


Der Nährwert des Konſums der 179 Hamburger Hans- 
haltungen der Neichserhebung des Jahres 1907 
(Nährwerttabelle, Anhang, Tabelle I) 


1. Erläuterung zur Nährwerttabelle 


In unſerer Unterſuchung „Die deutſche Volksernährung“ haben 
wir — in zehn Nummern — die Gewichtsmengen ermittelt, die von 
den 179 Hamburger Haushaltungen pro Kopf ihrer 743 Haus⸗ 
haltungsmitglieder von den einzelnen Nahrungsmitteln verzehrt 
worden find. Wir wollen nun den ganzen (durchſchnittlichen) 
Jahreskonſum eines Haushaltungsmitgliedes in einer Tabelle jue 
ſammenſtellen — ſiehe Anhang S. 209—215 — und den Nährwert 
ſeines Geſamtkonſums ermitteln. Bei dieſer Zuſammenſtellung wollen 
wir in der Art der zuſammenfaſſenden Tabellen des Eltzbacherſchen 
Buches! eine Einteilung in Nahrungsmittel tieriſchen und pflanzlichen 
Urſprungs vornehmen. Aus dieſem Grunde können wir die Reihen⸗ 
folge der Nahrungsmittel in der Tabelle 1 der vorhergegangenen 
Unterſuchung?, bzw. in der Reihenfolge der Nahrungsmittelliſte der 
Haushaltungsrechnungen der Reichserhebung, nicht beibehalten. Wir 
folgen ihr aber in der Weiſe, daß wir nach ihr erſt die tieriſchen 
und dann die pflanzlichen Nahrungsmittel aufführen. 

Bei dieſer Einteilung begegnen wir aber einer Schwierigkeit, 
die für Eltzbacher nicht vorlag, weil er nur das Rohmaterial der 
Nahrungsmittel zuſammenſtellte. Er konnte die tieriſchen Fette und 
die pflanzlichen getrennt aufſtellen, hatte dafür aber die Schwierigkeit 
der Ermittlung des Umfanges, in denen ſie zum menſchlichen Konſum 
herangezogen werden. Bei uns liegen die Verhältniſſe gerade umgekehrt. 
Wir wiſſen genau, in welchem Umfange beide zuſammen konſumiert 
wokden ſind, ſind aber bezüglich der Zuſammenſetzung des Hauptfettes 
— nämlich der Margarine — aus tieriſchen und pflanzlichen 
Fetten auf Schätzung angewieſen. Um die Margarine bei chemiſcher 
Unterſuchung leichter von der Butter unterſcheiden zu können, ſchreibt 
das Margarinegeſetz für erſtere einen Mindeſtgehalt von 10% Sefam 
vor. Da Seſam teurer iſt als andere Fette, wird der Gehalt daran 
den vorgeſchriebenen Prozentſatz nicht weſentlich überſteigen. Es 
werden aber, je nach dem Preis tieriſcher und pflanzlicher Roh⸗ 
materialien, auch andere Pflanzenfette zur Margarinefabrikation 


1 S. 62 u. 68. S. 164. 
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verwendet. Darüber, in welchem Umfange das durchſchnittlich der 
Fall iſt, gibt mir der erſte Sachverſtändige der Großeinkaufsgeſellſchaft 
deutſcher Konſumvereine — die nach feiner Ermittlung im Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 1913 / 14 einen Umſatz in Margarine in Höhe von 
13,5 Mill. Kilogramm im Werte von 16 Mill. Mark gehabt hat — 
ſein Urteil dahin ab, daß außer den als Palmin und Kokosbutter 
bezeichneten Sorten, aber einſchließlich der Pflanzenbuttermargarine 
ein Drittel der Margarine pflanzlichen Urſprungs ſei. 

Wir haben nun die Ausgabe des Poſtens „Schmalz, Marga⸗ 
rine uſw.“ der Tabelle 1 der Vorunterſuchung in der Weiſe wie 
ſchon bei anderen Poſitionen nach Verhältnis des Gewichtsanteiles 
der ihn bildenden Waren beim Umſatz der „Produktion“ auf Schmalz, 
Talg, Margarine, Palmin und Kokosbutter verteilt, nachdem wir 
für jede dieſer Waren genaue Durchſchnittspreiſe für das Jahr 1907 
nach den monatlichen Preisliſten der „Produktion“ berechnet hatten 
und ſo das Quantum ermittelt, das auf die einzelne Warengattung 
des Poſtens entfällt. Dann haben wir von dem hierbei auf Marga⸗ 
rine entfallenden Teile zwei Drittel den tieriſchen und ein Drittel 
den pflanzlichen Nahrungsmitteln zugeteilt. Um nun die Fette 
zuſammenhängend zur Darſtellung bringen zu können, waren wir 
genötigt, ſie ſo aufzuführen, daß die Scheide zwiſchen tieriſchen 
und pflanzlichen Nahrungsmitteln durch die Poſition „Fette“ und 
bei dieſen durch die Margarine geht. 

Zur Ermittlung des Nährwertes des auf den Kopf ent⸗ 
fallenden Nettogewichts der einzelnen Nahrungsmittel haben wir uns, 
wie auch Eltzbacher und Ballod, der Königſchen Tabellen bedient. Bei 
den meiſten konnten wir die Prozentſätze der „ausnutzbaren Nähr⸗ 
ſtoffe“ und die ihnen entſprechende Kalorienzahl den betreffenden 
Eltzbacherſchen Tabellen entlehnen. Bei denjenigen Nahrungsmitteln, 
die bei uns in anderer Form erſcheinen als bei Eltzbacher, wie zum 
Beiſpiel Margarine, Kunſthonig, Puddingpulver, oder die bei ihm 
überhaupt nicht vorkommen, wie Sago, haben wir ſie dem Königſchen 
Tabellenwerk entnommen !. In ſolchen Fällen haben wir aber — im 
Gegenſatz zu Eltzbacher — die Königſche Zahl der Reinkalorien 
auch dann beibehalten, wenn ſich die erſte Dezimalſtelle des Prozent⸗ 
ſatzes von Eiweiß, Fett und Kohlehydraten durch Fortlaſſen der 
zweiten veränderte. Nur haben wir ſie in der Weiſe wie bei Eltz⸗ 
bacher nach Zehnern abgerundet. Auch wir rechnen (wie Eltzbacher) 


1 J. König, „Die menſchlichen Nahrungs- und Genußmittel“, Berlin 1904. 
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1 g Fett zu 9,3, 1 g Kohlehydrat und 1 g Eiweiß zu je 4,1 Rein⸗ 
kalorien l. 

In zwei Fällen aber konnten wir die bei Eltzbacher angegebenen 
Königſchen Zahlen nicht verwenden. Beim Fleiſch und bei Kakao 
— alſo zufällig am Anfang und am Ende unſerer Nahrungsmittel⸗ 
tabelle. Da es ſich bei Kakao nur um eine verhältnismäßig unwichtige 
Sache handelt, ſei der Fall vorweggenommen. Das Eltzbacherſche 
Kakaoquantum ijt Rohkakao in der Bohne, unſeres aber iſt Kakao⸗ 
pulver. Bei dieſer Verwandlung find etwa 20 %/o Kern- und Feuchtig⸗ 
keitsgewicht und etwa 23% Fettgehalt ausgeſchieden. Dabei ſind 
die Prozentſätze der ausnutzbaren Nährſtoffe natürlich andere geworden. 
Das Koöͤnigſche Tabellenwerk gibt für Kakao — ſowohl für Rohkakao 
wie für Kakaopulver — (wie bei Kaffee und Tee) nur den Nähr⸗ 
ſtoffgehalt, aber nicht die „ausnutzbaren Nährſtoffe“ an. Angaben, 
die ſich an anderer Stelle des Werkes? über Analyſen von drei Sorten 
Kakaopulver finden, find für uns nicht zu verwenden. Wir haben 
daher für Kakao die mittleren Werte der Unterſuchungen von 
Gaedke und Hauſen eingeſetzt, die der techniſche Leiter und Chemiker 
der Kakao- und Schokoladenfabrik von P. W. Gaedke m. b. H. uns 
gütigft angegeben hat. 

Im Gegenſatz zur Frage des Nährwertes beim Kakao, der in 
unſerer Nährwerttabelle nur mit einem geringen Quantum figuriert, 
iſt die Frage des Prozentſatzes der „ausnutzbaren Nährſtoffe“ bei 
unſerem Fleiſchquantum eine ſehr wichtige. Von der Höhe der beim 
Fleiſch für Eiweiß und Fett eingeſetzten Prozentſätze hängt ſowohl 
bei uns wie bei Eltzbacher und Ballod in hohem Maße die Größe 
der täglich auf den Kopf der Bevölkerung entfallenden Eiweiß⸗ und 
Fettmenge ab. Nun find die Prozentſätze der „ausnutzbaren Nähr⸗ 
ftoffe” bei ein und derſelben Tiergattung aber außerordentlich ver⸗ 
ſchieden, je nachdem mehr oder weniger fette, mittelfette oder magere, 
junge oder alte Tiere an einem Ort oder auch im Reichsdurchſchnitt 
geſchlachtet werden. 

Aber ganz abgeſehen davon, daß in Anbetracht der hervor- 
ragenden Qualität der Hamburger Schlachttiere die Nährwertprozent⸗ 
ſätze des Reichsdurchſchnitts der Schlachttiere nicht ohne weiteres 
auf das Hamburger Schlachtvieh angewandt werden können, verbietet 
ſich das ſchon darum, weil die Fleiſchrubrik unſerer Nahrungsmittel⸗ 


1 „Die aus einem Nahrungsmittel nach Abzug aller Verluſte dem Körper 
wirklich zugute kommenden Werte.“ 2 Bd. II, S. 1116. 
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tabelle etwas ganz anderes bedeutet als die entſprechende Rubrik bei 
Eltzbacher und Ballod. Da letztere bei ihren Unterſuchungen über 
den Umfang des deutſchen Volkskonſums von der Produktion aus⸗ 
gehen, mußten ſie in ihrer Fleiſchrubrik den Nährwert der „ganzen 
Tiere“ einſtellen, alſo auch das ganze Fett derſelben, ſoweit es für 
menſchliche Nahrung zur Verwendung kommt, mit berückſichtigen. 
Bei unſeren Haushaltungen aber ſind große Teile der Schlachttiere 
in der Rubrik „Schmalz, Margarine uſw.“ zur Anſchreibung gelangt. 
Dementſprechend ändert ſich, im Vergleich zu Eltzbachers und Ballods 
Methode, der auf unfere Fleiſchrubrik noch anwendbare Fettprozentſatz. 
Und die Höhe des Fettprozentſatzes beeinflußt auch wieder die Höhe 
des Eiweißprozentſatzes. Dieſer Umſtand erſchwert aber nicht, ſondern 
erleichtert eher die Entſcheidung der Frage der Höhe dieſer Prozent⸗ 
ſätze, die eine ſehr ſchwierige iſt. 

Dieſe Schwierigkeit ſpiegelt das Königſche Tabellenwerk wider '. 
Während es in der Haupttabelle® für alle anderen Nahrungsmittel 
nur je einen Durchſchnittsprozentſatz für Eiweiß und Fett (und even- 
tuell Kohlehydrate) angibt, fehlt bei den „Tieren“ eine einheitliche 
Angabe des Nährwertes. Da ſind Prozentſätze für fettes, mittel⸗ 
fettes und mageres Rindfleiſch und außerdem noch für Rindfleiſch I., 
II., III. und IV. Klaſſe aufgeführt. Ebenſo gibt es bei König keine 
einheitlichen Nährwertprozentſätze für Hammelfleiſch, ſondern nur für 
fettes und mageres Hammelfleiſch und außerdem noch für Hammelfleiſch 
I., II. und III. Klaſſe, je nachdem, um welche Teile es ſich handelt. 
die alle einer beſtimmten Klaſſe zugeteilt ſind. Da variiert zum 
Beiſpiel der Fettprozentſatz (der „ausnutzbaren Nährſtoffe“) zwiſchen 
3% beim mageren und 24% beim fetten Rindfleiſch und zwiſchen 
13% bei den Rindfleiſchteilen der I. Klaſſe und 26% bei denen 
der III. Klaſſe. Noch größer ſind die Differenzen beim Schweine⸗ 
fleiſch: zwiſchen 4% Fett beim mageren und 35% beim fetten und 
zwiſchen 23% Fett beim Schweinefleiſch der I. Klaſſe und 39% beim 
Schweinefleiſch der IV. Klaſſe. An einer anderen Stelle gibt König“ 
für das Schwein an: „Lawes und Gilbert fanden: 


Prozentzuſammenſetzung 
des ganzen Tieres des ausgeſchlachteten Rumpfes 
Eiweiß Fett Eiweiß Fett 
Mageres Schwein 13,7 23,2 11,1 30,7 
Fettes . 109 22,2 86 526 


1 Siehe unten S. 117. 2 Bd. II, S. 1467 ff. 3 Bd. II, S. 473. 
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Es liegt auf der Hand, daß je nach der Wahl, die der Rechner 
trifft, das Reſultat ein ganz verſchiedenes ſein kann. Das wird am 
beſten durch eine Gegenüberſtellung der Prozentſätze illuſtriert, die 
Eltzbacher und Ballod — beide nach den Königſchen Tabellen — 
angewandt haben. 

Tabelle 3 


— — — jUnÿu— 


„Ausnutzbare Nährſtoffe“ 
bei Eltzbacher (S. 52) | bei Ballod (S. 97 u. 98) 
Eiweiß] Fett Kalorien | Eiweiß | Fett 


Kalorien 


% % % % 
Kindfleiſch h 16 19 2420 1300 
Schweinefleiſch 10 45 4600 2200 
Hammelfleiſch 12 30 38280 950 


Angeſichts des großen Anteiles des Gewichtes des Schweine⸗ 
fleiſches an der Geſamtnahrung muß es natürlich für die Frage des 
Umfanges der Volksernährung eine große Rolle ſpielen, ob man den 
Eiweißprozentſatz desſelben mit 10 (Eltzbacher) oder mit 18 (Ballod) 
einſetzt, und ob man den Fettprozentſatz desſelben zu 45 (eEltzbacher) 
oder nur zu 15 (Ballod) annimmt. 

Ich muß auf dieſe Frage näher eingehen wegen der Vergleich⸗ 
barkeit der Endreſultate unſerer Nährwerttabelle mit den Endreſul⸗ 
taten bei Eltzbacher und Ballod. Bleiben wir zunächſt beim Schwein. 
Bei Eltz bacher (S. 52) finden wir die Bezeichnung „Schwein“. 
Sie iſt richtig, denn der hohe Prozentſatz von 45% Fett kann nur 
ſtimmen, wenn er alle Fetteile des ganzen Tieres einſchließt. Dadurch 
iſt dann aber der Eiweißprozentſatz des Schweines bei Eltzbacher ent⸗ 
ſprechend herabgedrückt. Er ſetzt ihn mit 10%%é an, während er in 
der Königſchen Tabelle ſelbſt bei der IV. Klaſſe des Schweinefleiſches 
nicht unter 12,4% ſinkt 1. Nach der eben mitgeteilten Unterſuchung 
von Lawes und Gilbert ſinkt er beim ausgeſchlachteten Rumpf des 
fetten Schweines allerdings auf 8,6%. 

Ballod kennt in feiner Tabelle (S. 97) nur Schweine fleiſch 
und gibt ihm einen Eiweißprozentſatz von 18%, wie er fo hoch nur 
bei ganz mageren Tieren vorkommt, und einen Fettprozentſatz von 
nur 15%, der allerdings bei ganz mageren Schweinen nicht einmal 
erreicht wird, aber doch gegen die magerſten Teile der I. Klaſſe, die 
immer noch 23% Fettgehalt haben, weit zurückbleibt. Ein fo nied⸗ 
riger Fettprozentſatz für Schweinefleiſch (und infolgedeſſen ſo hoher 


1 Siehe unten S. 117. 
Schmollerz Jahrbuch XLI 2. 8 
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Eiweißprozentſatz) ſcheint mir nur dann möglich, wenn die fetten 
Teile als Speck und Schmalz an anderer Stelle beſonders aufgeführt 
ſind. Das iſt aber weder in der Form von Speck und Schmalz, 
noch in der Form von Margarine geſchehen und kann bei der von 
Ballod angewandten Methode auch nicht geſchehen. Bei ihr iſt alles 
aus der inländiſchen Fleiſchproduktion der menſchlichen Ernährung 
zugeführte Fett in „Rindfleiſch“, „Schweinefleiſch“ uſw. enthalten, 
die nur eine andere — aber nicht treffendere — Bezeichnung für 
dieſelbe Sache find, die Eltzbacher! mit „Rind“, „Schwein“ uſw. 
bezeichnet, bei dem eine Fußnote ausdrücklich beſagt, daß das 
Schweineſchmalz „im Fleiſch enthalten“ ſei. Das iſt es zweifellos 
auch bei Ballod. Dem iſt aber bei einem Fettprozentſatz von 15% 
beim „Schweinefleiſch“ ſchwerlich Rechnung getragen. Durch dieſen 
niedrigen Prozentſatz iſt bei Ballod die Kalorienzahl beim „Schweine⸗ 
fleiſch“ nicht halb fo groß wie bei Eltzbachers „Schwein“. Und 
ähnlich iſt das Kalorienverhältnis der beiden Autoren beim „Rind⸗ 
fleiſch“ bzw. beim „Rind“, bei dem Eltzbacher mit einem Fettprozentſatz 
von 19% rechnet, während Ballod für „Rind fleiſch“ nur 5% 
annimmt, wo ſelbſt die magerſte Klaſſe bei König (Klaſſe I) noch 13 % 
ausnutzbares Fett hat?. Es fet bei dieſer Gelegenheit auch bemerkt, 
daß Ballod auch nichts einſetzt für aus inländiſcher Produktion ge⸗ 
wonnenes Pflanzenfett?. Die für Pflanzenfette von ihm angeſetzten 
Mengen“ ſind ausländiſcher Herkunft. Dieſe ſowohl wie diejenigen 
tieriſcher Herkunft, die vom Ausland eingeführt find, haben bei ihm 
ungefähr dieſelbe Höhe wie bei Eltzbacher. Es iſt alſo nicht etwa 
durch Einfuhrmengen ein Ausgleich für die Auslaſſung der Pflanzen⸗ 
fette inländiſcher Herkunft vorhanden. 

Um uns über die Wirkung der Verſchiedenheit der von Eltz⸗ 
bacher und Ballod angewandten Prozentſätze ein Bild zu machen, 
wollen wir auf die Ballodſchen Rind⸗, Schweine⸗ und Schaffleiſch⸗ 
Kopfquoten (die ja, was ihre Höhe anbelangt, den unſrigen ziemlich 
nahe gekommen ſind) die von Eltzbacher angenommenen Prozentſätze aus⸗ 
nutzbarer Nährſtoffe anwenden. Zu dieſem Vergleich müſſen wir aber 
vorher die analoge Rechnung für die Ballodſchen Kopfquoten ſelbſt vor⸗ 
nehmen, da er letztere nur für das inländiſche Fleiſch angibt ® und man 
fie für das eingeführte erſt aus feinen Einfuhrmengen ® errechnen muß. 


1 S. 52. 2 Siehe unten S. 117. 
Bei Eltz bacher (S. 63) liefert dieſes pro Tag und Ropf 1,1 g Fett. 
4 S. 98. 5 Dieſes Jahrbuch 1915, I, S. 97. ‘8%. 
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Tabelle 4 
nach Ballo d 


Gramm pro Eiweiß Fett Rafori Gramm pro Tag 
Kopf u. Tag %% % Kalorien Eiweiß Fett Kalorien 


Rindfleiſch. 47,61 18 5 1300 8,3 2,88 62 
Schweinefleiſch 84,6? 18 15 2200 15,2 12,69 186 
Schaffleiſch 3,0 18 2 950 05 0,06 3 
240 15,18 251 
nach Clebader 
Nindfleiſch. 47,61 16 19 2420 76 9,04 115 
Schweinefleiſch 84,62 10 45 4600 85 38,07 389 
Schaffleiſch. 3,0 12 30 8280 04 0,90 8 
16,5 4801 507 


Aus vorſtehender Rechnung ergibt fid: die Ballodſche Kopfquote 
des Rind⸗, Schweine⸗ und Schaffleiſchkonſums liefert an ausnutzbaren 
Nährſtoffen in Gramm pro Tag: 

b N 8 Eiweiß Fett Kalorien 
nach den Prozentſätzen bei Ballod 24,0 15,1 251 


1 ; + Glgbader 16,5 48,0 507 
„ Ballod + 7,5 — 529 2856 


Ballods Endrejultat? iſt für den Volkskonſum pro Kopf 
und Tag: 6 
Eiweiß Fett Kohlehyd. Kalorien 


(nach Ballodſchen Prozentſätzen 87,7 61,0 400,0 2567 4 

nach Eltzbacherſchen Prozentſätzen für 
Rind-, Schweine u. Schaffleiſch. — 7,5 + 32,9 ＋ 256 
80,2 93,9 2823 


Die Eiweißkopfquote ermäßigt ſich dann um 9%, 
während ſich die Fettkopfquote um 54% erhöht!! Die 
Kalorienzahl erhöht ſich dann um 10 %. 

Wie oben erklärt, dürfen im Gegenſatz zu Eltzbachers Tabelle 
über den „Verbrauch an Fleiſch und Fett“ die Nährwertprozentſätze, 
die wir auf den Fleiſchkonſum der 179 Hamburger Haushaltungen 
anwenden, nicht das ganze Fett der Tiere — deren Konſum Eltzbacher 
in ſeiner Tabelle zur Berechnung bringt — enthalten, weil wir ſonſt 
einen Teil ihres Fettes zweimal angeſchrieben haben würden. Aus 
der beſonderen Rubrik, unter der unſere Haushaltungen ihre Ausgabe 
für „Schmalz, Margarine uſw.“ verbucht haben, haben wir einen 


1 Davon 4,6 g aus Einfuhr. 2 Davon 1,6 g aus Einfuhr. 3 S. 99. 
4 Ballod hat 2708 Kalorien; es find aber nach den gleichen Einheitsſätzen 
wie bei Eltzbacher, die wir Vergleichs wegen anwenden müſſen, nur 2567 Kalorien. 
5 S. 52. 
8* 
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Jahreskonſum von 12 kg Schmalz, Margarine uſw. pro Kopf be- 
rechnet, von denen 8,4 kg tieriſchen Urſprungs find. In ihrer Aus: 
gabe von „Fleiſch, Schinken, Speck, Wurſt uſw.“, aus der wir ihren 
Konſum an Fleiſch⸗ und Wurſtwaren von 34,4 kg Nettogewicht er⸗ 
rechnet haben, iſt die Ausgabe für die 8,4 kg tieriſcher Fette, die 
ſie genoſſen haben, nicht mit enthalten. 

Wie hoch unter dieſen Umſtänden die Eiweiß⸗ und Fettprozent⸗ 
ſätze anzunehmen ſind, die wir auf den Fleiſchkonſum unſerer 
179 Hamburger Haushaltungen anzuwenden haben, kann nur derjenige 
beurteilen, der die Qualität des Hamburger Schlachtviehs ganz genau 
kennt. Der beſte Sachkenner hierfür iſt der Direktor des Hamburger 
Schlachthofes, Herr Dr. Neumann. Nach den, nach reiflicher Prüfung 
der Frage von ihm angegebenen Prozentſätzen (die ſich einſchließlich 
der in unſerem Fleiſchquantum enthaltenen Wurſtwaren uſw., aber 
ohne den — in der Margarine enthaltenen — Nierentalg verſtehen) 
haben wir den Fleiſchkonſum unſerer Haushaltungen berechnet. Als 
Unterlagen ſeiner Annahmen haben allerdings auch die Königſchen 
Prozentſätze mit gedient, die ſich ja innerhalb ſehr weiter Grenzen 
bewegen. Der Vergleichsmöglichkeit wegen ſeien ſie nachſtehend an⸗ 
geführt. Vorher aber möchten wir noch bemerken, daß die Königſchen 
Vieh⸗ und Fleiſchprozentſätze größtenteils auf amerikaniſchen Unter⸗ 
ſuchungen beruhen. Es entzieht ſich meiner Beurteilung, wie weit ſie auf 
deutſches Vieh zutreffen. Jedenfalls aber dürfte die Beurteilung der 
Qualität des Schlachtviehs eines einzelnen Schlachthofes leichter ſein 
als die Beurteilung der Qualität des Schlachtviehs eines großen Landes. 
Daß der Nährwert des vorzüglichen Hamburger Schlachtmaterials! ein 
anderer iſt als der Nährwert des Schlachtviehs im Reichsdurchſchnitt, 
kann nicht wundernehmen. Der Nährwert der für die gleiche Fleiſch⸗ 
ausgabe erſtandenen Gewichtsmenge kann darum doch an anderen 
Plätzen der gleiche ſein, weil die dortige geringere Qualität ja auch 
entſprechend billiger iſt. Ferner: alle Nährwertangaben der ausnutz⸗ 
baren Nährſtoffe bei König beziehen ſich auf die „eßbaren Teile“: 
nach Ausſchaltung der Abfälle und Knochen“, ſodaß es verkehrt iſt, 
ſie auf Gewichtsmengen anzuwenden, in denen zum Beiſpiel noch die 
Knochen mit enthalten ſind. 


1 Vgl. hierzu „Koſten der Lebenshaltung uſw.“ S. 380. 
2 Bol. bei König S. 466 u. 1467. 
° Die nach König im Mittel ſchwanken: beim Rind zwiſchen 10 u. 35% 
(nach Atwater), beim Kalb zwiſchen 10 u. 50%, beim Hammel zwiſchen 11,5 u. 
25,0 % (nach Atwater), beim Schwein zwiſchen 16 u. 65 %. 
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Die von König! angegebenen Nährwerte ſind die folgenden: 


Tabelle 5 
Rindfleiſch Kalbfleiſch. 
es det dg 
fett. . . 17,55 23,75 3057 
mittelfett. . 19,60 7,03 1601 
mager. . . 19,99 2,66 1214 
Durchſchnitt 19,06 11,15 1967 
glaſſe Klaſſe Eiweiß Fett falotien 
1 19,01 12,83 2112 1 19,45 7,60 1647 
u 17,55 19,00 2615 11 19,50 8,55 1738 
III 16,09 25,65 3163 III 19,01 9,98 1847 


IV 138,04 17,58 2517 Durchſchnitt 1988 8,71 1744 
Durchſchnitt 17,67 18,78 2802 gan; mager 1991 5,28 1420 


Schweinefleiſch Schaffleiſch 
glaſſe Eiweiß Fett re glaſſe Eiweiß Fett foren 
1 1721 2280 2952 1 1643 15,65 3180 
1 14,72 3097 3592 ll 1414 31,92 3652 
II 1580 29,07 3467 m 16,9 22,90 2908 


IV 12,38 39,24 4249 
Durchſchnitt 15,08 30,52 3565 Durchſchnitt 15,55 23,82 3247 
ſett . . 14,14 35,44 3979 fett. . . 16,58 28,31 3434 
mager. . . 19,60 5,99 1504 mager. . . 16,58 5,51 1314 
Durchſchnitt 16,87 20,72 2742 Durchſchnitt 16,58 16,91 2374 


Durchſchnittszahlen gibt König nicht an, ſie ſind von uns aus 
ſeinen Werten berechnet, um einen Vergleich mit den von Eltzbacher, 
Ballod und mir angewandten Werten zu erleichtern. Zu letzterem. 
Zweck ſei noch folgende Zuſammenſtellung gemacht: 


Tabelle 6 
Eiweiß Fett Kalorien 
Eltzbacher . 16 19 22420 
: Balod . . . 18 5 1300 1200? 
R Durchſchnitt. 17 12 1860 18102 
Hamburg . . 18 8 1480 
Eltzbacher . 10 45 4600 
Schweineſleiſch Ballob ... 18 15 2200 21302 
Durchſchnitt . 14 30 3400 3360? 
Hamburg. 16 25 2980 


— 
— 


Bd. II, S. 1467. 
2 Nach Werten wie bei Eltzbacher (und Rubner). 
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Die von uns für den Hamburger Fleiſchkonſum eingeſetzten 
Werte kommen alſo dem Durchſchnitt der von Eltzbacher und Ballod 
eingeſetzten Werte nahe, bei Eiweiß ſogar ſehr nahe. Der mechaniſch 
berechnete Kaloriendurchſchnitt kann natürlich nicht ſtimmen, er müßte 
nach den Durchſchnittswerten von Eiweiß und Fett neu berechnet 
werden. Nun rechnen aber beide Autoren nach verſchiedenen Nährwerten 
für Eiweiß und Fett. Nach den von Eltzbacher eingeſetzten! würden die 
Ballodſchen Prozentſätze für Eiweiß beim Rindfleiſch nur 1200 Rein⸗ 
kalorien ergeben, während er 1300 Kalorien dafür einſetzt, beim Schweine⸗ 
fleiſch 2130 Reinkalorien, während er mit 2200 Kalorien rechnet. 

Die Ergebniſſe der Berechnungen von Eltzbacher und Ballod 
ſind alſo nicht ohne weiteres untereinander vergleichbar. Nicht nur 
weil beide (für die gleiche Gewichtsmenge) verſchiedene Prozentſaͤtze 
von Eiweiß-, Fett: und Kohlehydratgehalt einſetzen, ſondern auch 
weil ſie dieſen dann nach verſchieden großen Werten in Kalorien 
umrechnen. Namentlich beim Fleiſch fallen dieſe Unterſchiede ins 
Gewicht, weniger bei anderen Nahrungsmitteln, weil für ſie maß⸗ 
geblichere Durchſchnittsnährwerte exiſtieren. 

Nach den Hamburger Nährwerten für Fleiſch liefert die tägliche 
Fleiſchkopfquote unſerer Haushaltungen 15,8 g Eiweiß und 18,3 g 
Fett. Nach folgender Rechnung liefert die gleiche Kopfquote bei 
Anwendung der von Eltzbacher und Ballod eingeſetzten Nährwerte 
von den unſrigen außerordentlich abweichende Reſultate. Der Ver⸗ 
gleichbarkeit wegen rechnen wir die von Ballod eingeſetzten Eiweiß⸗ 
und Fettprozentſätze nach den gleichen Kalorienmengen um, nad 
denen Eltzbacher rechnet. 

(Tabelle 7 u. 8 ſiehe auf der folgenden Seite.) 

Die Anwendung der Eltzbacherſchen Nährwerte ergibt alſo gegen 
diejenige nach Dr. Neumann 28% weniger Eiweiß, aber 82 % 
mehr Fett und 55% mehr Kalorien, die Anwendung dor Ballod⸗ 
ſchen Nährwerte gegen diejenige nach Dr. Neumann 8% mehr 
Eiweiß, aber 40% weniger Fett und 28% weniger Kalorien. 
Wir wiederholen: nach Eltzbachers Nährwerten 82% mehr Fett, 
nach Ballods 40% weniger Fett. 

Wenn wir daher zu anderen Endrefultaten kommen als Eltz⸗ 
bacher und Ballod, ſo liegt das nicht nur an den von den ihrigen 
abweichenden Kopfquoten, ſondern auch mit an der Anwendung 


— 


1 Nad denen auch Rubner rechnet: 1 g Eiweiß — 4, 1 Kalorien, 1 g Fett 
= 93 Kalorien. 
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Tabelle 7 
Pro | Pro || Ausnugbare . | j 
Kopf | Kopf Nährſtoffe day Nührſtoffe Rato 
u. Jahr u. Tag Prozent auf in Gramm über- 
ae Gr. Eiweiß Fett 1 kg Eiweiß Fett haupt 
Bei Eltbacher 


Nindfleiſch (einſchl. f 
Kalbfleiſch) . | 11,05 30,316 19 J 2420 || 4,848) 5,757] 73,38 
Sch eiſch. . | 22,64 | 62,0 | 10 6,200/27,000 1285,20 
Hammelfleiſchh . I 0,69 | 1,9 | 12 30 | 3280 || 0,218; 0,570] 6,28 


34,38 | 94,2 11,266|33,327 864,76 
Bei Ballod 
Kind fleiſch h. 30,3 18 | 5 | 1200 5,454 1,515] 36,36 
Schweinefleiſch 62,0 18 | 15 | 2180 || 11,160) 9,300 182,06 
Hammelfleifh . . 19 | 18 2 | 920 || 0,342] 0,088] 1, 
94,2 | 16,956) 10,853 1170,17 
Tabelle 8 
Die gleiche Fleiſchkopfquote ergibt alſo nach 
Gramm Rein: 
Eiweiß Fett kalorien 
Eltb ache 11,8 38,3 365 
Bald .. 2 2: 2 ew ew ae 17,0 10,9 170 
Ballod gegen Eltzbacher. = + 5,7 — 22,4 — 195 
= + 50% — 67%, — 53% 
Neumann 15,8 18,3 235 
Clgbader . .- 22.2.2 .. 11,8 33,3 365 


Eltzbacher gegen Neumann = — 45 + 15,0 + 130 
= 28% +32% +55% 


Neumann 15,8 18,3 235 

VBalloo dd 17.0 10,9 170 

Ballod gegen Neumann. + 12 — 74 — 65 
= + 8% — 40% — 28% 


anderer Nährwerte. Außer bei Fleiſch aber haben wir die von Eltz⸗ 
bacher angewandten Nährwerte beibehalten, namentlich der Vergleich⸗ 
barkeit der Endreſultate wegen. Wir hätten ſonſt zum Beiſpiel bei 
Weizen⸗ und Roggenmehl lieber die von Ballod angewandten Nährwerte 
benutzt, die uns nach ſeiner beſonderen Begründung! der Wirklichkeit 
näher zu kommen ſcheinen. Aber auch im Fall, daß dieſe Vermutung 


— 


1 S. 96. 
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zutrifft, iſt noch keineswegs gefagt, daß der ſich bei uns ergebende 
Nährwert des Mehl⸗ (und Brot-) Konſums zu niedrig fei. Derſelbe 
bezieht ſich auf den ganzen Umfang des eingekauften Quantums. 
Bekanntlich geht aber gerade beim Brot ein — im Vergleich zu 
anderen Nahrungsmitteln — unverhältnismäßig großer Teil durch 
Verderben, Altwerden, Verſchwenden (Kinder), Verfütterung an 
Haus⸗ und andere Tiere uſw. der menſchlichen Ernährung verloren. 
Die Auslaſſungen, die wir vorn mit Nahrungsverſchwendung gerecht⸗ 
fertigt haben, dürften kaum genügen, um auch noch die mit gewiſſer 
Regelmäßigkeit ſtattfindenden Brotabgänge zu kompenſieren. 
(Nährwerttabelle ſiehe Anhang, Tabelle I.) 


2. Die Ergebniſſe unſerer Nährwerttabelle 


„Das Ergebnis unſerer Nährwerttabelle ijt an ausnutzbaren 
Nährſtoffen ein durchſchnittlicher täglicher Konſum pro Kopf von: 


Gramm Reine 
Eiweiß Fett Kohlehydrate kalorien 
60,2 83,3 317,9 2325 
Nach tieriſcher und pflanzlicher Herkunft fest er ſich zuſammen aus: 
Gramm 
Eiweiß Fett Kohlehydrate waren 

Von tieriſcher Herkunft 31,0 = 52% 70,0 = 84% 15,6 5% 842 = 36 0% 
„ pflangl + 29,2 = 48 % 13,3 16% 302,3 — 95 % 1483 — 64% 


60,2 = 100 833 100 317,9 100 2325 — 100 


Danach iſt das Eiweiß faſt zur Hälfte tieriſcher, zur Hälfte 
pflanzlicher Herkunft, das Fett aber zu 84 / tieriſcher, die Kohle: 
hydrate zu 95% pflanzlicher Herkunft. Die Reinkalorien find zu 
einem guten Drittel tieriſcher, zu nicht ganz zwei Dritteln pflanz⸗ 
licher Herkunft. Die Eiweiß⸗ und Fettprozentſätze beleuchten die 
große Bedeutung der tieriſchen Nahrung. Daran wird auch durch 
die Abweichung der abſoluten Nährwertzahlen anderer Autoren von 
den unſrigen nichts geändert. Bei Eltzbacher, bei dem ſie, bis auf 
das Fett, am weiteſten von den unſrigen abweichen, iſt das Urſprungs⸗ 
verhältnis nach tieriſcher und pflanzlicher Herkunft ein ganz ähnliches, 
denn der durchſchnittliche tägliche Verbrauch ausnutzbarer Nährſtoffe 
ſetzt ſich bei ihm! nach tieriſcher und pflanzlicher Herkunft wie folgt 
zuſammen: 


1 S. 63. 
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Tabelle 9 
Gramm 
Eiweiß dett Kohlehydrate eine 
Tieriſche Nahrungsmittel 41,5 = 45% 90,5 = 85% 23,8 = 4% 1100 = 30 % 
Pflanzl. . 51,4 = 55% 15,5 = 15% 506,7 = 96% 2533 = 70 % 
2,9=100 1060—100 530,5 = 100 3642 = 100 
„Pflanzliche Nahrungsmittel“ 

in Prozenten d. Geſamtnahrung 
bei Eltzbacher 55% 15 % 96% 70 0% 
„ ns eM 48 % 16 %o 95 64 / 


Für Fett ift die Pflanzennahrung nach Eltzbachers Zahlen noch 
etwas unbedeutender als bei uns, für Kohlehydrate iſt ſie faſt gleich⸗ 
bedeutend; nur für Eiweiß iſt ſie bei ihm — aber auch nicht weſent⸗ 
lich — bedeutender. Wenn nicht in der Höhe der abſoluten Nähr⸗ 
wertzahlen ein großer Unterſchied zwiſchen den ſeinigen und den 
unſrigen beſtehen würde — nach dem Urſprungsverhältniſſe würde 
man glauben können, daß die Ergebniſſe unſerer Unterſuchung ſich 
decken. Denn die immerhin nicht weſentlich größere Bedeutung 
der tieriſchen Nahrung für den Hamburger Eiweißkonſum würde ſich 
leicht aus der geographiſchen Lage im Norden des Reiches und dem 
erleichterten Fiſchkonſum erklären. 

Um die abſoluten Nährwertzahlen der Kopfquote der 179 Ham⸗ 
burger Haushaltungen mit Reichsdurchſchnittszahlen vergleichen zu 
können, müſſen wir ſie zunächſt mit Rückſicht auf den vom Reichs⸗ 
durchſchnitt abweichenden Altersaufbau dieſer Haushaltungen um 
6,7% erhöhen . Die Reichsparität des Ergebniſſes unſerer 
Nährwerttabelle an aus nutzbaren Nährſtoffen 
iſt dann ein durchſchnittlicher täglicher Konſum pro 
Kopf von 


Gramm ; 
Eiweiß Fett Kohlehydrate 1 
64,2 88,9 339,2 2481 


3. Die Verteilung der Nährwerte auf tieriſche und 
pflanzliche Nährſtoffe 
Die Reichsparität des Ergebniſſes unſerer Nährwerttabelle ſetzt 
ſich zuſammen aus Nährſtoffen tieriſcher und pflanzlicher Herkunft 
wie folgt: 


1 Siehe „Die deutſche Volksernährung“ in dieſem Jahrbuch 1917, I, S. 162. 
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Gramm pro Kopf und Tag 
Eiweiß Fett Kohlehydrate „Nein, 


kalorien 

Von tieriſchen Nahrungsmitteln 33,1 74,7 16,6 899 
= pflanzl. a 31,1 14,2 322,8 1582 
allen s 64,2 88,9 339,2 2481 


Die Geſamtkalorienzahl verteilt ſich auf tieriſche und pflanzliche 
Nahrungsmittel wie folgt: 


Tabelle 10 


aus tieriſchen aus pflanzlichen aus allen 
Nahrungsmitteln a 


g Kal. /s g Ral. = % 
Eiweiß. 33,1 = 136 15| SLI= 127 8 2 = 263 11! 
Fon . . . ff 474,7 695 77 14,2 = 132 — 888,9 = 827 33 
ohlehydrate.] 16,6 68 = 8 322,6 — 1323 — 84 | 339,2 — 1891 56 


überhaupt | 124,4 = 899 — 100 | 367,9 = 1582 — 100 | 492,3 = 2481 — 100 


Nur 11% der Geſamtkalorienzahl ftammen vom Eimweiß?; bei 
den tieriſchen Nahrungsmitteln ſtammen 15%, bei den pflanzlichen nur 
8% der Kalorienzahl davon her. Ein dreimal jo hoher Prozentſatz 
der Geſamtkalorienzahl wie vom Eiweiß ſtammt vom Fett: 33%; 
bei den tieriſchen Nahrungsmitteln ſtammen 77 Yo, bei den pflanzlichen 
nur 8% der Kalorienzahl davon her. Die größere Hälfte der Ge⸗ 
ſamtkalorienzahl, 56% derſelben, ſtammt von den Kohlehydraten; 
bei den tieriſchen Nahrungsmitteln nur 8%o, bei den pflanzlichen 
aber 84% der Kalorienzahl. 


4. Verteilung der Nährſtoffe auf die einzelnen 
Nahrungsmittel 


So mannigfaltig auch die Arten der menſchlichen Nahrungs⸗ 
mittel ſind, ſo heben ſich doch an der Hand unſerer Nährwerttabelle 
einige wenige Hauptlieferanten der Nährſtoffe (Eiweiß, Fett, Kohle⸗ 
hydrate) deutlich ab. Der beſſeren Überſicht wegen führen wir ſie 
nachſtehend in der Reihenfolge der Größe ihres Anteils an der 
Lieferung der Nährſtoffe auf. 


1 Genauer 10,6 „%. 

2 Dies iſt der gleiche Prozentſatz, den Eltzbacher (S. 30) von der Koſt des 
erwachſenen Mannes fordert, weil er durch ſolche Ernährung ein volles 
Drittel ſeiner Koſt durch tieriſche Nahrungsmittel decken könne. Bei unſeren 
Haushaltungen werden 36 %% durch tieriſche Nahrungsmittel gedeckt. 
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Tabelle 11 

Eiweiß | Gramm Io 

Roggen» und Weizenprobulte . . . . - . 22,4 = 37,2 
on in Brot u. Backwaren mindeſtens) 08, 8) = 0, 2) 

lfd.» 2... oS a ee Se eS == 26,2 
MD oon te si: Rae eerie, are eS 100 = 166 
Kartoffenlnl nnn i= 46 
Re eR A= 39 
5 e dan dts ad Er ie 8 20 = 3,3 
; ee ae Be ae ee 1,5 2,5 
Bh des Hay (ula. ale Ge ers GWE? RL va a See 1,1 = 18 
bea f gh cat der SL It 0,8 = 14 
%% ᷣ ͤ K Be dir ea 0,3 = 06 
Doe und Südfrüchte .. . OS =— 05 
„ Fette .. . . OS 04 
er ER, er Blond EEE 02= 03 

er, e, Mais, Buchweizen = 

5 Bonbonnss eae 4 = 0,7 
60,2 = 100 

Fett Gramm % 

i . 88,6 g = 46,8 % 2 

Pflanzenfette 9,1 8 = ut 0 47,7 575 
Fleiſch -f vec he ee 5 18,3 = 21,9 
Mild „ „ ee «© © „„ © © © # @ e * e @ 9,2 = 1,0 
Roggen- und Weizenprodukte ee ee . 26=— 31 
(davon in Brot u. Backwaren mindeſtens). (2,9) = (2,8) 
Rae sles e Bee 2.2 = 2,7 
. ke See nh we we 14= 1,7 
80 und Südfrüchte . 0,5 = 086 
ſc e —8 . 04 = 0,5 
Gchhhouÿyͥrrrrrrrr 8 04= 0,5 
Grün waren. 0,3 = 0,4 
Kartoffeort ll 0,2 = 0,2 
Hafer, Gerſte, Mais, Buchweizen Eee 0.1 = 01 
Neis, Hülſen früchte ee ve 
83,3 = 100 

Kohlehydrate Gramm %, 

Roggen⸗ und Weizen produkte 199,3 = 62,6 
(davon in Brot u. Backwaren mindeſtens) . (176 942 8) 
Uütdlenn. a 39,9 12.6 
artoffeolnnsn. 6 = 115 
Oy 2 un Ss ei ee 8 15,0 = 4,7 
Grün waren. 9,9 = 3,1 
Def und: Südfrücte S 5,5 = 1,7 
HAB Seta. eek ck Ge ͤ et ee 43 = 14 
Hülfenfrüdte. . . - - Se cto oe Se are ds 22= 0,7 
Haferfabrilate . -. - 1 1 20 een. 11= 04 
Buchweizen und Sago je 0,9 bzw. 0,8. 18 = 0,6 
Maisprodulte. . 2... ee ee ee 0,7 = 0,2 
Kakao und Gerfte je 0,4 bzw. 0,1... . . 08 = 0,2 
Kafe 0,3 bzw. 0,1; oni 0,2 bzw. 01... 0,5 = 02 
Tierfette, Eier, Fiſche WA 0,3 = O, 1 


oo 
— 
= 
De) 
\ 
— 
S 
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Von der Geſamtheit der Nährſtoffe bzw. Kalorien ſtammen aus: 
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Reinkalorien Kal. % 

Roggen: und Weizenprodukfte 933 = 40,1 
athe 91 u. i A (824) = (35,0) 

ieriſche Fette al. = 15,5 % en 

ee Fette. 85 A 3,7% 192 
I: & 45 a a a ee 235 = 10,1 

Mi ) = 8, 
SRALEOVTELN «255 3: gs ee BE es ee ae 162 = 7,0 
GEE u ie oe Bs ĩ ae te 160 = 6,9 
rien os Be ee re Be ER ol = 2,2 
r a oo ac Be Be ea ee oe 32 = 14 

5 und Südfrüchnne 29 = 12 
ote iS “fas tae Be ALTE An Oe as te a re 20 = 0,9 
m ee eee 19 = 0,8 
ace ee ee a ee ae ae a ee 13 = 95 
JJV 
Hafer produkte = 03 
Mais, Buchweizen und Sago je 4 Kalorien. 12 — 0,5 
Gerſte 2 Kalorien und Honig 1 Kalorie 3 = CO, 


Wenn man die Nahrungsmittel unberückſichtigt läßt, die weniger 
als 1% des betreffenden Nährſtoffes liefern, dann liefern die Brot⸗ 
früchte (Roggen und Weizen), Fleiſch, Milch, Kartoffeln, Käſe, Grün⸗ 
waren, Eier, Fiſche und Hülſenfrüchte 97,5 %% der Eiweißnahrung, 
die erſten drei allein 80 9/0 derjelben. Von der Fettzufuhr liefern 
die eigentlichen Fette, Fleiſch, Milch, Brotfrüchte, Käſe und Eier 
97,7%, die erſten drei allein 90,2% . Von den Kohlehydraten 
liefern die Brotfrüchte, Zucker, Kartoffeln, Milch, Grünwaren, Obſt 
und Reis 97,6%, die erſten drei allein 86,7 %% . Von den Rein⸗ 
kalorien liefern die Brotfrüchte, die Fette, Fleiſch, Milch, Kar⸗ 
toffeln, Zucker, Grünwaren, Kafe und Obſt 96,2%, die erften drei 
69,4%, die erſten ſechs 91,4%. 

Die Brotfrüchte allein liefern 37% vom Eiweiß (davon das 
Brot 31%), 3% vom Fett, 63% der Kohlehydrate (davon das 
Brot 55%) und 40% der Kalorien (davon das Brot 35%). Das 
Fleiſch liefert 26 %% vom Eiweiß, 22% vom Fett, aber nur 10% 
der Kalorien. Brotfrüchte und Fleiſch liefern alſo zuſammen 
63 % vom Eiweiß, 25%o vom Fett, 63% der Kohlehydrate und 
50 % der Kalorien, Brotfrüchte und Schlachttiere aber 63% 
vom Eiweiß, 71% vom Fett, 63% der Kohlehydrate und 66% der 
Kalorien. Brotfrüchte, Schlachttiere und Milch (einſchließ⸗ 
lich Rafe) liefern 84% vom Eiweiß, 85% vom Fett, 67,3% der 
Kohlehydrate und 75% der Kalorien. Nehmen wir noch Zucker 
und Kartoffeln hinzu, dann kommen wir ſchon auf 89% vom 


087] Der Nährwert des deutſchen Volkskonſums 125 


Eiweiß, 85% vom Fett, 91% der Kohlehydrate und 89 % der 
Kalorien. Neben den Brotfrüchten, Schlachttieren und 
deren Milchproduktion, dem Zucker und den Kartoffeln 
ſpielen alſo die übrigen Nahrungsmittel nur eine 
ganz untergeordnete Rolle. Rund 90% der Nähr— 
werte wird von dieſen vier Quellen geliefert. Nament⸗ 
lich hat der Zuckerkonſum eine ſchnell wachſende Bedeutung in der 
Ernährung gewonnen, die er früher nicht hatte. Im Durchſchnitt 
der Jahre 1876—1881 entfiel erſt ein Zuckerverbrauch von 5,8 kg 
auf den Kopf der deutſchen Bevölkerung. Bis zum Jahre 1901/02 
— wo er 11,6 kg betrug — hat er ſich gerade verdoppelt. Im 
Durchſchnitt der Jahre 1909/12 betrug er bereits 17,8 kg, hatte 
alfo wiederum um 50% zugenommen und hat dann im letzten 
Friedensjahr mit 19,2 kg den Höchſtpunkt des Konſums, den wir 
je in Friedenszeiten hatten, erreicht. Im erſten Kriegsjahr, als die 
Parole ausgegeben war, Zucker als Fetterſatz zu verwenden, kann 
ſich der Zuckerkonſum leicht nochmals verdoppelt haben — bis zu 
dem Augenblick, wo im Jahre 1915 die Zuckerverwendung für Er⸗ 
nährungszwecke plötzlich faſt abgeſchnitten wurde. Die Erziehung 
des Volkes, Zucker als Fett⸗ und Buttererſatz zu verwenden, wird 
aber wohl über den Krieg hinaus wirken und dieſem billigen Nah⸗ 
rungsmittel in Deutſchland vielleicht den Platz einräumen, den es 
in England längſt erworben hat. In „Koſten der Lebenshaltung“! 
habe ich den Konſum von Hamburger und engliſchen Arbeiterhaus⸗ 
baltungen® der gleichen Einkommensklaſſe einander gegenübergeſtellt. 
Danach entfielen (im Jahre 1907) auf den Kopf der Hamburger 
Arbeiterhaushaltungen (Familieneinkommen durchſchnittlich 1524 Mk., 
Kinderzahl durchſchnittlich 3,3; Einkommen der engliſchen Arbeiter⸗ 
familien mit durchſchnittlich 3,25 Kindern durchſchnittlich 1562 Mk.) 
ein Zuckerkonſum von 10,2 kg pro Jahr, auf den Kopf der engliſchen 
Arbeiterhaushaltungen aber ein folder von 21,1 kg pro Jahr. Außer⸗ 
dem verzehrten die engliſchen Haushaltungen aber noch pro Kopf für 
4,74 Mk. Jam, Marmelade und Sirup, die nicht nach Gewicht 
angegeben ſind, und die nochmals etwa 2 kg Zucker enthalten 
dürften, eine Ausgabe, der bei den Hamburger — wie überhaupt 
bei den deutſchen — Arbeiterfamilien fo gut wie nichts gegenüber- 


1 S. 468. 

2 Die engliſchen Gewichtsangaben nach „Cost of living of the working 
classes“, S. 300, der vom engliſchen Handelsamt 1913 herausgegebenen Dar- 
ſtellung engliſcher Arbeiterhaushaltungsrechnungen. 
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fteht. Während des Krieges hat der engliſche Arbeiter gelernt, den 
teuren Zucker und die infolgedeſſen auch teure Marmelade uſw. durch 
die bisher von ihm verachtete Margarine zu erſetzen. Der Krieg 
hat damit dem engliſchen Arbeiter deutſche und dem deutſchen Ar⸗ 
beiter engliſche Ernährungsgewohnheiten gebracht. Behält dieſer 
ſie bei, und verdoppelt ſich infolgedeſſen ſein Zuckerverbrauch, dann 
wird dieſer bei ihm in Zukunft etwa 25% feines Kohlehydrat⸗ 
verbrauchs und etwa 13% feine Geſamtkalorienzahl liefern. 

Auch der Konſum von Reis und Südfrüchten iſt, wie wir an 
anderer Stelle gezeigt haben, in ſtarker Zunahme begriffen, ähnlich 
auch der Konſum von Kakao. Aber ihr Konſum „ſchlägt — trotz⸗ 
dem — nicht zu Buch“. 


5. Verhältnis zwiſchen dem Anteil der Nahrungs- 
mittel an der Ausgabe und ihrem Anteil am Nähr- 
ſtoffkonſum 


Eine den wohlhabenden Klaſſen mit ihrem großen Eierkonſum 
gewöhnlich überraſchende Erſcheinung iſt die geringe Rolle, die der 
Eierkonſum in der Volksernährung ſpielt. In Friedenszeiten ſind 
auf den Kopf der deutſchen Bevölkerung genau ſoviel Eier ent⸗ 
fallen wie auf den Kopf der 179 Hamburger Haushaltungen: zwei 
Stück pro Woche. Das Ei — der Namensträger und Namens geber 
des Eiweißes — liefert bei ihnen — wie im Reich — nur 2,5% 
der Eiweißnahrung und nur 0,9% der Geſamtkalorien. Die Eier⸗ 
ausgabe aber beträgt bei ihnen 3,2% (— im Reich 3,1% — 
der Geſamtnahrungsmittelausgabe, während die Ausgabe für Brot 
und Backwaren, die 31% des Eiweißkonſums, 63 % der Kohle⸗ 
hydrate und 35% der Geſamtkalorien lieferten, nur 14,5% der 
Nahrungsmittel ausgabe abſorbierte. Bei ſämtlichen 852 Haus⸗ 
haltungen der Reichserhebung betrug fie etwas mehr, nämlich 16,2 %. 
Da in Süddeutſchland mehr Brot genoffen wird, iſt es natürlich, 
daß der Reichsdurchſchnitt etwas höher iſt als der Hamburger 
Prozentſatz . Dementſprechend wird auch der Prozentſatz etwas 
höher ſein, mit dem die Brotnahrung im Reichsdurchſchnitt an der 
Geſamtheit der Nährwerte beteiligt iſt. Rubner gibt ihn für die 


1 Der etwas höhere Prozentſatz liegt nicht etwa an einem niedrigeren 
Durchſchnittseinkommen. Das Durchſchnittseinkommen der 852 Haushaltungen 
iſt im Gegenteil mit 2192 Mk. etwas höher als dasjenige der Hamburger 
Haushaltungen, das nur 2169 Mk. beträgt. 
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Kalorienzahl mit 42 %% an. Das find 2%o mehr als bei unſeren 
Haushaltungen die Getreidefrüchte ausmachen. Der Anteil der 
Kartoffel am Geſamtnährwert wird im Reichsdurchſchnitt vielleicht 
etwas größer ſein als in Hamburg, obgleich die Kartoffel aus gabe 
bei den 852 Haushaltungen der Reichserhebung nur 3,3% der 
Nahrungsmittelausgabe beanſpruchte, gegen 3,9% bei den Ham⸗ 
burger Haushaltungen. 

Wenn der Kartoffelkonſum aber ſelbſt noch mal ſo groß geweſen 
wäre, — d. h. % Pfd. brutto pro Kopf und Tag — würde er auch 
erſt 9°%o vom Eiweiß, 23% der Kohlehydrate und 14% der Rein⸗ 
kalorien geliefert haben. N 

Die beſondere Bedeutung des Eiweißnährſtoffes für die Erhaltung 
der Lebens funktionen tritt in unſeren Aufſtellungen in die Erſcheinung 
durch einen gewiſſen Parallelismus zwiſchen dem Anteil, den ein 
Nahrungsmittel am Geſamteiweißkonſum hat, und ſeinem Anteil 
an der Geſamtnahrungsmittel ausgabe, ein Zuſammenhang, der 
weder zwiſchen letzterer und den anderen beiden Nährſtoffen noch 
zwiſchen dieſer und dem Anteil an der Geſamtkalorienzahl beſteht. 
Am deutlichſten iſt er beim Haupteiweißlieferanten, dem Fleiſch. 
Vielleicht würden die zu vergleichenden beiden Prozentſätze beim 
Fleiſch noch genauer übereinſtimmen, wenn die Fleiſchausgabe der 
Haushaltungen nicht auch Teile wie Speck mit enthielte, die nicht 
des Eiweißgehaltes wegen erworben ſind. 


Tabelle 12 
Anteil am Anteil an der 

Geſamteiweiß⸗ Geſamtnahrungs⸗ 

konſum mittelausgabe ! 
% 9% 
Fleiſch, Schinken, Speck uſw. und Wurſt 26,2 25,5 
/ ⅛o A eS el a 1,8 2,1 
S ae 0 OS 2,5 3,2 
Kae an Se A 3,9 2,3 
MUND 2 ee —l“ͤ 16,6 9,6 
Rartoffen . - - 220000. 4,6 3,9 
Grün waren 38 2,6 


Ganz aus der Reihe fällt der Vergleich bei den Brotfrüchten, 
die 37,2 Yo, bzw. beim Brot, das 30,9 % der Geſamteiweißnahrung 
liefert, aber nur 14,5 % der Geſamtnahrungsmittelausgabe abſorbiert. 
Es wäre auch ſchlimm, wenn der Anteil an der Nahrungsmittel⸗ 
ausgabe bei den Brotfrüchten auch nur annähernd fo groß wäre wie 


1 Siehe „Die deutſche Bolksernährung“, Tabelle I. 
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ihr Anteil am Geſamteiweißkonſum, denn wenn es auch wahr ift, 
„nicht vom Brot allein lebt der Menſch“, ſo geht doch aus vor⸗ 
ſtehenden Anteilsaufſtellungen hervor, daß ſie — vom Fettbedarf ab⸗ 
geſehen — ein reichliches Drittel unſerer Geſamtnahrung liefern. 
Und dieſer Anteil ſteigt mit fallendem Einkommen: Nach Tabelle 1 
unſerer Vorarbeit beträgt die Brotausgabe von der Geſamtnahrungs⸗ 

mittelausgabe bei den drei Wohlhabenheitsklaſſen der 852 Haus⸗ 
haltungen der Reichserhebung 14,7 Yo bei der wohlhabendſten, 15,9% 
bei ber Mittel⸗ und 17,3 bei der unterſten Klaſſe und ſteigt ſelbſt 
in Hamburg, wo doch weniger Brot konſumiert wird als im Reichs⸗ 
durchſchnitt, bei den ärmeren Familien, den a: Familien! (mit einem 
Durchſchnittseinkommen von 1524 Mk.), auf 17,7 Yo. Bei Schwer⸗ 
arbeitern und namentlich bei ſolchen auf dem Lande wird er noch 
höher ſein und den Anteil der Brotfrüchte an der Geſamtnahrung 
auf über 50 % der Reinkalorien, gelegentlich wohl gar auf über 
50% é des Geſamteiweißkonſums bringen — ganz abgeſehen von 
denen, die gezwungen ſind, „bei Waſſer und Brot“ zu leben. Bei 
Wohlhabenden und Reichen aber iſt das Umgekehrte der Fall. In 
„Koſten der Lebenshaltung“? hat Verfaſſer Haushaltungsrech⸗ 
nungen von einer Mittelſtands⸗ und einer wohlhabenden Familie 
aufgeführt. Bei erſterer beträgt die Brotausgabe nur noch 9 % der 
Nahrungsmittelausgabe, bei letzterer — von der die Nahrungs⸗ 
mittelausgaben von einem Zeitraum von 17 Jahren vorliegen — 
beträgt ſie in den Jahren, in denen noch heranwachſende Kinder 
im Haufe find, zwiſchen 10,4% und 8,5%, ſinkt, als die Kinder 
herangewachſen find, auf 6,4 lo bis 5,4 %, um nach Ausſcheiden 
der erwachſenen Kinder auf unter 5% zurückzugehen. Damit muß 
dann auch der Anteil des Nährwerts der Brotfrüchte am Nährwert 
der Geſamtnahrung entſprechend zurückgegangen ſein und wird 
ſchließlich wohl nur noch 10% betragen haben. 


6. Der Preis der Kalorien und Nährſtoffe in den 
verſchiedenen Nahrungsmitteln 


Für die ſämtlichen Nahrungsmittel unſerer Nährwerttabelle 


haben die 179 Hamburger Haushaltungen eine Jahresausgabe von 
165 259 Mk. gemacht?. Das find 222,42 Mk. pro Kopf der 743 


— 


1 Siehe „Koſten der Lebenshaltung“, S. 433. 
2 S. 376 u. 377. 
3 Siehe Tabelle I in „Die deutſche Volksernährung“. 
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Haushaltungsmitglieder und 61 Pf. pro Kopf und Tag. Von der 
Geſamtzahl der 2325 Kalorien ſind alſo je 38 Kalorien für 1 Pf. 
erworben worden, d. h. für je 1000 Kalorien ſind 26,2 Pf. bezahlt 
worden. Aber je nach dem Nährſtoff, von dem die Kalorien her⸗ 
rührten, wurden ſie ſehr verſchieden bewertet. Für 1 Pf. lieferte 
die geſamte Fleiſchnahrung 14 Kalorien, die Margarine 42 Kalorien 
und der Zucker 98 Kalorien. Es tut ſich uns hier ein ſehr 
intereſſantes Problem auf, an dem wir nicht vorübergehen wollen. 
Zunächſt fällt es auf, daß die Geſamtzahl der Eiweißmenge von 
60 g pro Kopf und Tag faſt die gleiche iſt wie die Zahl der 
Pfennigausgabe pro Kopf und Tag von 61 Pf. Sollte in der 
Nahrung nur der Eiweißgehalt bezahlt und die übrigen Nährſtoffe 
koſtenlos dazu gegeben werden?! Die Ausgabe für Fette und reine 
Kohlehydrate, wie zum Beiſpiel Zucker, beweiſen, daß das nicht möglich 
iſt. Wir wollen zunächſt ermitteln, was je 1 g reſorbierbares Eiweiß, 
Fett und Kohlehydrat gekoſtet hat. Am konzentrierteſten wird das 
Eiweiß in der Fleiſchnahrung genoſſen. Die Fleiſchausgabe der 179 
Haushaltungen betrug 46098 Mk. Das find pro Kopf der 743 
Haushaltungsmitglieder 62,04 Mk. und pro Kopf und Tag genau 
17 Pf. — gegen 16 g Eiweiß, welche die damit bezahlte Fleiſch⸗ 
nahrung pro Tag und Kopf lieferte. Die beiden Zahlen würden 
wahrſcheinlich ganz identiſch ſein, wenn die Poſition Fleiſch nicht 
auch Speck enthielte. Das reſorbierbare Gramm Eiweiß im Fleiſch 
koſtete alſo 1 Pf. In gleicher Weiſe berechnet, gab es an reſorbier⸗ 
barem Fett bei „Schmalz, Magarine uſw.“ 7,22 g für 1 Pf., bei 
Butter 3,7 g für 1 Pf. und bei beiden zuſammen 5,27 g Fett für 
1 Pf. Das reinſte Kohlehydrat unter den Nahrungsmitteln iſt 
Zucker. Bei Zucker gab es 25 g reſorbierbare Kohlehydrate für 
1 Pf. Es koſtete alſo 1 g Fett 5 mal ſoviel wie 1 g Kohlehydrat 
und 1 g Eiweiß wiederum 5 mal ſoviel wie 1 g Fett und 25 mal 
ſoviel wie 1 g Kohlehydrat. Nach dieſen Sätzen hätte der Geſamt⸗ 
nährwert einer Tagesration von 60 g Eiweiß, 83 g Fett und 318 g 

Kohlehydrate koſten müſſen: : 


60 g Eiweiß & 1 Pf. pro Gramm (Fleiſch ). 60 Pf. 
83 g Fett à 5,27 g für 1 Pf. (Schmalz, Margarine, Butter) 16 - 
318 g Kohlehydrate & 25 g für 1 Pf. (Zucker)) 13 s 

zuſ. 89 Pf 
Sie haben aber nur gekoſtt ee 61 « 
waren alſo in der Geſamtnahrunn- ggg 28 Pf. 


Shmollers Jahrbuch XLI 2. 9 
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oder rund ein Drittel billiger. Dabei haben wir ſchon das billigſte 
der Kohlehydrate herausgeſucht. In der Kartoffel erhielt man für 
1 Pf. nur 13,3 g, in Grünwaren gar nur 5,6 g, dafür aber aller⸗ 
dings noch etwas Fett und Eiweiß mitgeliefert. Und dieſes Mit⸗ 
liefern ſcheint im allgemeinen die Lieferung der mitgelieferten Nähr⸗ 
ſtoffe zu verbilligen. Das Brot, deſſen Tagesration den Haus⸗ 
haltungen pro Kopf 22,17 g Eiweiß, 2,6 g Fett und 197 g Kohle⸗ 
hydrate lieferte, hätte, & 1 Pf. pro Gramm Eiweiß, je 5,27 g Fett 
und 25 g Kohlehydrate für 1 Pf., 30,7 Pf. für die Tagesration 
gekoſtet; ſie koſtete aber nur 10 Pf. Ihr Kohlehydrat allein würde 
8 Pf. gekoſtet haben. Es ſcheint, daß dieſer Hauptſtoff beim Brot 
den Preis beſtimmt und die mitgelieferten anderen Nährſtoffe dadurch 
verbilligt werden. Die Tagesration von Brot, die 10 Pf. koſtete, 
lieferte 22,17 g Eiweiß, die zu dieſem Preiſe — wenn nur ſie und 
keine anderen Nährſtoffe des Brotes darin mitbezahlt wären — nur 
0,45 Pf. pro Gramm koſteten, alſo nicht halb ſoviel, als das 
Gramm Eiweiß in ſeinem Hauptlieferanten, dem Fleiſch, gekoſtet 
hat. Kein Nahrungsmittel iſt alſo auch nur annähernd ſo billig 
wie das Brot. Auch Milch und Käſe ſind — im Vergleich zum 
Fleiſch — noch billige Eiweißlieferanten; Milch lieferte für je 1 Pf. 
1,49 g Eiweiß und gleichzeitig noch 1,40 g Fett und 2,24 g Kohle⸗ 
hydrate, und Rafe lieferte für je 1 Pf. 1,52 g Eiweiß und gleich ⸗ 
zeitig noch 1,43 g Fett und 0,20 g Kohlehydrate. Teuer aber iſt 
das Eiweiß im Ei, das für 1 Pf. nur 0,68 g Eiweiß lieferte und 
dazu gleichzeitig nur noch 0,64 g Fett, während das Fleiſch für 
1 Pf. 0,93 g Eiweiß und dazu noch 1,07 g Fett lieferte. Am 
teuerſten aber iſt der Fiſch, der für 1 Pf. nur 0,77 g Eiweiß und 
dazu nur noch 0,29 g Fett liefert. Kein Wunder, daß die Fiſch⸗ 
nahrung „nicht vorhält“. Das Teure des Fiſches hat ſeinen Grund 
in dem unverhältnismäßig großen Abfall. Dabei iſt zu beachten, 
daß all dieſe Berechnungen auf den Preiſen des Jahres 1907 be⸗ 
ruhen und die Fiſchpreiſe von 1907 bis 1913 — in Hamburg — um 
338% geftiegen find, die Fleiſchpreiſe gleichzeitig aber „nur“ um 
24% 1. Die bei Fiſchen beſonders große Preisſteigerung hängt mit 
der Propaganda zuſammen, die ſeitdem im Inland für dieſes 
Nahrungsmittel gemacht worden iſt. 


1 Siehe „Koſten der Lebenshaltung“, S. 513. 
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VI. 


Vergleich der Ergebniſſe unſerer Nährwerttabelle mit den 
Ergebniſſen der Anterſuchungen von Eltzbacher und Ballod 


Vergleichen wir nun die Reichsparität des Ergebniſſes un⸗ 
ſerer Nährwerttabelle an ausnutzbaren Nährſtoffen mit den Ergeb⸗ 
niſſen der Unterſuchungen von Eltzbacher und Ballod. 

a) Vergleich unſerer Reichsparität mit den Ergebniſſen der 
Eltzbacherſchen Unterſuchung !. 


Tabelle 13 
Gramm 
Ä Eiweiß Fett Kohlehydrate Kalorien 
nach Eltz bacher 1912/1333. 92,9 106,0 580,5 3642 
Keichsparität der 179 Hamb. Haushalt. 64,2 88,9 339,2 2481 
Differenz; 28,7 17,1 191,8 1161 
Eltzbacher vednet,mehr® ...... 45% 19% 56% 47 % 


Nach vorſtehender Zuſammenſtellung iſt der Unterſchied der 
Eltzbacherſchen Zahlen gegen die unſrigen ein ganz enormer. Bei 
Fett allerdings nur 19%. Bei Kohlehydraten aber ſteigt das 
Mehr bei ihm auf 56 %o, ohne Alkohol auf 52 % . Mag bei unſeren 
Haushaltungen der Kartoffelkonſum auch ein geringerer ſein als im 
Reichsdurchſchnitt, ſo würde dies das große Plus bei Eltzbacher 
doch nicht erklären. Es liegt an ſeinen zu hohen Anſchreibungen, 
die wir in „Die deutſche Volksernährung“ detailliert kritiſiert haben. 
Erſt recht unwahrſcheinlich iſt es, daß im Reichsdurchſchnitt mehr 
Fett und Eiweiß konſumiert wird als in Hamburg. Das Plus bei 
Eltzbacher (19 %)) liegt, was Fett anbelangt, hauptſächlich daran, daß 
er 21 /o mehr tieriſches Fett herausbekommt als unſere Parität be⸗ 
trägt, und zwar namentlich wegen des hohen Fettprozentſatzes, den er bei 
Schweinen einſetzt (45 )) und, was Eiweiß anbelangt, hauptſächlich 
daran, daß er 65 lo mehr pflanzliches Eiweiß herausbekommt, als 
unſere Parität beträgt, was zum Teil an ſeinem großen Kartoffel⸗ 
quantum liegt, das noch dazu ungeſchält in Anrechnung gebracht 


1 Bei Eltz bacher S. 63. 

2 In Eltzbachers Nährwerten ſtammen aus alkoholiſchen Getränken, die 
wir bei den Nährwerten der Hamburger Haushaltungen überhaupt nicht berück⸗ 
ſichtigt haben: 1,1 g Eiweiß, 14,1 g Kohlehydrate und 173 Kalorien, ohne welche 
Eltzbachers Zahlen lauten: 91,8 g Eiweiß, 106,0 g Fett, 516,4 g Kohlehydrate 
und 3469 Kalorien. Das find in derſelben Reihenfolge mehr als die Han ⸗ 
burger Reichsparität: 43 %, 19 %, 52 %, 40%. 

| ge 
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worden iſt, zum Teil auch an ſeinem großen Hülſenfrüchtegewicht. 
Andere Einzelheiten, die ſich in unſerer Vorunterſuchung finden, 
wollen wir hier nicht wiederholen. Nur möchten wir bezüglich ſeines 
hohen Fettprozentſatzes bei Schweinen bemerken, daß Eßlen! kon⸗ 
ſtatiert, .. .. „daß der heutige Geſchmack, namentlich der ſtädtiſchen 
Bevölkerung, das weniger fette Fleiſch der leichten Schweine dem 
mit Fett überladenen der ſchweren vorzieht“. 


b) Vergleichen wir unſere Reichsparität nun mit den Ergeb⸗ 
niſſen der Ballodſchen Unterſuchung?. 


Gramm 
Eiweiß Fett Kohlehydrate Kalorien 
nach Ballo 87,7 61,90 400,0 2567 ° 
Keichsparität bei 179 Hamb. Haushalt. 64,2 88,9 339,2 2481 


Differenz + 23,5 — 27,9 + 60,8 + 86 
Ballod rechnet mehr (＋) bzw. weniger () + 37% — 31% + 18% + 3% 

Der Vergleich unſerer Zahlen mit den von Ballod gefundenen 
zeigt alſo ein Bild großer Unregelmäßigkeit. Er rechnet über ein 
Drittel Eiweiß mehr und faſt ein Drittel Fett weniger, rund 
ein Fünftel mehr Kohlehydrate und (nach den von uns angewandten 
Kalorienwerten) nur 3 Yo mehr Kalorien. 

Wir haben aber ſchon oben gezeigt, daß der Vergleich unſerer 
Ergebniſſe mit denjenigen Ballods eigentlich gar nicht angängig iſt, 
weil er ſeine Gewichtsmengen nach anderen Nährwertzahlen in Nähr⸗ 
werte umrechnet. Wir haben dort gezeigt, daß ſeine Nährwertzahlen 
bei Fleiſch offenſichtlich unrichtig ſind. Selbſt wenn wir für ſeine 
Fleiſchmengen (ohne Wild und Geflügel) nur Eltzbachers Nährwert⸗ 
zahlen einſetzen, ermäßigt ſich, wie wir geſehen haben, ſeine Eiweiß⸗ 
fopfquote um 7,5 g und kommt dadurch von 87,7 g auf 80,2 g. 

Wir wollen nun, um eine Vergleichsmöglichkeit zu ſchaffen, die 
ſämtlichen Ballodſchen Kopfquoten (Gewichtsmengen) nach Eltz⸗ 
bachers Nährwertſätzen umrechnen. 

Beſchäftigen wir uns zunächſt mit Ballods Eiweißkopf⸗ 
quote. Es iſt nicht bei Fleiſch allein, wo Ballod andere Nährwert⸗ 
prozentſätze einſetzt als Eltzbacher. Wenn man von ſeiner Eiweiß⸗ 
kopfquote in Höhe von 87,7 g, die bei ihm auf Rinde, Schweine⸗ 


1 S. 37. 

2 Dieſes Jahrbuch 1915, I, S. 99. 

2 Ballod rechnet, weil nach anderen Werten, 2708 Kalorien heraus; wir 
müſſen ſeine Gewichtszahlen, der Vergleichbarkeit wegen, aber zu den gleichen 
Werten anrechnen wie unſere eigenen. Dann ergibt ſich die Kalorienzahl 2567. 
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und Schaffleiſch entfallenden 24,0 g abſetzt, verbleiben für die reſt⸗ 
lichen Nahrungsmittel 63,7 g Eiweiß. Für eine ganze Anzahl 
derſelben iſt ſein Eiweißprozentſatz höher als bei Eltzbacher. Wenn 
man zum Beiſpiel für die Artikel Roggenmehl, Weizenmehl, Milch, 
Käſe, Hülſenfrüchte, Kartoffeln, Eier und Fiſche die gleichen Eiweiß⸗ 
prozentſätze einſetzt, die Eltzbacher angewandt hat, ermäßigt ſich die 
Eiweißkopfquote bei ihm um nochmals 8,34 g1. Im ganzen aber 
ermäßigt ſich Ballods Eiweißkopfquote für die Mrtifel außer Rind-, 
Schweine⸗ und Schaffleiſch, wenn man überall Eltzbachers Eiweiß⸗ 
prozentſatz einſetzt, nur von 63,7 g auf 58,9 g, alſo nur um 4,8 g. 
(Das Minus von 8,3 g wird alſo durch ein Plus von 3,5 g zum 
Teil wieder ausgeglichen, namentlich weil Ballod für die großen 
Quantitäten von Gemüſe und Obſt überhaupt kein Eiweiß in Rech⸗ 
nung geſtellt hat, das von Eltzbacher für erſteres mit 1,2 %, für 
letzteres mit 0,7 % o berechnet worden iſt, welche Prozentſätze für 
Ballods Gewichtsmengen für erſteres täglich 2,4 g, für“ letzteres 
0,7 g, zuſammen täglich 3,1 g pro Kopf Eiweißertrag ergeben.) 
Die 58,9 g Eiweißertrag der übrigen Nahrungsmittel und die 
16,5 g Eiweißertrag aus Rind⸗, Schweine⸗ und Schaffleiſch ergeben 
zuſammen eine Eiweißkopfquote von 75,4 g pro Tag, 
gegen eine ſolche von 64,2 g Reichsparität der Hamburger Haus⸗ 
haltungen. Nach denſelben Nährwertprozentſätzen gerechnet, i ft 
Ballods Eiweißkopfquote alſo nur 17% größer als 
die unſrige. Nach ſeinen eigenen Eiweißprozentſätzen war ſie, 
wie wir geſehen haben? (bei 87,7 g), 37% größer als unſere 
Reichsparität von 64,2 g Eiweiß. 
Was Ballods Fettkopfquote anbelangt, jo haben wir 
ſchon geſehen, daß ſie ſich nach Eltzbachers Prozentſätzen für Rind, 
Schwein und Schaf von 15,13 g auf 48,01 g erhöht“. Die übrigen 
Nahrungsmittel liefern nach ſeiner Rechnung 45,87 g Fett pro Kopf 
und Tag. Auch bei dieſen hat er meiſt andere Fettprozentſätze in 
Rechnung geſtellt als Eltzbacher und wir. Das fällt namentlich 
ins Gewicht bei den großen Fettmengen ſelbſt. So zum Beiſpiel 
ſetzt er für Schweineſchmalz, Oleomargarine, Talg (Einfuhr bei ihm 
175 000 t) 99% Fettertrag ein, während Eltzbacher für Schweine⸗ 
ſchmalz nur 95%, fiir pflanzliche Fette (Einfuhr bei Ballod 


1 Im einzelnen in gleicher Reihenfolge um: 2,97; 1,42; 0,34; 0,44; 0,72; 
0,40; 0,27; 1,78 g. 

2 Siehe oben S. 132. 

2 Siehe oben Tabelle 4. 
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170000 t) nur 96 % Fettertrag rechnet. Anderſeits fest er für 
folgende Nahrungsmittel überhaupt keinen Fettgehalt an, für die ſich 
nach Eltzbachers Prozentſätzen auf ſeine Quantitäten pro Kopf und 
Tag ergeben: für Kartoffeln 0,40 g, Gemüſe 0,40 g, Binnen⸗ 
fiſcherei 0,16 g, Obſt (Südfrüchte führt er nicht beſonders auf) 
1,01 g!. Ganz ausgelaſſen hat er, wie ſchon erwähnt, inländiſche 
Pflanzenfette, die bei Eltzbacher 1,1 g Fett pro Kopf und Tag er⸗ 
geben, und Kakaofett, das letzterer mit 1,0 g in Anſatz bringt. 
Nehmen wir den Ertrag aus den beiden letztgenannten Herkünften 
für Ballod in gleicher Höhe an, dann haben wir 4,07 g pro Kopf 
und Tag, die bei ihm nicht angerechnet ſind. Dazu kommen noch 
0,8 g aus eingeführten Hülſenfrüchten. Mit dieſen zuſammen 
4,87 g. : 

Allerdings hat Ballod ? für Reis und Hülſenfrüchte zuſammen 
0,3 g Fett in Anſatz gebracht. Dieſe entfallen aber nach Eltzbachers 
Fettprozentſatz auf ſein Reisquantum allein. Es ſcheint hier auf 
Ballods Seite ein Verſehen vorzuliegen. Den Fettprozentſatz bei 
Milch haben wir, wie bei ihm, mit 3,3% belaffen. Der Eltz⸗ 
bacherſche von 3,5 % ſcheint zu hoch und unſerer (Hamburg) 
von 3,0 % bei der Ballodſchen Methode zu niedrig. Kommt doch 
das von Landwirten und Milchhändlern abgeſchöpfte Fett, das 
nicht mit der Milch in den Haushalt gelangt, dem Volksganzen in 
anderer Form zugute. Verfüttert wird es doch nicht. Ballods Fett⸗ 
ertrag von Geflügel haben wir beibehalten, beim einheimiſchen (mit 
0,50 g), weil er keine Einteilung in Gans und anderes Geflügel, 
beim eingeführten, weil er keine Trennung von Gänſen und Enten 
macht. Sonſt haben wir überall Eltzbachers Fettprozentſätze in 
Rechnung geſtellt. Das Reſultat — für die reſtlichen Nahrungs⸗ 
mittel (diejenigen außer Rind- uſw. Fleiſch) — iſt ein Fettertrag 
von 48,99 g pro Kopf und Tag, für die Ballod ſelbſt nur 45,87 g 
errechnet hat. Mit den — ebenfalls nach Eltzbachers Prozentſätzen — 
auf feine Rind-, Schweine⸗ und Schaffleiſchkopfquote entfallenden 
48,01 g Fett kommen wir alſo bei Ballod auf eine Fettkopf⸗ 
quote von 97 g pro Tag, gegen eine ſolche von 89 g 
Reichsparität der Hamburger Haushaltungen. Nach denſelben 
Nährwertprozentſätzen gerechnet, iſt Ballods Fettkopfquote 
alſo nur 9% größer als die unſrige. Nach ſeinen eigenen 


1 Berechnet nach Eltz bacher, S. 40. 
2 S. 98. 
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Fettprozentſätzen war fie, wie wir geſehen haben“, 31% kleiner 
als unſere Reichsparität! 

Seine Kopfquote der Kohlehydrate gibt Ballod? mit 
400 g pro Tag an. Die von ihm aufgeführten Gewichtsmengen 
ergeben zu Eltzbachers Kohlehydratprozentſätzen eine 
Kopfquote von 393,5 g pro Tag?. Das find 54,3 g oder 
16% mehr als die Reichsparität der Hamburger Haus: 
haltungen, die auf 339,2 g pro Kopf und Tag auskam und 
noch nicht 2 %%p weniger als die Kopfquote nach feinen eigenen 
Kohlehydratprozentſätzen beträgt. 

Vergleichen wir jetzt die Reichsparität der Hamburger Haus⸗ 
haltungen mit dem Geſamtreſultat der vorſtehenden Vergleichsrechnung. 

Das Geſamtreſultat ber vorſtehenden Vergleichs- 
rechnung if: Ballods Gewichtsmengen ergeben zu Eltzbachers 
Nährwertprozentſätzen in Gramm pro Kopf und Tag einen Ertrag von: 


Tabelle 14 
Eiweiß Fett Kohlehydrate Reinkalorien 
75 97 394 2825 
Keichsparität der Hamb. Haushaltgn. 64 89 889 2481 
+11 +8 + 55 + 344 
Ballods Kopfquote iſt größer.. . 19% 9% 169% 14% 


Zu den gleichen Nährwertprozentſätzen ergeben Ballods Gewichts⸗ 
mengen alſo nur ein Kalorienplus von 14% gegen die Reichsparität 
der Hamburger Haushaltungen. Das iſt außerordentlich wenig, 
wenn man bedenkt, daß Ballods Gewichtsmengen den Bruttokonſum 
darſtellen, die Hamburger Kopfquote ſich aber auf das wirklich in 
den Magen gelangende Quantum bezieht. Die Reſultate dieſes 
Vergleiches ſprechen für die Richtigkeit unſerer mehrfach geäußerten 
Anſicht, daß die Kopfquote der 179 Hamburger Haushaltungen 
— alſo auch die Reichsparität derſelben — über dem Konſum liegt, 
der tatſächlich durchſchnittlich auf den Kopf der Reichs bevölkerung 
entfällt. Am geringſten iſt der Unterſchied der beiden Kopfquoten 
beim Fett mit einem Plus von nur 9%. Ganz natürlich, denn 
der Fettkonſum liegt im Norden — und angeſichts des feuchten 
Hamburger Klimas — mehr noch als der Konſum der anderen 
Nahrungsmittel über dem Reichsdurchſchnitt. Am zweitgrößten iſt 
der Unterſchied der beiden Kopfquoten bei den Kohlehydraten mit 
16%. Ebenſo natürlich, denn bei ihnen fällt der Unterſchied zwiſchen 


1 Oben S. 132. 2 S. 98. 3 Für Obſt iſt der Durchſchnittsprozentſatß 
nach Eltzbacher, S. 40, berechnet. Er beträgt 12,2% gegen 10,0% bei Ballod. 
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Brutto» und Nettokonſum, der bei Ballods Methode nicht eriftiert, 
am meiſten ins Gewicht; iſt doch nach unſerer Nährwerttabelle bei 
Kartoffeln, Grünwaren und Obſt zuſammen das Bruttogewicht pro 
Kopf und Jahr 31% größer als das Nettogewicht. 

Ahnlich liegen die Verhältniſſe beim Milchkonſum, wo ich allein 
im Haufe ſchon zwiſchen Brutto- und Nettokonſum einen Unterſchied 
von 10% habe und wo beim Vergleich der Ballodſchen Mengen 
— die vom gemolkenen Quantum aus errechnet worden ſind — mit 
den meinigen nicht 10%, ſondern wohl 20%, alſo von feinem 
Milcheiweiß etwa 2 g pro Tag und Kopf abgezogen werden müſſen. 
Ferner rechnet Ballod mit einer deutſchen Fleiſchkopfquote (In⸗ 
landproduktion an Rind-, Schweine⸗ und Schaffleiſch) von 47,5 kg! 
pro Jahr = 130 g pro Kopf und Tag, die zu Eltzbachers Eiweiß⸗ 
prozentſätzen in unſerer Umrechnung etwa 16 g Eiweiß pro Kopf 
und Tag geliefert haben. Er iſt aber ſelbſt überzeugt, daß die von 
ihm für die inländiſche Fleiſchproduktion in Rechnung geſtellte Kopf⸗ 
quote (47,5 kg) etwa 10% zu hoch ift?. Selbſt nach Reduzierung 
derſelben um 10%, alfo auf 42,8 kg, iſt fie immer noch 4,4% 
größer als die Reichsparität der Fleiſchkopfquote unſerer Hamburger 
Haushaltungen (41 kg). Ballod rechnet aber nicht nur mit der 
Kopfquote der Inlandproduktion von 47,5 kg, ſondern im ganzen 
mit einem Fleiſchkonſum — einſchließlich Wild und Geflügel und 
einſchließlich Einfuhr — von 52,9 kg“. Das find 29% mehr als 
die Reichsparität der Hamburger Haushaltungen in Höhe von 41 kg, 
während Eßlen“ einſchließlich des Wild⸗ und Geflügelfonfums nur 
auf eine Kopfquote von 38,5 kg kommt (Durchſchnitt der Jahre 
1904-1911), wobei er gegen feine eigenen Unterlagen“ noch 0,5 kg 
zu viel rechnet. Das iſt bei ihm aber „das Gewicht des reinen 
Fleiſches (mit Knochen)“, während der Geſamtvolkskonſum das von 
ihm in Höhe von 30% abgezogene Fett zum Teil mit enthält. 


1 Eßlen („Die Fleiſchverſorgung des Deutſchen Reiches“) kommt für 1907, 
einſchließlich Einfuhr, nur auf 47,2 kg. (S. 251.) f 
2 S. 94. pro Jahr u. Kopf 
3 u ne u. US Meet 129 g = 47,085 kg 
Einfuhr. . . 158000 t = 2,290 - 


Wild u. Geflügel Inlandproduktion ica os, 7g = 2,555 + 
Gefltigefeinfubr . . » 2 2 2 2 2 ee ee 65000 t = 0,973 » 
auf. 52,903 Kg 


4 „Die Fleiſchverſorgung des Deutſchen Reiches“, S. 45. 
5 S. 251, wo übrigens auch entweder ein Druck⸗ oder ein Rechenfehler 
vorliegt. Der dort mit 45,1 kg angegebene Durchſchnitt beträgt 45,5 kg. 
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Aber doch eben nur zum Teil. Einſchließlich der nicht in den 
Konſum übergehenden Fetteile und einſchließlich Wild⸗ und Geflügel⸗ 
konſum ſowie einſchließlich Knochen beträgt die Fleiſchkopfquote nach 
Eßlen (Durchſchnitt der Jahre 1904—1911) 52 kg (45,5 kg + 10% 
Zuſchlag für die nicht in dieſem Gewicht mit enthaltenen „genieß⸗ 
baren Fleiſchteile“! +2 kg Wild und Geflügel). Eßlen fagt?: 
„Jedenfalls ſind die von uns berechneten Zahlen nach der ganzen 
Art unſeres Vorgehens als wahrſcheinliche höchſte Werte für den 
Fleiſchverbrauch im Deutſchen Reiche anzu ſehen.“ Und nun enthalten 
dieſe 52 kg, außer den nicht in den menſchlichen Konſum über⸗ 
gehenden Teilen, noch Teile, die ſich in der Nahrungsmitteltabelle 
unſerer Haushaltungen unter den tieriſchen Fetten als Schmalz, 
Talg und Margarine im Geſamtgewicht von 8,35 kg wiederfinden, 
von denen nach der Einfuhrſtatiſtik von 1907 höchſtens 2,3 kg aus: 
ländifcher Herkunft fein konnten“. Mindeſtens 6 kg unſeres Fett⸗ 
gewichtes ſind alſo in der vorſtehend nach Eßlen berechneten Kopf⸗ 
quote von 52 kg und ebenſo in Ballods Kopfquote von 52,9 kg, 
die beide Autoren ſelbſt für zu hoch anſehen“, mit enthalten. Kürzt 
man das Ballodſche Inlandsproduktionsgewicht (47,5 kg) um 10% 
und fügt ihm ſeine reſtliche Kopfquote (5,4 kg) hinzu, ſo verbleiben 
48,2 kg. Külrzt man von dieſen die 6 kg Fettgewicht, die bei den 
Hamburger Haushaltungen geſondert aufgeführt ſind, ſo bleiben 
42,2 kg, die aber noch überhaupt nicht in den menſchlichen Konſum 
übergehende Teile enthalten. Es ſtellt ſich alſo heraus, daß nach 
Ballods eigener Anſicht die Reichskopfquote in Wirklichkeit keinesfalls 
größer iſt als die Reichsparität der Hamburger Haushaltungen. 
Der Fleiſchkonſum der letzteren iſt alſo fraglos auch größer, als der⸗ 
jenige der Maſſen im Reichsdurchſchnitt iſt. Wie wir in der 
Vorarbeit gezeigt haben, iſt er auch größer als derjenige breiter 
Hamburger Bevölkerungsſchichten, ebenſo wie der Hamburger 
Fleiſchkonſum im allgemeinen wiederum größer iſt als der Fleiſch⸗ 
konſum im Reichsdurchſchnitt ö. 


1 S. 44. 2 S. 249. 

2 Im ganzen 157 661 t Einfuhrüberſchuß, von denen aber nur elf Zwölftel 
für menſchliche Ernährung in Frage kommen. Bei Ballod (S. 98) find es 1912/13 
faft ebenſoviel, nämlich 2,6 kg pro Kopf. Er macht aber nicht, wie Eltz bacher 
richtig tut, einen Abzug von einem Zwölftel für techniſche Verwendungszwecke. 

4 Die „Amtliche Zeitung des Deutſchen Fleiſcherverbandes“ (1912, Nr. 9, 
S. 67) gibt für 1907 den Fleiſchverbrauch mit 44,03 kg pro Kopf an; ohne 
vorſtehende 6 kg Fettgewicht ſind es alſo nur 38 kg. 

s Siehe „Koſten der Lebenshaltung“, S. 385. 
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Aus obigen Ausführungen erhellt, daß wir nach Ballods eigenen 
Anſichten von den 16 g Eiweiß pro Kopf und Tag, die bei Eltz⸗ 
bachers Eiweißprozentſätzen aus Ballods 129 g Inlandsfleiſchkonſum 
geliefert werden — ſelbſt wenn wir die Knochenfrage ganz aus⸗ 
ſchalten —, noch reichlich 10%, alſo etwa 2 g, abzuſetzen haben. 
Ohne für andere Nahrungsmittel dem Unterſchied zwiſchen Brutto⸗ 
und Nettokonſum Rechnung zu tragen, kommen wir alſo ſchon für 
Milch und Fleiſch allein zu einem Abzug von etwa 4 g pro Kopf 
und Tag, der die umgerechnete Eiweißkopfquote Ballods von 75 auf 
71 g herabdrückt. Das find nur noch 11% mehr als die Reichs⸗ 
parität der Hamburger Haushaltungen in Höhe von 64 g pro Kopf 
und Tag. 

Die Ergebniſſe der Ballodſchen Unterſuchung haben alſo, bei 
Anwendung der gleichen Nährwertprozentſätze, eine große Ahnlichkeit 
mit den Ergebniſſen, zu denen wir für die 179 Hamburger Haus⸗ 
haltungen gelangt ſind. Man darf wohl ſagen, daß ſie ſich gegen⸗ 
ſeitig ſtützen, und zwar um ſo mehr, als es ſich bei Ballod im Gegen⸗ 
ſatz zu den Gewichtsmengen unſerer Haushaltungen nicht nur um 
Bruttogewichtszahlen handelt, fondern offenbar auch um Maxi⸗ 
malzahlen. Hierfür folgendes Beiſpiel: 

Wir haben oben ſchon darauf aufmerkſam gemacht, daß Ballod 
ein Fleiſchgewicht eingeſetzt hat, das er ſelbſt um 10% zu hoch 
anſieht. Es iſt aber nicht beim Fleiſch allein, daß er eine höhere 
Gewichtsmenge in Anſatz bringt als er ſelbſt für berechtigt anſieht. 
So zum Beiſpiel beim Milch⸗, Käſe⸗ und Butterkonſum. Bei der 
Schätzung der Milchproduktion geht er in einer Auseinanderſetzung 
mit Rubner von der Zahl der Milchkühe aus, in der er zu dem 
Schluß kommt!: „. .. es bleiben demzufolge nur etwa rund 10 Mill. 
Milchkühe im Alter von über 2¼ Jahren übrig, von denen eigentlich 
auch noch ein weiterer Anteil, die güſt gebliebenen, abzuziehen wären!“ 
Laſſen wir aber auch 10 Mill. Rinder als Milchkühe gelten, ſo iſt 
doch ein durchſchnittlicher Milchertrag von 2500 1 ganz unmöglich.“ 
Ballod begründet dann ſeine Einwendungen gegen die Höhe dieſer 
Zahl, um mit den Worten zu ſchließen: „Es werden alſo ſchwerlich 
mehr als 2000 1 Milch pro Milchkuh für den menſchlichen Konſum 
übrig bleiben, meines Erachtens in Anbetracht der vielen ſchlechten 
Milchkühe ſogar ſchwerlich mehr als 18001. Aber bleiben wir 
beim denkbar höchſten Maximum, 2000 1.” Ballod fest 


1 S. 91. 2 Das Ausrufungszeichen befindet ſich im Originaltext. 
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alſo die Durchſchnittsproduktion einer Kuh mit 11% höherer Menge 
an als diejenige, von der er überzeugt iſt, daß die wirkliche Pro⸗ 
duktion „ſchwerlich mehr“ beträgt, nachdem er bereits die Zahl der 
Milchkühe — ebenfalls um Rubner möglichſt entgegenzukommen — 
höher angenommen hat (um wieviel höher, ſagt er leider nicht), als 
man ſie nach ſeiner — eingehend begründeten — Überzeugung an⸗ 
nehmen kann. Da kann es leicht angehen, daß nach letzterer die 
für menſchliche Ernährung in Betracht kommende Milchmenge 20% 
niedriger iſt als die von ihm in Anſatz gebrachte. Dann aber müßte 
nicht nur fein als Milch angeſchriebenes Quantum um 20% ermäßigt 
werden, ſondern ebenſo ſeine von Rubner übernommene Käſekopfquote 
und die ihm nach Abzug dieſer beiden Verwendungsarten von der 
Geſamtmilchproduktion verbleibende Butterfettration von 11 g pro 
Kopf und Tag, von der er fagt: „In der Wirklichkeit iſt dies Quantum 
ſicher noch geringer.“ Trotzdem aber bringt er es in dieſer 
Höhe in Anſatz. 

Aus alledem geht deutlich hervor, daß Ballod, um anderen 
Schätzungen nach Möglichkeit entgegenzukommen, in ſeiner Kopfquoten⸗ 
tabelle! Mengen angenommen hat, die nach ſeiner eigenen Über⸗ 
zeugung zu hoch ſind. 

Ob die von Ballod oder die von Eltzbacher — und uns — an: 
gewandten Königſchen Nährwertprozentſätze die richtigeren find, iſt 
eine Frage für ſich. Jedenfalls aber wäre es wünſchenswert, daß 
diejenigen, die ſich mit dieſen Fragen in volkswirtſchaftlicher 
Beziehung befdaftigen, ganz genaue Angaben über die Quelle der 
Nährwertprozentſätze machten, die ſie ihren Berechnungen zugrunde 
gelegt haben. Die Angabe der Autoren, ſie hätten „nach König“ 
gerechnet“, genügt nicht, weil König ſelbſt in feinem großen Werke 
andere Sätze angibt als zum Beiſpiel in ſeiner „Nährwerttafel“ 
von 1913. Wenn wir nachſtehend, um den Unterſchied recht deutlich 
in die Erſcheinung treten zu laſſen, die Reſultate der Ballodſchen 
Unterſuchung nach ſeinen eigenen Nährwerten und den von Eltzbacher 
angewandten einander gegenüberſtellen, ſo iſt das eigentlich eine 


Klage König kontra König: Eiweiß Fett Kohlehpdrate Kalorien 


Ballod nach eigenen Nährwertſätzen? 88 61 400 2708 
Ballod nach Eltzbachers Nährwertſätzen 75 974 394 2825 
1 6. 97. 2 Siehe Ballod, S. 96. s S. 99. 


4 Einſchl. 3 g, die auf Auslaſſung beruhen: inländ. Pflanzenfett 1,1 g, 
Kataofett 1,0 g, eingeführte Hülſenfrüchte 0,8 g. 
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VII. 


Vergleich der Ergebniſſe der Auterſuchung Eltzbachers mit 
den nach gleichen Nährwertſätzen umgerechneten von Ballod 


Erſt jetzt, nach erfolgter Umrechnung der Ballodſchen Zahlen, 
hat es einen Wert, die Ergebniſſe der Eltzbacherſchen 
Unterſuchung mit den nach den gleichen Nährwert⸗ 
prozentſätzen umgerechneten Ergebniſſen der Ballod⸗ 
ſchen Unterſuchung zu vergleichen. Dazu aber bedarf es 
auch noch einer Korrektur der Eltzbacherſchen Zahlen. Ballod hat 
die alkoholiſchen Getränke nicht mit in Rechnung geſtellt. 
Wären in ſeinen Zahlen die für ſie verwendeten Rohmaterialien mit 
enthalten, dann würden ſie mit viel zu hohem Nährwert angeſetzt 
ſein, weil ſie, in „alkoholiſche Getränke“ verwandelt, einen viel ge⸗ 
ringeren Nährwert erhalten. Ebenſo wie wir bei Umrechnung der 
Ballodſchen Zahlen — nicht der Wichtigkeit wegen, ſondern der 
Vergleichbarkeit halber — Kakaofett und Fett aus einheimiſchen 
Pflanzen, die Ballod unberückſichtigt gelaſſen hatte, bei ihm in Rech⸗ 
nung geſtellt haben, müſſen wir, vor dem Vergleich ſeiner umgerech⸗ 
neten Zahlen mit denen Eltzbachers, von letzteren die aus alkoholiſchen 
Getränken ſtammenden Nährwerte abſetzen, die Ballod — mit Recht — 
unberückſichtigt gelaſſen hat. 

Es beträgt die Tageskopfquote in Gramm nach: 


Tabelle 15 

Eiweiß Fett Kohlehydrate Kalorien 
Eltz bache n. 92,9 106,0 530,5 3642 
davon aus „alkoholiſchen Getränken“! 11 — 14,1 173 
92 106 516 3469 
Ballod umgerechnet nach Eltzbacher 75 97 394 2825 
Eltzbachers Kopfquote iſt größer alB f+ 17 +9 + 122 + 644 
die Vallods 23 %% 9% 31% 23% 


Nach dieſer Gegenüberſtellung iſt, an der Hand der Kontrolle 
der Ballodſchen Kopfquoten durch diejenigen der Hamburger Haus⸗ 
haltungen, wohl kein Zweifel daran möglich, daß Eltzbachers Kopf⸗ 
quoten viel zu hoch ſind. Ballods umgerechnete Eiweißkopfquote 
war ſchon 18% größer als die Parität der Hamburger Haushal⸗ 
tungen; Eltzbachers Eiweißkopfquote iſt trotzdem nochmals 23/0 2 
größer als Ballods. Noch größer iſt der Unterſchied beim Kohle⸗ 


1 S. 63. 2 Einſchl. alkoholiſche Getränke 24% größer. 
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hydrat. Hier war die umgerechnete Ballodſche Kopfquote ſchon 16% 
größer als die Hamburger Parität; und nun iſt Eltzbachers gar 
nochmals 31% größer! als erſtere. Nur beim Fett iſt die Differenz 
mäßig. Die gegen die Hamburger Fettquote um 9%p größere um⸗ 
gerechnete Fettkopfquote Ballods wird nur noch um abermals 9% von 
der Eltzbachers übertroffen?; wiederum ein Zeichen dafür, daß der 
Hamburger Fettkonſum überm Reichsdurchſchnitt liegt. Den über⸗ 
höhten Eiweiß⸗, Fett⸗ und Kohlehydrat⸗Kopfquoten entſpricht es, wenn 
die gegen die Kalorienkopfquote der Hamburger Reichsparität ſchon 
um 14% größere Kalorienkopfquote der umgerechneten Nährwerte 
Ballods von der Eltzbacherſchen Kalorienkopfquote nochmals um 23% 
übertroffen wird?. Das liegt hauptſächlich an feinen großen Mengen 
von Kartoffeln, Gemüſe und Obſt. Dadurch bilden bei ihm von 
den 3469 Kalorien die aus den Kohlehydraten ſtammenden (2116) 
61 %s, während dieſe Kategorie bei den umgerechneten Ballodſchen 
Kalorien nur 57% ausmacht, bei den Hamburger Haushaltungen 
nur 56%. 


VIII. 


Die Eiweißkopfquote verſchiedener Wohlhabenheitsſchichten 
und deren Größe in Hamburg und im Reich 


Nachdem wir bei Ballod den Fettprozentſatz beim Fleiſch auf 
denjenigen bei Eltzbacher — und damit vielleicht zu viel — erhöht 
hatten, nachdem wir ferner ſeinen Fettmengen von ihm unberückſichtigt 
gelaſſene in gleichem — wahrſcheinlich ebenfalls zu großem — Um⸗ 
fang wie bei Eltzbacher hinzugefügt hatten, ſtellte ſich heraus, daß 
ſeine Bruttogewichtsmengen kaum weſentlich größeren Nährwert haben 
als der in den Magen gelangende Nettokonſum der Hamburger 
Haushaltungen. Nachdem wir den bei Milch wahrſcheinlichen Verluſt 
zwiſchen Produktion und Konſum in Anſatz gebracht und vom Fleiſch⸗ 
konſum denjenigen Prozentſatz abgeſetzt hatten, um den Ballod ſelbſt 
ihn bei ſich für zu hoch angeſetzt hält, war ſeine Eiweißkopfquote 
nur noch 11% größer als die Hamburger Reichsparität. Bedenkt 
man, daß die Fleiſchkopfquote, auch nach Reduzierung des zu hoch 
angeſetzten Umfanges auf ſeine wahrſcheinliche Größe, dieſen nur 
durch den unverhältnismäßigen Konſum der Wohlhabenden und 


1 Einſchl. alkoholiſche Getränke um 35% größer. 
2 Dieſer Prozentſatz ändert ſich nicht bei Berückſichtigung der alkoholiſchen 
Getränke. 3 Einſchl. alkoholiſche Getränke um 29 %. 
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Reichen hat, der Fleiſchkonſum unſerer Hamburger Haushaltungen aber 
derjenige der gut bezahlten, gelernten Arbeiter und der Beamten iſt, 
dann leuchtet ohne weiteres ein, daß die Fleiſchkopfquote Ballods 
und damit zugleich ſeine Eiweißkopfquote über derjenigen der breiten 
Maſſen liegen muß. Das gleiche gilt zweifellos auch ſowohl von 
der Eiweißkopfquote als auch von der Fettkopfquote unſerer Ham⸗ 
burger Haushaltungen für die unteren Einkommensklaſſen der Ham⸗ 
burger Bevölkerung. In „Die deutſche Volksernährung“! habe ich 
gezeigt, daß der Fleiſchkonſum der 179 Hamburger Haushaltungen 
über dem Durchſchnittskonſum breiter Maſſen der Arbeiter liegt. 
Auch der große Butterkonſum der 179 Hamburger Haushaltungen 
im Vergleich zu ihrem Margarinekonſum? beweiſt, daß ihre Ein⸗ 
kommensverhältniſſe diejenigen breiter Maſſen — und damit auch 
deren Fleiſch⸗ und Fettkonſum — überragen. Wir haben vorn ge⸗ 
zeigt, daß ihr Kaffeekonſum in weſentlich größerem Maße aus echtem 
Kaffee beſteht, als das bei den Maſſen im Reichsdurchſchnitt der Fall 
iſt, und daß ſie auch in größerem Umfange den teuren Kakao genießen, 
als nach dem Reichsdurchſchnitt davon auf den Kopf der Bevölkerung 

entfällt. 
| Liegt nach alledem der Konſum der Maſſen und namentlich ihr 
Konſum teurer Eiweißnahrung unter demjenigen der 179 Hamburger 
Haushaltungen, dann muß ihre Eiweißkopfquote auch 
unter derjenigen der Reichsparität der letzteren liegen. 
Daß ihr geringerer Fleiſchkonſum nicht etwa durch höheren Brotkonſum 
ausgeglichen wird, haben wir in „Die deutſche Volksernährung“ ge⸗ 
zeigt, wo wir bewieſen haben, daß mit dem Sinken des Einkommens 
nicht nur der Fleiſchkonſum, ſondern auch der Brotkonſum zurückgeht. 
Und dieſer Rückgang findet beim Konſum aller Lebensmittel ſtatt, 
die den Ausfall des Fleiſcheiweißes erſetzen könnten. Aus den 179 
Hamburger Haushaltungen hat Verfaſſer in „Koſten der Lebens⸗ 
haltung“ ® den Konſum von je drei Ehepaaren mit gleicher Kinderzahl 
gleichen Alters zuſammengeſtellt, alle ſechs Haushaltungen (Arbeiter⸗ 
haushaltungen), von denen drei — genannt die b⸗ Haushaltungen — ein 
durchſchnittlich um rund 150% größeres Einkommen“ und eine um 70% 
größere Lebensmittelausgabe® hatten als die anderen drei, genannt die 
a⸗ Haushaltungen. Erſtere hatten gegen letztere einen Mehrkonſum 


1 Siehe dieſes Jahrbuch 1907, I, S. 174 u. 177. 

2 Bol. hierzu „Koſten der Lebenshaltung“ S. 401/2 u. S. 485. 
8 Siehe daſelbſt S. 483. 4 1524 Mk. und 3779 Mk. 
6 815 Mk. und 1390 Mk. 
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an: Fleiſch, Lachen, Rife, Eiern, Brot, Milch. Kartoffeln, 
von: 66% 48% 90% 32% 47% 90% 5% 


an: Butter, Margarine, Zucker, Grünwaren, Obſt. 
von: 52 0% 42 / 100 % 77 %o 


Nur von „Mehl, Reis, Hülſenfrüchten“ genoſſen die Haushaltungen 
mit dem geringeren Einkommen etwas mehr, aber nur 10%. Nicht 
einmal ihr Kartoffel⸗ und Gemüſekonſum konnte ihnen an Nährwert 
zuführen, was ſie an eiweiß⸗ und fettreicher Nahrung weniger ge⸗ 
noſſen, denn auch hierin hatten ſie einen geringeren Konſum. Es hat 
alſo unter den 179 Haushaltungen ſolche gegeben, die mit einem 
weſentlich geringeren Nährwert als dem von uns ermittelten Durch⸗ 
ſchnittsnährwert der erſteren ausgekommen ſind. 

Die drei ärmeren Haushaltungen konſumierten von den fünf Nah⸗ 
rungsmitteln, die in Hamburg — und faſt überall — die Haupteiweiß⸗ 
lieferanten ſind !: Fleiſch, Fiſche, Kafe, Brot und Milch (dem Werte nach) 
zwiſchen 32 %o und 49% , im Durchſchnitt genau 40 weniger als die 
drei wohlhabenderen“. Da die Wohlhabenderen unter den 179 Haus⸗ 
haltungen die Mehrzahl bilden — beträgt doch das Durchſchnitts⸗ 
einkommen aller Haushaltungen 2169 Mk. —, ſo liegt der Durch⸗ 
ſchnittskonſum mehr nach der Seite der wohlhabenden Haushaltungen zu. 

Um ein Urteil darüber zu gewinnen, in welchem Maße das der Fall 
iſt, habe ich aus den 179 Haushaltungen drei Haushaltungen heraus⸗ 
geſucht, deren Einkommen dem Durchſchnittseinkommen von 2169 Mk. 
möglichſt nahe kommen ſollte, und deren Haushaltungsmitglieder an 
Zahl und Alter den Haushaltungsmitgliedern der vorerwähnten drei 
ärmeren und drei reicheren Familien möglichſt entſprechen ſollten. 
Wir ſtellen die beiden zu vergleichenden Kreiſe einander gegenüber. 


Tabelle 16 Geſamteinnahme 
Nr. 108. Ehepaar u. 3 Kinder von 11, 13 u. 14 Jahren 1416,56 Mk. 
„ 188. - 3 * „10, 12 15 « 2205,65 Mk. 


Nr. 109. Ehepaar u. 3 Kinder von 2, 8 u. 8 Jahren 1609,80 Mk. 
„122. 283 . „ 5, 6 2126,02 Mk. 


8, 11 u. 15 Jahren 1544,68 Mk. 
8, 9 Jahren und 
1 Schwägerin 2127,05 Mk. 


Jn 8 Haushaltungen mit zuſammen Einkommen. . . 4571,04 Mk. 6458,72 Mk. 
„einem Durchſchnittseink. von 1523,68 s 2152, 91 


Nr. 108: Arbeiter in Maſchinenfabrik, us 138: Maurer, 
„109: Korbmacher, 122: Feinmechaniker, 
„149: Arbeiter, » 155: Maurer. 


Nr. 149. Ehepaar u. 4 Kinder v. 6, 
155. 3 6, 


1 Nach unſerer Nahrungsmitteltabelle liefern fie 82% des Eiweißes der 
Eiweißkopfquote. 2 Dem Gewichte nach find es nur 32% weniger. 
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Wo in vorftehender Gegenüberſtellung bei der verglichenen 
Familie mal ein Kind etwas älter oder jünger iſt, iſt der Alters⸗ 
unterſchied durch ein anderes Kind oder die beiden anderen Kinder 
wieder ausgeglichen. Bei dem dritten Vergleich, wo eine erwachſene 
weibliche Perſon einem Kinde von 13 Jahren gegenüberſteht, iſt 
dafür eines der Kinder nur 9 Jahre alt, gegenüber einem Kinde von 
11 Jahren bei der anderen Familie !. 

Das Durchſchnittseinkommen der drei ärmeren Familien, nennen 
wir ſie die a⸗Familien, beträgt 1524 Mk. gegenüber einem Durchſchnitts⸗ 
einkommen der drei anderen Familien, nennen wir fie die c-Familien, 
von 2153 Mk. = 16 Mk. weniger, als das Durchſchnittseinkommen 
der 179 Haushaltungen beträgt. Für Nahrungs⸗ und Genußmittel 
gaben durchſchnittlich aus: die c-Familien 1185 Mk.“, die a-Fami⸗ 
lien 815 Mk. Das find 31 %é weniger als die e⸗Familien. Davon 
betrugen die Ausgaben durchſchnittlich für Fleiſch und Wurſt, Fiſche, 
Käſe, Eier, „Mehl, Reis, Hülſenfrüchte uſw.“, Milch und Brot und 
Backwaren, die bei den 179 Haushaltungen 91% des Eiweißes 
lieferten: bei den c+ Familien 674,71 Mk., bei den a - Familien 
506,08 Mk. Das find 25% weniger als bei den e⸗Familien. 

Konſumieren die ärmeren Haushaltungen von den Eiweiß⸗ 
lieferanten 25% weniger als die nach Einnahmen und Ausgaben 
für Lebensmittel dem Durchſchnitt der 179 Haushaltungen ent⸗ 
ſprechenden c+ Haushaltungen, fo heißt das alſo, daß ihr Eiweiß⸗ 
konſum etwa 25% geringer iſt als der Durchſchnitt?. Dann er⸗ 
mäßigt ſich für ſie die Eiweißkopfquote der Reichsparität von 64 g 
pro Tag auf 48 g. Es muß al ſo eine breite Volksſchicht 
geben, die — als ganze Bevölkerungsſchicht — mit 
einer Eiweißkopfquote von etwa 50 g pro Tag und 
noch weniger fürlieb nehmen muß! 

Nun berechnet Eltzbacher“ den „Eiweißbedarf der Geſamtbevöl⸗ 
kerung“ am 1. Januar 1911 (Bevölkerungszahl: 64 992 238) in 


1 Nach König beträgt der Eiweiß bedarf einer erwachſenen weiblichen Perſon 
68 g, der Bedarf eines Kindes im Alter von 12— 18 Jahren 65 g, im Alter 
von 6—12 Jahren 50 g. 

2 Das ſind pro Kopf 222,20 Mk. gegen 249,14 Mk. pro Kopf bei den 
179 Haushaltungen. 

2 Da die Nahrungsmittelausgabe pro Kopf der 179 Haushaltungen mit 
249 Mk. höher iſt als pro Kopf der c- Familien mit 222,20 Mk., fo kann der 
hohe Satz von — 25% nicht davon beeinflußt fein, daß die Durchſchnitts⸗ 
ausgabe der c- Familien im Verhältnis zur Durchſchnittsausgabe der 179 Haus- 
heltungen etwa zu hoch fei. 4 S. 32. 
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Tonnen pro Tag nach Voit, König und Rubner. Durch Divifion 
der Einwohnerzahl in die Tonnenzahl ergibt ſich ein Eiweißbedarf 
pro Kopf der Geſamtbevölkerung von: 


Tabelle 17 
Tonnen Eiweiß Gramm 
nach: täglich pro Kopf 
überhaupt und Tag 
Voit 47770 = 738,5 
König 4202,91 64,6 
RNubner 3964,02 = 61,0“ 


Hiernach liegt die umgerechnete Kopfquote Ballods mit 75 g 
etwas über dem Voitſchen Minimum, die Reichsparität unſerer 
Hamburger Haushaltungen mit 64 g ſchon etwas unter dem König⸗ 
ſchen, aber noch 3 g über dem Rubnerſchen Minimum. Die Kopf⸗ 
quote von 50 g liegt aber ſchon 18% unter dem be⸗ 
ſcheidenen Anſpruch Rubners von 61g. Und doch iſt nach 
unſeren Unterſuchungen nicht zu zweifeln, daß breite Volksſchichten 
mit noch weniger ausgekommen ſind und alſo auch damit haben 
auskommen konnen. 

Umgekehrt verhält es ſich natürlich mit den Mitgliedern der 
vorerwähnten b⸗ Familien, die eine Einnahme von durchſchnittlich 
3779 Mk. hatten — alſo auch noch keine reichen Familien ſind — 
und eine Ausgabe für Nahrungs⸗ und Genußmittel von durch⸗ 
ſchnittlich 1390 Mk. hatten. Hiervon entfielen auf die vorgenannten 
Eiweißlieferanten 794,40 Mk. Das find 18% mehr als bei den 


1 Bei dieſer von Eltzbacher nach König berechneten Zahl hat er ben täg⸗ 
lichen Eiweißbedarf der Erwachſenen für den Mann mit 80 g, für die Frau 
mit 68 g in Rechnung geſtellt. Der Eiweißbedarf eines Erwachſenen kommt 
danach alſo auf 74 g, da die erwachſene weibliche Bevölkerung überwiegt, im 
VBolksgan zen nur auf 73,9 g. 

2 Der Eiweißbedarf pro Kopf der Geſamtbevölkerung wäre danach 12,7% 
geringer iſt als derjenige eines Erwachſenen bei 74 g ijt, 19,5% geringer als 
derjenige des erwachſenen Mannes bei 80 g. 

s Bei dieſer Rechnung iſt der Eiweißbedarf des erwachſenen Mannes eben⸗ 
falls mit 80 g, aber derjenige des Kindes bzw. derjenige der übrigen Alters⸗ 
klaſſen für je 1 kg Körpergewicht in gleicher Höhe wie beim Erwachſenen an⸗ 
genommen — im Gegenſatz zu König, der den Eiweißbedarf für 1 kg Körper⸗ 
gewicht um fo größer annimmt, je jünger die Perſonen find. 

1 Der Eiweißbedarf pro Kopf der Geſamtbevölkerung wäre danach 23,8% 
geringer als derjenige des erwachſenen Mannes von 80 g bzw. derjenige des 
letzteren 31,1% größer als der Eiweiß bedarf pro Kopf der Geſamtbevölkerung. 

Schmollers Jahrbuch XII 2. 10 
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e⸗Familien. Für fie erhöht fid die durchſchnittliche Ei- 
weißkopfquote von 64,2 g pro Tag auf faſt 76g — wenn 
man berückſichtigt, daß die durchſchnittliche Nahrungsmittelausgabe 
pro Kopf bei den e⸗Familien etwas unter der durchſchnittlichen 
Nahrungsmittelausgabe pro Kopf der 179 Haushaltungen liegt, 
vielleicht nur auf 75 g. 

Die Durchſchnittsausgabe pro Kopf iſt aber bei den b⸗Familien 
noch nicht die höchſte unter den 179 Haushaltungen. Die Eiweiß⸗ 
kopfquote variiert bei ihnen alſo von unter 50 bis wohl zu etwa 80 g 
pro Kopf und Tag — immer als reichsparitätiſche Familien⸗ 
Durchſchnittskopfquote gedacht. Nun befinden ſich unter unſeren 
Haushaltungen aber gar keine Reichen. Die höchſte Einnahme be⸗ 
trägt 4369 Mk., und auch dieſe konnte nur durch Aufnahme von 
Darlehen und Erſparniſſen in Höhe von 863 Mk. aufgebracht werden. 
Um uns ein Bild von der Eiweißkopfquote der wohlhabenden Be⸗ 
völkerung zu machen, wollen wir die Haushaltungsrechnung einer 
wohlhabenden Familie zu Rate ziehen, deren Lebensmittelausgabe in 
„Koſten der Lebenshaltung“! aufgeführt iſt. Es iſt das noch lange 
keine reiche Familie. Sie beſteht aus vier erwachſenen Perſonen 
(zwei männlichen und zwei weiblichen), die im Jahre 1913 für alle 
Lebensmittel — nur für ſich allein — 2731 Mk. ausgegeben haben, 
davon 69% — 1884 Mk. für die ſechs Haupteiweißlieferanten. 
Das ſind 471 Mk. pro Kopf. Da es ſich um eine wohlhabende 
Haushaltung handelt, die in Hamburg alle Lebensmittel ins Haus 
geliefert bekommt und dieſelben durchſchnittlich etwa 5—10 % teurer 
bezahlt als die Maſſen, die ſie ſich abholen?, bedeutet die gleiche 
Nahrungsmittelausgabe bei ihr nicht die gleiche Nahrungsmenge wie bei 
letzteren. Wenn wir die Ausgabe dieſer Haushaltung um 10% é er: 
mäßigen, dann haben wir auch einer wahrſcheinlichen Qualitätsdifferenz, 
die mehr den Geſchmack als den Nährwert verbeſſert, Rechnung 
getragen. So kommen wir auf 424 Mk. Wollen wir dieſe Aus⸗ 
gabe mit der auf den Kopf der Reichsbevölkerung entfallenden ver⸗ 
gleichen, jo müſſen wir fie um 12,7 %% ermäßigen. Die Reichs⸗ 
parität iſt dann 370 Mk. 

Für die gleichen Eiweißlieferanten gaben die 179 Hamburger 
Haushaltungen im ſelben Jahr (1913) 175,15 Mk. pro Kopf aus “. 


— — 


1 S. 377. 

2 Siehe „Koſten der Lebenshaltung“ S. 486. 

Siehe Anmerkung 2 (S. 145) zu vorſtehender Aufftellung. 
“Berechnet nach „Koſten der Lebenshaltung“ S. 513 ff. 
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Auf die Reichsparität gebracht (+ 6,7%), find das 187 Mk. Reichs⸗ 
parität. Bei der wohlhabenden Familie betrug letztere 370 Mk. 
Das ſind 98% mehr. Die Eiweißkopfquote der wohlhabenden 
Familie betrug danach 64 g + 98% = 127 g. 

Mag die Eiweißkopfquote der Wohlhabenden nun auch nicht 
immer dieſe Höhe erreichen, ſo geht doch ſo viel aus dieſer Rechnung 
hervor, daß wir ſie im Durchſchnitt nicht unter 100 g pro Kopf 
und Tag annehmen können. 

Hier zeigt ſich ſo recht das Problematiſche des ganzen Syſtems 
der Berechnung einer durchſchnittlichen Nahrungskopfquote — und 
namentlich einer durchſchnittlichen Eiweißkopfquote — der Gefamt- 
bevölkerung. Dieſe enthält eine verhältnismäßig ſchmale Oberſchicht, 
die einen unverhältnismäßig großen Teil der eiweißreichen Nahrungs- 
mittel genießt, und deren Konſum — insbeſondere deren Konſum 
eiweißreicher Nahrungsmittel — die durchſchnittliche Eiweißkopfquote 
der Geſamtbevölkerung dermaßen in die Höhe treibt, daß fie für 
breite Bevölkerungsſchichten gar nicht maßgebend iſt. 

In bezug auf die Nahrungsmittelverteilung auf die Geſamt⸗ 
bevölkerung kann man innerhalb derſelben ganz deutlich vier ver⸗ 
ſchiedene Bevölkerungskreiſe unterſcheiden. Allen voran — auch der 
ſtädtiſchen Oberſchicht — die Schicht der ſelbſtändigen Landwirte 
(in der jetzigen Kriegszeit ſogar die ganze ländliche Bevölkerung). 
Nicht einmal im dritten Kriegsjahr kennt ſie Nahrungsmittelſorgen. 
Während die Städter nicht einmal der ihnen geſtatteten Butterration 
von wöchentlich 60 g ſicher find und fie zum großen Teil nicht er⸗ 
halten, genießt der Bauer ruhig weiter Kartoffeln und andere Speiſen 
in reichlicher Buttertunke, und ſchickt Mutter ihren Söhnen an die 
Front wöchentlich regelmäßig weiter „ihr Pfund Butter“: „Das geht 
doch nicht anders, das müſſen die Jungens doch haben.“ Gleich 
hinter der Schicht der ſelbſtändigen Landwirte — während des 
Krieges der ganzen ländlichen Bevölkerung — kommt die ſtädtiſche 
Oberſchicht mit ihrem reichlichen Fleiſch⸗, Eier-, Milch⸗ und Butter⸗ 
konſum. Sie reicht bis in den kleinen Mittelſtand. Dann folgt 
die breite Schicht der gelernten Arbeiter, der unteren und mittleren 
Beamten, der großen Maſſe der Angeſtellten, der kleinen Handwerker, 
Ladeninhaber und Händler und der nicht landwirtſchaftlichen länd⸗ 
lichen Bevölkerung. Es iſt die breiteſte Volksſchicht, zugleich die 
Bevölkerungsſchicht, der — mit wenigen Ausnahmen — die 179 
Hamburger Haushaltungen angehören, deren Nahrungsmittelkonſum 


unſeren Unterſuchungen zugrunde gelegen hat. Und weil ſie die 
10 
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breitefte Bevölkerungsſchicht iſt — felbft in der reichen Stadt Ham⸗ 
burg — und ihr ſowohl die unterſten wie die oberen Einkommens⸗ 
klaſſen fehlen, iſt ihr Durchſchnittskonſum der gleiche wie der durch⸗ 
ſchnittliche Geſamtvolkskonſum. Da nun die 179 Hamburger Haus⸗ 
haltungen ganz überwiegend dieſer breiteſten Bevölkerungsſchicht an⸗ 
gehören, ſpiegelt ihr Durchſchnittskonſum — wie ja auch der Ver⸗ 
gleich desſelben mit den Ergebniſſen der Ballodſchen Unterſuchung 
gezeigt hat — den Reichsdurchſchnittskonſum wieder. Er iſt aber 
ebenſowenig wie letzterer ein Maßſtab für den Konſum der ſchmalen 
Oberſchicht und der immerhin noch ziemlich breiten Unterſchicht. Über 
die Breite dieſer beiden extremen Bevölkerungsſchichten wollen wir uns 
— zunächſt für Hamburg und dann für das Reich — ein Bild machen. 

In „Koſten der Lebenshaltung“! hat Verfaſſer eine Gegen⸗ 
überſtellung der Wohnungsmieteklaſſen der Geſamtbevölkerung und 
der 179 Haushaltungen ausgearbeitet. Aus dieſer übernehmen wir 
die Verteilung unſerer Haushaltungen auf die Mieteklaſſen, bei der 
die einzige Haushaltung, die von den 179 über 600 Mk. Miete 
zahlte, ausgeſchaltet worden iſt. Die Verteilung der Geſamtheit der 
Hamburger Wohnungen auf die gleichen Mieteklaſſen müſſen wir für 
unſere Zwecke neu vornehmen, weil bei derjenigen der vorerwähnten 
Stelle die Freiwohnungen unberückſichtigt geblieben ſind, die wir für 
den für unſere Zwecke vorzunehmenden Vergleich nicht unberückſichtigt 
laſſen können. Die Verteilung der Geſamtheit der Wohnungen bezieht 
ſich auf die bewohnten Wohnungen Anfang November 1907, alfo 
des gleichen Jahres, auf das ſich die Haushaltungsrechnungen beziehen. 


Tabelle 18 
In der ganzen Von den 
Mieteklaſſe Stadt ee 178 n 
0 0 
bis 200 Mk. 5,78 0,01! 
200—250 » 7,3 14,6 = (2,0 >< 7,3) 
250-8300 : 14,0 30,9 = (2,2 >< 14,0) 
300—350 12,1 27,5 = (2,3 >< 12,1) BEN 
35040 - NA Ve po 77 185 = A2X 114) 82,6 00 f 85,4 %o 
400-450 = 7, 
ER \ 49 955 10,7 = (0,7 > 14,9) 
500—600 = 8,7 2,8 = (0,3 & 8,7) 
auf. 74,1 
iiber 600 ME. 25,9 0,0 
100,0 100,0 
1 S. 301, Tabelle 19. 2 Jahresbericht des Stat. Bureaus 1908, S. 34. 


8 Einſchließlich der Freiwohnungen; ohne dieſe nur 4,6 %. 
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Dieſe Aufſtellung zeigt uns: 

61,1%ʒ aller Hamburger Wohnungen waren ſolche im Preiſe 
von 250—600 Mk., und zu dieſen Mieteklaſſen gehörten gleichzeitig 
85,1% der 178 Haushaltungen der Reichserhebung des Jahres 1907. 
Noch 82,6 % dieſer Haushaltungen gehörten den Mieteklaſſen 250 
bis 500 Mk. Miete an, zu denen 53,4% der Geſamtheit der Woh⸗ 
nungen gehören, und zwar liegt — wie ich berechnet habe — die 
Durchſchnittsmiete der Haushaltungen, die 250 — 500 Mk. Miete 
zahlen, bei 325 Mk., alſo ziemlich hoch. Nur 14,6% der 178 
Haushaltungen gehörten einer niedrigeren Mieteklaſſe an. Es war 
aber keine dabei, die weniger als 200 Mk. Miete zahlte, eine Miete⸗ 
klaſſe, der immerhin — mit den Freiwohnungen — noch 5,7% 
aller Wohnungen angehörten, und in denen etwa 6 % der Bevölkerung 
wohnten (ohne die Freiwohnungen etwa 5% ). Die Wohnungen 
bis zu 600 Mk. Miete, die unſere 178 Haushaltungen beherbergten, 
beherbergten 74% der Bevölkerung“. 26°/o der Bevölkerung — 
die (einſchließlich ihrer Dienſtboten) in den Wohnungen mit über 
600 Mk. Miete wohnten — ſind bei den 179 Haushaltungen der 
Erhebung nur mit einer einzigen vertreten. Die Wohnungen von 
200—250 Mk. Miete ſind mit 14,6% bei den 178 Haushaltungen 
gerade noch mal ſo ſtark vertreten als in der Geſamtheit der Woh⸗ 
nungen, in der fie nur 7,3% ausmachen. Die nächſte Mieteſtufe 
— 250-300 Mk. — iſt aber mit 31% der Haushaltungen bei 
dieſen 2,2 mal fo ſtark, die folgende — 300—350 Mk. — mit 28% 
der Haushaltungen gar 2,3 mal ſo ſtark vertreten als in der Geſamt⸗ 
heit der Wohnungen. Selbſt die Wohnungen mit 350—400 Mk. 
Miete ſind bei den Haushaltungen noch ſtärker vertreten als in der 
Geſamtheit der Wohnungen (1,2 mal fo ſtark). Erſt bei den Woh⸗ 
nungen mit über 400 Mk. Miete fängt das Verhältnis an ſich 
umzukehren. Immerhin ſind die Haushaltungen bei den Wohnungen 
von 400— 500 Mk. Miete noch 0,7 mal fo ſtark vertreten als die 
Geſamtheit der Wohnungen. Alſo wird ſich das Verhältnis bei den 
Wohnungen von 400-450 Mk. Miete, für die ſich nach den Unter: 
lagen der Hamburger Statiſtik ein Prozentſatz der Wohnungen nicht 
berechnen läßt, die Wage halten. Bis zu den Wohnungen der 
Mieteklaſſen von über 400 Mk. Miete, in denen die kleinere Hälfte 
der Hamburger Bevölkerung wohnt, ſind die Haushaltungen in jeder 
Mieteklaſſe, mit Ausnahme der unterſten — und bis zu den Mieten 


1 ,Roften der Lebenshaltung“ S. 313. 
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über 350 Mk. in ſteigendem Maße ſtärter — vertreten als 
die Geſamtheit der Wohnungen. 


Nach vorſtehender Gegenüberſtellung zu urteilen, wird der Durch⸗ 
ſchnittskonſum der 179 Haushaltungen dem Durchſchnittskonſum von 
etwa 60 %%é der Bevölkerung — darunter die Dienftboten — gleich⸗ 
kommen, den Konſum von etwa 20% der Bevölkerung — den 

unterſten Einkommensklaſſen — weit überſteigen und denjenigen von 
20% der Bevölkerung — den oberen Einkommensklaſſen, ohne ihre 
Dienſtboten, die weniger gut genährt werden als ſie ſelbſt — nicht 
erreichen. Nach dieſer Rechnung könnte man meinen, daß wir die 
Dienſtboten der über 600 Mk. Miete zahlenden Haushaltungen mit 
6% der Bevölkerung eingeſtellt haben. (Differenz zwiſchen 26 %% 
und 20 90.) Das iſt aber nicht der Fall. Die Dienſtboten überhaupt 
bildeten (1907) 3,4% der Bevölkerung. Wenn wir, trotzdem fie nicht 
einmal ausſchließlich auf die Haushaltungen mit über 600 Mk. Miete 
entfallen, die Einwohner dieſer Haushaltungen nur mit 20% zur 
Oberſchicht gerechnet haben, ſo iſt das geſchehen, weil auch die Woh⸗ 
nungen mit über 600 Mk. Miete zum Teil von Leuten mit ganz 
geringem Einkommen bewohnt werden, die in der Miete auch den 
auf die mit der Wohnung verbundenen, gewerblichen Zwecken! oder 
der Abvermietung (Einlogierer) dienenden Räumen entfallenden Teil 
mitbezahlen. Das iſt zum Teil auch noch bei den Haushaltungen 
mit unter 600 Mk. Miete der Fall, namentlich bei Einlogiererhaus⸗ 
haltungen, die zu 81% in Wohnungen mit unter 600 Mk. Miete 
wohnen“, und die bei den Wohnungen von 350—400 Mk. und von 
400 —500 Mk. Miete mit einem vollen Drittel derſelben am ſtärkſten 
vertreten find®. Von den Haushaltungen mit unter 500 Mk. Miete 
find 21% “ Einlogiererhaushaltungen, während von den 179 Haus⸗ 
haltungen (von denen 97% unter 500 Mk. Miete zahlten) 28 % 
Einlogiererhaushaltungen find® Mit Rückſicht auf dieſe Verhält⸗ 
niſſe kann man an Hand der vorſtehenden Gegenüberſtellung die 
Bevölkerungsſchicht, die den Durchſchnittskonſum der 179 Haus⸗ 
haltungen nicht erreicht, nicht unter 20% der Geſamtbevölkerung 
einſchätzen. 


116% aller Wohnungen dienen auch gewerblichen Zwecken. 
2 „Koſten der Lebenshaltung“ S. 297. 

® Ebenda S. 298. 

4 Berechnet aus ebenda Tabelle 15 u. 19. 

s Ebenda S. 294. 
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Der Nahrungsmittelkonſum der 179 Hamburger Haushaltungen 
iſt alſo für die extremen Einkommens ſchichten nicht maßgebend: nicht 
für die unteren in einer Breite von etwa 20 Yo der Bevölkerung und 
nicht für die oberen in einer Breite von ebenfalls etwa 20 %% der 
Bevölkerung. Maßgebend aber iſt er für die größere Hälfte der Be⸗ 
völkerung, namentlich für diejenige, die zwiſchen 250 und 500 Mk. 
Miete zahlte und über 53 Yo aller Wohnungen! bewohnte?, einer 
Mieteklaſſe, zu der 83% der 179 Haushaltungen gehörten. 

Was jene 20% der Bevölkerung, die der Reichserhebung über 
die Wirtſchaftsrechnungen Minderbemittelter ferngeblieben waren — 
die in Wirklichkeit eine Erhebung über die Wirtſchaftsrechnungen Be⸗ 
mittelter geworden iſt — über den Durchſchnitt hinaus konſumieren, 
namentlich was ſie an eiweißreicher Nahrung mehr konſumieren, das 
konſumieren die unterſten Einkommensſchichten — etwa 20% der 
Bevölkerung — weniger. 

Wenn nun auch der Prozentſatz der Bevölkerung, für den der 
Durchſchnittskonſum der Hamburger Haushaltungen der Reichs⸗ 
erhebung nicht — oder weniger — maßgebend iſt, in Hamburg etwa 
40 % betragen mag, fo iſt damit noch nicht gejagt, daß dieſer Prozent⸗ 
fat für die Reichs bevölkerung der gleiche iſt. Die Bevölkerungsſchicht 
mit dem überdurchſchnittlichen Konſum iſt nur in wenigen Städten 
ſo breit wie in Hamburg. 

Wenn wir uns ein Bild über ihre Breite im Reichsdurchſchnitt 
machen wollen, orientieren wir uns am beſten an Hand der preußiſchen 
Einkommenſteuerſtatiſtik. In Hamburg wie in Preußen beginnt die 
Einkommenſteuerpflicht bei einem Einkommen von 900 Mk. Nun 
hatten im Jahre 1907 ein Einkommen von über 3000 Mk. in Ham⸗ 
burg 8% der Erwerbstätigen und 15,2 %o der Steuerzahler, im Reich 
aber nur 3,2% der Erwerbstätigen“ und (nach Verhältnis der preußi⸗ 
ſchen Einkommenſteuerſtatiſtik) 10,4% der Zenſiten — in den Städten 
12,5 %/o, auf dem Lande aber nur 6,6% der Zenfiten. Mit dem im 
Reiche weſentlich geringeren Prozentſatz der über 3000 Mk. Ein⸗ 
kommen beziehenden Perſonen iſt dort auch die Bevölkerungsſchicht 
mit einem unſeren Durchſchnitt überſteigenden Konſum entſprechend 
ſchmäler. Allerdings gilt dies in erſter Linie von der ſtädtiſchen 


1 Mit Amtswohnungen noch mehr. 

2 Die aber, wie Tabelle 34 Spalte 2 in „Koſten der Lebenshaltung“ 
S. 332 beweift, einen viel größeren Prozentſatz der Bevölkerung beherbergt. 

3 Siehe dieſes Jahrbuch 1910, I, S. 330. 
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Bevölkerung. Auf dem Lande liegen die Verhältniſſe wefentlid anders. 
Wir haben bereits die Anſicht ausgeſprochen, daß der Konſum der 
Familien der ſelbſtändigen Landwirte ſelbſt denjenigen der ſtädtiſchen 
Oberſchicht überſteige. Das trifft natürlich — von der Kriegszeit 
abgeſehen — für die ganz kleinen Landwirte nicht zu, obgleich auch 
von ihnen gilt: „Kökſch und Kat hewt ümmer wat.“ Man wird 
daher für die Landbevölkerung die untere Einkommensgrenze, von der 
an aufwärts ihr Konſum auf gleicher Höhe mit demjenigen der ſtädti⸗ 
ſchen Oberſchicht anzunehmen iſt, weſentlich tiefer legen müſſen als 
für letztere. Aber auch für dieſe muß die Einkommensgrenze tiefer 
gelegt werden als die obere Einkommensgrenze der 179 Hamburger 
Haushaltungen, ja ſelbſt tiefer als ihr Durchſchnittseinkommen. Denn 
einmal muß den billigeren Lebensmittelpreiſen der kleineren und der 
Kleinſtädte Rechnung getragen werden, dann aber auch dem Umſtand, 
daß die für die 179 Hamburger Haushaltungen angegebenen Ein⸗ 
kommen das Einkommen der Frau und manchmal auch dasjenige von 
Kindern mit umfaßt und ferner dem Umſtand, daß das Einkommen in 
Wirklichkeit meiſt höher iſt, als aus der preußiſchen Einkommenſteuer⸗ 
veranlagung hervorgeht. Bei dem Vergleich mit dem Durchſchnitts⸗ 
konſum der 179 Haushaltungen müſſen wir beachten, daß noch nicht 
4% o berjelben ein Einkommen von weniger als 1500 Mk. hatten 
und ſelbſt die Einkommen unter 1650 Mk. nur 11% der Geſamt⸗ 
zahl ausmachen, daß anderſeits 8 „% derſelben bereits ein Einkommen 
von über 3000 Mk. hatten, und daß ihr Einkommen im Durchſchnitt 
2169 Mk. betrug. Dieſen Umſtänden hat man wohl reichlich Rech⸗ 
nuug getragen, wenn man die Untergrenze der ſtädtiſchen Oberſchicht 
bei einem verſteuerten Einkommen von 2100 Mk. zieht und die Unter⸗ 
grenze für den überdurchſchnittlichen Konſum der Landbevölkerung bei 
einem verſteuerten Einkommen von 1200 Mk. Ebenſo iſt es ſehr 
liberal, wenn man für den Durchſchnittskonſum die ſtädtiſche Be⸗ 
völkerung mit einem verſteuerten Einkommen von 1200 — 2100 Mk. 
und die ländliche Bevölkerung mit eine verſteuerten Einkommen von 
900— 1200 Mk. in Anſatz or... éfe Rubrizierung haben wir 
nach der „Statiſtik der preußiſq 'r. Es ommenſteuerveranlagung für 
das Jahr 1907“ vorgenommen und danach folgende Aufſtellung ge⸗ 
macht und berechnet. Die darin aufgeführte „ſtädtiſche (bzw. länd⸗ 
liche) Bevölkerung“ umfaßt die phyſiſchen Perſonen (Zenſiten) „ein⸗ 
ſchließlich der Angehörigen“. 
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Tabelle 19. 


Mill. Einw. 
Geſamtbevölkerung Preußens im Jahre 1900. 37,5 = 100 
davon mit über Durchſchnittskonſum: Mill. Köpfe 
SIEGE Bevölkerung mit über 3000 Mk. Einkommen 1,3 
2 von 2100—3000 > . 1,0 
ande Bevölkerung mit über 3000 . 0,5 
. von 1200-8000 - s 2,9 
veoblkerung mit Überdurchſchnittskonſum auf. 5,7 5,7 = 15,2% 
31,8 
davon mit Durchſchnittskonſum: 
Städtiſche Bevölkerung von 1200 — 2100 Mk. Einkommen 4.4 
Ländliche s » 900—1200 = — 37 
Bevölkerung mit Durchſchnittskonſum AI. SI 8,1 81 = 21,6% 
Bevölkerung mit Unter durchſchnittskonſum 23,71 = 63,2% 
100 


Trotzdem wir fo liberal wie nur möglich gewefen find, indem 
wir die Familien der ländlichen Einkommenſteuerzahler von 1200 Mk. 
bis hinunter zu 900 Mk. dem Durchſchnittskonſum zugerechnet und 
fie den ſtädtiſchen Familien mit 1200 — 2100 Mk. Einkommen an die 
Seite geſtellt haben, umfaßt die Bevölkerungsſchicht, deren Konſum 
demjenigen der 179 Hamburger Haushaltungen gleich zu achten iſt, 
nur 22 % der Geſamtbevölkerung, gegen 60 % bei der Hamburger 
Bevölkerung. Und trotzdem den Familien mit überdurchſchnittlichem 
Konſum außer den ſtädtiſchen Familien mit mehr als 2100 Mk. Ein⸗ 
kommen auch die ländlichen Familien mit 900—1200 Mk. Einkommen 
zuge ſellt worden find, umfaßt die Bevölkerungsſchicht mit überdurch⸗ 
ſchnittlichem Konſum nur 15% der Geſamtbevölkerung, gegen 20% 
innerhalb der Hamburger Bevölkerung. Die Bevölkerungsſchicht mit 
un ter durchſchnittlichem Konſum aber, die in Hamburg 20% der Be⸗ 
völkerung ausmachte, beträgt — nach preußiſchem Maßſtab — im Reich 
63% der Geſamtbevölkerung, obgleich wir ihr die Familien aller länd⸗ 
lichen Steuerzahler entzogen haben, ihr alſo auf dem Lande nur die 
Familien mit weniger als 900 Mk. Einkommen und in den Städten nur 
die Familien mit weniger al. 200 Mk. Einkommen zugerechnet find!! 
In Hamburg war die Bevr -wichicht mit geringerem Konſum 
als derjenige der 179 Haushe ngotder mit 20 %o der Bevölkerung — 
nicht breiter als die Bevölkerungsſchicht, deren Konſum den ihrigen 
überfteigt; im Reich aber iſt fie — mit 63% der Bevöl⸗ 
kerung — über viermal ſo breit! Da iſt wohl außer 


1 Davon 13 Mill. = 55% ländliche; es wohnten aber 15 Mill. = 40% 
der Bevölkerung in Orten mit weniger als 2000 Einwohnern (ſiehe Statiſt. 
Jahrbuch f. d. Preuß. Staat 1911, S. 5). 
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Frage, daß der Durchſchnittskonſum der 179 Ham⸗ 
burger Haushaltungen den Reichs durchſchnitt über- 
ſteigen muß. Darum: wenn die Kopfquoten Ballods gar noch 
höher ausgefallen ſind als diejenigen der Hamburger Haushaltungen 
— von der Höhe der Eltzbacherſchen ganz zu geſchweigen —, ſo ſpricht 
das dafür, daß ſeine Schätzungen zu hoch ſind. Allerdings ſtellen ſie 
ja auch den Bruttokonſum dar. 

Nach vorſtehenden Ermittlungen können wir nun eine Reichs ⸗ 
eiweißkopfquote konſtruieren. Wir nehmen die Ropfquote des 
Durchſchnittskonſums, natürlich in Höhe der Reichsparität der Kopf⸗ 
quote der 179 Hamburger Haushaltungen — alſo mit 64g — an, 
deren Konſum für die Konſtruierung der Reichsbevölkerungsſchicht des 
„Durchſchnittskonſums“ maßgebend war. Die Kopfquote des Über- 
durchſchnittskonſums nehmen wir — nach obigen Ausführungen über 
die Kopſquote der Oberſchicht — mit 100 g an. Die Kopſquote der 
Bevölkerung mit Unterdurchſchnittskonſum müßten wir nach unſeren 
Erfahrungen mit der Kopfquote der ärmeren Familien der 179 Haus⸗ 
haltungen (48 g) eigentlich mit weniger als 50 g in Anſatz bringen. 
Die Bevölkerungsſchicht mit Unterdurchſchnittskonſum iſt aber zu 54% 
ländliche Bevölkerung (12,9 Millionen von 23,7 Millionen überhaupt), 
und da dieſe durchweg — durch eigene kleine Lebensmittelproduktion — 
beſſer geſtellt iſt als die ſtädtiſche Unterſchicht, dürfen wir die Kopf⸗ 
quote der Geſamtunterſchicht wohl mit 50 g in Rechnung ſtellen. 
Dann ergibt ſich: 


Tabelle 20 
überdurchſchnitt 15% der Bevölkerung A 100 g = 1500 
Durchſchnitt 22% = . a 64g = 1408 
Unterdurchſchnitt 63% - i 50 g = 3150 
100 6058 


Die Kopfquote hat alſo im Jahre 1907 wahr⸗ 
ſcheinlich im Reichs durchſchnitt 61g betragen. Das 
entſpricht allerdings genau dem nach Eltzbacher! ſich für die Geſamt⸗ 
bevölkerung ergebenden Rubnerſchen Minimum, nur ſetzt es ſich hier 
aus dem Konſum von Bevölkerungsſchichten zuſammen, der zwiſchen 
50 und 100 g variiert! 

Es iſt nicht wahrſcheinlich, daß ſich die Kopfquote von 1907 bis 
1913 erhöht hat, denn in dieſer Zeit ſind die Koſten der Geſamtheit 
der Nahrungsmittel um 15% geſtiegen? und ſoviel hat die Steigerung 
der Einkommen, insbeſondere der Löhne, im allgemeinen nicht betragen“. 


1 S. 32. 2 Siehe „Koften der Lebenshaltung“ S. 517. 3 Ebenda S. 441 ff. 
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IX. 


Die Eiweißkopfquote, die Fettkopfquote und die Ralorien- 
kopfquote einer ganzen Bevölkerung und verſchiedener 
Kouſumeutenkreiſe und die Frage des Eiweißminimums 


1. Eiweißkopfquote und Kalorienkopfquote ver- 
teilt auf das volksdurchſchnittliche Körpergewicht; 
reichsdurchſchnittliche Kalorienkopfquote 


Prof. Rubner und andere Hygieniker berechnen den Eiweißbedarf 
einer ganzen Bevölkerung, deren mittleres Körpergewicht 45 kg be- 
trage, auf 62—69 g pro Kopf und Tag 1. Das find 1,378 — 1,533 g 
pro Kilogramm Körpergewicht. Die Reichsparität der Eiweißkopfquote 
der Hamburger Haushaltungen in Höhe von 64,234 g pro Tag ergibt 
bei 45 kg mittlerem Körpergewicht 1,427 g pro Kilogramm Körper⸗ 
gewicht und ihre tägliche Kalorienzahl von 2481 Kalorien 55,1 Kalorien 
pro Kilogramm Körpergewicht. Schumberg kommt im Jahre 1913 in 
ſeinen Unterſuchungen zu dem Ergebnis, daß bei 70 kg Körpergewicht 
und mittlerer Arbeit die meiſten Menſchen in Deutſchland und Amerika 
mit 70 g verdaulichem Eiweiß auskommen. Das ſind, 3000 Kalorien⸗ 
verbrauch bei mittlerer Arbeit eines vollkräftigen Mannes voraus⸗ 
geſetzt, pro Kilogramm Körpergewicht 1,0 g Eiweiß und 43 Kalorien. 
Da man für einen größeren Bevölkerungskreis nicht mehr als mittlere 
Arbeit annehmen kann — und ganz gewiß nicht für einen Bevölkerungs⸗ 
kreis, der zum großen Teil aus Angeſtellten und Beamten beſteht —, 
jo erſcheinen die Durchſchnittszahlen der Nährwerte der Hamburger 
Haushaltungen als vergleichsweiſe recht günſtige. Ihre Eiweißkopf⸗ 
quote liegt mit 1,427 g pro Kilogramm Körpergewicht ungefähr auf 
der mittleren Linie der Rubnerſchen Forderung (genaue Mitte nach 
Rubner 1,455 g), ihre Kalorienzahl liegt mit 55 Kalorien pro Kilo: 
gramm Körpergewicht weſentlich über derjenigen (von 43 Kalorien), 
die pro Kilogramm Körpergewicht des vollkräftigen Mannes bei 
mittlerer Arbeit erforderlich iſt. Wenn wir für die Bevölkerung 
der unteren Einkommensklaſſen eine durchſchnittliche Eiweißkopfquote 
von etwa 50 g ermittelt haben, ſo entfallen bei einem mittleren 
Körpergewicht von 45 kg 1,111 g auf das Kilogramm Körpergewicht. 
Dieſes Verhältnis liegt allerdings noch unter der Rubnerſchen Minimal⸗ 


— — 


1 Ballod, S. 90. 
2 Nach unſerem in Abſchnitt VIII ebenfalls nach Rubner (über Eltzbacher) 
berechneten Volksdurchſſchnitt von 61 g nur 1,355 g. 
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forderung von 1,378 g 1. Es läßt ſich aber, wie wir gleich noch an 
anderen Beiſpielen zu ſehen Gelegenheit haben werden, ſehr wohl 
damit auskommen. 

Was die Kalorienzahl anbelangt, ſo werden dieſe unteren Ein⸗ 
kommensklaſſen nicht gerade die ſchwerſte Arbeit leiſten und daher im 
allgemeinen wohl auch mit einer verhältnismäßig geringeren durch⸗ 
ſchnittlichen Kalorienmenge auskommen. Die auf ſie entfallende Ka⸗ 
lorienkopfquote iſt aber nicht etwa im ſelben Verhältnis niedriger, 
als ihre Eiweißkopfquote hinter der mittleren von 64,2 g zurück⸗ 
bleibt, alſo etwa um 22 %s, ſondern weſentlich weniger, und zwar 
deshalb, weil die unteren Einkommensklaſſen, die eine reichlichere 
Eiweißkoſt ihres hohen Preiſes wegen nicht bezahlen können, nicht 
auch im ſelben Verhältnis wie dieſe auch die billigen Kohlehydrate 
weniger genießen, und weil ſie ferner verhältnismäßig mehr Fett 
genießen, wenn auch Fett billigerer Sorte. Wir haben oben ſchon ge⸗ 
ſehen, daß bei den ärmeren a⸗Familien die Ausgabe für die fünf 
Haupteiweißlieferanten, die 82 %/0 des Geſamteiweißes lieferten, 40% 
niedriger war als bei den wohlhabenderen b⸗Familien. Die Ausgabe 
für die ſechs Hauptkohlehydratlieſeranten ?, wobei wir Brot ſowohl als 
Hauptkohlehydratlieferanten wie als Haupteiweißlieferanten gezählt 
haben, war aber nur um 29 %s niedriger. Das allein aber genügt noch 
nicht zur Beurteilung der Frage, wie weit ſich mit geringerer Eiweiß⸗ 
kopfquote auch die Kalorienkopfquote ermäßigt, ſchon weil hier auch 
der Fettkonſum eine große Rolle ſpielt und dieſer ſich nicht nach der 
Fettausgabe der verſchiedenen Einkommensklaſſen beurteilen läßt, 
weil die niedrigeren Einkommensklaſſen durch ſtärkeren Magarine⸗ 
fonfnm bei gleicher Ausgabe eine höhere Gewichtsmenge genießen. 
Dem Gewichte nach“ verzehrten die a-Familien weniger als die 
b⸗Familien: von den fünf Haupteiweißlieferanten 32%o, von Butter, 
Schmalz, Magarine uſw. aber nur 10%, und von den ſechs Haupt⸗ 
kohlehydratlieſeranten nur 20,3 5% , von Kartoffen allein gar nur 5%. 
Rechnet man zum Beiſpiel den Kalorienverbrauch einer Bevölkerung 
aus, die gegen die Reichsparität der Hamburger Kopfquote von 64 g 
Eiweiß, 89 g Fett, 339 g Kohlehydrate und 2481 Kalorien nach vor⸗ 


1 Nach der Eltzbacherſchen Volks durchſchnittskopfquote beträgt fie allerdings 
nur 1,355 g. 

2 Kartoffeln, Grünwaren, Zucker, „Mehl — Reis — Hülſenfrüchte“, Obſt 
und Brot. 

3 Zu er ſehen aus „Koſten der Lebenshaltung“, Tabelle A und B, S. 520 
und 522. 
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ſtehenden Prozentſätzen weniger konſumiert: 32% Eiweiß, 10% Fett 
und 20% Kohlehydrate, fo kommt man für fie zu einem Konſum 
von 44 g Eiweiß, 80 g Fett, 271 g Kohlehydrate und 2035 Kalorien. 
Bei einer um 32% niedrigeren Eiweißkopfquote iſt dann alſo die 
Kalorienkopfquote nur um 18% niedriger. Bei einer um 22% nie- 
drigeren Eiweißkopfquote — wie es diejenige von 50 g gegen die 
jenige von 64 g iſt — würde die Kalorienkopfquote alſo nur um 
etwa 12% niedriger fein. Einer Eiweißkopfquote von 50 g entſpricht 
hiernach eine Kalorienkopfquote von 2183 Kalorien (2481 12%). 
Bei einem mittleren Gewicht von 45 kg ſind das 49 Kalorien 
pro Kilogramm des Körpergewichts. Wir haben in Ab⸗ 
ſchnitt VIII geſehen, daß etwa 63%o der Reichsbevölkerung jeden⸗ 
falls nicht reichlicher genährt ſind. 

Die 15% der Reichsbevölkerung mit Überdurchſchnittskonſum 
die — ebenfalls nach Abſchnitt VIII — einen durchſchnittlichen 
Eiweißkonſum von etwa 100 g und teilweiſe einen weit höheren 
haben, werden aber, da ſie nicht zur „arbeitenden Bevölkerung“ im 
landläufigen Sinne gehören, nun nicht auch eine höhere, ſondern eher 
ebenfalls eine niedrigere Kalorien kopfquote — als die Reichs parität 
der Hamburger Haushaltungen: 2481 — haben; in einer gleich fol⸗ 
genden Aufſtellung über die Konſumverhältniſſe von „Einwohnern 
Göttingens“ haben die „Wohlhabenden“ pro Kilogramm des Körper⸗ 
gewichts eine um 12 0 niedrigere Kalorienkopfquote als die „Leute 
mit mittlerem Beſitz“. Beide Kategorien haben pro Kopf genau die 
gleiche Geſamtkalorienzahl: 2440. Nur verteilt ſie ſich bei den „Wohl⸗ 
habenden“ auf ein größeres Gewicht, zum Teil wohl, weil mehr 
ältere Leute unter ihnen ſind als unter den „Leuten mit mittlerem 
Beſitz“, wahrſcheinlich in der Hauptſache aber, weil die „Wohlhaben⸗ 
den“, die ja gleichzeitig die Beſſergenährten zu ſein pflegen, ein höheres 
Gewicht haben als die „Leute mit mittlerem Beſitz“, die ſich keinen 
„Bauch ſtehen laſſen“ können. So mag denn die hier zu beobachtende 
Erſcheinung allgemein ſein, daß die Wohlhabenden zwar pro Kilo⸗ 
gramm des Körpergewichts eine geringere Kalorienzahl haben als 
die Mittelklaſſe, alſo auch als unſere Durchſchnittskonſumbevölkerung, 
daß ſie aber, angeſichts eines höheren Körpergewichts, abſolut die 
gleiche Kalorienzahl haben wie dieſe. 

Von dieſer Vorausſetzung ausgehend, kommen wir analog der 
Tabelle 20 in Abſchnitt VIII, in der wir eine reichsdurchſchnittliche 
Eiweißkopſquote (von 61 g) berechnet haben, zur Berechnung einer 
reichsdurchſchnittlichen Kalorienkopſquote: 
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Tabelle 21 
Kalorien 
Überdurchſchnitt 15% der Bevölkerung A 2481 = 372,15 
Durchſchnitt 22% » . à 2481 = 545,82 
Unterdurchſchnitt 63% + . a 2183 — 1375,29 
100 2293,26 


Die Kalorienkopfquote hat alſo im Jahre 1907 
im Reichsdurchſchnitt rund 2300 Kalorien betragen. 


2. Neuere Ermittlungen der Eiweißkopfquote (von 
Prof. Lichtwitz) und neuere und ältere Berechnungen 
von Eiweißkopfquoten 


Wir wollen nun die vorſtehenden Zahlen mit Ergebniſſen von 
Unterſuchungen vergleichen, die in letzter Zeit — der erſten Hälfte 
1916 — ſtattgefunden haben, alſo zu einer Zeit, wo die Lebensmittel 
bereits recht knapp geworden waren, und die ergeben haben, daß ſich 
auch mit weſentlich geringerer Nahrungsmenge, als die Bevölkerung 
in normalen Zeiten genießt, auskommen läßt. 

In den Monaten Mai und Juni 1916 im Lazarett Göttingen, 
im Gefangenenlager Göttingen und bei Einwohnern Göttingens von 
Prof. Dr. Lichtwitz, dem ſtellvertretenden Direktor der mediziniſchen 
Univerſitätsklinik zu Göttingen, vorgenommene Unterſuchungen haben 
folgende Reſultate ergeben!. (Die auf 1 kg Körpergewicht ent⸗ 
fallende Kalorienzahl iſt im Original nur für einige Unterſuchungs⸗ 
reihen angegeben und von den übrigen von uns berechnet worden.) 

In der Originaltabelle werden die Arbeiter der Gruppe IV als 
„ſchwerer arbeitende“ bezeichnet. Dazu heißt es aber im Text: 
„Leute mit ſchwerer körperlicher Arbeit ſind in Göttingen ſelten, da 
Schwerinduſtrie hier fehlt. Die wenigen Männer der Gruppe IV 
leiſten nicht mehr wie mittelſchwere Arbeit.“ Demenkſprechend habe 
ich dieſe Gruppe als „mittelſchwer arbeitende“ eingetragen. 

(Siehe Anhang, Tabelle II.) 

Was die Zuverläſſigkeit der Reſultate der Unterſuchungen von 
Prof. Lichtwitz anbelangt, ſo hören wir am beſten, was er ſelbſt 
hierüber ſagt: „Als Unterſuchungsmethode wurde gewählt, von 
möglichſt vielen Menſchen 24 ſtündige Harnmengen auf Stickſtoff zu 
analyſieren und daraus den Eiweißgehalt und Brennwert der Nah⸗ 


1 Berliner kliniſche Wochenſchrift Nr. 34 und 41 vom 21. Auguſt und 
9. Oktober 1916. 


721] Der Nährwert des deutſchen Volkskonſums 159 


rung zu berechnen. Dieſe Methode iſt mit ſchwer vermeidbaren 
Fehlern behaftet. Das Samnieln des Harnes kann nicht überwacht 
werden und iſt zudem für Arbeitende ſo unbequem, daß dem einzelnen 
nur 1—3 Unterſuchungstage zugemutet werden konnten.“ 

Nachdem der Prozentſatz der Eiweißkalorien der Koſt des Vereins: 
lazaretts „Saxenhaus“ — „einem kleinen Erholungsheim mit vor⸗ 
züglicher und ſehr reichlicher Verpflegung“ an einem „faft fleiſch⸗ 
loſen Tage“ mit 10,9 % ermittelt worden war, hat Prof. Lichtwitz 
ſeinen Tabellen (der Nr. 34 der B. k. W.) „den Wert 11 der Be⸗ 
rechnung des Brennwertes der Nahrung zugrunde gelegt“. Für die 
(in Nr. 41 der B. k. W. zur Darſtellung gebrachten) Unterſuchungen 
an 71 Kriegsgefangenen wurde dieſelbe Methode angewandt, die zur 
Feſtſtellung der Ernährungsverhältniſſe der Göttinger Bevölkerung 
gedient hatte. „Es wurde aus der täglichen Stickſtoffausſcheidung 
die Menge des reſorbierbaren Eiweißes feſtgeſtellt, und aus dem ſo 
gefundenen Werte der Eiweißkalorien durch Multiplikation mit 11 
die Höhe des Geſamtkalorienverbrauchs berechnet. Dieſe Zahl kommt, 
wie die Durchrechnung der Wirtſchaftsbücher aus dem Monat Juli 
ergeben hat, der Wirklichkeit ſehr nahe. Sie wird auch für die Er⸗ 
nährungsverhältniſſe im Kriegsgefangenenlager annähernd richtig fein, 
ſofern es ſich um die von der Lagerküche hergeſtellte Koſt handelt.“ 
„Auch in dieſer Unterſuchungsreihe wurden ein⸗ und zweitägige 
Perioden gewählt, die bei der Ungleichmäßigkeit des Verzehrs kein 
getreues Bild für die Ernährung des einzelnen, wohl 
aber für die Ernährung der ganzen Gruppen geben.“ 

Die Schwierigkeiten des Sammelns des ganzen Harnes — 
namentlich bei der Zivilbevölkerung, insbeſondere bei den im Berufs⸗ 
leben ſtehenden Perſonen — die Kürze der Unterſuchungszeit, die 
Berechnung der Kalorienzahl nach dem Prozentſatz der Eiweißkalorien 
einer beſtimmt zuſammengeſetzten Nahrung, von dem vorausgeſetzt wird, 
daß er „auch für die Ernährungsverhältniſſe im Kriegsgefangenen⸗ 
lager annähernd richtig ſein“ werde, das Zugeſtändnis, daß die Unter⸗ 
ſuchungsweiſe „bei der Ungleichmäßigkeit des Verzehrs kein getreues 
Bild für die Ernährung des einzelnen gäbe“ — all dieſe Umſtände 
ſcheinen es doch recht fraglich zu machen, ob die Reſultate von 
Unterſuchungen, die auf dieſe Weiſe gewonnen worden ſind, in eine 
Linie geſtellt werden können mit den Reſultaten von Unterſuchungen, 
denen der Konſum eines großen Perſonenkreiſes während eines ganzen 
Jahres zugrunde gelegen hat und die nicht erſt durch Umrechnung 
nach einem feſtgeſetzten Verhältnis gewonnen zu werden brauchten. 
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Immerhin läßt ſich aus diefen Unterſuchungen erſehen, daß die 
Eiweißkopfquote ſämtlicher Unterſuchungsreihen erwachſener Perſonen 
mit Ausnahme derjenigen, wo zur Lagerkoſt noch Selbſtverpflegung 
durch Sendungen vom Ausland hinzukommt, niedriger iſt, als vor 
dem Kriege ſelbſt die Kopfquote der unteren Einkommensklaſſen mit 
1,111 g pro Kilogramm Körpergewicht geweſen ift, zum großen Teil 
ſogar weſentlich niedriger, und ſelbſt die einzige Ausnahme — bei 
der „Lagerkoſt und Selbſtverpflegung“ — iſt mit 1,132 g pro Kilo⸗ 
gramm Körpergewicht nur unweſentlich höher, ihre Kalorienzahl aber 
erreicht mit 42 Kalorien pro Kilogramm Körpergewicht nicht einmal 
diejenige unſerer unteren Einkommensklaſſen in Friedenszeiten: 49 
Kalorien pro Kilogramm Körpergewicht !. 

Daß aber auch in normalen Zeiten eine Eiweißkopfquote 
von durchſchnittlich 50 g bzw. 1,111 g pro Kilogramm Körper⸗ 
gewicht häufig nicht erreicht worden iſt, ſteht außer Zweifel. Eßlen? 
führt nach verſchiedenen Autoren eine Anzahl von Fällen an, in 
denen ein beſonders niedriger Eiweißverzehr — und auch beſonders 
niedriger Fettverzehr — nachgewieſen iſt. Da er das Körpergewicht 
nicht mit angibt, fo läßt ſich leider eine pro Kilogramm des Körper: 
gewichts entfallende Eiweißkopfquote nicht berechnen, um ſo weniger, 
als nicht geſagt iſt, ob unter „Erwachſenen“ — wie häufig bei 
Eiweißkopfquoten — männliche Erwachſene verſtanden ſein ſollen. 
Nehmen wir an, daß bei den von ihm nach Feuerſtein angeführten 
Eiweißkopfquoten von Uhrenfabrikarbeitern des badiſchen Schwarz⸗ 
waldes unter „Erwachſenen“ ſolche beiderlei Geſchlechts verſtanden 
ſind, und nehmen wir deren Durchſchnittsgewicht mit 65 kg an, 
dann entfielen nach den von ihm angeführten Zahlen auf das Kilo⸗ 
gramm Körpergewicht bei je 6 Familien 1,154 g, 1,000 g und 
0,846 g, bei einer Familie gar nur 0,600 g. Wahrſcheinlich ſind 
dieſe Zahlen noch zu hoch“, wenn fie nämlich — wie gewöhnlich — 
aus Haushaltungsrechnungen ermittelt ſind und angenommen worden 
iſt, daß das ganze rechnungsmäßig in die Haushaltung gewanderte 
Nahrungsmittelgewicht auch in den Magen gelangt ſei. 

Auf gleiche Weiſe dürfte ſich zum Teil auch die Höhe der 
Eiweißkopfquoten für die Erwachſenen erklären, die Eßlen, nach den 
Jahresberichten der badiſchen Fabrikinſpektion, von Mannheimer 


1 Siehe oben S. 157. 

2 S. 46 und 50—52. 

2 Wir werden aber am Schluſſe dieſes Abſchnittes zeigen, daß damit noch 
nichts über den Nahrungsumfang des einzelnen Familienmitgliedes geſagt iſt. 
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Fabrikarbeitern anführt: 1890 bei ländlichen Familien 103 g, bei 
ſtädtiſchen 105 g; 1910: 136 g. Dieſe Zahlen laſſen ſich mit den 
Ergebniſſen unſerer Unterſuchung über die Hamburger Haushaltungen 
nicht zuſammenreimen! — auch nicht mit dem Fleifd-, Eier⸗, Milch⸗, 
Käſe⸗ und Brotkonſum anderer großer Konſumentenkreiſe, die wir 
in „Die deutſche Volksernährung“ zum Vergleich mit herangezogen 
haben, darunter die „Haushaltungsrechnungen Hamburger Volks⸗ 
ſchullehrer“, bei denen auf den Kopf der erwachſenen Perſon ein 
täglicher Eiweißkonſum von 99,6 g entfällt? = 1,532 g pro Rilo- 
gramm des Körpergewichts. Aber auch dieſe Zahl iſt höher, als ſie 
in Wirklichkeit geweſen ift®. Auch hier iſt kein Abzug für Abfälle 
und Verluſte gemacht; aber auch abgeſehen hiervon iſt ſie rechneriſch 
noch zu hoch: „Angaben über Brotmengen fanden ſich in den Haus⸗ 
haltungsbüchern nirgends. Für die Berechnung der Quantität wurde 
ein einheitlicher, für alle Haushaltungen gleicher Preis angeſetzt. 
Rubner gibt an, daß man für 1 Mk. 5350 g Brot kaufen könne, 
und die Preisliſten der ‚Produktion‘ ſetzen für das Jahr 1903 an⸗ 
nähernd dasſelbe Verhältnis feſt. Der Preis für 1 kg — 20 Pf. 
iſt für Hamburg vielleicht etwas zu niedrig geſetzt. Eine Umrechnung 
unter Zugrundelegung des Preiſes von 0,25 Mk. für 1 kg wird 
von jedem, der die Richtigkeit anzweifelt, mit Leichtigkeit durch 
Streichung von einem Fünftel der angegebenen Menge ausgeführt 
werden können.“ Der Preis, zu dem man in Deutſchland Brot 
kaufen kann, hat mit dem von den Hamburger Lehrerfamilien fon- 
ſumierten Brotquantum wenig zu tun, für das ausſchließlich Ham⸗ 
burger Preiſe maßgebend ſind. Aber auch Hamburger Gewohn⸗ 
heiten! Dazu gehört zum Beiſpiel der Genuß der verhältnismäßig 
teuren Rundſtücke, die gar nicht nach Gewicht verkauft werden, die 
in der Preisliſte der „Produktion“ überhaupt nicht figurieren und 
einen großen Teil des Brotkonſums ausmachen. Ferner genügt zur 
Gewichtsermittlung nicht die Kenntnis des nominellen Gewichts, das 


1 Vielleicht erklären fie ſich mit daraus, daß die Kinder unter 14 Jahren 
halb gerechnet ſind. Nach den Bedarfseinheiten von Zuntz berechnet ſich ihr 
Konſum (Kalorien) für die Geſamtbevölkerung — ſiehe Eltzbacher S. 24 — auf 
57% des Konfums der Erwachſenen, ihr Eiweißkonſum (für die Kinder unter 
18 Jahren nach Eltzbacher, S. 32) auf 69% des Konſums eines Erwachſenen. 

2 S. 79. 

8 Daß fie weſentlich höher fein müßte als bei den Mannheimer Arbeitern, 
tidftiger, daß fie bei letzteren niedriger fein müßte, ergibt ſich ſchon daraus, daß 
die Hamburger Volksſchullehrer durchſchnittlich ein Einkommen von 3327 Mk. hatten. 

Schmollers Jahrbuch XLI 2. 11 
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ein höheres ift als das zur Zeit des Konſums, das den Nährwert⸗ 
angaben zugrunde liegt. Endlich haben die Lehrerhaushaltungen in 
die Rubrik Brot auch Ausgaben für die viel teureren Backwaren 
eingetragen, fo daß die Divifion ſelbſt eines richtigen Brotdurch⸗ 
ſchnittspreiſes in die als Geſamtbrotausgabe erſcheinende Summe 
ein viel zu hohes Brotgewicht ergeben muß. Das Brot gehört aber 
zu den Haupteiweißlieferanten. Ein zu hohes Brotgewicht muß alſo 
auch eine zu hohe Eiweißkopfquote ergeben. Die Brotrubrik iſt aber 
nicht die einzige Fehlerquelle der Eiweißkopfquote: „Die Fleiſch⸗ 
menge wurde aus dem Geſamtaufwand und dem Durchſchnittspreis 
für 1 kg ermittelt; eine Differenzierung in einzelne Sorten fiel 
hier aus 1.“ Wie iſt es bei folder Methode möglich, ein richtiges 
Quantum zu berechnen?! Ferner: „Das Verhältnis der Nährwerte 
im Mehl iſt faſt identiſch mit dem der übrigen trockenen ſtärkehaltigen 
Nahrungsmittel; deshalb wurde Mehl mit Sago, Reis uſw. zu einer 
Gruppe vereinigt.“ Nun hat Weizenmehl 8,8 / reſorbierbares Eiweiß, 
Sago aber nur 1,5% , Reis 5,9 %%, Maizena 0,8 Vo. 

Bei ſolchem Verfahren iſt die Eiweißkopfquote nur eine ganz 
ungefähre — und ſicher viel zu hohe — Größe. 

Auch auf anderen Gebieten zeigen die Haushaltungsrechnungen 
der Hamburger Volksſchullehrer, die angeblich den Konſum nach 
Gewicht ausweiſen ſollen, gerade in dieſer Beziehung große Fehler⸗ 
quellen; zum Beiſpiel iſt der in den Haushaltungsbüchern größten⸗ 
teils in Liter angegebene Kartoffelkonſum erſt — im Verhältnis 
3: 2 — in Kilogramm übertragen. 

Wir haben abſichtlich ſo lange bei dieſem Gegenſtande verweilt: 
wenn ſchon in den aufgeklärten und intereſſierten Kreiſen der Ham⸗ 
burger Volksſchullehrer ein angeblich nach Gewichtsmengen ermittelter 
Konſum ſo ausſieht, dann kann man ſich ein Bild davon machen, 
welchen Wert der angeblich nach Gewicht ermittelte Konſum weniger 
hochſtehender Kreiſe haben mag. Bei der Reichserhebung von 1907 
figurieren ja auch 150 Arbeiterfamilien und 60 Beamten⸗ und 
Lehrerfamilien mit dem „Verbrauch der hauptſächlichſten Nahrungs⸗ 
mittel nach der Menge“. Lieſt man aber den Text zu dieſen Ta⸗ 
bellen, dann gewinnt man den Eindruck, daß auch hier mehr gerechnet 
als gewogen worden iſt. Die Erfahrung lehrt eben, daß über einen 
längeren Zeitraum fic) erſtreckende Gewichtsanſchreibungen bzw. ⸗Feſt⸗ 


1 Dieſe Mitteilung ſteht allerdings mit der Berechnung S. 47 in 
Widerſpruch. 
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ſtellungen von den Hausfrauen nicht zu erreichen ſind. Bei auf 
längere Zeiträume ſich erſtreckenden Erhebungen iſt es daher richtiger, 
auf Gewichtsanſchreibungen zu verzichten und dadurch eine größere 
Beteiligung zu erzielen; gibt doch eine große Zahl von nach Aus⸗ 
gabenſummen geführten Haushaltungsrechnungen ein zuverläſſigeres 
Bild als wenige unregelmäßig dem Gewicht nach geführte. Die Haupt⸗ 
ſache iſt in erſterem Falle eine genaue Ermittlung des Verhältniſſes, 
in dem die verſchiedenen Nahrungsmittel von den Kreiſen verzehrt 
werden, welche die Anſchreibungen gemacht haben, und eine peinliche 
Sorgfalt bei Feſtſtellung von Durchſchnittspreiſen, durch die aus den 
Ausgaben ſummen das Gewicht errechnet wird. Beide Vorausſetzungen 
find bei unſerer Ergründung des Konſums der 179 Hamburger 
Haushaltungen in denkbar weiteſtem Maße erfüllt worden. Die Re⸗ 
ſultate unſerer Unterſuchungen geben daher ein zuverläſſigeres Bild 
der Wirklichkeit als der angeblich von vornherein dem Gewicht nach 
konſtatierte Konſum kleiner Konſumentenkreiſe. 

An der Nährwertberechnung der Lehrerhaushaltungen ſind nur 
12 Haushaltungen beteiligt. Ihre Kinderzahl iſt etwas größer als 
im Reichsdurchſchnitt, dafür aber auch das Verhältnis der männ⸗ 
lichen Erwachſenen größer. Die durchſchnittliche Eiweißkopfquote 
— von der wir gezeigt haben, daß ſie zu hoch ausfallen muß — 
berechnet ſich! auf 80,2 g, das find 25,2% mehr als unſere Reichs⸗ 
parität von 64,2 g. Dieſer Unterſchied iſt an ſich nicht einmal 
verwunderlich, denn die Lehrerhaushaltungen haben mit einem Durch» 
ſchnittseinkommen von 3327 Mk. gegen nur 2169 Mk. Durchſchnitts⸗ 
einkommen der Hamburger Haushaltungen ein um 53% höheres 
Einkommen ?. Ich weiß nicht, ob die Umrechnung der Eiweißdurch⸗ 
ſchnittskopfquote in Kopfquote eines Erwachſenen nach der gleichen 
Methode erfolgt iſt wie bei den Mannheimer Fabrikarbeitern. Daß 
ſie mit 99,6 g zu hoch iſt, haben wir ſchon gezeigt, auch daß ſie 
höher ſein wird als bei den Hamburger Haushaltungen. Sicher aber 
iſt ſie weſentlich höher als bei den Mannheimer Arbeitern. Und nun 
ſollen dieſe eine Eiweißkopfquote von 136 g gehabt haben, eine um 
37% höhere Kopſquote als die bereits überhöhte der Hamburger 
Lehrer?! Die Überzeugung von der Unrichtigkeit dieſer abnorm 
hohen Zahl weckt natürlich auch das Mißtrauen gegenüber abnorm 


Nach S. 75. 
2 Das ſich auch darin geltend macht, daß fie faſt noch einmal ſoviel Rind- 


fleiſch wie Schweinefleiſch konſumieren (S. 51). 115 
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niedrige Kopfquoten. Und wenn es ſich um nur wenige oder gar 
nur eine einzige Familie handelt, wie bei der Familie des Schwarz⸗ 
wälder Uhrenfabrikarbeiters mit einer Eiweißkopfquote von nur 
0,600 g pro Kilogramm Körpergewicht, werden die Zahlen als 
Maßſtab ganz ungeeignet. 


3. Zur Frage des Eiweißminimums 


Daß fic) eine zeitlang mit ganz geringem Eiweißkonſunt 
auskommen läßt, unterliegt keinem Zweifel. Diesbezügliche Verſuche 
beſagen aber nichts für den dauernden Minimalbedarf — am 
wenigſten für den dauernden Minimalbedarf größerer Volkskreiſe. Der 
bekannte däniſche Phyſiologe Dr. Hindhede hat bei zwei erwachſenen 
männlichen Kopfarbeitern, bei ausſchließlichem Pflanzeneiweiß ein 
Eiweißminimum von 16 bzw. 22 g netto pro Tag und Kopf ge⸗ 
funden. Verſuche, bei denen der eine, ein Mann von 73,3 kg Gewicht, 
in 178 Tagen 6 kg an Gewicht verlor, „was er übrigens immer 
im Frühling tut, wo er, der Gärtner von Profeſſion iſt, in ſeiner 
Freiheit Gartenarbeit ausführt“, und bei denen der andere (er ſelbſt), 
ein Mann von 70,7 kg Gewicht, in 88 Tagen 2 kg an Gewicht 
verlor . Außerdem hat er aber auch an ſich und anderen Eiweiß⸗ 
konſumverſuche gemacht?, die keine Minimumverſuche waren?. Wir 
geben die Reſultate nachſtehend wieder. „Die Zahlen geben die 
Ausgabe per Einheit (erwachſener Mann) und pro Tag an. Die 
Preiſe ſind verrechnet nach deutſchen Preiſen vor dem Kriege“ (1913). 
Da es ſich um däniſche Männer handelt, die ja ziemlich groß find, 
ſo dürfte ihr Gewicht über 70 kg betragen. Auch bei Hindhedes 
Verſuchen ſcheint es ſich aber — wenigſtens ſeinen Koſtenangaben 
nach zu urteilen — um Bruttogewichtszahlen zu handeln, ſo daß 
ſeine Eiweißkopfquoten mit denen unſerer Haushaltungen nicht ohne 
weiteres verglichen werden können, um ſo weniger, als bei ihm 
Kartoffel⸗ und Milchkonſum eine große Rolle ſpielen“, Nahrungs⸗ 
. mittel, bei denen unſere Nährwerttabelle eine beſonders große Diffe⸗ 
renz zwiſchen Brutto⸗ und Nettogewicht aufweiſt. Wenn ſeine Ge⸗ 
wichtszahlen Nettogewichtszahlen ſind, beträgt die Eiweißkopfquote 
bei ihm ſelbſt, von dem wir das Körpergewicht kennen (70,7 kg), 
im Durchſchnitt der beiden Verſuchsperioden (La und Ib) 0,990 g 
pro Kilogramm Körpergewicht. 


— — 


1 Berliner kliniſche Wochenſchrift Nr. 17 vom 24. April 1916. 
3 Ebenda Nr. 19 v. 8. Mai 1916. 8 Ebenda. Siehe B. k. W. S. 505. 
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Tabelle 22 
Gramm RR Ausgabe 
Eiweiß Fett Kohlehydrate ene Pf. 
Häusler 87 124 530 3684 63,4 
Tiſch ler 76 72 301 2216 80,1 
Maſchinen arbeiter 113 153 475 3819 147,4 
Schumann. ..... 9 100 555 3581 64,6 
Kopfarbeiter 
Lal Dindbede in zwei { 72,1 86,3 423,0 2835 63,0 
I bf verfdied. Monaten 67,9 117,2 365,2 2867 74,0 
II (Zahnarzt) 789 122,0 344,2 2868 151,0 
III (Staatöbeamter) . . 1048 156,5 427,9 3639 181,0 


Hindhede führt auch die Eiweißminimumverſuche des amerifa- 
niſchen Profeſſors Chittenden an!, die im Winter 1903/04 fünf 
bis acht Monate dauerten und beim beſten Wohlbefinden der Betref⸗ 
fenden, auf 70 kg (Schlußgewicht) berechnet, einen durchſchnittlichen 


Eiweißkonſum ergaben von: Durchſchnittl. 
Gewichtsverluſt 

bei 3 Profeſſoren 44,6 g pro Kopf und Tag 1,4 kg 

„ 8 Studenten 55,9 g ⸗ 2 2 4,7 kg 


„11 Soldaten 559g - = «= -s 0,9 kg 


4. Die Veränderlichkeit des volksdurchſchnittlichen 

Eiweißbedarfes im Laufe der Zeit. Die Veränder⸗ 

lichkeit der Anſichten über den Nährwert von Nah- 

rungs mitteln. Fehlbeträge von Eiweißnahrung 
nach Haushaltungsbudgets 


Wir haben uns oben zu Vergleichszwecken des mittleren Ge⸗ 
wichtes ganzer Bevölkerungsſchichten von 45 kg pro Kopf bedient. 
Ob dieſe Zahl richtig iſt, können wir im Augenblick nicht nachprüfen. 
Es erſcheint uns aber fraglich, ob die gleiche Kalorienzahl pro Kilo⸗ 
gramm Körpergewicht nicht eine ganz andere Bedeutung für die 
erwachſene Bevölkerung hat — namentlich für die erwachſene männ⸗ 
liche Bevölkerung —, die durchſchnittlich als leicht bis mittelſchwer 
arbeitende anzuſehen ſein dürfte, als für die Geſamtbevölkerung, bei 
der die Kinder unter 14 Jahren ein Drittel der Kopfzahl ausmachen, 
bei der alſo von einem großen Teil eigentliche Arbeit nicht geleiſtet 
wird. Dann aber auch dürfte das mittlere Gewicht eines größeren 
Bevölkerungskreiſes bzw. eines ganzen Volkes keine konſtante Größe 
ſein. Es ſei nur daran erinnert, daß zu den vielen Veränderungen, 


— — 


1 Berl. klin. Wochenſchr. Nr. 17, S. 447. 
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die gelegentlich des 50 jährigen Regierungsjubiläums der Königin 
Viktoria von England von ihrer Regierungszeit konſtatiert wurden, 
auch die gehörte, daß innerhalb derſelben die Bevölkerung Englands 
um durchſchnittlich 2 Zoll gewachſen ſei. Eine ähnliche Erſcheinung 
haben wir durch den zunehmenden Sport und ähnliches auch bei der 
deutſchen Bevölkerung. Ferner findet durch Rückgang der Geburten 
einerſeits und Rückgang der Sterblichkeit anderſeits eine Veränderung 
im Altersaufbau der Bevölkerung ſtatt, die bewirkt, daß mit der 
Zeit die älteren Jahrgänge derſelben ſtärker beſetzt werden. Dadurch 
muß ſich auch das mittlere Gewicht der Geſamtbevölkerung erhöhen. 
Wenn es früher 45 kg betragen hat, kann es heute vielleicht ſchon 
50 kg betragen. Wenn das der Fall wäre, würden ſich die Eiweiß: 
und Kalorienkopfquoten pro Kilogramm des Körpergewichts der 
Geſamtbevölkerung entſprechend ermäßigen. 

Man ſieht, die Frage des Eiweißminimums ganzer Bevölkerungs⸗ 
ſchichten iſt keine rein phyſiologiſche, ſondern zum Teil eine rein 
rechneriſch⸗ ftatiftifde. Wenn zum Beiſpiel nach Schumburg die 
meiſten Menſchen in Deutſchland und Amerika bei einem Körper⸗ 
gewicht von 70 kg bei mittlerer Arbeit mit 70 g verdaulichem Eiweiß 
auskommen, ſo würde, wenn der Eiweißbedarf aller Altersklaſſen 
der gleiche wäre, alſo auf 1 kg Volksgewicht 1 g Eiweiß erfordert 
würde, die Reichsparität der Hamburger Haushaltungen von 64,2 g 
bei einem mittleren Bevölkerungsgewicht von 45 kg 43 % , bei einem 
mittleren Bevölkerungsgewicht von 50 kg aber nur 28% fiber dem 
Bedarf liegen. Nun iſt aber der Eiweißbedarf der verſchiedenen 
Altersklaſſen nach Anſicht bedeutender Phyſiologen kein gleichmäßiger. 
Eltzbacher! ſetzt ihn in Anlehnung an König und andere für 1 kg 
Körpergewicht bis zum 6. Jahre auf 3-3 g“, vom 7. bis zum 
12. Jahre auf 2— 2½ g, vom 13. bis zum 18. Jahre auf 1/—1 / g 
und über 18 Jahre mit 1¼ g an. Angeſichts dieſer, mit dem zu⸗ 
nehmenden Alter ſchnell ſinkenden Gewichtsquote muß — wenn wir 
von der Säuglings- und Kinderſterblichkeit abſehen — ein ſtarker 
Geburtenrückgang auch einen entſprechend ſtarken Einfluß auf die 
Höhe der durchſchnittlichen Eiweißkopfquote ausüben, weil er zunächſt 
den Prozentſatz der ſtarken Eiweißkonſumenten in der Geſamt⸗ 


1 S. 81. 

2 Für den Säugling fordert König bei Bruſtnahrung 2,6 g, bei aus: 
ſchließlicher Ernährung mit Kuhmilch aber 4,6 g; auch der Umfang der natür⸗ 
lichen Säuglingsernährung beeinflußt alſo den Durchſchnittseiweißbedarf des 
Volkes. 
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bevölkerung vermindert. Da er aber anderſeits — namentlich in 
Verbindung mit einem Rückgang der Sterblichkeit der Erwachſenen — 
eine Zunahme des mittleren Körpergewichts der Geſamtbevölkerung 
bewirkt, wird möglicherweiſe die erſtere Wirkung durch die letztere 
ausgeglichen. So iſt alſo die Höhe der durchſchnittlichen Eiweiß⸗ 
kopfquote der Geſamtbevölkerung eine Frage, die von Zeit zu Zeit 
an Hand des jeweiligen Altersaufbaues, der jeweiligen Zuſammen⸗ 
ſetzung der erwachſenen Bevölkerung aus männlichen und weiblichen 
Perſonen und des jeweiligen Durchſchnittsgewichtes der verſchiedenen 
Altersklaſſen durch Berechnung neu gelöſt werden muß, auch wenn 
der Eiweißbedarf eines Erwachſenen von beſtimmtem Gewicht und 
der verſchiedenen Altersklaſſen zweifellos feſtſteht, was noch keines⸗ 
wegs der Fall iſt. Die Frage wird noch komplizierter durch die 
Ungleichheit des Wertes des Eiweißes verſchiedener Nahrungsmittel. 
Prof. Max Rubner, Deutſchlands anerkannteſte Autorität auf dieſem 
Gebiet, behauptet neuerdings, daß das Broteiweiß einen dreimal 
geringeren Wert habe als das Fleiſcheiweiß; Dr. Hindhede, Däne⸗ 
marks größte Autorität auf demſelben Gebiet, beſtreitet die Richtigkeit 
dieſer Behauptung !. Die Eiweißweisheit iſt alſo noch nicht auf 
ihrer Höhe. Aber auch auf anderen Gebieten der Nährwertfrage 
entſtehen noch neue Fragezeichen. So machte Rubner in einer Sitzung 
der Berliner Akademie der Wiſſenſchaften vom Januar 1916 Mit⸗ 
teilungen über die Ergebniſſe neuerer Unterſuchungen über den Gehalt 
pflanzlicher Nahrungsmittel, deren Zellmembranen bisher weder der 
Menge nach, noch in ihrer chemiſchen Zufammenſetzung bekannt ſeien 
— und die ſich auf das Brotgetreide, die Wurzelgemüſe, Blattgemüſe 
und Obſtarten erſtreckten —, die darin gipfelten: die Menge der Zell⸗ 
membranen in vielen Vegetabilien ſei ſo bedeutend, daß die üblichen 
Angaben über deren Gehalt an ſtickſtoffreien Nährſtoffen nicht mehr 
berechtigt erſchienen. Vielleicht ändern ſich eines Tages auch die An⸗ 
ſichten bezüglich des Eiweißminimums. Damit ſoll nicht etwa geſagt 
ſein, daß nicht ein gewiſſes Minimum an Eiweißnahrung unbedingt 
erforderlich und ſchon die Annäherung an dasſelbe geſundheitlich höchſt 
ſchädlich ſei; das ſind Dinge, die einwandfrei feſtſtehen. Was aber 
durchaus nicht feſtſteht, iſt der Eiweißbedarf pro Kopf einer ganzen 
Bevölkerung. Auch noch der Bedarf einer ganzen Familie iſt nach 
Altersaufbau, Beruf, Lebensweiſe uſw. immer nod ſo verſchieden, 


1 M. Hindhede, „Die Ernährungsfrage“, Berliner kliniſche Woden: 
ſchrift Nr. 17 vom 24. April 1916, S. 446 und Nr. 18 vom 1. Mai 1916, 
S. 475. 
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daß es gewagt erſcheint, einen für alle Familien gültigen Bedarf 
aufzuſtellen und, wie das häufig geſchieht, mit dieſem den noch dazu 
häufig auf recht unſicherer Baſis ermittelten Konſum einer beſtimmten 
Familie zu vergleichen und nun zu konſtatieren: es fehle ihr ſo und 
jo viel an der bekannten Mindeſtforderung oder Norm des Phyfio- 
logen A. oder B., wie es zum Beiſpiel Heinr. Feuerſtein bei jeder 
einzelnen Familie der oben erwähnten Uhrenfabrikarbeiter des badi⸗ 
ſchen Schwarzwaldes ſehr überſichtlich getan! und dabei, nebenbei 
bemerkt, viel größere Fehlbeträge konſtatiert hat, als ein Vergleich 
mit den jetzigen Forderungen unſerer Autoritäten ergibt“. 


5. Die Eiweißforderung einft und jetzt. Der Eiweiß ⸗ 

fonfum der Bevölkerung mit „Anterdurchſchnitts⸗ 

konſum“. Der Eiweißbedarf verſchiedener Alters 

klaſſen, der ſtädtiſchen und der ländlichen Be⸗ 
völkerung 


Rückſchauend ſehen wir, daß die Anſprüche an verdaulichem 
Eiweiß für Menſchen von 70 kg Körpergewicht mit der Zeit von 
106 g (Voit) auf 70 g (Schumburg) zurückgegangen ſind, alſo auf 
1 g pro Kilogramm Körpergewicht des Erwachſenen. Bei den oben 
angeführten elf Verſuchsreihen des Prof. Lichtwitz, in denen es ſich 
um männliche Erwachſene handelt, beträgt der Durchſchnitt für 70 kg 
Körpergewicht 62,4 g. Da ſelbſt bei den unteren Einkommens⸗ 
klaſſen — denen mit Unterdurchſchnittskonſum — der Eiweißkonſum 
bei uns ſich um 50 g pro Kopf und Tag herum bewegt, bei einem 
Durchſchnittsgewicht von 45 kg“, ſo dürfte deren Eiweißbedarf ſelbſt 
dann gedeckt ſein, wenn König und andere recht damit haben, daß 


1 Heinrich Feuerſtein, Lohn und Haushalt der Whrenfabrifarbeiter 
des badiſchen Schwarzwaldes. Karlsruhe 1905. 

2 Ebenſo F. Wörishoffer in „Die ſoziale Lage der Fabrikarbeiter in 
Mannheim“, eine Unterſuchung vom Jahre 1890, bei der ſich ergibt, daß von 
12 ſtädtiſchen Arbeiterfamilien nur zwei und von 16 auf dem Lande wohnenden 
gar nur eine den „Bedarf für gute Ernährung“ von 120 g Eiweiß für den 
Erwachſenen erreichen, den Fettbedarf von 90 g aber überhaupt nur eine der 
28 Familien. 

3 Nach Chittenden wäre, wie wir geſehen haben, mit weniger als 60 g, 
nach Hindhede mit noch weniger auszukommen. 

4 Wir geben hier nur das von Rubner und anderen für die Geſamt⸗ 
bevölkerung angenommene Durchſchnittsgewicht wieder, ohne eine Verantwortung 
für die Richtigkeit dieſer Annahme zu übernehmen. 
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der Eiweißbedarf der jüngeren Altersklaſſen größer als derjenige der 
Erwachſenen iſt. 

Im übrigen ſehen wir an den oben angeführten Verſuchen, daß 
es mit dem durchſchnittlichen Bedarf eine eigene Sache iſt. Bei den 
amerikaniſchen Profeſſoren iſt er bei gleichem Gewicht reichlich 20 % 
niedriger als bei ihren Studenten und den Soldaten. Wenn er mit 
dem Alter abnimmt, muß er mit dem Rückgang der Sterblichkeit 
bzw. der ſtärkeren Beſetzung der höheren Altersklaſſen für die Ge⸗ 
ſamtbevölkerung zurückgehen. Nach unſerer Aufſtellung in Abſchnitt VIII 
iſt die Bevölkerung mit Unterdurchſchnittskonſum in Deutſchland zu 
mindeſtens 55% ländliche Bevölkerung, in der durch Landflucht der 
jugendkräftigſten Altersklaſſen die höheren Altersklaſſen viel ſtärker 
beſetzt ſind als bei der ſtädtiſchen Bevölkerung. Das iſt aber wohl 
nicht der Hauptgrund, aus dem die ländliche Bevölkerung mit ge⸗ 
ringerem Eiweißkonſum auskommt. Die ſtädtiſche Bevölkerung hat 
im Vergleich zur ländlichen namentlich deswegen einen größeren 
Eiweißbedarf, weil die ſtädtiſchen Erwerbstätigen zu einem größeren 
Teil als die ländlichen Mangel an Bewegung haben. Da müßten 
ſie, um ihren Eiweißbedarf aus Brot, Kartoffeln und Gemüfe zu 
decken, ſolche Mengen davon vertilgen, daß ihr Magen ſie bei ihrer 
geringen Bewegung gar nicht verdauen könnte. Das iſt ſelbſt bei 
ſtädtiſchen Arbeitern — im Vergleich zu den Landarbeitern — 
noch viel der Fall, zum Beiſpiel bei Schneidern, Schuſtern, Setzern. 
So kommt der Städter und ſelbſt der ſtädtiſche Arbeiter zu einem 
größeren Konſum tieriſcher Nahrung nicht ſowohl, weil er einen 
größeren Eiweißbedarf hat, als vielmehr, weil er nicht nicht ſoviel 
Kohlehydrate verdauen kann wie der Landarbeiter und der Schwer⸗ 
arbeiter überhaupt. Und weil er ſeinen Magen nicht ſo füllen kann 
wie letzterer, würde er bald nach der Mahlzeit wieder hungrig 
werden, wenn er nicht zu den übrigen Speiſen auch ein Stückchen 
Fleiſch verzehrte, das erſtere mit letzterem zuſammen länger im Magen 
feſthielte!. Der höhere Fleiſchkonſum der Städte im Vergleich zum 
Fleiſchkonſum der ländlichen Bevölkerung will alſo noch gar nicht 
ſagen, daß die ſtädtiſche Bevölkerung reichlicher genährt ſei als die 
ländliche, ebenſowenig ihr höherer Eiweißkonſum 2. 

1 Siehe „Ernährungsfragen“ von Prof. Otto Cohnheim, Phyſiologe 
am Krankenhaus Eppendorf; „Hamburger Fremdenblatt“ Nr. 275 B vom 4. Okt. 
1916, S. 11. 

2 Hindhede ſagt von dem Tiſchler vorſtehender Aufſtellung, der von 
den 80,1 Pf. feiner Nahrungsausgabe 25,9 Pf. = 32,3 %o für Fleiſch und 
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Daß die ländliche Bevölkerung nicht ſchlechter genährt ift als 
die ſtädtiſche — auch nicht die breite ländliche Bevölkerung mit Unter⸗ 
durchſchnittskonſum, richtiger Unterdurchſchnitts eiweiß konſum —, 
wird wohl zur Genüge durch die Tatſache bewieſen, daß die länd⸗ 
liche Bevölkerung einen weſentlich höheren Prozentſatz Militärtauglicher 
aufweiſt und anerkanntermaßen denjenigen Teil des Heeres liefert, 
der Strapazen und Witterungsunbilden am beſten erträgt. 

Prof. Franz Eulenburg betont in feinem Aufſatz „Die deutſche 
Volkswirtſchaft im Kriege“ !: „Die Baſis, auf der alle dieſe Berech⸗ 
nungen (eines durchſchnittlichen Eiweiß⸗ oder Kalorien bedarfes) 
ſtehen, iſt ja viel zu ſchmal. Niemand anders als Rubner ſelbſt 
hatte früher ausgeführt, daß die Annahme eines Durchſchnittskoſten⸗ 
maßes, das iſt eines Nahrungsſolls, ganz wertlos ſei“ und führt den 
Ausſpruch Rubners auf dem Internationalen Kongreß in Waſhington 
an: „Es gibt keinen einheitlichen Eiweißbedarf, es gibt kein für alle 
verbindliches Minimum an Eiweiß, und es kommt auch auf die 
Form an, in welcher das Eiweiß zugeführt wird.“ 


6. Nubners „Nationales Mittel“ und die Wirklichkeit 
a) Die Nubnerſchen Berechnungen 


Bei unſerem Rückblick auf die Entwicklung der Eiweißanſprüche 
der Autoritäten haben wir diejenigen Rubners unerwähnt gelaſſen, 
weil er neuerdings Behauptungen aufgeſtellt hat, mit denen wir, 
bei der Wichtigkeit derſelben für die Frage der Zuverläſſigkeit des 
Reſultats unſerer Unterſuchung, angeſichtsſeiner Autorität, nicht 
umhin können, uns beſonders und eingehend zu beſchäftigen. 

Durch ſeine Mitarbeit am Eltzbacherſchen Buch hatte Prof. 
Rubner ſich mit der Forderung von durchſchnittlich täglich 70 g 
verdaulichem Eiweiß für den erwachſenen Mann von 70 kg Körper⸗ 
gewicht bei mittlerer Arbeit? zum mindeſten einverſtanden erklärt. 
In einer ſpäteren Polemik — gegen Prof. Dr. Felix Hirſchfeld, 
Berlin — in der „Deutſchen Mediziniſchen Wochenſchrift““ ſagt 


8,3 Pf. = 10,4 Vo für Kaffee uſw. ausgibt und bei feinen 259 g Fleiſch weniger 
Eiweiß bekommt (im ganzen bekommt er davon 76 g) als der Schutzmann, der 
bei 41 g Fleiſch 91 g Eiweiß verzehrt: „Es iſt ein armer Tiſchler, der wahr: 
ſcheinlich hungert. Weshalb hungert er? Weil er ſo viel Geld für Fleiſch und Kaffee 
braucht, daß er nicht die Mittel hat, genug Kartoffeln und Brot zu bekommen.“ 

1 In dieſem Jahrbuch 1915, II, S. 42. 

2 Eltzbacher, S. 28. 

3 Nr. 9 vom 15. Februur 1915, S. 247. 
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Rubner aber: „Seine (Voits) Eiweißforderung war durch die Art 
der früheren Berechnung etwas zu hoch, wie ich gezeigt habe; fie ent⸗ 
ſpricht richtiger 110 g Eiweiß in der Zufuhr !. Für dieſe Art der 
Verköſtigung, die heute wahrſcheinlich ganz richtig die mittleren 
Forderungen wiedergibt, habe ich (in ‚Moderne Ernährungsfragen“) 
geſagt, daß ſie kein Eiweißminimum darſtelle, vielmehr einen mäßigen 
Überſchuß böte, den ich ſür zweckmäßig und notwendig halte.“ Rubner 
kommt dann auf einen von ihm an einem „Kriegsärztlichen Abend“ 
über „Volksernährung im Kriege“ gehaltenen Vortrag zu ſprechen, 
von dem er mitteilt: „Darunter findet ſich auch eine Angabe über 
den mittleren Nahrungskonſum der ganzen deutſchen 
Nation ‚dabei fand ſich als nationaler Konſum 
pro Kopf und Tag 89 g Eiweiß, 62 g Fett, 460 g Kohlehydrat — 
2932 Kalorien, bei einem mittleren Gewicht der Bevölkerung von 
45 kg; umgerechnet auf einen Menſchen von 70 kg, ſo findet man 
einen nationalen mittleren Verbrauch an Eiweiß für den Erwachſenen 
von 118,5 g, das heißt der frei gewählte Eiweißverbrauch iſt auf 
ein paar Gramm genau ſo hoch, wie man ihn bisher als mittleren 
Verbrauch für den Erwachſenen gefordert hatte.“ 

Ich kann mich, als Laie auf dieſem Gebiet, zur Frage des 
wünſchenswerten Umfanges des Eiweißkonſums nicht äußern, verſtehe 
aber durchaus die Freude, die ein Fachgelehrter empfindet, wenn er 
entdeckt, daß der Volkskonſum tatſächlich den Umfang hat, den er als 
Sachverſtändiger vom hygieniſchen Standpunkt aus für wünſchenswert 
oder gar unerläßlich erklärt hat. Ich möchte auch gern dieſe Freude 
teilen, bin dazu, nach den Reſultaten dieſer Unterſuchung, aber nicht 
imſtande. Bei der Wichtigkeit der Rubnerſchen Mitteilung habe ich 
natürlich den Vortrag ſelbſt ſtudiert, auf den Rubner ſich bezieht, um 
zu erfahren, wie er zu dem wichtigen Reſultat gekommen iſt, das mit 
demjenigen der vorliegenden Unterſuchung ſo gar nicht in Einklang 
ſteht. Angeſichts der großen Bedeutung der Rubnerſchen Behauptung 
für die Frage, der unſere Unterſuchung galt, wollen wir die ſich auf 
ſie beziehenden Stellen ſeines Vortrags nach der Quelle wiedergeben, 
auf die er ſelbſt ſich in der „Deutſchen Mediziniſchen Wochenſchrift“ 
bezieht 2. 

Nachdem Rubner von der Möglichkeit geſprochen hat, den Unt- 
fang des Volkskonſums von Produktion und Einfuhrüberſchuß aus zu 


1 Bei Rubner ſind dieſe Worte nicht geſperrt gedruckt. 
2 Zeitſchrift für ärztliche Fortbildung, 1914, Nr. 24 vom 15. Dez. 1914. 
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ermitteln, fährt er fort: „Ein anderer Weg ijt aber der, daß man 
in ber Tat einmal feftlegt, was denn von dem Volfe verzehrt wird, 
und wie groß der Konſum der verſchiedenen Dinge ijt. Natürlich wird 
man nicht darauf hinausgehen, das bis in das kleinſte Detail zu 
prüfen. Es intereſſiert mich nicht, wieviel Kaviar, wieviel Trüffeln 
gegeſſen worden ſind, wieviel Zwiebeln und Makkaroni. Es iſt frei⸗ 
lich ein mühſamer Weg; aber ich habe ihn betreten und habe all das 
große Material, das wir in den ſogenannten Konſumtionsrechnungen 
und Haushaltungsbudgets liegen finden, aus allen verſchiedenen Be⸗ 
rufsklaſſen zuſammen aufgerechnet und feſtgeſtellt. Ich bin dadurch 
zu einem nationalen Mittel gekommen, welches beträgt: 89 g 
Eiweiß, 62 g Fett, 460 g Kohlehydrate 2932 Kalorien pro Kopf 
und Tag. Pro Kopf bedeutet aber keinen Erwachſenen, ſondern das 
Mittelgewicht aller lebenden Perſonen — rund 45 kg. Hier ſind alſo 
Nahrungsmittel berechnet, wie fie eingekauft worden find. Rechnet 
man aus ſolchen Unterſuchungen, bei denen nur das wirklich Ver⸗ 
zehrte in Betracht gezogen wurde, ſo findet man natürlich weniger 
als Bedarf, weil die Verluſte in der Küche und bei Tiſch wegfallen, 
man kann alfo von einem phyſiologiſchen Bedarf reden. Dieſer 
iſt, auf gleiche Einheiten gerechnet: 

85 g Eiweiß, 58 g Fett, 372 g Kohlehydrate, das heißt 2417 
Kalorien pro Kopf und Tag. Die Differenz zwiſchen beiden gibt die 
durchſchnittliche Vergeudung, die bei den billigen vegetabiliſchen Nah⸗ 
rungsmitteln größer iſt als bei den teuren Animalien.“ 

Rubner hat alſo zur Ermitiluug des Volksnahrungsumfanges 
denſelben Weg eingeſchlagen wie wir, der ſogar auch noch in der 
Beziehung derſelbe iſt, daß auch er die Differenz zwiſchen Brutto⸗ 
und Nettokonſum konſtatiert hat. Um ſo bedauerlicher iſt es, daß er 
uns nicht das Material vorlegt, das er bei ſeinen Unterſuchungen 
benutzt hat, und die Rechnungen, die zu dem von ihm gefundenen 
Reſultat geführt haben; hätten ſie uns doch ermöglicht zu ſehen, 
woran es liegt, daß er bei gleicher Methode zu einem von den Re⸗ 
ſultaten unſerer Unterſuchung ſo ſehr abweichenden Ergebniſſe kommt. 

Es iſt aber nicht allzu ſchwer, die Richtigkeit der letzteren nach⸗ 
zuprüfen, denn „das große Material“, das den Rubnerſchen Berech- 
nungen zugrunde gelegen hat, iſt keines, das etwa nur ihm allein zur 
Verfügung geſtanden hätte, ſondern, wie er ſelbſt ſagt, dasjenige, „das 
wir in den ſogenannten Konſumtionsrechnungen und Haushaltungs⸗ 
budgets liegen finden“, ein Material alſo, das allen zur Verfügung 
ſteht, und ſeine Erſchließung für die Ermittlung des Umfanges des 
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Volkskonſums ift kein Privileg des phyſiologiſchen Fachmannes, ſondern 
ſteht jedem offen, der — wie Rubner richtig betont — den „freilich 
mühfamen Weg“ gehen will, „all das große Material... aus 
allen verſchiedenen Berufsklaſſen zuſammen aufzurechnen“. 

Nun iſt aber — leider — das uns in den Haushaltungsrech⸗ 
nungen zur Verfügung ſtehende „große Material“ gar nicht ſehr groß. 
Für die große Frage, die uns beſchäftigt, ſind ſelbſtredend Haus⸗ 
haltungsrechnungen einzelner Familien und ſelbſt einer kleinen An⸗ 
zahl von Familien nicht maßgebend. Vom Mittelſtand aufwärts ſind 
ſie zudem ſehr rar, von den unterſten Einkommensklaſſen faſt nicht 
vorhanden, und ſoweit ſie vorhanden ſind, iſt ihre Genauigkeit recht 
zweifelhaft. An Material, das für den geſamten deutſchen Volks⸗ 
konſum maßgebend ſein könnte, exiſtieren nur drei Serien von Haus⸗ 
haltungsrechnungen, von denen zwei aus der gleichen Quelle fließen: 
der Reichserhebnng von „Wirtſchaftsrechnungen minderbemittelter 
Familien“, das ſind die oft von uns angeführten 150 Arbeiterfamilien, 
und 60 Beamten⸗ und Lehrerfamilien, für welche die Bearbeitung der 
Reichserhebung den „Verbrauch der hauptſächlichſten Nahrungsmittel 
nach der Menge“ angibt“, bei denen aber, der angeführten Überſchrift 
nach zu urteilen, Brot und Mehl nicht zu den Hauptnahrungsmitteln 
gehören. Außer dieſen beiden Serien von Haushaltungsrechnungen 
gibt es nur noch eine Serie, die für das ganze Reich als Maßſtab 
dienen könnte. Wir werden uns gleich eingehend mit ihr beſchäftigen, 
wollen aber vorher noch bemerken, daß die in vielen Beziehungen ſehr 
lehrreichen Zuſammenſtellungen der Bearbeitung der Reichserhebung 
von 1907, wie zum Beiſpiel diejenige nach Berufsgruppen? (gelernte 
und ungelernte Arbeiter, Arbeiter in Handel und Verkehr, Arbeiter 
ohne nähere Bezeichnung, Privatangeſtellte, Lehrer, Mittlere Beamte und 
Unterbeamte), von denen für alle Nahrungsmittelgruppen die Durch⸗ 
ſchnittsausgabe angegeben iſt, deswegen (ſo wenig wie die Geſamt⸗ 
heit der 852 Haushaltungen der Reichserhebung) nicht zur Auf⸗ 
klärung über den Volkskonſum herangezogen werden können, weil wir 
keine für das ganze Reich gültigen Durchſchnittspreiſe beſitzen, nach 
denen die Nahrungsmittelausgaben in Nahrungsmengen umgerechnet 
werden könnten. Sollte Rubner ſie dennoch in dieſer Weiſe verwertet 
haben, ſo wären die auf dieſem Wege gewonnenen Reſultate ganz 
unzuverläſſig. 

2. Sonderheft zum Reichs⸗ Arbeitsblatt 1909, S. 197 u. 201. 

. 
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b) Ihre Nachprüfung an der Hand der Haushaltungsrechnungen 
großer Konſumentenkreiſe 

Die zuverläſſigſten Haushaltungsrechnungen, die wir neben denen 
der 179 Hamburger Haushaltungsrechnungen der Reichserhebung be⸗ 
figen !, vielleicht die zuverläſſigſten, die überhaupt exiſtieren und zus 
gleich die am ſorgfältigſten und vielfältigſten bearbeiteten, ſind die 
ſich auf das der Reichserhebung vom Jahre 1907 folgende Jahr 
beziehenden, berühmt gewordenen „320 Haushaltungsrechnungen von 
Metallarbeitern“ ?. Beim Vergleich des Konſums dieſer 320 deutſchen 
Metallarbeiterfamilien, der für die Hauptnahrungsmittel der Menge 
nach ebenfalls ſorgfältigſt berechnet worden ift?, mit dem Konſum anderer 
Kreiſe wäre vielleicht zu berückſichtigen, daß erſtere zu 51,7% aus 
Kindern unter 15 Jahren beſtehen, während dieſer Prozentſatz bei 
den 179 Hamburger Haushaltungen nur 45,1%, bei den 852 Haus⸗ 
haltungen der Reichserhebung von 1907 nur 49,3% und bei der 
ganzen Reichsbevölkerung im Jahre 1900 nur 34,8% betrug. Da 
aber für die 150 Arbeiterhaushaltungen und die 60 Beamten⸗ und 
Lehrerhaushaltungen, die wir zum Vergleich mit heranziehen, in der 
Bearbeitung der Reichserhebung keine Kinderzahl angegeben iſt — 
weder im Tabellenwerk noch im Text —, ſo wollen wir in der 
folgenden Tabelle von einer rechnungsmäßigen Berückſichtigung des 
Unterſchiedes im Prozentſatz der Kinder abſehen, der überdies zu 
gering iſt, um ins Gewicht zu fallen, wenigſtens was den Vergleich 
mit den Hamburger Haushaltungen und wohl erſt recht, was den 
Vergleich mit den 150 und 60 Arbeiter⸗ und Beamtenhaushaltungen 
anbelangt, deren Kinderzahl ſich eher derjenigen der 852 Haushaltungen 
der Geſamterhebung von 1907 nähern dürfte, da ſie ſich, ebenſo wie die 
Metallarbeiterfamilien, übers ganze Reich verteilen. 

Was für unſeren Vergleich. außerordentlich ins Gewicht fällt, iſt 
die Tatſache, daß die Metallarbeiter die beſtbezahlte Arbeiterkategorie 
ſind. Es iſt bekannt, daß ſie ſich durchſchnittlich beſſer ſtehen als die 
große Maſſe der kleinen Selbſtändigen. Das hängt damit zuſammen, 


1 Vgl. was Verfaſſer über die beſondere Zuverläſſigkeit der 179 Haus⸗ 
haltungsrechnungen im Vergleich zu den übrigen der Reidserhebung vom Jahre 
1907 in „Koſten der Lebenshaltung“ S. 263—265 ausgeführt hat. 

2 Bearbeitet und herausgegeben vom Vorſtand des Deutſchen Metallarbeiter⸗ 
Verbandes. Stuttgart 1909. 

8 Bgl. die ſehr intereſſanten Ausführungen darüber in der Bearbeitung 
ſelbſt, S. 75 ff., und die ganz vorzügliche Art der Ermittlung der Durchſchnitts⸗ 
preiſe durch die Haushaltungsrechnungen ſelbſt, S. 15. 
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daß der Beruf beſondere Intelligenz erfordert, und dieſe wiederum 
war ganz beſonders ſtark vertreten unter den 320 Haushaltungs⸗ 
vorſtänden der Erhebung des Metallarbeiterverbandes. Die Bear⸗ 
beitung ſagt !: „Bekanntlich haben alle derartigen Erhebungen dar⸗ 
unter zu leiden, daß ſie nur mit Hilfe der befähigteren, intelligenteren 
Köpfe ausgeführt werden können, denn zur gewiſſenhaften Durch⸗ 
führung der Aufzeichnungen gehört vor allem eine beſtimmte Einſicht 
in die Bedeutung des Zweckes und ein Verſtändnis für die volks⸗ 
wirtſchaftlichen Zuſammenhänge und das Allgemeinwohl... Unſerem 
Grundſatz gemäß, nur möglichſt zuverläſſige Aufſtellungen zu liefern, 
haben wir für die Auswahl der Liſtenführer zur Bedingung gemacht, 
daß nur ganz zuverläſſige Perſonen in Frage kommen können, damit 
man von vornherein überzeugt ſein kann, daß das gewonnene Material 
auch wirklich brauchbar iſt.“ 

Die Überdurchſchnittsintelligenz der 320 Metallarbeiter der Er⸗ 
hebung kommt denn auch in ihrem Einkommen deutlich zum Ausdruck: 
Noch bei 35,0% derſelben betrug es über 2000 Mk., bei 36,3% 
zwiſchen 1600 und 2000 Mk. Im wirtſchaftlich ſchlechten Jahr 1908 
hatten demnach 71,3% der Beteiligten ein Einkommen von über 
1600 Mk., davon 36,3 Yo ein Durchſchnittseinkommen von 1786 Mk., 
28,4% ein ſolches von 2202 Mk. und noch 6,6% gar ein Einkommen 
von durchſchnittlich 2734 Mk. Danach iſt nicht zu zweifeln, daß das 
Einkommen dieſer Arbeiterfamilien den Reichsdurchſchnitt der Familien⸗ 
einkommen weit übertrifft und infolgedeſſen auch ihr Konſum den reichs⸗ 
durchſchnittlichen. Letzteres iſt namentlich dadurch mit gewährleiſtet, 
daß unter ihnen — wie folgende Aufſtellung zeigt — die am ſchlechteſten 
entlohnten Kleinſtädter am ſchwächſten, die beſſer entlohnten Mittel⸗ 
ſtädter faſt dreimal ſo ſtark wie die Kleinſtädter und die am beſten 
entlohnten Großſtädter wiederum nochmal ſo ſtark vertreten ſind wie 
die Mittelſtädter: Von 42 Orten der Erhebung lebten ?: 


i der Durchſchnittliches Durchſchnittliche 
amilien Geſamteinkommen Geſamtausgabe“ 


in Rleinftadten . . 37 1634 Mt. 1577 Mk. 

„ Mittelftäbten. . 98 1712 1685 

s Großftädten . . 185 1977 1949 
320 

davon aus Hamburg“ 12 1991 1923 


Das Durchſchnittseinkommen der 320 Haushaltungen betrug 1856 Mk., 
ihre Durchſchnittsausgabe 1825 Mk., davon für Nahrungs⸗ und Genuß⸗ 


1 S. 6. 2 S. 48. 2 S. 50. . 8. 
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mittel 975 Mk. = 53,4% der Ausgaben. Die Metallarbeiter⸗ 
familien lebten danach verhältnis mäßig beſſer als die 179 Ham⸗ 
burger Haushaltungen, die bei einer Geſamteinnahme von 2169 Mk. 
eine Geſamtausgabe von 2113 Mk. hatten, davon 1034 Mk. 48,9% 
für Nahrungs- und Genußmittel. 

Wir ſehen aus dieſem Vergleich, daß die 179 Hamburger Haus⸗ 
haltungen in Einnahme und Ausgabe — bei einem niedrigeren 
Kinderprozentſatz — noch höher ſtehen als die beſtgezahlte Arbeiter⸗ 
kategorie, und zwar um 11% bzw. 16 %.. Ihre Nahrungsmittel: 
ausgabe betrug allerdings nur 6% mehr, ein Beweis dafür, daß 
die Metallarbeiter verhältnismäßig mehr hierfür ausgeben als die 
Hamburger Haushaltungen. Das Höherſtehen der letzteren, gegen⸗ 
über den erſteren beſagt um ſo mehr, als die Metallarbeiter mit einem 
Durchſchnittseinkommen von 1856 Mk. ihrerſeits bereits höher ſtehen 
als die 522 Arbeiterhaushaltungen der Reichserhebung von 1907, die 
nur ein Durchſchnittseinkommen von 1835 Mk. hatten. Und nun be⸗ 
denke man, daß letztere ſchon für eine Erhebung „Minderbemittelter“ 
viel zu viel beſſere Einkommen umfaßte. 

Die Gewichtsangabe des Nahrungsmittelkonſums der Metall⸗ 
arbeiter! erſtreckt ſich leider nicht auf alle Nahrungsmittel, aber doch 
auf die Hauptnahrungsmittel. In der folgenden Aufſtellung haben 
wir ihrem Fleiſchkonſum einen Wurſtkonſum von 8,5 kg hinzugefügt, 
da es in der Bearbeitung heißt?: „Zu dem von uns ermittelten Ver⸗ 
brauch (von Fleiſch) iſt nun allerdings noch der Wurſt⸗ und vielleicht 
auch noch ein Teil des Fettverbrauches zuzurechnen. Der Verbrauch 
von Wurſt und Fett dürſte aber nicht mehr als durchſchnittlich 
8—9 kg betragen, jo daß ſich ein ungefährer Fleiſchverbrauch von 
33 kg pro Kopf ergeben würde. Der Fleiſchverbrauch im Gaſthaus 
iſt hierbei inbegriffen, da wir bei der Verarbeitung des Materials 
die im Gaſthaus verbrauchten Summen jeweils umgelegt haben, 
ebenſo iſt der Verbrauch aus eigener Schlachtung mit eingerechnet.“ 
Letzteres kommt bei den Hamburger Haushaltungen nicht in Frage, 
wohl aber der Gaſthausverbrauch, der bei unſerer Bearbeitung fehlt. 
Der Eiweißkonſum der Metallarbeiter wird dadurch vergleichsweiſe 
erhöht. Er wird aber namentlich dadurch erhöht, daß ein Teil des 
Fettes als Fleiſch angeſchrieben iſt. Offenbar aber iſt das nach 
vorſtehender Erklärung der Bearbeitung nur das vom Schlachter 
oder ſonſt bezogene Fett, nicht aber auch die Margarine. Denn die 


— 


1 S. 76. 2 S. 76. 
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Verteilung der Nahrungsmittel ausgaben! hat eine beſondere 
Rubrik „Fette“, die dort pro Kopf mit 13,29 Mk. figurieren 
(außer 17,48 Mk. für Butter), pro Haushaltung mit 50,99 Mk. 

Aus einer anderen Stelle der Bearbeitung? geht deutlich hervor, 
daß die Rubrik Fette auch Ole umfaßt, und daß ſie die gleiche Rubrik 
iſt, die in der Reichserhebung „Schmalz, Margarine uſw.“ lautet, 
nur daß dieſe „Ole“ nicht mit einſchließt. Dieſe aber ſpielen im 
Arbeiterhaushalt — wohl des teuren Preiſes wegen, wie wir aus 
der Nährwerttabelle unſerer 179 Haushaltungen erſehen, mit nur 
„3 g pro Tag — eine fo geringe Rolle, daß wir fie unberückſichtigt 
laſſen können. Bei den 522 Arbeiterhaushaltungen (a⸗Familien) der 
Reichserhebung find für „Schmalz, Margarine uſw.“ pro Haushaltung 
durchſchnittlich 44,20 Mk. ausgegeben“. Die Ausgabe der Metall⸗ 
arbeiterfamilien von 51 Mk. iſt um 15,4% größer. Die 150 
Arbeiterhaushaltungen der Reichserhebung, für die Mengenanſchrei⸗ 
bungen ermittelt ſind, haben pro Kopf 6 kg „Schmalz uſw.“ kon⸗ 
ſumiert. Nehmen wir nun an, daß die Metallarbeiter ebenſoviel 
mehr davon konſumiert haben, als ihre Ausgabe dafür größer war 
als bei den Arbeiterfamilien der Reichserhebung, ſo kommen wir für 
ſie auf einen Fettkonſum von rund 7 kg. Mit der Butterkopfquote 
von 6,4 kg hatten die Metallarbeiter dann einen Geſamtfettkonſum 
von 13,4 kg gegen 13,5 kg bei den 150 Arbeiterfamilien der 
Reichserhebung, 14,1 kg bei den 60 Beamtenfamilien derſelben und 
20,2 kg bei den 179 Hamburger Haushaltungen“. Daß dieſe kein 
Maßſtab für den allgemeinen Fettkonſum ſind, iſt ſchon erwähnt 
worden. In dieſem Zuſammenhang iſt es intereſſant, zu ſehen, daß 
er bei den Hamburger Volksſchullehrern 18,5 kg gegen 14,1 kg bei 
den Beamten⸗ und Lehrerfamilien der Reichserhebung beträgt. Der 
Fettkonſum der Metallarbeiter liegt mit 13,4 kg wahrſcheinlich noch 
über dem reichsdurchſchnittlichen. Ihre Alkoholausgabe bzw. ihr 
Bierkonſum iſt außerdem nicht fo groß, daß man annehmen könnte, 


— ni 


1 S. 67. 2 S. 55. 
s Erhebung von Wirtſchaftsrechnungen minderbemittelter Familien uſw., 
S. 61. 

* Diefe haben aber nur eine „Ausgabe in Gaſtwirtſchaften“ von 16 Mk. 
pro Kopf, eine Ausgabe für „übrige Getränke im Hauſe“ von 5 Mk. pro Kopf, 
zuſammen nur 21 Mk., die doch nur zum Teil für Bier ausgegeben ſein können. 
Rechnet man bei den Metallarbeitern die ganze Alkoholausgabe für Bier, dann 
haben fie hierfür allein 25 Mk. ausgegeben und höchſtens 62 1 Bier konſumiert, 
immerhin weſentlich mehr als die Hamburger. 

Schnollers Jahrbuch XII 2. ; 12 
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er habe ihren Fettkonſum herabgedrückt. Da er, wie die Bearbeitung 
hervorhebt, höchſtens 62 1 pro Kopf betragen haben könnte, wenn 
man annehmen wollte, daß die ganze Alkoholausgabe für Bier erfolgt 
iſt, ſo war der wirkliche Bierkonſum zweifellos niedriger als bei den 
Arbeiterfamilien der Reichserhebung, den die Bearbeitung derſelben 
für 155 Arbeiterfamilien mit 60,7 1 pro Kopf angibt. Es trifft 
alſo auch für die Metallarbeiter zu, was wir ſchon bei den Hamburger 
Haushaltungen hervorgehoben haben, daß ſie ſich reichlicher nähren 
konnten, weil ſie weniger für alkoholiſche Getränke ausgaben, als es 
allgemein geſchieht. Beweis dafür: im Reichsdurchſchnitt entfielen 
gleichzeitig (1908) auf den Kopf der Bevölkerung 117 1 Bier (1907: 
118 1), mehr als das Doppelte des wirklichen Bierkonſums der 
Metallarbeiter. 

Aus alledem geht hervor, daß es ausgeſchloſſen iſt, daß 
der Konſum bzw. der Nährwert des Konſums der 
Reichs bevölkerung durchſchnittlich größer fein kann, 
als er im Durchſchnitt der Metallarbeiterfamilien iſt. 

In der folgenden Aufſtellung haben wir die Mengen aufgeführt, 
welche die Bearbeitung der 320 Haushaltungsrechnungen der Metall⸗ 
arbeiter pro Kopf der Haushaltungen angibt?, und haben in Klammern 
noch 3 kg Käſe hinzugefügt, was ſehr wenig iſt. Die 150 Arbeiter⸗ 
familien der Reichserhebung hatten einen Konſum von 3,8 kg. In 
unſerer Aufſtellung befindet ſich die Kolonne der 150 Arbeiterfamilien 
zwiſchen den beiden Kolonnen der 12 Hamburger Volksſchullehrer⸗ 
familien und der 60 Beamtenfamilien der Reichserhebung, deren 
Käſeverbrauch nur 2,4 kg bzw. 2,7 kg beträgt. Entſprechend dem 
gegen dieſe beiden Kategorien niedrigeren Einkommen der Metall⸗ 
arbeiter mußte ihr Käſekonſum höher angenommen werden, wenn 
auch nicht ganz ſo hoch wie derjenige der 150 Arbeiterhaushaltungen, 
die zweifellos ein niedrigeres Einkommen haben als die Metallarbeiter. 
Mit der Annahme von 3 kg werden wir alſo der Wirklichkeit ſehr 
nahe fein. Wir haben ferner Hülſenfrüchte mit 3 kg angenommen 
und Grünwaren mit 70 kg in Höhe des Grünwarenkonſums der 
Hamburger Haushaltungen. Dieſe gaben pro Kopf für Gemüſe 
6,61 Mk. aus, die Metallarbeiter allerdings nur 5,33 Mk., doch 
dürften ſie für dieſe Summe das gleiche Quantum erhalten haben 
wie die Hamburger für die höhere, weil ſie zum großen Teil in 
kleineren Plätzen leben und die Hamburger Hausfrau nicht „zu 


S. 71 2 S. 76. 
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Markte geht“, wodurch die Grünwaren im Vergleich zu anderen 
Plätzen verteuert werden. Schließlich enthalten die Grünwaren aber 
ſo wenig Eiweiß und Fett, daß ein etwa zu großes Quantum die 
Rechnung nur ganz unerheblich beeinfluſſen kann. 

Die gleichen Ergänzungen haben wir, was Hülſenfrüchte und 
Grünwaren anbelangt, auch in den Kolonnen der 150 Arbeiterfamilien 
und der 60 Beamtenfamilien gemacht und dort (ebenfalls in Klammern) 
den in der Bearbeitung der Reichserhebung bei ihnen fehlenden 
Brot: und Mehlkonſum ergänzt. Der Brotkonſum beträgt bei den 
Hamburger Haushaltungen 158 kg}, bei den Hamburger Volksſchul⸗ 
lehrern 159 kg, bei den Metallarbeitern 160 kg. Wir haben ihn 
daher in dieſer Höhe auch bei den 150 Arbeiter⸗ und den 60 Be⸗ 
amtenfamilien eingeſetzt. Der Mehl⸗ und Teigwarenkonſum beträgt 
bei den Hamburger Haushaltungen 16,5 kg?, bei den Metallarbeitern 
— wo er ſich vielleicht auf Mehl allein bezieht — 13,5 kg. Wir 
haben ihn für die 150 und 60 Haushaltungen mit 15 kg angenommen. 

Die ſo ergänzten Nahrungsmittel lieferten bei 
den 179 Hamburger Haushaltungen 97% des Eiweiß⸗ 
konſums, 98% des Fettkonſums, 97% der Kohle⸗ 
hydrate und 97% der Kalorien. Wir haben der Vergleich⸗ 
barkeit wegen in der folgenden Aufſtellung auch bei den 179 Ham⸗ 
burger Haushaltungen den Bruttokonſum derſelben — aus der 
erſten Spalte unſerer Nährwerttabelle (Tabelle 1) — eingetragen. 
In den letzten beiden Kolonnen führen wir die Nährwertprozentſätze 
auf, die wir bei Errechnung des Nährwertes des Konſums der vier 
Kategorien von Haushaltungen gleichmäßig in Anwendung ge⸗ 
bracht haben. Wir haben dieſe Prozentſätze für Eiweiß möglichſt 
hoch, für Fett möglichſt niedrig gehalten, damit beim Vergleich mit 
Rubners Kopfquoten unſere Eiweißkopfquoten als Höchſtwerte, unſere 
Fettkopfquoten als Mindeſtwerte erſcheinen. 

Außer den drei großen Serien von 150, 60 und 320 Familien, 
deren Konſum ſich der Menge nach durch Haushaltungsrechnungen 
ermitteln läßt, beſitzen wir noch Haushaltungsrechnungen einer kleinen 
Anzahl von Familien eines Platzes oder einer Gegend, aus denen 
ſich — wenn auch meiſt nur für eine geringere Anzahl von Lebens⸗ 
mitteln — ein Urteil über den Konſum dieſer engen Kreiſe gewinnen 
ließe. Namentlich ſind es drei Serien ſolcher Haushaltungsrechnungen, 


1 Siehe „Koſten der Lebenshaltung“ S. 409. 


2 Berechnet aus Anhang, Tab. I. 
12 * 
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die in der Richtung bearbeitet worden find, daß man aus ihnen den 
Jahreskonſum pro Kopf eines Erwachſenen errechnet hat. Es 
ſind das: 

1. 14 Familien von Induſtriearbeitern in der Umgegend von 

Karlsruhe }, 

2. 26 Mannheimer Fabrikarbeiter ?, 

3. 20 ungelernte oſtpreußiſche, vom Lande nach der Stadt ver⸗ 

zogene Arbeiterfamilien ®. 

Den Jahreskonſum „pro Kopf eines Erwachſenen“ der 
Familien dieſer drei Arbeiterkategorien haben wir in Tabelle III (ſiehe 
Anhang) mit aufgeführt“ und kommen nach Beſprechung der drei 
großen Serien auf ihn zurück. 

(Tabelle III, ſiehe Anhang.) 

Das Endreſultat (rechte Hälfte der Tabelle III) iſt (bei allen 
Nahrungsmitteln) ein Brutto-Konſum pro Kopf und Tag in 
Gramm bei den Haushaltungen der Familien der 

Tabelle 23 
Geſamt⸗ ee 
ausgabe 


Anzahl Nahrungs⸗ 
e der Köpfe mir 
enuß⸗] durch⸗ 
t pro kopf 
Mt. ichnittlich 


don 


Mk. eiweiß Fett 


150 Arbeiter der Reichs⸗ 


erhebunn g 62 68 
820 Metallarbeiter. . 1825 66 7 
60 Beamten u. Lehrer | 2617 68 70 
179 Hamburger. . . . 2113 69 88 


Mit der Höhe der Geſamtausgabe der Familie fteigt die Eiweiß⸗ 
fopfquote von 62 auf 69 g, die Fettkopfquote von 63 auf 88 g 
Beide Kopfquoten ſteigen aber nicht ganz im Verhältnis zur Geſamt⸗ 
ausgabe, auch nicht ganz im Verhältnis zur Nahrungsmittelausgabe 
der Familie — denn beide Kopfquoten ſind bei den 60 Beamten⸗ 


1 „Die Verhältniſſe der Induſtriearbeiter in 17 Landgemeinden bei Karlsruhe. 
Dargeſtellt von dem Großherzogl. Fabrikinſpektor Dr. Fuchs. Karlsruhe 1904. 

2 Jahresbericht der Großherzogl. Badiſchen Fabrikinſpektion f. d. Jahr 1910. 

s Hagemann, 30 Wirtſchaftsrechnungen von Kleinbauern und Land» 
arbeitern. Veröffentlichungen der Landwirtſchaftskammer für die Rheinprovinz, 
Nr. 5. Bonn 1911. 

4 Die unter 2 und 3 aufgeführten, die in den hieſigen Bibliotheken leider 
nicht aufzutreiben waren — Hamburg iſt leider noch keine Univerſitätsſtadt — 
nach Eßlen, S. 257 u. 255. 
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und Lehrerfamilien niedriger als bei den 179 Hamburger Haus⸗ 
haltungen —, wohl aber ſteigen beide mit der Höhe der Nahrungs⸗ 
mittelausgabe pro Kopf. 

Laſſen wir die Hamburger Haushaltungen wegen ihres hohen 
Fettkonſums, der mit dem Klima und der nördlichen Lage zuſammen⸗ 
hängt, außer Betracht und nehmen einſtweilen als Höchſtkonſum den⸗ 
jenigen der 60 Beamten⸗ und Lehrerfamilien als Maßſtab, der bei 
dem hohen Einkommen derſelben — beträgt doch ihre Geſamtausgabe 
durchſchnittlich ſchon 2617 Mk. — ſicherlich weſentlich über dem 
Reichsdurchſchnittskonſum liegt, und vergleichen wir ihre Eiweiß⸗ 
und Fettkopfquote mit dem „nationalen Mittel“, das Rubner „feſt⸗ 
geſtellt“ hat in Höhe von 89 g Eiweiß und 62 g Fett, ſo finden 
wir, daß die Rubnerſche Kopfquote für Eiweiß noch um 31% höher 
iſt als diejenige der 60 Beamten⸗ und Lehrerhaushaltungen, wäh⸗ 
rend feine Fettkopfquote um 11% niedriger iſt als diejenige der 
letzteren. 

Angeſichts der weit überdurchſchnittlichen Familiengeſamtausgabe 
von 2617 Mk. und der ebenfalls weit überdurchſchnittlichen Nah⸗ 
rungsmittelausgabe pro Kopf der Beamtenhaushaltungen (225 Mk.) 
wäre wohl möglich, daß ihre Fettkopfquote über dem Reichsdurchſchnitt 
läge. Ausgeſchloſſen aber iſt dann um ſo mehr, daß das 
„nationale Mittel“ der Eiweißkopfquote über deren 
Eiweißkopfquote liegt! 

Nun kann die Kopfquote im „nationalen Mittel“ allerdings 
dadurch etwas größer ſein als die Kopfquote der 60 Beamten⸗ und 
Lehrerfamilien, daß im Reichsdurchſchnitt auf die Haushaltung über⸗ 
haupt eine etwas geringere Perſonenzahl entfällt als bei letzteren. 
Dieſer Unterſchied iſt aber nur ganz minimal. Im Reichsdurchſchnitt 
entfielen auf eine Haushaltung überhaupt: im Jahre 1895: 4,64 
Köpfe, im Jahre 1900: 4,6 Köpfe, im Jahre 1910: 4,5 Köpfe !, im 
Jahre 1907, dem Erhebungsjahr der Haushaltungsrechnung alſo, 
etwa 4,55 Köpfe, während bei den 60 Beamten- und Lehrerhaus⸗ 
haltungen auf eine derſelben 4,68 Köpfe entfielen. Bei den Familien⸗ 
haushaltungen liegt dies Verhältnis aber ſchon umgekehrt. Bei 
ihnen war auch 1907 die Zahl der Köpfe mit 4,7 im Reichsdurch⸗ 
ſchnitt etwa ebenſo groß, wenn nicht größer als bei den 60 Beamten⸗ 
und Lehrerfamilien, denn es kamen auf eine Familienhaushaltung 
1905: 4,7, 1910 ebenfalls 4,7 Köpfe. Da im Vordergrunde unſeres 


1 Stat. Jahrbuch f. d. D. R. 1913, S. 7. 
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Intereſſes nicht der Geſamtvolkskonſum, ſondern der davon auf den 
einzelnen entfallende Teil ſteht, ſo kommt der auf den Kopf der 
Familienhaushaltung entfallende Konſum für uns vielleicht noch mehr 
in Betracht als der auf den Kopf der Haushaltungen überhaupt ent⸗ 
fallende. In jedem Falle aber — mag man nun das eine oder das 
andere Verhältnis als das für den Nahrungsumfang wichtigere an⸗ 
ſehen — hält ſich die Kopfzahl der Haushaltung im Reichsdurch⸗ 
ſchnitt dermaßen in der Nähe derjenigen der 60 Beamten und 
Lehrerhaushaltungen, daß aus der Kopfdifferenz der beiden Haus⸗ 
haltungskreiſe ein Unterſchied in der Höhe der Konſumkopfquoten 
nicht abgeleitet werden kann. 

Wenn das aber auch geſchehen könnte, dann wäre auch noch nicht 
erklärt, wie es möglich iſt, daß Rubner zu einer Eiweiß⸗ 
kopfquote kommt, die im „nationalen Mittel“ um 44% 
höher ift als feine Fettkopfquote (62 + 44% = 89), 
während bei allen vier Ronfumentenfreijen der vor- 
ſtehenden Aufſtellung gerade umgekehrt die Fettkopf⸗ 
quote höher iſt als die Eiweißkopfquote, und zwar wenn 
man die Hamburger Haushaltungen mit ihrem beſonders hohen Fett- 
konſum außer Betracht läßt, um etwa 3%. 

Aus den Worten des Rubnerſchen Vortrages: „Ein anderer 
Weg iſt aber der, daß man in der Tat einmal feſtlegt, was 
denn von dem Volke verzehrt wird“ geht allerdings hervor, 
daß er den Weg, den Nahrungsumfang durch den Nahrungskonſum 
zu ermitteln, gegenüber dem anderen Wege, ihn durch die Nahrungs⸗ 
produktion zu erfaſſen, für den ſichereren hält, und wahrſcheinlich 
bezieht ſich dieſe Außerung auf den Verſuch, den er ſelbſt in dieſer 
Richtung unternommen hat, als er ſich am Eltzbacherſchen Werk 
beteiligte; immerhin aber wird er als Mitarbeiter an letzterem die 
Reſultate derſelben nicht ganz unbeachtet laſſen können. Bleibt auch, 
wie wir gezeigt haben, der tatſächliche Konſum weit hinter ihnen 
zurück, ſo iſt doch ſeitens der Fachgelehrten zu viel Sorgfalt auf 
dieſes Werk verwendet worden, als daß man glauben könnte, daß 
das Konſumverhältnis der einzelnen Nährſtoffe untereinander durch 
einen anderen Weg der Ermittlung geradezu auf den Kopf geſtellt 
werden könnte, wie das der Fall wäre, wenn die Eiweißkopfquote größer 
wäre als die Fettkopfquote. Denn das Reſultat der Eltzbacherſchen 
Unterſuchung iſt eine Eiweißkopfquote von 93 g bei einer Fettkopfquote 
von 106 g. Die Fettkopfquote iſt hier alſo um 14% größer als die 
Eiweißkopfquote. Die von Ballod ermittelten Quantitäten ergeben 
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— bei Anwendung der von Eltzbacher verwendeten Nährwertprozent⸗ 
ſätze — gar eine um 29% größere Fett⸗ als Eiweißkopfquote (Eiweiß⸗ 
kopfquote: 75, Fettkopfquote: 97). Nun wäre es ja allerdings möglich, 
daß Rubner, ebenſo wie Ballod, bei ſeinen Berechnungen andere 
Nährwertprozentſätze angewandt hätte als das Eltzbacherſche Buch. 
Das iſt doch aber, angeſichts der Mitarbeiterſchaft desſelben an 
dieſem, im höchſten Grade unwahrſcheinlich. Wie erklärt ſich nach 
alledem das von Rubner in ſeinem Vortrage und in der „Zeitſchrift 
für ärztliche Fortbildung“ mitgeteilte Reſultat ſeiner Berechnungen? 

Ehe wir uns mit der Beantwortung dieſer Frage beſchäftigen, 
wollen wir noch darauf aufmerkſam machen, daß die Differenz zwiſchen 
dem Reſultat unſerer Unterſuchung und demjenigen der Rubnerſchen 
Berechnungen noch größer iſt, als aus den Eiweiß- und Fettkopf⸗ 
quoten der Tabelle III hervorgeht. Die Nährwertprozentſätze, die 
wir bei dieſer Tabelle in Anwendung gebracht haben, ſind, wie ſchon 
erwähnt, für Eiweiß möglichſt hoch, für Fett möglichſt niedrig ge⸗ 
wählt worden, und trotzdem iſt bei allen Konſumentenkreiſen die 
Fettkopfquote höher ausgefallen als die Eiweißkopfquote. Bei den 
179 Hamburger Haushaltungen beträgt der Eiweißprozentſatz, der 
ſich beim Fleiſchkonſum ergibt, wenn man die Eiweißausbeute in 
Verhältnis zum geſamten Bruttofleiſchkonſum ſetzt, 15 %o, wir haben 
ihn bei allen vier Konſumentenkreiſen — auch bei den Hamburger 
Haushaltungen — der Tabelle III mit 17% angenommen. Bei 
Eltzbacher beträgt er nur 12% 1. Der Fettprozentſatz, ebenfalls 
wenn man das „Schweineſchmalz“ unberückſichtigt läßt, beträgt bei 
ihm 34% . Bei den Hamburger Haushaltungen beträgt der Fett⸗ 
ertrag vom Bruttogewicht 17 /. Bei ihnen macht die Wurſtausgabe 
von der Geſamtfleiſchausgabe 22% aus, bei den Metallarbeitern 
aber 36 Yo. Demgegenüber erſcheint der von uns in Anwendung 
gebrachte Fettprozentſatz bei „Fleiſch“ von 20% fehr mäßig. Bei 
den 150 Arbeiter⸗ und den 60 Beamtenhaushaltungen iſt der Prozent⸗ 
ſatz der Wurſtausgabe nicht zu ermitteln, weil keine Ausgabenſummen 
angegeben find. Doch darf man aus dieſem Prozentſatz bei den 
Metallarbeitern und dem Satz von 25 %% , den er bei den 522 Arbeiter⸗ 
ſamilien der Reichserhebung ausmacht;, ſchließen, daß er auch bei 


1 S. 52: (Wenn man das „Schweineſchmalz“ fortläßt [in 1000 t] 431,6 t, 
von 3461 t. 

2 In 1000 t: 1186 von 3461 t. 

Berechnet nach „320 Haushaltungs rechnungen von Meta arbeitern“, S. 86. 
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den 150 Arbeiterfamilien derſelben größer iſt als bei den Hamburger 
Haushaltungen. 

Bei Milch haben wir nur 3 %o Fett gerechnet gegen 3,5 % bei 
Eltzbacher (und 3,3% bei Ballod) und 3,2 % Eiweiß wie Eltzbacher. 
Bei Brot haben wir ebenfalls einen ziemlich hohen Eiweiß⸗ und ziem- 
lich niedrigen Fettprozentſatz gerechnet, namentlich wenn man bedenkt, 
daß die Konſumentenkreiſe, um die es ſich handelt, vorwiegend Roggen⸗ 
brot genießen. Für dieſes und Graubrot gibt König zwiſchen 4,1 und 
4,1% Eiweiß und zwiſchen 0,4 und 0,7 %% Fett an. Wir haben 
5% Eiweiß und 0,5% Fett gerechnet. Bei Kartoffeln hat Eltz⸗ 
bacher 1,3 Yo Eiweiß und 0,1 lo Fett gerechnet. Wir haben letzteren 
Prozentſatz beibehalten, aber den für Eiweiß auf 1,5 % erhöht. Bei 
Butter haben wir nur 80 „% M Fett gerechnet ſtatt 81,2 Yo bei Fett 
90%, während Schmalz und Pflanzenbutter 95% Fettgehalt haben, 
Margarine allerdings nur 84,5—94 %. 

In Wirklichkeit iſt alſo die Spannung zwiſchen 
Eiweißkopfquote und Fettkopfquote größer als nach 
unſerer Tabelle III. Wir wollten aber der Möglichkeit Rechnung 
tragen, daß Rubner mit beſonders hohen Eiweißprozentſätzen und 
beſonders niedrigen Fettprozentſätzen gerechnet haben könnte. An den 
von ihm angewandten Nährwertprozentſätzen kann es alſo nicht liegen, 
wenn feine Eiweißkopfquote weſentlich höher iſt als feine Fettkopfquote 
und die unſrige weſentlich überſteigt. Es kann auch nicht daran liegen, 
daß eine breite Bevölkerungsſchicht etwa einen ſo großen Eiweiß⸗ und 
Fettkonſum habe, daß durch ihn der Durchſchnittskonſum weſentlich in 
die Höhe getrieben werden könnte. Abgeſehen davon, daß die Schicht 
der Wohlhabenden und Reichen nicht ſo breit iſt, daß das möglich wäre, 
iſt der Einfluß ihres Konſums auf den Volksdurchſchnittskonſum auch 
dadurch gemildert, daß er nicht im Verhältnis zu ihrem größeren 
Einkommen ſteigt. Daß dieſe Steigerung ſchon in noch ziemlich be⸗ 
ſcheidenen Einkommensverhältniſſen nachläßt, zeigt uns die Serie der 
60 Beamten⸗ und Lehrerfamilien, deren Geſamtausgabe um 43,4 % 
höher iſt als diejenige der Metallarbeiter, deren Eiweißkopfquote und 
deren Fettkopfquote aber nur um 3 °/o höher find und ſogar noch 
hinter den Kopfquoten der 179 Hamburger Haushaltungen zurück⸗ 
bleiben, obgleich die 60 Beamten⸗ und Lehrerfamilien eine um 24% 
größere Geſamtausgabe haben als ſie. Feig ſagt ſogar bezüglich der 
bei den Wohlhabenden und Reichen fraglos höheren Fleiſch⸗, Zucker⸗ 
uſw. Kopfquote: „Denn da (bei der Reichserhebung von 1907) nicht 
nur die Beſſerbemittelten, ſondern auch die ärmſten Schichten fehlen, 
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dürfte ſich der Einkommensdurchſchnitt der Erhebungshaushaltungen 
von dem der Geſamtbevölkerung kaum weit entfernen !.“ Iſt das 
richtig, dann können die reichsdurchſchnittliche Eiweißkopfquote und 
die reichsdurchſchnittliche Fettkopfquote auch nicht weſentlich ver⸗ 
ſchieden ſein von denjenigen der vorſtehend aufgeführten Serien von 
Haushaltungen, ja ſie werden ſchwerlich ſo hoch ſein können wie bei 
den beiden zuletzt aufgeführten Serien, deren Nahrungsmittelausgabe 
die durchſchnittliche Nahrungsmittelausgabe der 852 Haushaltungen 
der Reichserhebung von 1907 (1018 Mk.) überſteigt. 

Am meiſten variiert, und zwar wie es ſcheint, gelegentlich auch 
unabhängig vom Einkommen, die Fettkopfquote, während die Eiweiß⸗ 
kopfquote eine mit dem Einkommen ziemlich gleichmäßige Steigerung 
aufweiſt, wenn auch nicht im Verhältnis zur Einkommensſteigerung. 
Wir haben ſchon verſchiedentlich darauf hingewieſen, daß die Fett⸗ 
kopfquote vom Klima und der geographifchen Lage abhängig iſt. 
Das zeigt uns, außer der Serie der 179 Hamburger Haushaltungen, 
auch die kleine Serie von 20 oſtpreußiſchen, vom Lande nach der 
Stadt verzogenen ungelernten Arbeitern, deren Jahreskonſum der 
Hauptnahrungsmittel, berechnet auf den Kopf eines Erwachſenen, 
wir in Tabelle III mit aufgeführt haben. Nach ihm berechnen wir 
nachſtehend ihren Eiweiß⸗ und Fettkonſum unter Anwendung der 
Nährwertprozentſätze der gleichen Tabelle: 


Tabelle 24 


Jahres konſum 
pro Kopf eines Eiweiß 
Erwa 1 ſenen 


S VW WW 8 8 0% # #© 


27,689 
76 


36,458 

Gramm pro Kopf u. Tag eines Erwachſenen 100 
1 Johannes Feig, „Statiſtik des Arbeitslohnes und der Lebens⸗ 

haltung“, in dem Sammelwerk „Die Statiſtik in Deutſchland“ II, S. 824. 

2 Bei Eßlen (S. 255) als Getreide aufgeführt. Wenn die nunmehr 
ſtädtiſchen Arbeiter das Brot gar aus ihnen geliefertem Getreide gebacken haben 
ſollten, würde das daraus hergeſtellte Brotquantum nicht weſentlich von jenem 
abweichen. 
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Obgleich die Nahrungsmittelliſte der oſtpreußiſchen ungelernten 
Arbeiter durchaus nicht vollſtändig iſt, beträgt ihre Fettkopfquote 
— für den Erwachſenen — bereits 100 g pro Tag. Die abſolute 
Höhe dieſer Zahl intereſſiert uns zunächſt nicht ſo ſehr, um ſo 
weniger, als ſie ſich mit derjenigen unſerer bisherigen Haushaltungs⸗ 
ſerien nicht vergleichen läßt, weil ſie ſich auf eine andere Größe, die 
Nahrung „eines Erwachſenen“ bezieht. Was uns zunächſt inter⸗ 
eſſiert, iſt der Umſtand, daß auch die Fettkopfquote dieſer Serie von 
Haushaltungen größer iſt — ſogar weſentlich größer — als ihre 
Eiweißkopfquote, und zwar um 32% (100 gegen 76). Bei den Ham⸗ 
burger Haushaltungen iſt fie um 28 % größer (88 gegen 69). Es 
iſt nun intereſſant, zu ſehen, daß das Verhältnis zwiſchen Eiweiß⸗ 
und Fettkopfquote bei den beiden, unter gleichem Breitengrad 
und gleichen klimatiſchen Verhältniſſen lebenden Bevölkerungskreiſen 
— der eine in der Nähe der Oſtſee und der Maſuriſchen Seen, der 
andere in der Nähe der Nordſee und der Elbe und Alſter — das 
gleiche iſt. 

Betrachten wir nun dieſes Verhältnis bei einem mehr ſüdlich 
und in trocknerem Klima lebenden Bevölkerungskreis. In unſerer 
Tabelle III haben wir als erſte der mit dem Jahreskonſum eines Er⸗ 
wachſenen aufgeführten Serien von Haushaltungen 14 Familien von 
Induſtriearbeitern bei Karlsruhe. Wir wollen nachſtehend ihre Ei⸗ 
weiß⸗ und Fettkopfquote berechnen, und zwar zunächſt nach dem 
Jahreskonſum „eines Erwachſenen“, der ſich nach Angabe des 
Bearbeiters der Haushaltungsrechnungen jener Familien ergibt, wenn 
man deren Geſamtkonſum durch 4½ dividiert“, und zwar berechnen 
wir den Nährwert wieder unter Anwendung der Nährwertprozentſätze 
der Tabelle III. Fuchs, der den Nährwert des Konſums dieſer 
Familien ebenfalls berechnet hat, hat dies nach dem „Handbuch für 
Arbeiterwohlfahrt“? getan und dabei abſichtlich die nicht reſorbier⸗ 
baren Mengen nicht abgezogen. Die Reſultate unſerer Berechnungen, 
die ſchon deswegen mit den ſeinigen nicht vergleichbar ſind, weil wir 
uns anderer, beſtimmter Nährwertprozentſätze bedienen, ſind es dadurch 
noch weniger. Fuchs gibt an: „Im Durchſchnitt der 14 Familien iſt 
gerade der fünfte Teil des Verbrauches eigenes Erzeugnis“, führt 
darunter auch Gemüſe an, hat den Gemüſekonſum aber nicht mit 


Fuchs, Die Verhältniſſe der Landarbeiter in 17 Landgemeinden bei 
Karlsruhe. Karlsruhe 1904, S. 128. 
2 Hirſchfeld 1902, bei Fuchs, S. 130. 


749] Der Nährwert des deutſchen Volkskonſums 187 


rubriziert. Da es ſich um auf dem Lande wohnende Arbeiter 
handelt, dürfte unter dieſen Umſtänden namentlich ihr Gemüſekonſum 
mindeſtens ſo groß ſein wie bei den Hamburger Haushaltungen. 
Wir nehmen denſelben daher in gleicher Höhe an, müßten ihn pro 
Kopf eines Erwachſenen allerdings entſprechend höher anſetzen, unter⸗ 
laſſen dies jedoch wegen der Ungewißheit ſeines Umfanges und weil 
es bei dem geringen Eiweiß⸗ und Fettgehalt des Gemüſes am End⸗ 
reſultat doch nichts ändern würde. 

Wir bemerken von vornherein, daß die Anwendung von 209% 
Fett auf den „Fleiſch⸗ und Wurſtkonſum“ keineswegs als zu hoch 
angeſehen werden kann. Der Wurſtkonſum macht dem Gewichte nach 
bereits über 30 %ß des Geſamtfleiſchkonſums aus, alſo einen noch 
weſentlich höheren Prozentſatz von der — nicht mitgeteilten — Fleiſch⸗ 
ausgabe. Der Bearbeiter der Haushaltungsrechnungen bemerkt aus⸗ 
drücklich !: „Vorwiegend wirtſchaftlich nachteilig, weil verhältnis⸗ 
mäßig zu teuer bezahlt, iſt auch der manchmal hohe Verbrauch an 
Wurſt; die Familie Nr. 44. . . .. liefert dafür ein eklatantes Bei⸗ 
ſpiel; während auf den Beköſtigungstag 26 g Fleiſch entfallen, wurden 
77 g Wurſt verbraucht. Die Wurſt wurde dadurch, daß ſie unmittel⸗ 
bar genußbereit iſt, in den Arbeiterfamilien ein ſehr beliebtes Nah⸗ 
rungsmittel.“ 


Tabelle 25 


Jahreskonſum Mn 
Eiweiß Fett 


pro Kopf eines] Eiweiß Fett 
Erwachſenen 
kg 9% 970 kg kg 
Fleiſch und Wurft . . 27,4 17,0 20,0 | 4,658 | 5,480 
Mild 179,6 1 a 1,031 | 
Spez. Gewicht — 185,2 3,2 3,0 5,926 | 5,556 
SS 29 26,0 | 24,0 0,754 | 0,696 
D 7,3 11,0 10,0 0 | 0,730 
et). ee 174,1 5,0 0,5 8,705 0,871 
Mehl und Teigwaren . 25,2 9,0 0,9 2.268 | 0,227 
Hülſenfrüchte we 7,3 17,0 0,6 1,241 0,044 
Kartoffeln. . . .  . 158,0 1,5 0,1 2,370 | 0,158 
Grünwaren "OR ER (70,0) 12 0,2 0,840 | 9, 140 
E 4,7 0,7 80,0 0,033 3,760 
Fette und Speiſeöl. aa — | 90,0 — 6,930 
r 7,7 — — - — 
| 27,598 | 24,592 
Gramm pro Kopf u. Tag eines Erwachſenen 76 67 


1 S. 131. 
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Das Refultat iſt eine Eiweißkopfquote von 76 g und eine Fett⸗ 
kopfquote von 67 g. Die erſtere iſt genau ſo hoch wie bei den 
ungelernten oſtpreußiſchen Arbeiterfamilien, deren Nahrungsumfang 
allerdings weniger vollſtändig in ihrer gleich hohen Eiweißkopfquote 
enthalten iſt. Die Fettkopfquote der badiſchen Familien iſt aber 
mit 67 g um 33% niedriger als diejenige der Oſtpreußen. Dadurch 
ſinkt fie unter die Eiweißkopfquote und iſt 12% niedriger als dieſe. 
Würde man den deutſchen Volkskonſum vorwiegend 
an der Hand ſüddeutſcher Haushaltungs rechnungen 
ermitteln, dann würde es vielleicht geſchehen können, 
daß die Fettkopfquote unter die Eiweißkopfquote her⸗ 
abſänke, während, wie unſere großen, ſich über das 
ganze Reich verteilenden Konfumentenkreiſe aus— 
nahmslos beweiſen, Nord und Süd ſich dahin aus- 
gleichen, daß die Fettkopfquote im Reichs durchſchnitt 
etwas höher iſt als die Eiweißkopfquote. 

Der Bearbeiter der 14 Karlsruher Haushaltungsrechnungen ge⸗ 
langt auf Baſis anderer Nährwertprozentſätze (und bei Nichtberückſich⸗ 
tigung der nichtreſorbierbaren Mengen) zu ganz anderen Resultaten". 
Die Eiweißkopfquote eines Erwachſenen beträgt bei ihm 86 g, nach 
Abzug von 3 g, die davon auf den Bierkonſum entfallen, 83 g. Nach 
unſeren Nährwertprozentſätzen beträgt ſie 76 g, nach Abzug des davon 
auf Grünwaren entfallenden Teils 73 g. Dies zeigt mal wieder das 
Bedauerliche des Umſtandes, daß die verſchiedenen Autoren ſich ver⸗ 
ſchiedener Nährwertprozentſätze bedienen. Nun haben wir uns ja 
für die Tabelle III und die Errechnung der Kopfquoten eines Er⸗ 
wachſenen bei den 20 Oſtpreußen und den 14 Karlsruhern ſogar 
eigener Nährwertprozentſätze bedient, aber doch zu beſonderen Zwecken 
und immer in Anlehnung an die Nährwertprozentſätze von König. 
Ferner haben wir Abweichungen ausdrücklich hervorgehoben und be⸗ 
gründet. Fuchs aber ſpricht von einem Mangel an Fetten und 
Eiweißſtoffen bei ſeinen 14 Arbeiterfamilien! und hat dabei die 
Forderungen von Voit und Rubner im Auge“, und andere geben ſein 
diesbezügliches Urteil und ſeine Zahlen wieder“, ohne daß man dabei 
erfährt — und die Autoren ſich Rechenſchaft darüber geben —, ob 


— — 


1 S. 129. 
2 S. 131. 
3 S. 130. 
Siehe zum Beiſpiel Eßlen, S. 50. 
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denn die Differenz ihres Reſultates mit den „Forderungen“ der 
Autoritäten ebenſo groß wäre, wenn ſie ſich bei ihren Nährwert⸗ 
berechnungen der gleichen Nährwertprozentſätze bedient hätten, deren 
Anwendung die Autoritäten bei ihren „Forderungen“ ſtillſchweigend 
vorausſetzen mußten. Welche Differenzen fid) da ergeben können, 
zeigt beſonders ſcharf die von Fuchs nach den Nährwertprozentſätzen 
von Dr. Hirſchfeld im Handbuch für Arbeiterwohlfahrt errechnete 
Fettkopfquote eines Erwachſenen. Sie beträgt bei ihm 53 g, nach 
den von uns angewandten Nährwertprozentſätzen aber 67 g. Und 
dabei haben wir bei Fett noch beſonders niedrige Prozentſätze an⸗ 
gewandt. Der bei den badiſchen Arbeitern auf dem Lande wahr⸗ 
ſcheinlich um 0,5% höhere Fettgehalt der Milch hätte allein ſchon 
die tägliche Fettkopfquote um 2 g erhöht, und ſie wäre dann über 
30% höher ausgefallen als beim Bearbeiter der 14 Haushaltungs⸗ 
rechnungen. 

Mit den Kopfquoten, die wir für die großen Serien von Haus⸗ 
haltungen in Tabelle III berechnet haben, ſind die Kopfquoten der 
14 Karlsruher Haushaltungen ſo wenig vergleichbar wie diejenigen 
der 20 oſtpreußiſchen. Der Bearbeiter klagt ſelbſt über große Lücken⸗ 
haftigkeit der Anſchreibungen und teilt in der Rubrik „Bemerkungen“ 
für 6 von den 14 Haushaltungen Verhältniſſe mit, aus denen her⸗ 
vorgeht, daß die Anſchreibungen mehr oder weniger unmaßgeblich 
ſind . Wenn ſolche Haushaltungsrechnungen dann unbeſehen zur Be⸗ 
rechnung des durchſchnittlichen Volkskonſums mit herangezogen werden, 
können Irrtümer nicht ausbleiben. 

Aber trotz aller Lückenhaftigkeit in den Anſchreibungen der 
14 ländlichen badiſchen Arbeiterhaushaltungen, die Fuchs hauptſäch⸗ 
lich auf das geringe Verſtändnis der Landbevölkerung für die Bedeutung 
derſelben zurückführt, iſt es doch intereſſant, ihren angeblich geringen 
Konſum mit dem der anderen großen Haushaltungsſerien zu ver⸗ 
gleichen. Nur läßt ſich hierfür die Kopfquote eines Erwachſenen 
nicht verwenden. Wir können hierfür nur die Kopfquote für die 
Perſon brauchen. Um ſie zu errechnen, müſſen wir den durch⸗ 
ſchnittlich auf eine Haushaltung entfallenden Konſum, ſtatt ihn durch 
die auf erwachſene Perſonen reduzierte Zahl der Haushaltungs⸗ 
mitglieder zu dividieren — in dieſem Falle bei Fuchs? 4,1 —, durch 


1 Namentlich weil außerhalb des Hauſes genoſſene und in eigener Pro⸗ 
duktion gewonnene Nahrungsmittel nicht zur Anſchreibung gelangt ſind. 
2 S. 128. 
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die Durchſchnittszahl der Haushaltungsmitglieder dividieren, in dieſem 
Falle 5,4 Köpfe. Dann ergeben ſich die auf den Kopf einer Perſon 
entfallenden Gewichtsmengen, auf die wir wieder die gleichen Nähr⸗ 
wertprozentſätze anwenden, wie bei Errechnung der Kopfquote eines 
Erwachſenen geſchehen. Das Reſultat ergibt ſich aus folgender Auf⸗ 
ſtellung: 


Tabelle 26 
nn Sahrestonfum = ne | 
pro Kopf einer] Eiweiß Fett Eiweiß Fett 
Perſon 
kg % ' % kg kg 


Fleiſch und Wurft. . . ‚7 17,0 | 20,2 519 4,140 
Milch 136,56 1 à 1,081 
Spez. Gew.. 140,7 3,2 3,0 
„ 2,2 26,0 24,0 
ler 5,7 11,0 10,0 
V%᷑m⁊l 4 en 132,2 5,0 0,5 
Mehl und Teigwaren 19,1 9,0 0,9 
ülfenfrüdte. - . . - 5,5 17,0 0,6 
artoffen 119,8 1,5 0,1 
Grün waren (70,0) 1,2 0,2 
Butter 3,7 0,7 80,0 
ee und Speifeöl . . 5,9 — 0 
Ucker 0 0 5,7 — — 


Das Reſultat dieſer Berechnung iſt pro Kopf einer Perſon 
ein Tageskonſum von 58 g Eiweiß und 52 g Fett. Berechnet auf den 
Kopf eines Erwachſenen war die Fettkopfquote 12 %/0 niedriger 
als die Eiweißkopfquote, berechnet auf den Kopf einer Perſon iſt ſie 
nur noch 10% niedriger. Die Kopfquote eines Erwachſenen iſt beim 
Eiweiß um 31%, beim Fett um 29% höher als die Kopfquote einer 
Perſon. Die Familie beſtand durchſchnittlich aus 5,4 Köpfen, die 
Fuchs auf 4,1 Erwachſene reduziert hat. Genauer beſtand ſie aus 
5,357 Köpfen, eine Zahl, die um 31 %o höher iſt als die reduzierte. 
Dieſem Prozentſatz entſpricht derjenige, um den die Eiweißkopfquote 
des Erwachſenen höher iſt als die Eiweißkopfquote pro Kopf einer 
Perſon. Ä 

Verglichen mit den Kopfquoten unjerer großen Haushaltungsſerien 
ſcheinen das ja ziemlich niedrige Kopfquoten zu ſein. Namentlich 
kommt einem die Fettkopfquote von 52 g recht niedrig vor. Es 
ſcheint aber doch fraglich, ob ſie in der Praxis nicht höher iſt, als 
ſie bei dieſer Durchſchnittsberechnung erſcheint, iſt doch die Ver⸗ 
teilung der Nahrungsmittel auf die Altersklaſſen in Wirklichkeit 
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eine ganz andere, als aus den Durchſchnittsberechnungen erſicht⸗ 
lich wird, und gerade bei den 14 badiſchen Landfamilien wird ſie eine 
weſentlich andere fein, weil fie zu 60% aus Kindern unter 15 Jahren 
beſteht. Damit, daß auf den Kopf eines Erwachſenen durchſchnittlich 
30% mehr Nahrung entfällt als auf den Kopf einer Perſon, iſt, 
namentlich bei ſo kinderreichen Familien, alſo noch nicht geſagt, daß 
auf ihn auch 30% mehr von jedem der Nährſtoffe entfällt. Die 
Haupteiweißlieferanten der Familie find Brot und Mehl (einſchießlich 
Hafermehl, Maismehl, Reis uſw.), Milch und Fleiſch. Sie lieferten 
den 14 Familien 80 %o ihrer Eiweißnahrung. Genießt der Erwachſene 
aber von ihnen allen verhältnismäßig ebenſoviel wie das Kind?! 
Und ähnlich liegen die Verhältniſſe beim Fett, nur mit umgekehrter 
Verteilung. Iſt dieſe nicht unwillkürlich ſo, daß der Erwachſene 
verhältnismäßig mehr davon erhält als das Kind?! 

Um uns über dieſe Verhältniſſe ein Bild zu machen, wollen 
wir den Konſum der 14 badiſchen Induſtriearbeiterfamilien ſo ver⸗ 
teilen, wie er ſich in Wirklichkeit wahrſcheinlich verteilt. Man kann 
annehmen, daß die 60% der „Mäuler“, die die Kinder bilden, vom 
Geſamtkonſum der Familie etwa genießen !: 75% der Milch, 50% 
vom Brot, Mehl uſw., 20% von Fleiſch und Wurſt, Kartoffeln, 
Butter, Fetten, Speiſeölen und 40% von den übrigen Nahrungs⸗ 
mitteln. (Wir möchten bei dieſer Gelegenheit darauf hinweiſen, wie 
irreführend der Konſum, berechnet auf den Kopf eines Erwachſenen, 
bei einem Nahrungsmittel wie Milch iſt, die zu mindeſtens 75 %, 
in kinderreichen Familien zu einem noch höheren Prozentſatz, von 
den Kindern genoſſen wird. In den drei Kolonnen der Tabelle III, 
die den Konſum der drei Haushaltungsſerien pro Kopf eines Er- 
wachſenen angeben, beträgt er bei Milch zwiſchen 170 und 185 J. 
In einer „Unterſuchung über Erzeugung, Einfuhr, Verbrauch und 
Verkaufspreis friſcher Kuhmilch in 131 Stadt: und Landgemeinden 
der Provinzen Rheinland und Weſtfalen“? variiert er zwiſchen 41 | 
pro Kopf [Wermelskirchen] und 184 1 pro Kopf [Ruhrort]. Und 
das ſind beſonders reiche Gegenden. Nach dem Sonderkatolog der 
Gruppe Milchverſorgung der „Internationalen Hygieneausſtellung“ 
Dresden 1911“ betrug der Milchverbrauch auf den Kopf der Be⸗ 
völkerung in 80 deutſchen Städten zwiſchen 57,7 1 pro Kopf 


1 Bol. hierzu die folgende Gewichtsverteilung der Altersklaſſen auf das 
Geſamtgewicht der Familie. 

2 Köln 1903. 

sc, 60. 
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[Myslowitz! und 198,2 1 pro Kopf [Freiburg i. B.]. Durchſchnitt 
aller 80 Städte: 116,1 1 pro Kopf. Wir haben ſchon an anderer 
Stelle darauf hingewieſen, daß dieſe Durchſchnittskonſumzahlen nicht 
den wirklichen Konſum, ſondern das in die Städte gelangte Milch⸗ 
quantum darſtellen.) 

Wenn es richtig iſt, daß die Reichsbevölkerung, die im Jahre 1900 
zu 34,8 % aus Kindern beſtand, ein mittleres Gewicht von 45 kg 
pro Kopf hat, dann wiegt eine Familie, die zu 60 %o aus Kindern 
beſteht, ſicher keine 40 kg pro Kopf. Wir wollen aber einmal dieſes 
verhältnismäßig hohe Gewicht annehmen — ſchon weil wir es für 
unwahrſcheinlich halten, daß das mittlere Gewicht der Reichsbevöl⸗ 
kerung nur 45 kg beträgt. Da alle Perſonen von 15 Jahren und 
darüber zu den Erwachſenen gerechnet ſind, können wir das Gewicht 
eines Erwachſenen nur mit durchſchnittlich 60 kg annehmen. Dann 
ergeben ſich für die beiden Altersklaſſen der Erwachſenen und der 
Kinder bei den Karlsruher Arbeiterfamilien folgende Gewichts⸗ 


verhältniſſe: | 
Geſamtzahl der Köpfe 5,357 a 40 kg = 2143 kg 
davon 40% Erwachſene . = 2,143 à 60 —= 128,6 
„ 60% Kinder. . = 3, 214 à 26,7 kg = 85,7 kg 


Das Geſamtgewicht der Kinder, die 60 %/o der Perſonenzahl 
bilden, beträgt mit rund 86 kg rund 40% des Geſamtgewichtes 
der Perſonen, das Geſamtgewicht der Erwachſenen mit rund 130 kg 
rund 150% des Geſamtgewichtes der Kinder. 

Dieſe Gewichtsverhältniſſe ſind von größtem Einfluß auf die 
Konſumverteilung, die wir nach vorſtehenden Anteilſätzen der Kinder 
in folgender Aufſtellung vornehmen. 


Tabelle 27 
Geſamtkonſum Davon Konſum Davon Konſum 
der Familie der 3.214 Kinder d. 2,143Erwachſ. 
Eiweiß Fett Eiweiß Fett Eiweiß Fett 
kg kg kg. kg kg kg 
Milo h. 24,8 22,8 à 75% — 182 171 
Brot, Mehl uſw . . 45,0 4,5 à 50% — 22,5 2,2 
Fleiſch u. Wurſt . . 190 22,4 à 20% — 3,8 45 
Kartoffelké lll 9,7 O, 6 à 20% — 19 0, 1 


Butter, Fett, Speiſeöle. 0,2 44,7 à 20% — 0,0 89 
übrige Nahrungsmittel. 16,1 6,8 à 40% — 6,4 2,7 

114,2 101,8 52,8 35,5 61,4 66,3 
Jahreskonſum pro Kopf 21,1 18,9 16,4 11,0 28,7 30,9 
Gramm p. Kopf u. Tag 58 52 45 30 79 85 
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Nach der wahrſcheinlichen Konſumverteilung zu urteilen, haben 
die Kinder eine Eiweißkopfquote von 45 g und eine Fettkopfquote von 
30 g, die Erwachſenen aber eine Eiweißkopfquote von 79 g und eine 
Fettkopfquote von 85 g. Dieſe Kopfquoten ſehen etwas anders aus 
als die auf den Kopf einer Perſon entfallenden von 58 g Eiweiß 
und nur 52 g Fett und auch, namentlich was die Fettkopfquote 
anbelangt, weſentlich anders als die Kopfquoten eines Erwachſenen 
von 76 g Eiweiß und 67 g Fett! Auf einmal iſt die Fettkopfquote 
eines Erwachſenen wieder größer als ſeine Eiweißkopfquote. Bei 85 g 
it fie um 60 % größer als die von Fuchs errechnete von 53 g!! 
Wenn man berüdfichtigt, daß bei ihr noch einige Prozent am Geſamt⸗ 
konſum fehlen, iſt ſie noch größer. Aus demſelben Grunde iſt auch 
die Eiweißkopfquote höher. Außerdem fehlen bei ihr mindeſtens 
3 g, die vom nicht berückſichtigten Bierkonſum herrühren. Berück⸗ 
ſichtigt man beide Umſtände, ſo ſteigt die Eiweißkopfquote des Er⸗ 
wachſenen auf etwa 85 g. 

Nun liegt der Verdacht ja nahe, daß wir bei der Konſum⸗ 
verteilung der vorſtehenden Rechnung den Konſum der Kinder zu gering 
eingeſchätzt und dadurch den Konſum der Erwachſenen größer gemacht 
haben, als er in Wirklichkeit iſt. Ob dieſer Verdacht berechtigt iſt, 
läßt ſich leicht an Hand des Körpergewichtes der beiden Altersklaſſen 
nachprüfen, indem wir ermitteln, wieviel Eiweiß und Fett auf ein 
Kilogramm des Körpergewichtes beider Altersklaſſen entfällt. Nach 
vorſtehender Rechnung beträgt das Durchſchnittsgewicht der Kinder 
unter 15 Jahren 26,7 kg, das Durchſchnittsgewicht der Perſonen 
von 15 Jahren und darüber 60 kg. 


Konſum der Konſum der 
Kinder Erwachſenen 


Eiweiß Fett Eiweiß Fett 
Gramm pro Kopf und Tag. 45 30 79 85 
Gramm pro Kilogramm des Körpergewichts täglich 1,648 1,124 1,317 1,417 


Danach erhielt pro Kilogramm des Körpergewichts: an 
reſorbierbarem Eiweiß das Kind täglich über 1,6 g, der Er⸗ 
wachſene über 1,3 g: an Fett das Kind über 1,1 g, der Er⸗ 
wachſene 1,4 g. 

So verwandelt ſich der niedrige, als durchaus ungenügend 
bezeichnete Konſum eines Konſumentenkreiſes bei näherer Unter⸗ 
ſuchung in einen ganz unerwartet ausreichenden. 

Die Konſumverteilung innerhalb der einzelnen Haushaltung 
ſpielt eine bisher nicht genügend gewürdigte Rolle. Sie bewirkt eine 


viel günſtigere und zum Teil auch eine ganz andere Sur un des 
Schmollere Jahrbuch XLI 2. 
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Eiweißes und des Fettes, als aus den Haushaltungsrednungen und 
den auf ihnen aufgebauten Durchſchnittsberechnungen hervorgeht. 
Man kann vielleicht mit einigem Recht ſagen: in der Statiſtik ſind 
alle Additionen richtig und alle Diviſionen falſch. 

Die größte Erhebung über den Nahrungsmittelkonſum der Ve: 
völkerung, die wir beſitzen, und zugleich die jüngfte, iſt eine Erhebung, 
welche die Stadt München gelegentlich der Einführung der Brotkarte 
über den Lebensmittelkonſum im Monat Februar 1915 veranſtaltet 
hat. Die Reſultate derſelben wurden im Auftrage des Statiſtiſchen 
Amtes der Stadt München von Herrn Dr. Georg Welker zuſammen⸗ 
geſtellt und bearbeitet. Sie find ſchon durch den Umfang der Cr: 
hebung von großem Intereſſe, erſtreckte ſich dieſe doch auf 4616 Haus: 
haltungen mit zuſammen 18 893 Perſonen. Allerdings iſt der Um: 
fang der Lebensmittel, auf die ſie ſich erſtreckt, weniger groß. Es ſind 
der Zahl nach nur 11, der Art nach eigentlich nur 7» Das aber 
beeinträchtigt die Maßgeblichkeit dieſer Erhebung nur wenig, hat 
doch eine Berechnung ergeben, daß die in München zur Anſchreibung 
gelangten Nahrungsmittel (Mehl, Brot, Semmel, Teigwaren, Roll: 
gerſte, Kartoffeln, Butter, Fette, Fleiſch, Dauerwaren und Milch) 
beim Geſamtkonſum der 179 Hamburger Haushaltungen der Reichs⸗ 
erhebung des Jahres 1907 lieferten: 86 %% vom Eiweiß, 94% vom 
Fett, 80 Yo von den Kohlehydraten und 86 Yo der Kalorien (genauer 
85,8 % der Kalorien). Will man die Münchener Kalorienzahl mit 
der Hamburger vergleichen, ſo erfordert erſtere alſo einen Aufſchlag 
von 16,5 % — der Unterſchied des Prozentſatzes der Kinder nicht 
mit berückſichtigt. Ebenſo erfordert dann das Eiweiß einen Aufſchlag 
von 16,8 %, das Fett einen ſolchen von 6,5 Yo und die Kohlehydrate 
einen ſolchen von 24,7 % 0. Da die Hamburger Kopfquoten unſerer 
Berechnung ſich aber für den Nettokonſum, die Münchener ſich für 
den Bruttokonſum verſtehen, ſo könnte man beim Vergleich der beiden 
Zahlen den Aufſchlag ſparen, denn der Eiweißaufſchlag von 16,8 % 
wird annähernd vom Knochengewicht des Fleiſches, der Fettaufſchlag von 
6,5% annähernd vom Milchverluſt im Haushalt und der Kohlehydrat⸗ 
aufſchlag von 24,7% annähernd vom Abfall bei den Kartoffeln abſorbiert. 

Weit ſtörender für den Vergleich des Konſums der Münchener 
Erhebung mit demjenigen anderer Erhebungen und anderer Kon⸗ 
ſumentenkreiſe ſind drei andere Umſtände. 


1 Die Münchener Erhebung über den Lebensmittelverbrauch im Februar 
1915. Eine ſtatiſtiſche Studie von Georg Welker. München 1916. Siehe 
die Beſprechung dieſer Arbeit im ſelben Heft dieſes Jahrbuches. 
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1. Die Münchener Erhebung erſtreckt ſich auf einen einzigen 
Monat. Das brauchte an ſich noch keine erhebliche Fehlerquelle zu 
involvieren. Der Februar iſt aber einer der kälteſten Monate des Jahres, 
wenn nicht der kälteſte überhaupt, in dem daher das Nahrungs⸗ 
bedürfnis beſonders ſtark iſt. Beſonders ſtark wirkt die Kälte auf 
den Fleifch⸗ und Fettkonſum. Fachleute ſchätzen, daß diefer im Februar 
etwa 20 Yo größer fet als im Jahresdurchſchnitt. 

2. Der Umfang des Konſums iſt bei der Münchener Erhebung 
nicht durch regelmäßige Anſchreibungen ermittelt worden. Vielmehr 
ging den betreffenden Haushaltungen „ſchon am letzten Februar“ eine 
Karte zu, in deren 12 Rubriken ſie nachträglich nach dem Gedächt⸗ 
nis oder nach Erfahrung ausfüllen ſollten: „Wir gebrauchten vom 
1.— 26. Februar! wöchentlich etwa.“ Dabei war noch eine gewiſſe 
Unſicherheit dadurch hervorgerufen worden, daß für die erſten vier 
Nummern (Mehl und Brot, — für letzteres in drei Nummern) ſo⸗ 
wohl Gewicht wie Ausgabe angegeben werden konnte, für die übrigen 
acht Nummern nur das Gewicht. Der Bearbeiter der Erhebung 
meint allerdings: „Große Anforderungen an das Rückerinnerungs⸗ 
vermögen erhoben die Fragen nicht“, und: „Es dürfte nicht bloße Ver⸗ 
mutung ſein, daß die Angaben ein gewiſſenhaft gezogenes Mittel aus 
erfolgtem Verbrauch und gefühltem Bedarf, bald nach unterer, bald 
nach oberer Limitierung des letzteren, darſtellen.“ In der Überzeugung, 
daß die Angaben ein Mittel zwiſchen Verbrauch und gefühltem Be⸗ 
darf darſtellen, liegt eigentlich ſchon das Zugeſtändnis einer Ab⸗ 
rundung nach oben, denn der gefühlte Bedarf iſt bei den Maſſen, auf 
die es ankommt, größer als der Verbrauch. Und ſolche Eintragung 
wurde durch die Forderung begünſtigt, daß der Verbrauch (im 
Formular heißt es merkwürdigerweiſe „ge brauchten“) nur „et wa“ 
angegeben werden ſollte. Wir werden gleich ſehen, daß unſere Ver⸗ 
mutung, daß die Angaben nach oben abgerundet wurden, viel Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit für ſich hat. 

3. Iſt die Einteilung der Konſumenten nach Verbrauchsklaſſen ſo 
erfolgt, daß auf die beiden unteren Klaſſen ein zu hoher Durchſchnitts⸗ 
verbrauch entfällt. Namentlich gilt das von der unterſten Klaſſe auch 
dadurch, daß die Arbeiterklaſſe — die eigentlichen Arbeiter — ver⸗ 
hältnismäßig nicht zahlreich genug vertreten ſind. Das ſehen wir 
deutlich, wenn wir den Konſum der e⸗Klaſſe der Münchener Erhebung, 
die nach der Darſtellung ihrer Bearbeitung die Arbeiterklaſſe ſein ſoll, 


1 Warum 1.—26., warum nicht 1.—28.? 
13* 


196 R. E. May [758 


mit bem Konſum vergleichen, den im Jahre 1907 die 19 Münchener 
Arbeiterhaushaltungen der Reichserhebung in denjenigen Nahrungs⸗ 
mitteln gehabt haben, für die eine Vergleichsmöglichkeit beſteht. 
Profeſſor Dr. W. Morgenroth, München, hat berechnet, daß dieſe 
19 Münchener Arbeiterfamilien im Jahre 1907 durchſchnittlich pro 
Familie verbraucht haben !: 129,2 kg Fleiſch, einſchließlich Wurſt und 
Fiſche, 6,0 kg Butter, 10,7 kg Speiſefett, 430 Stück, Eier, 283,0 kg 
Kartoffeln, 633,0 | Milch und 14,4 kg Kaffee. Für dieſe ſieben Lebens⸗ 
mittel berechnet Morgenroth für den Zeitraum 1905 —1912 eine 
Steigerung des Aufwandes von 19,6%. Soviel dürfte die Stei⸗ 
gerung in dem Zeitraum 1907 bis Juli 1914 mindeſtens auch be⸗ 
tragen haben. Von Juli 1914 bis Januar 1915 berechnet Welker 
(Seite 201) für die zwölf Lebensmittel der Erhebung von 1915 eine 
Steigerung der „Wochenausgabe für eine Perſon“ von 4,17 Mk. auf 
4,49 Mk. Das iſt nochmals eine Steigerung von 8 p ?. Der Auf 
wand für dieſe Lebensmittel iſt alſo von 1907 bis Februar 1915 um 
etwa 30% geftiegen. Demgegenüber iſt es doch erſtaunlich, daß, in 
Kilogramm pro Kopf der Haushaltungen berechnet, konſumiert haben: 


Tabelle 28 
Münchener Arbeiterhaushaltungen 


19 Münchener Haushaltungen 2424 Münchener 9 en 
mit 50% Kindern im J. 1907 mit 40,2% Kindern i. Febr. 1915 


kg pro Kopf u. Jahr? kg pro Kopf u. Jahr“ 
Fleiſch einſchl. Wurft 31,51 (einſchl. Fiſche) 46,90 
Butter 1.46 3,02 
Speifefett. . . . . 2,61 6,55 
Kartoffeln. . . . . 69,02 76,80 
Milch (Liter) . . . 154,40 147,68 
Eier (Stück) 105 — 


Da der Fleiſchkonſum der 19 Haushaltungen vom Jahre 1907 
ſich einſchließlich Fiſche verſteht, müſſen wir ihn vor dem Vergleich 

1 „Die Koſten des Münchener Arbeiterhaushalts in ihrer neueren Ent⸗ 
wicklung“ (Schriften des Vereins f. Sozialpolitik, Bd. 145 II, S. 288). 

2 S. 43 gibt er fie genauer für die c- Haushaltungen mit 7,67 , für 
die b⸗ Haushaltungen mit 5,57%, für die a⸗ Haushaltungen mit 4,70 „% an. 

8 Berechnet nach der vorſtehenden Aufſtellung von Morgenroth durch 
Diviſion von 4,1 Köpfen pro Haushaltung in die von ihm pro Haushaltung 
angegebenen Gewichtsmengen. Die auf eine Haushaltung entfallende Kopfzahl 
ergibt ſich aus dem 2. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt 1909, S. 108. 

4 Berechnet nach Welker, S. 97, letzte Zahlenreihe, durch Multiplikation 
mit 52. 
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mit demjenigen der Haushaltungen vom Jahre 1915 von 31,5 kg 
pro Kopf auf etwa 30 kg reduzieren. Dann iſt der Fleiſchkonſum 
der Arbeiterhaushaltungen von 1915 mit 46,9 kg pro Kopf um 56% 
größer als derjenige der Arbeiterhaushaltungen vom Jahre 1907. 

Dabei hat in München der Jahresdurchſchnittspreis im Klein⸗ 
handel in Pfennigen für 1 kg betragen! für 


Ochſenfleiſch Rindfleiſch Kalbfleiſch Schweinefleiſch 


1913 ; 218 188 184 194 
1907 186 158 156 158 
1907—1918 + = 32 30 28 36 
= 17% 18° 18 % 23% 


Die Fleijdausgabe ijt alfo in der Zeit 1907—1913 für das 
gleiche Quantum um etwa 20 % teuerer geworden, in der Zeit 1907 
bis 1915 wohl noch teuerer. Allein vom Juli 1914 bis Januar 1915 
hat die Steigerung etwa 3 %é betragen?. Von 1908 — 1913 ift denn 
auch der Münchener Fleiſchkonſum von 77,1 kg pro Kopf der Be⸗ 
vilferung auf 67,9 kg zurückgegangen“. Das iſt ein Rückgang von 
12% im Zeitraum von 1908“ bis 1913. Im Zeitraum 1907 bis 
1915 dürfte er noch größer geweſen fein. Nun ſteht einer Preis⸗ 
ſteigerung von über 20 % und einem Rückgang des allgemeinen Fleiſch⸗ 
konſums in München von über 12 0 ein bei der Erhebung von 
1915 — gegenüber der Erhebung von 1907 — höherer Fleiſch⸗ 
konſum pro Kopf des Arbeiterhaushalts von, wie wir geſehen haben, 
56% gegenüber. Einen geringen Einfluß hat hier wohl der Umſtand, 
daß die Haushaltungen von 1907 zu 50 %, diejenigen von 1915 aber 
nur zu 40,2% aus Kindern beſtehen. Die ſcheinbare Konſum⸗ 
ſteigerung iſt um ſo befremdender, als Kloſe den an ſich hohen 
Münchener Fleiſchkonſum auf den ſtarken Münchener Fremdenverkehr 
zurückführt , der doch in der Zeit 1907—1915 gewiß noch geſtiegen 
iſt, namentlich während des Krieges, wo den Deutſchen die Auslands⸗ 
reiſen verſchloſſen waren. Wenn der allgemeine Fleiſchkonſum trotz 
des geſtiegenen Fremdenverkehrs in der Zeit 1908— 1913 zurück⸗ 


1 Siehe Walter Kloſe, „Die Fleifhverforgung der Stadt München“. 
Schriften d. Ver. f. Sozialpolitik, Bd. 139 V, S. 54. 

2 Berechnet nach Welker, S. 201. 

3 Kloſe, S. 32. 

* Seit einſchließlich 1908 ift ein verbeſſerter Berechnungsmodus eingeführt, 
ſo daß ſich die Verbrauchsziffern ſeitdem mit denjenigen der Vorjahre nicht 
vergleichen laſſen (Kloſe, S. 32). 

Ebenda S. 35. 
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gegangen iſt, dann iſt er ſicher im Arbeiterhaushalt noch mehr zurück⸗ 
gegangen. Da nun der Mehrkonſum der Arbeiterhaushaltungen von 
1915 von 56%gä ſich weder aus einer allgemeinen Fleiſchkonſum⸗ 
zunahme noch aus dem geringen Unterſchied des Kinderprozentſatzes, 
noch auch daraus erklären läßt, daß die Erhebung von 1915 im 
Winter ſtattfand, noch endlich bei dem großen Plus angenommen werden 
kann, daß es auch nur zum größten Teil auf der unſicheren Art der 
nachträglichen Anſchreibung beruhe, ſo bleibt nur die eine Er⸗ 
klärung dafür, daß die e⸗Klaſſe der Erhebung von 
1915 eine weſentlich höhere Einkommensklaſſe betrifft 
als die Erhebung vom Jahre 1907. Das geht außer beim 
Fleiſchkonſum auch aus dem Butterkonſum hervor, der bei den Haus⸗ 
haltungen von 1915 mehr als doppelt ſo groß iſt als bei denen von 
1907, und aus dem Speiſefettkonſum, der faſt dreimal ſo groß iſt. 
Ja ſelbſt der Kartoffelkonſum, der bei den ärmeren Volksſchichten den 
Minderkonſum in teureren Nahrungsmitteln ausgleichen muß, iſt bei 
den Haushaltungen von 1915 immer noch größer als bei denen vom 
Jahre 1907, was allerdings — wenigſtens zum Teil — an dem ge⸗ 
ringeren Kinderprozentſatz der erſteren liegen wird. Aus demſelben 
Grund iſt auch deren Milchkonſum etwas geringer als derjenige der 
Haushaltüngen von 1907. 

Welker hat bei ſeiner Einteilung der Haushaltungen der Er; 
hebung von 1915 in eine Oberſchicht, eine Mittelſchicht und eine 
Unterſchicht nur ganz Wohlhabende in die Oberſchicht, alle Hand⸗ 
werksmeiſter, Künſtler, Perſonen in gehobener Stellung in die Mittel- 
ſchicht und alle unteren Beamten und Arbeiter in die Unterſchicht ge⸗ 
nommen !. Dadurch iſt die Oberſchicht zu einer Schicht der Reichen 
geworden, deren Einkommen und Konſum weſentlich über demjenigen 
der Selbſtändigen der Berufszählung, und die Mittelſchicht eine 
Schicht der Wohlhabenden, deren Einkommen und Konſum weſentlich 
über demjenigen der Angeſtellten der Berufszählung liegt. Von den 
2424 Haushaltungen der Unterſchicht ſcheint die größere Hälfte zu 
den Beamten und wohl nur 1123 (diejenigen der A- und B⸗Berufe) 
zu den Arbeitern zu gehören, und auch von dieſen gehört, nach vor⸗ 
ſtehender Gegenüberſtellung zu urteilen, wohl noch ein unverhältnis⸗ 
mäßig großer Teil zu den beſſer⸗ und beſtgeſtellten Arbeitern ?. 


1 In einer Tabelle (S. 44) bezeichnet er dieſe drei Schichten aber mit: 
Selbſtändige, Angeſtellte, Arbeiter. 

2 Schon der Umſtand, daß die Haushaltungen der Unterſchicht der Er⸗ 
hebung von 1915 zu 40 % aus Kindern beſtehen, während die Haushaltungen 
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Danach iſt der Konſum der Haushaltungen der Münchener Er⸗ 
hebung von 1915 nicht nur kein Maßſtab für den Volkskonſum, 
ſondern nicht einmal ein Maßſtab für den Münchener Volkskonſum, 
ja er erſcheint durch die oben gekennzeichnete Einteilung ſowohl 
zu hoch für eine Mittelſchicht wie für die breite Maſſe der 
Unterſchicht. 

Trotz alledem darf die Erhebung von 1915 ein großes Intereſſe 
in Anſpruch nehmen. Wir wollen nun für jede der drei Schichten 
der Welkerſchen Bearbeitung, aus dem von ihm ermittelten Wochen⸗ 
konſum, den Konſum an Eiweiß, Fett und Kohlehydraten in Gramm 
pro Tag berechnen. Wir benutzen hierzu die gleichen Nährwertprozent⸗ 
ſätze, deren ſich Welker nach Königs Nährwerttafel (11. Auflage) zur 
Berechnung der Kalorienzahl bedient hat. Welker ſagt allerdings 
(S. 34), daß er aus den Königſchen Angaben „Mittelwerte unter 
Berückſichtigung der Münchener Verhältniſſe berechnet“ habe, was 
namentlich bei dem für den Fernſtehenden ſchwer zu ſchätzenden Nähr⸗ 
wert des Münchener Fleiſchkonſums auch ſehr angebracht geweſen wäre; 
in Wirklichkeit aber hat er es ſich — wie ſich aus ſeinen Kalorien⸗ 
zahlen berechnen läßt — auch bei dieſem bequem gemacht, indem er 
einfach die von König aufgeführten 9 Fleiſcharten (fette und magere) 
mechaniſch ganz gleichmäßig berückſichtigt hat. Das könnte ja nun 
ganz zufällig richtig ſein. Immerhin ſei darauf aufmerkſam gemacht, 
daß nach den von Kloſe! angegebenen Zahlen der Münchener Fleiſch⸗ 
konſum im Durchſchnitt der Jahre 1911—1913 nur zu 31.5% aus 
Schweinefleiſch, aber (und das iſt ausnehmend hoch) zu 22,3 % aus 
Kalbfleiſch beſtand. Bei der Dauerware hat Welker aus den von 
König aufgeführten 13 Sorten eine Auswahl von 6 Sorten getroffen, 
die auf eine Berückſichtigung des Münchener Geſchmacks bzw. Kon⸗ 
ſums ſchließen läßt?. Schon aus dieſem Grunde empfiehlt es 


der Erhebung von 1907 zu 50% aus ſolchen beſtehen, weiſt darauf hin, daß 
erſtere einer höheren Einkommensklaſſe angehören — um ſo mehr, als von dieſen 
mancher Vater im Februar 1915 bereits „im Felde“ geweſen fein wird, man 
alſo eigentlich bei ihnen einen größeren Kinderprozentſatz hätte erwarten follen. 
(Vergleiche den Aufſatz des Verfaſſers „Zur Frage des Geburtenrückganges“, in 
dieſem Jahrbuch 1916, IV.) 

1 Walter Kloſe, „Die Fleiſchverſorgung der Stadt München“. Schriften 
d. Ver. f. Sozialpolitik, Bd. 139 V, S. 33. 

2 Aber auch hier iſt die gleichmäßige Berückſichtigung der Sorten ver⸗ 
dächtig. Ebenſo bei den Fetten und den (drei) Grützwaren, die er als „Roll⸗ 
gerſte“ aufführt. Die feds von ihm gleichmäßig berückſichtigten Dauerwaren der 
König ſchen Tabelle find: Ger. Zunge, ger. Schinken, Speck, Frankfurter 
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ih, ſich bei Berechnung des Nährwerts der von Welker benutzten 
Werte zu bedienen. Aus ſeinen Kalorienzahlen ergibt ſich, daß dies 


die folgenden geweſen ſind: 
Eiweiß Fett Kohlehydrate 


% % % 
Mehll 8,5 0,8 69,1 
rr 4,3 0,5 45,8 
Semmel 5,9 0,5 51,8 
Teigwaren (Nudeln?) 9,0 0,8 73,8 
Rollger ſteeee 8,7 2,1 68,6 
Kartoffel 1.5 0,2 20,0 
Butter 0,5 81,5 0,5 
Fette 0,4 91,1 0,2 
Fleiſ hg 17,9 12,8 — 
Dauerwarre 18,2 41,0 — 
Mile 8,2 8,4 4,9 


(Siehe Tabelle 29 auf der folgenden Seite.) 


Überfichtlich zuſammengeſtellt, iſt das Reſultat ein Konſum in 
Gramm pro Kopf und Tag: 


Eiweiß Fett Kohlehydrate Kalorien 1 


Oberſchicht 66 76 225 1900 1929 
Mittelſchicht 66 71 252 1965 1994 
unterſchicht 60 60 258 1863 1874 


Die Spannung zwiſchen Unterſchicht und Oberſchicht iſt auf 
fallend gering. Der Eiweißkonſum der Oberſchicht — und derjenige 
der Mittelſchicht iſt faſt der gleiche — iſt genau nur 10% M größer 
als derjenige der Unterſchicht. Der Fettkonſum der Mittelſchicht iſt 
um 18% , derjenige der Oberſchicht um 27%é größer als derjenige 
der Unterſchicht. Die ihnen durch geringeren Eiweiß⸗ und Fettkonſum 
fehlenden Kalorien ſuchen Unter⸗ und Mittelſchicht durch ſtärkeren 
Kohlehydratkonſum auszugleichen, was indeſſen nur der Mittelſchicht 
gelingt, die eine um 3 °%o höhere Kalorienzahl hat als die Oberſchicht, 
während die Unterſchicht, bei der man, wegen ſtärkerer körperlicher 


Würſtchen, Zervelatwurſt, Leberwurſt. Welker führt ſie allerdings nicht 
namentlich auf. Aus feiner Kalorienzahl 4,71 für 1 g Dauerware und den 
Kalorien der König ſchen Tabelle vom Jahre 1913 läßt ſich aber berechnen, 
daß es dieſe geweſen ſein müſſen. 

1 Die Kalorienzahlen weichen bei Welker etwas von den unfrigen ab, 
weil er ſie nach den im Text S. 4 zu Königs Tabelle von 1913 angegebenen 
Werten berechnet, die etwas von denen abweichen, die wir (Eltzbacher und 
Ballod) angewandt haben. 
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Arbeit, eher eine höhere Kalorienzahl erwarten follte, eine gegen die 
Oberſchicht um 2%, gegen die Mittelſchicht um 5% niedrigere 
Kalorienzahl hat. 

Alle dieſe Klaſſenunterſchiede beruhen aber zum großen Teil auf 
Täuſchung, weil bei den Klaſſen nicht berückſichtigt iſt, daß Mittel⸗ 
ſchicht und Oberſchicht einen weſentlich geringeren Kinderprozentſatz 
haben als die Unterſchicht. Bei der Oberſchicht iſt er mit 21 %o faft 
nur halb fo groß als bei der Unterſchicht mit 40% . Infolgedeſſen 
iſt auch der Mehrkonſum der Oberſchicht an Eiweiß und namentlich 
an Fett zum Teil die Wirkung des Altersaufbaues und nur zum 
Teil ein wirklicher Mehrkonſum pro Kopf. Das ganz unbedeutende 
Kalorienplus der Oberſchicht würde ſich aber bei rechneriſcher Berück⸗ 
ſichtigung des Altersaufbaues in ein Minus verwandeln. Daß Welker 
das nicht bemerkt hat, liegt daran, daß er den Kinderprozentſatz über⸗ 
haupt nicht berechnet hat. Die ganze Kalorienberechnung hat bei ihm 
keinen rechten Wert, weil ſeinen Kalorienzahlen nicht anzumerken iſt, 
in welchem Verhältnis ſie von den drei Nährſtoffen herſtammen. Es 
iſt ſehr wohl denkbar, daß eine ausreichende Kalorienzahl zum Bei⸗ 
ſpiel mit einer Eiweißunterernährung zuſammentrifft. 

Bei Berückſichtigung des Kinderprozentſatzes der drei Schichten 
ſchrumpft der Unterſchied ihres Eiweißkonſums außerordentlich zu⸗ 
ſammen, während der Unterſchied ihres Fettkonſums — charakte⸗ 
teriſtiſcherweiſe — auch dann noch ziemlich erheblich iſt. Aber 
auch der Fettkonſum der drei Schichten weicht dann nicht ſo ſehr von 
einander ab, wie man es bei ſo verſchiedenen Einkommensklaſſen wie 
Oberſchicht und Unterſchicht erwarten ſollte. Das liegt zum Teil 
zweifellos an dem ſtark demokratiſierten Münchener Leben — es ſei 
nur an das ziemlich gleichartige Abendeſſen erinnert, das die 
Münchener Familie aller Einkommensklaſſen „auf dem Keller“ ge⸗ 
nießt —, zum Teil an der oben charakteriſierten Zuſammenſetzung 
der Unterſchicht, zum Teil aber auch daran, daß ein in München 
beſonders ſtark ins Gewicht fallendes Nahrungsmittel nicht mit auf⸗ 
geführt iſt: das Bier. 

Wir haben in Abſchnitt II die Gründe dargelegt, aus denen 
wir es für den deutſchen Allgemeinkonſum nicht für richtig halten, 
die alkoholiſchen Getränke bei der Nährwertberechnung mit zu be⸗ 
rückſichtigen. In Bayern ſpielt der Bierkonſum aber ſolche Rolle, 
daß er bei der Münchener Volksernährung nicht unberückſichtigt bleiben 
kann. Dort entfällt auch nicht — wie größtenteils in Norddeutſch⸗ 
land — faſt der ganze Bierkonſum auf das männliche Familienhaupt, 
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ſondern Frau und Kinder trinken dort gehörig mit. Auch iſt er 
dort allgemeiner, auch in den unteren Volksſchichten verhältnismäßig 
größer. Das kommt ſchon durch den niedrigeren Bierpreis. Trotzdem 
iſt er natürlich bei den mittleren und höheren Einkommensklaſſen 
weſentlich größer als bei den unteren. Welker meint, daß gewiſſe 
Unſtimmigkeiten des Konſums, die ihm bei Vergleichen aufgefallen 
find, auf den Konſum im „Fragebogen“ nicht aufgeführter Nahrungs⸗ 
mittel zurückzuführen ſei. Als Münchener iſt ihm aber wohl nicht 
die große Rolle aufgefallen, die in dieſer Hinſicht das Bier in 
München ſpielt. Die übrigen im Formular nicht mit aufgeführten 
Nahrungsmittel ſcheinen in München tatſächlich keine große Rolle 
zu ſpielen — ſelbſt in ihrer Geſamtheit nicht. Bei den 19 Münchener 
Haushaltungen der Reichserhebung vom Jahre 1907 entfielen auf die 
in der Erhebung von 1915 nicht mit aufgeführten Nahrungsmittel nur 
10,5% der geſamten Nahrungsmittelausgabe, und zwar auf: 


RO. & > ee ea 0,2% 
Riles oo Sera 88 0,9 » 
GC ĩͤĩ ne en 2,7 

Grün waren. 2,3 

S ⁵ a 2,6 = 
Obſt und Südfrüchte 1,6 » 
Sonftige Nahrungsmittel. 0,2 = 


. zuj. 10,5 % 


Hingegen entfielen von der Geſamtnahrungsmittelausgabe auf: 
Sonſtige Getränke im Haufe . . 9,5% | 
Ausgaben in Gaftwirtfdaften. . 19,7 
zuſ. 29,2% 


Auf die letzten beiden Poſten — auf die bei den 19 Münchener 
Haushaltungen 29,2% der Nahrungsmittelausgabe entfielen — 
entfielen bei der gleichen Erhebung in Hamburg nur 8,4% und 
im Reich, ſelbſt bei derjenigen Wohlhabenheitsklaſſe, bei der dieſer 
Prozentſatz am größten war (bei den 293 Haushaltungen mit 
einer Ausgabe von 2000 —3000 Mk.) nur 9,9% der Nahrungs⸗ 
mittelausgabe. 

Welche Rolle das Bier in Bayern als Nahrungsmittel ſpielt, 
wird vielleicht am beſten durch die Tatſache illuſtriert, daß, als den 
bayriſchen Bauern 1915 der Hausbrau verboten — oder unmöglich 
gemacht — wurde, die Städte keine Milch erhielten, weil die Bauern 
ihre Milch ſelbſt tranken. 
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Im Durchſchnitt der Jahre 1911—1913 entfielen auf den Kopf 


der Bevölkerung Liter Bier! im 
Brauſteuergebiet? Bayern 


81 239 
Das ſind Liter pro Kopf u. Tag 0,222 0,655 
Es entfallen auf einen Liter Bier“: 
Gramm ale 
Eiweiß Kohlehydrate Alkohol alorien 

4 50 33 450 

Danach entfallen auf den Kopf und Tag im: 
Brauſteuergebiet 0,80 11,10 7,88 100 
Bayern. . 2,62 32,75 21,62 295 


Bei der den Durchſchnitt überſteigenden Stärke des bayriſchen 
Bieres erhöht ſich der durch den Bierkonſum in Bayern auf den 
Kopf und Tag entfallende Eiweißkonſum auf etwa 3 g, die Kalorien⸗ 
zahl auf über 300. Bei Berückſichtigung des Bierkonſums erhöht 
ſich alſo die Eiweißkopfquote des Konſums der Erhebung von 1915 
um 5% auf 63—70 g, die Kalorienkopfquote um etwa 15% auf 
wahrſcheinlich 2100 — 2300 Kalorien. 

So kommen die Münchener Kopfquoten ſchon ſehr nahe den⸗ 
jenigen der Reichsparität der Hamburger Haushaltungen. (Die 
Mittelſchicht mit 35,5% ꝓ Kindern, wie die Geſamtheit der Haus⸗ 
haltungen der Erhebung von 1915 mit 36,2% Kindern, haben 
einen ähnlichen Kinderprozentſatz wie die Reichsbevölkerung, bei der die 
Bevölkerung bis zum vollendeten 16. Lebensjahr am 1. Januar 1911 
ebenfalls 36,2% der Geſamtbevölkerung ausmachte.) Eine Um⸗ 
rechnung für den Vergleich mit der Hamburger Reichsparität wäre 
alſo nicht nötig. Die Fettkopfquote allerdings bleibt weit hinter 
der Hamburger zurück; ſie iſt aber ganz weſentlich größer, als Rubner 
ſie für den Reichsdurchſchnitt annimmt. Wir haben ſchon auf den 
Zuſammenhang zwiſchen niedrigem Fettkonſum und hohem Bierkonſum 
aufmerkſam gemacht. Aber nirgends in Deutſchland — auch im 
übrigen Süddeutſchland nicht — iſt der Bierkonſum annähernd ſo 
groß wie in Bayern. Für die niedrige Rubnerſche Fettkopfquote 
liefert alſo auch die Münchener Erhebung keine Unterlage — eben⸗ 


1 Berechnet nach Stat. Jahrbuch f. d. Deutſche Reich 1915, S. 308. 

2 Im Brauſteuergebiet und Elſaß⸗Lothringen, das nur eine unweſentlich 
höhere Kopfquote hat (1911/13: 951 pro Kopf), wohnen 82 %0 der Reichs bevöllerung. 

s Nach Eltzbacher, S. 46. 
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ſowenig für die hohe Rubnerſche Eiweißkopfquote. Dies um fo 
weniger, als dieſe Erhebung unverhältnismäßig viele Haushaltungen 
mit höherem Einkommen umfaßt. 

Aus letzterem Grunde ſcheint auch eine Berechnung des Durch⸗ 
ſchnittskonſums der drei Münchener „Schichten“ wenig Wert zu haben, 
am wenigſten nach dem von Welker angewandten Modus, der die 
drei Schichten in der zufälligen Stärke berückſichtigt, in der ſie bei 
der Erhebung vertreten ſind. 


Zahl der Haus⸗ 


haltungen der Bei der Berufszählung Nach obigen Berechnungen 


im Jahre 1907 bildete im Reich die Volks⸗ 


Münchener Erhebung . ſchicht mit .. % der 

im Jahre 1915 . Bevölkerung 

a. 669 = 14,5 % Selbſtändigen — 22,2% Überdurchſchnittskonſum = 15% 
b. 1523 = 34,0 %% Angeſtellten - 6,8% Durchſchnittskonſum . —22%o 
c. 2424 = 51,5% Arbeiter. . = 71,0% Unterdurchſchnittskonſum = 63% 
zuſ. 4616 = 100 zuſ. 100 zuſ. 100 


Vorſtehende Gegenüberſtellung zeigt uns, daß bei der Münchener 
Erhebung namentlich die Mittelſchicht zu ſtark — und zwar anſcheinend 
auf Koſten der Unterſchicht — vertreten iſt. Wir wiſſen aber, daß 
dieſer Schein trügt, und daß die Mittelſchicht dadurch zu breit aus⸗ 
gefallen iſt, daß ihr zu viel Elemente aus der Oberſchicht zugeteilt 
ſind. Wir wiſſen ferner, daß man der Unterſchicht Elemente zugeteilt 
hat, die eigentlich in die Mittelſchicht gehört hätten, und bei deren 
Ausſcheiden die Unterſchicht noch ſchmäler würde, als ſie ohnehin ſchon 
it. Nach obigen Ausführungen würde fie, die etwa 60— 70 / der 
Bevölkerung umfaßt, dann wohl nur 25% betragen. Der Konſum 
dieſer 25% der Haushaltungen der Münchener Erhebung, der die 
Höhe des Konſums von etwa 65 % der Reichs bevölkerung hat, iſt 
aber weſentlich niedriger als der Konſum der 52% der Haus⸗ 
haltungen, die die „Unterſchicht“ der Münchener Erhebung bildeten. 
Selbſt wenn wir ihn alſo in der Breite unſerer Bevölkerungsſchicht 
mit Unterdurchſchnittskonſum in Rechnung ſtellen, alſo mit 63 %, 
mürde ſein, durch nicht in die Unterſchicht gehörende Haushaltungen 
zu groß ausgefallener Konſum, den Durchſchnittskonſum zu ſtark nach 
oben beeinfluſſen. Wir müſſen uns daher klar darüber ſein, daß es 
eher der Durchſchnittskonſum einer gut bürgerlichen Mittelſchicht iſt 
und kein Volksdurchſchnittskonſum — auch nicht derjenige der Mün⸗ 
chener Bevölkerung —, wenn ſich ergibt, daß zu den Prozentſätzen 
der letzten Rubrik vorſtehender Aufſtellung (15% , 22% und 63%) 
der Durchſchnittskonſum der Münchener Erhebung vom Februar 1915 
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62 g Eiweiß, 65 g Fett, 252 g Kohlehydrate und 1891 Kalorien 
beträgt, bzw. bei Mitberückſichtigung des Bierkonſums: 65 g Eiweiß 
und 2200 Kalorien. 

Im gleichen Verhältnis (15%, 22%, 63 /) berückſichtigt, beträgt 
der durchſchnittliche jährliche Fleiſchkonſum der Münchener Er⸗ 
hebung (der pro Kopf und Jahr bei der Oberſchicht 64,7 kg, bei 
der Mittelſchicht 58,3 kg, bei der Unterſchicht 46,9 kg betrug) 
52,1 kg, berückſichtigt im Verhältnis der Stärke der Schichten (14 /, 
34% q 52/0) 53,3 kg. Nach den Münchener Schlachtungen entfielen 
aber im Jahre 1913 allein an Fleiſch der Schlachttiere auf den Kopf 
der Bevölkerung 67,9 kg. Nicht einmal der Geſamtfleiſchkonſum 
der Oberſchicht, berechnet nach dem Konſum des kälteſten Monats, 
erreichte dieſen Umfang. Man ſieht daraus, welcher Wert Durch⸗ 
ſchnittszahlen des Volkskonſums beizumeſſen iſt, die von der Produktion 
ausgehend ermittelt worden ſind. 


* * 
1 


Alle dieſe, durch die Reſultate der Rubnerſchen Berechnung des 
„nationalen Mittels“ veranlaßten Unterſuchungen haben gezeigt, daß 
die großen Serien von Haushaltungsrechnungen ein ganz anderes 
Reſultat ergeben. Insbeſondere haben ſie gezeigt, daß eine durch⸗ 
ſchnittliche Fettkopfquote von 62 g wohl möglich wäre, daß aber eine 
durchſchnittliche Eiweißkopfquote von 89 g weder mit jener vereinbar. 
noch an ſich möglich iſt. Gewiß gibt es wohlhabende Haushaltungen 
genug, die eine ſo hohe und noch höhere durchſchnittliche Eiweiß⸗ 
kopfquote haben, aber dann haben ſie auch eine entſprechend hohe 
Fettkopfquote. Rubner kann alſo nicht etwa durch eine zu ſtarke 
Berückſichtigung wohlhabender Haushaltungen zu ſeinem „nationalen 
Mittel“ gekommen fein. Seine Fettkopfquote ließe ſich vielleicht aus 
ſtarker Berückſichtigung ſüddeutſcher Haushaltungsrechnungen erklären?. 
Aber dann bliebe ſeine hohe Eiweißkopfquote ebenfalls unerklärt. Da 
Rubner in demſelben Vortrag, in dem er die Reſultate ſeiner Durch- 
rechnung von Haushaltungsbudgets bekanntgibt, auch wieder von den 
11 Millionen Kühen, den 18 g Butter und. 347 cem Milch pro 


1 Siehe oben S. 197. 

2 Daß Voit und v. Pettenkofer vor einem Menſchenalter neben einem 
Eiweißbedarf von 118 g einen ſolchen an Fett von nur 56 g forderten, hängt 
vermutlich auch damit zuſammen, daß fie ihre Unterſuchungen im ſüdlichen 
München mit ſeinem großen Bierkonſum machten. 
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Kopf ſpricht, die er in der „Deutſchen Mediziniſchen Wochenſchrift“ 
vom 1. Oktober 1914 bereits angegeben hatte (Zahlen, von denen, 
wie wir geſehen, Ballod inzwiſchen nachgewieſen hat, daß ſie viel zu 
hoch find), fo iſt vielleicht nicht ausgeſchloſſen, daß er zu feinem 
„nationalen Mittel“ nicht nur durch Haushaltungsbudgets gekommen 
iſt, ſondern ſich auch noch von ſeinen vorhergegangenen Unterſuchungen 
über den Umfang der landwirtſchaftlichen Produktion hat beein⸗ 
fluſſen laſſen. 

Die Freude, die Rubner empfand wegen der Übereinſtimmung 
des von ihm errechneten „nationalen Mittels“ mit ſeiner Forderung, 
iſt nicht nur in dem Sinne unberechtigt, daß der Volkskonſum im 
Reichsdurchſchnitt auch nicht annähernd den von ihm errechneten 
Umfang hat, ſondern auch in dem Sinne, daß zwiſchen der Forderung, 
die ſich auf den Erwachſenen von 70 kg Gewicht bei mittlerer Arbeit 
bezieht. und dem Volksdurchſchnittskonſum — dem auf den Kopf der 
Bevölkerung durchſchnittlich entfallenden Konſum — gar nicht der 
vorausgeſetzte Zuſammenhang beſteht. Die „Forderung“ für den Er⸗ 
wachſenen kann vollkommen richtig ſein, und doch braucht ein viel 
niedrigerer rechneriſcher Durchſchnittskonſum noch lange nicht zu be- 
weiſen, daß die Praxis jene Forderung nicht erfüllt. Tabelle 27 und 
die folgende Aufſtellung haben mit unzweifelhafter Deutlichkeit be⸗ 
wieſen, daß ſelbſt ein beſonders niedriger Durchſchnittskonſum, wenn er 
rechneriſch annähernd ſo auf alt und jung verteilt wird wie in der 
Praxis, unter Berückſichtigung des durchſchnittlichen Körpergewichtes der 
Kinder und der Erwachſenen, beide Altersklaſſen auskömmlich ernährt. 
Dabei konnte die Verteilung ja nur ganz mechaniſch vorgenommen 
werden. In Wirklichkeit wird zum Beiſpiel die Fettkopfquote, die 
im Durchſchnitt 52 g betrug, bei den Erwachſenen aber 85 g, für die 
älteren Erwachſenen noch wieder höher ſein als bei den jüngeren Er⸗ 
wachſenen, zu denen bei mechaniſcher Einteilung ja ſchon die 15 jährigen 
gehören. Das „nationale Mittel“ wird auch mit beſtimmt durch den 
— mit dem Rückgang der Sterblichkeit wachſenden — Prozentſatz der 
älteren Generation mit niedrigerem Nahrungsbedarf, wird ferner mit 
beeinflußt von den wenig und garnicht Arbeitenden vom weiblichen Be⸗ 
völkerungsüberſchuß und vielen anderen Momenten, die ſich rechneriſch 
nur unvollkommen oder gar nicht erfaſſen laſſen. Ein pro Kopf der Be⸗ 
völkerung durchſchnittlich anſcheinend geringer Volksnahrungsumfang 
ſagt alſo wenig darüber aus, ob der einzelne Volksgenoſſe durch⸗ 
ſchnittlich auskömmlich ernährt iſt. The proof of the pudding is in 
the eating. Die Kraftleiſtung und die Ausdauer des deutſchen Volkes 
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in dieſem Kriege würden auch dann beweiſen, daß es in Friedens⸗ 
zeiten auskömmlich genährt war, wenn die auf den Kopf der Be⸗ 
völkerung entfallende Nahrungsmenge mit den Forderungen der Phyſio⸗ 
logen nicht in Einklang zu bringen wäre. Wir glauben aber gezeigt 
zu haben, daß dies garnicht der Fall iſt. 


* * 
x 


Das deutſche Volk verdankt in dieſem Kriege unendlich viel der 
Wiſſenſchaft. Aber umgekehrt iſt auch die Wiſſenſchaft durch den 
Krieg bereichert worden. In der Frage des Eiweißminimums hat 
er wertvolle Erfahrungen gebracht, die noch eben bei Korrektur der 
Druckbogen dieſer Arbeit zu meiner Kenntnis gelangen und die 
dahin gehen: Es läßt ſich mit viel weniger Eiweiß (und 
auch mit weniger Fett) auskommen, als unſere Phyſiologen 
vor dem Kriege und noch lange nach Beginn desſelben „gefordert“ 
haben. Bedingung dabei iſt eine ausreichende Kalorienzahl. Aus 
dieſer Erfahrung ergibt ſich für die Kriegszeit: Bei abgeſchloſſener 
Zufuhr iſt die Volksernährung weniger eine Eiweißfrage als eine 
Frage reichlicher Erzeugung für den menſchlichen Konſum geeigneter 
Kohlehydrate (einſchließlich der Nährfrüchte) und ihrer Sicherftellung 
für dieſen Konſum 1. 


1 Siehe des Verfaſſers Aufſatz: „Das Schwein als Konkurrent der 
menſchlichen Ernährung“ in „Berliner kliniſche Wochenſchrift“ Nr. 12, vom 
19. März 1917. 
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Gewicht der deutſchen Soldaten aber erhebli der t 
Kilogramm gefundenen Werte bei den letzteren größer.“ 
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Tabelle II 
= Mi 
5 Per⸗ itt itt Wert | Gee Pro Kilogr. 
an 
= Einwohner Göttingens |fonen-| Alter leres Pi aia nn Rörpergewigt 
8 zahl Alter Ge. Eiweiß a0“ | Gir. Kalo⸗ 
wicht g rien g rien 
Männer 
I. Wohlhabende 18 29—70 45,0 168,6 | 65,3 2440 | 0,950 35,6 
II. Leute von mittlerem Befig? z. . .| 15 |17—65| 38,2159,9 | 65,4 | 2440 | 1,090 | 40,7 
II. | Arbeiter (leicht arbeitende) ). 14 14—60 39,5 65,8 47,6 | 1772 | 0,725 | 26,9 
IV. | Arbeiter (mittelſchwer arbeitende)“ .| 3 |50—54| 52,3 175,4 | 57,5 | 2145 | 0,762 28,4 
V. Studenten (in Gaſthof od. Mittagstiſch)! 7 120—28| 24,8 165,4 | 57,5 | 2145 | 0,878 | 32,8 
Grauen 
I.] Wohlhabende 12 20 —55 35,8 62,1 55,3 | 2060 I 0,889 | 33,2 
D. Frauen don mittlerem Beſitz . . 4 120—58| 44,8 163,6 | 47,5 | 2016 | 0,746 | 31,7 
III.] Arbeiterinnen (leicht arbeitende) 7 [26—65 43,8 160,8 | 54,0 | 1769 } 0, 29,1 
Kinder 
2 2—4— 18,5 | 28,7 1070 1,550 57,8 
2 14-6 — 21,0 | 30,2 | 1126 1,438 53,6 
3 8-81 — 270 | 804 1358 148 | 508 
' 8 | 8-10 — 27, ; ; 
I. | Kinder Wohlhabender 1 10—12 — 34,0 | 27,7 | 1081 | 0,814 | 30,8 
8 112-14| — 34,0 | 48,0 | 1600 1,263 | 47,1 
2 114-16| — 152,75| 33,0 | 1229 | 0,625 | 23,3 
3 |16—18] — 162,2 : 47,6 | 1771 | 0,765 | 28,5 
8 16-8| — 21,5 | 30,2 | 1125 | 1,402 52,4 
IL | Kinder der Volfsſchule 2 10 = 325 2898 on 9885 > 
4 112—14| — 31,5 | 37,9 | 1410 1,202 | 44,8 
| u : Robhetw.| Nohkal.Robeiw. Nohkal. 
Dereindlagavett ~Sazenhaud” rtesl. 11 _ (669 | 79,6 | 2987 1,190 44,6 
reſorb. Neinkal.] reſorb. Neinkal. 
121 Perſonen (ohne Nekon valeſzenten)] 92,7) — — 70,0] 64,9 2400 | 0,927 34,3 
& s 
fanbbenaiterunge (nit land.] 10 (hann) 88,6 (67,8 | 52,5 | 1910 | 0,776| 28,2 
Unterſuchungen bei 71 Kriegs» 
efangenen (Belgier, Engländer, 
Pease en, Nuſſen) im Kriegsgefan⸗ 
genenlager XI. A.⸗K. 
A. Lagertoſte. { leicht 931 | — | — [64,8 8 | 2460 11,031 | 37,9 
B.] Lagerkoſt u. Selbftverpflegunglarbeit. | 28 — | — [63,4 | 71,75 | 2680 [1,1328] 42,3 
C. Lazarettfoſt (Kriegdgefangene) . . .I 12 — 161,3 | 49,6 | 1858 10,809 | 30,2 
Beobachtungen an in Göttingen 
anſäſſigen Männern aller Bes 
rufe und Bermögenzlagen 
A. | Freigewählte Koft in Famil ob.Gafthof} 58 | — | — 165,6 | 59,9 | 2235 [0,911 | 34,0 
B. BR in 55 ee tater wea 
e oldaten; 0 
wie im Rriegägefannenenlagareit)? 20 — | — (68,4 | 50,8 | 1891 10,743 | 27,7 
— 
i , eiſtliche, Ob g 5 
„del Bes 417 N Rice, ade: Kaufleute, Apotheker 
: Sane” Rigarrenmadher, Inſtitutswärter. 
51 Deiſtlicher 1 Lehrer, 1 Apotheker, 1 Schreiber, 1 Schranken wärter und 5 e die he py 
© Ju Original (Rr. 41 Tab. IB) iſt die Zahl (mit 1,153) unrichtig angegeben. Ebenſo die darüber (mit 1,029). 


als daß der Kriegsgefangenen, 
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| Familienausgabe für 


Nahrungsmittel ME. 


leiſch und Wurft . 
Hering) 


biet ſpezif. 
1081 ſoezif. 


Teigwaren 
Hülſen früchte 


5 - 


Grünwaren 


Kartoffeln 


1 


Pro Kopf und Tag entfiel auf 1 Perſon Gramm (Brutto) 


Ham⸗ p Ar⸗ 
8 o tts. better: 9 rhe ay 
als ul famis de nn ei l. 0 
den, eff der, | Tam fer 
1034 1254 948 1054 975 
38,5 | 40,0 | 27,5 33,7 | 33,6 
122,7 |182,8 | 106,0 | 188,9 115,0 
8,4 2,4 3,8 2,7 (3,0) 
5,8 9,2 4,1 6,3 9,2 
158,0 | 159,0 |(160,0) (160,0) 160,1 
} 16,5 | 103 (15, Q) a5, 0); 13,5 
1.8 2,5 (3 (3,0) (3, O)] (8,0) 
113,2 | 78,8 | 92,0 | 100,9 | 129,0 
70,0 — (70, 0) (70,0) (70,0) 
8,8 18 5 17,4 9,5 6,4 
11,9 ; 6,0 46 | (7,0) 
15,1 | 11,8 — — 1 
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Tabelle III 


Kilogramm pro Jahr und gopf 
einer Perſon in 
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Kilogr. pro Jahr u. Kopf 
eines Erwachſenen in 


14 26 
Indu ıfiries 


arbeitern 
Karls. arbeiter⸗ v 


ruhe familien 


274 | 377 | 41,0 
„ 
179610 185,4 170,21 
338 ee 
78 — 1,73 
1741 | 191,2 | 198/78 
29,3 ' 27,4 — 
275 
I, es 
158.0 | 2173| 232,6 
4 379) — 
77 124 | 22,4 
111 — | 64 


Pro Kopf und Tag für alle nen auf 1 Perſon Gramm (Brutto): 


1 Man beachte den auffallend hohen Milchkonſum, fiehe Erklärung des Ber- 


2 „Getreide“. 


s Einige Familien verzehrten keinen Suder und keine Eier, find aber trotz dem 
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Tabelle III 


— — — — a nn 


Nährwert⸗ 


Haushaltungen 


Durchſchnittlich jährlich reſorbierbare Eiweiß⸗ und Fettmenge in 
Kilogramm pro Kopf einer Perſon der 
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Die Regelung des Bedarfs an Lebens: 
mitteln im Kriege 


Von Wilhelm Tils, z. 3. im Felde. 


Inhalts verzeichnis: Kriegsdauer und Wirtſchaftskrieg S. 217. — Die Ande⸗ 
tung der Marktlage S. 220. — Das Weſen der Organiſation S. 220. — 
Erfter Abſchnitt: Die Regelung des Verbrauchs S. 221—233. 1. Die 
Vereinheitlichung der Kaufkraft S. 221. 2. Die Regelung der Verbrauchs⸗ 
mengen: a) Die Erfaſſung der Vorräte S. 222. b) Die Aufſpeicherung der 
Lebensmittel S. 223. c) Die Einſchränkung der Genußmittel S. 224. 
d) Erſparnis im notwendigen Verbrauch S. 225. 3. Die Regelung des Ver⸗ 
brauchs durch Preisfeſtſetzung: a) Der Höchſtpreis S. 227. b) Der Kartoffel- 
höchſtpreis S. 228. c) Beſchlagnabhme und Verteilung S. 230. d) Lebens- 
mittelhandel und Kriegswucher S. 232. — Die Zweckmäßigkeit der Ber- 
brauchsregelung S. 233. — Zweiter Abſchnitt: Die Regelung der Er⸗ 
zeugung S. 234 —249. 1. Die pflanzliche Ernährung des Menſchen: 
a) Die Getreideerzeugung S. 234. b) Die Erzeugung von Hackfrüchten S. 235. 
c) Der Gemüſebau S. 236. 2. Die Fettfrage: a) Sammlung ölhaltiger 
Kerne S. 238. b) Olſaaten S. 239. c) Tieriſche Fette S. 239. d) Aus- 
dehnung der Ziegenzucht S. 240. 3. Fleiſcherzeugung S. 241. 4. Die 
Erſatzmittel S. 243. 5. Ausdehnung der Erzeugerklaſſen S. 244. — Die 
Organiſation der Erzeugung S. 245. 


Kriegsdauer und Wirtſchaftskrieg 


ie Überlegungen auf dem Gebiete der Regelung des Lebens⸗ 

mittelbedarfs richten ſich nach der vorausſichtlichen Kriegs⸗ 
dauer. Hierbei ſcheinen ſich die Worte zu erfüllen, die der verſtorbene 
Generalſtabschef von Moltke in ſeiner Reichstagsrede am 14. Mai 
1890 vom Zukunftskrieg gebrauchte: „Es kann ein ſiebenjähriger, es 
kann ein dreißigjähriger Krieg werden.“ Die militäriſchen Macht⸗ 
mittel halten ſich die Wage. Die militäriſche Aufgabe Deutſchlands 
beſteht darin, die beſetzten Gebiete als Fauſtpfand zu halten. 

Der Hauptgegner England führt aber in erſter Linie keinen 
militäriſchen, ſondern einen wirtſchaftlichen Krieg gegen Deutſch⸗ 
land. Zu dieſem Kriege, der wegen ſeiner indirekten Kriegsführung 
von der Allgemeinheit in ſeiner Bedeutung und Tragweite unter⸗ 
ſchätzt wird, bietet er ſein ganzes erprobtes, diplomatiſches Geſchick 
und ſein geſchultes, vielſeitiges Organiſationstalent auf. Dem Siege 
in dieſem Ringen mißt er ſogar mehr Bedeutung bei als einem 
militäriſchen Erfolge. Dieſer dem militäriſchen gleichlaufende, mit 
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aller Energie geführte Wirtſchaftskrieg wird neben ftaatliden auch 
mit privatwirtſchaftlichen Mitteln (ſchwarze Liſten, Ernteaufkäufe, 
Prämienſyſteme u. ähnl.) geführt und erinnert lebhaft an die Metho- 
den, mit welchen die amerikaniſchen Truſts ihre Gegner erledigten. 
Während ein Kriegsende im militäriſchen Krieg mit dem Feſthalten 
unſerer Stellung gegeben wäre, iſt dieſes bei der längeren Dauer 
eines Wirtſchaftskrieges, wo es gilt, den Bankerott des Gegners 
abzuwarten, noch nicht abzuſehen. 

Die Bekämpfung dieſer gefährlichen und hinterliſtigen Wirt⸗ 
ſchaftskriegsführung beſteht in einer ebenſo energiſchen, gut durch⸗ 
dachten und entſchloſſen geführten Vorbeuge. Die ſchnellen Schläge 
unſerer Kriegsmacht, ſie gelten auch für den Wirtſchaftsſieg, wenn 
auch hier die Erfolge an längere Zeitdauer gebunden ſind. Es gilt 
durch tätige Mitarbeit aller den Ausbau unſeres Verſorgungsſyſtems 
in kürzeſter Zeit auf die erreichbare Höchſtſtufe zu bringen. Es 
gilt, die wirtſchaftliche Kriegsführung auf die Höhe 
der militäriſchen zu bringen, um einen vollen Sieg zu ge 
währleiſten. 

Ein erprobtes Syſtem der Verſorgung behält möglicherweiſe 
auch im kommenden Frieden ſeinen Wert, wenn unzureichende und 
zu teure Zufuhren den Zwang der erhöhten Bodennutzung und des 
beſonnenen Verbrauchs beſtehen laſſen. Erſt mit der Vollendung 
des Ausbaues unſeres Verſorgungsſyſtems (die Erzeugungsgrenze iſt 
noch lange nicht erreicht) wird der Gegner klar erkennen, daß die 
längere Kriegsdauer gerade Deutſchland den Vorteil bringt. Die Be⸗ 
tonung unſerer Bereitwilligkeit, den Krieg auch auf längere Dauer zu 
führen, wird ſehr geeignet fein, feinen Friedenswillen zu ſtärken. 

Die Folgeerſcheinungen jedes Krieges, Mangel und Preis⸗ 
ſteigerung, zeigen ſich in ſteigendem Maße ebenſo bei ſämtlichen 
Gegnern. Sie ſind da, wenn auch aus anderen Urſachen, und ver⸗ 
langen ebenfalls gebieteriſch nach Abwehr. Es wird ſich erſt noch 
zeigen müſſen, ob den Gegnern eine wirkſame Organiſation der Ab⸗ 
hilfe glückt. Deutſchland hat jedenfalls den Vorteil, auf dem Ge⸗ 
biete der Lebensmittelregelung mit ſeinen Erfahrungen und folge 
um zwei Jahre voraus zu ſein. 

über England iſt die Verteuerung der Lebenshaltung ſpäter, 
aber plötzlicher hereingebrochen als über Deutſchland. Die ö 
ſchnittlichen Lebensmittelpreiſe waren geſtiegen: 


September 1914 um 11% Januar 1916 um 48 %ʒ “ 
Februar 1915 + 23% Auguſt 1916 = 68% - 
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Seither ſtändige, ſtarke Preisſteigerung. Während es in Deutſch⸗ 
land gelang, Brot, Kartoffeln, Milch, Butter, Käſe, Zucker, Gemüſe 
trotz ſtarker Knappheit bei erſchwingbaren Preiſen zu halten, ſind 
gerade die Grundnahrungsmittel in England ſtark geſtiegen. Durch 
die geringe Weltweizenernte und den ſchlechten engliſchen Ernte⸗ 
ausfall übertrifft der engliſche Weizenpreis den deutſchen ganz be⸗ 
deutend. Es fehlt ferner an Landarbeitern, um die ſchlechte Kar⸗ 
toffelernte hereinzubringen. Hohe Preiſe bewirken dort eine größere 
Not als hier die Knappheit !. 

Abgeſehen davon, daß in England die Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen auch aus anderen Gründen auf Schwierigkeiten ſtößt, hat 
der immer fühlbarere Mangel an Schiffsraum die Ware ſchon er⸗ 
heblich verteuert, ehe ſie England erreicht hat. Da England un⸗ 
bedingt kaufen muß, ſucht man die Preiſe zu nützen. Die Folgen 
ſind Arbeiterausſtände in den notwendigſten Induſtrien. 

In Frankreich macht ſich der Verluſt des faſt ein Viertel 
der Geſamterzeugung (beſonders Zucker) deckenden verlorenen Gebietes 
in der Lebensmittelteuerung bemerkbar. Höchſtpreiſe ſollen der Ge⸗ 
fahr ſteuern. Um den Ertrag zu heben, gewährt man eine Prämie 
von 3 Fres. auf den Zentner Getreide und von 20 Fres. auf den 
Hektar wieder in Bebauung genommenen Ackerlandes. 

In Rußland herrſcht in weiten Gebieten große Not an den 
notwendigſten Lebensmitteln. Die nach deutſchem Muſter vor⸗ 
geſchlagene Abhilfsregelung verſagt aus Mangel an tüchtigen Be⸗ 
amten und an zu geringem ſtaatsbürgerlichen Verſtändnis der 
Menge. 

In Italien ſchafft der Kohlenmangel neben Verteuerung auch 
Ernährungsſchwierigkeiten in der Zubereitung der Speiſen, weshalb 
der engliſche Handelsminiſter Runciman ganz logiſch die roh eßbaren 
Bananen empfiehlt. 

Gerade dieſer harte Zwang von außen, dem die eam heutige 
Lebensmittelregelung entſpringt, und vor dem ſich Deutſchland bei 
klarer Erkenntnis der wirkſam zu betreibenden Gegenmaßregeln nicht 
zu fürchten braucht, hat die großen Eigenſchaften des geſchichtlichen 
Preußentums erzeugt: 

Sparſamkeit und Strenge in der Allgemeinheit und Selbſtzucht 
des Einzelnen. | | 


1 Es fei hier bemerkt, daß der Aufia Ende September geſchrieben wurde, 
aber leider nicht früher veröffentlicht werden konnte. Die Schriftltg. 
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Die Anderung der Marktlage 


Der Krieg hat eine grundlegende Anderung in der Marktlage 
und damit in der Beſchaffungsmöglichkeit dadurch herbeigeführt, daß 
er in einer bisher noch nicht dageweſenen Weiſe unſere Volkswirt⸗ 
ſchaft in einen unüberbrüdbar ſcheinenden Gegenſatz von Angebot 
und Nachfrage brachte. Anders als zu Friedenszeiten, wo ſteigende 
Preiſe in hinreichender Weiſe für die Güterzufuhr ſorgen, verſagte 
dieſer Umſtand infolge der immer mehr ſich ſchließenden Grenzen 
völlig. Das verwickelte Syſtem der Lebensmittelverſorgung mit 
ſeiner börſenmäßigen, automatiſch in ausgetretenen Bahnen erfol⸗ 
genden Preisregelung mußte hier verſagen. Nur eine Aufwärts⸗ 
bewegung der Preiſe konnte in Frage kommen, da es ſich um eine 
Nachfrage nach gegebenen Vorratmengen handelte. 

Da der bisher ganz andere Aufgaben erfüllende Handel bei der 
ſich überſtürzenden ſtarken Nachfrage keine Möglichkeit hatte, eine 
gleichmäßige Verteilung durchzuführen und die Preiſe zu ſenken, galt 
es, zur Organiſation der Lebensmittelverſorgung von Staats wegen 
zu ſchreiten, um Angebot und Nachfrage ins Gleichgewicht zu bringen. 
Hierzu hatte man drei Wege zur Hand: Beſchneidung der Nachfrage 
einerſeits, Erhöhung des Angebots anderſeits und die gleichzeitige 
Verbindung dieſer beiden Wege. 


Das Weſen der Organiſation 


Wie der Einzelne durch (Ab⸗ und Bus) Neigung ſich leiten läßt, 
ſo wird dem Maſſenbedürfnis durch das Mittel der Vereinheitlichung 
des Willens Abhilfe geſchaffen. Dieſes Mittel wird Organiſation 
genannt. Ihr Weſen erhellt aus ihrem Wortbegriff: 

Organiſation iſt die durch einen übergeordneten, gemeinſamen 
Antrieb geregelte Tätigkeit aller in Betracht kommenden Perſonen 
zur Erreichung eines (für die Einzelnen zerſplittert nicht erreichbaren) 
möglichen Zwecks durch das wirtſchaftlichſte Mittel. 

Zur Bewertung der Zweckmäßigkeit der im einzelnen Falle 
getroffenen Organiſation find alſo folgende Hauptpunkte abzuſchätzen: 

1. Stärke des Antriebs; 
2. Anwendung des wirtſchaftlichſten Mittels; 
3. Größe des zu erreichenden Zweckes. 

Zur Organiſation von Staats wegen wird dann geſchritten, 

wenn die Summe der privatwirtſchaftlichen Einzelregelungen nicht 
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ausreicht. Sie ergreift dann alle Staatsangehörigen, die für den 
gegebenen Zweck in Betracht kommen. Die Möglichkeit der Aus⸗ 
dehnung und des Erfolges einer Organiſation von Staats wegen 
wird beſtimmt durch die Fähigkeit der Führernatur, in welcher 
ſich die Vereinheitlichung des Willens verkörpert, und durch die 
ſtaatsbürgerliche Erziehung der Einzelnen. 

Beides iſt am höchſten der germaniſchen Raſſe zu eigen, den 
Engländern und den Deutſchen. Der Slawe beſitzt kaum Ver⸗ 
anlagung dafür, während der Romane ſeinen ſtaatswirtſchaftlichen 
Organiſationen durch berſtreckung des verſtandesmäßigen Inhalts 
die Stoßkraft raubt. 

Organiſation iſt nicht örbende d wenn jemand andere lediglich 
durch moraliſchen Druck veranlaſſen will, auf einen als richtig er⸗ 
kannten Zweck hinzuarbeiten. Die Erfaſſung aller in Betracht kom⸗ 
menden Perſonen und ihrer Leiſtungsfähigkeit wird in dieſem Falle 
niemals erreicht. Die größte Gefahr für eine Organiſation bildet 
neben dem ſtarken Mangel an Führern ihre Zerſplitterung, das un⸗ 
nütze Nebeneinander gleichgerichteter, ähnlicher Beſtrebungen. Ferner 
kann eine Organiſation in das Gegenteil ihres Zweckes auslaufen, 
wenn ſie zum Selbſtzweck wird und lediglich in eine Reglementierung 
und Mechaniſierung ausartet, die höchſtens erſparend, in keinem 
Falle aber beſchaffend wirken kann. 

Dies allgemein über das Weſen der Organiſation Geſagte 
wird im folgenden die Überlegungen auf dem Gebiete der Lebens⸗ 
mittelregelung im Kriege erleichtern und ermöglichen, ein Bild von 
der Zweckmäßigkeit des Geſchaffenen und des noch zu Schaffenden 
zu gewinnen. 


Erſter Abſchnitt 
Die Negelung des Verbrauchs 


1. Die Vereinheitlichung der Kaufkraft 


Jedermann iſt Verbraucher von Lebensmitteln und wurde daher 
in die öffentliche Regelung des Verbrauchs einbezogen. Dieſe lag 
näher als die Regelung der Erzeugung, da es galt, die vorhandenen 
Vorratsmengen durch gleichmäßige Verteilung vor Verſchwendung zu 
ſchützen. Ferner hat ſie den großen Vorzug, daß ſich die gegebenen 
Vorräte zahlenmäßig ergreifen laſſen und ihre Verteilung durch den 
gegebenen Behördenapparat polizeilich überwacht werden kann. Es 
wird ſich ſpäter zeigen, daß gerade dieſes zuverläſſige Hilfsmittel 
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auf das ganze große Gebiet der Regelung ber Gütererzeugung nicht 
anwendbar ift. 

Der leitende Geſichtspunkt der Verbrauchsregelung beſtand darin, 
die durch die verſchiedenen Einkommenklaſſen gegebene ungleichmäßig 
ſtarke Kaufkraft des Einzelnen zu vereinheitlichen. Jedem wird ohne 
Rückſicht auf die wirtſchaftlichen Machtmittel nur die gleiche, mög⸗ 
lichſt geringe Kaufkraft an der Geſamtmenge gegeben. Damit dieſe 
beſchränkte Kaufkraft auch in den unteren Bevölkerungsſchichten nicht 
verſagt, wurden gleichzeitig Höchſtpreiſe feſtgeſetzt. 

Erleichtert wurde die Organiſation des Verbrauchs dadurch, daß 
der Zahl der Einkommenklaſſen mit ihren deutlich ſichtbaren Unter⸗ 
ſchieden eine bedeutend geringere Anzahl von Klaſſen gegenüberſteht, 
geſchieden nach der Art ihres Verbrauchs an Lebensmitteln. Das 
Brot des Wohlhabenden iſt dasſelbe wie das des Arbeiters. Nirgends 
ſind die Geſchmacksunterſchiede ſo gering wie auf dem Gebiete des 
Verzehrs der Lebensmittel. Da jeder Menſch ein Verbraucher von 
Lebensmitteln iſt, ſo muß naturgemäß die Regelung des Geſamt⸗ 
verbrauds fein: allgemein gültig für das ganze Reich, eindeutig für 
jedermann und beſtändig. Der Ausbau nach dieſer Richtung hin 
macht immer größere Fortſchritte (zum Beiſpiel Reichsreiſebrotmarken). 


2. Die Regelung der Verbrauchsmengen 


Die Regelung im Güterverbrauch durch Vereinheitlichung der 
Kaufkraft erfolgt nach zwei Richtungen, einerſeits durch Feſtſetzung 
der Verbrauchsmengen auf den Kopf, anderſeits durch Feſtſetzung 
des Kaufpreiſes dieſer Menge. Bei den Grundnahrungsmitteln 
beſchritt man beide Wege gleichzeitig. Es iſt klar, daß die richtige 
Wechſelbeziehung zwiſchen Menge und Preis in der jeweils feſt⸗ 
zuſtellenden Regelung durch die Erfahrung beſtätigt werden mußte. 
Die folgenden Erörterungen beſchäftigen ſich zunächſt mit den Be⸗ 
ſtimmungen, welche die Menge ſowie die Art und Weiſe des Ver⸗ 
brauchs der Lebensmittel regeln. 


a) Die Erfaffung der Vorräte 
Die Möglichkeit, die vorhandenen Lebensmittel gleichmäßig auf 
den Kopf der Bevölkerung zu verteilen, hängt von dem Grade ihrer 
Erfaſſung ab. Am leichteſten iſt dieſe bei Gütern, die eingeführt 
werden und die ſich daher in den Lagerräumen der Kaufleute befinden. 
Schwieriger iſt es ſchon, unſere Ernte zu erfaſſen und zu verteilen. Am 
leichteſten gelingt es noch beim Brotgetreide, welches, um der menſch⸗ 
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lichen Nahrung nutzbar zu werden, erſt durch die Zwiſchenſtufe der 
Mühle hindurch muß. Es läßt ſich hierbei bequem von den Behörden 
beſchlagnahmen und, wenn ſie ſich auf die Lagerung verſtehen, un⸗ 
beſchädigt den Verbrauchern zuweiſen. Dies gilt auch in ähnlicher 
Weiſe für das Fleiſch der Tiere, die auf den Schlachthof gebracht 
werden müſſen. Die Brotkarte und die Fleiſchkarte bilden die beſte 
Löſung der gleichmäßigen Verbrauchsregelung. Die Hauptſchwierig⸗ 
keiten ſind bei den beiden wichtigen Lebensmitteln überwunden. Der 
Ausbau des Syſtems bis in alle Veräſtelungen hat ſich bewährt; es 
vermag ſich dem Gang der wirtſchaftlichen Entwicklung regelnd 
anzupaſſen. 

Bei den übrigen Grundnahrungsmitteln aber, welche der Er⸗ 
zeuger unmittelbar dem Verbraucher zuführen kann, dürfte aber der 
Erzeuger ſtets die mehr oder weniger überwachbare Möglichkeit zu 
einer reichlicheren Selbſlverſorgung als der Verbraucher haben. 
Ganz beſonders deutlich und fühlbar tritt dies bei den ſo wichtigen 
Speifefetten zutage, bei welchen Angebot und Nachfrage am weiteſten 
auseinanderliegen. Es iſt bei allen Kennern der Verhältniſſe als 
ſelbſtverſtändlich bekannt, daß der Durchſchnittbauer darin feinen 
Bedarf vielfach wie zu Friedenszeiten zu decken ſucht, ehe er den 
Überſchuß zu Markte bringt. 


b) Die Aufſpeicherung der Lebensmittel 


Nach ihrer Erfaſſung müſſen die Lebensmittel für den Verbrauch 
bereit geſtellt werden. Dieſe Bereitſtellung bietet aber anfangs die 
größten Schwierigkeiten, da ſämtliche Güter, die der Ernährung dienen, 
die Eigen ſchaft haben, mit der Zeit zu verderben. Deshalb ſpielt 
die Haltbarkeit eines Gutes für die Art feiner Verbrauchsregelung 
die größte Rolle. Während im Frieden der Erzeuger oder Mittler 
für die Aufbewahrung Sorge trug, hat jetzt bei einem Teil der be⸗ 
ſchlagnahmten Güter die Behörde dafür Sorge zu tragen. Um die 
Maſſennahrungsmittel haltbar aufzuſpeichern, muß in erſter Linie 
Arbeit aufgewendet werden. Das Getreide muß ſorgſam getrocknet, 
die Kartoffel muß vorſichtig behandelt, gut durchgelüftet und froſt⸗ 
geſchützt aufbewahrt werden. Gemüſe und Fleiſch werden eingeſalzen 
oder luftdicht in Blechbüchſen verwahrt. Neben der Einlagerung 
ſpielt die ſachgemäße Überwachung eine entſcheidende Rolle. Da die 
zur Aufbewahrung der Lebensmittel aufgewendete Arbeit äußerlich 
nicht ſichtbar iſt, wird ſie ſtets von den neu zur Aufbewahrung der 
Güter berufenen, hierin unerfahrenen Stellen unterſchätzt. Die 


224 Wilhelm Tils 786 


Klagen in der Offentlichkeit über ſtickiges Getreide, verfaulte Kar⸗ 
toffeln und weggeworfene Konſerven haben hierin ihren Grund. Die 
behördliche Organiſation brachte neben einer Verteuerung des Ver⸗ 
triebs an ſich einen größeren Verluſt durch Verderben von Lebens⸗ 
mitteln mit ſich, als der auf die kleinſte Vorteilnutzung aufgebaute 
Handel aufwies. Um die Gleichmäßigkeit der Ernährung ſicher⸗ 
zuſtellen, mußte man zu einem wirtſchaftlichen Mittel greifen, das 
teurer war als das bisherige. 


e) Die Einſchränkung der Genußmittel 


Da die gegebenen Mengen der Nachfrage nicht genügen, wird 
die Erzeugung ſelbſt geſtreckt. Dies geſchieht zum Beiſpiel beim 
Mehl durch Vorſchriften über die Ausmahlung und durch Zuſatz 
von Kartoffelmehl u. a. Die Genußmittel werden eingeſchränkt, da 
die Ernährung wichtiger als der Genuß iſt. Es werden immer mehr 
ſolche Nahrungsmittel, die in ihrer veredelten Form dem Genuß 
dienen, in ihrer umfangreicheren Grundform zur Nahrung verwendet. 
Der Verbrauch von zur menſchlichen Nahrung geeigneten Gütern in 
der Technik wurde verboten. 

Die Biererzeugung wurde langſam abgedroſſelt, da die 
Gerſte auch augenblicklich das wertvollſte Mittel zur Fettviehmaſt 
bildet. Bei der Zuweiſung der Gerſte haben ſich Spannungen mit 
Bayern ergeben, das ſein Bier als einen wichtigen Beſtandteil ſeiner 
Volksernährung anſieht. 

Die Herſtellung von Branntwein und Spiritus aus Ge⸗ 
treide, Kartoffeln und Obſt iſt eingeſtellt, ſoweit es ſich nicht um 
deren Herſtellung im Heeresintereſſe handelt. 

Apfelwein durfte erſt hergeſtellt werden, wenn man den Be⸗ 
darf an Apfeln für die Musbereitung gedeckt glaubte. Seine Kelte⸗ 
rung wurde dann gänzlich verboten. 

Bei der Betrachtung dieſer Vorgänge zeigt ſich der lehrreiche 
Wirtſchaftsvorgang, daß durch Seltenheit ein Gut leicht zum Genuß⸗ 
mittel wird, das vorher als billiges Volksnahrungsmittel daſtand. 
Es iſt dies mit dem Hering der Fall. Er iſt in den weiteſten Volks⸗ 
kreiſen wegen ſeiner Billigkeit beliebt, geſchmackfaden Speiſen die 
nötige Würze und Verdaulichkeit zu geben. 

Das edelſte Genußmittel, deutſcher Wein, wird jetzt auch in den 
Kreis der Lebensmittelregelung einbezogen werden müſſen. In ſeinen 
beiten und gepflegteſten Lagen iſt dem deutſchen Traubenblut eine chemiſch 
noch nicht aufgeklärte, den Geiſt belebende, duftige Emanation eigen, 
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welche es ſelbſt weit über die edle Blume aller ausländiſchen Weine 
erhebt. Die Preiſe, die die deutſchen Raſſeweine auf den Verſteige⸗ 
rungen der Saar, Moſel, am Rhein und in der Pfalz erzielen, über⸗ 
treffen denn auch diejenigen des Auslandes ganz bedeutend. Es iſt 
klar, daß ſolche Edelinge, die nur eine geringe Menge der Geſamt 
weinerzeugung darſtellen, als allgemeines Genußmittel des Volkes 
nicht in Betracht kommen. Für die Landweine aber find neben dem 
Ausfuhrverbot Höchſtpreiſe nach dem Durchſchnitt der betreffenden 
Lage zu fordern. 


d) Erfparnis im notwendigen Verbrauch 


Eine erſte Erſparnis im Verbrauche von Lebensmitteln läßt ſich 
durch gutes, aufbereitendes Kauen, das reichlichere Ausnutzung durch 
die Verdauungsſäfte gewährleiſtet, durch das ſogenannte Fletſchern, 
erzielen. 

Der Drang des Menſchen, in der Befriedigung ſeines Nahrungs⸗ 
bedürfniſſes feiner augenblicklichen Neigung den größten Spielraum 
zu gewähren, führt ihn zur Einzelſpeiſung. Nur ſehr ſchwer 
läßt er ſich hierbei aus den gewohnten Bahnen bringen. Die Ein⸗ 
führung ungewohnter Speiſen, wie es ſtellenweiſe zum Beiſpiel der 
Seefiſch iſt, ſtößt auf die größten Schwierigkeiten. Gerade aber dem 
Einzelhaushalt iſt es möglich, durch den Verbrauch ſolcher Güter, 
die ſchwer in großen Mengen oder in gleichmäßiger Güte zu beſchaffen 
ſind, die Geſamtvorräte zu ſtrecken. Es mag hier hingedeutet werden 
auf den Erſatz des Fleiſches durch Pilze, Fiſche, Krebſe, Muſcheln; 
ferner auf die Rolle, die der nahrhafte und billige Kohl in der ruſſi⸗ 
ſchen Küche ſpielt. Für die Kriegsernährung muß der Einzelhaushalt 
erzogen werden, nicht das zu kochen, was man gerade will, ſondern 
was der Markt bietet. Eine Ausdehnung nach dieſer Seite läßt 
ſich aber, da die ſchriftliche Belehrung verſagt, nur durch ſichtbare 
und mündliche Anweiſung erreichen. 

Im Gegenſatz zur Einzelſpeiſung ſteht die Maſſenſpeiſung. 
Während bei der Einzelſpeiſung ſich eine Streckung der Vorräte durch 
die Verwirtſchaftung von Erſatzmitteln erreichen läßt, iſt bei der 
Maſſenſpeiſung eine Erſparnis im Verbrauch möglich. Während 
man auch dort nicht Kartoffeln und Gemüſe erſpart, iſt eine Er⸗ 
ſparnis an den teuerſten Nahrungsmitteln, in erſter Linie an Fett 
und Fleiſch, dann an Hülſenfrüchten, Teigwaren, Obſt und Gewürzen 
möglich. Um ſo mehr, als ſich bei zentralifierter Zuweiſung eine ge- 
nauere rechneriſche Überwachung des Verbrauchs erzielen a Eine 
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zweite, hoch anzuſchlagende Erſparnis wird durch die rationellere 
Abfallverwertung erreicht. 

Da die Maſſenſpeiſungen eine Erſparnis an den ſeltenen Hulſen⸗ 
früchten, an Fleiſch und an dem noch ſelteneren Fett erzielen, ver⸗ 
dienen ſie eine noch größere Verbreitung und Beachtung, als es in 
Wirklichkeit der Fall iſt. Es hat dieſe Tatſache ihren Grund darin, 
daß die Grundſätze, nach denen eine Maſſenſpeiſung zu leiten iſt, 
ſchwieriger als die für Einzelſpeiſung ſind. Die Sinne des Durch⸗ 
ſchnittsmenſchen reichen ohne Schulung nur aus, die Güte und 
Vollkommenheit der Einzelſpeiſung zu beurteilen. Einer Summe von 
Geſchmäckern in der Maſſenſpeiſung zu genügen, fegt ein höheres 
Maß von Kenntniſſen und Fertigkeiten in der Zubereitung voraus. 
Dazu kommt noch, daß ſich die Küchener fahrungen, deren Bewertung 
mehr dem Geſchmack und nicht ſo ſehr der logiſchen Beurteilung 
unterliegen, ſich nur durch perſönliche, greifbare Anlernung über⸗ 
tragen laſſen. Für die Ausbreitung der Maſſenſpeiſung kommt daher 
in erſter Linie ihre Güte in Betracht, und dieſe Güte wird erreicht, 
wenn die Maſſenküche den Anforderungen des Arztes, des Kochs und 
des Kaufmanns genügt. Den Anforderungen des Arztes wird dann 
nachgekommen, wenn der Nährwert der Speiſen den körperlichen 
Grundbedingungen der menſchlichen Nahrung entſpricht. Der gute 
Koch hat dafür zu ſorgen, daß die richtige Aufbereitung der Speiſen 
erfolgt, da zum Beiſpiel nur bei richtiger Zubereitung der Hülſen⸗ 
früchte ihr wertvoller Gehalt an verdaulichem Stickſtoff der menſch⸗ 
lichen Ernährung im vollen Maße zugänglich wird. Der Kaufmann 
kann durch das Mittel der zentraliſierten Beſchaffung die nötigen 
Lebensmittel billiger und leichter erſtehen und durch rechneriſch ge⸗ 
naue Zuweiſung vor Verſchwendung ſchützen. 

Die größten Maſſenſpeiſungen bilden die Verpflegungen der militä⸗ 
riſchen Standorte. Auch für ſie kommt das oben über Maſſenſpeiſung 
Geſagte in Betracht. Hier läßt ſich durch e der Militär⸗ 
lebensmittelämter noch viel erreichen. 


3. Die Regelung des Verbrauchs durch Preis- 
feſtſetzung 
Hand in Hand mit der Feſtſetzung der Höchſtmenge für den 
einzelnen Verbraucher geht die Feſtſetzung des Höchſtpreiſes der Lebens⸗ 
mittel, die nicht ausreichen. Bei nicht ausreichendem Angebot an 
Lebensmitteln haben die Preiſe die Möglichkeit, nach dem Grade der 
Nachfrage weit über die gewöhnlichen zu ſteigen. Die Einführung 
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von Höchſtpreiſen hat aber die Zerſtörung des bisherigen, ſich nach 
den Preiſen richtenden Verſorgungsſyſtems zur Folge. Im freien 
Verkehr richtet ſich ſowohl der Güterumlauf als auch die Erzeugung 
nach dem Kaufpreis. Greift man alſo durch Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen in die Verſorgung ein, ſo wird man alſo auch die Rück⸗ 
wirkung auf den Umlauf und die Erzeugung der Güter berückſichtigen 
miifjen. 
a) Der Höchſtpreis 

Die Höchſtpreisfeſtſetzung iſt überall dort am Platze, wo es ſich 
um den Verbrauch von billigen Maſſengütern der Grundnahrungs⸗ 
mittel handelt und ſolange dem Erzeuger der Stachel des Gewinnes 
bleibt. Sie verſagt bei Gütern, die entweder genügend billig ſind — hier 
würde ein Eingreifen in die Beſchaffung nur verteuernd wirken —, 
oder die nicht in gleicher Menge von allen Klaſſen verbraucht werden, 
wie Delikateſſen in ihrer ganzen Vielſeitigkeit, da hier einheitliche 
Wertmaßſtäbe nicht aufgeſtellt werden können. Vollkommen verſagen 
zu billige Höchſtpreiſe dort, wo ihre Höhe und die Koſten der Erzeugung 
in unmittelbares Verhältnis gebracht werden können. Ein Beifpiel 
hierin bildet der Eierhöchſtpreis. Die Hühner ſind unter dem eier⸗ 
legenden Geflügel die eifrigſten Körnerfreſſer. Es bedarf reichlichen 
Körnerfutters zu gutem Ertrag. Gerade aber das Körnerfutter iſt 
unverhältnismäßig teuer und ſchwer beſchaffbar geworden. Eine 
billige Höchſtpreisfeſtſetzung hätten ſo die Erzeuger zu der wirtſchaft⸗ 
lichen Unmöglichkeit gezwungen, die Eier unter den leicht errechen⸗ 
baren Selbſtkoſten abzugeben. 

In erſter Linie iſt der Höchſtpreis nach den tatſächlichen Ge⸗ 
ſtehungskoſten für den Erzeuger zu bemeſſen. Nur den Verbraucher 
berückſichtigen zu wollen, könnte bedenkliche Rückwirkung auf die Er⸗ 
zeugung üben. Stets wirkt der Höchſtpreis zum mindeſten hemmend, 
wenn nicht vermindernd auf die Erzeugung. Es wird dem Erzeuger 
der ganze vielgeſtaltige Anreiz der Preisſpekulation genommen, die 
im Frieden die Erzeugung leicht in die vorteilhafteſten Bahnen lenkte. 
Es wird die Erzeugung ſolcher Güter bevorzugt, für die keine Höchſt⸗ 
preiſe feſtgeſetzt ſind oder höhere größeren Anreiz bieten. Den Höchſt⸗ 
preiſen als einer Regelung des Verbrauchs wohnt eine gleichzeitig zu 
berückſichtigende Regelung der Erzeugung inne. 

Die Hauptſchwierigkeit der Höchſtpreisfeſtſetzung (um nur von den 
Höchſtpreiſen für die Erzeuger und nicht für den Klein⸗ und Groß⸗ 
handel zu ſprechen) liegt darin, daß ſich in die Höchſtpreiſe nur ſchwer 


die richtige Prämie für ſchnelle Erzeugung und für das Riſiko der 
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Aufbewahrung hineinbringen läßt. Die Druſchprämie darf nur fo 
hoch bemeſſen werden, daß daneben andere wichtige Arbeiten der Ernte⸗ 
einbringung nicht verſäumt werden. Eine hohe Prämie für Früh⸗ 
kartoffeln darf nicht dazu führen, daß Spätkartoffeln unreif geerntet 
und noch nicht haltbar zum Schaden der geſamten Volkswirtſchaft 
der Verderbnis anheimfallen. Iſt die Prämie zur Überwinterung zu 
niedrig, ſo denkt niemand daran, ſich dieſer Mühe zu unterziehen; 
iſt ſie zu hoch, ſo wird jeder danach trachten, ſo lange zurückzuhalten, 
bis er den höheren Preis erzielt. 

Die Höchſtpreiſe ſtellen den ſtärkſten Eingriff in den ſich ſelbſt 
regelnden Wirtſchaftsorganismus dar. Es leuchtet ein, daß man durch 
fie erprobte Befchaffungsmethoden nicht ohne weiteres ohne Schaden 
ausſchalten kann. 

Nach Höchſtpreiſen, dieſer gefährlichſten Medizin eines erkrankten 
Wirtſchaftskörpers, werden immer die großen Maſſen rufen, da ſie 
nur die Bedürfniſſe des einzelnen Verbrauchers greifbar zu beurteilen 
vermögen. Die Höchſtpreiſe vermögen aber, um beim mediziniſchen 
Bilde zu bleiben, bei zu ſtarker Doſierung den e Volkskörper 
zugrunde zu richten. 


b) Der Kartoffel höchſtpreis 


Nach dem Abſchnitt über die Natur des Höchſtpreiſes hat die 
hochwichtige Frage der Organiſation der Kartoffelverſorgung ihren 
Platz. Im Einzelhaushalt erſcheint die Kartoffelverſorgung als eine 
einfache und leichte Aufgabe. Im öffentlichen Haushalte dagegen 
ſteht die Schwierigkeit der Verſorgung im direkten Verhältnis der 
aufgewandten Verordnungen, der Ratſchläge und der Schilderungen 
der auſ dieſem heiklen Gebiete gemachten Erfahrungen. Es liegt 
auf der Hand, daß die Verſorgung mit dieſem wichtigſten und billigſten 
Volksnahrungsmittel, das durch Kochen, Braten, Backen, in Form 
von Salat, Brei und Klößen die vielgeſtaltigſte Zubereitung erfahren 
kann, ſich ſchon im Frieden aller nötigen Überlegungen und Vor⸗ 
kehrungen bediente. 

Die zuletzt getroffene ſchematiſche Höchftpreisfeftfegung für die 
ganze Dauer der Ernte 1916 ſtimmt wohl nie mit dem natürlichen 
Marktpreis überein. Die Feſtſetzung ſchwankt um über das Doppelte 
des Mindeſtpreiſes. Es werden ſo Preisſchwankungen erzeugt, die 
ſelbſt durch Konjunkturſtürze nicht überboten werden. Der Höchſt⸗ 


preis der Kartoffel für die Ernte 1916 betrug beim Erzeuger für 
die Tonne: 
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Vom 1. sane bis 10. Auguſe 180 Mk. 
s 11. s 20. Ld . a © e 160 2 
21. = 3 140 

1. Septbr. 10. Sept. 120 
11. o 100 ⸗ 

„ 21. | ee 90 
1. Oktober 15. Febr. 1917 80 = 


16. Febr. 1917 bis 15. Febr. 1917. . 100 

Es hat ſich denn auch gezeigt, daß der Marktpreis teils unter, 
teils über der behördlichen Höchſtpreisfeſtſetzung ſtand. Waren 
zu Beginn der Ernte, als zum Beiſpiel der Höchſtpreis 140 Mk. 
betrug, ſtellenweiſe Kartoffeln zu bis 100 —110 Mk. erhältlich, fo 
las man dann, daß man zu Zwangsmitteln griff, um die nötigen 
Kartoffelmengen zu erhalten. Obwohl der Höchſtpreis den Friedens⸗ 
preis bedeutend überſteigt, iſt der Anreiz zu gering, ſie rechtzeitig aus 
der Erde zu bringen. 

Außer dieſen Folgen der willkürlichen Preiſe, die durch ihre ſtarke 
Abweichung von den natürlichen die Gemüter unnützerweiſe (ſowohl 
beim Erzeuger als auch beim Verbraucher) in Wallung bringen, zeigen 
ſich aber auch die noch viel unangenehmeren Folgen der Verderbnis 
großer Mengen und der unnötigen Verteuerung. Der Anreiz, die 
hohen Anfangpreiſe für Frühkartoffeln zu nutzen, war zu groß. 
Allenthalben wurden Spätkartoffeln als Frühkartoffeln verladen. Die 
natürliche Folge war, da es ſich um zwei ganz verſchieden haltbare 
Güter handelt, daß in nachweisbar ſehr großen Mengen Kartoffeln 
verdarben. Nur die Frühkartoffel iſt beſchränkt haltbar. Die zu früh 
ausgemachte Spätkartoffel geht beſonders bei längerer Bahnfracht und 
feucht verladen ſo ſchnell in Zerſetzung über, daß ſie noch nicht einmal 
als Schweinefutter verwendbar iſt. Es ſoll nicht verſchwiegen werden, 
daß hierbei viele eine moraliſche Schuld auf ſich geladen haben. 

Neben der Verderbnis entſteht eine unnötige Verteuerung durch 
Zuweiſung von Kartoffeln aus allzu entfernten Überſchußgebieten. 
Trotz des Ausnahmetarifs machen die Koſten der Bahnfracht einen 
bedeutenden Teil der Geſtehungskoſten aus. Sie betragen bei Kar⸗ 
toffelſendungen aus Weſtpreußen nach Heſſen rund 1 Mk. auf den 
Zentner. Ein großer Teil der Kartoffeln verdirbt auch dadurch, daß 
ſie nicht am Orte ihrer Erzeugung überwintert werden. Sie werden 
oft in ungeeigneten Kellern, allzu hoch und nicht durchlüftet gelagert 
und der Obhut von Nichtfachleuten anvertraut. 

Ebenfo, wie der Viehhandel ohne Maſſenſammlung und Auf 
ſpeicherung den Verbrauchern das Schlachtvieh zuführt, ſo könnte auch 


230 Wilhelm Tils 792 


dem Kartoffelgroßhandel mehr freie Bahn gelaſſen werden, um ſo 
mehr, als er über verhandlungsfähige Zentralorganiſationen verfügt. 
Hierbei iſt noch fraglich, ob überhaupt bei dieſem am reichlichſten 
erzeugten, ſchwer aufzubewahrenden Maſſengegenſtand zu einer Höchſt⸗ 
preisfeſtſetzung gegriffen werden muß. Ob nicht das Verbot der Ver- 
fütterung von Speiſekartoffeln mit einer Begrenzung der Schweine⸗ 
haltung und die ſtändige Feſtſetzung der Höchſtmenge von / Pfd. 
auf den Kopf, unter Gewährung von Zuſatzkarten, genügt. Eine 
höhere Feſtſetzung bis 1 Pfd. auf den Kopf dürfte von vielen 
Verbraucherkreiſen nicht ausgenutzt werden. Die Preiſe würden nur 
wenig über den jetzigen Höchſtpreis hinausgehen, dafür aber auch 
geringere Mengen verderben. 

Die Frage in der Organiſation der Kartoffelverſorgung nach 
dem wirtſchaftlichſten Mittel muß beantwortet werden: Der Kartoffel- 
verſorgung muß bei reichlichem Vorrat wie im Frieden der tunlichſt 
weite Spielraum unter den durch die Kriegslage gebotenen Verbrauchs⸗ 
beſchränkungen belaſſen werden. 


e) Beſchlagnahme und Verteilung 


Begann ein Gut zu mangeln, ſo zeigte ſich dies darin, daß ſein 
Preis raſch ſtieg. Man ſchritt dann zur Feſtſetzung eines Höchſtpreiſes. 
Da jeder Höchſtpreis die ganze bisherige, ſich lediglich durch die Preife 
regelnde Verſorgung ausſchaltete, mußte man auch den ganzen Ver⸗ 
trieb neu regeln. Im freien Markte war der Umlauf eines Gutes 
durch die Feſtlegung feines Endpreiſes geſperrt; für Verluſte, Rififo, 
Vermittlung und dergleichen konnte kein weiterer Aufſchlag erhoben 
werden. Damit war der Markt von dem Gut entblößt, da der 
freie Handel nur freie Güter vertreiben konnte. Da die bisherige 
Verſorgung ausgeſchaltet war, mußte eine neue geſchaffen werden. 
Dieſe beſtand im Wege über die Beſchlagnahme. Die Waren wurden 
rechtsgültig von beſonderen Geſellſchaften, ſogenannten Kriegsgeſell⸗ 
ſchaften, erworben und von dieſen wieder dem Handel zugewendet. 
Der Händler beſorgt nur mehr den Vertrieb der Waren gegen einen 
Vergütungsſatz. Bei Waren, deren Gewinnung in ſtarkem Wechſel 
ſchwankt, und deren Haltbarkeit ſehr beſchränkt iſt, bewirkt ein ſtetig 
feſtgeſetzter Höchſtpreis deren Verſchwinden. Es gilt dies für die 
Seefiſche, für Gemüſe und Obſt. Man ſucht dort angemeſſene Preiſe 
durch Syndizierung der Erzeugung und des Handels herbeizuführen. 

In dieſem Rahmen wirkt auch die Zentraleinkaufsgeſellſchaft. 
Sie iſt Eigentümerin aller aus dem Auslande eingeführten Waren, 
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deren Abgabe ſie regelt. Nach anfänglichen ſtarken Angriffen hat man 
ſich mit ihrer Tätigkeit ausgeſöhnt, da ſie nicht zu unterſchätzende 
Dienſte für die Hebung unſerer Zahlungsbilanz leiſtet. 

Die Kriegsgeſellſchaften bilden das Mittel, die durch Höchſtpreiſe 
geregelten Waren dem Verbraucher zuzuführen. Sie haben den Nach⸗ 
teil, daß ſie wie jeder bureaukratiſche Betrieb ſehr teuer und ſchleppend 
arbeiten. Das läßt ſich hier um ſo leichter nachweiſen, als man den 
Unterſchied aus dem Preis der Beſchlagnahme und dem der Abgabe 
errechnen kann. Dies hat auch zu ernſten Klagen gegen die Vieh⸗ 
handelsverbände Anlaß gegeben. Die gute Getreideernte 1916 hat auch 
ermöglicht, für Getreidenährmittel eine Preisminderung eintreten zu 
laſſen, hier alſo mit einem Abbau der Höchſtpreiſe zu beginnen. 


d) Lebensmittelhandel und Kriegswucher 


Dort, wo es nicht gilt, die lange haltbaren Kolonialwaren zu 
vertreiben, ſondern die leicht verderblichen, unmittelbaren pflanzlichen 
und tieriſchen Erzeugniſſe, zeigt der fähige Handel ſeine wirtſchaftliche 
Bedeutung. Die erzeugten Lebensmittel ſind räumlich und zeitlich 
vom Orte ihres Verbrauches getrennt. Die berufliche Aufgabe des 
Handels beſteht in der Überwindung der Hinderniſſe, ſowohl der 
räumlichen Entfernung als auch der zeitlichen Zwiſchenräume, um 
die Nachfrage zu befriedigen. Bei den Lebensmitteln iſt gerade die 
Schnelligkeit und Sicherheit in der zeitlichen Beſchaffung zu betonen, 
damit dieſe Güter, die der mehr oder weniger ſchnellen Verderbnis 
anheimfallen, in möglichſt beſter Güte verwirtſchaftet werden können. 
Gerade in dem ſchnellen Abſatz und in der ſchnellen Findung der 
richtigen Preiſe beſteht die Bedeutung des Handels auf dem Markte 
der Lebensmittel; deshalb auch die vielen Warenvermittler in dieſem 
Handelszweige. Der Handel iſt ein notwendiges Glied unſerer arbeits: 
teiligen Wirtſchaft, feine Einſchränkung wird, ſolange Güter erzeugt 
werden, die räumlich und zeitlich vom Gebrauch getrennt ſind, nur 
mit Schaden gelingen. Da der Händler zwiſchen Erzeuger und Ver⸗ 
braucher ſteht, ſo wird die volle Bedeutung des Handels von der 
Allgemeinheit verkannt, da dieſe überwiegend ſich aus Erzeugern und 
Verbrauchern zuſammenſetzt. Der Handel aber verſteht es, nicht nur 
dem Verbraucher zu dienen, ſondern er veranlaßt auch den Erzeuger, 
der Stärke der Nachfrage nach Möglichkeit nachzukommen. Er ver⸗ 
mag es, den Veränderungen der Nachfrage in der Erzeugung einen 
fühlbaren Antrieb zu geben. 

Gegenüber den behördlich überwachten Kriegsgeſellſchaften und 
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den Warenvertrieben der Kommunen bietet der freie Handel folgende 

Vorteile: | 
1. die Zentraliſierung des Einkaufs durch Geſellſchaften ohne Wett- 
bewerb muß dieſen nicht verbilligen. Nur der freie Handel iſt 
zu möglichſter Koſtenerſparnis und Ausnutzung aller Markt⸗ 
vorteile genötigt; 

. jeder bureaukratiſche Betrieb arbeitet teurer und ſchwerfälliger 
als ein Handelsunternehmen. Das Riſiko in einer Hand erſchwert 
die Entſcheidung und damit verbilligende Spekulationen; 

3. die Wahrung des Allgemeinintereſſes iſt durch behördliche Rege⸗ 
lung des Betriebes auch nicht vollſtändig geſichert. Die Zurück⸗ 
ſetzung von Nebeninduſtrien findet leicht ſtatt. 

Der Menſchen⸗ und Warenmangel gebietet, vorhandene Ein⸗ 
richtungen heranzuziehen und auszunutzen. An der Bereitſtellung, 
Aufbewahrung und Verteilung der Güter iſt daher der Handel in 
höherem Maße als bei der bisherigen Regelung zu beteiligen. Gerade 
die freie Entwicklung von Induſtrie und Handel haben Deutſchland 
groß gemacht, daher gebietet die volkswirtſchaftliche Überlegung für 
deren Erhaltung und Stärkung Sorge zu tragen. 

Weil das Angebot durch die vorhandenen Vorräte gegeben war, 
brachte die immer ſtärker werdende Nachfrage als natürliche Folge 
Erſcheinungen hervor, welche die behördlich verfügte Regelung der 
Nachfrage zu durchkreuzen ſuchten. Da die Friedensgeſetze nicht aus⸗ 
reichend Hilfe boten, ſchritt man mittels beſonderer Verordnungen 
gegen den Kriegswucher und den Kettenhandel ein. Wenn irgendwo, 
ſo iſt hier die Aufſtellung von billigen Rechtsgrundſätzen ſchwer. Der 
eingeführte, beſtehende Handel war an dieſen Mißſtänden weniger 
beteiligt als fremde Perſonen, welche, ohne Geſchäfts⸗ und Waren⸗ 
kenntnis, an den nur ſteigenden Preiſen durch Weiterveräußerung 
verdienen wollten. 

Man kann hierbei zwei Hauptarten von Mißſtänden unter⸗ 
ſcheiden. Einerſeits ſolche in der Beſchaffung von Waren ohne Hddft- 
preis unter allzu hoher Nutzung oder, was auf dasſelbe hinausläuft, 
Vertrieb von Erſatzmitteln über ihren geringen inneren Wert. Ander⸗ 
ſeits ſolche, die als Verſtöße gegen die öffentliche Regelung zu be⸗ 
trachten ſind, zum Beiſpiel Getreideunterſchleife u. a. m. 

Eine grundſätzliche Verteuerung für die Allgemeinheit hat durch 
ſolche Mißſtände wohl nicht ſtattgefunden, wenn auch unverhältnis⸗ 
mäßige Bereicherungen Einzelner ſtattgefunden haben, denn dieſe Art 
Handel konnte ſich nur eines kleinen Ausſchnitts aus dem ganzen 
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Güterumſatz bemächtigen. Mit dem Übergehen der letzten frei ver⸗ 
fügbaren Vorräte in die Hände der letzten Eigentümer war ihre 
Tätigkeit im weſentlichen zu Ende. 


Die Zweckmäßigkeit der Verbrauchsregelung 


Bei den Überlegungen über die Zweckmäßigkeit der getroffenen 
Regelung des Verbrauches wird das zu vergegenwärtigen ſein, was 
einleitend allgemein über das Weſen der Organiſation geſagt wurde. 

Es zeigte ſich, daß als übergeordneter Antrieb in der Verein⸗ 
heitlichung der Kaufkraft das trefflich ausgebildete Beamtentum und 
die polizeiliche Überwachung als ein unübertreffbares Mittel zur 
Verfügung ſteht. 

Die Raſchheit und Sicherheit der Durchführung führte dazu, 
daß man als wirtſchaftlichſtes Mittel die Kriegsgeſellſchaften 
und die Kommunen mit dem Gütervertrieb beauftragte. Mit dem durch 
ſie ermöglichten Übergang in ein neues Syſtem der Gütervermittlung 
iſt ihre Tätigkeit zu einem Teil erledigt. Ihre bureaukratiſchen Ein⸗ 
richtungen arbeiten teurer, ſchleppender und warenvergeudender als 
der bisher die Waren vertreibende Handel. Da die größte Erſparnis 
an Kapital und Arbeit geboten iſt, beſteht die Anwendung des wirt⸗ 
ſchaftlichſten Mittels in der Lebensmittelverteilung darin, daß man 
die vorhandenen Organiſationen und Einrichtungen des Handels zur 
Bereitſtellung, Aufſpeicherung und Verteilung der Güter wieder mehr 
heranzieht. Nur ſoweit die gleichmäßige Verteilung zu gewährleiſten 
iſt, iſt behördliche Überwachung am Platze. Die beamtenmäßige Hand⸗ 
habung und Verantwortlichkeit muß der Handel erlernen. Der kunſt⸗ 
volle Weiterausbau des Höchſtpreisſyſtems wird mit der Benutzung des 
Handels einen bedeutenden Abbau der Preiſe bewirken und Deutſch⸗ 
land eine bedeutend billigere Kriegsführung als den Gegnern ermög⸗ 
lichen. Abgeſehen davon, hat der Handel im Gegenſatz zu öffentlichen 
Einrichtungen auch die Möglichkeit, die Erzeugung zu heben. 

Der erreichbare Zweck wurde in der gleichmäßigen Ver⸗ 
teilung der hauptſächlichſten Nahrungsmittel in der praktiſch erreich⸗ 
baren Weiſe erreicht, wobei jedoch vielfach zunächſt den Schwerarbeitern 
nicht ausreichende Mengen zur Verfügung geſtellt werden konnten. 

Alles in allem wird man ſagen können, daß die zu löſende große 
Aufgabe der Beſchneidung der Nachfrage auf das geringſte Maß bei 
gleichmäßiger Verteilung der Menge zum Heile der Allgemeinheit 
durch das in ſeinem Kerne vorbildliche Kartenſyſtem geglückt iſt. 
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Zweiter Abſchnitt 
Die Regelung der Erzeugung 


In ſchroffem Gegenſatz zu der oben behandelten Organiſation 
des Verbrauches ſteht die Organiſation der Erzeugung. Außerlich 
tritt als weſentliches Merkmal in die Erſcheinung, daß von ihr nur 
die Erzeuger ergriffen werden, während die Regelung des Verbrauches 
ſämtliche Staatsangehörige umfaßt. Um die Zweckmäßigkeit der Or⸗ 
ganiſation der Erzeugung bewerten zu können, wird man die Haupt⸗ 
punkte jeder Organiſation, die Stärke des Antriebs, das wirtſchaft⸗ 
lichſte Mittel und der zu erreichende Zweck für die Erzeugung jeder 
einzelnen Gattung der Grundnahrungsmittel abſchätzen müſſen. Es 
wird ſich zeigen, daß in der Organiſation der Erzeugung dieſe Haupt⸗ 
punkte vollſtändig von den entſprechenden in der Organiſation des 
Verbrauches abweichen, daß damit auch dem Weſen der Erzeugung 
ein ganz anderer, im Gegenſatz zu der verſagenden Verbrauchsregelung, 
ein bejahender, fördernder Gedankeninhalt und Wille innewohnen muß. 


1. Die pflanzliche Ernährung des Menſchen 


Alle Urerzeugung iſt pflanzlich. Man kann das Gebiet der Er⸗ 
zeugung an Lebensmitteln daher einteilen in die pflanzliche Ernährung 
des Menſchen und in die Futtermittel. Hierbei iſt zu beachten, daß 
eine ſcharfe Trennung nicht möglich iſt, weil der über die menſchliche 
Ernährung hinausgehende Ernteertrag zur Viehmaſt verwandt wird. 
Es wird alſo durch die Urerzeugung in erſter Linie die menſchliche 
„Ernährung an pflanzlichen Lebensmitteln gedeckt. Die Futtermittel 
liefern dann das höherwertige Fett und das Fleiſch. 


a) Die Getreideerzeugung 

Das wichtigſte Lebensmittel im Kriege iſt das Brotgetreide, da 
es gut getrocknet ſeiner Aufſpeicherung die geringſten Schwierigkeiten 
entgegenſetzt. Auch kann es am bequemſten in Maſſen erzeugt werden, 
da ſowohl bei der Saat, als auch bei der Ernte in umfangreichem 
Maße die Anwendung landwirtſchaftlicher Maſchinen möglich iſt. Wie 
die dem Reichstag zugegangene kürzliche „Denkſchrift über die wirt⸗ 
ſchaftlichen Maßnahmen“ beſagte, iſt die Ernährung hinſichtlich dieſes 
wichtigſten Gutes durch die gute Ernte 1916 geſichert. Die mäßigen 
Ernten der beiden vorhergehenden Jahre ſind ausgemerzt. Es iſt 
jedoch zu bedenken, daß es gilt, in dieſem haltbarſten Gut die größte 
Reſerve aufzuſpeichern. Im allgemeinen kann auch geſagt werden, 
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daß die Ausmahlung von etwa 82% ſowohl für Roggen als auch 
für Weizen mit Rückſicht auf die Gewinnung von Kleie die günſtigſte 
iſt. Es muß nach wie vor mit aller Strenge darauf geſehen werden, 
daß kein Brotgetreide, wie es leider noch oft vorkommt, verfüttert 
wird, ebenſo wie kein Branntwein mehr daraus hergeſtellt werden darf. 

Eine hinſichtlich der menſchlichen Ernährung unterſchätzte Ge⸗ 
treideart neben der Gerſte iſt der Hafer. Er beſitzt den größten 
Nährwert. Es iſt anzuſtreben (wie es ſchon geſchehen iſt), daß er 
in aufbereiteter Form von Hafermehl u. dgl. m. verwendet wird. 
Vor allen Dingen iſt er berufen, für den immer ſeltener werdenden 
Kaffee (ſeine Surrogate ſchädigen zum Teil die Nerven) das Früh⸗ 
ſtücks⸗ und Abendgetränk zu bilden. 

Die Gerſte wird immer mehr zur Viehmaſt und zur Getreide⸗ 
kaffeeerzeugung herangezogen. Hierbei gilt es, den Ausgleich für die 
Biererzeugung zu finden. 

Der Anbau der Hülſenfrüchte iſt nach Möglichkeit aus⸗ 
zudehnen. Wo die Kultur günſtig und bekannt iſt, iſt der Boden 
möglichſt für dieſe hochnährwertigen Gegenſtände auszunutzen. 


b) Die Erzeugung an Hackfrüchten 

Sie ergibt auf den Hektar den größten Mengenertrag. 1910 
wurden vom Hektar im Durchſchnitt des Deutſchen Reiches 131 dz 
Kartoffeln gegenüber 17 dz Roggen geerntet. Die Kartoffelerzeugung 
ſteht mit der Getreideerzeugung inſofern im engſten Zuſammenhang, 
als die klimatiſchen Bedingungen, welche die Erträgniſſe der einen 
Frucht ſteigern, die der anderen mindern und umgekehrt. Daraus 
ergibt ſich für die beiden Hauptnahrungsmittel pflanzlicher Natur 
die wichtige Folgerung, daß der Minderertrag der einen Fruchtart 
durch den Mehrertrag der anderen erſetzt werden muß. Es muß alſo 
gerade in der Frucht am meiſten geſpart und ihre Verſchleuderung 
verhindert werden, die den reichſten Ertrag gebracht hat. 

In dieſem Zuſammenhang ſei auch des Umſtandes gedacht, daß 
der Durchſchnittsdeutſche zu einem ausgeprägt übertriebenen Ver⸗ 
brauch der nur geringe Nährwerte ergebenden Kartoffel neigt. Ein 
Blick auf die Lebensweiſe faſt aller anderen Völker zeigt deutlich, 
daß man auch ohne reichlichen Kartoffelverbrauch die nötige Arbeits⸗ 
kraft erreichen kann. Allerdings bedarf dies einer vollſtändigen Um⸗ 
gewöhnung nach der Seite hin, daß ſtatt der Kartoffel in reichlicherer 
Menge Gemüſe (Kohl, Rüben, Hülſenfrüchte, Salate) zubereitet werden, 
deren zweckmäßige Aufbereitung zu erlernen iſt. Mit anderen Worten, 
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die Rolle der Kartoffel von einem Hauptnabrungsmittel verjchiebt ſich 
zur Beikoſt. Bei Gemüſe aber iſt der Anbau beliebiger Mengen 
möglich. Bei ſolcher einſchneidender Veränderung der Lebensweiſe 
können große Mengen frei werden, die man durch Trocknung für 
ſpäteren Verbrauch leicht aufbewahren oder zu einem anderen Teile 
zur Viehmaſt verwenden kann, die das mehr mangelnde Fett gibt. 

Eine ſchlechte Höchſtpreisfeſtſetzung iſt geeignet, den Anbau nach 
ſolchen Erzeugniſſen hin zu verſchieben, die eine größere Gewinn⸗ 
möglichkeit ergeben. 

Rüben ſind ſowohl friſch als auch getrocknet ein vorzügliches 
Nahrungs- und Futtermittel. Auch werden ihre verſchiedenen Sorten 
immer mehr zur menſchlichen Ernährung herangezogen, da ſie neben 
hoher Nährkraft einen großen Sättigungswert beſitzen. Hierzu kommt 
noch, daß ihre Überwinterung in ähnlicher Weiſe, wie bei der Kartoffel, 
ſich in leichter Weiſe durch Mieten bewerkſtelligen läßt. Beſonders 
iſt der Anbau von Zuckerrüben zu berückſichtigen; Deutſchland iſt von 
einem zuckerausführenden Land zu einem zuckerbedürftigen Land ge⸗ 
worden. Zur Bereitung von Fruchtmus, das als Fetterſatz ſehr wichtig 
iſt, wird die nötige Zuckermenge jedoch bereitgeſtellt werden können. 
Wo es lediglich auf die Süßkraft des Zuckers ankommt, iſt in dem 
Teererzeugnis Sacharin ein billiger Erſatz gefunden, der jedoch keinen 
Nährwert enthält. 


e) Der Gemüſeban 


Gemüſe hat den großen Vorzug, überall und von jedermann cr: 
zeugt werden zu können. Ein wirtſchaftlicher Gemüſebau ermöglicht 
nicht nur die Ausnutzung kleinſter Flächen, ſondern auch eine wieder⸗ 
holte Ernte innerhalb eines Jahres. Ein verhältnismäßig kleines 
Stück Land genügt, um den Sommer: und Wintervorrat einer ganzen 
Familie zu erzeugen. Anweiſungen zum richtigen Gartenbau, wie ſie 
zum Beiſpiel muftergültig von der Frankfurter Palmengarten-⸗Geſell⸗ 
ſchaft gezeigt werden, verdienen weitgehendſte Beachtung. In dieſem 
Rahmen ſei auch darauf hingewieſen, daß bei dem Mangel ausländi⸗ 
ſcher Gewürze eine planmäßige Anpflanzung der zahlreichen deutſchen 
Gewürzpflanzen, auch von ſpaniſchem Pfeffer (Paprika), ſtattfinden muß. 
Auch der Anbau von Arzeneipflanzen erweiſt ſich als notwendig. 

Die Obſtverwertung iſt durch Beſchneidung der Branntwein⸗ 
brennerei und Weinkelterei ſo ziemlich in der möglichen Ausdehnung 
der menſchlichen Ernährung zugänglich gemacht. Die Nährkraft des 
Obſtes beſteht in ſeinem großen Gehalt an verdaulichem Zucker. 
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Hierher gehört auch die Einſammlung unferer wilden Früchte: Heidel: 
beeren, Preiſelbeeren, Holunder, Hagebutten, Brombeeren, Him⸗ 
beeren u. a. 

Das Gemüſe bildet in der Kriegszeit den wichtigſten Teil 
unſerer täglichen Koſt. Die gewöhnliche Aufbereitung iſt das Schmäl⸗ 
zen mit Fett. Da es aber an Fett mangelt, ſo ſei hier vielleicht auf 
die Verwendung von Paprika hingewieſen, das die Aufbereitung und 
Verdauung der nur wenig Nährſalze enthaltenden Gemüſe erleichtert. 

Bei der hohen Bedeutung, die dem Gemüſe in ſeiner vielſeitigen 
Geſtalt zukommt, muß ſein Anbau durch planmäßige Heranziehung 
neuer Kräfte gefördert werden. Man hat hierzu die Errichtung von 
Gartenbauämtern vorgeſchlagen. Es ſei hier auf den Gemüſebau 
durch Schulkinder hingewieſen, die zum Teil ſchöne Erfolge erzielt 
haben. Ferner ſeien die Gemüſeanpflanzungen großer Städte auf den 
ſandigen Rieſelfeldern erwähnt. Zu unterſtützen ſind ferner die Be⸗ 
ſtrebungen, wie ſie Hans Oſtwald (Berlin) durch die Verpflanzung 
ſtädtiſcher Arbeitsloſen als Gemüſebauer auf das Land erfolgreich 
durchgeführt hat. Der Hausgarten ſtellt auch der Tätigkeit der Frau 
keine zu große Anforderung. Es iſt daher zu erſtreben, daß möglichſt 
viel Land von den Frauen zur Gartenkultur übernommen wird. Eine 
planmäßige Ausdehnung läßt ſich um ſo mehr bewerkſtelligen, als die 
Frauen über zahlreiche Vereinigungen zu ſozialen Beſtrebungen ver⸗ 
fügen und einen Überſchuß noch nicht verwendeter Arbeitskräfte beſitzen. 
Es ſei hier daran erinnert, daß zahlreiche Dienſtboten für dieſe 
Tätigkeit im Dienſte der Allgemeinheit frei gemacht werden können. 
Was auf dieſem großen Gebiete der beliebig ausdehnbaren Gemüſe⸗ 
erzeugung fehlt, iſt der energiſche Antrieb, der es vermag, die überall 
noch befindlichen zahlreichen Arbeitskräfte planmäßig und reſtlos in 
die richtigen Bahnen zu lenken. 


2. Die Fettfrage 


Nirgendswo ſteht die Erzeugung und der Verbrauch ſo in Wider⸗ 
ſpruch, wie auf dem Gebiete der Speiſefette; der Löſung der Fett⸗ 
frage iſt daher auch die größte Bedeutung beizumeſſen. Die klimatiſchen 
Verhältniſſe haben das deutſche Volk zu einem ſtarken Fetteſſer gemacht. 
Hierzu kommt noch, daß das Fett in ſtarkem Maße das Fleiſch zu er⸗ 
ſetzen vermag. In der körperlichen Ernährung hat das Fett die Rolle, 
ſich in Wärme und Arbeitsenergie umzuſetzen. Es wirkt alſo der 
Stumpfheit der lediglich pflanzeneſſenden Völker entgegen. Mit Ein⸗ 
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ſchluß der ftarfen Verwendung von Fetten in der Technik hat man 
den Verbrauch des deutſchen Volkes an tieriſchen und pflanzlichen 
Fetten auf rund 1900000 t errechnet. Das ergibt einen durch⸗ 
ſchnittlichen Fettverbrauch von etwa 70 g auf den Kopf. Die ver⸗ 
fügbare Menge an Fetten wurde zunächſt dadurch erhöht, daß man 
ihre techniſche Verwendung von 430 000 t um einen gewaltigen Be⸗ 
trag auf etwa 40 000 t abdroſſelte. Man ging hierbei fo einſchneidend 
vor, daß man noch nicht einmal das Sakramentöl der Geiſtlichen ver⸗ 
ſchonte. 

Dem großen Fettmangel ſteht jedoch gegenüber, daß man Fett 
auf die verſchiedenſte Weiſe gewinnen kann. Wenn anch kein einziger 
Weg zum Ziel führt, ſo vermag jedoch die reſtloſe Ausnutzung aller 
gangbaren Wege, die noch nicht mit aller Kraft eingeſetzt hat, erträg⸗ 
liche Zuſtände zu ſchaffen. Es iſt eine alte Erfahrung, daß man 
tieriſche Fette durch pflanzliche erſetzen kann, wie es ſchon in einer 
Odenwälder Chronik aus dem Dreißigjährigen Kriege heißt: „Weil 
die Butter auch ſehr theuer war, brauchten die leutte anſtatt derer 
zerknüßte nüßkern, leinſamen, ſotten ſie kurtz ein, ſchmeltzten ſuppen 
und gemüß damit.“ Pflanzliches Fett aber läßt ſich im Laufe eines 
Jahres in beliebiger Menge herſtellen und in Form von Margarine 
in feſtere und haltbarere Form überführen. 


a) Sammlung ölhaltiger Kerne 


Hier bietet ſich für unſere billigſte Sammelkraft, die Schuljugend, 
ein weites Feld ſegensreicher Tätigkeit. Überall ſind ſtarke Anſätze 
hierzu vorhanden. Doch ſcheint es, daß ſich mehr die ſtädtiſche als 
die ländliche Jugend der gewinnbringenden Sammeltätigkeit befleißigt. 
Seitdem es gelungen iſt, die geeignete Maſchine zur Aufbereitung der 
Obſtkerne zu entwickeln, dürfte ſich auch eine ausgedehntere Sammlung 
der als wertlos in großen Mengen weggeworfenen Kerne empfehlen. 

Hohen Gewinn verſpricht die planmäßige Ausdehnung der Samm⸗ 
lung der wertvollen Bucheckern. Man kann ſich leicht ein Bild von 
ihrer Wichtigkeit machen, wenn man bedenkt, daß 100 000 Kinder 
leicht 100 000 kg Bucheckern in einem Tage zu ſammeln vermögen, 
und daß dieſe Menge neben dem wertvollen Olkuchen ſicher eine ganz 
bedeutende Menge hochwertigſtes Speiſeöl ergibt. Selbſtverſtändlich 
muß man den in den Kindern ſteckenden Sammeltrieb zum Beiſpiel 
durch Gewährung von Sammelbildern anregen. Freiwilligkeit allein 
vermag nirgends auf der Welt, auch bei Kindern nicht, reſtloſe Aus⸗ 
nützungsmöglichkeiten zu ergeben. ü 


801) Die Regelung des Bedarfs an Lebensmitteln im Kriege 239 


Mit der Beſchlagnahme der Haſel⸗ und Walnußernte hat man 
einen gangbaren Weg eingeſchlagen. Vermehrend wirkt auch die 
Aufſtellung von Fettabſcheidern. Größere planmäßige Ausdehnung 
verdient die Knochenfettgewinnung. Ausſicht auf Erfolg verſpricht auch 
die Fettgewinnung aus der durch das Kriegsernährungsamt an⸗ 
geordneten allgemeinen Getreideentkeimung. 


b) Der Anbau von Olſaaten 


Der feldmäßige Anbau von Olſaaten wurde noch zur Mitte 
des vergangenen Jahrhunderts im größten Umfange gepflegt, und ſo 
iſt ihre Kultur noch im weiten Umfange bekannt. Der Anbau von 
Raps und Rübſen hat zugenommen. Es ſind zum Beiſpiel auf 
Anregung des Kriegsernähruugsamtes vorteilhaft Eichenſchälwald⸗ 
ſchläge zum Anbau von Raps herangezogen worden. Weitergehend 
könnte man aber ſagen, daß von Staats wegen die Bebauung ſämt⸗ 
licher Ziergärten mit Mohn ſich um ſo mehr empfiehlt, als das 
äſthetiſche Bild nicht leidet. Ferner iſt die Sonnenblume überall 
an abſchüſſigen Hängen und anf armem Boden anzubauen, wo eins 
andere Kultur doch nicht vorhanden iſt. Eine Ausdehnung im Anbau 
dieſer beiden Olfrüchte von der Freiwilligkeit zum Zwang würde uns 
auf einen Schlag in den Beſitz der wertvollſten Speiſeöle ſetzen. Zudem 
iſt eines der beſten Ole das deutſche kalt geſchlagene Mohnöl. Da 
die Olſaaten nur Ol ergeben, wenn ſie reif geerntet werden, müßte 
Vorſorge für die richtige Einerntung getroffen werden. In dieſes 
Gebiet gehört auch die Fetterzeugung durch Hefepilze. Soweit die 
Erzeugung bekannt iſt, darf man eine größere Ausdehnung nicht 
erhoffen. 

e) Tieriſche Fette 

Das wichtigſte tieriſche Erzeugnis zur Fettgewinnung iſt die 
Kuhmilch. Milch, Butter und Käſe ſpielen eine Hauptrolle in der 
menſchlichen Ernährung. An ihnen herrſcht die größte Knappheit 
gegenüber den Friedenszeiten. Durch die Milchverordnung vom 
1. November 1916 iſt die Milch auf ſolche Perſonen beſchränkt worden, 
die ihrer zur Ernährung in geſundheitlicher Hinſicht unbedingt be⸗ 
dürftig ſind. In der Butterregelung iſt eine gewiſſe Stetigkeit und 
Gleichmäßigkeit in der Verſorgung erreicht worden, wenn auch die 
auf den Kopf entfallende Menge noch zu klein iſt. Bei Käſe macht ſich 
ſehr ſtark die durch die engliſchen Umtriebe verminderte holländiſche 
Zufuhr bemerkbar. Auch in der Käſeverſorgung iſt die Einführung 
von Käſekarten trotz der vielen Käſearten nur eine Frage der Zeit. 
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Bei der Regelung der gleichmäßigen Verteilung der Milch⸗ 
erzeugniſſe kommt erſchwerend in Vetracht, daß die Rindviehhaltung 
ungleichmäßig über das Deutſche Reich verteilt iſt. 1913 entfielen: 
auf Preußen 12,3, auf Bayern 3,7, auf Württemberg 1,12 Millionen 
Stück Rindvieh. Auf die Bevölkerungsziffer entfielen in Bayern ſchon 
auf 1,86 Perſonen und in Württemberg auf 2,18 Perſonen ein Stück 
Rindvieh, während in Preußen ein Stück erſt auf 3,27 Perſonen 
entfiel. Durch das Abſchlachtungsverbot der Milchkühe iſt erreicht 
worden, daß die Zahl im Laufe des Jahres nicht weiter geſunken 
iſt. Dem Anreiz, den die ſelten günſtige Rauhfutterernte des Jahres 
1914 zur vermehrten Viehhaltung gab, wirken leider die zu hohen 
Rindviehpreiſe entgegen. Durch die hohen Anſchaffungspreiſe kann 
die Einſtellung von Magervieh zur Wintermaſt nicht in der wünſchens⸗ 
werten Weiſe ausgedehnt werden. Eine Herabſetzung der Rindvieh⸗ 
preiſe iſt denn auch wiederholt angeregt worden, wie zum Beiſpiel 
der Deutſche Städtetag die Herabſetzung in einer ausführlichen Ein⸗ 
gabe begründete. Vielleicht dürfte ſich der Weg empfehlen, den der 
Brandenburg «Berliner Viehhandelsverband beſchritten hat, indem 
er für jede Milchkuh einen Zuſchuß von 100 Mk. gewährt. Die 
Stadtverwaltungen gehen immer mehr dazu über, die nötige Anzahl 
Milchkühe ſelbſt einzuſtellen. 


d) Ausdehnung der Ziegenzucht 


Das Milchtier des armen Mannes iſt die Ziege. Sie iſt je nach 
der Raſſe ein Allesfreſſer und gibt bis zu 6 1 geſunde, fetthaltige Milch, 
die hinreichend iſt, den Bedarf einer Familie an Milch, Butter und 
Käſe zu decken. Nach der Viehzählung vom 2. Dezember 1907 wurden 
in Deutſchland 3,53 Millionen Stück, wovon auf Preußen 2,23 
Millionen entfielen, gehalten. Die Rindviehhaltung betrug damals 
20,6 und die Schweinehaltung 22,14 Millionen Stück. Die Ziegen⸗ 
haltung ſteht alſo trotz ihrer anerkannten Nützlichkeit in keinem Ver⸗ 
hältnis zur Ausbreitung. Ihrer ſtärkeren Einführung ſteht neben 
der ſchwierigen Überwindung der Gewohnheit entgegen, daß der An⸗ 
ſchaffungspreis einer Ziege für die Klaſſen, die ſich der Ziegenzucht 
widmen können, augenblicklich zu hoch iſt. In löblicher Weiſe rit 
daher die preußiſche Eiſenbahn⸗Verwaltung vorgegangen, indem ſie 
die Kleinviehhaltung ihrer Beamten durch Gewährung von Darlehen 
unterſtützte. Im Laufe des Jahres 1915 wurden 1225 Angeſtellte 
mit 33 600 Mk. bei der Anſchaffung von Ziegen unterſtützt. Ende 
1915 trieben 48 978 gegen 30000 im Vorjahre Ziegenzucht. Die 
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Grenze in der Ziegenhaltung iſt noch lange nicht erreicht. Würde 
man alle Perſonen, denen Ziegenhaltung leicht möglich iſt, von der 
käuflichen Erſtehung der Milchprodukte ausſchließen, um ſie auf dieſe 
Weiſe zur Kaltung von Ziegen zu veranlaſſen, ſo würde eine große 
Anzahl von Verbrauchern den öffentlichen Markt nicht mehr in An⸗ 
ſpruch nehmen. Es würde ſo eine Menge Erzeugniſſe für die übrige 
Bevölkerung frei werden, die zur Selbſterzeugung nicht in der Lage 
iſt. Bei einem Hinweis auf die Schwierigkeit einer ſolchen rückſichts⸗ 
loſen Einführung ſei nur daran erinnert, welche Schwierigkeiten im 
Anfang die Verbreitung der Kartoffeln machte. 


3. Die Fleiſcherzeugung 

Die Beſchaffung reichlicher Fleiſchmengen iſt wie diejenige der 
tieriſchen Fette eine Futterfrage. Der Ausfall der gewaltigen, aus⸗ 
ländiſchen Futtermengen iſt nicht vollſtändig wett zu machen, wenn 
auch durch die Heranziehung von Erſatzfuttermitteln wie Teichpflanzen, 
eiweißhaltigem Strohkraftfutter und anderem mehr ſchon viel erreicht 
wurde. Von der Futterernte hängt die Viehhaltung ab. Es iſt 
ſchwierig, der Schätzung des Futterertrags die Größe der jeweiligen 
Viehhaltung anzupaſſen. Es kommt jedoch nicht nur auf die erzeugte 
Futtermenge an, ſondern auch auf ihre richtige Verteilung auf die 
Erzeuger, um einen möglichſt großen Ertrag zu erzielen. Es kann 
nicht das zu erſtrebende Ziel ſein, reſtlos die nötige Fleiſchmenge zu 
erzeugen, weil dies nur auf Koſten der ausreichenden pflanzlichen Er⸗ 
nährung des Menſchen geſchehen könnte. 

Die Rindviehhaltung, die im Gegenſatz zu der vermehrten 
Schweinehaltung im letzten Kriegsjahr gleich geblieben iſt, verdient 
eine Vermehrung, weil die Weide und das Rauhfutter für die menſch⸗ 
liche Nahrung unmittelbar nicht in Betracht kommen. Sie bilden das 
Rückgrat der Viehhaltung und laſſen ſich nicht in ſo kurzer Zeit wie 
die Schweinehaltung vermehren oder vermindern. Trotz der ſelten 
günſtigen Rauhfutterernte iſt eine Rindvieheinſtellung im wünſchens⸗ 
werten Ausmaße unterblieben, da die jetzigen Rindviehpreiſe einen 
ſehr hohen Geldaufwand bedeuten. Die ſtädtiſchen Verwaltungen ſind 
daher immer mehr gezwungen, zur Selbſteinſtellung von Rindvieh zu 
gehen. Vermehrend muß wirken, daß Milchkühe bei verhältnismäßig 
leichter Futterbeſchaffung eine ſtändige Nutzung und wertvollen Dünger 
ergeben. 

Die Schweinemaſt iſt am wenigſten an die Betriebsgröße 


gebunden, von Zwergbetrieben bis zu Großbetrieben iſt ib 5 lohnend. 
Schmollert Jahrbuch XLI 2. 
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Die Klein⸗ und Mittelbetriebe find die hauptſächlichen Schweine: 
zuͤchter. Außer den ſelbſt erzeugten Mengen an Kartoffeln und Gerfte 
pflegen ſie noch bedeutende Futtermittel hinzuzukaufen. Es iſt darauf 
hingewieſen worden, daß man dieſen Betrieben ihre Erzeugung nach 
Möglichkeit belaſſen ſoll. 

Der verhältnißmäßig billige Anſchaffungspreis der Ferkel und 
die folgende raſche Fleiſch⸗ und damit Wertvermehrung bringt es 
mit ſich, daß auch überall da Schweine gehalten werden, wo es in 
größeren Mengen Küchenabfälle gibt, wenn es ſich auch um nicht⸗ 
landwirtſchaftliche Betriebe handelt. Dieſe Umſtände führen auch zur 
häufigen Einſtellung der ſogenannten Penſionsſchweine. Dieſe dürfen 
jetzt zu ihrer Einſtellung in Preußen nicht über 120 und in Heſſen 
nicht über 140 Pfund ſchwer ſein. Am meiſten zur erhöhten Ein⸗ 
ſtellung von Schweinen haben die kommunalen Schweinemaſtverträge 
beigetragen. Im letzten Kriegsjahre haben ſich die Schweine um etwa 
2 Millionen Stück wieder vermehrt. 

Da das Schwein hauptſächlich von Kartoffeln, Gerſte und Hack- 
früchten genährt wird, verzehrt es große Mengen zur menſchlichen 
Nahrung geeigneter Lebensmittel. Zur Hauptſache kommt für die 
Schweinemaſt der über die pflanzliche Ernährung des Menſchen hinaus⸗ 
gehende Teil in Betracht. Es iſt alſo die Aufgabe, dieſen Teil richtig 
zu bemeſſen und den größten Maſtertrag aus ihm herauszuholen. 
Werden zu viele Schweine eingeſtellt, ſo reichen die Futtermengen 
nicht aus, und es kommt, um die Lebensmittel zu ſtrecken, zur Maſſen⸗ 
ſchlachtung der Schweine. Um aus der gegebenen Futtermenge den 
größtmöglichen Ertrag herauszuwirtſchaften, wird es einer ſorgfältig 
geregelten Futterverteilung bedürfen. Für gute Maſtergebniſſe aus 
gegebenen Futtermengen und Verfütterung von Erſatzfuttermitteln 
wird man billigerweiſe Prämien gewähren müͤſſen. Die eingeſtellten 
Schweine müſſen vor allem durchgemäſtet werden, denn nur das ge⸗ 

mäſtete Schwein ergibt neben dem Fleiſch auch Fett. 

ö Die Kleintierzucht bildet eine Entlaſtung der Fleiſch⸗ 
erzeugung durch Großvieh. Sie erfordert mehr Arbeit als Geldmittel 
und iſt daher bei den unteren Bevölkerungsſchichten, ſoweit ſie keinen 
ſelbſtändigen bäuerlichen Betrieb haben, ſehr beliebt. Um ſo mehr, 
als bei geringer Ausdehnung der Zucht kein Futteranbau nötig ift- 
Im Großbetrieb ſtellt ſie, wenn nicht beſondere Bedingungen vorliegen, 
meiſt eine Arbeitsvergeudung dar. 

Die Geflügelhaltung findet vielfach als Nebenbetrieb ſtatt. 
Die Hühnerzucht ſucht man im Intereſſe der Eiererzeugung durch 
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Zuweiſung von Körnerfutter zu unterſtützen, wofür Eierablieferung 
ſtattzufinden hätte. Enten und Gänſe dienen mehr zur Fleiſcherzeugung 
und werden mit Weichfutter oder durch Weidegang ernährt. 

Die Kaninchenzucht läßt ſich auch in Städten betreiben. 
Das größte Hindernis ihrer Ausbreitung ſcheint der geſtiegene An⸗ 
ſchaffungspreis zu ſein. Es iſt deshalb zu erwägen, ob ſich nicht 
mit Hilfe von Vereinstätigkeit die Abgabe eines Heckpärchens umſonſt 
gegen Rückgabe der doppelten Jungenanzahl empfiehlt. 

Die Ziegenzucht iſt, wie ſchon geſagt, beſonders im Intereſſe 
der Milchgewinnung zu fördern. Die Bienenzucht hat in an⸗ 
erkennender Weiſe Fortſchritte gemacht. Die Heranziehung des Wildes 
hat dazu geführt, daß auch für dieſes genau feſtgeſetzte Höchſtpreiſe 
erlaſſen wurden. 

Der Erſatz des Fleiſches durch Fiſche wird immer ſchwieriger. 
Auch ſteigen hier die Preiſe ſehr ſtark, und es wird kaum möglich 
ſein, Höchſtpreiſe zu erlaſſen, ohne die Ware ganz vom Markte zu 
verdrängen. Man ſucht durch Syndizierung des Seefiſchhandels zu 
helfen. Die Hauptrolle in der Knappheit an Seefiſchen ſpielt die 
Beſchneidung der Einfuhr durch das feindliche Ausland. 


4. Die Erſatzmittel 


Auch im Frieden war die Nahrungsmittelinduſtrie ſtets in Tätig⸗ 
keit, die ſtark nachgefragten Lebensmittel durch billigere Erſatzmittel 
zu erſetzen. Alles, was bis zu einem gewiſſen Grade zu erſetzen 
war, iſt daher im Frieden ſchon gelungen. Es ſei hier nur an die 
vielen Kaffeeſurrogate und an den Erſatz der natürlichen Speiſefette 
durch Margarine erinnert. Hier kommt nicht in Betracht der Erſatz 
durch andersartige Nahrungsmittel, wie man zum Beiſpiel Fleiſch 
darch Wild, Fiſche und Muſcheln erſetzen kann, denn dies bedeutet nur 
eine Veränderung im Verbrauch, aber keine Vermehrung. Es iſt klar, 
daß bei der ſtarken Nachfrage auch die Erſatzmittel in der Nachfrage 
ſtiegen. Um ſo mehr, als ſie die Ausſicht hatten, im Verhältnis 
teurer zu werden als das durch den Höchſtpreis begrenzte Grund⸗ 
nahrungsmittel. Erſatzmittel wurden erzielt: a) durch Strecken, und 
zwar war dies beſonders bei Kaffee, Kakao und den Futtermitteln 
der Fall; b) durch anorganiſche Herſtellung. Auf dieſe Weiſe hat 
man Ol⸗, Seife⸗, Eierſatz in den Handel gebracht, die von den eigent⸗ 
lichen nährwertigen Grundſtoffen gar nichts mehr enthielten. Um der 
Möglichkeit der fortgeſetzten Fälſchungen und Betrügereien zu ſteuern, 
mußten durch beſondere Beſtimmungen die Erſatzmittel wieder in ihre 
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alten beſcheidenen Bahnen zurückgedrängt werden. Dies iſt um fo 
weniger zu beklagen, als den Erſatzmitteln nur wenig oder gar kein 
Nährwert innewohnt. 


5. Die Ausdehnung der Erzeugerklaſſen 

Was unſere Gegner im Wirtſchaftskrieg bisher erreichten, iſt 
keine Notlage, ſondern eine Beſchränkung. Es wurde weiter nichts 
erzielt, als daß die Deutſchen in ihrer Haushaltführung um ein 
halbes Jahrhundert zurückgeſchraubt wurden. Daß man ſtatt der 
ſtädtiſchen Hauswirtſchaft, die ihren reichlichen und vielſeitigen Bedarf 
auf dem Markte kauft, fic) mehr der ländlichen Bedarfsdeckung be⸗ 
dienen muß, die ihren einfachen Verbrauch ſelbſt erzeugt und durch 
eigene Konſervierung und Aufbewahrung bereitſtellt. Ferner daß man 
nicht mehr verbrauchen kann, was man will, ſondern was vorhanden 
iſt. Mit der Veränderung unſerer Methoden in der Verbrauchswirt⸗ 
ſchaft iſt noch nicht geſagt, daß deshalb unſer höchſtes Gut, unſere 
deutſche Kultur, leidet. Daher kann auch von einem bloßen Durch⸗ 
halten keine Rede ſein, da dies ſelbſtverſtändlich iſt und die jetzige 
Lage mit den Nöten vergangener Zeitläufte und mit den ſtändigen 
Hungersnöten anderer Völker nicht vergleichbar iſt. Von ſolchen Zu⸗ 
ſtänden ſind wir aber noch weit entfernt, und was Entbehrungen 
anbelangt, ſo kann der Menſch noch unendlich viel mehr ertragen 
als jetzt, ohne daß er dabei zuſammenbricht. Wie geſagt, äußert ſich 
die wirtſchaftliche Lage auf dem Lebensmittelmarkt darin, daß man 
wieder auf die früheren Methoden der Bedarfdeckung durch die Haus⸗ 
wirtſchaft zurückgreifen muß. Daher gilt es, die Eigenwirtſchaft des 
Einzel haushaltes zu fördern, die nicht für den Markt erzeugt, um zu 
verkaufen. Dies geſchieht durch Ausdehnung des Gartenbaues und 
der Kleintierzucht. Durch die vermehrte Selbſterzeugung wird die 
Nachfrage am fühlbarſten vermindert. 

Für die rein ſtädtiſche Bevölkerung wird ſich der Plan der bedarf⸗ 
deckenden Eigenwirtſchaft nicht verwirklichen laſſen, da das nötige 
Land zu weit von der Wohnungsſtätte entfernt iſt. Dort muß die 
Stadt als die Geſamtheit der Einzelnen durch Bereitſtellung von 
Kapital und Arbeit für Anbau und Zucht ſorgen. Vieles und Vor⸗ 
bildliches iſt auf dieſem Gebiete geleiſtet worden. Es ſei an die 
Rieſelfelderbewirtſchaftung erinnert, an die erfolgreichen Schweine⸗ 
maſtverträge und an die Selbſteinſtellung von Milchkühen. Die Aus⸗ 
dehnung dieſer Wirtſchaften nach den bisherigen Erfahrungen iſt viel⸗ 
verſprechend. Gerade die ſtädtereichen Induſtriezentren müſſen zu 
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ſolchen Mitteln greifen, um ſich die nötigen Stoffe zur Ernährung 
ihrer Einwohner in greifbarer und billiger Weiſe zu verſchaffen. In 
ähnlicher Weiſe wird man auch die militäriſchen Standorte zur Selbſt⸗ 
erzeugung und Bereitſtellung genügender Mengen von Nahrungsmitteln 
heranziehen, indem man Anbau und Zucht planmäßig auf die Kopf⸗ 
ſtärke der Truppenteile feſtſetzt. 

Die Grenze der Erzeugung iſt noch lange nicht erreicht, wohl 
aber die, welche ſich durch den jetzt gegebenen Preisanreiz erreichen 
läßt. Die hohen Preiſe haben in der Wirkung auf die Erzeugung 
dort ihr Ende, wo das über den gewohnten Ertrag hinausgehende 
Maß einen verhältnismäßig höheren Arbeitsaufwand bedingt. Die 
Triebkraft des Bauern in der Menge ſeiner Erzeugung iſt das Her⸗ 
kommen und die Gewohnheit. Eine Höchſtgrenze in der Erzeugung 
an ſich iſt bis jetzt noch nicht gegeben. Bedeutende Landwirte ver⸗ 
ſichern, daß die deutſche Landwirtſchaft ſich techniſch und wirtſchaſtlich 
erſt im Anfangsſtadium befinde. Jedenfalls wird immer mehr ein 
Zeitraum der landwirtſchaftlichen Bodenbearbeitung erreicht, den man 
vielleicht als den induſtriellen bezeichnen wird, da immer mehr Kapital 
und Arbeitskraft auf den Hektar in lohnender Weiſe aufgewendet wird. 
Damit ſind wir aber auch in einem Zeitraum angelangt, wo es gilt, 
mehr als bisher Kapital und Arbeit als lohnende Anlagen aufs Land 
zu leiten. Für dieſe Entwicklung zur Kriegszeit ift lediglich die Löfung 
der Frage der ausreichenden Düngerbeſchaffung entſcheidend. 

Wenn man auch in Deutſchland nicht ſo weit gehen wird wie 
bei der Verpflanzung der Liller Bevölkerung aufs Land, ſo muß doch 
jedem nach Möglichkeit die Gelegenheit geboten werden, ſeinen Bedarf 
ſelbſt zu erzeugen. Die hierzu vorhandenen freien Kräfte gehören 
ebenſo aufs Land wie die ſtädtiſchen Arbeitsloſen. Hierbei vermag 
gemeinnützige Vereinstätigkeit viel zu leiſten. 


Die Organiſation der Erzeugung 


Die Regelung des Verbrauchs und des Umlaufs der Lebensmittel 
iſt an ihr praktiſch mögliches Ende gelangt und hat jedem Staats⸗ 
angehörigen gleichmäßig und preiswert die zu ſeiner Erhaltung not⸗ 
wendigen Güter zugewieſen. Der Organiſation des Verbrauchs ſteht 
der geſamte, gut durchgebildete Verwaltungsapparat zur Verfügung. 
Die Erzeugung iſt aber wichtiger als der Verbrauch. So wichtig 
auch die Beſchneidung der Nachfrage war, um den Übergang in die 
beſchränkte Kriegswirtſchaft zu ermöglichen, ſo iſt ſie doch nur als die 
Übergangswirtſchaft zur Organiſation der Erzeugung anzuſprechen. 
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Tatſächlich kann man auf jedem Gebiete der Erzeugung kräftige 
Strömungen beobachten, die dahin zielen für irgendeinen beſtimmten 
Verbraucherkreis, wenn auch zunächſt nicht für die Allgemeinheit, das 
Angebot zu erhöhen. Die Organiſation der Erzeugung iſt unendlich 
viel ſchwieriger als die des Verbrauchs. Es handelt ſich hier um 
eine Vielheit von Organiſationen. Trotz dieſer Schwierigkeiten wird 
man dazu übergehen müſſen, die Bevölkerung darauf hinzuweiſen, 
daß es ſich nicht nur um Durchhalten handelt. Auf dieſem Gebiete 
kann noch viel mehr geleiſtet werden, da der Menſch kraft ſeiner 
Willensenergie mit ſehr wenigem aushalten kann, wie die geſchicht⸗ 
lichen Hungersnöte in Deutſchland zur Mitte des vorigen Jahrhunderts 
und die ſtändigen Hungersnöte in einzelnen Teilen des großen ruſſi⸗ 
ſchen Reiches beweiſen. Es gilt durch die aneifernde Betonung der 
Erzeugung dem metaphyſiſchen Bedürfniſſe der Maſſen über die Wirt⸗ 
ſchaftslage entgegenzukommen, von dem Kant überzeugt war, „daß 
ſogar das wahre und dauerhafte Wohl des menſchlichen Geſchlechts 
darauf ankomme“. In Deutſchland iſt die Agitation von ſeiten der 
Regierung unbeliebt, da niemand die Verantwortung für eine willkür⸗ 
liche Volksbeeinfluſſung tragen will. Es wird ſich jedoch nicht ver⸗ 
meiden laſſen, daß man auch die Erzeugung durch das geſchriebene 
und geſprochene Wort, durch das unbelebte und lebende Bild tat⸗ 
kräftiger zu lenken verſucht. Man unterſchätze hierbei nicht das Kino, 
das techniſche Vorgänge ſchnell und leicht begreiflich machen kann. 
Es ſind die Hinderniſſe zu überwinden, um das bisherige Neben⸗ 
einander der Anregungen und Beeinfluſſungen auf die Erzeuger in 
der Hand einer diplomatiſchen und unternehmungstüchtigen Natur zu 
ſammeln, damit ſie ſchnell und richtig in die Bahnen geleitet werden 
können, wo ſie am notwendigſten ſind. Dabei können die reichlich 
vorhandenen Vereinigungen wertvolle Mitarbeit leiſten. Dem für die 
Regelung des Verbrauchs ſo tüchtigen deutſchen Beamtentum fehlt 
die Fähigkeit, ein ſolches Nebeneinander von Organiſationen der Er⸗ 
zeugung frei zu machen. Ganz abgeſehen davon, daß es ſich ſeiner 
ganzen Stellung in der Bevölkerung nach bisher frei von jeder per⸗ 
ſönlichen Beeinfluſſung gehalten hat. Beeinfluſſung, um ſichtbare 
Wirkung zu erzielen, erfordert aber ſtets Einſetzung der ganzen Per⸗ 
ſönlichkeit. 

. Um die Organiſation der Erzeugung bewerten zu können, gilt 
ebenfalls das anfangs allgemein über das Weſen der Organiſation 
Geſagte. Um die Organifation der Erzeugung zu derſelben Voll 
kommenheit wie die Organiſation des Verbrauchs zu bringen (und 
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der Verbrauchsregelung entſpricht eine entſprechende Regelung der 
Erzeugung), wird man ebenfalls folgende Hauptpunkte der Stärke 
des Antriebs, des wirtſchaftlichſten Mittels und des zu erreichenden 
Zweckes werten milffen. 

Zunächſt iſt die Aufgabe, den Antrieb zur Erzeugung zu 
mehren. Hohe Preiſe allein bewirken nicht, daß rechtzeitig und 
genügend mangelnde Güter erzeugt werden. Die Überlegung zur Er⸗ 
zeugung muß ſchnell und beſtimmt in die richtigen Bahnen gelenkt 
werden können. Der Altmeiſter der deutſchen Volkswirtſchaft und 
feinſinnige Seelenkenner Schmoller ſagte einmal: „Es geht nirgends 
in der Welt ohne eine Miſchung höherer und niederer Motive.“ 
Das gilt ganz beſonders in der Gütererzeugung zu Kriegszeiten. 
Die Antriebe ſind tauſendfältig verſchieden, je nach dem zu erzeugenden 
Gut und der zur Verfügung ſtehenden Betriebsgröße. Um die vielen 
Ausbaumöglichkeiten der Erzeugung bis in ihre letzten Veräſtelungen 
zu entfalten, gilt es für jeden Fall die richtige Miſchung von äußeren 
und inneren Antrieben zu finden. Es wird die tätige Mitarbeit 
aller nötig ſein, um der Anſchauung über unſere Lebensmittelregelung 
den bejahenden und fördernden Gedankeninhalt der Erzeugung ein⸗ 
zuflößen. Sicher iſt, daß ſich gerade in Deutſchland manche Bewegung 
geſund und ſtark entwickelte, ohne daß ihr ein alles überragender 
Führer oder öffentlich aneifernder Mann zur Seite ſtand. Sicher iſt 
aber auch, daß in dieſen Strömungen der Erzeugung ein ſtarker, diplo⸗ 
matiſcher Wille vonnöten iſt, der es in Kürze vermag, alle Strömungen 
nach der Seite zu lenken, wo ſie dem Staatswohl am meiſten nützen. 
Eine einheitlich geleitete, zielbewußte Propaganda mit allen Mitteln 
der Maſſenbeeinfluſſung, wozu man gerade die Intelligenz heranziehen 
kann, wird man nicht vermeiden können. Um ſo mehr wird man dies 
tun müſſen, als eine Überſtreckung des Gedankens der Erzeugung wohl 
kaum erfolgen kann. Das ſelbſtändige Vorgehen der Städte, der 
Gemeinden, großer Unternehmungen und der Truppenkörper zur 
Selbſterzeugung und Bereitſtellung von Lebensmitteln gibt zu denken. 
Die Zeit des Winters geſtattete es, richtige Überlegungen in die 
richtigen Bahnen zu lenken. Die Aufgabe heißt hier: weitere Geld⸗ 
mittel und weitere Arbeitskräfte für neue Erzeugung in neue Wege 
leiten. Die ſchnelle Mobiliſierung in dieſer Richtung wird nur dann 
im wünſchenswerten Ausmaße gelingen, wenn zwingend auf den harten, 
äußeren Druck hingewieſen wird. Im Gegenſatz zur Regelung der vor⸗ 
handenen Verbrauchsgüter gilt es, Unternehmungen zur Erzeugung 
zu ſchaffen. Nur der tatkräftige Unternehmer läßt die Dinge nicht an 
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ſich herankommen, ſondern baut beizeiten vor. Zur Erzeugung auf 
dem Wege der Unternehmung genügt die Bereitſtellung der nötigen 
Anzahl ſelbſtändiger, aber führender Köpfe, während eine auf Zwang 
geſtützte, beamtenmäßige Regelung der Erzeugung die Bereitftellung 
ſämtlicher Arbeitskräfte erlangt. Nötig iſt vor allen Dingen die Er⸗ 
zeugung von Fetten aller Art, die Erzeugung von Futtermitteln und 
ein verſtärkter Gemüſeanbau. 

Nun iſt plötzlich dem übergeordneten Antrieb zur Erzeugung ein 
mächtiger Förderer in dem Manne entſtanden, der die Geſchicke des 
Reichs in ſeiner Hand vereinigt. In ſeinen beiden Briefen (Nov. 1916) 
an den Kanzler hat Hindenburg auf die zwingende Notwendigkeit äußer⸗ 
ſter Arbeitsentfaltung jedes Einzelnen hingewieſen, ohne das Syſtem 
der Verſorgung einer Kritik zu unterziehen. Die Schwierigkeit des 
Problems erhellt daraus, daß ſelbſt einem ſo klaren Kopf wie Hinden⸗ 
burg in ſeinem erſten Brief wohl mehr der Gedanke eines ſtarken 
(militäriſchen) Druckes, im zweiten Briefe wohl mehr der einer 
zielſicheren Proganda vorſchwebt, das heißt, einer ſich gegenſeitig 
durch moraliſche Erwägung überwachenden und aneifernden Tätig⸗ 
keit. Richtig iſt, daß jedermann in die Organiſation der Erzeugung 
zu ziehen iſt, daß deren Ausbau aber verwickelter und damit um ſo 
ſchwieriger als die des Verbrauches iſt. 
| Mit der Länge der Kriegsdauer gewinnt aud, vom militärifchen 
Standpunkte aus, die wirtſchaftliche Kriegsführung an Bedeutung. 
Derſelbe Umſtand, den Napoleon für Preußens Kriegsführung als 
entſcheidend in den Vordergrund ſchob, daß es verſtanden hat, ſeine 
Kriege billiger als ſeine Gegner zu führen, dieſer Umſtand wird auch 
in dieſem Kriege mit dem vollendeten richtigen Ausbau des Ver⸗ 
ſorgungsſyſtems vorhanden fein. 

Das wirtſchaftlichſte Mittel der Erzeugung liegt 
zwiſchen Freiwilligkeit und Zwang. Was mit Hilfe des mit der Zeit 
erlahmenden guten Willens zu erzielen iſt, dürfte wohl ſchon erreicht 
ſein. Auf der anderen Seite tötet nichts ſo ſehr als der Zwang. 
Der Trieb der Erzeugung bedarf ganz anderer, verwickelterer Mittel, 
um gefördert zu werden. Wirtſchaftliche Aufgaben laſſen ſich weder 
durch Freiwilligkeit noch durch Zwang reſtlos löſen. Es hat Jahr⸗ 
hunderte gedauert, um den Bauer aus der Bevormundung zur ſelb⸗ 
ſtändigen Erzeugung für den Markt zu bringen. Er kennt nur den 
Ausſchnitt aus der allgemeinen Erzeugung, der ihn ſelbſt betrifft. 
Jeder behördliche Eingriff in ſeine Erzeugungswirtſchaft lähmt. Im 
Gegenfatz zur Regelung des Verbrauches, wo dem Verbraucher die 
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Menge von einer Behörde zwangsweife feſtgeſetzt wird, braucht die 
Erzeugungswirtſchaft eine möglichſt große Zahl ſchaffender Kräfte, die 
aus ſtarkem Anreiz heraus (Erwerb und Vorteile) jede geringſte Mög⸗ 
lichkeit zur Erzeugung voll ausnützen. 

Die Bereitſtellung von Geldmitteln und Arbeitskräften zur Er⸗ 
zeugung, unterſtützt durch moraliſchen Zwang zur Ausnutzung, wird 
das zuverläſſigſte Mittel einer vermehrten Erzeugung bleiben. Es 
gibt immer nur einen Weg, der der richtige iſt. Seine Findung iſt 
aber hier keine Frage der Verwaltung, ſondern der Unternehmung. 

Der Zweck in der Erzeugung der Güter iſt dann erreicht, wenn 
die Ernährung der Bevölkerung und der Truppen in hinreichender 
Weiſe geſichert iſt. Als Maß hierſür und als Grenze des Erreichbaren 
braucht aber nicht der Friedenszuſtand zu gelten; eher die Art und 
Weiſe der Lebenshaltung um die Mitte des vorigen Jahrhunderts. 
Es iſt nicht erwieſen, daß die Verteilung der Einkommen vor dem 
Kriege für körperliche und geiſtige Bedürfniſſe die richtige war. Die 
Arzte haben nachgewieſen, daß die Kriegsdiät unſerem Körper bisher 
nicht geſchadet hat. Dieſer erreichbare Zweck wird ſich in Deutſchland 
um ſo leichter erreichen laſſen, als die gehobene ſtaatsbürgerliche Er⸗ 
ziehung des Einzelnen einen jeden im Gegenſatz zu vielen ausländiſchen 
Ländern befähigt, die Zweckmäßigkeit der getroffenen behördlichen An⸗ 
ordnungen und Ratſchläge einzuſehen und nach Kräften auszuführen. 
Die Grenze der Erzeugung iſt aber noch lange nicht erreicht, und 
damit ſteht einer planmäßigen, vermehrten Organiſation der Er⸗ 
zeugung nichts im Wege. 
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L 
Der beginnende Kampf gegen den Geburtenrückgang 


De⸗ Geburtenrückgang in Deutſchland iſt uns eine Überrumpelung 
geweſen, weil er durch den gleichzeitigen Rückgang der Sterb⸗ 
lichkeit bis ins zwanzigſte Jahrhundert hinein überdeckt wurde und 
für malthuſianiſch geſchulte Bevölkerungspolitiker vorläufig nichts 
Vedrohliches zu enthalten ſchien oder mit der Theorie einer wellen⸗ 
artigen Bewegung ſtatiſtiſcher Zahlen unſchädlich gemacht wurde. 
Erſt ſeit wenig mehr als einem Jahrzehnt kam die literariſche Er⸗ 
örterung des Geburtenrückgangs in Fluß, zunächſt mit dem Streit 
um ſeine Bedeutung. Die einen ſahen ihn verklärt im Lichte des 
Kulturfortſchritts, die anderen deuteten ihn als erfreulichen Anfang 
einer ökonomiſcheren Geſtaltung des Generationenwechſels bei gleich⸗ 
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zeitig verminderter Kinderſterblichkeit. Aber mehr und mehr dringt 
die harte Wahrheit durch, daß der in der Hauptſache freiwillige 
Rückgang generativer Leiſtungen zwar auch durch den Eintritt wirt⸗ 
ſchaftlicher Veränderungen bedingt iſt, die eine Beſchränkung der 
Kinderzahl begünſtigen, daneben aber durch Motive wenig erfreulicher 
Art. Der auffallend beſchleunigte Rückgang in den letzten Friedens⸗ 
jahren half dieſer Einſicht zum Durchbruch. Zu den Erörterungen 
in der wiſſenſchaftlichen Literatur traten bald auch amtliche Be⸗ 
ſtrebungen, in ſcharfem Gegenſatz gegen die malthuſianiſche Be⸗ 
völkerungspolitik einer nicht weit zurückliegenden Zeit. 

In Preußen reichen ſie mehr als ein Jahrfünft zurück. Die 
Erweiterte wiſſenſchaftliche Deputation für das Medizinalweſen im 
Miniſterium des Innern ſtimmte ſchon in ihrer Sitzung vom 
25. Oktober 1911 nach Vorträgen der Geheimen Obermedizinalräte 
Piſtor und Dietrich einer Reihe von „Leitſätzen“ zu, in denen ſie einen 
im weſentlichen gewollten Geburtenrückgang namentlich in den Städten 
zwar anerkannte, aber ſo lange nicht für bedrohlich erklärte, als der 
gleichzeitige Rückgang der Sterblichkeit, der freilich nicht unbegrenzt 
fei, ihn ausgleiche. Das Staats⸗ und Volkswohl erfordere aber, auf 
Gegenmaßnahmen rechtzeitig Bedacht zu nehmen. „Da die Frage 
der Fortpflanzung und Raſſenerhaltung nach den verſchiedenſten 
Richtungen hin der wiſſenſchaftlichen Klärung bedarf, ſo ſind fort⸗ 
laufende amtliche Erhebungen, zum Beiſpiel über die Geburts⸗ 
verhältniſſe der verfchiedenen Schichten der Bevölkerung, dringend 
erwünſcht.“ Die beiden Referenten hatten eine Reihe anderer Vor⸗ 
ſchläge gemacht; Piſtor legte den Nachdruck auf eine „Anderung der 
agrariſchen Geſetzgebung“ (Zölle) und gerechtere Verteilung der ſtaat⸗ 
lichen Laſten. 

Auf Grund dieſer Leitſätze (oder eines vielleicht von ihnen ver⸗ 
ſchiedenen „umfaſſenden Gutachtens“) der Wiſſenſchaftlichen Depu⸗ 
tation für das Medizinalweſen forderte ein gemeinſamer Erlaß der 
Miniſter des Innern, des Kultus, des Handels und der Landwirtſchaft 
im April 1912 die Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten, Arzte⸗ 
kammern, Provinzial⸗Medizinalkollegien zu eingehenden Ermittlungen 
und Berichten über Umfang und Urſachen des Geburtenrückgangs 
auf. Die nach etwa Jahresfriſt eingegangenen Berichte wurden zu⸗ 
ſammen mit literariſchem Material im Miniſterium des Innern von 
Geh. Obermedizinalrat Dr. Krohne in einer Denkſchrift verwertet, 
die zunächſt den amtlichen Stellen vorliegt, aber hoffentlich auch 
veröffentlicht werden wird. In ihr werden auch die bisher zur 
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Bekämpfung des Geburtenrückgangs vorgeſchlagenen Maßnahmen 
erörtert. Auf Grundlage dieſer Denkſchrift werden ſolche Maß⸗ 
nahmen in einer Kommiſſion beraten, die, aus Vertretern der Mini⸗ 
ſterien uſw., Sachverſtändigen und Parlamentariern zuſammengeſetzt, 
von 1915 bis 1917 im Miniſterium des Innern eine große Zahl von 
Sitzungen abgehalten hat. Die beſchleunigte Vorlage von Geſetz⸗ 
entwürfen auf Grund dieſer Beratungen ijt angekündigt!. In⸗ 
zwiſchen haben ſich auch in den Parlamenten bevölkerungspolitiſche 
Anträge und Debatten gehäuft; Reichstag und preußiſches Ab⸗ 
geordnetenhaus haben 1916 und 1917 beſondere bevölkerungspolitiſche 
Ausſchüſſe eingeſetzt, und auch ſonſt widmen ſich in der Offentlichkeit 
ſeit zwei Jahren zahlreiche beſtehende oder für dieſen Zweck neu⸗ 
geſchaffene Organiſationen der Erörterung bevölkerungspolitiſcher 
Probleme. 

Wenn ſo inmitten des Kriegserlebniſſes die Bevölkerungsfrage 
ihre Anſprüche durchſetzt, ſo iſt es eben der Krieg ſelbſt, der die 
Bedeutung der Bevölkerungsziffern in grelle Beleuchtung gerückt und 
eine zielbewußte Bevölkerungspolitik zur nationalen Lebenfrage ge⸗ 
macht hat. Es ſind nicht nur die Lehren der Schlachtfelder, die 
dieſe Erkenntnis gereift haben, ſondern auch die uns durch den Krieg 
näher gerückten Bevölkerungsverhältniſſe in den feindlichen Nachbar⸗ 
ländern ſelbſt. Wie wir den franzöſiſchen Nachbar ſeit 1871 um 
faſt drei Viertel ſeiner Kopfzahl überholt haben, ſo hat das ruſſiſche 
Reich im Wettlauf der Bevölkerungszunahme mit wahrſcheinlich 
170—180 Millionen das Zweieinhalbfache der deutſchen Volkszahl 
erreicht. Und während in Frankreich die natürliche Volkszunahme 
beinahe auf Null geſunken iſt, die unfrige trotz ihres neuerdings 
begonnenen abſoluten und verhältnismäßigen Rückgangs 1913 noch 
mit einem Jahresergebnis von 833 800, 1914 von 766 037“ ab⸗ 
geſchloſſen hat, führen die Daten der amtlichen ruſſiſchen Bevölkerungs⸗ 
ſtatiſtik auf einen rechnungsmäßigen Jahreszuwachs von 3—4 Milli⸗ 
onen, 1913 ſogar 4,3 Millionen, trotz der ſtarken ruſſiſchen Aus⸗ 
wanderung namentlich nach Amerika. Allerdings iſt dieſe Statiſtik 


1 Bal. über dieſe Vorgänge Krohne in den Verhandlungen der 8. Kon⸗ 
ferenz der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt in Berlin, Oktober 1915, S. 42 ff., 
und Miniſter v. Löbell im Abgeordnetenhauſe, 25. Februar 1916 und 17. Fe⸗ 
bruar 1917 (Bericht S. 1008 u. 3689 f.), auch Präſident des Neichsgeſundheits⸗ 
amt? Bumm im Reichstag, 22. Mai 1916 (Bericht S. 1196). 

2 Ohne Berückſichtigung der Todesfälle von Militärperſonen ſeit dem 
Kriegsausbruch. 


252 Karl Oldenberg [814 


zeitig verminderter Kinderſterblichkeit. Aber mehr und mehr dringt 
die harte Wahrheit durch, daß der in der Hauptſache freiwillige 
Rückgang generativer Leiſtungen zwar auch durch den Eintritt wirt⸗ 
ſchaftlicher Veränderungen bedingt iſt, die eine Beſchränkung der 
Kinderzahl begünſtigen, daneben aber durch Motive wenig erfreulicher 
Art. Der auffallend beſchleunigte Rückgang in den letzten Friedens⸗ 
jahren half dieſer Einſicht zum Durchbruch. Zu den Erörterungen 
in der wiſſenſchaftlichen Literatur traten bald auch amtliche Be⸗ 
ſtrebungen, in ſcharfem Gegenſatz gegen die malthuſianiſche Be⸗ 
völkerungspolitik einer nicht weit zurückliegenden Zeit. 

In Preußen reichen ſie mehr als ein Jahrfünft zurück. Die 
Erweiterte wiſſenſchaftliche Deputation für das Medizinalweſen im 
Miniſterium des Innern ſtimmte ſchon in ihrer Sitzung vom 
25. Oktober 1911 nach Vorträgen der Geheimen Obermedizinalräte 
Piſtor und Dietrich einer Reihe von „Leitſätzen“ zu, in denen ſie einen 
im weſentlichen gewollten Geburtenrückgang namentlich in den Städten 
zwar anerkannte, aber ſo lange nicht für bedrohlich erklärte, als der 
gleichzeitige Rückgang der Sterblichkeit, der freilich nicht unbegrenzt 
fei, ihn ausgleiche. Das Staats⸗ und Volkswohl erfordere aber, auf 
Gegenmaßnahmen rechtzeitig Bedacht zu nehmen. „Da die Frage 
der Fortpflanzung und Raſſenerhaltung nach den verſchiedenſten 
Richtungen hin der wiſſenſchaftlichen Klärung bedarf, ſo ſind fort⸗ 
laufende amtliche Erhebungen, zum Beiſpiel über die Geburts⸗ 
verhältniſſe der verſchiedenen Schichten der Bevölkerung, dringend 
erwünſcht.“ Die beiden Referenten hatten eine Reihe anderer Vor⸗ 
ſchläge gemacht; Piſtor legte den Nachdruck auf eine „Anderung der 
agrariſchen Geſetzgebung“ (Zölle) und gerechtere Verteilung der ſtaat⸗ 
lichen Laſten. 

Auf Grund dieſer Leitſätze (oder eines vielleicht von ihnen ver⸗ 
ſchiedenen „umfaſſenden Gutachtens“) der Wiſſenſchaftlichen Depu⸗ 
tation für das Medizinalweſen forderte ein gemeinſamer Erlaß der 
Miniſter des Innern, des Kultus, des Handels und der Landwirtſchaft 
im April 1912 die Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten, Arzte⸗ 
kammern, Provinzial⸗Medizinalkollegien zu eingehenden Ermittlungen 
und Berichten über Umfang und Urſachen des Geburtenrückgangs 
auf. Die nach etwa Jahresfriſt eingegangenen Berichte wurden zu⸗ 
ſammen mit literariſchem Material im Miniſterium des Innern von 
Geh. Obermedizinalrat Dr. Krohne in einer Denkſchrift verwertet, 
die zunächſt den amtlichen Stellen vorliegt, aber hoffentlich auch 
veröffentlicht werden wird. In ihr werden auch die bisher zur 
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Bekämpfung des Geburtenrückgangs vorgeſchlagenen Maßnahmen 
erörtert. Auf Grundlage dieſer Denkſchrift werden ſolche Maß⸗ 
nahmen in einer Kommiſſion beraten, die, aus Vertretern der Mini⸗ 
ſterien uſw., Sachverſtändigen und Parlamentariern zuſammengeſetzt, 
von 1915 bis 1917 im Miniſterium des Innern eine große Zahl von 
Sitzungen abgehalten hat. Die beſchleunigte Vorlage von Geſetz⸗ 
entwürfen auf Grund dieſer Beratungen iſt angekündigt!. In⸗ 
zwiſchen haben ſich auch in den Parlamenten bevölkerungspolitiſche 
Anträge und Debatten gehäuft; Reichstag und preußiſches Ab⸗ 
geordnetenhaus haben 1916 und 1917 beſondere bevölkerungspolitiſche 
Ausſchüſſe eingeſetzt, und auch ſonſt widmen ſich in der Offentlichkeit 
ſeit zwei Jahren zahlreiche beſtehende oder für dieſen Zweck neu⸗ 
geſchaffene Organiſationen der Erörterung bevölkerungspolitiſcher 
Probleme. 

Wenn ſo inmitten des Kriegserlebniſſes die Bevölkerungsfrage 
ihre Anſprüche durchſetzt, ſo iſt es eben der Krieg ſelbſt, der die 
Bedeutung der Bevölkerungsziffern in grelle Beleuchtung gerückt und 
eine zielbewußte Bevölkerungspolitik zur nationalen Lebenfrage ge⸗ 
macht hat. Es ſind nicht nur die Lehren der Schlachtfelder, die 
dieſe Erkenntnis gereift haben, ſondern auch die uns durch den Krieg 
näher geriidten Bevölkerungsverhältniſſe in den feindlichen Nachbar⸗ 
ländern ſelbſt. Wie wir den franzöſiſchen Nachbar ſeit 1871 um 
faſt drei Viertel ſeiner Kopfzahl überholt haben, ſo hat das ruſſiſche 
Reich im Wettlauf der Bevölkerungszunahme mit wahrſcheinlich 
170—180 Millionen das Zweieinhalbfache der deutſchen Volkszahl 
erreicht. Und während in Frankreich die natürliche Volkszunahme 
beinahe auf Null geſunken iſt, die unſrige trotz ihres neuerdings 
begonnenen abſoluten und verhältnismäßigen Rückgangs 1913 noch 
mit einem Jahresergebnis von 833 800, 1914 von 766037 ab⸗ 
geſchloſſen hat, führen die Daten der amtlichen ruſſiſchen Bevölkerungs⸗ 
ſtatiſtik auf einen rechnungsmäßigen Jahreszuwachs von 3—4 Milli⸗ 
onen, 1913 ſogar 4,3 Millionen, trotz der ſtarken ruſſiſchen Aus⸗ 
wanderung namentlich nach Amerika. Allerdings iſt dieſe Statiſtik 


1 Bol. über dieſe Vorgänge Krohne in den Verhandlungen der 8. Kon⸗ 
ferenz der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt in Berlin, Oktober 1915, S. 42 ff., 
und Miniſter v. Löbell im Abgeordnetenhauſe, 25. Februar 1916 und 17. Fe⸗ 
bruar 1917 (Bericht S. 1008 u. 3689 f.), auch Präſident des Neichsgeſundheits⸗ 
amts Bumm im Reichstag, 22. Mai 1916 (Gericht S. 1196). 

2 Ohne Berückſichtigung der Todesfälle von Militärperſonen ſeit dem 
Kriegsausbruch. 
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in hohem Maße unguverlaffig und wahrſcheinlich ſchon durch Doppel⸗ 
zählung infolge innerer Wanderungen ſtark überhöht“; aber rechnen 
wir auch nur mit einem ruſſiſchen Jahreszuwachs von 3 Millionen, 
fo iſt er das Drei⸗ bis Vierfache des deutſchen. Wenn wir der ein⸗ 
fachen Rechnung wegen annehmen, der deutſche Jahreszuwachs reiche 
hin, im Kriege ein Armeekorps zu rekrutieren, ſo liefert dieſer ruſſiſche 
Jahreszuwachs über drei neue Korps; rechnen wir aber mit 4,3 Milli⸗ 
onen, ſo ſind es fünf neue Korps. Dabei nimmt unſer Jahreszuwachs 
jährlich ab, während der ruſſiſche ſchnell zunimmt, indem die jährlichen 
Wucherzinſen zum Bevölkerungskapital geſchlagen werden. Eine 
Tendenz des Geburtenrückgangs iſt aber im Durchſchnitt der Zahlen 
des ruſſiſchen Reichs nicht nachweisbar, während die Sterblichkeit 
dort zurückgeht und zu fernerem Sinken noch ſehr viel weiteren 
Spielraum hat als die Sterblichkeit in Deutſchland. 

Demgegenüber hat Frankreich neuerdings jahresdurchſchnittlich 
nur etwas über 20 000 mehr Geburten- als Sterbefälle, und wenn 
man gewiſſe fruchtbare Grenzgebiete abzieht, überhaupt keinen Ge⸗ 
burtenüberſchuß “. Sieht man von politiſchen Fragen ganz ab, fo 
iſt nach Maßgabe des Bevölkerungsdrucks die Gefahr einer Slawi⸗ 
ſierung für Deutſchland nicht größer als die Gefahr einer Germani⸗ 
ſterung für Frankreich, wenn wir bevölkerungsſtark bleiben und der 
franzöſiſche Arbeitsmarkt aufnahmefähig ſein wird. Schon jetzt hat 
Frankreich eine Einwanderung von allen Seiten, die die Auswande⸗ 
rung bedeutend übertrifft und wahrſcheinlich auch den Geburten⸗ 
überfhuß weſentlich aufbeſſert, ſchon weil Einwanderer den frucht⸗ 


1 Bol. meine Ausführungen in der Zeitſchrift „Das neue Deutſchland“, 
bevölkerungspolitiſches Sonderheft vom 19. Februar 1916, und im roten „Tag“ 
vom 5. Januar 1917. In Literatur, Preſſe und Parlament werden ſehr ver⸗ 
ſchiedene Zuwachszahlen der ruſſiſchen Bevölkerung genannt. So ſagte Baſſer⸗ 
mann im Keichstag am 20. Mai 1916: „Wenn man den ruſſiſchen Zuwachs 
von 2 Millionen pro Jahr in Vergleich ſtellt mit der Ziffer, die wir an Zu⸗ 
wachs haben, von 7— 800 000, fo ſieht man die von Jahr zu Jahr wachſende 
Gefahr der ruſſiſchen numeriſchen Überlegenheit, eine Gefahr, die in einem halben 
oder in einem Jahrhundert an die Exiſtenz Deutſchlands gehen kann.“ 

2 Zum Beiſpiel war 1906 der Geburtenüberſchuß 26651; und zwar in den 
Hftliden Grenzdepartements Pas de Calais, Nord, Aisne, Ardennes, Meurthe 
et Moſelle, Vosges, Belfort 26 330, in Korſika und den Seealpen 1822, in den 
beiden Pyrenäen ⸗ Departements 2388 uſw., alſo in dieſen Gebieten zuſammen 
mehr als im ganzen Lande. Vom übrigen Frankreich iſt bei weitem am frucht⸗ 
barſten die Weſtküſte mit der Bretagne. Einige der öſtlichen Grenzgebiete find 
allerdings Zuwanderungsgebiete, die die beſten Altersklaſſen anziehen und da⸗ 
durch ihren Geburtenüberſchuß verbeſſern. 
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barſten und am wenigſten ſterblichen Altersklaſſen anzugehören pflegen. 
Geradezu verzweifelt geſtaltet ſich Frankreichs Bevölkerungskonto durch 
den Kriegsverluſt. Wie dieſer in Frankreich empfunden wird, iſt 
nicht ohne Intereſſe. Der bekannte Pariſer Nationalökonom Prof. 
Gide hielt im Anfang des Jahres 1916 in der Ecole des Hautes 
Etudes Sociales einen Vortrag über das franzöſiſche Bevolkerungs⸗ 
problem nach dem Kriege 1. Er berechnet dort die Soldatenverluſte 
Frankreichs bei Annahme einer zweijährigen Kriegsdauer auf wenig⸗ 
ſtens eine Million, obwohl er die Fortſchritte der ärztlichen Kunſt 
und der Verpflegung im Felde gegenüber früheren Kriegen aufs 
höchſte rühmt. Die Mehrſterblichkeit der Zivilbevölkerung berechnet 
er nach dem Maßſtab von 1870 auf 3 Millionen, obgleich er zugibt, 
daß durch reichliche Unterſtützung der Kriegerfamilien und durch die 
Kriegskonjunktur des Arbeitsmarktes die Lebenshaltung der Maſſen 
diesmal viel beſſer geſichert ſei. Durch dieſen Verluſt von zuſammen 
4 Millionen werde Frankreich auf ſeinen ſchon 1851 erreichten Be⸗ 
völkerungsſtand zurückgeworfen. Nehme man für Deutſchland einen 
entſprechenden Verluſt von 7 Millionen an, ſo behalte Deutſchland 
noch immer ſeine Volkszahl von 1904. Das ſei aber noch nicht 
alles; die Verluſte gleichen ſich nach dem Kriege nicht aus, ſondern 
ſteigern ſich noch. Die ſtatiſtiſche Erfahrung zeige, daß die Sterb⸗ 
lichkeit nach einem Kriege lange nicht in dem Maße zurückgehe, wie 
ſie im Kriege geſteigert ſei; der Krieg nehme ja gerade die lebens⸗ 
kräftigſten Elemente hinweg, die ohne den Krieg noch lange gelebt 
hätten; er ſchwäche zugleich die Lebenskraft der Überlebenden. Es fet 
aber auch ein Aberglaube, daß nach dem Friedensſchluſſe eine auto- 
matiſche Steigerung der Geburtenzahl die entſtandenen Lücken wieder 
fülle oder gar, wie manche meinen, eine einſeitige Vermehrung der 
Knabengeburten zu erwarten fei. Wer geltend mache, daß die günfti- 
geren Erwerbschance für Söhne die Eltern zur Vergrößerung der 
Kinderzahl beſtimmen werde, ſolle auch bedenken, daß die Verſorgungs⸗ 
ausſicht für Töchter ſich durch den Krieg verſchlechtere, und daß der 
diligens pater familias doch auch mit der Möglichkeit einer Mädchen⸗ 
geburt zu rechnen habe. Der wirtſchaftliche Druck, die Entvölkerung 
gerade des fruchtbaren platten Landes“, die Zunahme der Geſchlechts⸗ 


1 Erſchienen als Sonderabdruck aus der Revue Internationale de Socio- 
logie, Paris 1916. 
Wer franzöſiſche Landmann iſt trotz des bäuerlichen Zweikinderſyſtems 
nur in deutſchen Büchern unfruchtbarer als der franzöſiſche Städter; vgl. meine 
Ausführungen im „Archiv für Sozialwiſſenſchaft“, Bd. 32 (1911), S. 356 ff. 
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krankheiten würden vielmehr den Geburtenrückgang verſtärken. Aller: 
dings ſteige neun Monate nach der Demobiliſation die Geburten⸗ 
zahl plötzlich, und in dieſem Sinne habe Napoleon inmitten des 
Leichenfeldes nach der Schlacht bei Eylau das Wort geſprochen: 
„Une nuit de Paris réparera tout cela“. Das ſeien nachgeholte 
Zeugungen (naissances retardées), die eigentlich zur Kriegszeit fällig 
waren, die aber nach Ausweis der Statiſtik eben nur zum kleineren 
Teile nachgeholt würden!. Wenn von den 5841000 männlichen 
Franzoſen im Alter 20—40 Jahren in zweijährigem Kriege 1 000 000 
ihr Leben ließen, ſo gebe es ebenſoviel künftige Väter weniger. 
Millionen von Kindern kommen alſo nicht ſpäter, ſondern kommen 
überhaupt nicht. Und mit ihnen fallen auch ihre Nachkommen aus. 
Die verminderte Geburtenzahl von 1871 kehrt wieder im Rekruten⸗ 
jahrgang 1891; 1890 hatte Frankreich 300 000 Rekruten, 1891: 
277 000, 1892: 343 000. Dieſe ſtatiſtiſche Erſcheinung wird ſich 20 
Jahre nach dem gegenwärtigen Kriege in gewaltig vergrößerten Maßen 
wiederholen, und entſprechende Lücken werden dann die Eheſchließungen 
und Geburten zeigen. Dann werden die Statiſtiker der Zukunft ſagen: 
„C'est le Revenant! C'est la Grande Guerre qui reparait, c’est 
la blessure qui se rouvre à nouveau au flanc du pays.“ Und 
mit einem bei ihm ſonſt feltenen rethoriſchen Pathos fährt Gide fort 
„Vous voyez ce qu'il faut penser du mot cynique de Napoléon 
qu'une nuit de Paris réparera tout cela! Toutes les nuits des 
siècles ne nous rendront pas les morts ni leurs remplagants puisque 
leur postérité est morte avec eux. Les morts de vos grandes 
guerres, Sire, nous manquent toujours.“ Kann man den furcht⸗ 
baren Schlag, den der Kriegsverluſt für Frankreichs Zukunft bedeutet, 
dem franzöſiſchen Volke vorſichtiger und gegenüber dem ausländiſchen 
Leſer der internationalen Zeitſchrift zurückhaltender zu Gemüte führen 
als auf dem Umweg über dieſe geſchichtliche Erinnerung? 

Aber auch mit den Beruhigungsargumenten räumt Gide un⸗ 
barmherzig auf, die vor dem Kriege den Niedergang der Zahl be⸗ 
ſchönigten. Qualität ftatt Quantität! lautete die Loſung; fünfzehn 
Millionen Franzoſen ſeien auch genug. Ein kommandierender General 
habe ihm vor dem Kriege oft genug und in einer ihn überzeugenden 
Weiſe verſichert, an der ſchmalen deutſch⸗franzöſiſchen Grenze könnten 


1 H. Joly meinte überdies vor dem Kriege, Napoleons Wort habe Gültig. 
keit nur nach einem Siege und in Erwartung neuer Siege. (Le dépeuplement 
de la France, Paris 1909, S. 125) 


819] Neue Wege der Bevölkerungspolitik 257 


größere Heeresmaſſen, als Frankreich ſie beſitze, überhaupt nicht zur 
Entwicklung kommen, ehe nach 2—3 Monaten die den Krieg ent⸗ 
ſcheidenden Schlachten geſchlagen ſein würden; und noch im Anfang 
des Krieges meinte ein ſo umſichtiger Wirtſchaftspolitiker wie Paul 
Leroy⸗Beaulieu, dieſer weltgeſchichtliche Krieg müſſe wenigſtens drei 
Monate und könne vielleicht ein halbes Jahr dauern. Wie anders 
ſei alles gekommen! 

Zwar iſt in Deutſchland nach Gides Meinung das Tempo des 
Geburtenrückganges neuerdings noch ſchneller als in Frankreich ge⸗ 
weſen; aber, ſagt er, kehren wir lieber vor der eigenen Tür. Dieſe 
Mahnung paßt auch für uns. De te fabula narratur, müſſen wir 
bei Gides Betrachtung ſagen, wenn wir den Blick oſtwärts wenden. 
Wenn auch der franzöſiſche Gelehrte unſere Verluſte ungeheuerlich 
übertreibt und das Verhältnis der franzöſiſchen zur deutſchen Verluſt⸗ 
zahl unterſchätzt !, und obgleich bei einem wachſenden Volke der Verluft 


— —— 


1 Gide geht von der engliſchen amtlichen Angabe der deutſchen Verluſte 
aus (613 066 Tote bis zum 31. Dezember 1915) und hebt ſelbſt die Abſurdität 
der viel höheren Zahlen in der franzöſiſchen Preſſe hervor; er fügt freilich 
hinzu, daß die engliſche Regierung kein Intereſſe habe, den deutſchen Verluft 
zu unterſchätzen. In ausdrücklichem Widerſpruch gegen eine von ihm erwähnte 
kategoriſche Ausſage des Reichskanzlers und nach franzöſiſchen Gewährsmännern 
nimmt er ein Zurückbleiben der franzöſiſchen Verluſte hinter den deutſchen an 
und kommt ſo zu 500 000 bis zum Jahresſchluß 1915 gefallenen Franzoſen. 
Dieſe 17 monatige Zahl, auf 24 Monate erhöht und durch die geſchätzte Zahl 
der im Lazarett geſtorbenen Soldaten ergänzt, gibt 1 Million, und mit der 
Mehrſterblichkeit der Zivilbevölkerung (nach dem Maßſtab von 1870/71) 4 Millionen. 
Indem Gide nunmehr annimmt, daß die deutſchen Verluſte im Verhältnis der 
Bevölkerungszahl höher ſeien, kommt er für Deutſchland auf 7 Millionen. Er 
hat dabei unter anderem überſehen, daß die franzöſiſche Zivilbevölkerung dem 
Einfluß des Krieges viel unmittelbarer als die deutſche ausgeſetzt iſt. Wenn 
Gide hiernach die zweijährige Mehrſterblichkeit der deutſchen Zivilbevölkerung im 
Kriege mit mehr als 5 Millionen anſetzt, ſo können wir jetzt dieſer patriotiſchen 
Phantaſie eine amtliche deutſche Zahl entgegenſtellen. Nach dem Statiſtiſchen 
Jahrbuch für das Deutſche Reich ſtarben im Jahre 1914 im Reiche 1 108 352 
Perſonen; das ſind nur 34 955 mehr als im Durchſchnitt der Jahre 1912—13, 
und 78 742 weniger als im Jahre 1911. In der Zahl für 1914 ſind die in 
den Monaten Auguſt bis Dezember geſtorbenen Militärperſonen nicht enthalten; 
aber ihre Zivilſterblichkeit würde geringfügig geweſen ſein, vielleicht zwei aufs 
Tauſend in fünf Monaten, alſo für jede Million der Heeresſtärke 2000 Todes⸗ 
fälle. Allerdings fehlt vermutlich auch ein Teil der Todesfälle der aus Oſt⸗ 
preußen und aus dem RNeichsland verſchleppten Bevölkerung und der deutſchen 
Kriegsgefangenen in den fünf Monaten. Aber wenn Gides Anſatz richtig wäre, 
müßten von dieſen Verſchleppten und Kriegsgefangenen viele Hunderttauſende 


Schmollers Jahrbuch XLI 2. 17 
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nicht fo ins Gewicht fällt wie bei einem ſtationären, bleibt es doch 
wahr, daß mit jedem gefallenen Manne auch die deutſche Nation 
den Verluſt ſeiner ganzen Nachkommenſchaft betrauert; und dieſer 
Verluſt wiegt in einem kinderreichen Volke ſogar noch weit ſchwerer 
als in Frankreich. 

Aber auch ohne dieſe Verluſte und ohne die bevölkerungsſtati⸗ 
ſtiſchen Nachwirkungen, die auf den Krieg folgen werden, wäre der 
Geburtenrückgang bedeutſam genug geweſen, um eine Bevölkerungs⸗ 
politik dringlich zu machen; das muß entgegen dem Gutachten der 
Wiſſenſchaftlichen Deputation von 1911 betont werden. In den 
Großſtädten war der Rückgang geradezu erſchreckend. Auf je 1000 
Berliner Ehefrauen berechnet, war die jährliche Zahl ehelicher Ge- 
burten Berlins von 218 im Jahrzehnt 1860 —69 auf 127 im Jahre 
1900, 111 im Jahre 1905, 90/2 im Jahre 1910 geſunken; 
1911—14 ſank fie nach meiner vorläufigen Berechnung !, die noch 
einer Berichtigung durch die Daten der Volkszählung von 1916 
bedarf, weiter auf 86, 83, 79 und 73, alſo ein Drittel des an⸗ 
fänglichen Beſtands; und durch den gleichzeitigen Rückgang der 
Säuglingsſterblichkeit iſt nur ein mäßiger Bruchteil dieſes Verluſtes 
ausgeglichen worden. 

Darum wird unter den großen Aufgaben, die der Nation nach 
dem Kriege erwachſen, der Kampf gegen den Geburtenrückgang in 
vorderſter Linie ſtehen. Und kleine Mittel können allein nicht mehr 
helfen. Was ſind aber große Mittel? Solche, die die Wurzel des 
bels treffen, und die wollen beizeiten erwogen fein; denn Bevölke⸗ 
rungspolitik kann man nicht ſo überſtürzen wie Ernährungspolitik, 
und doch iſt ſie eilig. 

Wo liegen die Wurzeln des Übels? Ohne auf die Zuſammen⸗ 
hänge einzugehen, ſei nur auf zwei Punkte hingewieſen, an denen 
ſolche Wurzeln geſucht werden müſſen: erſtens der Übergang von 
ländlicher und kleinſtädtiſcher zu großſtädtiſcher Wohn⸗ und Lebens⸗ 
weiſe mit ihrem Komplex wirtſchaftlicher und geiſtiger Einflüſſe, und 
zweitens die Ungunſt der wirtſchaftlichen Lage für den kinderreichen 


vor Ende 1914 verſtorben ſein, ohne in der amtlichen Statiſtik gezählt zu werden. 
Man wird Gides Zahl für Deutſchlands zweijährigen Menſchenverluſt wohl 
durch eine zweiſtellige Zahl dividieren müſſen, um dem . nahe zu 
kommen. 

1 Dabei iſt meine in dieſem Jahrbuch 1916, S. 801 f. gegebene, etwas zu 
günſtige Berechnung durch Anwendung einer ſorgfältigeren Methode revidiert 
worden. 
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Familienvater überhaupt!, zunehmend teils durch die namentlich im 
letzten Jahrzehnt der Friedenszeit ſchnell fortſchreitende Teuerung, 
die beſonders den feſtbeſoldeten Mittelſtand einklemmt, teils durch 
die Verbreitung neumalthuſianiſcher Sitten, die den Kinderreichen 
nötigt, in der Lebenshaltung mit dem Kinderarmen Schritt zu 
halten. 

Verbilligung der Nahrungsmittel etwa durch eine liberale Zoll⸗ 
politik, wie ſie Geheimrat Piſtor befürwortete, verbietet ſich nach 
dem Kriege nicht nur durch die Lage des Weltmarktes und durch die 
noch beſtehende Unſicherheit unſerer die Einfuhr beunruhigenden Valuta 
und unſerer Zahlungsbilanz, ſondern vor allem durch die politiſche 
Notwendigkeit, in der Ernährung vom Auslande nicht noch mehr ab- 
hängig zu werden. Eher könnte man daran denken, durch eine Wirt⸗ 
ſchaftspolitik, die das Tempo der Induſtrie⸗ und Großſtadtbildung 
verlangſamt, jener beſtändigen Verteuerung von Miete und Feuerung 
(und damit indirekt des großſtädtiſchen Lebens überhaupt) entgegen⸗ 
zutreten, mit der der Induſtrieſtaat den großſtädtiſchen Konſumenten 
bedroht; wird doch ſelbſt der Brotpreis durch die ſteigenden Selbſt⸗ 
koſten des großſtädtiſchen Bäckers in erſtaunlichem Maße in die Höhe 
getrieben“. Stärkung des ländlichen Elements in der deutſchen 


— 


1 Dieſe Auffaſſung verträgt ſich allerdings ſchlecht mit der ſogenannten 
Wohlſtandstheorie, die den Geburtenrückgang, wenn auch indirekt, aus einer Zu⸗ 
nahme des Wohlſtandes herleitet. Daß die Vertreter dieſer Theorie eigentlich 
jede wirtſchaftliche Beſſerſtellung kinderreicher Familien im bevölkerungspolitiſchen 
Intereſſe ablehnen müſſen, hebt mit Recht Becker in ſeiner „Unterſuchung über 
den Zuſammenhang zwiſchen Konfeſſion und Fruchtbarkeit in Preußen“ S. 585 
hervor, die in dieſem Heft an anderer Stelle beſprochen wird. Über die meines 
Erachtens ſchlecht begründete Wohlſtandstheorie vgl. meine Erörterung i im Archiv 
für Sozialwiſſenſchaft, Band 32 (1911), S. 339 ff. 


2 Conrad in Band 90 der Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 
S. 110: „Die Unkoſten des Müllers und Bäckers ſind außerordentlich geſtiegen, 
ſowohl in der Miete wie in dem Lohn.“ Ballod, Grundriß der Statiſtik 
(1913), S. 106: „Für Berlin kann man zum Beiſpiel nachweiſen, daß vor zwei 
Menſchenaltern Brotpreis gleich Kornpreis galt. Der Gewinn des Bäckers 
tefultierte aus dem Unterſchied zwiſchen Mehlgewicht und Brotgewicht, der die 
Arbeits- und Backkoſten deckte. Heute beträgt der Aufſchlag im Preife von Mehl 
und Brot 60—70% bei Roggen; bei Weizenbrot (Berliner Schrippen) dagegen 
120 — 150% ; bei Knüppeln ſogar 300 - 400% mindeſtens.“ Ballod gibt der 
ſteigenden ſtädtiſchen Grundrente Schuld (S. 105). Näheres bei Ballod im 
Türmer⸗Jahrbuch 1902, S. 168. Beim Müller liegt die Schuld ſchwerlich; nach 
Wernicke (Die Mühleninduſtrie, herausgegeben vom Handelsvertragsverein, 


Berlin 1901 S. 11) ſind durch den Wettbewerb des Großmühlenbetriebes die Koſten 
17* 
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Volkswirtſchaft, wie tie durch den Zwang der internationalen wirt- 
ſchaftlichen und politiſchen Lage ohnehin geboten ijt, wird fo zugleich 
zu einem Hebel poſitiver Bevölkerungspolitik, und zwar in doppeltem 
Sinne: durch Entlaſtung des Familienvaters von den allzuoft über⸗ 
ſehenen ſpezifiſchen Unkoſten ſchneller Entwicklung zum Induſtrieſtaat 
(aufzurechnen gegen die etwaige Steigerung des Großhandelspreiſes 
von Nahrungsmitteln) und durch Vermehrung der fruchtbaren Land⸗ 
bevölkerung. Pflege der Landwirtſchaft und innere Koloniſation, 
ſowohl im alten Reichsgebiete wie auf Neuland, Kampf gegen die 
Landflucht iſt darum eines der großen Mittel der Bevölkerungspolitik. 
Allein es iſt zu ſehr in den Zuſammenhang anderer großer Aufgaben 
gebunden, um im Rahmen dieſes Aufſatzes erörtert zu werden. Nur 
auf gewiſſe Maßnahmen dieſer Richtung, die das Bevölkerungs- 
problem in beſonderer Weiſe berühren, wird unſer Weg zurückführen. 
Im übrigen werden eine Reihe von Vorſchlägen und Möglichkeiten 
durchzuſprechen ſein, die von ſehr verſchiedenen Seiten dem Ziele ſich 
nähern wollen: den kinderreichen Familienvater auch in der Stadt 
wirtſchaftlich günſtiger zu ſtellen und zugleich ſein ſtaatsbürgerliches 
Anſehen zu heben, der gewerbsmäßigen Verleitung zur Beſchränkung 
der Kinderzahl aber vorzubauen. Zu dieſem Ziele gilt es, neben 
alten auch neue Wege zu ſuchen. An guten und ſchlechten Rat- 
ſchlägen fehlt es nicht. Ich wähle unter ihnen aus, ohne Voll⸗ 
ſtändigkeit zu beanſpruchen. Wenn ich dabei von religiöſen und 
volkspädagogiſchen Einflüſſen auf die Familienfragen abſehe, ſo ge⸗ 
ſchieht es nicht, weil ich ſie unterſchätze, ſondern um ihre Erörterung 
berufeneren Federn zu überlaſſen. Aus demſelben Grunde bleibt 
ausgeſchloſſen das mediziniſche Gebiet der Urſachen unfreiwilliger 
Kinderloſigkeit und Kinderarmut und das Gebiet der allgemeinen 
Hygiene. 

Über die Wirkſamkeit bevölkerungspolitiſchen Eingriffs in 
die Familienſitte denken viele von vornherein ſkeptiſch. Mir ſcheint 
dieſer fataliſtiſche Kleinmut verfrüht zu ſein. Daß im Altertum 
die lex Papia Poppaea unwirkſam geblieben ſei, könnte gegen 
moderne Bevölkerungsgeſetze weſentlich anderer Art und unter weſentlich 
anderen Bedingungen im Ernſte ſelbſt dann nicht eingewendet werden, 
wenn es feſtſtände. Gegen eine dem Geburtenrückgang verwandte 


des Mahlprozeſſes zu Nutzen des Konſumenten ſogar um 10 Mark pro Tonne 
ermäßigt worden. — Bei der Verteuerung der Kohle wirkt das Geſetz vom ab⸗ 
nehmenden Bodenertrage deutlicher und draſtiſcher als im Kornbau. 


823] Neue Wege der Bevölkerungspolitik 261 


Zeitſtrömung, die Zunahme der künſtlichen Säuglingsernährung hat 
ärztliche Propaganda in kurzer Zeit anſehnliche Erfolge erreicht. Die 
Empfänglichkeit für einſchneidende vaterländiſche Reformpläne iſt in 
der bewegten Zeit geſteigert. Es ſcheint darum richtiger, über Vor⸗ 
ſchläge, deren Durcharbeitung erſt beginnt, nicht im voraus abzu⸗ 
ſprechen, ſondern an ihrer Prüfung und Verbeſſerung mitzuarbeiten. 
Wenn es auch nur zum Teil gelingt, die frühere Geburtenzahl einer 
Familie wiederherzuſtellen, wäre doch bei der inzwiſchen verringerten 
und hoffentlich weiter abnehmenden Kinderſterblichkeit“ Großes er⸗ 
reicht. Daß aber das Ziel auf Wiederherſtellung der früheren kinder⸗ 
reichen Familie nicht beſchränkt zu bleiben braucht, ſondern darüber 
hinaus für eine Vermehrung und Vergrößerung der Familien Spiel⸗ 
raum bleibt, zeigt eine vergleichende Erwägung. Viel zu wenig wird 
beachtet, wie ſehr die überlegene Bevölkerungskraft des öſtlichen 
Nachbars in der bei ihm vorherrſchenden Frühehe wurzelt. Früh⸗ 
zeitige Heirat iſt ſlawiſche Familienſitte, bei den Ruſſen wie bei den 
preußiſchen Polen, bei den Böhmen und bei den Südſlawen. Nehmen 
wir zum Maßſtab der Frühheirat die „Ledigenziffer“, die ſagt, wie 
viele unter 1000 der über 15 Jahre alten weiblichen Bevölkerung 
noch nicht geheiratet haben, ſo ſind das nach den letzten mir vor⸗ 
liegenden Zahlen (aus der Zeit 1897—1911): 


in Schottland. 400 in Griechenland 268 
in England und Wales. . 390 in Rufßland zd. 224 
in Oſterreicg gg. 367 in Bosnien und Herzegowina 206 
im Deutſchen Reich 347 in Bulgarien. 200 
in Italien 325 in Rumänien ....... 194 
in Frankreich. 286 in Serbien 151 


Alſo in den germanischen Ländern ift der Prozentſatz der Mäd⸗ 
chen in der weiblichen Bevölkerung viel größer als in der romaniſchen 
und vollends in der flawifden Welt. Mit anderen Worten: wir 
nutzen unſere Bevölkerungskraft nicht aus, im Unterſchied von unſeren 
öſtlichen Rivalen; wir erleiden an unſerem Bevölkerungskapital, indem 
wir es brach laſſen, Jahr für Jahr einen Zinsverluſt, der mit den 
Zinſeszinſen ſich im Laufe der Jahrzehnte gefährlich aufſummt; denn 
wir haben infolge der eingebürgerten Spätheirat nicht nur verhältnis⸗ 


1 Allerdings wirkt der Kampf gegen die Säuglingsſterblichkeit durch nahe⸗ 
liegende pſychologiſche und phyſiologiſche Vermittlung ungünſtig auf die Geburten- 
zahl. Daß aber dieſer Zuſammenhang ſtark übertrieben wird, habe ich in dieſem 
Jahrbuch 1916, S. 796 ff., gezeigt. 

2 Ohne Finnland, das 1910 die Ledigenziffer 396 hatte. 
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mäßig wenig Mütter, ſondern dieſe wenigen Mütter ſind infolge 
ihres erhöhten Lebensalters auch noch von geringerer natürlicher 
Fruchtbarkeit. Von je 1000 heiratenden Bräuten waren in Rußland 
(50 europäiſche Provinzen 1900 —1904) 571 noch nicht 20 Jahre 
alt, in Deutſchland (1910—1913) von 1000 heiratenden Mädchen 93, 
und wenn man die Wiederheiraten einrechnet, noch weniger. Während 
in Rußland jährlich etwa 8 Mill. Kinder in Friedenszeiten geboren 
werden, gleich 4½¼ % ä der Volkszahl!, war die deutſche Geburten⸗ 
zahl 1914 nur 1,8 Millionen, gleich 2,6% der Volkszahl. Die 
4½ Millionen deutſcher Mädchen und 51/4 Millionen deutſcher 
Junggeſellen, die 1910 im Alter von mehr als 20 Jahren gezählt 
wurden, ſind unmobiliſierte Reſerven unſerer Bevölkerungspolitik. 
Hier warten unbegrenzte Möglichkeiten, wenn es ein Mittel gibt, 
die Heiratsſitte zu ändern. Frühe Heirat würde zugleich die Ver⸗ 
breitung der Geſchlechtskrankheiten eindämmen und auch auf dieſem 
Wege die Geburtenziffer (übrigens auch die Sterbeziffer) verbeſſern. 
Dabei ſind wir in der günſtigen Lage, daß in Deutſchland das 
weibliche Heiratsalter wenigſtens langſam abnimmt, während es in 
England zunimmt. Noch aber waren 1910 ſelbſt zwiſchen 25 und 
30 Jahren die Hälfte der Männer in Deutſchland Junggeſellen. 
Infolgedeſſen müſſen die Mädchen in Deutſchland ſo lange warten, 
daß 37—38 / der ledigen Bräute bei der Heirat das 25. Lebens⸗ 
jahr überſchritten haben. 

Von einer Vorausſetzung geht allerdings jede poſitive Bevölke⸗ 
rungspolitik aus: daß die deutſche Volkswirtſchaft auch nach dem 
Kriege für eine ſtarke Bevölkerungszunahme tragfähig bleibt. In 
gewiſſem Grade ſchafft eine zunehmende Bevölkerung dieſe Voraus⸗ 
ſetzung ſelbſttätig, indem der immer nachdrängende Neubedarf an 
Waren die Unternehmungsluſt rege hält, den Fortſchritt des Verkehrs, 
des Großbetriebs und der Arbeitsteilung begünſtigt. Wir haben 
auch mehr Grund als je zum zuverſichtlichen Vertrauen in unſere 
wirtſchaftlichen Leiſtungen und brauchen eine Neuordnung des Welt⸗ 
marktes nicht zu ſcheuen. Aber darüber müſſen wir klar fein: wenn 
unſere Zahlungsbilanz nach dem Kriege dauernd Not litte, und wenn 
die Zinſenlaſt unſerer Kriegsanleihen auf die Produktionskoſten der 
Volkswirtſchaft geſchlagen werden müßte, dann wäre auch mit der 
Gefahr zu rechnen, daß das flüſſige Kapital in die von Kriegslaſten 


1 Näheres in meinem Auffag über „Die ſlawiſche Gefahr“ im Sonderheft 
der Zeitſchrift „Das neue Deutſchland“ vom 19. Februar 1916. 
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verſchont gebliebenen Länder mit niedrigeren Steuern und höheren 
Gewinnen auswandert und Arbeitskräfte nach ſich zieht; denn die 
Hauptſteuerlaſt auf die Bodenrente abzubürden, wäre weder tunlich 
noch zweckmäßig. Mehr als bisher wird die nächſte Zukunft einen 
Wettbewerb der Volkswirtſchaften ſehen, welche von ihnen von dem 
ſeiner Natur nach internationalen Kapital und von den Arbeits⸗ 
kräften der Welt den größten Anteil in ihre Grenzen locken kann. 
In einem Auswanderungslande iſt aber Bevölkerungspolitik undank⸗ 
bar. Daß wir die Laſt unſerer Kriegskoſten auf das feindliche Aus⸗ 
land überbürden, iſt darum eine Forderung auch der Bevölkerungs⸗ 
politik. 

Die folgenden Erwägungen, die in ihren Grundzügen vom Ver⸗ 
faſſer ſchon in der erwähnten Miniſterialkommiſſion vertreten wurden, 
wollen in die vielgeſtaltigen Fragen der neuen Bevölkerungspolitik 
lediglich einführen, wollen um die Mitarbeit des Leſers werben, um 
die Gewinnung von Richtlinien für die bevölkerungspolitiſche Arbeit 
vorbereiten zu helfen. 


II. 
Ledigenftener und Kinderprivileg 


Unter den bevölkerungspolitiſchen Vorſchlägen der letzten Jahre 
erfreut ſich der größten Beliebtheit die Junggeſellenſteuer oder Ledigen⸗ 
ſteuer. Ihrer Volkstümlichkeit kommt es zugute, daß ſie zugleich den 
Steuerpflichtigen erziehen oder ſtrafen und noch dem Fiskus einen 
Gewinn bringen ſoll, während die Steuerermäßigung für kinderreiche 
Eltern (Kinderprivileg der Einkommen- und Ergänzungsſteuer, des 
Wehrbeitrages, der Beſitzſteuer, jetzt auch der Kriegsſteuer von 1917) 
einen fiskaliſchen Ausfall bringt. Die bevölkerungspolitiſche Abſicht 
wird aber neben der moraliſchen und fiskaliſchen feſtgehalten. Die 
Undurchſichtigkeit des fiskaliſchen Ertrages öffnet der Phantaſie weite 
Möglichkeiten der Verwendung für neue ſtaatliche Aufgaben, für die 
der Autor Deckung ſucht, und deren Koſten ſich vielleicht ebenfalls 
noch nicht überſehen laſſen; die Junggeſellenſteuer wird alſo moͤglicher⸗ 
weiſe unter Durchbrechung des Grundſatzes der ſtaatlichen Kaſſen⸗ 
einheit als ſogenannte Zweckſteuer abgezweigt, vielleicht wieder für 
eine bevölkerungspolitiſche Verwendung. 

Junggeſellenſteuer und Kinderprivileg haben eine frühe Vor⸗ 
geſchichte in England, aber offenbar auf anderer als bevölkerungs⸗ 
politiſcher Grundlage. Die in England 1695— 1706 erhobene Jung⸗ 
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geſellenſteuer war mit Geburt3- und Heiratsſteuern verbunden!“, die 
die Wirkung durchkreuzten. Die Einkommenſteuer von 1798/9 war 
bis 1806 mit einem Kinderprivileg ausgeſtattet; für jedes Kind 
wurden 2—5 / abgezogen, die höheren Sätze bei kleinerem Ein⸗ 
kommen“, gewiß ebenſowenig in bevölkerungspolitiſcher Abſicht; es 
war ja die Zeitlage, aus der heraus in demſelben Jahre 1798 
Robert Malthus' essay on the principle of population entſtand; 
ſondern mit Rückſicht auf die geringere Leiſtungsfähigkeit des kinder ⸗ 
reichen Steuerzahlers, und die Degreſſion des Abzuges mit Rückſicht 
auf den Zweck dieſer erſten Einkommenſteuer, die ja ſozial aus⸗ 
gleichend wirken ſollte. 1806 fiel das Kinderprivileg, weil es in der 
Durchführung zu viel Mühe gemacht und zu Mißbräuchen geführt 
hatte s. Bei der heutigen Zuverläſſigkeit der Standesamts⸗ und 
Einwohnerliſten tritt dieſes Bedenken zurück. Aber in der geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung wurde der Vorgang wohl mit dafür maßgebend, 
daß die neueren Einkommenſteuern auch in Deutſchland zunächſt die 
Kinderzahl faſt gar nicht berückſichtigten. Auch der ſpätere allmähliche 
Ausbau des Kinderprivilegs, in Preußen 1891 — 1909, hielt ſich nicht 
nur in den beſcheidenſten Grenzen“, ſondern ſtaffelte auch wieder das 
Privileg nach der Einkommensſtufe; man hatte auch jetzt nicht die 
bevölkerungspolitiſche Wirkung im Auge — das 19. Jahrhundert 
war bis zuletzt von malthuſianiſchen Lehrmeinungen beherrſcht —, 
ſondern die Leiſtungsfähigkeit des Steuerzahlers. 

Anders die modernen Junggeſellenſteuern. Sie find wohl alle auf 
dem Boden des modernen Bevölkerungsproblems gewachſen, auch wenn 
ſie zugleich ſtrafen, erziehen und Geld in die Kaſſe bringen wollen. 
Von deutſchen Staaten ſoll zuerſt Reuß ä. L. 1911 eine ſolche Steuer 
eingeführt haben ö. Geſetzgebende Aktionen in Mecklenburg⸗Schwerin, 


1 Wagner, Finanzwiſſenſchaft III, 2. Aufl., I, S. 206. 

2 Ebendort S. 220 f. 

8 S. 222. 

4 Verhältnismäßig weit geht das Hamburgiſche Einkommenſteuergeſetz vom 
9. Januar 1914: bei Einkommen unter 2500 Mark und einer Familie von vier 
Perſonen wird ½ der Steuer, bei ſechs Perſonen ¼ geſtrichen; bei Einkommen 
von 2500—6000 Mark 1/4 bzw. / der Steuer. Vgl. Finanzarchiv 1914, S. 351 ff. 

5 Das Einkommenſteuergeſetz des Fürſtentums Reuß ä. L. vom 21. Dezember 
1911 iſt im Finanzarchiv 1912 abgedruckt. Nach § 5 find ſteuerfrei Unverheiratete 
bis zu 400 Mark, vom 56. Lebensjahre an bis zu 500 Mark, Verheiratete und Alimen⸗ 
tationspflichtige bis zu 750 Mark Jahreseinkommen. § 19 ſieht für unverheiratete 
Steuerpflichtige, die über 30 Jahre alt find, einen Steuerzuſchlag von 5 und 10% 
vor, wenn das Einkommen 3—6000 und über 6000 Mark beträgt. „Dieſe Be⸗ 
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Oldenburg und im Fürſtentum Lippe ſollen gefolgt ſein, ſind aber 
wohl nur teilweiſe zum Ziel gekommen!. In Amerika follen Argen⸗ 
tinien ſeit 1907 und Illinois ſich einer ſolchen Steuer erfreuen. 
Geplant worden ſoll ſie in Paraguay, in Maſſachuſetts und in Serbien 
ſein. Einige ſächſiſche Städte haben ihre Einführung 1915/16 be⸗ 
ſchloſſen“, während fie in Preußen als Gemeindeſteuer nach Strub’ ® 
Meinung unzuläſſig wäre. Praktiſch würde ſie auch nur für ſolche 
Gemeinden in Frage kommen, die nicht eine Steuerflucht der ſteuer⸗ 
kräftigſten Junggeſellen zu fürchten haben. Auch für Staaten, beſonders 
für kleinere, kann die Möglichkeit der Steuerflucht eine Rolle ſpielen. 
Die Steuer erſtreckt ſich zum Teil auch auf weibliche Ledige“ (Ledigen⸗ 
ſtatt Junggeſellenſteuer), bleibt oder, ſoweit mir bekannt, durchweg in 
engen Grenzen, etwa 5—25 %, höchſtens 40% Zuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer von einer Untergrenze an, ſteigend mit der Höhe des 
Einkommens. Ihr Charakter als unfiskaliſche Straf- oder Erziehungs⸗ 
ſteuer kommt darin zum Ausdruck, daß ſie erſt mit 28, 30 oder 


ſtimmung findet keine Anwendung auf Perſonen, welche verheiratet geweſen ſind 
oder unterſtützungsbedürftigen Angehörigen Unterſtützungen gewähren, die ins⸗ 
gefamt mehr als / des Geſamteinkommens betragen.” In Widerſpruch mit 
dieſer Progreſſion des Junggeſellenzuſchlages wird ein Kinderprivileg nur bis 
zum Einkommen von 4000 Mark gewährt. Dabei ſind nicht zu berückſichtigen 
Kinder oder andere Angehörige von mehr als 14 Jahren, die im landwirtſchaft⸗ 
lichen oder gewerblichen Betrieb des Steuerpflichtigen dauernd tätig find oder 
ein eigenes Einkommen von mehr als der Hälfte des ortsüblichen Tagelohnes 
nach ihrer Altersklaſſe und ihrem Geſchlecht haben. Nach dem gleichzeitig er⸗ 
gangenen Gemeindeabgabengeſetz findet dieſer § 19 auf die Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuer entſprechende Anwendung; Anderungen des Steuertarifes durch Ortsſtatut 
find aber in gewiſſen Grenzen „unter beſonderen örtlichen Verhältniſſen“ zu⸗ 
läſſig. Die Untergrenze auch der Gemeindeeinkommenſteuerpflicht wird für Ver⸗ 
heiratete erhöht. 

1 In Mecklenburg⸗Schwerin ſieht das Einkommenſteuergeſetz vom 6. Mai 
1913 für Perſonen „mit eigenem Herd“ eine Untergrenze der Steuerpflicht von 
500 ftatt 400 Mark vor. Val. Finanzarchiv 1914, S. 701 ff. 

2 Nach dem ſächſiſchen Gemeindeſteuergeſetz vom 11. Juli 1913 find Abe 
weichungen vom ſtaatlichen Einkommenſteuertarif, abgeſehen von einer tieferen 
Grenze der Steuerpflicht für Einzelſtehende, nur „unter beſonderen örtlichen Ber» 
hältniſſen“ zuläſſig und bedürfen der minifteriellen Genehmigung. Bgl. Finanz⸗ 
archiv 1914, S. 757 ff. Ob das Minifterium die Genehmigung gegeben hat, ift 
mir nicht bekannt. 

s „Bevölkerungsproblem und Junggeſellenſteuer“, in der Zeitſchrift „Recht 
und Wirtſchaft“, Februar 1916. 

Im Repräſentantenhauſe von Wisconſin ſoll vor einigen Jahren eine 
Jungfrauenſteuer beantragt worden ſein, etwa 20 Mark vom 26. Jahre an. 
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35 Lebensjahren beginnt oder (Argentinien) mit dem Alter ſteigt, 
während ſie die ſteuerkräftigen jüngeren Junggeſellen laufen läßt. 
Der Ertrag bleibt zweifellos geringfügig. 

Es iſt wohl nicht unwahrſcheinlich, daß die Ledigenſteuer mit 
der Zeit das Schickſal anderer Steuerpläne teilen wird, die eine 
moraliſche Begründung haben, wie Wehrſteuer, Kriegsgewinnſteuer: 
ſie beginnen moraliſch und endigen fiskaliſch. Die moraliſche Be⸗ 
gründung dringt nicht in allen Fällen durch. Man ſagt zwar mit 
Recht, der ältere Junggeſelle müſſe es als eine Entlaſtung ſeines 
ſtaatsbürgerlichen Gewiſſens empfinden, wenn er ſtatt der Familien⸗ 
bürde, die er nicht auf ſich nimmt, wenigſtens einen vorgeſchriebenen 
Ablöſungsſatz zahlt, wie der vom Militärdienſt Befreite in Ländern 
mit Wehrſteuer. Aber für den, der wegen eines körperlichen oder 
geiſtigen Mangels ledig bleiben und keinem unglücklichen Kinde das 
Leben geben will oder keine Frau findet oder infolge einer Über⸗ 
füllung ſeines erwählten Berufs die Brautzeit verlängern muß, iſt 
eine Strafſteuer unbillig; und anderſeits kann der Fiskus auf die 
Dauer an der beſonderen Steuerkraft des jugendlichen Ledigen und 
des kinderarmen Ehemannes nicht vorbeigehen, während er eher 
geneigt ſein wird, für den kinderreichen Familienvater die Steuer⸗ 
ſchraube etwas zu lockern; der große Grundſatz der gleichmäßigen 
Steuerbelaſtung nach der Leiſtungsfähigkeit ſchlägt ſchließlich durch. 
In dieſer Form findet der bevölkerungspolitiſche Plan Anſchluß beim 
fiskaliſchen Intereſſe. Ledigenſteuer und Kinderprivileg fließen zu⸗ 
ſammen in einer einheitlichen Staffelung der Einkommenſteuer nach 
der Familiengröße. Angebahnt finden wir eine ſolche rein fiskaliſche 
Geſtaltung in den neuen Einkommenſteuern der Vereinigten Staaten 
(1913) und Frankreichs (1914), auch in der öſterreichiſchen Ein⸗ 
kommenſteuernovelle von 1914. Die nordamerikaniſche Einkommen⸗ 
ſteuer (1—7 lo) beginnt bei 3000, aber für Eheleute erſt bei 4000 
Dollars . Das franzöſiſche Geſetz vom Juli 1914, deſſen Ausführung 
allerdings verſchoben wurde, ſieht weitgehende Ermäßigungen des 
ſteuerpflichtigen Einkommens nach der Kopfzahl der Familie vor, 
wobei die Ehefrau doppelt zählt, aber es fordert zunächſt nur be⸗ 
ſcheidene Summen; zum Beiſpiel zahlt bei einem Einkommen von 
15 000 Fr. der Einzelſtehende 0,4 Yo, ein kinderloſes Ehepaar 0,3 %, 
ein Ehepaar mit drei Kindern 0,1%, mit feds Kindern 0,02% “; 


1 Finanzarchiv 1914, S. 669 ff. 
2 Nach Vogel im Finanzarchiv 1915, S. 417. 
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die Steuer beginnt bei 5000 Fr. Einkommen. Die öſterreichiſche 
Perſonalſteuernovelle vom 23. Januar 1914 erhöhte die Untergrenze 
der Einkommenſteuer bedeutend (auf 1600 Kronen) und deckte den 
Ausfall ſowohl durch Progreſſion des Tarifs für die hohen Ein⸗ 
kommenſtufen (bis zu 7,7%) unter Ausbau des Kinderprivilegs wie 
durch einen Aufſchlag von 15 und 10% für die aus 1—2 Perſonen 
beſtehenden Haushalte !. 

Den richtigſten Weg hat ſchon vor Jahrzehnten Adolph Wagner? 
gewieſen; kurz zuſammengefaßt: Bemeſſung der Einkommenſteuer nach 
dem „freien“ Einkommen“ der Familie. In der Steuerkommiſſion 
des preußiſchen Abgeordnetenhauſes, 1884, der Wagner wohl an⸗ 
gehörte, „wurde die Berechtigung ſolchen Vorgehens mehrfach, auch 
ſeitens des Regierungsvertreters, zugeſtanden, aber vorgeſchlagene 
Faſſungen des Prinzips abgelehnt, meiſt aus formellen Gründen“ *. 
Die Faſſungen, die Wagner ſelbſt zur Durchführung des Prinzips 
empfahl, haben gewechſelt. Ich ziehe ihnen die obige Formulierung 
vor: Beſteuerung des freien Einkommens der Familie, auch um mit 
der hergebrachten Fiktion zu brechen, als ſeien Steuerträger die 
Erwerber des Einkommens ohne Rückſicht auf deſſen Belaſtung durch 
den Unterhalt anderer Perſonen. Natürlich kommt praktiſch nur 
eine annähernde Berechnung des ſteuerfreien Lebensbedarfs mit ein⸗ 
fachen Formeln in Frage. Es würde keine Schwierigkeiten machen, 
nach den örtlichen Teuerungsverhältniſſen zu unterſcheiden, etwa durch 
Beziehung auf den amtlich feſtgeſetzten Ortslohn der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung. Der Lebensbedarf wäre reichlich abzumeſſen mit Rück⸗ 
ſicht auf ſeine fiskaliſche Vorbelaſtung durch indirekte Steuern, deren 
ſozial ungleiche Verteilung ja im Steuerſyſtem durch die Einkommen⸗ 
ſteuer ausgeglichen werden ſoll. Der Bedarf mehrerer Kinder wäre 
(auch nach Wagners Vorſchlag) dem eines Erwachſenen gleichzuſetzen, 
eine einfache Umrechnung, deren Grundlagen durch die neuere Statiſtik 
der Haushaltsrechnungen immer mehr ausgebaut werden. Es wäre 
alſo beiſpielsweiſe das Elternpaar mit vier kleineren oder drei größeren 


1 Finanzarchiv 1914, S. 579 ff. 

2 Finanzwiſſenſchaft II §§ 184 — 188. Derſelbe in Schönbergs Hand⸗ 
buch der Politiſchen Okonomie, 4. Auflage, 3. Band, 1. Halbband, S. 425, und 
in Schanz' Finanzarchiv, Band 8. S. 732 f. 

s „Gebundenes“ Einkommen nennt man den Einkommens teil, der zur Deckung 
des notdarftigen Lebensunterhaltes gerade hinreicht. „Freies“ Einkommen heißt 
der übrige Teil des Einkommens. 

Schönbergs Handbuch a. a. O. 
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Kindern gleich drei Einheiten zu rechnen. Der Lebensbedarf dieſer 
Familie wäre danach als Vielfaches des Ortslohnes zu berechnen, ſagen 
wir auf 2000 Mk. Bei einem Einkommen der Familie von 6000 Mk. 
wären 4000 Mk. ſteuerpflichtig mit dem jeweils erforderlichen ein⸗ 
heitlichen Steuerfuße; auf Progreſſion der Steuer kann verzichtet 
werden, wenn ſie nicht erforderlich bleibt, um die indirekte Beſteuerung 
ausgleichen zu helfen !. 

So etwa müßte das Ziel ſein. Zunächſt erreichbar wird ein 
Ausbau des Kinderprivilegs zum Familienprivileg, Erhöhung ſeiner 
homöopathiſch kleinen Doſen und Abſtufung der Untergrenze der 
Steuerpflicht nach dem Familienſtande ſein. Die Steuerpflicht könnte 
zum Beiſpiel für den Junggeſellen ſchon mit 600 Mk., für die mehr⸗ 
kinderige Familie mit 1500 —2000 Mk. anfangen. Auch die Staffe⸗ 
lung des Tarifs nach dem Ortslohn etwa mit zehn Stufen wäre 
nicht ſchwierig und ſchon darum billig, weil die ländliche Familie, 
die die Kinderkaſt ohnehin leichter trägt?, ſonſt in der Steuer grund⸗ 
los geradezu bevorzugt würde. Mit Recht bevorzugt wird die länd⸗ 
liche Bevölkerung ſchon jetzt durch das Kinderprivileg, weil ſie kinder⸗ 
reicher iſt; das zeigt ein Blick in die preußiſche Steuerſtatiſtik, die 
die Wirkung des § 19 des Einkommenſteuergeſetzes getrennt nad 
Stadt und Land nachweiſt“. 

Viel ungleichmäßiger und mechaniſcher wirkt der heutige Tarif, 
der zum Beiſpiel das Einkommen eines Junggeſellen in der billigen 
Kleinſtadt und eines mit 6 Kindern geſegneten Familienvaters in der 
Großſtadt mit Dienſtboten und Stütze der Hausfrau gleich behandelt 
bis auf die geringfügige Ermäßigung um zwei oder drei Steuerftufen. 


1 Die Wirkung würde ähnlich ſein, wenn das Einkommen dieſer aus drei 
Steuereinheiten (Mann, Frau, Kinder) zuſammengeſetzten Familie durch drei geteilt 
und mit dem Dreifachen des heutigen Steuertarifs für 2000 Mk. belaſtet würde. 
Dann müßte die Progreſſion des Tarifs auch formell noch ſtärker ſein, aber die 
Staffelung nach den örtlichen Teuerungsverhältniſſen wäre nicht ſo gut durch⸗ 

zuführen. Dieſer Vorſchlag findet ſich in mehrfachen Varianten. 
2 Doch brauchte für erwerbstätige Kinder, auch wenn ſie im elterlichen 
Betrieb arbeiten, das Kinderprivileg nicht zu gelten. Bgl. die Regelung in 
Reuß a. L. (oben S. 264 Anm. 5), die in ähnlicher Form auch in anderen 
deutſchen Bundesſtaaten ſich findet. 

s Wer eine ungünftige Wirkung der Steuerreform auf die Finanzen tinder: 
reicher Gemeinden fürchtet, mag zunächſt für die Gemeindezuſchläge das Kinder 
privileg ausgeſchaltet denken, ebenſo wie der neue ſtaatliche Einkommenſteuer⸗ 
zuſchlag in Preußen die Gemeindeſteuer nicht ändert. Richtiger wäre es, den 
durch ihren Kinderreichtum notleidenden Gemeinden durch eine andere Verteilung 
der Schul⸗ und Armenlaſt zu helfen. 
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Mit Recht ſagt Wagner: „Unſere heutige direkte und vollends die 
indirekte Beſteuerung enthält erhebliche Prämien zugunſten der Jung⸗ 
geſellen, der kinderloſen und kinderarmen Ehepaare.“ Beſonders 
eigenartig wirkt die Nichtberückſichtigung des Unterhaltes der mit⸗ 
verdienenden Ehefrau, wie Prof. Schloßmann mit Recht hervorhebt. 
Lebt ein Paar in wilder Ehe, und jeder Teil verdient 800 Mk., ſo 
ſind in Preußen beide ſteuerfrei; holen ſie die Eheſchließung nach, 
ſo kommen ſie in die Steuer; der Tarif bevorzugt alſo das Konkubinat. 
Foville! erzählt bei Beſprechung franzöſiſcher Verhältniſſe einen ähn⸗ 
lichen Fall; die beiden Leute ſchließen nachträglich die Ehe; la morale 
s' en réjouit, aber der Fiskus ſtraft fie mit grauſam erhöhter Steuer. 

Anſtößig iſt auch die Beſchränkung des Kinderprivilegs auf die 
unteren und mittleren Steuerſtufen, als handle es ſich um ein 
Benefizium für bedürftige Familien und nicht um die Gleichmäßigkeit 
der Steuerbelaſtung. Mit Recht wies Wagner? auf die ſtärkere 
Belaſtung gerade der oberen Mittelklaſſe mit Erziehungskoſten hin. 
Erſt 1906 hat man die Obergrenze von 3000 auf 6500 Mk. und 1909 
mit einer Abſchwächung des Privilegs auf 9500 Mk. Einkommen 
erhöht. Das zögernde Vorgehen erklärt ſich wohl mit aus der ſtill⸗ 
ſchweigenden Vorausſetzung, daß die oberen Steuerſtufen ohnehin 
von der Steuerprogreſſion noch nicht genügend erfaßt ſeien, und daß 
man nun wenigſtens den kinderreichen Wohlhabenden nichts fchenken 
wolle. Dann wäre es doch aber richtiger, auch die kinderarmen Wohl⸗ 
habenden ebenſo im Verhältnis zu ihrem freien Einkommen zu 
belaſten. Vollends unter dem Geſichtspunkt der Bevölkerungspolitik 
iſt die Beſchränkung des Kinderprivilegs unverſtändlich, weil die 
Nation am Nachwuchs ihrer Oberſchicht gerade ein erhöhtes Gntereffe , 
hat. Da die Erziehung in der Oberſchicht viel koſtſpieliger iſt, wäre 
ſogar ein erweitertes Kinderprivileg für fie nötig. Überhaupt iſt hier 
der notdürftige Lebensbedarf durch Standesrückſichten, zum Beiſpiel 
der Beamten (Wohnung, Kleidung uſw.) erhöht. Es wird aber ſchwer 
ſein, für dieſen Mehrbedarf über den Ortslohn hinaus einen befriedi⸗ 
genden Maßſtab zu finden. Ein gewiſſer Ausgleich würde geſchaffen, 
wenn man bei Berechnung der Familiengröße Dienſtboten mitzählte. 
Wenn mehr erreichbar iſt, um ſo beſſer. 

Das zähe Feſthalten an all dieſen Verkehrtheiten und Halbheiten 


1 In der anonymen Sammelfdrift Le dépeuplement de la France, 
Paris 1909, S. 21. 
2 Im Finanzarchiv VIII 733. 
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ijt ſchwer verſtändlich. Man führt es gewöhnlich auf die Widerſtände 
im Finanzminiſterium zurück, das bei jeder Erwähnung des Kinder⸗ 
privilegs die Rechnung präſentiert, wie hoch der Ausfall für den 
Fiskus ſein würde. Wenn das zuträfe, wäre es kurzſichtig gedacht. 
Man braucht nicht einmal an das Intereſſe des Finanzminiſters am 
nationalen Bevölkerungsproblem zu appellieren, obgleich dieſer Appell 
gewiß nicht vergeblich wäre. Adolf Wagner, der Malthuſianer, hat 
ſein Programm jedenfalls nicht unter dem Geſichtspunkte des Be⸗ 
völkerungspolitikers aufgeſtellt. Er forderte einfach die Gleichmäßigkeit 
der Steuerlaſt im Namen der ſozialen Gerechtigkeit. Aber dieſer 
Ausgleich wirkt zugleich in hohem Maße fiskaliſch. Der Finanz⸗ 
praktiker weiß, daß das Optimum der Steuerleiſtung nur erzielt 
wird, wenn der Steuerdruck fic) der Steuerkraft genau anſchmiegt. 
Um einen beſtimmten Steuerertrag zu erzielen, braucht die Steuer⸗ 
ſchraube um ſo weniger ſcharf angezogen zu werden, je gleichmäßiger 
ſich der Steuerdruck verteilt. Und bei einer gegebenen Spannung 
der Steuerſchraube iſt die Steuer um ſo ergiebiger, je gleichmäßiger 
ihr Druck ſich verteilt. Jede Unſtimmigkeit zwiſchen Steuerdruck 
und Steuerkraft auch nur an einer Stelle erfordert ein unnötig 
ſcharfes Anziehen der Steuerſchraube im ganzen. Ausbau des Kinder⸗ 
privilegs, ſorgſame Unterſcheidung zwiſchen der Steuerkraft des 
kinderreichen und kinderarmen Zenſiten iſt daher im eigenſten Intereſſe 
des Fiskus gelegen, doppelt in der bevorſtehenden Zeit der Steuer⸗ 
multiplikation, die die genaueſte Ausnutzung der Steuerkraft fordert; 
und doppelt im Zeitalter einer ſchon weit verbreiteten Beſchränkung 
der Kinderzahl. War die Fiktion gleicher Steuerfähigkeit ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Kinderzahl früher vielleicht erträglich, jo iſt fie jetzt nicht 
mehr zeitgemäß, ſeitdem die willkürliche Differenzierung der Kinder⸗ 
zahl zum Teil gerade zugunſten der ſteuerkräftigſten Schicht fid ein⸗ 
gebürgert hat. Die fiskaliſche Berückſichtigung der Kinderzahl be⸗ 
deutet auch keineswegs Bevorzugung der Kinderreichen, ſondern will 
nur gleiches Recht für alle im Verhältnis zu ihrer Leiſtungsfähigkeit, 
das Grundprinzip der ſtaatsbürgerlichen Steuerpflicht . Nur jo viel 
erwartet die Bevölkerungspolitik vom Fiskus, daß er nicht fortfahre, 
zu ſeinem eigenen Schaden die Steuerkraft des kinderreichen Familien⸗ 
vaters vorzubelaſten. 

Und mit dem Intereſſe des Fiskus ſolidariſch iſt das Intereſſe 


1 Vol. meine Ausführungen in dieſem Jahrbuch 1912, S. 1081 ff., über 
Gerechtigkeit und Kommunismus in der heutigen Volkswirtſchaft. 
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der Volkswirtſchaft. Sie beide fordern ſchonende Ausnutzung der 
Steuerkraft. Und wenn die deutſche Volkswirtſchaft jetzt einer Periode 
höchſter Anſpannung der Kräfte entgegengeht, ſo iſt ihr eine fiskaliſche 
Gewandung ohne Druckſtelle um ſo nötiger, damit ſie die ihr inne⸗ 
wohnende Energie optimal ausnutzen könne. 

Erſt in zweiter Linie ſteht das Intereſſe der Bevölkerungspolitik 
ſelbſt. Es wäre optimiſtiſch, von einer Verſchiebung der Einkommen⸗ 
ſteuerlaſt eine Maſſenwirkung auf die Geburtenzahl zu erwarten. An 
den Notwendigkeiten des Bevölkerungsproblems gemeſſen, iſt die Steuer⸗ 
reform nur ein kleines Mittel, immerhin kein unwirkſames, beſonders 
für den Entſchluß zur Ehe, auch wenn die Beſteuerung der Ledigen 
nur einen mäßigen oder keinen Strafzuſchlag über die durch die 
Leiſtungsfähigkeit des Ledigen gewieſene Grenze enthält. Daneben 
ſoll nicht unterſchätzt werden, daß die Reform der Einkommenſteuer 
das Intereſſe der Geſamtheit an kinderreichen Familien öffentlich 
akzentuieren, daß ſie den ſtaatsbürgerlichen Wert der Elternſchaft 
proklamieren, daß ſie, wie man geſagt hat, für den Kinderreichtum 
die Werbetrommel rühren würde. 

Viel ſtärker würde eine bevölkerungspolitiſche Umgeſtaltung der 
Vermögensſteuern wirken, zu der kleine Anſätze vorliegen. Wer den 
Zuſammenhang zwiſchen Zweikinderſyſtem und Erbſchaft kennt, wird 
an der Wirkſamkeit einer nach der Kinderzahl abgeſtuften Erbſchafts⸗ 
ſteuer nicht zweifeln. Schon die Erſetzung der Nachlaßſteuer durch 
die Erbanfallſteuer muß bei progreſſiver Erbſchaftsbeſteuerung in 
dieſem Sinne wirken; aber auch eine direkte Erhöhung des Steuer⸗ 
ſatzes bei kleiner Kinderzahl kommt in Betracht. Daß auch dieſe 
Reform der Erbſchafts⸗ und Vermögensſteuer ebenſo wie die der 
Einkommenſieuer die unfruchtbare Großſtadtbevölkerung endlich etwas 
gerechter belaſten würde, die durch ihre Geburtenbeſchränkung dem 
Vaterlande ihren ſchuldigen Anteil am Aufbau der kommenden Gene⸗ 
ration vorenthält und ſich das Leben leichter macht, dabei aber durch 
die Geringfügigkeit des heutigen Kinderprivilegs auch noch fiskaliſch 
bevorzugt iſt, würde nur der Billigkeit entſprechen. 

Aber auch hier iſt dafür geſorgt, daß die Bäume nicht in den 
Himmel wachſen. Eine bevölkerungspolitiſch wirkſame Bevorzugung 
der Kinderreichen in der Erbſchaftsſteuer würde entweder dem Fiskus 
große Ausfälle zumuten oder die Kapitalverſorgung der Volkswirt⸗ 
ſchaft gefährden. Da kinderarme Eltern am leichteſten Kapital bilden 
können, wirkt jede erfolgreiche Bevölkerungspolitik der Kapitalbildung 
entgegen; dieſe Nebenwirkung muß in den Kauf genommen werden, 
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wie ja überhaupt eine Vergrößerung der Kinderſchar die ſogenannte 
Belaſtungsziffer der Volkswirtſchaft erhöht. Eine bevölkerungspoli⸗ 
tiſche Erbſchaftsſteuer bedeutet aber für die Kapitalbildung nicht nur 
lucrum cessans, ſondern damnum emergens, und bei der ent⸗ 
ſcheidenden Bedeutung, die augenblicklich die Kapitalfrage für das 
Gedeihen der Volkswirtſchaft wieder gewonnen hat, wird dieſes 
damnum ſchwer empfunden werden. Dieſes Bedenken gilt auch 
gegenüber dem an anderer Stelle dieſes Heftes beſprochenen Vor⸗ 
ſchlage von Kuczynski und Mansfeld, an Nachläſſen kinderarmer 
Erblaſſer dem Reichsfiskus ein „Pflichtteilsrecht“ zu ſichern, das an⸗ 
geblich etwa 700 Mill. Mk. jährlich eintragen ſoll, ſolange die 
jetzige Kinderarmut andauert. Das damnum emergens würde aber 
nur ſo lange drohen, als die Steuer nicht gewirkt hat. Hat ſie erſt 
ihren Zweck voll erreicht, jo würde für die Kapitalverſorgung der 
Volkswirtſchaft in der Hauptſache nur die cessatio lucri zurück⸗ 
bleiben, dieſe aber um ſo größeren Umfang haben. Die bevölkerungs⸗ 
politiſche Wirkung würde natürlich auf die beſitzende Oberſchicht be⸗ 
ſchränkt ſein; ebenſo wie die Wirkung der Einkommenſteuerreform 
alle diejenigen nicht erreicht, die weder nach der alten noch nach der 
neuen Ordnung unter die Steuer fallen. 


III. 
Bevölkerungspolitiſche Neform des Beamtengehalts 


Mitunter wird befürwortet, die Steuerlaſt der Ledigen und 
Kinderloſen ſo weit zu ſteigern, daß dieſe wirtſchaftlich nicht mehr 
beſſer ſtehen als Familienväter gleichen Einkommens. Das iſt nicht 
mehr Ausgleichung der Steuerlaſt zwiſchen Ledigen und 
Verheirateten (von der im vorigen Abſchnitt die Rede war), ſondern 
Ausgleichung der Familienlaſt ſelbſt. Kein Zweifel, wenn 
dieſes Ziel erreicht werden kann, würde es bald viel mehr kinderreiche 
Familien geben. Man müßte den Ledigen und Kinderloſen einen 
ausreichenden Teil ihres Einkommens abziehen und ihn den Familien⸗ 
vätern nach dem Maßſtab ihrer Familienlaſt zulegen, ſo daß die⸗ 
jenigen, die bisher gleiches Einkommen hatten, jetzt gleiches Aus⸗ 
kommen haben. Wir kommen damit ins Gebiet der großen Mittel 
der Bevölkerungspolitik. 

Am weiteſten ſpruchreif iſt die Frage für das Einkommen der 
öffentlichen Beamten. Hier iſt ſie aber auch am dringlichſten. Die 
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beſondere Lage des Beamten iſt oft erörtert worden: er kann das 
Einkommen nicht ſteigern wie ein Akkordarbeiter und hat repräſentative 
Pflichten; namentlich hat er für Wohnung und Kleidung weſentlich 
mehr aufzuwenden als ein Arbeitnehmer gleichen Einkommens. Zumal 
in Zeiten ſinkenden Geldwertes iſt er in der Klemme. Dabei hat er 
das Streben, ſeine Söhne wieder Beamte werden und, wenn möglich, 
aufſteigen zu laſſen und auch ſeinen Töchtern einen ſtandesgemäßen 
Beruf zu geben. Dazu tritt die Überfüllung der Beamtenlaufbahn, 
die oft ſpäte feſte Anſtellung, und darum Aufſchub der Heirat. In 
der langen Wartezeit gewöhnt ſich aber der Junggeſelle Bedürfniſſe 
an, denen er als Familienvater wieder entſagen müßte. Der Abſtieg 
iſt für den Spätheiratenden zu ſchroff und für den Feſtbeſoldeten zu 
zwingend; die Furcht vor dieſem Abſtieg führt den ohnehin wähleriſch 
Gewordenen leicht zu weiterem Aufſchub der Heirat, manchmal ad 
kalendas graecas. Die Alterszulagen aber werden unabhängig von 
Familienſtand und Kinderzahl gewährt. 

Nach der bekannten großen amtlichen Statiſtik von Jahre 1907 
verteilen ſich die Ausgaben von Arbeiter⸗ und Beamtenfamilien 
(A und B) in folgender Weiſe. Vom Hundert der Ausgaben ent⸗ 
fallen auf: f 


Bei einer Nahrung Wohnung 8 Kleidung Sonſtiges 
A. 


Geſamtausgabe 

von: B. A. B. A. B. A. B. A. B. 
unter 2000 Mk. 53,0 43,1 17,4 18,8 4,5 6,7 10,4 13,9 14,7 17,5 
2000-3000 - 503 39,2 16,7 19,3 3,8 42 122 14,7 170 22,6 
über 3000 - 53,4 35,0 13,9 19,1 41 3,5 14,1 144 14,5 28,0 


Die höhere Wohnungsausgabe der Beamten, auf die ſich die 
Erhebung erſtreckte, fälll doppelt auf, weil die Arbeiter mehr in 
Großſtädten, die Beamten mehr in kleineren Orten wohnten. Die 
Erhebung umfaßte Haushaltsrechnungen von 852 minderbemittelten 
Familien, darunter 218 Familien von Lehrern und anderen kleinen 
Beamten. 

Daß die Beamtenſchaſt kinderarm fei, kann man ſtatiſtiſch be⸗ 
legen, aber nicht mit exakten Zahlen. Berger hat in ſeinen „Unter⸗ 
ſuchungen über den Zuſammenhang zwiſchen Beruf und Fruchtbar⸗ 
keit“! die Zahlen der preußiſchen Berufsſtatiſtik von 1895 und 1907 


1 Zeitſchrift des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts 1912, auch Göttinger 
Diſſertation. 
Shmollers Jahrbuch XLI 2. 18 
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verwertet. Er fand, daß in ber Berufsabteilung E, die aber mit 
den öffentlichen Beamten die Angehörigen der freien Berufsarten 
zuſammenfaßt, die Geburtenzahl- im Verhältnis zur Zahl der Ehe⸗ 
männer verhältnismäßig niedrig und auch verhältnismäßig ſtark 
gefallen ſei. Bei dieſer Berechnung müſſen jedoch Fehlerquellen in 
den Kauf genommen werden. 

Eine amtliche Familienſtatiſtik der männlichen Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenbeamten! und der männlichen preußiſchen Staatsbeamten“ 
iſt für den 1. Oktober 1912 bzw. 1. Oktober 1913 veröffentlicht 
worden. Die erſtere hat den großen Vorzug, Altersgruppen der 
Beamten zu unterſcheiden. Sie umfaßt von etatsmäßig angeſtellten 
Beamten 3641 höhere, 46924 mittlere und 92 421 Unterbeam te, 
außerdem 13 868 mittlere und 34 123 Unterbeamte, denen die etat3- 
mäßige Anſtellung noch fehlte. Die durchſchnittliche Kinderzahl an 
dieſem Stichtage iſt natürlich viel niedriger als die Kinderzahl, die 
am Schlußpunkt der Ehen durchſchnittlich erreicht ſein wird. Es 
fund zum Beiſpiel viele neugeſchloſſene Ehen ohne Kind darunter, 
die vielleicht mit einer hohen Kinderzahl abſchließen werden. Es 
find ferner nur die überlebenden Kinder gezählt. Anderſeits wird 
mit Recht hervorgehoben, daß die jungen Ehen einer Generation 
angehören, die den Kinderreichtum der älteren Ehen wohl nicht mehr 
erreichen wird. Aber eben dies iſt Vermutung und nicht zahlen⸗ 
mäßig erwieſen. | 

Die durhichnitilicde Kinderzahl der verheirateten (verwitweten, 
geſchiedenen) höheren, mittleren und Unterbeamten im Reichspoſt⸗ 
und Telegraphendienſte war 1,7, 1,9, 2,4 gegen 2,7 im Durchſchnitt 
der ganzen preußiſchen Beamtenſchaft, die aber wohl nicht dieſelbe 
Zuſammenſetzung, namentlich im Altersaufbau, hatte und darum 
mit den Familien der Poſtbeamten ſchwer vergleichbar iſt. Bleiben 
wir bei den Poſtbeamten, ſo darf aus der kleineren Kinderzahl 
in der Oberſchicht nicht ohne weiteres auf eine dementſprechende 
gewollte Beſchränkung der Kinderzahl geſchloſſen werden; denn 
die Oberſchicht heiratet viel ſpäter. Das Ledigenprozent 
war bei den f 


1 Nr. 703 der Reichstagsdruckſachen, Seſſion 1912/18, 
Nr. 550 der Druckſachen des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 1914. 
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mittleren Beamten Unterbeamten 


im Alter höheren 
von Beamten 


etatsmäßig 0 


20—25 Jahren — 98,1 52,5 89,0 
30 51,9 85,9 17,9 43,3 

30—35 22,7 21,1 6,1 15,2 

35—410 10,7 11.9 2,6 6,9 

O45 - 6,4 — 1,6 

45—50 >» -49 — 1.1 

50—55 3,9 — 0,8 4,7 

55—60 5 4,2 — 0,8 

60—65 4,1 — 0,8 


Die höheren Beamten heiraten alſo in der Regel erſt nach dem 
30. Jahre, im Gegenſatz namentlich zu den etatsmäßigen Unterbeamten. 
Ein kleiner Teil der höheren und mittleren Beamten bleibt ſogar 
lebenslänglich Junggeſelle, was bei den Unterbeamten kaum vor⸗ 
kommt. Aufſallend hoch iſt auch nach der preußiſchen Statiſtik von 
1913 das Ledigenprozent der höheren etatsmäßigen Beamten, trotz 
ihres vermutlich hohen Durchſchnittsalters: 21¼ % (Tarifklaſſen 
I-III des Wohnungsgeldzuſchuſſes) gegenüber 6,9 und 4,4% bei 
den unteren Gruppen etatsmäßiger Beamter !. Sehr deutlich zeigt 
ferner die obige Tabelle den Aufſchub der Heirat bei den nicht etats⸗ 
mäßig angeſtellten Beamten. Der Einfluß des Dienſtes und des 
Vorgeſetzten wird ja überhaupt manchmal die Heirat verzögern“, 
auch wo nicht die Zuſtimmung geradezu gefordert wird; vom Reſſort⸗ 
ſtandpunkte verſtändlich, aber doch mit ſchwerſten Konſequenzen für 
den Betroffenen, zum Beiſpiel im Dffiziersftande, und mit einer Ein⸗ 
buße der Nation an wertvollſtem Nachwuchs. Im Privatdienſte iſt 
es ja bekanntlich manchmal nicht anders, wenn zum Beiſpiel un⸗ 
verheiratete Gutsinſpektoren, kinderloſe Hausbedienſtete bevorzugt 


I Bgl. auch die von Moſt in dieſem Jahrbuch 1915 mitgeteilte Düffels 
dorfer Statiſtik. | 
2 Beiſpiele gibt Prof. Grotjahn, Geburtenrückgang und Geburtenregelung 
im Lichte der individuellen und der ſozialen Hygiene, Berlin 1914, S. 307 ff. 
Derſelbe Autor zitiert aus einer Schrift von Kreſſe, Der Geburtenrückgang in 
Deuiſchland, Berlin 1912: „Man nenne in Preußen oder anderswo in Deutſch⸗ 
land eine einzige Behörde, die das jugendliche Heiraten ihrer Angeſtellten empfiehlt 
oder gar befördert! Es gibt keine! Aber alle Behörden ohne jede Ausnahme 
warnen ihre Beamten vor dem Heiraten ohne Mitgiſt, ja viele verbieten die Ehe 
vor Erlangung eines beſtimmten Einkommens überhaupt.“ Es wäre zu be⸗ 
grüßen, wenn dieſe Behauptung Widerſpruch fände. Über das Los von Offizieren 
ohne Ehekonſens liegen mir erſchütternde briefliche Außerungen vor. 
18 * 
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oder geradezu nachgefragt werden. Für weibliche Beamte fteigert 
ſich das Heiratshindernis wohl in der Regel zum Verbot, wenigftens 
in Friedenszeiten; in einzelnen deutſchen Staaten verwirkt ſogar 
eine Lehrerin, die im Ruheſtande heiratet, ihre Penſion. 

Zeugt nun bei Berückſichtigung des teilweiſe ſehr verſpäteten 
Heiratsalters die angeführte Kinderzahl der Poſtbeamten von ge⸗ 
wollter Beſchränkung oder gar von einem Zweikinderſyſtem? Es 
beſagt ſehr wenig, wenn von den nicht ledigen Unterbeamten 60,8 %, 
von den mittleren 73,1% und von den höheren Beamten ſogar 
75,8 % nicht mehr als zwei Kinder hatten. Wir müſſen vielmehr 
nach der Kinderzahl am Schluß der Ehe fragen, alſo bei den älteſten 
Ehen, die allerdings mehr die Sitten der Vergangenheit zum Aus⸗ 
druck bringen. Für die beiden höchſten Altersſtufen der verheirateten, 
verwitweten oder geſchiedenen Beamten gibt nun die Statiſtik fol⸗ 
gendes Bild: 


Mittlere Beamte] Unterbeamte 


55—60 60 —65 
Jahre] Jahre 


Höhere Beamte 


55— 60 60—65 
Jahre | Sabre 


Beamte 339 3489 1368 
davon 
ohne Kind %%] 13,9 11,1 5,9 5,9 
mit 1 Kind % 20,7 16 8 9,5 10,4 
mit 2 Kindern . %] 28,0 29,8 15,2 15,6 
mit 3 Kindern % 18,9 19,2 17,8 15,8 
mit 4 Kindern % 11,2 13,5 15,9 148 
mit 5 Kindern % 41 4,3 12,8 13,5 
mit 6 u. mehr Kindern /o] 3,2 5,8 23,4 24,1 
Durchſchnittl. Kinderzahl 2,2 2,5 3,9 3,9 


Dieſe Zahlen reden eine andere Sprache. Beſonders die Unter⸗ 
beamten (bei denen die Verſpätung der Ehe nicht ſo ins Gewicht 
fällt) haben mindeſtens in der alten Generation noch eine anſehnliche 
Kinderſchar: faſt vier im Durchſchnitt, und 24% der Ehen haben 
mehr als fünf Kinder. Dabei ſind die verſtorbenen Kinder und die 
Totgeburten nicht mitgerechnet; mit ihnen kommen wohl annähernd 
fünf Geburten pro Ehe bei den Unterbeamten heraus, bei den mitt⸗ 
leren Beamten über drei, bei den höheren Beamten etwa drei Geburten. 
Die nicht etatsmäßigen Beamten ſind in diefer Berechnung einbegriffen, 
ſind aber auf dieſen hohen Altersſtufen wohl durchweg etatsmäßig 
geworden. Geradezu auffallend niedrig iſt die Zahl der kinderloſen 
Ehen bei den Unterbeamten. Prinzing, der in ſeinem Handbuch der 
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mediziniſchen Statiſtik! das ſtatiſtiſche Material aus verſchiedenen 
Ländern zuſammenſtellt, ſchätzt, daß 7—12 / aller Ehen kinderlos 
bleiben, in den Städten mehr als auf dem Lande. Nach Volks⸗ 
zählungsergebniſſen waren unter den mindeſtens 25 jährigen Ehen in 
Berlin (1885) 11,2 %, in Oldenburg (1876 — 1885) 9,2 / kinderlos. 
Dabei ſind aber die verſtorbenen Kinder und die Totgeburten mit⸗ 
gerechnet, ſo daß die Quote der kinderlos gebliebenen oder kinderlos 
gewordenen Ehen im Sinne der Poſtbeamtenſtatiſtik noch merklich 
größer ſein muß. Wenn dagegen von den älteren nicht ledigen 
Poſtunterbeamten noch nicht 6 %/o kinderlos waren, alſo vielleicht 5% 
dauernd kinderlos geweſen waren, ſo müſſen ihre Frauen eine Aus⸗ 
leſe fruchtbarer Frauen ſein. Der Beamte hat eben einen beſſeren 
Heiratsmarkt als der Arbeiter. Auch die großenteils ländliche und 
kleinſtädtiſche Zuſammenſetzung dieſer Beamtengruppe erhöht ver⸗ 
mutlich die Kinderzahl. 

Bei den höheren und mittleren Beamten fällt beſonders der 
hohe Prozentſatz der Ehen auf, die mit zwei Kindern abſchließen. 
Er iſt viel höher als der Prozentſatz mit drei Kindern, während bei 
den Unterbeamten beide Prozentſätze gleich ſind. Zwar kann ſich 
dieſer Unterſchied aus dem höheren Heiratsalter der beiden erſten 
Beamtengruppen erklären, bei dem in vielen Fällen nach der Geburt 
des zweiten am Leben bleibenden Kindes gerade eine Grenze der 
natürlichen Fruchtbarkeit erreicht ſein mag“. Der Schluß auf ein 
Zweikinderſyſtem bei einem Teil der höheren und mittleren Beamten 
drängt ſich alſo vielleicht mit Unrecht auf. | 
Auch von den verheirateten oder verheiratet geweſenen preußiſchen 
Staatsbeamten aller Reſſorts hatten 10,5% mindeſtens feds lebende 
Kinder, von den etatsmäßig angeſtellten Unterbeamten (d. h. mit dem 
Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe V) ſogar 13%, und von den 
älteren Beamten dieſer Gruppe natürlich ein noch größerer, aber 
leider nicht feſtgeſtellter Prozentſatz. | 

Wir mußten dieſe Erwägungen anſtellen, um voreilige ſtatiſtiſche 
Schlußfolgerungen zu verhüten, die der Kritik auf die Dauer nicht 
ſtandhalten würden. Das zweifelloſe Ergebnis der Statiſtik iſt 
trotzdem eine teilweiſe ſtarke Verſpätung des Heiratsalters und 
daraus folgende beträchtliche Verringerung der Kinderzahl namentlich 


1 Jena 1906, S. 32 f. 

2 Bei den 30 — 40 jährigen Unterbeamten finden wir denſelben Knick in 
der Tabelle nach dem zweiten Kinde; er verliert ſich dann allmählich bei höherem 
Alter. 
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bei der Oberſchicht. Aber auch die Unterbeamten würden bei kürzerer 
Wartezeit bis zur etatsmäßigen Anſtellung jünger geheiratet haben, 
wie die Tabelle auf S. 275 zeigt. Außerdem ſpricht Bergers um⸗ 
faſſende Statiſtik für eine Beſchränkung der Kinderzahl im Beamten⸗ 
ſtande, die die Kinderarmut der anderen großen Berufsgruppen 
immer mehr überholt; begreiflich genug in einer Zeit viel ſchnellerer 
Steigerung des Einkommens anderer Stände und bei ſinkendem Wert 
des Geldes und darum des feſten Gehaltes 1. Die niedrige Quote 
der Nahrungsausgaben, die hohe der repräſentativen Ausgaben ſind 
ein Ausdruck dieſer wirtſchaftlichen Verſchiebung der Stände. 

Zweifellos gibt es noch einen reichen Fonds von Familienſinn 
in unſerem Beamtenſtande, namentlich in ſeiner unteren Schicht, 
aber er bedarf der Stärkung. Es gilt erſtens, dem Beamten die 
frühzeitige Heirat zu ermöglichen, auch wenn er ohne Vermögen iſt, 
und zweitens, das ſtarre Einkommen des Familienvaters dem wach⸗ 
ſenden Familienbedarfe anzupaſſen, erforderlichenfalls auch für eine 
Familienwohnung zu ſorgen ?. 


1 Bgl. Moſt in dieſem Jahrbuch 1915, Heft 1: Zur Wirtſchafts⸗ und 
Sozialſtatiſtik der höheren Beamten in Preußen. Zeiler ebendort, Heft 3: Die 
Entwicklung der Lebenshaltungs koſten in ihrer Einwirkung auf Gehalt und andere 
feſte Bezüge. 

2 Dagegen wird mit Recht der auch in Parlamenten laut gewordene Rat 
beanſtandet, den kinderreichen Familienvater bei der Stellenbeſetzung zu be 
vorzugen (oder gar nur Ehemänner feſt anzuſtellen oder, wie Leroy⸗Beaulien 
will, die Mitglieder kinderarmer Familien von der Beamtenlaufbahn auszuſchließen, 
wenn ſie nicht ſelbſt drei Kinder haben). Es wäre für den kinderreichen Beamten 
nicht erfreulich, wenn er ſeine Laufbahn der Frau verdankt, und noch weniger 
für die kranke Frau des kinderarmen Beamten, daß fie dem Weiterkommen ihres 
Mannes im Wege ſteht. Noch öfter als heute würde der unrechte Mann am un⸗ 
rechten Platze ſtehen. In Frankreich ſoll jedoch die Methode in gewiſſem Um⸗ 
fange angewandt werden, ohne ſchlechte Erfahrungen (Le dépeuplement, S. 28). 
In Deutſchland ſollen kinderreiche Familienväter geradezu zurückgeſetzt werden, 
weil ſie infolge ihrer finanziellen Belaſtung weniger repräſentieren können 
(nach Faßbender im preußiſchen Abgeordnetenhaus, 25. Februar 1916); dieſe 
Rückſicht würde natürlich beim Syſtem der Kinderzulagen wegfallen. 

Zweifelhaft iſt, ob die Anſtellung von Ehefrauen mehr die Heirat und die 
Kinderſtube finanziert oder mehr die Kinderzahl beſchränkt. Zu befürchten iſt, daß 
die ſchon zum Beiſpiel bei unverheirateten Lehrerinnen vorhandene Überbürdung 
noch geſteigert würde. Der Vorſchlag, für verheiratete Lehrerinnen die Zahl det 
Dienſtſtunden zu halbieren, erinnert an die Halbtagsſchicht des Arbeiterſchutzes, 
auf die wir an fpäterer Stelle zurückkommen. Für Wochenbettzeiten und Still 
zeiten müßten Erſatzkräfte bereitſtehen; ein wenig ökonomiſches und, ſoweit 
es ſich um Lehrerinnen handelt, für die Schülerinnen unpädagogiſches Syſtem. 
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Die erſte dieſer Aufgaben ſtößt auf die ſtärkſten Schwierigkeiten. 
Scheint doch bei jeder drohenden Überfüllung eines Beamtenberufs 
die Verlängerung der verſchiedenen Wartezeiten eine arithmetiſche 
Notwendigkeit zu ſein, um den Zugang zum Berufe zu regulieren. 
In dem Maße aber, wie die Bevölkerungspolitik für Beamte Erfolg 
hat, droht dem Beamtenſtande Übervölkerung, beſonders ſeiner oberen 
Schicht. Ebenſo wird eine entſprechende Bevölkerungspolitik für die 
breite Volksmaſſe immer den Zudrang und Aufſtieg zum Beamten⸗ 
ſtand ſteigern, nicht ſowohl durch die Vermehrung der Menſchen, 
als durch die Vermehrung der den kinderreichen Familien zufließenden 
Mittel. Überfüllung der Beamtenlaufbahn bedarf daher im Zeitalter 
der Bevölkerungspolitik wirkſamer Gegenmittel. Es wird aber zu 
erwägen ſein, ob nicht der Zugang zum Beruſe auf andere Weiſe 
uls durch Wartezeiten reguliert werden kann, etwa durch nach Bedarf 
verſchärfte Vorbedingungen, die eine rechtzeitige Ausleſe der Geeig⸗ 
netſten herbeiführen und die unproduktiven Wartezeiten erſparen. 
Das Mittel ijt ja nicht neu; es kann aber vielleicht öfter, ſchärfer 
und geſchickter angewandt werden. Volkswirtſchaftlich falſch und 
unöbkonomiſch iſt es zum Beiſpiel, die Anwärterſchaft eines über⸗ 
füllten Berufes zu vermindern durch mechaniſche Verlängerung und 
Verteuerung der Ausbildungszeit und mechaniſche Erſchwerung von 
Prüfungen !, ſtatt durch ſolche Erſchwerungen, die eine qualitative, 
nicht nur quantitative Ausleſe bewirken. Die proviſoriſche Anſtellung 
kann einer ſolchen Ausleſe dienen, aber ſie darf nicht fiskaliſch aus⸗ 
genutzt werden. Über ſolche Möglichkeiten kann nur der Praktiker 
urteilen, wenn er einen weiten Blick hat. Auch andere Wege tief⸗ 
greifender Umgeſtaltung der Berufszugänglichkeit kommen in Frage. 


Nach dem Kriege wird auch die Frage der Anſtellung verwitweter Mütter eine 
größere Rolle ſpielen; mehrere Verbände von Poſt⸗ und Telegraphenbeamten und 
sbeamtinnen fordern die Anſtellung. Die ſchon vor dem Kriege und vollends 
jetzt zunehmende Anſtellung von Frauen und Mädchen nimmt Ehemännern Plätze 
weg, und wirkt inſofern, wie man ſie auch ſonſt beurteilen mag, bevölkerungs⸗ 
politiſch ungünſtig. Die Anſtellung von Mädchen kann dieſe auch von der Heirat 
zurückhalten. 

1 P. Leroy⸗ Beaulieu (La question de la population, Paris 1913, 
S. 445) erzählt von einem Geſpräch mit dem Leiter des Pariſer Fernſprechdienſtes 
über die Berufserforderniſſe der dort beſchäftigten Mädchen. Dieſer Herr fagte 
ihm, der Beruf erfordere nur ein ſcharfes Gehör und Aufmerkſamkeit. Mais, 
ajoutait-il, comme procédé éliminatoire, on demande aux jeunes 
filles qui se présentent au concours une foule d'autres choses: Leroy⸗ 
Bedulteu meint, fo fei es in ſehr vielen Berufen. 
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Die gefteigerte Überfüllungsgefahr würde ſolche Probleme mit der 
Zeit von ſelbſt in den Vordergrund drängen und mit dem eigenen 
Intereſſe der Bevölkerungspolitik zuſammenwirken. 

Zu der frühzeitigen ſeſten Anſtellung müßte die Gehaltsreſorm 
treten: weniger Gehalt für Junggeſellen, mehr für Ehemänner und 
für Familienväter; alſo neben den mechaniſch wiederkehrenden Alters⸗ 
zulagen, die in beſcheidenem Umfange fortbeſtehen könnten, Ehe⸗ 
zulagen und Kinderzulagen. Die Ehezulage dürfte nicht ſo erheblich 
fein, daß ſpekulative Heiraten geradezu provoziert würden . Dagegen 
könnten die Kinderzulagen dem Mehrbedarf der Eltern annähernd 
voll entſprechen (bei ſchematiſcher Berückſichtigung der Alterszulagen). 
Erſt bei Erreichung einer Höchſtzahl, etwa fünf oder ſechs Kindern, 
ſollten die weiteren Kinderzulagen kleiner werden“. Dieſe Neu⸗ 
verteilung der Gehälter ließe ſich ohne Mehraufwand und ohne 
Gehaltskürzung allmählich durchführen. Sie würde mit gleichen 
Mitteln mehr erreichen, weil das Geld mehr nach dem Bedarf ver⸗ 
teilt und darum beſſer ausgenutzt würde. In einer Zeit höchſter 
Anſpannung der fiskaliſchen und volkswirtſchaftlichen Kräfte wird 
ſolche Ausnutzung jedes Groſchens geradezu geboten ſein. Bloße 
Differenzierung einzelner Gehaltsteile, wie Wohnungsgeld, die man 
vorgeſchlagen hat“, iſt natürlich Stückwerk und würde auch eine 
Verteuerung der Miete begünſtigen. 

An dritter Stelle ſollte den Beamten, die eine Dienſtwohnung 
brauchen, zum Beiſpiel Volksſchullehrern auf dem Lande, bei der 
Verheiratung ein Anſpruch auf eine Familienwohnung zuſtehen. In 
dieſem Stück macht ſchon das geltende Beamtenrecht dem Familien⸗ 
ſtande Zugeſtändniſſe“. „In vielen deutſchen Staaten wird der 


1 Zu erwägen wäre, ob die Ehezulage geteilt werden fol in eine einmalige 
Beihilfe zur Hausſtandsgründung und eine laufende Rente. — Ein Junggeſelle, 
der bedürftige Verwandte alimentiert, wäre wie ein Ehemann zu beſolden. Auch 
bedürftige alimentierte Verwandte von Ehemännern könnten zur Familie ge 
rechnet werden. 

2 Eine Begrenzung würde ſich auch dahin empfehlen, daß einem Beamten, 
der ſchon eine Kinderzulage hat, eine weitere volle Kinderzulage früheſtens nach 
zwei Jahren zuſteht; denn es kann nicht die Abſicht fein, dicht aufeinander ; 
folgende Geburten zu begünſtigen, die der Mutter zum Nähren des Kindes und 
zur eigenen Kräftigung nicht genügend Zeit laſſen. 

8 Nach Kellermann (im roten „Tag“, 3. April 1917) fol auch nach einer 
für den Reichstag vorbereiteten Regierungsdenkſchrift Kürzung des Wohnungs⸗ 
geldzuſchuſſes lediger Reichsbeamter auf drei Viertel geplant ſein. 

Vgl. Sachſe im Auguſtheft 1915 der Preußiſchen Jahrbücher, S. 205 ff. 
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Familienſtand des Lehrers, anders als bei den anderen Beamten, 
bei der Bemeſſung der Dienſtwohnung und der Mietsentſchädigung 
berüdfichtigt ... In anderen Staaten wird dem fländigen Lehrer 
unabhängig von ſeinem Familienſtande ein Anſpruch auf eine 
Familienwohnung oder eine entſprechende Mietsentſchädigung zu⸗ 
erkannt. Man erwartet, daß der ſtändige Lehrer heiratet.“ In 
Preußen erhält der unverheiratete Lehrer in der Regel nur zwei 
Drittel der normalen Mietsentſchädigung, aber der Rechtszuſtand 
iſt für den heiratenden Lehrer nicht befriedigend . Die Verheira⸗ 
tung des auf eine Dienſtwohnung angewieſenen Beamten darf durch 
die Wohnungsfrage nicht erſchwert, ſondern ſollte eher erleichtert 
werden. 

Von dieſer kleinen Grenzüberſchreitung abgeſehen, die hie und 
da auch beim Wohnungsgeldzuſchuß anderer Beamter, öfter bei 
Umzugsgeldern und Weihnachtsgratifikationen wiederkehrt, finden 
wir heute den Familienſtand im Gehalt nur ausnahmsweiſe berück⸗ 
ſichtigt, ſo im Oldenburger „Ledigenabzug“ vom Gehalt, zum Bei⸗ 
ſpiel bei Oberlehrern 300 Mk., Volksſchullehrern und mittleren 
Beamten 300—100 Mk. ?. Eine beträchtliche Zahl deutſcher Stadt⸗ 
verwaltungen zahlt neuerdings ihren Beamten bis zu einer gewiſſen 
Gehaltsgrenze, zum Teil auch ihren Arbeitern, Kinderzulagen vom 
zweiten, dritten, vierten Kinde an, aber hie und da auch beim erſten 
Kinde und an kinderloſe Ehepaare, etwa 60—300 Mk. im ganzen 
jährlich, teilweife bis zu 600 Mk. Im Kriege zahlt auch der Staat 
Kinderzulagen. Vor dem Kriege gab zum Beiſpiel die preußiſche 
Eiſenbahnverwaltung Familienvätern mit weniger als 3000 Mk. 
Gehalt Bedürftigkeitszuſchüſſe. In Frankreich haben neuerdings 
Volksſchullehrerinnen und Poſtbeamtinnen bei Entbindungen Anſpruch 
auf zweimonatigen Urlaub mit vollem Gehalt. Ein ungariſches 
Geſetz vom 20. Juli 1912 gewährt den Unterbeamten Kinderzulagen 
von 100, 200, 300 Kronen jährlich beim erſten, zweiten, dritten 
Kinde, an höhere Beamte das Doppelte, und zwar bis zum 24. (bei 
Unterbeamten 16.) Lebensjahre der Kinder; allein im Reſſort des 


1 Ein preußiſcher Lehrer, der vokationsmäßig eine Dienſtwohnung für einen 
Unverheirateten innehat, beſitzt im Falle der Verheiratung an ſich keinen recht⸗ 
lichen Anſpruch auf Überweiſung einer Familienwohnung oder entſprechende 
Mietsentſchädigung. „Einem jungen Lehrer iſt die Möglichkeit beſchränkt, ſich vor 
der Eheſchließung eine Familienwohnung zu ſichern. und er wird damit von der 
Eheſchließung ſelbſt zurückgehalten.“ (Sachſe a. a. O.) 

2 Nach G. Menzel im roten „Tag“, 2. Februar 1916. 
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Handelsminiſteriums wurden 1912 über 8 Mill. Kronen gezahlt; 
viele Unterbeamte ließen ſich mit ihren Konkubinen trauen!. 

Der Krieg iſt aber nicht nur Lehrmeiſter dahin geweſen, den 
ökonomiſchen Grundſatz des Familienbedarfs für die zeitweiligen 
Teuerungszulagen zu weitgehender Anerkennung zu bringen, ſondern 
hat auch die erſten Vorbereitungen zu einer dauernden Gehaltsreform 
ausgelöſt. Abgeſehen von den parlamentariſchen Anregungen hat das 
bayeriſche Staatsminiſterium für Verkehrsangelegenheiten im Jahre 
1916 die Koſten eines Syſtems von Kinderzulagen auf dreifacher 
Grundlage ausgerechnet. Daß dabei die Bildung eines Fonds in 
Ausſicht genommen ijt, in den die Beamten laufende Beiträge ein: 
zahlen ſollen, intereſſiert in dieſem Zuſammenhange noch nicht; die 
Hauptkoſten ſoll der Fiskus tragen, und zwar in Höhe der Kriegs⸗ 
teuerungsbeihilfe, die in Geſtalt von Kinderzulagen den Staats⸗ 
beamten ſchon jetzt zuteil wird. Nach der Annahme beträgt die 
jährliche Kinderzulage 200 Mk. bei höheren, 150 bei mittleren, 100 bei 
Unterbeamten, und zwar entweder vom dritten oder vierten Kinde an. 
Die Zulage wird dann auch für die vorangehenden Kinder mitbezahlt, 
ſo daß ſie tatſächlich beim dritten bzw. vierten Kinde verdrei⸗ und 
vervierfacht iſt, um dann beim vierten bzw. fünften Kinde auf ein 
Drittel bzw. ein Viertel zu ſinken. Ob dieſe Abſtufung, die auf ein 
Drei⸗ bzw. Vierkinderſyſtem hinwirken muß, zweckmäßig iſt, kann 
bezweifelt werden. Es iſt denn auch noch ein dritter Modus ins 
Auge gefaßt, bei dem nur für das dritte und jedes folgende Kind 
die einfache Zulage gewährt wird. Legt man als Maßſtab die 
Kinderzahl der Reichspoſtbeamten zugrunde, ſo ergibt ſich bei den drei 
Berechnungsarten für die 52 000 etatsmäßigen Beamten des Reſſorts 
ein durchſchnittlicher Jahresbedarf von 148, 101, 75 Mk. Rechnet 
man das nicht etatsmäßige Perſonal mit Einſchluß der Arbeiter ein, 
ſoweit es nicht im Felde ſteht, fo ſteigt die Kopfzahl auf 76 000 
und ſinkt der Bedarf auf 136, 91 und 68 Mk. Für die 82 000 
etatsmäßigen bayeriſchen Beamten aller Dienſtzweige ergäben ſich 147, 
98, 74 Mk., und in abſoluten Zahlen 12, 8 und 6 Mill. Mk. Nicht 
mitgerechnet ſind die im Ruheſtand befindlichen Beamten und die 
Hinterbliebenen, und von den Kindern die über 15 jährigen. Legt 


1 Leroy ⸗ Beaulieu, La question de la population, S. 473 Anm. 
| 2 Bol. Poſtrat Hotz in der Bayeriſchen Staatszeitung vom 17. und 18. Juni 
1916: „Das Problem der Kinderzulagenverſicherung der bayeriſchen Verkehrs; 
verwaltung.“ Der Aujfag liegt mir in einem Auszug der Zeitſchrift für Ver⸗ 
ſicherungsweſen, herausgegeben von Neumann, vom 2. Auguſt 1916 vor. 
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der Staat im ganzen nicht mehr als im Kriege zu, ſo hätte bei der 
Verkehrsverwaltung jeder Beamte und Arbeiter durchſchnittlich 70, 
25½ und 2% Mk. aufzubringen; bei Einrechnung des im Felde 
ſtehenden, nicht etatsmäßigen Perſonals vielleicht etwas mehr. 

Was hier geplant wird, bedeutet zwar noch nicht den vollen 
Ausgleich der Kinderlaſt, aber einen grundſätzlich entſcheidenden Schritt 
auf dieſem Wege. Mit Recht fragt man, warum der Staat für 
ſeine Angeſtellten über das unmittelbare Arbeitsentgelt hinaus nur 
im Falle der Krankheit oder des Alters, nicht bei der Elternſchaft 
zahlen ſolle. Berückſichtigt doch der Fiskus den Familienbedarf 
ſchon jetzt, zwar nicht im Gehalt des tätigen und nicht im Nachgehalt 
des zur Ruhe geſetzten Beamten, wohl aber in den Bezügen der 
Hinterbliebenen, die doch auch ein Nachgehalt, eine Gehaltsergänzung 
ſind, auf die durch die Anſtellung des Beamten ein Anſpruch erworben 
wird, und die zur Höhe des Gehalts in einer arithmetiſchen Be⸗ 
ziehung ſtehen. Der Gehaltscharakter dieſer Bezüge wurde früher 
dadurch verſchleiert, daß eine obligatoriſche Beitragszahlung bzw. 
Gehaltskürzung als Entgelt des künftigen Anſpruchs auf Hinter⸗ 
bliebenenrente ſtattfand; durch die Beſeitigung dieſer Gehaltskürzung 
it der Schleier gefallen !. Es tft daher nicht leicht zu verſtehen, 
warum die Gewährung von Kinderzulagen als folgenſchwerer Bruch 
mit dem vermeintlich alleingeltenden Grundſatze des Arbeitsentgelts 
gebrandmarkt wird. Dieſer Bruch iſt ſchon erfolgt, und warum er 
aus guten Gründen nicht erfolgen dürfte, wäre auch dann nicht ein⸗ 
zuſehen, wenn es des Bruches noch bedürfte, und wenn nicht ſchon längſt 
führende Staatsrechtslehrer wie Laband“ ähnlich wie letztinſtanzliche 
Rechtsentſcheidungen die Beſoldung des Beamten als alimentierende 
Rente, nicht aber als berechnetes Arbeitsentgelt kennzeichneten. 

Noch weniger kann der Widerſpruch aus dem Kreiſe der Beamten 
felbft® gegen die Zweckmäßigkeit einer Reform durchſchlagen. Gegen⸗ 


1 Auch Pierſtorff in der Zeitſchrift „Das neue Deutſchland“, 19. Februar 
1916 („Erziehungsgelder als Mittel der Bevölkerungspolitik“) deutet dieſen Sade 
verhalt an. De 

2 Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 2. Aufl. I (1888), S. 478. 

5 Bol. zum Beiſpiel „Allgemeines und Grundſätzliches zur Gehaltsbemeſſung 
nach dem Familienſtande“, Deutſche Poſtzeitung 1916, Nr. 11/12, „Die Wege 
und Ziele der Bevölkerungspolitik“, ebendort Nr. 29/30 und „Teuerungszulagen 
nach bevölkerungspolitiſchen Grundſätzen“, dort 1917, Nr. 18/14. Der Verband 
deutſcher Beamtenvereine fordert jedoch im bevölkerungspolitiſchen Intereſſe 
frühzeitige feſte Anſtellung und verhältnismäßig höhere Gehälter in jungen 
Jahren zur Erleichterung der Familienlaſt. Vgl. Kellermann im roten 
„Tag“, 3. April 1917. 
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intereffenten find natürlich die Junggeſellen und die Familienväter 
mit beſchränkter Kinderzahl. Aber nach der Stellungnahme einzelner 
Organiſationen zu urteilen, geht die Gegnerſchaft weiter. Man 
glaubt es nicht ertragen zu können, daß der kinderreiche Kollege mehr 
empfängt, ſtatt ſich mehr einzuſchränken. Man will jedenfalls in 
dieſem Stücke nicht anders geſtellt ſein als andere Stände, und man 
fürchtet vor allem eine Kürzung des penſions fähigen Gehaltsteiles! 
und will ſich nur mit bevölkerungspolitiſchen „Erziehungsbeihilfen“ 
befreunden, die das Gehalt unberührt laſſen. Man weiſt auch darauf 
hin, daß eine örtliche Staffelung des Einkommens nach den Teue⸗ 
rungsverhältniſſen (wie im Wohnungsgeldzuſchuß) nicht weniger 
dringlich ſei als nach der Kopfzahl. Man ahnt vielleicht auch, daß 
die Rationaliſierung des Gehalts eine Gehaltserhöhung zum Teil 
erſetzen würde. 

Nach dem Kriege wird in der Tat eine Anpaſſung des Gehalts 
an den Familienbedarf doppelt dringlich ſein; nicht nur aus dem 
bevölkerungspolitiſchen Grunde, ſondern auch aus den Erforderniſſen 
der Gehaltsverhältniſſe ſelbſt heraus. Die Gehaltserhöhung, zu der 
die geſteigerten Lebenskoſten drängen, wird durch die Finanzlage 
erſchwert ſein; ein Ausweg iſt die Anpaſſung an den Familienbedarf. 
Und weiter: jede allgemeine Gehaltserhöhung macht ſich ſelbſt bis 
zu gewiſſem Grade illuſoriſch, am meiſten in Beamtenſtädten, weil 
ſie die Wohnungsmieten und andere Preiſe in die Höhe treibt. Eine 
Gehaltserhöhung nur für die kinderreichen Familien, ſelbſt wenn die 
Geſamtſumme der gezahlten Gehälter ſteigt, kann dieſe Wirkung nicht 
ſo leicht haben; ſie kommt mehr den Beamten ſelbſt zugute und 
treibt auch die volkswirtſchaftlich gefährliche Preisſteigerung nicht 
weiter?. Jede Gehaltserhöhung der nächſten Zeit ſollte daher in 
erſter Linie die Form der Familienzulage haben. 

Ob eine allgemeine Gehaltserhöhung durchführbar ſein wird, iſt 
an dieſer Stelle nicht zu erörtern. Um ſo mehr iſt hier zu betonen, 


1 In der Tat empfahl Baſſermann im Reichstag (20. Mai 1916) unter 
bevölkerungspolitiſchem Geſichtspunkte mit Recht höhere Anfangsgehälter, „ſtatt 
daß man die großen Bezüge an den Schluß legt“. Auch Mombert (Ve 
völkerungspolitik nach dem Kriege, 1916, S. 75 f.) bezeichnet die Spannung 
wwiſchen Anfangs- und Endgehalt als zu hoch, beſonders bei Offizieren, zumal 
dazwiſchen die Erbſchaft zu liegen pflege. Er weiſt ausdrücklich darauf hin 
(S. 115), daß Herabfegung des Höchſtgehaltes auch den Nuhegehaltsbedarf vere 
mindern würde. Dieſer harten Konſequenz läßt ſich aber begegnen. 

2 Ahnlich Miniſterialdirektor Thiel in den Preußiſchen Jahrbüchern, zitiert 
von Pierſtorff a. a. O. 
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daß die Gehaltsreform, ob mit oder ohne Erhöhung des Durchſchnitts, 
nicht auf die untere und mittlere Beamtenſchaft beſchränkt werden 
ſollte. Der Fehlbetrag an Ehen und Kindern iſt ja nach unſerer 
Statiſtik gerade bei den höheren Beamten weitaus am größten, der 
Verluſt aber hier qualitativ am ſchwerſten, wie für das Volk, ſo 
für den Beamtenſtand ſelbſt. Es iſt nicht gut, wenn dem höheren 
Beamtenftande fein bewährtes Rekrutierungsmaterial, der eigene 
Nachwuchs, knapp wird und in allzu ſtarkem Maße durch den ſozialen 
Aufſtieg einer ſtrebſamen Ausleſe der unteren Bevölkerungsſchicht 
ergänzt werden muß, und wenn überdies nach einer ſtatiſtiſchen 
Stichprobe, die Moſt in dieſem Jahrbuch 1915 veröffentlicht hat, 
von den wenigen Söhnen nur ein kleiner Teil den mit wirtſchaft⸗ 
licher Sorge belaſteten Beruf des Vaters wählt. Es iſt nicht minder 
für ein Volk bedenklich, wenn im Generationenwechſel die Oberſchicht 
ſich nicht mindeſtens in gleichem Maße fortpflanzt wie die Maſſe und 
dadurch der Schatz an ererbten oder durch Erziehung fortgepflanzten 
Eigenſchaften abnimmt. Wenn in England die Beſorgnis vor einer 
Raſſenverſchlechterung durch Beſchränkung der Kinderzahl in der 
Oberſchicht in jüngſter Zeit zur planmäßigen Hineintragung der neu⸗ 
malthuſianiſchen Agitation in die Maſſen geführt hat!, um zum 
Ausgleich auch hier die Geburtenzahl in gleichem Maße zu beſchränken, 
fo ſollte die deutſche Bevölkerungs politik die Oberſchicht der Beamten⸗ 
ſchaft zum mindeſten nicht vernachläſſigen. 

Die Beſoldungsreform iſt nur ein Ausſchnitt des allgemeinen 
Problems einer bevölkerungspolitiſchen Neuverteilung der Einkommen, 
dem wir uns nun von einer anderen Seite zuwenden. 


(Ein zweiter Artikel wird folgen.) 


1 Drysdale in dem anonymen Bericht der National birth-rate com- 
mission („The declining birth-rate“), London 1916, S. 88 ff. 
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II. 
Achtes Kapitel 
Die Innenkoloniſation 


aren die vorſtehenden Ausführungen von dem aufrechten Be⸗ 

ſtreben getragen, das Problem der möglichſten Rationaliſierung 
im ländlichen Arbeitsverfahren durch geeignete Maſchinenverwendung 
im Verein mit der Elektrifizierung von der arbeiterſparenden Seite 
zu packen, von der einmal gegebenen Landarbeiterknappheit ausgehend 
im mechaniſchen Verfahren ein möglichſt ausgleichendes Erſatzmittel 
zu ſuchen, ſo bezwecken die ſolgenden Teile, die Gebiete der Innen⸗ 
koloniſation, der ländlichen Wohlfahrtspflege und der landwirtſchaft⸗ 
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lichen Arbeitsämter für die uns hier vorliegende Frage der Land: 
arbeiterbeſchaffung nach dem Kriege nutzbar zu machen. 

Die aufgezeigte Induſtrialiſierung im ländlichen Arbeitsverfahren 
wird, ſo haben wir gefolgert, vor allem den Abzug vom Lande 
ſchwächen, da die Leute das, was ſie früher in die Städte und 
Induſtriebezirke trieb, jetzt an höheren Löhnen und Arbeitsart eben⸗ 
falls auf dem Lande finden können. 

Hier hätten wir dann auch die Pulsadern des ſtädtiſchen Lebens 
zu öffnen und ſeine Vorteile und Anregungen auf Körper und Geiſt, 
wie ſie für den mindeſt Bemittelten einfach nicht wegzuleugnen ſind, 
natürlich nach zweckentſprechender Umgeſtaltung aufs Land zu über⸗ 
tragen: das platte Land mutet uns eben heute zum Teil nicht mehr 
als Paradies an; es ſoll aber wieder etwas Paradieſiſches erhalten, 
dann wird es auch rührige Arbeitskräfte erhalten. 

Wir rühmen mit Recht den Standard unſeres Arbeiters im 
Gegenſatz zum ausländiſchen Arbeiter. Wir müſſen dieſen Standard 
behaupten, und wir können ihn nur behaupten, wenn wir ihn 
erhöhen, wenn wir auf dem Wege der Sozialpolitik fortſchreiten. 
Wer weiß, ob wir den Krieg in ſo günſtiger Weiſe für uns ent⸗ 
ſchieden hätten, wenn die von uns befolgte Sozialpolitik uns nicht 
inſtand geſetzt hätte, aus den Fabriken und der emſigen Landarbeit 
heraus unſere Arbeiterſchaft auf die Schlachtfelder zu werfen. 


1. Die Kleinſiedlung in ihrer Wirkung auf die 
Arbeiterfrage 

Unter Innenkoloniſation verſtehen wir Anſiedlungspolitik, in 
welcher Form ſie ſich auch äußern will. Sie bezweckt alſo auch, die alten 
Arbeitskräfte auf dem Lande durch neue aufzufriſchen, und ſie durch 
den Bau von Eigenheimen wirtſchaftlich unabhängiger zu ſtellen: 
ſei es, daß ſie die Arbeitskräfte in der Anſiedlung von Inſtleuten 
und der ſonſtigen Arbeiterbevölkerung ſowie von Leuten, die in der 
Landwirtſchaft nur im Nebenberuf tätig ſind, ſei es, daß ſie ſie in 
der Anſiedlung von Auslandsdeutſchen, ſogenannten Rückwanderern, 
erblickt. 

Es iſt alſo hier zu unterſuchen, wie wir dem Lande neue Arbeits⸗ 
kräfte zuführen können und zwar derart, daß ſie ſich auf dem Lande 
erfolgreich behaupten. 

Die innere Kolonifation betätigt ſich in zweiſacher Weiſe: als 
rein bäuerliche Anſiedlung und als Arbeiteranſiedlung. Die Bauern⸗ 
anſiedlung nimmt dadurch für ſich ein, daß die Angeſiedelten mit 
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ihrer Familie den geſamten Arbeitsbedarf bewältigen können, mithin 
ſelbſtändige, nicht auf fremde Arbeitskräfte angewieſene Wirtſchaften 
darſtellen. Aus dieſen Bauernfamilien heraus wachſen den größeren 
Bauern⸗ und Gutsbetrieben die Knechte und Mägde zu. 

Die Arbeiteranſiedlung dagegen läßt den ſo Angeſiedelten noch 
auf Arbeit außerhalb angewieſen ſein, das Stück Land gibt ihm 
nicht ausreichend Beſchäftigung und Ernährung. Es iſt durch Unter⸗ 
ſuchungen ermittelt worden, daß die angeſiedelten landwirtſchaftlichen 
Arbeiter häufig zu einem nicht landwirtſchaftlichen Berufe wieder 
abſchwenken. Dem wird künftig mit den zu Gebote ſtehenden Mitteln 
entgegenzuwirken ſein. Denn durch die Arbeiteranſiedlung können 
auf der gleichen Fläche bedeutend mehr Menſchen angeſiedelt werden, 
als es bei der Bauernanſiedlung der Fall iſt. 

Seit Fürſt Bismarck die Anſiedlungstätigkeit und zwar in den 
polniſchen Gebietsteilen Preußens durch die Geſetze von 1886 und 
1890/91 wieder aufgenommen hatte, ſind bis zum Jahre 1913 durch 
Anſiedlungsgeſellſchaften etwa 40 000 Kleinbetriebe nach neupreußiſchem 
Rentenrecht errichtet worden, wobei es ſich überwiegend um neue 
Bauernſtellen handelte. Da es jedoch wie gefordert darauf ankommt, 
möglichſt viel Menſchen aufs Land zu werfen und dort geeignet 
unterzubringen, müſſen wir in der Arbeiteranſiedlung die Verwirk⸗ 
lichung diefes Gedankens erblicken. 

Die Innenkoloniſation bezweckte nicht, den größeren Betrieben 
Landarbeiter zu verſchaffen. Wenn ſie es nebenbei in gewiſſem 
Maße bewirkt hat, ſo war es nur freudigſt zu begrüßen inſofern, 
als dieſe Lohnarbeiter den Winter über in ihr Familienheim 
zurückkehrten. 

Wir befinden uns in einer Entwicklung, die auf eine an⸗ 
gemeſſene Miſchung von Groß-, Mittel⸗ und Kleinbeſitz — aus der 
größten Produktivität reſultierend — hinzielt. Es beſteht die 
Tendenz, die Betriebseinheiten zu verkleinern, die um ihre Exiſtenz 
ringenden Großbetriebe zum Zwecke der Anſiedlung zu zerſchlagen. 

So haben die landwirtſchaftlichen Muſterwirtſchaften ftädtifcher 
Finanzgrößen — nicht mit den Verſuchsanſtalten zu verwechſeln — 
keinen praktiſchen Wert, weil ſie dem Laien in der Stadt ein ganz 
falſches Bild geben. Von Nichtlandwirten zumeiſt errichtet, bieten 
ſie ihnen eine angenehme Ablenkung und Lieblingsbeſchäftigung; 
ſie ſtecken viel in volkswirtſchaſtlicher Hinſicht unnützes Geld hinein, 
errichten koſtſpielige Anlagen, wo es auch einfachere geleiſtet hätten; 
weite Raſen⸗ und Jagdflächen werden gehegt. 

Schmollerz Jahrbuch XLI 2. 19 
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Für ſolche Spielereien iſt unſere Zeit zu ernſt. Nach dem 
Kriege wird es heißen: noch intenſiver wirtſchaften und allerorten 
den Boden zur Bebauung heranziehen. Denn es gilt, die Pro⸗ 
duktion unentwegt zu ſteigern. 

Man hat vorgeſchlagen, Güter, die allzu häufig ihre Beſitzer 
wechſeln und faſt zur Ware geworden ſind, zu zerſchlagen. Denn 
Grundbeſitz ſoll keine Ware ſein, die den jedesmaligen Verkäufer 
bereichert. Grundbeſitz ſoll Stammland fein, das dem Befiger über 
alles wert iſt; es ſoll ſein Land ſein, an das ihn Traditionen 
feſſeln. 

Auch käme der Aufkauf von ſolchen Gütern in Betracht, die 
zur Aufrechterhaltung des Betriebes überwiegend auf den Bezug 
ausländiſcher Wanderarbeiter angewieſen ſind. Darüber geben die 
Legitimierungsämter Aufſchluß. 

Manche Vorwerke auf Großbetrieben werden abgeſtoßen werden 
müſſen und gleichfalls der Kleinſiedlung anheimfallen, weil fie fid 
nicht genug rentieren. 

So werden nur die am beften gelegenen Großgüter befteben 
bleiben. Diefe aber werden vor der Hand nur auf wenig Hilfskräfte, 
die ihnen aus der Kleinfiedlung erwachſen, zu rechnen haben. Denn 
dieſe wollte die neu gegründeten Betriebe auf den Boden der reinen 
Familienwirtſchaft ſtellen. 

Was bisher die Schaffung von Arbeiterſtellen, die Verbeſſerung 
des Landarbeiterweſens überhaupt ſo erſchwerte, das hat von Batocki 
in knapper, erſchöpfender Form in den Vorberichten der Studien⸗ 
kommiſſion! ausgeſprochen. Er ſieht die Schranken für ein ſoziales 
Emporſteigen auf dem Lande in der Steigerung der Bodenpreiſe, 
in unſerem Grundbuchrecht, „das vielleicht in mancher Hinſicht die 
Abſplitterung geeigneter Grundſtücke für Arbeiterſtellen oder Gemeinde⸗ 
land mehr als nötig erſchwert;“ in der Baupolizei, deren Wahr⸗ 
nehmung den ländlichen Verhältniſſen nicht gerecht werde, ſomit einer 
geſunden Entwicklung hinderlich ſei. 

Gerade die Wohnungsgewährung auf dem Lande läßt den land⸗ 
wirtfchaftlichen Arbeitnehmer gegenüber dem nichtlandwirtſchaftlichen 
ſtark bevorzugt erſcheinen; hier heißt es künftig, einen noch wenig 
beachteten Vorteil mehr und mehr zur Ausbeute heranziehen. 
Denn welchem Arbeiter wird in der Stadt ein Eigenheim in ge⸗ 
nügendem Ausmaß mit Gärtchen, Viehhaltung und den vielen kleinen 
Vorzügen ländlicher Lebensart geboten? 


1 Archiv für exakte Wirtſchaftsforſchung, Bd. 5, Heft 1, S. 6. 
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Aber auch auf dem Lande iſt im Bau von Arbeiterwohnungen 
noch viel nachzuholen, beſonders was Zweckmäßigkeit und Technik 
der Ausführung anbelangt. Darauf nimmt Mendelſon! Bezug und 
führt weiter aus: „Es ſcheint nicht hinreichend bekannt zu ſein, 
daß zum Bau derartiger Wohnungen die Landesverſicherungs⸗ 
anſtalten billige Darlehen geben. Bislang ſind dieſe Darlehen mehr 
der Induſtrie als der Landwirtſchaft zugute gekommen, offenbar weil 
die Landwirtſchaft keinen genügenden Gebrauch davon gemacht hat. 
Warum läßt die Landwirtſchaft dieſe Gelder, an deren Aufbringung 
fie einen weſentlichen Anteil gehabt hat, -fo nach anderer Seite 
fließen?“ 

Ein weiteres Hemmnis liegt in den Schulverhältniſſen und in 
der Angſt vor Armenlaſten. Schließlich erwachſen jedoch in den 
Angeſiedelten der Gemeinde neue Steuerzahler als Entgelt für die 
innerkoloniſatoriſchen kommunalen Laſten. 

Bei den Anſiedlungsgeſellſchaften, die ſich eine gedeihliche Rege⸗ 
lung der Schulverhältniſſe ſehr angelegen ſein laſſen, könnte der 
Staat ruhig auf eine Verzinſung ſeiner Anteile verzichten, dadurch 
vermöchte die Landgeſellſchaft alle von ihr ausgehenden Neugründungen 
und Neubildungen viel beſſer zu fundieren und würde einen direkteren 
Einfluß auf die Hebung ländlicher Geſittung gewinnen. 

Keinesfalls dürfen wir dem Lande noch weitere Schullaſten 
aufbürden, wo es bisher nur den kleineren, geringwertigeren Teil 
ſeiner aufgezogenen Bevölkerung ſelber behalten durfte. 

Überhaupt wird die Übernahme der ländlichen Volksſchule auf 
den Staat in Zukunft ſchwerlich zu umgehen ſein. Auch würden am 
beſten die Kreiſe zum Träger der Armenlaſten auserſehen werden“. 

Was wir verlangen dürfen, iſt zumindeſt die gleichwertige Be⸗ 
handlung von Stadt und Land, und die werden wir erzielen, wenn 
in Gewährung ſtaatlicher Mittel dem Lande vor der Stadt der Vor⸗ 
zug gegeben wird. Denn noch immer hat das Land daran bluten 
müſſen, daß ſeine beſten Söhne ſich von ihm abwandten und die 
Schaffenskraft, die ſie doch lediglich ihm verdankten, in den Dienſt 
der Induſtriebezirke ſtellten. 

In einer Abhandlung von Oertzens: Landflucht, Kleinſiedlung 
und Landarbeit — über das Mecklenburgiſche Domanial-Bauerndorf — 
ſteht im Zuſammenhang mit Rleinfiedlung?: „Die außerordentlich 

1 In Heft 245 der Arbeiten der D. L.⸗G., S. 143. 

2 S. 135/37 in „Mitteilungen der D. L.⸗G.“, Stück 9, 1916. 
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günſtige Pachtgelegenheit hat in den Zupächterorten die Häusler⸗ 
koloniſation gefördert. Die nahe Ausſicht, ſelbſtändige Kleinbauern 
zu werden, hat die Landarbeiter hier in großen Scharen veranlaßt, 
Häusler zu werden. Die von Sering und Stumpfe ausgeſprochene 
Erwartung, die Ausſicht auf Selbſtändigkeit begünftige in hohem 
Grade die Kleinſiedlung, iſt alſo durchaus richtig. Unrichtig iſt aber 
die Annahme, daß dadurch auch eine direkte Vermehrung der Land⸗ 
arbeiter eintrete.“ 

Es iſt weiterhin allgemein geſprochen mit Oertzen feſtzuſtellen, 
daß ungemein viel auf ausreichende landwirtſchaftliche Arbeits⸗ 
gelegenheit — ihr völliger Mangel erklärt ſich in den meiſten 
Dörfern daraus, daß ſie in einer Gegend liegen, wo der Großgrund⸗ 
beſitz fehlt — und auf geeignete Mietswohnungen ankommt. „Ein 
unbedingt ſicheres Mittel zur Vermehrung der Einlieger iſt freilich 
der Mietswohnungsbau nicht.“ 

Gewiß nicht; es ſpielen, wie wir oben ſahen, zu viele, ver⸗ 
ſchiedenartige Einflüſſe hinein, die das Geſamtbild verwirren und in 
ihrer Wechſelbeziehung eine Geſundung gerade der Landarbeiter- 
verhältniſſe ſo ungemein erſchweren. 

Da Oertzen eine Parallelität von Häuslerkoloniſation und Be⸗ 
völkerungsentwicklung nicht feſtſtellen kann, zieht er den Schluß: 
„Die Kleinſiedlung iſt danach an und für ſich noch kein Heilmittel 
der Landflucht.“ 

Da es jedoch das Ziel der inneren Koloniſation iſt, nicht nur 
reine Familienwirtſchaften zu gründen, ſondern vor allem das kom⸗ 
mende Geſchlecht in einem ſtärkeren Maße als bisher auf dem Lande 
zu erhalten und ſo einen ſeſten Standarbeiterſtamm mit zu errichten, 
ſo muß man dem heranwachſenden Geſchlechte die Ausſicht auf ſozialen 
Aufſtieg, auf Erwerb von eigenem Grund und Boden bieten. 


2. Beiſpiel: Die Anſiedlungsgeſellſchaft des 
Kreiſes Pyritz 

Die ſehr intenſive Zuckerrübenkultur im Kreiſe Pyritz ver⸗ 
langte neben der nicht ausreichenden Zahl einheimiſcher Landarbeiter 
die Heranziehung von Wanderarbeitern, die im Jahre 1910 ſich auf 
etwa 3937 Ausländer bezifferte. Da man in der Schaffung länd⸗ 
lichen Kleinbeſitzes das einzige Mittel ſah, die ausländiſchen Wander⸗ 
arbeiter entbehren zu lernen; da ferner in Pommern die Zahl der 
Kleinbetriebe unter 2 ha nur 2,5 % gegen 4,8 % der landwirt⸗ 
ſchaftlich genutzten Fläche im Königreich Preußen umfaßte, und da 
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der Landwirtſchaftsminiſter durch einen Erlaß 1909 die Bildung 
von Arbeiterrentengütern erneut in Anregung gebracht hatte, gründete 
man im Kreiſe Pyritz eine Anſiedlungsgeſellſchaft, die ihre Tätigkeit 
im Dorfe Dölitz begann. 

Zuerſt wurden ein Tiſchler, ein Maurer, ein Gärtner und ein 
Schneider angeſiedelt. Mit dieſer Anſiedlung ſind Mietswohnungen 
verbunden, und es haben im ganzen 10 Familien durch die Dölitzer 
Anſiedlungen eine preiswerte und würdige Heimſtatt gefunden. 

1910 ſchuf man im Gutsbezirke Muſcherin drei Anſiedlungen 
für deutſche Rückwanderer aus Rußland, die einen halben Morgen 
Eigenland — der miniſteriellen Vorſchrift entſprechend — und ein 
Pachtland von 3 Morgen beſitzen. Die angefiedelten Rückwanderer 
haben ihrerſeits Angehörige veranlaßt, ihnen nachzufolgen, ein Zeichen, 
daß ſie mit dem, was wir ihnen zu bieten gewillt ſind, vollauf ſich 
begnügen, und daß uns jeder neue Anſiedlungserfolg dazu anſpornen 
wird, dieſe Politik weiter zu verfolgen. 

Es kommt, wie geſagt, darauf an, daß die Angeſiedelten in 
ihrem Heim und auf ihrer Scholle genügend Ausmaß zur Betätigung 
haben und ſich dort ſo wohl fühlen, daß ſie durch ihr Vorbild das 
heranwachſende Geſchlecht und die Deutſchkoloniſten im Auslande zur 
Nachahmung reizen, nun auch in der Landwirtſchaft auf der ſozialen 
Stufenleiter emporzuſteigen. 

Eine wie hohe Bedeutung der Frau auf dem Lande in ſteigen⸗ 
dem Maße zukommt, geht daraus hervor, daß ſie ihrem Manne 
durch ſparſames Wirtſchaften die Bezahlung der Rentenbankrente 
erleichtern ſoll. „Leider fehlen aber“ — wie es in der Denkſchrift 
der Anſiedlungsgeſellſchaft heißt — „im allgemeinen den Frauen 
auf dem Lande noch die einfachſten Begriffe des Wirtſchaftens: ab⸗ 
geſehen davon, daß Ordnung und Sauberkeit vielfach zu wünſchen 
übrig laſſen, verſtehen es die wenigſten Frauen, wie die vorhandenen 
Rohſtoffe und Zutaten ſchmackhaft und abwechflungsreich zubereitet 
werden können.“ 

Dieſem zweifelsohne großen Mißſtande werden Haushaltungs⸗ 
Wanderkurſe für erwachſene Mädchen und die Einführung des Haus⸗ 
haltungsunterrichts in die ländliche Volksſchule am eheſten abhelfen. 
Daneben iſt die ländliche Fortbildungsſchule für die Jungburſchen 
anzuſtreben. 

Kein Mittel darf uns zu mühſelig, keins zu koſtſpielig ſein, 
unſer ſo überaus teures Jungburſchentum und Jungfrauentum auf 
dem Lande — mit feſteren Banden als bisher an Grund und Boden 
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zu feſſeln. Die Innenkoloniſation ſoll den Leuten als Landbeglückerin 
erſcheinen: nur das Eigenheim, nur die Eigenſcholle vermag die Leute 
noch zu beglücken, vermag noch etwas Paradieſiſches ins Landleben 
bineingutragen. 

Jede Vermehrung der Arbeitskräfte auf dem Lande hat fomit 
eine Steigerung der Qualität im Gefolge. Das aber bedeutet, daß 
uns eine wiedergewonnene, willige ländliche Arbeitskraft gut 
zwei fremdländiſche Arbeitskräfte auf wiegt. Der Bedarf an 
Wanderarbeitern wird demgemäß Jahr für Jahr nachlaſſen; in dieſem 
Sinne dürfen wir von einer zu erſtrebenden Nationaliſierung in 
unſerer Landwirtſchaft reden. 


3. Die Nordlandgängerei 

Hiernach muß es uns um ſo mehr wundernehmen, daß vor dem 
Kriege eine Nordlandgängerei exiſtierte, d. h., daß in das Deutſchland 
anſäſſige landwirtſchaftliche Arbeiter in die ſkandinaviſchen Länder 
wanderten, weil ſie mit den Arbeitsbedingungen in der Heimat un⸗ 
zufrieden waren. Wir können die Nordlandgängerei einen „Auswuchs 
der deutſchen Binnenwanderung“ nennen, Auswuchs um ſo mehr, 
als der Bedarf an Arbeitskräften innerhalb Deutſchlands von Jahr 
zu Jahr ſtieg, als durch dieſe nordiſche Abwanderung heimiſche 
Arbeitsqualitäten uns verloren gingen, und wir uns nicht bemüßigt 
fühlten, dieſer Uberſeewanderung energiſch Einhalt zu gebieten. 

Hören wir den praktiſchen Gewährsmann ſelber auf dieſem Ge⸗ 
biete: Lezius!, weshalb die landwirtſchaftlichen Wanderarbeiter aus 
dem Warthe⸗ und Netzebruch, aus der Landsberger Gegend, dem 
ſogenannten Herd der Sachſengängerei, ſich jetzt vielfach der land⸗ 
wirtſchaftlichen Saiſonarbeit in Dänemark, Schweden und Norwegen 
zuwenden. „Der Landsberger Schnitter iſt ein ſprödes Menſchen⸗ 
material nnd daher ſchwer zu behandeln. Er ſtellt höhere Anſprüche 
an das Leben als der genügſamere Pole. In den ſeltenſten Fällen 
würde er, um nur ein Beiſpiel ſtatt vieler zu nennen, mit mangel⸗ 
haften Unterkunftsräumen vorlieb nehmen. Streitigkeiten mit der 
Herrſchaft ſind an der Tagesordnung. Der Ton und die Behandlung, 
die die Landwirte noch heutzutage häufig ihren Untergebenen gegen⸗ 
über anzuwenden für richtig halten, ſind bei ihm nicht am Platze. 
Ein Beſitzer erklärte mir, er habe aus dieſem Grunde die Lands⸗ 
berger abgeſchafft; wenn die Polen und Galizier auch nicht die gleich 


1 Heimatsgebiete der Sachſengänger, S. 28/29. 
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gute Arbeit leiſteten und dafür einen geringeren Lohn erhielten, ſo 
ſeien ſie doch in vieler Hinſicht bequemer. Käme ein Konflikt mit 
dieſen Ausländern vor, ſo antworteten ſie wenigſtens mit polniſchen 
Schimpfreden, was der Autorität nicht ſchade, denn die heimiſchen 
Arbeiter verſtänden es nicht. Bei den Landsberger Schnittern wäre 
man dagegen zu unbequemen Konſequenzen, wie augenblickliche Ent⸗ 
laſſung, Geldſtrafen durch Lohnabzüge, gezwungen. Auf beiden 
Seiten mache das böſes Blut und verurſache Aufregung; der „Hof⸗ 
jungenärger“, von dem Onkel Bräſig ſpricht, ſei zum „Sachſen⸗ 
gängerärger“ geworden. 

Dieſe Erfahrungen ſcheinen auch andere Landwirte gemacht zu 
haben, wie die immer ſteigende Zahl der ausländiſchen, die mehr 
und mehr abnehmende der inländiſchen Sachſengänger beweiſt. So 
wurden nach einer Enquete des ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars zu 
Roftod beſchäftigt: 


Ausländer 


Gali- 
zier 


Deutſche Reichsangehörige 


Anbere 
Deutſche 


Jahr 


Lands⸗ 
berger 


Nells enge Polt 


30,0 
62,0 


3,0 | 0,0 
2,4 | 0,6 


17,0 | 29,0 | 24,0 | 70,0 | 27,0 
7,5 | 16,5 | 14,0 | 38,0 | 59,0 


1902 
1903 


Danach ging die Beſchäftigung von deutſchen Reichsangehörigen 
von 70% auf 88 %, die der Landsberger allein von 17% auf 7,5 % 
zurück, die der Ausländer ſtieg von 30% auf 62%. Im Jahre 
1906 waren es 15 neue Betriebe, die auf eine weitere Beſchäftigung 
der Landsberger Schnitter wegen zu hoch geſpannter Lohnforderungen 
verzichteten. Dabei lag ein Mangel an Angebot von Landsbergern 
nicht vor, woraus reſultiert, daß der Starrſinn, ihr Beharren auf 
dem, was ſie als zu recht für ſich fordern zu dürfen glaubten, ſie 
zwang, in die überſeeiſchen nordiſchen Länder auszuwandern. 

In dem Kapitel „Kinderarbeit und Schulbeſuch“ führt Lezius 
das Schreiben eines Pfarrers! aus dem Warthebruch an: „Schlimmer 
wird es, wenn die Eltern nach Schweden, Norwegen und Dänemark 
gehen — von Jahr zu Jahr werden es ihrer mehr —, geradezu 
verheerend iſt die Wirkung auf die Schulbildung und Erziehung. 
Sie beſuchen dann überhaupt keine Schule oder ſitzen ſtumm und 
teilnahmlos hinter den eingeborenen Kindern. Das hier Gelernte 


1 Lezius, ©. 113. 
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ift bald vergeſſen, Neues wird dort nicht aufgenommen. Stumpf 
und unreif verlaſſen ſie dann überhaupt die Schule mit der Ein⸗ 
ſegnung und klagen oft Eltern und Verhältniſſe im ſpäteren 
Leben an, ſie büßen anderer Schuld. Ich ſehe hier eine Aufgabe 
des Staates, einzugreifen, habe ſelbſt ſchon den Gedanken gehabt, 
ein Pflegehaus zu gründen, in dem die Eltern gegen billiges Entgelt 
ihre Kinder unterbrächten, oder eine einklaſſige Hilfsſchule nur für 
ſolche Zurückgebliebene unſerer Schule anzugliedern. Ich bin über 
den Plan nicht hinausgekommen.“ 

Wem bisher der durch die Nordlandgängerei hervorgerufene 
Verluſt an Arbeitswerten nicht zu Bewußtſein gekommen iſt, dem 
werden es dieſe ſchlichten und eindringlichen Zeilen zur Genüge 
predigen, daß die Kinder ſolcher Eltern, einem unſagbaren Elend 
preisgegeben, ihr ganzes Leben lang dieſe verhängnisvollen Einflüſſe 
nicht abzuſchütteln vermögen, und daß hier wie bisher noch an 
keiner Stelle dringlichſt das Eingreifen des Staates gefordert werden 
muß: Das Wort „Nordlandgängerei“ muß aus dem deutſchen 
Sprachſchatz getilgt werden. 

Wir find nach dem Kriege darauf angewieſen, jede deutſche 
Arbeitskraft im Lande zu halten: hier ſoll jeder Arbeitsmühen, 
Exiflenzbeſchwerniſſe, Steuerlaſten mit eben jener Kraft ertragen, 
die ihm aus dem Stolze auf das ſiegreiche Aushalten Deutſchlands 
in der noch nie dageweſenen Umklammerung dieſes Weltkrieges 
erwächſt. 

Wie wir auf geſetzlichem Wege gegen die Auswanderung Deut⸗ 
ſcher, die ſich ſchnöderweiſe vor den künftigen Steuerlaſten drücken 
wollen, noch ſchärfer, als es bisher geſchehen iſt, vorzugehen haben 
werden, ſo darf es auch künftig ein Anbieten heimiſcher Arbeitskräfte 
auf den nordiſchen Märkten nicht mehr geben. 

Wie ſchon hervorgehoben, ſteht uns in der Behandlung der 
fremdſprachlichen Wanderarbeiter, auf deren Bezug wir weiterhin 
noch angewieſen ſind, eine wichtige Kulturaufgabe bevor. In den 
landwirtſchaftlichen Arbeitsämtern wird näher darauf eingegangen 
werden, ein wie hoher Wert auf ein gedeihliches Auskommen zwiſchen 
deutſchen und ausländiſchen Arbeitern zu legen iſt. Die Landsberger 
Schnitter mußten den fremden Arbeitern weichen, da dieſe den 
dortigen Gutsbeſitzern in jeder Beziehung bequemer waren. Unſere 
Landwirte werden ſich aber künftig von anderen, höheren Geſichts⸗ 
punkten als von dem der Bequemlichkeit lenken laſſen müſſen. 

Wo an Stelle der deutſchen Landarbeiterhäuſer polniſche 
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Schnitterkaſernen entſtanden ſind, wird ein Anreiz zur Arbeit für 
deutſche Landarbeiter und gar für ſolche, die ſieggekrönt und orden⸗ 
geſchmückt von den Schlachtfeldern heimkehren, anfangs ſcheinbar 
unüberwindliche Schwierigkeiten auslöſen. Ein Eingehen auf dieſe 
Frage iſt meines Erachtens verfrüht. 

Der Gutsherr wird gewiß auf den Nationalſtolz deutſcher 
Landarbeiter gegenüber Ausländern große Rückſicht nehmen und in 
der zweifachen Behandlung ſeiner Arbeiter bei aller Nachgiebigkeit 
eine geſchickte, aber durchgreifende Hand beweiſen müſſen. Letzten 
Endes liegt es immer bei dem Betriebsleiter, wie er einen Ausgleich 
der ſo vielfach auseinanderſtrebenden, entgegengeſetzten Intereſſen 
bewerkſtelligen will. Unſere Landwirte müſſen ſo mit vollem Bewußt⸗ 
ſein, mit vollem Verantwortlichkeitsgefühl in die Stellung wahrhafter 
Volkswirte hineinwachſen. 


4. Die durch die innere Koloniſation gegebene 
„neue Zweckſetzung“. 

Die Nordlandgängerei iſt alſo als eine durchaus ungeſunde 
Erſcheinung am deutſchen Wirtſchaftskörper zu betrachten, als ſolche 
zu verwerfen, und wenn ſie ſich wieder bemerkbar machen ſollte, gilt 
es, ihr mit allen ſtaatlichen Mitteln entgegenzuwirken. 

Auch Lezius iſt der Meinung, daß wir der ausländiſchen 
Wanderarbeiter in Zukunft werden nicht entbehren können, und 
glaubt in richtiger Erkenntnis der Lage auf Grund der Verhältniſſe 
vor dem Kriege, daß wir ſie ſogar noch in verſtärktem Maße heran⸗ 
ziehen müſſen. 

Wenn hier die Anſicht vertreten wird, derzufolge ein Nachlaſſen 
des Bedarfs an ausländiſchen Wanderarbeitern von Jahr zu Jahr 
auf Grund weitgehender Rationaliſierung des ländlichen Arbeits⸗ 
verfahrens eintreten wird, ſo bezweckten die vorſtehenden Ausführungen, 
die Innenkoloniſation und die ſie berührenden Fragen für die Land⸗ 
arbeiterbeſchaffung nach dem Kriege heranzuziehen. 

Was die Leute vom flachen Lande in die Städte und in die 
Induſtriebezirke trieb, war die Ausſicht, dort eher vorwärts zu 
kommen, während ihre Väter und Großväter auf dem Lande ſchon 
immer das geweſen waren, was ſie nun ſelber vorſtellten, und ſie 
unter der Unmöglichkeit des ſozialen Aufſtiegs ſchwer litten. 

Die innere Koloniſation hat die erſte Breſche geſchlagen und 
und gezeigt, daß es auch auf dem Lande ein ſoziales Emporſteigen 
gibt. Die Beſſerung des ländlichen Arbeitsverhältniſſes in rechtlicher 
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und wirtſchaftlicher Beziehung wird dazu beitragen, ſolche Auswüchſe, 
wie die „Nordlandgängerei“ ſie darſtellt, künftig erſt nicht entſtehen 
zu laſſen. 

Dem guten Vorſchlage von Lezius!, „den Arbeitgebern dürfte 
eine Erlaubnis, Sachſengänger zu beſchäftigen, nur dann erteilt 
werden, wenn unter denſelben ſich ein beſtimmter Prozentſatz Reichs⸗ 
deutſcher befände —“ dürfte beigefügt werden, daß die milde Be⸗ 
ſteuerung jedes Wanderarbeiters den Gutsherrn dazu zwingen würde, 
in erhöhtem Maße nach einheimiſchen Arbeitskräften Umſchau zu 
halten, und ſolche Arbeitsqualitäten, wie ſie die Landsberger Schnitter 
darſtellen, erſt nicht gegen Unmaſſen ungebildeter Wanderarbeiter ein⸗ 
zutauſchen. ; 

Mir kam es darauf an zu zeigen, daß von uns wiedergewonnene 
ländliche Arbeitskräfte in gar keinem Verhältnis ſtehen zu einer eben⸗ 
ſolchen Zahl abgeſtoßener ausländiſcher Arbeitskräfte. Darum werden 
wir auch nicht zahlenmäßig rechnen dürfen, zum Beiſpiel hundert 
Arbeitskräfte dem deutſchen Boden wieder gewonnen — dafür hundert 
fremde Arbeitskräfte ein für allemal von uns abgeſtoßen — nein. 
Das deutſche Anſiedlungs⸗ und Arbeitsverfahren wird Erfolge zeitigen, 
die unſere Erwartungen übertreffen, und wenn wir uns auch von 
ausländiſchen Wanderarbeitern nicht unabhängig machen können, 
ſo doch unabhängiger. 

Wenn die deutſchen Sachſengänger von ihrer jährlichen Nord⸗ 
landwanderung abſtehen und geſammelt im Lande verbleiben, werden 
ſich innerhalb Deutſchlands auch wieder Schnittergebiete entwickeln, 
wie wir ſie noch aus der Landsberger Gegend und dem Eichsfelde 
(jetzt Zigarreninduſtrie) im Gedächtnis haben. Es gilt, keine rein 
bodenſtändige Bevölkerung dort zu ſchaffen, ſondern eine fluktuierende: 
eine im Sommer in die hochgeſpannten Hackfruchtgebiete ſich er⸗ 
gießende und zu Beginn des Winters in ihr Eigenheim zurück⸗ 
flutende Bevölkerung. Was die Erſparniſſe und die Winterarbeit 
der deutſchen Sachſengänger anbelangt — über Arten der Winter⸗ 
arbeit verweiſe ich auf das Kapitel „Heimarbeit“ —, ſo iſt feſt⸗ 
zuſtellen, daß ſie ihre ſommerlichen Erſparniſſe zum größten Teil 
zurücklegen, um ſich einmal eine eigene Wirtſchaft kaufen zu können. 
In ihrer Heimat finden ſie genügend Arbeitsgelegenheit, ſo daß nach 
Lezius „viele Sachſengänger ihren winterlichen Lebensunterhalt 
durch die Verdienſte der hausgewerblichen Beſchäftigungen decken“. 


1 Daſelbſt S. 116. 
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Die Arbeit in den Forſten kommt als wichtigſte Beſchäftigung 
im Freien in Betracht. Nur auf die bereits landbeſitzende Klaſſe 
trifft das Sparen und der Winterfleiß nicht mehr in ſo ausgeprägter 
Weiſe zu, denn ſie haben erreicht, was ſie wollten: „ein Fleckchen 
Land“, und damit iſt die Triebfeder für dieſe Dinge erſchlafft. 

Meines Erachtens zielt die Entwicklung nach dem Kriege dahin, 
daß die aus dem Kriege Heimkehrenden und in der Landwirtſchaft 
hauptberuflich Tätigen, ſofern ſie noch kein Eigenland beſitzen, ver⸗ 
ſuchen werden, im Wege der Anſiedlung eigenen Grund und Boden 
zu erhalten. Unſer Landarbeiterſtand ſoll künftig nichts 
Proletariſches mehr an ſich haben. 

Die Innenkoloniſation wird alſo auf einen großen Zuzug zu 
rechnen haben und in den mit einem Mangel behafteten Großbetrieben, 
wie oben angedeutet, in den während des Krieges urbar gemachten 
Odländereien und Mooren ſowie in den neu zu erwerbenden Landen, 
ſoweit ſie ohne Beſitzer ſind, hinlänglich große und geeignete Flächen 
zur Anſiedelung zur Verfügung haben. 

Die Großgüter werden künftig mehr und mehr ihren Arbeiter⸗ 
bedarf mit den Jungburſchen und Mädchen der Angeſiedelten des 
Dorfes decken, — und je nachdem ſie in der Nähe von Schnitter⸗ 
gebieten gelegen ſind oder mehr auf einen Bezug ausländiſcher 
Arbeitskräfte weiſen, werden ſie zur Bewältigung der einmal un⸗ 
umgänglichen Handarbeiten deutſche Sachſengänger oder fremdländiſche 
Wanderarbeiter anwerben. 

Möge die innere Koloniſation, die wir ſeit Entſtehung des 
Brandenburgiſch⸗Preußiſchen Staates betreiben, nun auch unter 
Kaiſer Wilhelm II. in neuer Zweckſetzung einen unentwegten Förderer 
gewinnen. Um groß und mächtig zu bleiben, bedarf das 
deutſche Volk einer in ſich geſchloſſeneren Landbe⸗ 
völkerung. Jeder neue Krieg wird es dann nur noch 
ſchlagfertiger vorfinden. 


Neuntes Kapitel 


Das übrige Arbeitsgebiet der ländlichen Wohlfahrtspflege. 
Die Verbeſſerung des Landarbeiterweſens 


Sahen wir in der inneren Koloniſation das Mittel, unſerer 
Landbevölkerung das Leben auf dem Lande möglichſt angenehm zu 
geſtalten, indem wir ihr, auf dem Gedanken der inneren Koloniſation 
aufbauend, den ſozialen Aufſtieg nun auch auf dem Lande ermöglichen, 
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ſo durften wir mit vollem Recht folgern, daß dadurch der Abzug 
vom Lande künftig geſchwächt, daß in dem unter dem gedeihlichen 
Wirken der Eltern heranwachſenden Geſchlechte der Wunſch reifen 
würde, auf dem Lande zu verbleiben, weil ſolches ihrer Eigenart 
entſpricht und ſie kraft eigener Tüchtigkeit auf der ländlich⸗ſozialen 
Stufenleiter emporzuklimmen vermögen. 

Im folgenden ſoll noch das übrige Arbeitsgebiet der ländlichen 
Wohlfahrtspflege zur Bekämpfung der Arbeiterknappheit auf dem 
Lande herangezogen werden, ſollen weiterhin Wege gewieſen werden, 
die auf die Verbeſſerung und Feſtigung unſeres Landarbeiterweſens 
hinzielen. 

Es wird die Bedeutung der in der Landwirtſchaft nebenberuflich 
Tätigen ſowie der Einfluß der durch die Teilung der Arbeit nach 
und nach abgezweigten landwirtſchaftlich⸗techniſchen Gewerbe auf die 
ländliche Arbeiterfrage feſtzuſtellen ſein. 

Ferner kommt bei Nachlaſſen des jährlichen Bedarfs an aus⸗ 
ländiſchen Arbeitskräften, wie wir angenommen haben, der Winter⸗ 
beſchäftigung unſerer Landbevölkerung eine ſteigende Bedeutung zu, 
zwiſchen deren Arten und Abarten wir peinlich zu ſcheiden und das 
Ergebnis in richtiger Erkenntnis der der Frage beigemeſſenen Wichtig ⸗ 
keit klarzulegen haben werden. Die Erwerbsgelegenheit im Winter 
muß, wie geſagt, geſichert ſein. 

Indem wir der Landentfremdung der Soldaten vorbeugen und 
die Eignung von Induſtriearbeitern für die Arbeit in der Landwirt⸗ 
ſchaft näher ins Auge faſſen wollen, wird einmal verſucht, der Land⸗ 
wirtſchaft zeitweilig verloren gegangene Kräfte wieder zuzuführen, 
eine Bewegung von den Städten und Induſtriebetrieben aus aufs 
Land hin in Gang zu bringen, ſodann wird einem Ausgleich der 
Intereſſen zwiſchen Stadt⸗ und Landbevölkerung vorgearbeitet. 

Wenn wir feſtſtellen konnten! : 

„Beſonders in dieſen Zeiten ſchwieriger Lebensmittelbeſchaffung 
müßten es alle Volksſchichten geſpürt haben, wie ſegensreich ein 
inniger Kontakt mit dem Lande für jeden Haushalt ausſchlägt“ — 

und wir in dem Kapitel „Die Maſchinenverwendung in der Land- 
wirtſchaft“ gemeint haben?: 

„Vielleicht wird es künftig gerade der ſteigende Induſtria⸗ 
liſierungsprozeß in der Landwirtſchaft mit den großbetrieblichen 


ı Siehe erſter Teil im vorigen Hefte S. 242. 
2 Ebenda S. 285. 
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Maſchinenparks und den hohen Akkordlöhnen ſein, die den Arbeiter 
in ähnlicher Weiſe für die Landwirtſchaft e wie wir es 
bei der Induſtrie erlebt haben“ — 


ſo haben wir dieſe beiden Gedankengänge sluts wenn wir folgerten!: 
„Das vorwiegende Arbeiten mit Maſchinen in der Landwirt: 
ſchaft und die geſunde Ausarbeitung im Freien werden die Gegen- 
ſätze zwiſchen induſtrieller und landwirtſchaftlicher Arbeit mildern, 
vor allem die Abwanderung vom Lande ſchwächen — und je nach 
Bedarf — induſtrielle Qualitätsarbeiter oder arbeitsloſe Induſtrie⸗ 
arbeiter der Landwirtſchaft zuführen.“ 
Dieſe Geſichtspunkte ſind für die Weiterführung der Arbeit 
maßgebend. 


1. Landwirtſchaftlich⸗techniſche Gewerbe und 
Anternehmungen 


Als bedeutendſte landwirtſchaftlich⸗techniſche Gewerbe kommen 
die Müllerei, Brennerei, Ziegelei und Molkerei in Betracht. 

Im Müllereigewerbe machen die Kleinmühlen mehr und mehr 
den Großmühlen Platz. Die Großgüter ſchaffen ſich vielfach Schrot⸗ 
mühlen an und erzielen damit eine beſſere Ausnutzung ihrer Kraft⸗ 
maſchinen. Wo es der Waldreichtum geſtattet und die Verſchiffung 
bzw. Verfrachtung der Hölzer ſich günſtig abwickeln kann, entſtehen 
im Anſchluß an die Mühlenbetriebe die Sägewerke, die entgegen der 
Tendenz im Müllereigewerbe dem landſchaftlichen Reiz noch keinen 
Abbruch tun. 

Das Brennereigewerbe iſt am häufigſten im Verbande mit Groß⸗ 
betrieben anzutreffen. Es verarbeitet die Kartoffeln zu Spiritus und 
erzeugt in der Schlempe ein hochwertiges Futtermitel. 

Die Ziegeleien ſtellen inſofern ein ſich recht rentierendes Gewerbe 
dar, als die Bautätigkeit in Stadt und Land rege iſt und die Bauern 
in ſteigendem Maße darauf bedacht ſind, ihre Häuſer mit harten 
Dachdeckungen zu verſehen. Nach dem Kriege dürften wir auf eine 
rege Bautätigkeit auf dem Lande zu rechnen haben: außer den 
während der Kriegszeit unterbliebenen Neubauten und Neu⸗ 
auffriſchungen von Mietswohnungen und Arbeiterkaſernen dürften 
es beſonders die Kleinſiedlungen ſein, die eine rege Tätigkeit im 
Kleinwohnungsbau auslöſen werden. 


1 Siehe erſter Teil S. 286. 
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Mit der Abzweigung des Molkereiweſens von den größeren 
Gutsbetrieben und der nunmehrigen Verarbeitung der Milch in 
Genoſſenſchaftsmolkereien ſind zwar viele, beſonders weibliche Arbeits⸗ 
kräfte auf dem Lande, ihrer gelernten Arbeit enthoben worden, jedoch 
konnte nur durch Molkereigenoſſenſchaften und ſogenannte Mild- 
kontrollverbände ein Einfluß auf die Aufzucht der Kühe und die 
Güte der produzierten Milch gewonnen werden, der ſich erſt bei der 
täglichen Verarbeitung von Tauſenden von Litern rentiert. 

Von ſonſtigen Gewerben, die mit der Landwirtſchaft in Be⸗ 
ziehung ſtehen, iſt hauptſächlich noch an Zuckerfabriken und Kartoffel⸗ 
trocknereien zu denken. 

Die landwirtſchaftlich⸗techniſchen Unternehmungen verfügen über 
mannigfache Kraftmaſchinen und beſonders Zugmotoren, mit denen 
ſie ihre abwechſlungsreiche Landkampagne durchführen. Der früher 
ſo hoch geachtete Beruf des Schnitters wird dem des „landwirt⸗ 
ſchaftlich⸗techniſchen Arbeiters“ Platz machen müſſen, und wenn wir 
die Neubelebung von Schnittergebieten forderten, ſo geſchah es unter 
dem Vorbehalt, daß die Schnitter in dieſen Unternehmungen eine 
gleichwertige, anregende wie gut gelohnte Arbeit finden würden. 

Die landwirtſchaftlich⸗techniſchen Unternehmungen find geeignet, 
beſonders den Kleinbetrieben alle jene maſchinellen Erleichterungen 
und Arbeitsbeſchleunigungen zukommen zu laſſen, wie ſie bei den 
größeren Betrieben gang und gäbe find. 

Die Abzweigung immer weiterer Tätigkeiten von der des Land⸗ 
wirts hat die Zahl der in der Landwirtſchaft nebenberuflich Tätigen, 
der landwirtſchaftlich Intereſſierten, erhöht. In den landwirtſchaftlich⸗ 
techniſchen Gewerben und noch mehr in den landwirtſchaftlich⸗ 
techniſchen Unternehmungen, die ja doch ihre Arbeiten nicht in ge⸗ 
ſchloſſenen Räumen ausführen, tritt die Zuſammenfaſſung von land⸗ 
wirtſchaftlicher und induſtrieller Arbeit augenfällig zutage. 

Induſtriegelernte Arbeiter bilden den Grundſtock landwirt⸗ 
ſchaftlich⸗techniſcher Unternehmungen. Dieſe aber werden nur dann 
eine gedeihliche Tätigkeit entfalten, wenn ſie die örtlichen Eigen⸗ 
tümlichkeiten in Rechnung ziehen, und denen tragen ſie Rechnung, 
wenn ſie der Landwirtſchaft entſtammende Arbeitskräfte ihrerſeits 
mit den maſchinellen Einrichtungen und Aushilfen vertraut machen. 

Dieſe angelernten ländlichen Arbeiter werden die Anforderungen 
des Bodens an die Maſchinen am eheſten empfinden und ihnen ge⸗ 
recht werden. Der Inſtinkt ſagt es ihnen. 

Der Einfluß der landwirtfchaftlich - technifchen Gewerbe auf die 
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ländliche Arbeiterfrage äußert ſich mittelbar, indem er der eigent⸗ 
lichen Landbevölkerung das Rückgrat ſteift und ſie — man denke 
nur an die Gewerbe der Bäcker, Fleiſcher, Tiſchler, Stellmacher, 
Schloſſer und Schmiede — in ihrer Bedürfnisbefriedigung unab⸗ 
hängiger ſtellt. 

Ihr Einfluß macht ſich unmittelbar geltend, indem durch die 
Beſchäftigung von induſtriegelernten Arbeitern auf dem Lande auf 
die Landarbeiterbeſchaffung in befruchtender Weiſe eingewirkt wird. 


2. Ländlicher Hausfleiß und Hauskunſt, Winter 
heimarbeit und Hausinduftrie 

Die Landarbeiterfrage wird aber nur dann in befriedigender 
Weiſe gelöſt werden, wenn die Erwerbsgelegenheit der Landbevölkerung 
auch im Winter geſichert iſt, und damit gelangen wir zu einem der 
fundamentalſten Abſchnitte. Ohne Zweifel lag ein die Landflucht 
begünſtigendes Moment darin, daß die Winterszeit die Leute auf 
dem Lande mangels an Beſchäftigung verarmen ließ, dieſe ſich alſo 
nach einer dauernden Tätigkeit anderswo umſehen mußten. 

Damit ſind gleichzeitig die Richtlinien für eine Abhilfe dieſer 
Mißſtände gegeben. 

Der als Vorausſetzung der Standarbeitervermehrung anerkannten 
Wiedereinführung des ländlichen Hausfleißes darf aber nicht mit 
dem Gedanken beigekommen werden, die „Teilung der Arbeit“ gehe 
auf dem Lande zu weit. Sie reduzieren, hieße vielmehr 
die Fortſchritte der Technik negieren. 

Es iſt wohl zu unterſcheiden zwiſchen ſtändiger Hausinduſtrie, 
nur winterlicher Heimarbeit und ländlichem Hausfleiß, und es iſt 
in Anpaſſung an die örtlichen Verhältniſſe das Richtige zu wählen. 

Um Gegenſtände für den eigenen Bedarf herzuſtellen, bedarf es 
meiſt einer größeren, vielſeitigeren Geſchicklichkeit, als ſie gleich⸗ 
bleibende induſtrielle Maſſenwaren erheiſchen. Wie den Frauen auf 
dem Lande vielfach, wie ſchon bemerkt, die einfachſten Begriffe des 
Wirtſchaftens fehlen, ſo geht ihnen auch oft die Fähigkeit ſelb⸗ 
ſtändigen Handarbeitens ab. Hier eröffnet ſich den Schulen auf dem 
Lande ein neues wichtiges Betätigungsfeld. Beim ländlichen Haus⸗ 
fleiß iſt ferner eine viel größere Freude an der Arbeit als bei der 
Heimarbeit feſtzuſtellen, weil dieſer gewerbliche Erzeugniſſe für den 
eigenen, nicht für fremden Bedarf herſtellt. 

An der Löſung der Frage, wie für den ſommerlichen Mehrbedarf 
an landwirtſchaftlichen Arbeitskräften auch im Winter lohnende 
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Arbeitsgelegenheit zu ſchaffen fei, hat von Batocki in Oſtpreußen 
erfolgreich gearbeitet. So wird beſonders von einem Ineinander⸗ 
arbeiten der Forſt⸗ und Landwirtſchaft viel zu erwarten ſein. Wo 
es an Land fehlt, ſolle man, ſo ſchlägt von Batocki! vor, „dafür 
ſorgen, daß die Heimarbeit auf dem Lande wieder eine Stätte finde, 
aber nicht die ſtändige, deren Elend bekannt ſei, ſondern die Winter⸗ 
heimarbeit“. 

In den mecklenburgiſchen Gemeinden iſt der Mangel an freien 
Landarbeitern ſo ſtark, „daß viele Arbeitskräfte auch im Winter noch 
lohnende Beſchäftigung in der Landwirtſchaft finden würden“ ?. 

Nur gegen die Dreſchmaſchine iſt der Vorwurf laut geworden, 
ſie beraube die ſtändigen Arbeiter der Winterbeſchäftigung. Man 
hat ſie eine „unſoziale“ Maſchine genannt. Doch ſind es immer 
noch 1—2 Monate, die die Bewältigung dieſer Arbeit erfordert. 
Die übrige Zeit wird durch Meliorationen, Reparaturen an Haus 
und Hof, durch Fuhren nach der Bahn, Forſt⸗ und Teichwirtſchaft 
in Anſpruch genommen. 

Bei der Forſtarbeit kommen die Landarbeiter in Privatforſten 
täglich auf 2,25 bis 3 Mk. im Akkord, die Arbeit in Kiesſchächten 
bringt ihnen ein faſt ebenſo hohes Verdienſt ein; eine beſchwerlichere 
Arbeit ſtellt das Feldſteingraben dar. 

An hausgewerblichen Beſchäftigungen ſind Korbflechten und 
Beſenbinden, Holzſchnitzwerk, Papierkleben, Schachtelarbeiten, Stroh⸗ 
hutflechten verbreitet. In der Provinz Brandenburg iſt nach 
Lezius? „die Korb⸗ und Schwingenflechterei faſt ausſchließlich 
Frauen⸗, ab und zu auch Kinderarbeit. Holzſchuhe und Futtertrige 
werden hauptſächlich von den Männern hergeſtellt“. Die Verdienſte 
ſchwanken zwiſchen 1 Mk. und 1,50 Mk., erreichten im Höchſtfall 
2,25 Mk. Die Landwirte täten gut daran, als Arbeitgeber auf⸗ 
zutreten. 

Die Frage der Winterfüllarbeit für Männer und junge Leute 
iſt ſchwieriger zu löſen. Sie werden am beſten ländliche Geräte für 
den Eigenbedarf in Holz und Metall verfertigen. 

Als Beiſpiel einer lohnbringenden, ländlichen Winterfüllarbeit 
ſei hier der kaſchubiſche Hausfleiß angeführt“: „In einem einſamen 


— - 


von Oertzen, Landflucht, Kleinſiedlung und Landarbeit, S. 119. 
2 Ebenda S. 120. 

Lezius, Heimatsgebiete der Sachſengänger, S. 88 ff. 

* Hoffmeiſter im Jahrbuch der D. L.⸗G. 1914, S. 426. 
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Dorfe der Kaſchubei iſt ſeit ungefähr ſechs Jahren mit Erfolg ver⸗ 
ſucht worden, den alten Webſtuhl, der ſchon vergeſſen war, wieder 
zu Ehren zu bringen und die alten Webereierzeugniſſe mit alten, 
längſt vergeſſenen Ornamenten zu beſticken. Alljährlich wandern aus 
dieſem Dorfe viele Sendungen . . . heraus, die von den einfachen 
Frauen und Mädchen gewebt und in eigenartiger, ſich auf den frü⸗ 
heren Kunſtſinn der Bevölkerung aufbauender Weiſe durch Stickereien 
verziert ſind. Das ſind Frauen und Mädchen, die im Sommer 
nach der Danziger Niederung abwandern, um dort in der Landwirt⸗ 
ſchaft ... tätig zu fein. Zum Winter kehren fie in die Heimat 
zurück, in der ſie keine Arbeitsgelegenheit haben. Dann beſchäftigt 
dieſe Winterfüllarbeit alle die weiblichen Arbeitskräfte und führt 
ihnen einen Lohn zu, der mit den im Sommer verdienten Beträgen 
einen angemeſſenen Jahresverdienſt ergibt. Die Männer und Knaben, 
für die der Webefleiß nicht mehr dienſtbar gemacht werden kann, 
flechten aus Binſen und Wurzelwerk Töpfe und Unterſätze, Kannen 
und Schmuckkäſtchen Erzeugniſſe der Webe⸗ und Stickkunſt, 
der Flechterei und Töpferei, die alle in ländlicher Füllarbeit ent⸗ 
ſtanden und von landwirtſchaftlichen Arbeitern hergeſtellt ſind, wan⸗ 
dern hinaus und tragen in das kleine Kaſchubendorf klingenden 
Lohn. Das iſt keine Heimarbeit und keine Hausinduſtrie, ſondern 
eine volkswirtſchaftlich und landwirtſchaftlich⸗ betriebswirtſchaftlich 
erwünſchte und berechtigte Winterfüllarbeit.“ 

Es iſt gleichzeitig ein klaſſiſches Beiſpiel für den Kunſtſinn, den 
ſich unſere Landbevölkerung treu bewahrt hat und der nur geweckt 
zu werden braucht. Der berufenſte Vertreter auf dieſem Gebiete, 
Geheimer Regierungsrat Jeſſen! führt darüber aus: „Wir erzielen 
Qualitätsarbeit, wenn wir zunächſt beſcheidentlich das Notwendige 
geſtalten, uns einfache, aus dem Bedarf erwachſende Zweckaufgaben 
ſtellen, wenn wir alle Materialien ſo gediegen wie möglich wählen, 
wenn wir auch in den Techniken nicht Schein und Spiel, ſondern 
geſunde Werkarbeit veranſtalten, und wenn wir zu alledem dafür 
ſorgen, daß in Formen und Farben nichts Geſchmackloſes geſchaffen 
werde.“ 

Es wird mit eine der vornehmſten Beſtrebungen der Wirtſchafts⸗ 
leiter mit diesbezüglichen Nebenbeſchäftigungen für die ländliche 
Bevölkerung ſein, einem Umſchlagen der nur für den Winter be⸗ 
ſtimmten ländlichen Heim⸗ und Hausarbeit in Haus induſtrie auf 


1 Jahrbuch der D. L.⸗G. S. 434/35. 
Schmollers Jahrbuch XLI 2. 20 
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das Naddriidlidfte entgegenzuwirken. Daher wäre es gut, daß der 
Grundbeſitzer auch im Winter beim Nebenerwerb als Arbeitsgeber 
aufträte, ſei es, daß er für die Produkte ſelbſt genügend Abſatz 
weiß, ſei es, daß er ſie weiter an Kreisverbände, Landwirtſchafts⸗ 
kammern gibt. 

Damit die als Füllarbeit empfohlene winterliche Heimarbeit nicht 
nach einiger Zeit in Vollarbeit ausſchlage, iſt auf die Grundſätze zu 
achten, die eine gedeihliche Entwicklung eines winterlichen Neben⸗ 
erwerbes gewährleiſten: einmal muß ein wirklicher Bedarf nach den 
zu verfertigenden Gegenſtänden beſtehen, und die Grundſtoffe müſſen 
möglichſt in der Umgegend gewonnen werden; ſodann liegt alles an 
dem in feſten und ſoliden Händen ruhenden Abſatz oder deſſen 
Weitergabe. 

Damit iſt dann wie von ſelbſt ein angemeſſener Lohn gegeben 
und die Gefahr einer Verelendung wie in der Hausinduſtrie vermieden. 

Die hausinduſtrielle Beſchäftigung auf dem Lande könnte nach 
verſchiedenen Richtungen hin eine erhebliche Einſchränkung erfahren. 
Auf die Vermehrung des Flachs⸗ und Hanfbaues, die Kleinviehzucht, 
den Obſt⸗ und Gemüſebau muß künftig ein erhöhtes Arbeitsmaß 
verwandt werden. . 

Die Nutzbarmachung der Elektrizität für hausinduſtrielle Arbeit, 
wie die Elektrifizierung des Webſtuhles iſt geeignet, einen Umſchwung, 
eine Beſſerung in der Lage unſerer Hausinduſtrie und unſeres Hand⸗ 
werkerſtandes eintreten zu laſſen. 

Da man jedoch vielfach an der Daſeinsberechtigung der Haus⸗ 
induſtrie zweifeln zu müſſen meinte, läge volkswirtſchaftlich ein falſcher 
Schluß vor, wollte man die Hausinduſtrie künſtlich ſtützen eben durch 
die elektromotoriſche Betriebsweiſe. Nun wird es aber immer einen 
Teil unſeres Volkes geben, der ſich einzig und allein in der haus: 
gewerblichen Beſchäftigung ſeinen Lebensunterhalt verſchaffen kann, 
der, beſonders durch die langwierige und viel Sorgfalt erfordernde 
Kindererziehung an das Haus gefeſſelt, Zeit findet und Intelligenz 
genug beſitzt, einſchlägige hausgewerbliche Tätigkeiten auszuführen. 

Hiermit dürfen wir die ſprichwörtlich gewordene Verelendung 
in der Hausinduſtrie lediglich auf das wucheriſch angelegte Verlags⸗ 
ſyſtem zurückführen. Haben wir erſt wie hier des Übels Wurzel 
erkannt, dann iſt es bloß eine Frage der Zeit, wie hausgewerbliche 
Tätigkeit in den gegebenen Grenzen neu aufleben kann. 

Der elektriſche Antrieb mit ſeinen bekannten Vorzügen würde 
eine Beſſerung ihrer Lage beſchleunigen, und daher iſt für die Ver⸗ 
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ſorgung der auf dem Lande betriebenen Hausinduſtrie mit Elektrizität 
im Intereſſe unſerer geſamten Staatswirtſchaft einzutreten. 

Es iſt auch an die Elektrifizierung von Sägewerken, Schneide⸗ 
mühlen zu denken, die im Verein mit Teich- und Forſtwirtſchaft und 
der Verfertigung ländlicher Geräte für den Eigenbedarf die achtbarſte 
Winterbeſchäftigung für Männer und Jungburſchen in der Land⸗ 
wirtſchaft darſtellen. 

Mußte man die Urſache der Abkehr vom landwirtſchaftlichen Beruf 
weniger in der Zahlung höherer Löhne, als vielmehr in der dauernden 
Beſchäftigung! ſuchen, die die Arbeiter in den Induſtriebezirken 
fanden, ſo iſt mit der Sicherung der winterlichen Erwerbsgelegenheit 
für unſere Landbevölkerung auch die Arbeit auf dem Lande zu einer 
dauernden, annähernd gleichmäßigen und gleichbezahlten Beſchäftigung 
erhoben worden. Darum ruht ein ſo hoher Wert auf dem Vor⸗ 
handenſein winterlicher Füllarbeit in Anbetracht der Frage der Land⸗ 
arbeiterbeſchaffung. 


3. Beiſpiel: Die Wiedereinführung der Hand- 
weberei im Kreiſe Pyritz 

Intereſſant ſind die Verſuche, die man auf dieſem Gebiete in 
Teilen von Pommern gemacht hat. Es handelt ſich um die Wieder⸗ 
einführung der Handweberei im Kreiſe Pyritz. Die dafür gezahlten 
Löhne ſtehen in einem kraſſen Gegenſatz zu den bei uns bekannt ge⸗ 
wordenen Hungerlöhnen von 50 Pf. oder gar zu den in Rußland 
gezahlten von 20 Pf. auf den Tag. 

Wie die ſchon erwähnte Anſiedlungsgeſellſchaft des Kreiſes Pyritz 
ſteht auch dieſer Verein unter Leitung des Begründers Herrn von 
Schoening auf Muſcherin, der im „Land“? ausführt: „Noch immer 
muß im Sommer eine größere Zahl von ausländiſchen Schnittern 
hier eingeſtellt werden, ſo daß eine Vermehrung der ſeßhaften deutſchen 
Bevölkerung durchaus erwünſcht erſcheint. Eine weitere Vermehrung 
der ſtändigen Arbeitskräfte iſt aber in Muſcherin nur möglich, wenn 
eine Nebenbeſchäftigung für die Wintermonate geſchaffen wird. Als 
nicht landwirtſchaftliche Winterfüllarbeit dieſer Art habe ich im Früh⸗ 
jahr 1912 die Handweberei auf dem Nordſchleswigſchen Webſtuhle 
eingeführt. Ein eingetragener Verein „Handweberei Pyritzer Weiz⸗ 
acer‘ ift ins Leben gerufen. 


1 Lezius, S. 42. 
2 „Land“ 21. Jahrgang, S. 424. 
20 * 
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„Der Abſatz macht bisher nicht die geringſten Schwierigkeiten, 
vielmehr liegen, ohne daß wir uns um den Abſatz bemüht haben, 
eine ſo große Zahl von Beſtellungen vor, daß dieſe den bis jetzt aus⸗ 
gebildeten Weberinnen noch für lange Zeit Arbeit geben. Die große 
Nachfrage iſt vielleicht dadurch zu erklären, daß für die Webereien 
die Muſter der alten Pyritzer Weizackertracht benutzt find. 

„Geſchickte Weberinnen ſind bei zehnſtündiger Arbeitszeit auf 
einen Tagesverdienſt bis zu 3 Mk. gekommen. 

„Die Weberei bietet die Möglichkeit einer Nebeneinnahme, dadurch 
alſo auch die Möglichkeit, das Leben auf dem Lande durch die ver⸗ 
mehrte Einnahme angenehmer und begehrenswerter zu geitalten ... 
In Anſiedlerdörfern, überhaupt für Mittel- und Kleinbeſitz, 
könnte ſchon heute überall die Handweberei der hier eingeführten Art 
ein erwünſchter Nebenerwerb ſein.“ 

Da Herr von Schöning ſeit Ausbruch des Krieges im Heeres⸗ 
dienſt tätig iſt, ſo haben beide Unternehmen auch in dieſer Zeit 
keine Entwicklung gehabt. Es iſt niemand da, der ſich der Sache 
annimmt. 

Bei der Handweberei kommt hinzu, daß die Herſtellung von 
Waren durch die Beſchlagnahme der Garne behindert iſt. 

Zu den Ausführungen im „Land“ iſt noch zu bemerken“: der 
durchſchnittliche Tagesverdienſt beträgt 2,20 Mk., wobei zu beachten 
iſt, daß bisher nur die Begabteren ſich dem Weben zugewandt haben. 
„Wir erſtreben in Muſcherin nicht Maſſenerzeugung, ſondern Edel⸗ 
ware in der Annahme, daß die Handweberei ſich nur durch dieſe an⸗ 
gemeſſen bezahlt macht !.“ 

So überlegt dieſe Annahme auch ſein mag, und ſo recht ihr 
auch der nicht ausgebliebene Erfolg gegeben haben mag, — in ſolchen 
Orten mit qualifizierter winterlicher Füllarbeit wird man gleichzeitig 
Winterheimarbeiten für minder begabte Elemente vorzuſehen haben, 
damit dieſe Kräfte nicht brachliegen. 

Die Handweberei wird nur von Frauen und Mädchen betrieben. 
Da die Arbeit am Webſtuhl die Unterbrechungen verträgt, wird eben 
vielfach von Hausfrauen nebenbei am Tage einige Stunden gewebt. 
Ihre Hauptſorgfalt und Hauptzeit nimmt ihr Haushalt: Küche, 
Kinder, Vieh, Garten — nach wie vor in Anſpruch. 

Im Sommer weben einige Hausfrauen. Faſt alle Reſervekräfte 
müſſen herhalten, um die Erntearbeiten zu bewältigen. Einige 


1 Aus Mitteilungen von Schönings an den Verfaſſer Juli 1916. 
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Familien haben kontraktlich nur im Sommer einen Hofgänger zu 
ſtellen. Dieſe können dann die Tochter im N (nach der 
Kartoffelernte) weben laſſen 1.“ 

Der Handwebereiverein trägt den Namen a Weizacker“, 
weil er ſich unter anderen die Aufgabe geſtellt hat, die Eigenart der 
Muſter aus der alten Weizackertracht zu erhalten. Es erſcheint 
zweckmäßig, den Handwebewaren eine Eigenart für die einzelnen 
Gegenden zu bewahren, um die Ware für den Verkauf kenntlich zu 
machen. Dieſe Abſicht iſt tatſächlich erreicht. 

Die Vermehrung der Arbeiter durch Einführung der Handweberei 
iſt natürlich zunächſt eine ſehr beſcheidene. Das iſt aber auch gar nicht 
ihr Zweck. Eine Vermehrung des Landarbeiterſtandes muß durch 
andere, zum Teil bereits angegebene Mittel herbeigeführt werden. 
Die Winterheimarbeit will lediglich durch einen Erwerb auch im 
Winter den Familien das Landleben angenehmer geſtalten, ſie will 
durch annähernd gleichmäßige Beſchäftigung das ganze Jahr hindurch 
die Leute nicht auf den Gedanken kommen laſſen, anders wo ſich 
nach einer dauernden Tätigkeit umzuſehen. 

Wenn durch andere Mittel die Landarbeiter vermehrt find, iſt, 
wie geſagt, eine Winterarbeit nötig; dieſe kann man jedoch nicht 
von heute auf morgen ſchaffen. Es iſt ein allmähliches Einführen, 
Ausprobieren nötig; deshalb hat ſich von Schöning ſchon jetzt an 
die Einführung der Weberei gemacht, nicht in der Hoffnung, durch 
das Weben die Arbeiterzahl vermehren zu können. 

Beſonders wird in neu gegründeten Anſiedlerdörfern von 
vornherein auf Beſchaffung von Nebenerwerb zu dringen ſein, um 
wie geſagt die Erwerbsgelegenheit in der Landwirtſchaft zu einer 
dauernden zu ſtempeln. 


4. Landhandwerkers Abergriffe 
Intereſſant find ferner die Übergriffe des Landhandwerkers in 
die Produktionsſphäre ſeiner Kollegen in der Stadt, wie ſie Sombart 
im „Modernen Kapitalismus“ feſtſtellt. „Außer ſeinen wohlfeileren 
Produktionsbedingungen, die er dem Fehlen der ſtädtiſchen Grund⸗ 
rente verdankt, verfügt der Landhandwerker noch über Zuſchußwerte .“ 
Die Dorfhandwerker ſind oft in der Lage, die Städter im 
Konkurrenzkampf zu beſiegen, und dieſen Vorteil beuten ſie nach 
Kräften aus. Um an Extenſität wieder zu gewinnen, was an In⸗ 


1 Aus Mitteilungen von Schönings an den Verfaſſer Juli 1916. 
2 Bd. 2, S. 562. 
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tenfität verloren ijt, „liegt es nahe, das Produktions- und Abſatz⸗ 
gebiet räumlich zu vergrößern: dies tritt in Erſcheinung im Über⸗ 
griffe des Landhandwerkers in die Produktionsſphäre ſeines Kollegen 
in der Stadt !.“ 

Der Landarbeiter fußt auf ſeinem kleinen Landeigentum oder 
ſeiner Landpachtung. Er weiß ſich ſeiner Unentbehrlichkeit bei der 
Landbevölkerung ziemlich ſicher und beſitzt den Wagemut, mit dem 
ſtädtiſchen Handwerker zu konkurrieren. Gelingt ihm dies nicht, ſo 
zieht er ſeine Fühler ziemlich ſchadlos zurück und entfaltet eine 
doppelte Regſamkeit auf dem Lande. Glückt es ihm jedoch, ſeinen 
Kollegen in der Stadt nieder zu konkurrieren, ſo blüht ſein Handwerk 
erſt recht eben auf Grund ſeines erweiterten Produktions⸗ und Ab⸗ 
ſatzgebietes. 

„Wie ausſchlaggebend? ein ſolcher Rückhalt an der Landwirt 
ſchaft für die Lage des betreffenden Handwerkers iſt, ſpringt in die 
Augen. Hierdurch wird die Entwicklung der gewerblichen Verhält⸗ 
niſſe aufs engſte mit der Entwicklung der Landwirtſchaft verknüpft.“ 

Man darf ſich der Hoffnung hingeben, daß der Handwerkerſtand 
auf dem Lande nicht dem ſtädtiſchen Verarmungsprozeß anheimfällt, 
ſondern auf dem Lande ſeine gefeſtigte Stellung behält, und daß er, 
wie er im Sommer zur Nachbarhilfe heranzuziehen iſt, im Winter 
durch ſein Handwerk zur Nachahmung anſpornt. 

Die Bedeutung des Landhandwerkerſtandes für die ländliche 
Arbeiterfrage liegt darin, daß man in den arbeitsintenfivften Zeiten 
ſtets auf ihre Hilfe zurückgreifen kann, und ſie liegt auch in der Ver⸗ 
ſöhnung von landwirtſchaftlicher und gewerblicher Arbeit. 

Die Landentfremdung der Soldaten, wie ſie die Stationierung 
des Militärs in größeren und großen Garniſonen mit ſich bringt, 
ſei hier nur geſtreift. Auch auf dieſem Gebiete wird es viel zu 
heilen geben, werden zeitweilig verloren gegangene Arbeitskräfte der 
Landwirtſchaft wieder zuzuführen ſein. 


5. Eignung von Induſtriearbeitern für die land- 
wirtſchaftliche Arbeit 
Es iſt weiterhin die Frage zu beantworten, ob ſich Induſtrie⸗ 
arbeiter für die landwirtſchaftliche Arbeit eignen. Bereits die andere 
Arbeitseinteilung und die genau feſtgeſetzte Arbeitsdauer in der In⸗ 


1 Sombart, 1. Aufl., Bd. 1. S. 627. 
2 Ebenda S. 630. 
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duſtrie läßt den eigentlichen Induſtriearbeiter der landwirtſchaftlichen 
Arbeit abgeneigt ſein. Denn dieſe erſtreckt ſich von Sonnenaufgang 
bis Sonnenuntergang, wird faſt durchweg im Freien ausgeführt und 
nicht in geſchloſſenen Räumen, und wenn es viel in der Wirtſchaft 
zu tun gibt, zieht auch der Sonntag das arbeitsreiche Werktags⸗ 
kleid an. 

Dann ſind es die Familienangehörigen der Induſtriearbeiter, in 
erſter Linie die Frauen, die weniger aus Vergnügungsſucht als aus 
Bequemlichkeit und „weil es in der Stadt ſtets etwas zu ſehen gibt“, 
dieſe dem Lande vorziehen. Ihre Ungeübtheit in der ländlichen 
Arbeit läßt ſie auch als keineswegs begehrenswerte Elemente er⸗ 
ſcheinen. 

Ferner hängen die Arbeiter an dem ſtädtiſchen Vereinsweſen, 
und ſchließlich haben die Landwirte ſelbſt oft einen Widerwillen gegen 
die Beſchäftigung von Induſtriearbeitern in ihrem Betriebe. 

Im Weſten gehen die Leute, beſonders Frauen in die Stadt, 
trotzdem ſie genug Arbeit in ihrem Kleinbeſitz haben. Die Vieh⸗ 
haltung, die ganze Arbeit iſt ihnen zu ſchwer. Ahnliche Beobach⸗ 
tungen vgl. bei Bielefeldt S. 141: 

Die oben geſtellte Frage iſt alſo mit „nein“ zu beantworten. 
Anders ſteht es jedoch mit Arbeitern, die vom Lande ſtammen und 
geneigt ſind, ihre in der Stadt oder Induſtrie erworbenen Fertig⸗ 
keiten auf dem Lande zu verwerten. Wollte man dieſe in Zeiten 
ſich häufender Arbeit vorübergehend aufs Land ziehen, ſo müßte man 
bei den Unternehmungen eine Umfrage anſtellen, die der Landwirt⸗ 
ſchaft zuerſt einen Teil ihrer Arbeitskräfte entzogen haben: das 
wären die Bergwerks⸗ und Verkehrsunternehmungen. Es folgten die 
übrigen ländlichen Induſtrien wie Zucker⸗ und Stärkefabriken, 
Ziegeleien, Induſtrien der Steine und Erden, Kartoffeltrocknereien 
und anderes mehr !. 

Die durch die innere Koloniſation gegebene Möglichket ſozialen 
Aufſtiegs auf dem Lande und die mannigfachen darauf hinzielenden 
Beſtrebungen, die Erwerbsgelegenheit in der Landwirtſchaft zu einer 
dauernden umzugeſtalten, tragen notwendigerweiſe zu einer Steigerung 
des Beruſsſtolzes unter der landwirtſchaftlichen Bevölkerung bei. 
Der Berufsſtolz iſt dort am ausgeprägteſten, wo die Berufsangehörigen 
ihrem Berufe am längſten treu bleiben. In der Landwirtſchaft ſind 
alſo die Vorbedingungen zu einer Hebung des Berufsſtolzes, wie ihn 


1 Bielefeldt, S. 136. 
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die Abwanderungstendenz vermiſſen ließ, wiederum gegeben. Überall 
wo Induſtriearbeiter auf dem Lande wohnen und überhaupt dem 
Lande entſtammen, beſteht die Möglichkeit, daß dieſe induſtriegelernten 
Arbeiter bei ſteigender Maſchinenverwendung in der Landwirtſchaft 
einen wichtigen Poſten der zur Bewältigung der Handarbeiten er⸗ 
forderlichen Arbeiterzahl ausfüllen helfen. 

In dieſem Falle ſowie bei der erfolgreichen Bekämpfung der 
Landentfremdung der Soldaten wäre eine Bewegung von den Städten 
und Induſtriebezirken aus aufs Land hin in Gang gebracht, und 
wenn wir auch eine Eignung der eigentlichen Induſtriearbeiter für 
die landwirtſchaftliche Arbeit — genau ſo wie umgekehrt — ver⸗ 
neinen mußten, ſo dürfen wir doch meines Erachtens in der Arbeiter⸗ 
klaſſe, die ihre „in der Stadt oder Induſtrie erworbenen Fertigkeiten 
auf dem Lande zu verwerten“ trachtet !, einen Faktor von nicht leicht 
einzuſchätzender Bedeutung erblicken. Sicherlich wird einem Inter⸗ 
eſſenausgleich zwiſchen Stadt⸗ und Landbevölkerung hier vorgearbeitet. 


6. Zuſammenfaſſung: Wie ſtellt ſich danach die 
ländliche Arbeiterfrage dar? 

Die bis hierher fortgeſchrittene Unterſuchung berechtigt zur 
Frageſtellung: wie ſtellt ſich danach die ländliche Arbeiterfrage für 
die Zukunft dar? 

Anknüpfend an die Hebung des Berufsſtolzes iſt die Wieder⸗ 
einführung eines beſtimmten Lehrganges in der Landwirtſchaft dazu 
unumgänglich notwendig. Die Abwanderung der tüchtigſten Kräfte 
ließ die Zurückbleibenden, durchſchnittlich Minderbegabten, auch jene 
qualifizierten Arbeiten verrichten, die bisher nur von wirklichen 
Qualitätsarbeitern geleiſtet worden waren; ließ ſie eine Reihe von 
Lehrjahren überfpringen, die zur Erzielung guter Leiſtungen erforder⸗ 
lich ſind. 

Durch den Krieg ſind auf dem Lande alle derartigen Unterſchiede 
ganz verwiſcht worden, mußten unter den gegebenen Verhältniſſen 
verwiſcht werden. 

Nach dem Kriege wird eine Sichtung nach Alter und Qualität 
und eine dadurch gegebene Einordnung in die Arbeitsteilung der 
Steigerung des Berufsſtolzes dienlich ſein, wenngleich die Schwierig⸗ 
keiten nicht zu verkennen ſind, die ſich aus der Heranziehung der 
ländlichen Jugend ſelbſt zu ſchwierigen und viel Gewandtheit er⸗ 
fordernden Arbeiten ergeben. 


1 Siehe oben S. 286. 
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Durch die Gewährung von Naturalien iſt die Landwirtſchaft 
allen Gewerben gegenüber im Vorteil. Denn für den ſtädtiſchen 
Arbeiter iſt der Lohn das Ende, für den ländlichen der Anfang in 
wirtſchaftlicher Hinſicht. Naturallöhne wirken auf den Kinder⸗ 
reichtum zurück. Damit ſind für den Landwirt die Richtlinien ge⸗ 
geben, ſich eine zufriedene Arbeiterſchaft zu verſchaffen und auf ihren 
viellöpfigen Nachwuchs zu rechnen. 

Zur Sittlichkeit auf dem Lande iſt zu bemerken: 

In manchen Gegenden, zum Beiſpiel in Mecklenburg wird es 
von den ländlichen Herrſchaften geduldet, zum mindeſten nicht ſcharf 
verurteilt, wenn ihre Mägde auch viel uneheliche Kinder bekommen, 
zumal die Herrſchaft in ihnen künftige Landarbeiter erblickt, während 
in manchen Gegenden, vorzugsweiſe katholiſchen, die Mägde aus 
Angſt vor ihrem Dorfpfarrer ſich mehr zuſammennehmen. 

Die Großgüter! tun jedenfalls gut daran, ſich einen feſten Ar⸗ 
beiterſtamm aufzuziehen, dem ſie Land zur eigenen Bewirtſchaftung 
überweifen. Sie führen damit eine „innere Koloniſation im Kleinen“ 
durch. 

Weitere Arbeitsaushilfen für die Friedenszeit darf man in der 
verſtärkt herangezogenen Frauen⸗ und Mädchenarbeit ſehen, wie ſolche 
jetzt ſchon im Kriege ſtattfindet. 

Ferner iſt insbeſondere von Schleswig⸗Holſtein aus vorgeſchlagen 
worden, die Schulpflicht der Kinder auf dem Lande bis zum 15. 
oder 16. Jahre auszudehnen, die größeren von ihnen dafür in den 
vier arbeitsreichſten Monaten ganz frei zu laſſen, um ſie im Alter 
von 12—16 Jahren für die landwirtſchaftliche Arbeit in dieſer Zeit 
zur Verfügung zu haben ?. 

Je länger die Kinder dem Schulzwang unterſtellt find, um fo 
mehr nimmt mit wachſenden Jahren die Gefahr ab, daß fie ſich ur⸗ 
plötzlich der Induſtrie zuwenden; um ſo eher gewinnen ſie einen 
tieferen Einblick in die inneren Zuſammenhänge des Landlebens. 

Wenn man der Anſicht iſt, einige Induſtrien würden nach 
Friedensſchluß nicht mehr ſo intenſiv zu arbeiten haben, daß ſie ſo⸗ 
gar noch Arbeitskräfte abzuſtoßen vermögen, ſo würde das auf die 
Landbevölkerung die ſtarke Wirkung haben, daß ſie mit größerer 
Vorſicht denn je ſich von ihrer Scholle loszulöſen beſtrebt 
ſein wird. 


1 Lehr⸗ und Handbuch für Lehrer in öſtlichen Provinzen, S. 726. 
1 Bol. Stiegers Leitſätze. 
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Geſchwächter Abzug vom Lande, eine Bewegung 
— allerdings in Anfangsgründen — von den Städten und 
Induſtriebezirken aus aufs Land hin in Gang gebracht 
und als „Verſöhner“ von landwirtſchaftlicher und in⸗ 
duſtrieller Arbeit jene „landwirtſchaftlich⸗techniſche“ 
Arbeiterklaſſe geſchaffen, die ihre in der Stadt oder 
Induſtrie erworbenen Fertigkeiten auf dem Lande zu 
verwerten trachtet: ſo ſtellt ſich meines Erachtens die Entwick⸗ 
lung in Deutſchland für die Zeit nach dem Kriege dar. Hieraus er⸗ 
geben ſich die Ausſichten für die Löſung der ländlichen Arbeiterfrage. 

Wir dürfen, wie nachgewieſen, auf einen hinreichenden, unſerem 
Bedarfe ſich anſchmiegenden Wanderarbeiterſtrom aus Polen rechnen. 
Im Verein mit den innerdeutſchen, in obigen Kapiteln klargelegten 
Beſtrebungen wird eine gedeihliche Ordnung der Frage der deutſchen 
Landarbeiterbeſchaffung nach dem Kriege erwartet. 

Im letzten Kapitel ſoll noch die organiſatoriſche Regelung der 
inner⸗ und außerdeutſchen Landarbeiterbeſchaffung durch die land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeitsämter behandelt werden. 


Zehntes Kapitel 
Die landwirtſchaftlichen Arbeitsämter 


Was die Verſchiedenartigkeit der landwirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe in Süd⸗ und Norddeutſchland anbelangt, ſo hat in den mittel⸗ 
und ſüddeutſchen Staaten der Arbeitsmarkt einen viel kleineren Um⸗ 
fang, und das Auf- und Abfluten der Bevölkerungsbewegung war 
noch nicht mit fo ſchweren wirtſchaftlichen Erſchütterungen verbunden! 
wie in großen Teilen des nördlichen und öſtlichen Deutſchland. Hier 
iſt die Arbeiternot in der Landwirtſchaft eine unvergleichlich größere. 
So haben in nördlichen und nordöſtlichen Teilen Deutſchlands ſowie 
in Königreich und Provinz Sachſen die landwirtſchaftlichen Betriebe 
zu ihrer Aufrechterhaltung nahezu 200 000 ausländiſche und noch 
weitere große Maſſen inländiſcher Wanderarbeiter für das Jahr nötig 
(1907) 2. Der Unterſchied wird deutlich, wenn man vergleicht, wie 
die Landwirtſchaft in Bayern, Baden, Württemberg kaum einige 
tauſend fremdländiſche Wanderarbeiter heranzuziehen Anlaß hatte, 


1 v. Stojentin, Landwirtſchaftliche Arbeitsämter in „Landarbeit und 
Kleinbeſitz“ 1907 —1911, S. 102. 
2 Ebenda S. 103. 
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während die Landwirte in Pommern und dem Großherzogtum 
Mecklenburg 1905 etwa 40 000 ausländiſche Arbeiter beſchäftigen 
mußten, wobei ſich noch vielfach ein empfindlicher Arbeitermangel 
bemerkbar machte . Der gewaltige Mangel an einheimiſchen Arbeitern 
und der Zwang, dieſem durch Hinzuziehung ausländiſcher Arbeiter 
zu begegnen, veranlaßte inſonderheit die landwirtſchaftlichen Körper⸗ 
ſchaften der auf fremdländiſche Arbeiter angewieſenen Landesteile, 
„Arbeitsnachweiſe einzurichten, die anfangs nur bezweckten, neben der 
undankbaren Vermittlung des kaum noch vorhandenen einheimiſchen 
Perſonals die Geſtellung der ausländiſchen Wanderarbeiter“? mög⸗ 
lichſt zu ſichern. In der Folgezeit hat ſich jedoch das Programm 
der Arbeitsnachweiſe erweitert, und die Grenzlinien des Begriffs ſind 
flüſſig geworden. 

Die Bezeichnung „Arbeitsnachweiſe“ — für diejenigen Einrich⸗ 
tungen gebräuchlich, „die die Gemeinden inmitten der achtziger Jahre 
ſchufen, um ſich von den Arbeitsloſen innerhalb ihrer Mauern zu 
entlaſten ... — als Vermittlung zwiſchen Arbeitskraft und Arbeits⸗ 
gelegenheit — iſt die hauptſächlichſte Aufgabe der kommunalen 
Arbeitsnachweiſe. Dahingegen ſind die Zwecke der entſprechenden 
Zentralorganiſation der landwirtſchaftlichen Korporationen und 
Intereſſenvertretungen von viel komplizierterer und weittragenderer 
Art, inſofern ſie nicht bloß Arbeiter und Arbeitsgelegenheit nach⸗ 
weiſen, — ſondern . .. darauf hinarbeiten follen, ein ausſchlaggebender 
Faktor auf dem Geſamtgebiet des landwirtſchaftlichen Arbeiterweſens 
in ihrem Bezirk zu werden. Darum ſollten ſie allgemein mit dem 
Worte „Arbeitsämter“ bezeichnet und ſchon äußerlich zutreffend als 
das gekennzeichnet werden, was ſie ſein ſollen, und was ihres 
Amtes iſt“ “. 

Das Arbeitsgebiet der landwirtſchaftlichen Arbeitsämter umfaßt 
an wirtſchaftlichen Aufgaben das Vermittlungsweſen der einheimiſchen 
und ausländiſchen Arbeiter, ferner gilt es, „darauf Bedacht zu 
nehmen, daß rechtzeitig neue Quellen erſchloſſen werden, die Menſchen 
hergeben, wenn der bisherige Zufluß irgendwo zu verſagen droht. 
Das erheiſcht die ſtändige Beobachtung und genaueſte Kenntnis des 
geſamten ausländiſchen Arbeitermarktes“ *. 


1 p. Stojentin, S. 103. 
2 Ebenda S. 105. 
2 Ebenda S. 106. 
Ebenda S. 107. 
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An ſozialpolitiſchen Aufgaben umfaßt es in erfter Linie die 
Pflege des Arbeiterwohlfahrtsweſens. Es gilt, die Arbeitermaſſen aus 
dem Ausland möglichſt billig — etwa planmäßig in Sammel⸗ 
transporten — heranzuſchaffen und zurückzubefördern, „gleichzeitig 

dahin zu wirken, daß die vermittelten Wanderarbeiter an ihren 
hieſigen Arbeitsorten während der Dauer des Vertrages feſtgehalten 
werden . 

Viele Arbeitgeber ſehen ſich nämlich infolge unerwarteten 
Kontraktbruchs der gedungenen Arbeiter mitten in irgendeiner Ar⸗ 
beitsperiode veranlaßt, den ausländiſchen Wanderarbeitsmarkt er⸗ 
neut in Anſpruch zu nehmen, fo daß der Zuzug aus dieſem 
während des ganzen Jahres nicht aufhört. 

„Um die Beſchäftigung kontraktbrüchiger Wanderarbeiter durch 
andere Arbeitgeber zu verhindern, bildete ſich anfangs der 1890er 
Jahre der Verband ländlicher Arbeitgeber in der Provinz Sachſen, 
der die Namen derjenigen Landwirte, die kontraktbrüchige Arbeiter 
in Dienſt nahmen, veröffentlichte, die Beſtrafung folder Arbeit: 
geber und ⸗nehmer veranlaßte und fo den Kontraktbruch erfolgreich 
bekämpfte.“ 

Zur Bekämpfung ſolchen Kontraktbruchs darf die Wahrnehmung 
der Intereſſen der Arbeitnehmer auch nicht einen Augenblick aus 
den Augen verloren werden. 

Anderfeits iſt peinlich darauf zu achten, daß nicht durch die 
ausländiſchen Wanderarbeiter die anſäſſigen einheimiſchen Landarbeiter 
auch noch zur Landflucht getrieben werden; dies um ſo mehr bei 
einer Politik, die nicht die Zurückführung von Induſtriearbeitern 
aufs Land als Hauptziel verfolgt, ſondern die die auf dem Lande 
geborenen — vorwiegend männlichen — Arbeitskräfte zum größeren 
Teile als bisher in ihrem Wirkungskreis erhalten und zufrieden⸗ 
geſtellt ſehen will. 

Die Behandlung der fremdfprachlichen Wanderarbeiter wird 
auf deutſcher Seite viel guten Willen und Sprachgewandtheit er: 
fordern. Vor allem wird als Hauptmittel gegen den Kontraktbruch 
„die gänzliche Ausſchaltung der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung 
anzuftreben” ? fein, wodurch der Landwirtſchaft jährlich ungeheure 
Summen verloren gehen. Gleich hohe Summen ließen ſich erſparen, 


1 v. Stojentin, S. 107. 
2 Bielefeldt, S. 141. 
3 v. Stojentin, S. 108. 
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wenn es den Arbeitsämtern gelänge, „auf den Wanderungszug 
innerhalb der Provinzen oder Landesteile einen gewiſſen Einfluß“ 
zu gewinnen, damit wenigſtens ein Teil der Wanderluſtigen den be⸗ 
treffenden Landesteilen erhalten bliebe. 

So gingen der Provinz Pommern von 1895— 1900 alljährlich 
19 439 Menſchen durch Ab⸗ und Auswanderung verloren?, und 
wenn man, wie es v. d. Goltz tut, die Erziehungskoſten eines Land⸗ 
arbeiters von ſeiner Geburt bis zum 15. Lebensjahr mit 3000 Mk. 
veranſchlagt, ſo bedeutet dies für die ſonſt beraubten Landesteile 
einen volkswirtſchaftlichen Gewinn von 3 000 000 Mk., wenn es nur 
gelingt, 1000 Landarbeiter innerhalb der urſprünglichen Grenzpfähle 
zu halten. 

Solche Lokaliſierung der Wanderungen erheiſcht nun ihrerſeits 
wieder eine Erforſchung der geſamten ländlich⸗provinziellen Arbeiter⸗ 
verhältniſſe, und das iſt wohlgemerkt eine ſehr ſchwierige Aufgabe. 

Schließlich haben die Arbeitsämter noch Aufgaben national⸗ 
politiſcher Art zu erfüllen: Es ſind die Beſtrebungen zur Rückführung 
deutſcher, im Ausland angeſeſſener Arbeiter als Koloniſten und Ar⸗ 
beiter für die deutſche Landwirtſchaft. Das iſt eine Obliegenheit 
von höchſtem ſtaatlichem Intereſſe. 

Betrachtet man zuſammenfaſſend die praktiſchen Ergebniſſe, die 
die landwirtſchaftlichen Arbeitsämter bzw. nachweiſe bis jetzt zu 
verzeichnen haben, ſo iſt durchweg deutlich das Beſtreben erkennbar, 
deutſche Arbeiter aus dem Ausland heranzuziehen, die national be⸗ 
denklichen Arbeiter durch national intereſſierte Elemente zu erſetzen; 
nicht minder der Wille, ſtädtiſche und induſtrielle Arbeiter dem 
Lande zurüdzugewinnen, wenn auch hierin die Erfolge bisher nur 
ſehr gering waren s. 

Auch daß die Geſtellungskoſten für die ausländiſchen Arbeiter 
von 1900 —1905 ſtändig ſanken, bis fie „überall ein gleichmäßig 
niedriges Niveau erreicht hatten“ *, beweiſt, daß die gewerbsmäßige 
Vermittlung in die gehörigen Schranken gewieſen worden iſt, und 
daß der viel getadelte Wettbewerb der einzelnen Inſtitute einer 
zentraliſierten Anwerbung von Auslandsarbeitern Platz gemacht hat. 

Es würde zu weit führen, auf Mittel und Wege zu weiterem 


I». Stojentin, S. 109. 
2 Ebenda S. 110. 
2 Ebenda S. 155. 
Ebenda S. 156. 
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Ausbau der landwirtſchaftlichen Arbeitsämter einzugehen. Nur ſoviel 
noch: „Je eher ſich die landwirtſchaftlichen Arbeitsämter des Aus⸗ 
baues einer entſprechenden Arbeitsnachweisſtellen⸗Organiſation überall 
da annehmen, wo es die örtlichen Verhältniſſe wie im Norden und 
Oſten Deutſchlands ermöglichen, um ſo nachdrücklicher wird das 
landwirtſchaftliche Intereſſe gewahrt ſein und die Einrichtung inſofern 
ſich wirklich paritätiſch geſtalten, als Licht und Schatten ſich auf 
Stadt, Land und Gewerbe würden gleich verteilen laſſen. 

„Es iſt auch natürlicher, daß nicht das Land darauf wartet, bis 
die Arbeitsnachweiſe der großen Städte die ihnen läſtigen Arbeiter⸗ 
maſſen wieder aufs Land ausſpeien“ !, ſondern daß es felbft die 
Errichtung ſolcher Nachweiſe in die Hand nimmt. Wie eine Unter⸗ 
ſtützung der Arbeitsämter durch die Staatsregierung und durch die 
Kreisverwaltungen unerläßlich iſt, ſo iſt auch ein Zuſammenarbeiten 
mit den kommunalen Arbeitsnachweiſen unbedingt erforderlich und 
im Sinne einer ſtetigen Annäherung zwiſchen Stadt⸗ und Land⸗ 
bevölkerung aufzufaſſen. 

Vor allem müſſen die Landwirte ſelber Träger und Stützen aller 
der von den Arbeitsämtern ausgehenden Maßnahmen werden. Daran 
mangelt es bedauerlicherweiſe noch ſehr. Das macht: die Landwirte 
ſind ſchwer unter eine Kappe zu bringen, und viele von ihnen ver⸗ 
binden mit dem Worte „Sozialpolitik“ den Begriff der Schwäche 
und des Nachgebens. Mag ſich das in Zukunft ändern! 

Durch die Einrichtung der deutſchen Feldarbeiterzentralſtelle, 
der jetzigen deutſchen Arbeiterzentrale, iſt die Entwicklung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeitsnachweiſe ein gutes Stück vorwärts gebracht 
worden. Jene nimmt die bisher den einzelnen Nachweiſen gbliegende 
mühſelige Anwerbung der Arbeiter im Ausland und die Beobachtung 
des ausländiſchen Arbeitermarktes ihnen ab und ſetzt ſo die Orga⸗ 
niſation der Landwirtſchaftskammern inſtand, mit erhöhter Aufmerk⸗ 
ſamkeit den einheimiſchen Arbeitsmarkt zu beobachten und, ihren 
zahlreichen Aufgaben auf dem Gebiete des landwirtſchaftlichen Ar: 
beiterweſens mehr als bisher gerecht zu werden. Nach dem Kriege 
wird auch der hiſtoriſche Moment für die Organiſation von Arbeits⸗ 
ämtern gekommen ſein. 


Ip Stojentin, S. 161. 
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Vierter Teil 


Die Löſung der Arbeiterfrage in der deutſchen 
Land wirtſchaft 


Elftes Kapitel 
Die Löſung in der Theorie 


1. Rückweis der Taylorifierung 

Wenn man vom Taylorſyſtem ſprach, fo ſetzte man als ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſeine Anwendung einzig und allein auf induſtrielle 
Werke voraus. Die Übertragung dieſes Betriebsſyſtems auf die 
Landwirtſchaft war bisher neu. Da jedoch die Tayloriſierung des 
ländlichen Arbeitsverfahrens gefordert worden iſt, muß fie zurück⸗ 
gewieſen werden. 

Das Weſen des Taylorſyſtems liegt nach Seubert! „in der 
ſyſtematiſch durchgeführten, vereinheitlichten Vorbereitung der Arbeits⸗ 
ausführung“. 

Die zur Durchführung des Taylorſyſtems erforderlichen zwölf 
verſchiedenen Beamten des Betriebsbureaus legen Zeugnis davon ab, 
daß dieſes Syſtem nur in Anwendung auf einen Induſtriebetrieb 
verſtanden ſein will. Die Worte „Erziehung zur wirtſchaftlichen 
Ausnützung der eigenen Arbeitskraft und zum ſyſtematiſchen Zu⸗ 
ſammenarbeiten“? legen die hier in Frage kommende Betriebsweiſe 
bereits endgültig feſt. Statt: ſyſtematiſches Zuſammenarbeiten wäre 
es gleich richtig zu ſagen: induſtrielles Arbeiten. 

Die Vorbereitung der Werkſtättenarbeit, das iſt die richtigſte 
Anpaſſung des Könnens an die Aufgabe, widerſpricht landwirtſchaft⸗ 
licher Betriebſamkeit. Hieraus ergibt ſich, daß lediglich die indu⸗ 
ſtrielle Betriebsweiſe in Frage kommt. 

Wie ſteht es aber mit der Verwirklichung des Taylorſyſtems 
in deutſchen Betrieben? Dieſe Frage beantwortet Seubert folgender⸗ 
maßen“: „Nicht als ob der deutſchen Induſtrie die Willenskraft zu 
fold) großzügigem Vorgehen ermangele. ... In den Vereinigten 
Staaten wird alle Organiſationsarbeit durch die mangelnde Seß⸗ 
haftigkeit der arbeitenden Bevölkerung verzögert; in Deutſchland 


1 Praxis des Taylorſyſtems, S. 151. 
2 Ebenda S. 153. 
1 Seubert, S. 152. 
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bildet die ſoziale Schichtung der arbeitenden Klaſſen eine nicht zu 
unterſchätzende Schwierigkeit.“ 

Wenn auch das Intereſſe für die Taylororganiſation in Deutſch⸗ 
land ſtetig zunimmt, ſo werden doch noch Jahre vergehen, ehe wir 
das Fundament: das herzliche Zuſammenarbeiten aller Angeſtellten — 
gelegt haben, auf dem ſich in Taylorſchem Sinne weiter aufbauen 
läßt 1. Von manchen wird die Lebensfähigkeit des Taylorſyſtems 
auf deutſchem Boden überhaupt angezweifelt. 

Hiermit ſind die Schwierigkeiten, die der Einführung des Taylor⸗ 
ſyſtems in deutſchen Induſtr iebetrieben entgegenſtehen, feſtgeſtellt. 
Wo bleibt da die geforderte Tayloriſierung des landwirtſchaftlichen 
Betriebes? 

Wenn wir von Induſtrialiſierung, von künftigem Induſtriali⸗ 
ſierungsprozeß in der Landwirtſchaft redeten, ſo lag nichts ferner 
als ein Vergleich mit dem fabrikmäßigen Betrieb. Das Wort In⸗ 
duſtrie muß vorſichtig in landwirtſchaftlicher Beziehung gebraucht 
werden, und bei ſeiner Beziehung auf die Landwirtſchaft darf bei 
aller zu erſtrebenden Arbeitsintenſität niemals vergeſſen werden, daß 
zu einer Ernte der Umſchlag eines vollen Jahres notwendig iſt, daß 
ſich der landwirtſchaftliche Produktionsprozeß nicht in der geringſten 
Weiſe abkürzen läßt im Gegenſatz zum je öfteren, um ſo rentableren 
Umſchlag des Kapitals in der Induſtrie. 


2. Die „anzuſtrebende“ Rationalifierung im länd- 
lichen Arbeitsverfahren 


Wir haben die Rationaliſierung im Sinne der von Wygodzinski 
geforderten Tayloriſierung abgelehnt. 

Wir haben nur von einer „anzuſtrebenden“ Rationaliſierung 
oder von „möglichſter“ Rationaliſierung geſprochen und dieſe zur 
Behandlung der Frage der Landarbeiterbeſchaffung nach dem Kriege 
ſo ausgiebig herangezogen, daß wir jetzt zur Forderung möglichſter 
Rationalifierung im ländlichen Arbeitsverfahren gelangen. 

Nur von dieſer werden wir nach unſerer aufgeſtellten Theſe?: 
„Unter günſtigſten Umſtänden einmal in ſpäteren Zeiten zu einer 

annähernden Nationaliſierung in der Landwirtſchaft gelangen 
können und nicht umgekehrt, wie behauptet wurde.“ 


1 Seubert, S. 153. 
2 Siehe im vorigen Hefte S. 287. 
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Zwölftes Kapitel 
Die Löſung in der Praxis 
1. Das politiſche Schickſal Polens 

Es muß die Sicherheit geboten werden, daß ſich Polen künftig 
bei einem Kriege nicht zu einem anderen Staate ſchlägt. Der Krieg 
hat uns gelehrt, daß wir weit mehr Lebensmittel nötig haben, als 
wir vor dem Kriege aus unſerer heimiſchen Landwirtſchaft bezogen. 
Zu deren Produktion ſind wir noch auf die Aushilfe polniſcher 
Wanderarbeiter angewieſen. Außerdem ſtellt Polen für Deutſchland 
eine Kornkammer dar. 

Der Überſchuß der ländlichen Bevölkerung Polens wird ſich 
nach wie vor in unſere Bedarfsgebiete ergießen. 

Die Preisrelationen ſind mit dem Augenblick in Polen um⸗ 
geſtoßen, wo dieſes — ob mit, ob ohne Zollſchranken — an das 
Deutſche Reich angegliedert wird. Mit Einführung der intenſiven 
Wirtſchaftsweiſe in Polen werden ſtändig mehr Arbeitskräfte im 
Lande ſelbſt gebraucht werden, weil die intenſive Wirtſchaft für die 
Einbringung der durch ſie geſteigerten Ernteerträge einen vielfach 
erhöhten Aufwand an Handarbeit benötigt. 

Lediglich die intenſive Wirtſchaftsweiſe wird die einheimiſchen 
Kräfte mehr im Lande halten. Eine Ausdehnung der zu bebauenden 
Fläche iſt nicht mehr in großem Stile möglich. Im Jahre 1906 
war von der geſamten Bodenfläche 63% Ader, 8,6 Yo Wieſen, 
18% Wald (weniger als bei uns) und etwa 10% Weiden und 
Brachfeld. 

Werden die Servituten abgelöſt und die ruſſiſchen Dotations⸗ 
güter aufgeteilt, ſo dürfte ſich Polen künftig noch mehr als Land 
des Kleinbeſitzes darſtellen. 

Das politiſche Schickſal Polens iſt zum Teil auch jetzt noch in 
der Schwebe. Vom wirtſchaftlichen Standpunkte iſt die Lö ſung einer 
Angliederung Polens an Oſterreich⸗Ungarn nicht ohne weiteres zu 
befürworten. Die Sudeten und Schleſien trennen Polen von Böhmen, 
dem wichtigſten Induſtriegebiete Oſterreichs. Dahingegen ſind die 
natürlichen geographiſchen Vorbedingungen für einen Anſchluß Polens 
an Deutſchland bei weitem günſtiger. 

Polens Intereſſe weiſt gleichfalls mehr nach Deutſchland hin 
als nach der habsburgiſchen Monarchie. Schon vor dem Kriege hat 


1 Koskowſki, S. 156. 
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deutſches Kapital, hat deutfder Unternehmergeiſt auf die polnische 
Volkswirtſchaft befruchtend eingewirkt, und die ſeit der Beſitznahme 
Ruſſiſch⸗Polens in jeder Beziehung einſetzende deutſche Friedensarbeit 
ſcheint geeignet, den Anſchluß dieſes Landes an das Deutſche Reich 
vorzubereiten. 

Da in Zukunft bei den politiſchen Entſcheidungen die Wirt⸗ 
ſchaftsintereſſen, die ihrerſeits auf den natürlichen geographiſchen 
Verhältniſſen fußen, mehr als je zuvor den Ausſchlag geben werden, 
neigen ſie ſich zugunſten Deutſchlands. 

Meines Wiſſens rechnet man in Oſterreich⸗Ungarn auf den Er⸗ 
werb Serbiens: die Nationalitätenfrage und die geographiſche Lage 
ſtellt fic) dabei ungleich günſtiger für Oſterreich⸗ Ungarn. Man will 
dafür Deutſchland ganz Polen und damit auch die Regelung ſehr 
verzwickter Fragen — ich erwähne nur die Nationalitätenfrage 
(Slawiſierung) und die Frage der polniſchen Irredenta — überlaſſen. 

Für Deutſchland iſt das politiſche Schickſal Polens für die 
Löſung der ländlichen Arbeiterfrage in den kommenden Jahren von 
hoher Bedeutung. Möge Polens Schickſal das Schickſal Deutſch⸗ 
lands werden! 


2. Die Stellung der Land wirtſchaft zu den aus ⸗ 
ländiſchen Wanderarbeitern und der ſteigende 
Wander arbeiterbedarf bei der Induſtrie 

Durch das Einſtrömen ausländiſcher Arbeitskräfte, wie es die 
ſtaatsrechtliche Angliederung Polens an Deutſchland bei zunehmender 
Verkehrsfreiheit mit ſich brächte, könnte die Lebenshaltung des deut⸗ 
ſchen Arbeiters gefährdet erſcheinen. Es läge auch die oben an⸗ 
gedeutete Gefahr der Poloniſierung rein deutſcher Gebiete durch ſla⸗ 
wiſche Arbeiter vor. 

Wie aber, wenn das Umgekehrte einträte? Keine Slawiſierung, 
ſondern Germaniſierung? Es müßte allerdings das Kunſtſtück fertig 
gebracht werden, die Wanderarbeiter in kleineren Trupps auf kleine 
Betriebe zu verteilen. Das ſtete Zuſammenleben, Zuſammen⸗ 
wirtſchaften, der enge Familienverkehr müßte bei numeriſchem Über⸗ 
wiegen der germaniſchen Raſſe der ſlawiſchen Stammeszugehörigkeit 
Abbruch tun. 

Vielleicht ſetzen nach dem Kriege auch andere Fortpflanzungs⸗ 
tendenzen ein, denen zufolge ſich die deutſche Bevölkerung ſchneller 
als die polniſche vermehrt. 

Bei den Großgütern liegt die Gefahr vor, daß fi „polniſche 
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Sprachinſeln“ bilden, wenn einzig polniſche Arbeiter auf dem Gute 
beſchäftigt oder in größeren Trupps vorhanden ſind. Der erwähnte 
Vorſchlag von Lezius würde eine Geſundung dieſer Verhältniſſe 
herbeiführen. 

Die deutſche Landwirtſchaft ſtrebt danach, ſich von dem Bezuge 
ausländiſcher Wanderarbeiter unabhängiger zu ſtellen. Durch mög⸗ 
lichſte Rationaliſierung ſoll ein Nachlaſſen des Bedarfs an Wander⸗ 
arbeitern erreicht werden, dafür ſollen heimiſche Qualitätsarbeiter in 
vermehrter Zahl eintreten. 

Nicht außer acht zu laſſen iſt der ſteigende Wanderarbeiterbedarf 
bei der Induſtrie. Bedenkt man, daß nach der deutſchen Arbeiter⸗ 
zentrale in den Berichtsjahren 1910/11 bis 1912/13 die Zahl der 
legitimierten Arbeiter bei der Landwirtſchaft nur von 387 902 gleich 
55,7% auf 411706 gleich 53,7% , bei der Induſtrie aber von 
308 123 gleich 44,3% auf 355 509 gleich 46,3% geftiegen iſt, daß 
alſo der neue Mehrbedarf an Auslandsarbeitern bei der Induſtrie 
den bei der Landwirtſchaft noch um blanke 23 582 Arbeiter über⸗ 
ſteigt, ſo iſt zu Friedenszeiten ein wachſender Bedarf auf ſeiten der 
Induſtrie ermittelt. 

Jetzt im Krieg ſoll die Zahl der induſtriellen Auslandsarbeiter 
die der landwirtſchaftlichen zum erſten Male überragen. 

Aus welchen Ländern bezog die Induſtrie 1912/13 ihre Arbeiter? 
Aus Oſterreich 168 521 von insgeſamt 281 137 Arbeitern, aus Italien 
69000, Niederlande und Belgien 54 000, dagegen aus Polen nur 
37297 von insgeſamt 317130 Arbeitern. . 

Auf die Zuwanderungen aus Belgien und der Niederlande dürfte 
weiter zu rechnen ſein. Dagegen dürften die italieniſchen Wander⸗ 
arbeiter zur Auffüllung der durch den Krieg geriſſenen Lücken ver⸗ 
ſtärkt im Lande behalten werden. Über den Zuzug öſterreich⸗ 
ungariſcher Wanderarbeiter läßt ſich nichts Beſtimmtes ſagen. Wir 
müſſen erſt abwarten, wie ſich am Ende des Krieges die Geſamt⸗ 
zahl an Gefallenen und Arbeitsunfähigen auf die verſchiedenen 
Nationalitäten verteilen wird, um hieraus auf Grund der die Ein⸗ 
wanderung betreffenden Friedensſätze exaktere Schlüſſe ziehen zu 
können. 

Es iſt die Frage aufgetaucht, ob man die unzureichende Deckung, 
die die deutſche Produktion auf dem heimiſchen Markte findet, nicht 
auf die Induſtrie abwälzen könne, um ſo die deutſche Landwirtſchaft 
von dem Bezuge ausländiſcher Wanderarbeiter unabhänger zu ſtellen. 


Eingeſtellt auf den Wanderarbeiterbezug, würde die Induſtrie bei 
21* 
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Ausbleiben der Wanderarbeiter in einem neuen Kriege durch das 
Darniederliegen mancher Induſtriezweige unter ſich eher einen Aus⸗ 
gleich herſtellen können, als die Landwirtſchaft dazu imſtande wäre. 

Dieſer Gedanke findet fic) bei v. Batocki!: „Es ijt nun einmal 
bei unſerer wirtſchaftlichen Entwicklung ein gewaltiger Überbedarf 
an Arbeitskräften im ganzen da, der darin hervortritt, daß einerſeits 
eine außerordentlich große Zahl von Ausländern importiert wird, 
und daß trotzdem eine über das normale Maß hinausgehende Arbeits- 
loſigkeit der inländiſchen Arbeiter — die ja lokal niemals ganz ver⸗ 
mieden werden wird — allgemein nicht vorliegt. Ob es richtig wäre, 
dieſem Mangel an inländiſchen Arbeitskräften vorwiegend bei der 
Induſtrie durch Ausländer abzuhelfen und der Landwirtſchaft die 
Ausländer mehr fernzuhalten, das iſt eine Frage, ... deren Löſung 
ſo ſchwierig iſt, daß ich ſie hier nicht näher erörtern will.“ 

Wir dürfen nicht vergeſſen, daß der Ausbruch des Krieges die 
Wanderarbeiter innerhalb der deutſchen Grenzpfähle antraf und wir 
uns von vornherein durch ein Feſthalten dieſer Arbeitskräfte in einer 
ſehr günſtigen Lage befanden. 

Bei einem neuen Kriege muß die deutſche Landwirtſchaft un⸗ 
abhängiger in dem Bezuge ausländiſcher Arbeitskräfte geſtellt ſein, 
um die Ernährung des Volkes in geſicherten Bahnen durchzuführen. 
Die Schwierigkeit, dieſes Problem zu löſen, verkennt v. Batocki nicht. 
Hier kam es darauf an, die Löſung der Landarbeiterfrage auf dieſem 
Wege anzudeuten. 


3. Anderung in der Produktions richtung? Dispo- 
nieren über Arbeitskräfte und Gruppierungsvermögen 


An Arbeitsintenſität kann und darf unter keinen Umſtänden 
nachgegeben werden; ſie muß ſogar andauernd geſteigert werden. 
Können wir in einer Anderung der landwirtſchaftlichen Produktions⸗ 
richtung etwa einen Ausweg erkennen, wenn auch kapitalintenſiv, ſo 
doch weniger arbeits intenſiv zu arbeiten? Wäre es angebracht, 
den höchſt intenſiven Zuckerrübenbau durch den weniger intenſiven 
Kartoffelbau zu erſetzen? Nein. Das muß abgelehnt werden. Die 
Bedeutung des Zuckerrübenbaus iſt bis heute in der ganzen Literatur 
noch nicht hinreichend gewürdigt. 

Abgeſehen davon, was der Zuckerrübenbau als Vorfrucht für 
Getreide in dem Boden aufſpeichert, leiſtet er an Futterwerten das 


1 Vorberichte zur Studienkommiſſion, S. 5/6. 
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Höchſte. Ein Vergleich mit der Kartoffel ſteht in keiner Weiſe an. 
Man hat den Zuckerrübenbau ſo oft ſchon totgeſagt, aber das einzig 
Maßgebende: das „wirtſchaftliche Gefälle“ hat immer von neuem auf 
ihn gewieſen. Es hat ſeine Lebensfähigkeit für alle Zeiten erwieſen. 

Eine Anderung in dieſer Produktionsrichtung mußte abgelehnt 
werden; eine Anderung kann immer nur darin geſucht werden, daß 
wir durch zweckmäßigere Pflanzung, Züchtung, durch maſchinellere 
Durchbildung (durch Erfindung zum Beiſpiel eines geeigneten Rüben⸗ 
hebers) an Handarbeit ſparen, die Arbeit bei aller Kapitalintenſität 
alſo weniger arbeits intenſiv geſtalten. 

In dieſem Sinne iſt auf eine achtbare Beeinfluſſung der Land⸗ 
arbeiterfrage zu rechnen. 

Wie bei der zahlenmäßigen Berechnung erwähnt“, haben wir 
den Ausfall von 50—60 000 Arbeitern außer durch vermehrte 
Maſchinenverwendung in der Landwirtſchaft beſonders durch „gutes, 
auf die Erfahrungen in der Kriegszeit ſich ſtützendes Disponieren 
über die vorhandenen Arbeitskräfte“ zu decken gemeint. 

Hierbei iſt wahrzunehmen, daß das deutſche Volk nach dem 
Kriege an Arbeitswert eine fundamentale Umgeſtaltung erfahren 
haben wird, und daß dem Momente der Arbeits- und Arbeiter⸗ 
verteilung eine ungemein geſteigerte Bedeutung zukommen wird. 

Es wird hier alſo die Anſicht vertreten, daß wir mit einem im 
Verhältnis zum Friedensbedarf geringeren Satz an ausländiſchen 
Wanderarbeitern unſere Friedensarbeit wieder aufnehmen werden. 
Der angeſtrengteſten Arbeit, der umſichtigſten Gruppierung der vor⸗ 
handenen Arbeitskräfte wird es bedürfen, um auf dieſem geringeren 
Satze zu beharren, trotzdem die heimiſchen Bedürfniſſe, das iſt der 
Wille, dieſe im eigenen Lande zu befriedigen, auch nach Aufgabe des 
iſolierten Staates immens geſtiegen ſein werden. 

Das deutſche Volk hat in dem Kriege eine ſo harte Schule 
durchgemacht, daß wir heute ſchon ſagen können: jede heimiſche 
Arbeitsquantität, ſofern ſie durch dieſe Schule gegangen iſt, iſt 
Arbeitsqualität. | 

Wir werden in gewiſſem Sinne nur noch von Arbeitsqualitäten 
reden, die an der einzig für ſie paſſenden Stelle eingeſetzt, auf den 
beiſpielloſen Errungenſchaften der Technik fußend, Leiſtungen voll⸗ 
bringen werden, die kein Vergleichen mehr geſtatten. 

Aus dieſen Gedankengängen heraus iſt es zu verſtehen, wenn 


—ũ . 


1 Siehe im vorigen Hefte S. 266. 
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wir annehmen, daß der geringere Satz an ausländiſchen Wander⸗ 
arbeitern mit den Jahren ſich noch erheblich verringern wird. 

Was die Deutſchen vor anderen Völkern auszeichnet, iſt ihre 
Fähigkeit zu organiſieren. Aus allem und jedem atmet Organiſation. 
Dies Wort iſt im Kriege zu einem Zauberwort geworden. Dem 
Organiſationsvermögen nah verwandt iſt das Gruppierungsvermögen, 
das iſt das Disponieren über Arbeitskräfte — in höherem Sinne 
Gruppierungsvermögen genannt. 

Wie verteile ich am beſten eine Arbeit auf die vorhandenen 
Arbeitskräfte? Wieviel Arbeitskräfte benötige ich zu einer dringenden 
Arbeit? Zu dieſem Zwecke muß der wirtſchaftliche Leiter über die 
Leiſtungen ſeiner Arbeiter ſowie über deren Fortſchritte genau unter⸗ 
richtet ſein. Jede Vergeudung an Arbeitskraft, ob zu hoch ob zu 
niedrig geſpannt, iſt ein volkswirtſchaftlicher Fehler. 

Über welch fabelhaftes Gruppierungsvermögen müſſen die (mili- 
täriſchen) Generalſtäbe verfügen, daß es ihnen bei der Nachfrage nach 
deutſchem Militär auf allen Kriegsſchauplätzen gelingt, die Fronten 
— wie die im Weſten — ſo elaſtiſch zu halten, daß entſcheidende 
Schläge zu jeder Zeit geführt werden können, daß hinter den kämpfenden 
Linien ausgeruhte Reſerven ſtehen, bereit einzugreifen, und daß unter 
deren zweifachem Schutze das Heimatheer fortwährend ausgebildet 
und neu aufgefüllt wird. 

Dieſes Gruppierungsvermögen muß auch auf unſere wirtſchaft⸗ 
lichen Generalſtäbe wie auf unſere geſamten Land⸗ und Volkswirte 
übergehen; es muß deutſcher Eigenart zu dauerndem Sefigtum ein: 
verleibt werden. 

Aus der Fülle der bei Friedensſchluß in Angriff zu nehmenden 
Arbeiten wird es ſchwer ſein, diejenigen vorläufig auszuſcheiden, die 
allzu große Arbeitsquantitäten erfordern würden. Es wird ſchwer 
ſein, aber bei dem Ernſt der Lage, den die Arbeiterbeſchaffung aus⸗ 
löſt, werden wir nicht umhin können, jede zu bewältigende Arbeit 
für ſich ſprechen zu laſſen, d. h. aus dem Weſen der Arbeit heraus 
ein mehr oder minder großes Bedürfnis reſultieren zu laſſen, zu 
deſſen ſofortiger Befriedigung geeignete Arbeitermaſſen freizugeben, 
bezw. auf die betreffenden Arbeitszweige hinzulenken. Nicht der 
Arbeiter ſucht ſich die Arbeit aus, wie es vordem war, die Arbeit 
zwingt vielmehr den Arbeiter in ihren Dienſt. 

In einem bisher unerhörten, aber durch die politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe einfach gebotenen Maße hat der Staat ſeine Bürger ihres 
freien Verfügungsrechtes beraubt. Dieſer Macht wird ſich der Staat 
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nicht mit einem Male entäußern. Er wird vielmehr die irgendwie 
verfügbaren Arbeitermaſſen auf diejenigen Wirtſchaftszweige zu ver⸗ 
teilen haben, die ihrer Natur nach zuerſt einer Unterſtützung bedürfen. 

Selbſtverſtändlich nimmt hierbei die Landwirtſchaft einen breiten 
Raum um fo eher ein, als fie ſich bei der bisherigen Betriebsführung 
weſentlich auf die Kriegsgefangenen ſtützen konnte, einen Arbeits⸗ 
faktor, deſſen volle Würdigung erſt ſpäterer Zeit ſtatiſtiſch vorbehalten 
bleiben wird. 

Alles in allem: In die bei Friedensſchluß ſich entleerenden 
Arbeiterſtellen auf dem Lande muß ein Erſatz nachrücken, der in erſter 
Linie um der Ernährung des deutſchen Volkes willen berückſichtigt zu 
werden verdient. 

Hier wird das Gruppierungs vermögen der wirtſchaftlichen General⸗ 
ſtäbe ſeine erſte maßgebliche Probe ablegen. 

Es wird tatſächlich nach dem Kriege eine Umwertung aller Werte 
erfolgt ſein. Die große Zeit, an der wir alle ſchmieden, läßt gleich⸗ 
zeitig ihren Schmiedehammer auf uns herniederſauſen: an Stelle 
der Arbeitsquantitäten werden wir künftig in gewiſſer Beziehung mit 
Arbeitsqualitäten zu rechnen haben. In den erſten Jahren nach 
Kriegsende werden viele unſerer heimiſchen Arbeitskräfte ihren Be⸗ 
rufsneigungen nicht nachgehen können: die Erhaltung eines ſo ge⸗ 
waltigen Reichskörpers, den Deutſchland in Zukunft darſtellen wird, 
zwingt die leitenden Stellen, die verfügbaren Arbeitskräfte zuſammen⸗ 
zuhalten und ſie an den Stellen einzuſetzen, an denen es die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe am dringendſten gebieten. 

So wird nicht zuletzt das Gruppierungsvermögen unſeres wirt⸗ 
ſchaftlichen Generalſtabs bei der Löſung der Rune Arbeiterfrage 
entſcheidend mitwirken. 


4. Staatliche Einflußgewinnung auf die Geſtaltung 
der Wanderarbeiterfrage und auf die Abwanderung 
vom Lande 

Unſer Ziel bleibt: die Steigerung der rationellen Produktion 
in der Landwirtſchaft und die Vermehrung der heimiſch⸗landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeitskräfte. 

Inwieweit könnte der Staat Einfluß auf die Geſtaltung der 
Wanderarbeiterfrage und auf die Abwanderung vom Lande gewinnen? 

Mit einer Zertrümmerung der Großbetriebe und ihrer Erſetzung 
durch Siedelungsgenoſſenſchaften, wie ſie Oppenheimer fordert, iſt 
nichts geſchaffen. 
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Nur darauf kommt es an: aufbauen, Werte ſchaffen! Originelle 
Gedanken ſind Freigut, kein Schaffensgut. 

Mindeſtens ein Drittel des Großgrundbeſitzes ſteht noch ſo hoch, 
daß es nicht aufgekauft werden könnte. Auch die Großgüter haben 
ihre Miſſion!, und nach der deutſchen Arbeiterzentrale? „würde die 
in lauter bäuerliche Betriebe aufgelöſte landwirtſchaftliche Produktion 
in der Hauptſache von dem ausländiſchen Arbeitsmarkte ausgeſchloſſen 
und allein auf den einheimiſchen Markt verwieſen ſein, auf dem ſie, 
wie die Dinge liegen, Deckung ihres Bedarfes an Arbeitskräften 
nicht finden kann“. 

Der Staat käme dem Demokratismus entgegen, wenn er die 
pachtfrei werdenden Domänen für die Kleinſiedlung freigibt (evtl. 
dieſe als innerkoloniſatoriſche Verſuchsanſtalten einrichtet, ſie in Ver⸗ 
gleich ſetzt zu wertvolleren, im Großbetrieb verbliebenen Domänen 
und Rentabilitätsfchlüffe zieht). 

Ferner könnte ſich der Staat ein Vorkaufsrecht auf die zum 
Verkauf angebotenen Güter einräumen, die (infolge des Krieges) 
ohne Erben oder die heruntergewirtſchaftet ſind. Gleichfalls wären 
Güter, die häufig ihren Beſitzer wechſeln und Spekulationszwecken 
dienen, ſowie Güter, deren Betrieb auf die überwiegende Inanſpruch⸗ 
nahme von Auslandsarbeitern angewieſen iſt, auszuſcheiden. 

Hierdurch würde auf eine Ausleſe unter den Großbetrieben hin⸗ 
gearbeitet; auch wäre der Verteuerung des Grund und Bodens vor⸗ 
gebeugt — übrigens kein Hemmnis für ſtaatliche Eigenhilfe. 

Die ſtaatliche Einflußgewinnung auf die Geſtaltung der Wander⸗ 
arbeiterfrage ginge dahin, Ausländern in der Induſtrie die Be⸗ 
ſchäftigung zu erleichtern, damit die Einheimiſchen weniger begehrt 
find ®, . , 
Die umgekehrte Erſchwerung der Beſchäftigung von Ausländern 
auf dem Lande müßte in gleichem Sinne wirken. Hier würde die 
milde, mit den Jahren anſteigende Beſteuerung auf den Kopf des 
Wanderarbeiters erzieheriſch wirken; die Gefahr, daß ſich polniſche 
Sprachinſeln bildeten, würde dadurch vermieden, daß die Voraus⸗ 
ſetzung zur Beſchäftigung von Auslandsarbeitern durch die Be⸗ 
ſchäftigung eines beſtimmten Prozentſatzes Reichsdeutſcher gegeben wäre. 

Der Staat gewänne einen Einfluß auf die Abwanderungsbewegung 


1 Siehe im vorigen Hefte S. 259/60. 
2 Bericht 1912/13, S. 14. 
3 Nach Mitteilungen v. Schönings an den Verfaſſer. 
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vom Lande durch Bau von Wohnungen auf dem Lande auf Staats⸗ 
koſten, durch Anderung der Kommunalbeſteuerung !: nach dem jetzigen 
Syſtem bieten die Landſtädte nichts und müſſen 300 %% einziehen, in 
den Großſtädten iſt gerade das Umgekehrte der Fall: das iſt „eine 
Prämiierung des Zuzuges in die großen Städte. Dem Lande geht 
nicht nur die Steuer der Wohlhabenden jetzt verloren, ſondern 
auch ihre Arbeitskraft und Intelligenz für Leitung von Genoſſen⸗ 
ſchaften“? uſw. 

Die deutſchen Verwaltungsbehörden in Polen haben bereits zur 
Sicherung des Erwerbs der Arbeiter Arbeitsämter geſchaffen, die in 
Polen ſelber wie nach Deutſchland hin Stellen vermitteln. 

Möge der Staat auch in den beiden oben behandelten Richtungen 
zum Heile unſerer Volkswirtſchaft vorgehen! 


Fünfter Teil 
Das Endergebnis 


Wenn wir die ſtaatsrechtliche Angliederung Polens an Deutſch⸗ 
land, den ſteigenden Wanderarbeiterbedarf bei der Induſtrie auf (zu 
ertragende) Roften der Landwirtſchaft, die „möglichſte“ Rationaliſierung 
des ländlichen Arbeitsverfahrens und den Einfluß, den immer der 
Staat auf die Geſtaltung der Wanderarbeiterfrage und auf die Ab⸗ 
wanderung vom Lande gewinnen will — in Rechnung ziehen, wenn 
es uns gelingt, ſie vierfach zuſammenwirkend zur Geltung 
zu bringen, dann erſt iſt die Arbeiterfrage in der deut⸗ 
ſchen Landwirtſchaft für die Zeit nach dem Kriege als 
gelöſt zu betrachten. | | 


Schluß 

Unmittelbar nach dem Kriege wird bei dem ungleichen Aus⸗ 
tauſch der deutſch⸗ruſſiſchen Kriegsgefangenen eine Zeit eintreten, die 
eine proviſoriſche Regelung der Arbeiterverhältniſſe erheiſcht. 

Wie die Friedensbedingungen lauten mögen: ob wir mit Ruß⸗ 
land ausmachen, daß es uns zunächſt noch aus den an Polen ſtoßenden 
Teilen Weſtrußlands Wanderarbeiter abgibt, oder ob wir noch Kriegs⸗ 
gefangene im Lande behalten, ehe die polniſche Wanderung einſetzt, 
— es wird die Aufgabe der Regierung ſein, die Arbeiterbeſchaffung 


1 v. Schöning an den Verfaſſer. 
2 Ebenda. 
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in der Landwirtſchaft wie in der Induſtrie ohne allzu merkliche Er⸗ 
ſchütterungen aus dem Kriegs- in den Friedenszuſtand hinüberzuleiten. 

Eine geſetzliche Regelung der Arbeitsverhältniſſe der fremden 
Landarbeiter, wie ſie ſchon im Jahre 1912 im Reichstag durch die 
Reſolution Spahn gefordert wurde, wird dann nicht mehr zu um⸗ 
gehen ſein, und je nach der politiſchen Lage wird einem Aus⸗ 
wandern der Polen nach Rußland, Frankreich oder den ſkandinaviſchen 
Ländern auf geſetzlichem Wege entgegenzuwirken ſein. 

Mit Einführung der intenſiveren Wirtſchaft dürfen wir in Polen 
eine Kornkammer für uns erblicken, und hoffentlich beſteht für Deutſch⸗ 
land der Siegespreis im Oſten außer in der Angliederung Ruſſiſch⸗ 
Polens in den deutſchen Reichsverband auch in der — vor der 
Hand durch den Bevölkerungsüberſchuß Ruſſiſch⸗ Polens noch be⸗ 
dingten — dauernden Löſung der Wanderarbeiterfrage in der deutſchen 
Landwirtſchaft. 


Literaturverzeichnis 


Seubert, Rudolf, Praxis des Taylorſyſtems. Berlin 1914. ° 

Lezius, Dr. Martin, Heimatsgebiete der Sachſengänger. Neudamm 1913. 

v. Dergen, Carl Bernhard, Landflucht, Kleinſiedlung und Landarbeit, 
im Arch. f. exakte Wirtſchaftsforſchung, Erg.⸗Heft 14. Jena 1914. 

Lehr⸗ und Hand buch für Lehrer an ländlichen Fortbildungsſchulen in den 
öſtlichen Provinzen herausgegeben von der Landwirtſchaftskammer der 
Provinz Oſtpreußen. Königsberg 1912. 

Zechlin, Dr. Erich, Die Bevölkerungs- und Grundbeſitzverteilung im Zartum 
Polen. Berlin 1916. 

Bielefeldt, Dr. Karl, Das Eindringen des Kapitalismus in die Landwirt⸗ 
ſchaft. Berlin 1911. 

Deutſche Arbeiterzentrale. Bericht über die Tätigkeit im Geſchäftsjahr 
1912/18. Berlin. 

Mendelſon, Dr. Franz, Die Arbeiterfrage im bäuerlichen Betriebe, in Ar⸗ 
beiten der D. L.⸗G., Heft 245. Berlin 1913. 

Stieger, Okonomierat, Leitſätze, veröffentlicht in der Kriegstagung der D. L.⸗G. 
im Februar 1916. Berlin. 

Fiſcher, Dr. Rudolf, Die Elektrizitätsverſorgung, ihre volkswirtſchaftliche 
Bedeutung und ihre Organiſation. Leipzig 1916. 9 le 

Straus, Dr. Walter, Die deutſchen Überlandzentralen und ihre wirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung als Kraftquelle für den Kleinbetrieb in Landwirtſchaft und 
Gewerbe. Berlin 1913. 

Kos kovs ki, Dr. B., La question agraire au royaume de Pologne. Paris 1911. 

Fiſcher, Prof. Dr. Guſtav, Die wirtſchaftliche und foziale Bedeutung der 
Maſchine in der Landwirtſchaft, in „Technik und Wirtſchaft“, 4. Jahrgang, 
7. u. 8. Heft. Berlin 1911. 

— Die ſoziale Bedeutung der Maſchinen in der Landwirtſchaft, in „Schmo llers 
Forſchungen“ Bd. XX, Heft 5. Leipzig 1902. 


803] Die deutſche Landarveiterfrage vor und nach dem Kriege 331 


Fiſcher, Prof. Dr. Guſt av: Die Bedeutung der Elektrizität für die Energie⸗ 
verſorgung Deutſchlands. Rede. Berlin 1914. 

Markitan, Franz, Auswandererverkehrswege in Oſterreich. Vortrag. 
Wien 1912. 

Sombart, Werner, Die deutſche Volkswirtſchaft im 19. Jahrhundert. 
Berlin 1903. 

— Der moderne Kapitalismus, Bd. 1 u. 2. 

Herkner, Prof. Dr. Heinrich, Die Arbeiterfrage, Bd. 2. Berlin 1916. 

Schreiber, Dr. Heinrich, Die Elektrizität in Recht und Wirtſchaft. Leipzig 
und Wien 1913. 

Jahrbuch des Reichsverbandes deutſcher landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften 
für 1914. Berlin 1915. 

Mitteilungen der D. L.⸗G., Stück 51. Berlin 1912. 

— Stück 9. Berlin 1916. 

Hegemann, Dr., Die Löhne der einheimiſchen und ausländiſchen Arbeiter. 

Hunkel, Dr., Polniſche Wanderarbeiter in Frankreich, im „Land“, 21. Jahrg., 
S. 440. Berlin. 

v. Batocki, Vorberichte. zur Studienkommiſſion, im Arch. für exakte Wirt⸗ 
ſchaftsforſchung, Bd. 5, Heft 1. 

Die Denkſchrift der Anſiedlungsgeſellſchaft des Kreiſes Pyritz — auf Ber- 
anlaſſung der Königl. Generalkommiſſion zu Frankfurt a. O. 1912. 

Jahrbuch der D. L.⸗G. 1914. Berlin. 

v. Schöning, Die Wiedereinführung der Handweberei im Kreiſe Pyritz, im 
„Land“, 21. Jahrg., S. 424. Berlin. 

v. Stojentin, Landwirtſchaftliche Arbeitsämter, in „Landarbeit und Klein⸗ 
beſitz“, 1907—1911. 

Beutler, Dr. Dr. Ing. e. h., Die geplante ſtaatliche Elektrizitätsverſorgung im 
Kgr. Sachſen. Berlin 1916. 


Digitized by Google 


895] 333 


Zur Wahlreform in Preußen 
Von Ernſt Holtz ⸗ Potsdam 


Inhalts verzeichnis: Begründung der Notwendigkeit der Wahlreform S. 333 
bis 335. — Beſeitigung der indirekten Wahl, der öffentlichen Stimmabgabe 
und des Dreiklaſſenſyſtems S. 335—337. — Gründe gegen das gleiche 
Wahlrecht und für die Einführung von Mehrſtimmen nach Lebensalter, 
Familienſtand und Beſitz S. 337—342. — Begrenzung der Wahlbezirke 
S. 342—343. — Abſchließende Abwägung der Geſichtspunkte für und wider 
die Reform S. 343—346. 


ine Aufgabe von ſchwerwiegender Bedeutung ergibt ſich bei Ab⸗ 

ſchluß des Krieges aus der Frage, wie ſich die ſtaatlichen Be⸗ 
ziehungen zur Sozialdemokratie geſtalten werden. Daß ihre Löſung 
nicht in der Verwirklichung der Gedanken und Pläne beſtehen kann, 
die das Programm des ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaates darſtellen, ift 
ſelbſtverſtändlich und bedarf keiner Begründung. Für dieſes wie für 
andere Gebiete unſeres innerpolitiſchen Lebens muß der Vorbehalt 
gelten, daß nicht ein lediglich einſeitiges Entgegenkommen von ſtaat⸗ 
licher Seite in Betracht kommen kann, und daß nicht Zugeſtändniſſe 
von unabſehbarer Tragweite zu gewähren ſind, die ſich künftig als 
unhaltbar erweiſen könnten. Indeſſen iſt es nicht möglich, über 
Erſcheinungen, wie ſie in dem Bekenntniſſe der weit überwiegenden 
Mehrheit der ſozialdemokratiſchen Vertreter zum Vaterlande, in der 
Haltung der Gewerkſchaften und verwandter Organjſationen und 
der geſamten Arbeiterſchaft, vor allem aber in den Leiſtungen unſeres 
Volkes in Waffen hervortreten, einfach zur Tagesordnung überzugehen. 
Es muß der ernſtliche Verſuch unternommen werden, die hoffentlich 
der Zahl nach weit überwiegenden Volksteile, die ſich nicht zu der 
Gruppe gewiſſer unbelehrbar gebliebener Parteiführer bekennen 
wollen, mit dem beſtehenden Staatsweſen zu verſöhnen und zur 
gemeinſamen Arbeit im öffentlichen Leben heranzuziehen. So wie 
den bürgerlichen Parteien die Erkenntnis reifen konnte, daß die vater⸗ 
ländiſche Begeiſterung, die alle Bevölkerungskreiſe bei Ausbruch des 
Krieges ergriffen und unſere Armeen in dem beiſpiellos ſchweren 
Kampfe von Sieg zu Sieg geführt hat, zum guten Teile als die 
Frucht der oft bemängelten ſozialen Geſetzgebung zu bewerten iſt, 
und daß die künftige innere Politik dieſer Erfahrung entſprechen 
muß, ſo iſt zu hoffen, daß die Angehörigen unſeres Arbeiterſtandes 
und anderer geſinnungsverwandter Berufskreiſe aus den Schützen⸗ 
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gräben das Bewußtſein heimbringen, daß ſie für wertvolle Güter 
gelitten und geſtritten haben und durch das gemeinſame Erleben 
dieſes Kriegs mit den anderen Volksgenoſſen auf Gedeih und Ver⸗ 
derb verbunden ſind. Auch die wirtſchaftlichen Beziehungen, die den 
großen Berufsvertretungen durch die rege Beteiligung an den Kriegs⸗ 
anleihen entſtanden ſind, wirken nachhaltig darauf hin, das Intereſſe 
an dem Beſtande und der Weiterentwicklung des Reiches zu beleben 
und zu vertiefen. Noch niemals hat eine Schickſalsfügung alle 
Schichten und alle Altersklaſſen des deutſchen Volkes zu ſo ein⸗ 
mütigem und ſo zielbewußtem Handeln für das gemeinſame Vater⸗ 
land zuſammengeführt wie dieſer Rieſenkampf um unſer ſtaatliches 
Leben. Es gilt jetzt, die Errungenſchaften des Krieges in dem 
Maße zu wahren, daß die naturgemäß wiederkehrenden Kämpfe der 
politiſchen Parteien und die Einflüſſe berufsmäßiger Verhetzung nicht 
wieder zu der früheren Entfremdung des arbeitenden Volkes führen 
können, und der Ermattung und Ernüchterung vorzubeugen, die ſo 
oft die Folgeerſcheinung ungeheurer völkiſcher Kraftaufwendung ſind. 

Wirtſchaftliche Fürſorge kann für ſich allein nicht zu dieſem 
Erfolge führen. Gewiß iſt die Förderung der inneren Koloniſation 
und in ihrem Rahmen die Begründung von Kriegerheimſtätten ein 
Friedensziel, deſſen Bedeutung kaum hoch genug veranſchlagt werden 
kann. Heimſtättenbeſchaffung für Kriegsbeſchädigte und Kriegerwitwen 
bedeutet die Erfüllung einer Reichspflicht gegenüber denen, die für 
das Vaterland Blut und Leben gegeben haben; ſie rechtfertigt daher 
eine über das übliche Maß hinausgehende Verwendung von Staats: 
mitteln, weitgehende ſtaatliche Einflußnahme auf Umfang, Art und 
Ort der Ausführung und unter Umſtänden die Anwendung ſtaat⸗ 
lichen Zwanges, und ſie kann vielleicht der Ausgangspunkt einer 
wirklich großzügigen Reform des Wohnungsweſens werden, ohne die 
das auch unſer Volk bedrohende Schickſal des Geburtenrückganges 
kaum mit dauerndem Erfolge abzuwehren iſt. 

Wichtiger bleibt bei alledem die Heranziehung und Erziehung 
der in Betracht kommenden Bevölkerungsteile zur gemeinſamen Arbeit 
im öffentlichen Dienſte. Im Bereiche der Verwaltung ſind durch viel⸗ 
fache Beſtätigung ſozialdemokratiſcher Bürger als Mitglieder von 
Magiſtraten, Schulvorſtänden und dergleichen ſchon die erſten Schritte 
nach dieſer Richtung getan. Im Bereiche der Geſetzgebung ergibt 
ſich ohne weiteres die Frage, ob und in welcher Weiſe der Sozial⸗ 
demokratie die parlamentariſche Mitarbeit in verſtärktem Maße durch 
Wahlreform zu ermöglichen iſt. Es iſt zwar bisweilen der Ein- 
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wand erhoben worden, daß ein Vorgehen dieſer Art verfrüht, und 
daß erſt Erfahrungen darüber abzuwarten ſeien, ob ſich die Tätigkeit 
der Sozialdemokratie in der Selbſtverwaltung bewähren und ihre Ver⸗ 
treter hier die rechte Stellung zum beſtehenden Staate gewinnen 
würden. Dem ſteht aber die Erwägung gegenüber, daß durch Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen allein das Ziel, um das es ſich handelt, nicht 
erreicht werden kann. Mag es auch richtig ſein, daß die Freiheit 
ungleich mehr auf der Verwaltung als auf der Verfaſſung beruht, 
ſo wird ſich doch das Volksempfinden mit dieſem Troſte nicht be⸗ 
gnügen. In unſeren Tagen ſteht die beſſere Geſtaltung des Wahl⸗ 
rechts derart im Vordergrunde der beteiligten Intereſſen und Wünſche, 
daß ein Hinwegſehen über dieſe Tatſache unmöglich iſt. Wenn die 
Folgerungen hieraus gerade für Preußen zu ziehen find, fo ergibt ſich 
dies daraus, daß die anderen Bundesſtaaten auf dieſem Wege zumeiſt 
ſchon vorangegangen ſind, während im führenden Staate Preußen 
der Reformverſuch vor einigen Jahren geſcheitert iſt. Die Erfahrungen, 
die dabei zutage traten, machen die Wiederaufnahme des Verſuches 
jetzt beſonders dringlich. Es läßt ſich nicht leugnen, daß die Forde⸗ 
rung der preußiſchen Wahlreform zu einer deutſchen Frage ge⸗ 
worden iſt. Der Gedanke iſt nicht erträglich, daß die Verkennung 
der Notwendigkeit jetzt dazu führen könnte, nicht nur der extremen 
Richtung in der Sozialdemokratie wieder zum Siege zu verhelfen, 
ſondern auch darüber hinaus zwiſchen Nord und Süd gewiſſe Gegen⸗ 
ſätze entſtehen zu laſſen, die dem Reiche nach dem großen Erlebniſſe 
dieſes Krieges erſpart bleiben ſollten. 

Daß eine Wahlvorlage unter den obwaltenden Umſtänden not⸗ 
wendig iſt, wird jetzt von allen politiſchen Parteien anerkannt; über 
das, was ſie bringen ſoll, gehen die Anſichten weit auseinander. 
Für die Staatsregierung hat der Kaiſerliche Erlaß vom 7. April d. J. 
die Richtung gewieſen. Hiernach iſt es ſicher, daß aus dem letzten 
Regierungsentwurfe und den bei ſeiner Beratung zuſtande gekommenen 
Parteibeſchlüſſen, deren wichtigſter und den Gang der Verhandlungen 
beherrſchender nur die Wirkung der Verewigung des gegenwärtigen 
Beſitzſtandes haben konnte, nur ſehr wenige Anhaltspunkte für die 
Geſtaltung eines neuen Entwurfes hervorgehen werden. 

Zwar iſt der Erſatz des umſtändlichen und veralteten Syſtems 
der indirekten Wahl durch die direkte jetzt aufs neue in 
Ausficht geſtellt. Sie ijt in der Tat die Vorausſetzung jeder Beſſe⸗ 
rung in dem hier in Betracht kommenden Sinne. Mögen die poli- 
tiſchen Wahlen bei uns noch nicht alle die unerfreulichen Erſcheinungen 
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aufweiſen, die in anderen Ländern die unbehinderte Ausübung dieſes 
wichtigen ſtaatsbürgerlichen Rechtes gefährden, ſo müſſen doch auch 
wir mit der Tatſache rechnen, daß Wahlfragen vielfach Machtfragen 
ſind, und daß die Sicherung der Wahlfreiheit zu den weſentlichen 
Aufgaben einer Reformgeſetzgebung gehört. Laſſen langjährige Er⸗ 
fahrungen erkennen, daß dieſe Freiheit in dem engen Rahmen, in 
dem ſich die Wahlmännerwahlen vollziehen, nicht mehr ausreichend 
gewährleiſtet iſt, ſo iſt der Übergang zur direkten Wahl die erſte 
und unerläßliche Vorausſetzung der Reform. 

Dagegen wird der Vorſchlag, es bei der öffentlichen Stimm- 
abgabe in Preußen zu belaſſen, nicht wiederholt werden. Es 
läßt ſich nicht leugnen, daß geſchichtliche Rückblicke und ethiſche 
Erwägungen das perſönliche Empfinden in dieſer Frage ſtark beein⸗ 
fluſſen können. Sie müſſen aber ſchließlich gegenüber dem Geſichts⸗ 
punkte zurücktreten, der in den vorſtehenden Ausführungen gewürdigt 
wurde. Ob die beſonderen Bedenken, die auf den großpolniſchen und 
däniſchen Beſtrebungen in den preußiſchen Grenzbezirken beruhen, 
noch in gleicher Weiſe wie früher beſtehen oder durch Kriegserfah⸗ 
rungen und Kriegsergebniſſe gemindert werden, bleibe dahingeſtellt. 
Von weſentlicher Bedeutung für die Entſcheidung wird unter allen 
Umſtänden die Tatſache ſein, daß der Gedanke der geheimen Wahl, 
die von den entſchieden links ſtehenden Parteien ſeit lange gefordert 
wird, bei der Beratung der letzten Wahlvorlage auch von den National: 
liberalen verfochten wurde und ſchließlich, wenn auch in begrenzter 
und wenig wirkungsvoller Weiſe, in einem Beſchluſſe der Mehrheit 
des Hauſes Annahme fand. Endlich kommt wohl mit in Betracht, 
daß ſich bei der großen Verſchiedenheit der Lage in den einzelnen 
Bezirken überhaupt nicht mit Sicherheit ermeſſen läßt, ob die 
Einführung der geheimen Wahl das Geſamtergebnis weſentlich und 
in einem der ſtaatlichen Entwicklung ungünſtigen Sinne beeinfluſſen 
würde. Bei dieſer Sachlage erſcheint die Annahme begründet, daß 
das öffentliche Wahlverfahren nicht mehr mit Erfolg im Parlament 
vertreten werden kann. 

Unbedingt ausſchlaggebend für das Schickſal der Reformarbeit 
wird die Entſcheidung der bis vor kurzem viel umſtrittenen Frage 
ſein, ob die Bevorrechtung der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit, wie 
ſie in der Bildung der Wählerabteilungen nach Maßgabe der Staats⸗ 
und Kommunalſteuerzahlung hervortritt, beſtehen bleiben ſoll, oder ob 
das Dreiklaſſenwahlſyſtem zu beſeitigen iſt. Ich will hier 
nicht die techniſchen Schwierigkeiten betonen, die bei der unvermeid⸗ 
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lichen Aufgabe der indirekten Wahl die Errechnung und zuverläſſige 
Feſtſtellung des Wahlergebniſſes in dem erſteren Falle verurſachen 
würde. Von zwingender Bedeutung iſt die Erwägung, daß nach 
der Volksleiſtung, die dieſer Krieg bedeutet, der Wert des Einzelnen 
für den Staat und ſein ſtaatsbürgerliches Recht bei den Wahlen 
nicht mehr in einer das Ergebnis beſtimmenden Weiſe nach dem 
Geſichtspunkte der Steuerleiſtung bemeſſen werden kann. Gewiß be⸗ 
ſteht die Möglichkeit, durch die „Maximierung“ und andere Mittel die 
allergrößten Härten des Syſtems in etwas zu mildern. Es läßt ſich 
aber die Tatſache, daß die große Maſſe der Wähler als eine Art 
von paupers der dritten Abteilung verſchrieben bleibt, auf dieſem 
Wege nicht aus der Welt ſchaffen. Und dieſe Tatſache widerſpricht 
dem Volksempfinden in einem jetzt Beachtung erzwingenden Maße. 

Fallen ſchon die gewaltigen Verſchiebungen des Einkommens, 
die ſich in der Kriegszeit aus teilweiſe höchſt unerfreulichen Gründen 
vollziehen, gegen den Fortbeſtand des Dreiklaſſenſyſtems ins Gewicht, 
ſo werden die Bedenken durch die Erwägung unüberwindlich, daß es 
den aus den Schützengräben heimkehrenden Wählern nicht mehr zu⸗ 
gemutet werden kann. 

Wenn man mit dieſen Erwägungen abſchließen dürfte, ſo wäre 
der Weg zum Reichstagswahlrecht gefunden. Es iſt nicht 
unwahrſcheinlich, daß manche frühere Gegner einer ſolchen Ent⸗ 
wicklung unter den Eindrücken des Krieges inzwiſchen zu der Anſicht 
gelangt ſind, daß die Bevorzugung von Beſitz und Einkommen und 
überhaupt jede perſönliche Berückſichtigung aus dem Wahlrecht der 
Zukunft verſchwinden ſollte. Wer die fortſchreitende Demokratiſierung 
des Wahlrechts für unvermeidlich hält und in der verfaſſungsmäßigen 
Stellung der Krone, in dem Gegengewichte des Herrenhauſes und 
in den Kräften, die im Heere und im Beamtentum die Richtung 
geben, eine hinreichende Bürgſchaft gegen den übermäßigen Andrang 
ſtaatszerſetzender Elemente erblickt, wird vielleicht jetzt den Zeitpunkt 
für gegeben erachten, um für dieſe Frage die Löſung zu finden, die 
— in der Theorie wenigſtens — ſchon längſt weit über die Kreiſe 
der ſozialdemokratiſchen Partei hinaus befürwortet iſt. Indeſſen iſt es 
bei aller Rückſichtnahme auf die Geſichtspunkte, die im Eingange dieſer 
Abhandlung Beachtung fanden, geboten, ſich nicht lediglich von Er⸗ 
wägungen und Wünſchen leiten zu laſſen, die in den Programmen 
großer politiſcher Parteien, mehr oder weniger ernſt gemeint, ent⸗ 
halten ſind, ſondern in voller Unabhängigkeit die Herſtellung eines 
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ſoweit das auf dieſem Gebiete dem Geſetzgeber erreichbar ijt. Dabei 
kann nicht davon ausgegangen werden, daß Beſtrebungen dieſer Art 
nur zugunſten der nicht beſitzenden Klaſſen in Betracht kommen 
können. Der Gedanke des gleichen Wahlrechts iſt aus verſchiedenen 
Geſichtspunkten anfechtbar. Er iſt nicht ſo abſolut richtig, daß nicht 
gegebenen Falles Abweichungen vertretbar wären, die auf inzwiſchen 
eingetretener Erkenntnis von der Möglichkeit einwandfreier und be⸗ 
gründeter Abſtufung beruhen. Und er iſt nicht für Preußen lediglich 
um deswillen richtig, weil er im Reiche Geltung hat, wo die Gleich⸗ 
heit oder vielmehr verhältnismäßige Gleichheit der Leiſtungen auf 
den wichtigſten Gebieten der ſtaatsbürgerlichen Pflichten für dieſen 
Ausgleich beſonders ins Gewicht fällt. 

Wollte man die Geſichtspunkte für ein Pluralwahlrecht 
lediglich aus der Feſtſtellung entnehmen, was die Wähler nach ihrer 
perſönlichen Eigenart für den Staat bedeuten, ſo würde das aller⸗ 
dings gerade jetzt beſonderen Schwierigkeiten begegnen. Denn die 
Prüfung, die der Weltkrieg uns auferlegt, hat die Würdigung der 
Merkmale, die früher zu dem angedeuteten Zwecke erwogen wurden, 
beträchtlich eingeſchränkt und fie gegenüber anderen Perſönlichkeits⸗ 
werten zurücktreten laſſen. Von dieſem Standpunkte aus ergeben 
ſich beachtenswerte Einwände gegen die Wiederholung des Verſuchs, 
ein Pluralwahlrecht zugunſten der ſogenannten Kulturträger zu 
begründen. Schon bei den Verhandlungen über die letzte Wahl 
vorlage hat ſich gezeigt, daß aus der Beriidfidtigung der formalen 
Bildung brauchbare Abſtufungen kaum zu gewinnen find. Es iſt 
bedenklich, die bloße Tatſache, daß im Laufe eines durch die Gunſt 
der Verhältniſſe ermöglichten Studiums eine Prüfung abgelegt 
wurde, als entſcheidend für eine Mehrſtimme hinzuſtellen, und äußerſt 
ſchwierig, den Träger eines Amtes, den Vertreter eines wiſſenſchaft⸗ 
lichen oder künſtleriſchen Berufes in das richtige Bewertungsverhältnis 
zu denen zu bringen, die ſich in der Erwerbstätigkeit des wirtſchaft⸗ 
lichen Lebens aus der Menge hervorheben. Mit dem naheliegenden 
Verſuche, zu einer möglichſt reichen Gliederung und dabei auch, 
worauf es jetzt beſonders ankommt, zu einer Berückſichtigung der 
einfacheren Lebensverhältniſſe zu gelangen, wachſen die Schwierigkeiten 
ſo beträchtlich, daß der Entſchluß naheliegt, auf eine Bevorrechtung 
der „Kulturträger“ überhaupt zu verzichten. 

Beſonders empfehlenswert erſcheint heute natürlich der Gedanke, 
alle diejenigen durch Mehrſtimmen auszuzeichnen, die ſich in 
dieſem Weltkriege Verdienſte erwarben, in erſter Linie alle 
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Kriegsteilnehmer. Es entſteht aber ſogleich die Frage, wie die Wert⸗ 
unterſchiede Berückſichtigung finden ſollten, die zwiſchen den Feld⸗ 
herren und den unter ihnen ſtehenden Führern und Mannſchaften, 
zwiſchen der Leiſtung im Schützengraben und hinter der Front, 
zwiſchen dem Dienſte im Felde und in der Heimat, zwiſchen dem 
vaterländiſchen Hilfsdienſt und der ſo bedeutſam gewordenen kriegs⸗ 
wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung beſtehen. Man kommt offenbar 
bei der weiteren Verfolgung dieſes Gedankens zu einer Würdigung 
der Geſamtleiſtung unſeres Volkes im Kriege und verläßt damit die 
Bahnen, die zur Begründung von Mehrſtimmen führen. 

Indeſſen laſſen ſich aus den perſönlichen Verhältniſſen der 
Wähler Merkmale herleiten, die nicht nur für beſonders geartete 
Zeiten Bedeutung haben und die Bewilligung von Mehrſtimmen zu 
rechtfertigen ſcheinen, ohne zugleich ernſtlichen Beanſtandungen aus⸗ 
geſetzt zu ſein. Es handelt ſich um das Lebensalter und um 
den Familienſtand. Die Bildung von Altersſtufen ijt im Plural⸗ 
wahlrecht keine neue Erſcheinung und ergibt ſich aus der im all⸗ 
gemeinen zutreffenden Annahme, daß mit den Jahren die Reife und 
die Beſonnenheit des Urteils zunehmen und daher das vorgerückte 
Lebensalter einen gewiſſen Anſpruch auf beſonderes Vertrauen bei 
der Zumeſſung des ſtaatsbürgerlichen Rechtes gewährt. Die Bevor⸗ 
zugung des Ehemannes vor dem Junggeſellen läßt ſich in unſerer 
Zeit ohne weiteres begründen und kann auf den beſonderen Beifall 
aller derer rechnen, die die Bedeutung der Frau im öffentlichen Leben 
erhöhen wollen und in der Mehrſtimme für den Ehemann eine 
Art von Löſung der Frauenſtimmrechtsfrage erblicken. Es iſt klar, 
daß ſich die Wirkung dieſer Maßnahmen durch die Einführung 
mehrerer Altersſtufen und durch die Mitberückſichtigung der Kinder⸗ 
zahl im Familienſtande noch erheblich ſteigern läßt. Ob es zweck⸗ 
mäßig iſt, in dieſer Weiſe vorzugehen, darf aber doch wohl bezweifelt 
werden. Abgeſehen davon, daß mit der Zahl der Mehrſtimmen die 
geſchäftlichen Schwierigkeiten der Wahlen für die mit ihrer Durch⸗ 
führung betrauten Behörden wachſen, werden die Ausſichten einer 
Pluralwahlrechtsvorlage im Parlament deſto beſſer ſein, je einfacher 
die Grundlagen ſind, auf die ſich die Vorrechte ſtützen, und je leichter 
ſich ihre Tragweite beurteilen läßt. Man wird gegen die vorſtehenden 
Vorſchläge gewiß nicht den Vorwurf erheben können, daß ſie das 
Wahlrecht des vierten Standes benachteiligen. Von der Alters⸗ und 
Familienſtimme werden diejenigen Parteigruppen den größeren Nutzen 
haben, die die größere Anzahl von Wählern aufweiſen; und die 
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letztere wird auch um deswillen für den Arbeiterſtand von Vorteil 
ſein, weil hier die Männer in jüngeren Lebensjahren zur Ehe zu 
ſchreiten pflegen als die Angehörigen anderer Bevölkerungsſchichten 
und hierin vorausſichtlich keine Anderung eintreten wird. Es läßt 
ſich daher ſagen, daß dieſe Abweichungen vom gleichen Wahlrecht 
die Wirkung der Beſeitigung des Dreiklaſſenſyſtems noch zugunſten 
des vierten Standes verſtärken würden, und es entſteht damit die 
Frage, ob die in Preußen beſtehenden Verhältniſſe eine ſo einſchneidende 
Maßregel rechtfertigen, oder ob Gründe ſozialer Gerechtigkeit einen 
Ausgleich zugunſten der beſitzenden Klaſſen erfordern. 

Zur Prüfung und Entſcheidung dieſer Frage bedarf es eines 
Hinblickes auf die ſtaatsrechtliche Lage, die zwiſchen dem Reiche und 
den Einzelſtaaten bezüglich der Verteilung der Staatsauf⸗ 
gaben beſteht, und auf die Art der Deckung der daraus ent⸗ 
ſtehenden Koſten. Wenn jene Verteilung auch nicht nach einem 
feſtſtehenden Syſteme vollzogen iſt, und ſich Reichs⸗ und Landes⸗ 
zuſtändigkeiten vielfach ergänzen und durchdringen, ſo iſt doch das 
Ergebnis, daß ein weſentlicher Teil der Kultur⸗ und der Wohlitands- 
pflege — man denke nur an die Ausgaben für die Schule — den 
Einzelſtaaten, hier alſo Preußen verblieben iſt. Dieſer Umſtand und 
die Beträchtlichkeit der Aufwendungen für die in Rede ſtehenden Staats- 
zwecke führt zu der weiteren Frage, in welcher Weiſe ſich die ent⸗ 
ſtehenden Ausgaben auf die Bevölkerung verteilen. Die Antwort 
kann nur lauten, daß die erforderlichen Mittel, ſoweit Steuerein⸗ 
nahmen in Betracht kommen, im weſentlichen aus der Einkommen⸗ 
fieuer gewonnen werden, und daß dieſe Steuer durch ihre weitgehende 
Schonung der kleinen Einkommen eine Art von Sonderbelaſtung für 
die wohlhabenden Volksteile hervorruft. Die gewichtigen Gründe, 
die zu dieſer geſetzlichen Regelung geführt haben, ſollen in keiner 
Weiſe bemängelt werden. Solange aber die Ungleichheit der 
Leiſtungspflicht in Preußen beſteht, und zwar für Zwecke, die 
vielfach gerade der aufſteigenden Bewegung der nicht belaſteten Klaſſen 
dienen, wird der Anſpruch auf völlige Gleichheit der Wahl⸗ 
berechtigung Beanſtandungen unterliegen und nicht ohne Grund 
mit dem Hinweiſe auf die Unterſchiede bekämpft werden können, die 
zwiſchen dem Reiche und Preußen in der fraglichen Hinſicht gegeben 
ſind. Selbſtverſtändlich ſoll im heutigen Staate nicht der Grundſatz 
gelten: „Wer zahlt, der regiert“, und ſoll nicht durch ein pluto⸗ 
kratiſches Wahlrecht verhindert werden, daß die an der aufſteigenden 
Klaſſenbewegung Nächſtbeteiligten in der Körperſchaft, die über den 
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Etat zu befinden hat, unvertreten oder wenigſtens ohne Einfluß 
bleiben. Anderſeits iſt es aber ein Gebot der ſozialen Gerechtigkeit, 
daß die „Zahler“ nicht durch die Demokratiſierung des Wahlrechts 
ausgeſchieden und außerſtand geſetzt werden, darüber mitzubefinden, 
welche Verwendung den von ihnen aufgebrachten Steuerbeträgen 
zuteil wird. 

Es handelt ſich alſo darum, einen angemeſſenen Ausgleich gegen⸗ 
über den Folgen zu gewinnen, die von der Beſeitigung des indirekten 
Wahlverfahrens, der öffentlichen Stimmabgabe und des Dreiklaſſen⸗ 
ſyſtems zu gewärtigen ſind, und es wird ſich empfehlen, die in Rede 
ſtehende Bevorzugung der „Zahler“ aus den einfachſten und 
nächſtliegenden Tatſachen des Beſitzes im engeren und weiteren 
Sinne, d. h. des Eigentums an Grund und Boden und 
des Einkommens abzuleiten. Für den Rückgriff auf das Ein⸗ 
kommen ſpricht der beſondere Umſtand, daß ſich auf dieſer Grundlage 
die überwiegende Belaſtung der wohlhabenden Klaſſen für die Staats⸗ 
zwecke in Preußen vollzieht, und daß die Einkommenſteuer einen 
ſorgſamen Ausbau erfahren hat, der es erleichtert, die zutreffenden 
Anhaltspunkte für die Abſtufung zu finden. Für den Rückgriff auf 
den Beſitz im urſprünglichen und eigentlichen Sinne, d. h. auf 
ländliches oder ſtädtiſches Grundeigentum, beſteht ein Geſichtspunkt, 
der über die Verhältniſſe des einzelnen Staates hinausgreift und 
allgemeine Gültigkeit beanſpruchen kann. Es ſoll gewiß nicht die 
durch die Kriegserfahrungen in keiner Weiſe gerechtfertigte Behaup⸗ 
tung aufgeſtellt werden, daß die Vertreter eines ſolchen Beſitzes die 
anderen Volksgenoſſen an Vaterlandsliebe und Opfermut übertreffen. 
Indeſſen ſchafft die Zugehörigkeit zur heimiſchen Scholle eine beſonders 
innige Verbindung mit der Heimat, die in ihren Wirkungen über 
das Daſein des Einzelnen herausgeht, das Intereſſe am Fortbeſtande 
des Staates von dem lebenden auf die kommenden Geſchlechter ohne 
Ridfidt auf den Wandel der Zeiten überträgt und in dieſer Weiſe 
ein Element der ſtaatserhaltenden Stetigkeit begründet, das auch im 
Wahlrecht ohne Unterſchied der Parteien Beachtung verdient. Gerade, 
weil es zu ſchwer iſt, dem bloßen Perſönlichkeitswerte bei der Ab⸗ 
ſtufung des Wahlrechts in einwandfreier Weiſe gerecht zu werden, 
darf der dem Geſetzgeber erfaßbare Wert berückſichtigt werden, der 
in ſolchen Beziehungen zu den realen Grundlagen des Staates 
wurzelt. Das beſchränkt ſich naturgemäß auf den Grundbeſitz, der 
nicht von Hand zu Hand geht wie bewegliches Gut, und ſoll nicht 
gewerbsmäßigen Grundſtücksſpekulanten zugute kommen. Auch ſoll 
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nicht eine einſeitige Bevorzugung des Großgrundbeſitzes auf dieſem 
Wege geſchaffen werden. Wenn aber militäriſche, bevölkerungs⸗ 
politiſche und ſonſtige wichtige Gründe einen planmäßigen Fortgang 
der inneren Koloniſation zu einer dringlichen Staatsnotwendigkeit 
machen, ſo bietet ſich für die Mehrſtimmenberechtigung der Grund⸗ 
eigentümer eine neue und breitere Unterlage, die den Vorſchlag von 
vornherein dem Rahmen eines parteipolitiſchen Programms entrückt. 
Dabei würde eine beſondere Ehrung der Kriegsbeſchädigten dadurch 
ſtattfinden können, daß ihnen die Mehrſtimme ſtets, alſo unabhängig 
von der Größe des Grundbeſitzes, gewährt wird. 

Wie im übrigen die Grenzen und Abſtufungen für 
Einkommen und Grund beſitz im einzelnen feſtzulegen find, 
um den fraglichen Ausgleich zu finden und anderſeits den Zweck einer 
zeitgemäßeren Verteilung der Sitze im Abgeordnetenhauſe nicht zu 
gefährden, kann nur durch umfaſſende ſtatiſtiſche Vorarbeit ermittelt 
werden und nicht den Gegenſtand von Erörterungen an dieſer Stelle 
bilden. Als Ziel wäre etwa, wenn man von den konfeſſionellen 
Verhältniſſen in Preußen abſieht und nur rechtsſtehende, mittlere 
und linksgerichtete Parteien ins Auge faßt, eine Mandats ver⸗ 
teilung zu wünſchen, wie ſie das neue ſächſiſche Wahlrecht ergeben 
hat. Daß dieſes Wahlrecht den Höchſtbetrag des für den Wähler 
erreichbaren Vorzugs auf vier Stimmen begrenzt und damit den Be⸗ 
denken vorbeugt, die der übergroßen Anhäufung von Mehrſtimmen ent⸗ 
gegenſtehen, darf unter Bezugnahme auf frühere Darlegungen her⸗ 
vorgehoben werden. | 

Es ift anzunehmen, daß mit der Vorlage eines Wahlrechts⸗ 
entwurfes das Verlangen nach einer anderweitigen Begrenzung der 
Wahlbezirke aufs neue hervortreten und durch den Hinweis auf 
die ſtarke Verſchiebung der für die beſtehende Einteilung maßgebend 
geweſenen Grundlagen nachdrücklich begründet werden wird. Wenn 
es richtig wäre, daß lediglich die Zahl, d. h. die Bevölkerungsziffer, 
als maßgebender Faktor für die erſtrebte Neuordnung anzuſehen iſt, 
ſo müßte die großſtädtiſche und großinduſtrielle Entwicklung, die ſich in 
den letzten Jahrzehnten vollzogen hat, allerdings zu einſchneidenden 
Anderungen Anlaß geben. Indeſſen hat uns der Krieg in der ein⸗ 
dringlichſten Weiſe vor Augen geführt, von wie elementarer Bedeu⸗ 
tung für einen Staat in unſerer Lage das Land, in dem hier in 
Betracht kommenden Sinne die Landwirtſchaft, iſt. Es wäre ver⸗ 
fehlt, ſich darauf zu verlaſſen, daß dieſe Lehre für alle Zeiten un⸗ 
vergeſſen bleiben wird. Auch die Erfahrungen dieſes Krieges werden 
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im Laufe der Jahre hinter den Forderungen und Intereſſen zurüd- 
treten, von denen die jeweiligen Volksvertreter im preußiſchen Land⸗ 
tage beeinflußt ſind. Daher bleibt es für alle Zeiten ein weſentliches 
Staatsintereſſe, daß dem platten Lande ein hinreichender 
Einfluß auf die Geſtaltung der Geſetzgebung und im beſonderen 
des Etats geſichert iſt; und ſchon aus dieſem Grunde könnte die 
Bevölkerungsziffer nicht allein, ſondern nur in Verbindung mit der 
Bodenfläche als Maßſtab für eine neue Einteilung der Wahlbezirke 
dienen. Ob und wie ſich eine ſolche Einteilung nach „Land und 
Leuten“ bewerkſtelligen ließe, ſoll hier nicht näher erörtert werden. 
Daß geſetzgeberiſche Verſuche dieſer Art äußerſt ſchwierig wären, 
wenig Ausſicht auf praktiſche Ergebniſſe böten, vielmehr das ganze 
Reformwerk aufs ſchwerſte gefährden würden, unterliegt keinem Zweifel. 
Und da dies ſo iſt und keine Löſung gefunden werden kann, die der 
Bedeutung der einzelnen Glieder des Staates in ihrem Verhältnis 
zum Staatsganzen vollkommen gerecht wird, ſo erſcheint es als emp⸗ 
fehlenswert, bei dem Ergebnis der geſchichtlichen Entwicklung grund⸗ 
ſätzlich zu verbleiben und nur — wie ſchon wiederholt geſchehen 
iſt — im Einzelfalle Abhilfe zu ſchaffen, wenn die Vorausſetzungen 
dafür unabweisbar zutage treten. 

Es iſt nicht anzunehmen, daß ſich die bürgerlichen Parteien 
auf dieſer oder einer ähnlichen Grundlage ohne Kampf zuſammen⸗ 
finden werden. Wenngleich die Notwendigkeit einer Reform neuer⸗ 
dings auch in den Reihen der Altkonſervativen anerkannt wurde, ſo 
beſteht doch, ſoweit erſichtlich, bisher keine Übereinſtimmung über 
die Mittel und Wege, die zu dieſem Ziele führen können; und es 
mag daher nützlich ſein, das Für und Wider gegeneinander auf 
die Gefahr hin nochmals abzuwägen, daß einige Ausführungen auf 
bereits Geſagtes zurückgreifen. Das naheliegende Bedenken allgemeiner 
Natur, daß hier ein Sprung ins Dunkle gemacht werden ſolle, und ſich 
die Wirkung ſolcher Vorſchläge nicht im voraus einigermaßen zutreffend 
beurteilen laſſe, findet an und für ſich in dem Umſtand eine Stütze, 
daß wahlſtatiſtiſche Vorerhebungen in der Tat keine durchaus ſicheren 
Anhaltspunkte für die Geſtaltung des wirklichen Ergebniſſes gewähren 
können. Indeſſen iſt ein ſolches Riſiko mit jeder Maßnahme großen 
Stils verbunden. Der preußiſche Staat hat in ſchweren Zeiten 
Reformen von weit größerer Bedeutung für die Geſchicke des Vater- 
landes auf ſich genommen und dabei ſelbſt Eingriffe in wohlbegründete 
hiſtoriſche Rechte nicht geſcheut. Und die meiſten anderen Bundes⸗ 
ſtaaten haben die Neugeſtaltung ihres Wahlrechts bereits vollbracht, 
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ohne daß ſich bei der Erfüllung der Kriegsaufgaben irgendein Rück⸗ 
gang in ihrem Wollen und Können gezeigt hätte. Eine grundſätzliche 
Abneigung gegen Neuerungen von ſchwer zu ſchätzender Wirkung iſt 
bei konſervativ gerichteten Männern leicht erklärlich, kann aber gegen 
über ſtaatlichen Notwendigkeiten nicht entſcheidend ſein. 

Daß nun gerade die Notwendigkeit weſentlicher Ande⸗ 
rungen des beſtehenden Wahlrechts beſtritten wird, verſtärkt 
natürlich den Widerſtand gegen Vorlagen, die mit dem Dreiklaſſen⸗ 
ſyſtem grundſätzlich brechen wollen. Man trifft hierbei auf die Be⸗ 
hauptung, daß das preußiſche Abgeordnetenhaus in ſeiner gegen⸗ 
wärtigen Verfaſſung eine fortlaufende Reihe guter, dem Staatswohl 
dienlicher Leiſtungen aufzuweiſen und ſich von einſeitigen Beſtrebungen 
im allgemeinen ferngehalten habe. Wer die Vorgänge objektiv und 
ohne parteipolitiſche Leidenſchaft betrachtet, wird dies innerhalb 
beſtimmter Grenzen nicht in Abrede ſtellen. Mag gegen die redne⸗ 
riſche Behandlung der Beratungsgegenſtände in den Plenarſitzungen 
vielleicht manches einzuwenden ſein, ſo verdient doch die fleißige, 
mühevolle und vielfach erfolgreiche Arbeit in den Kommiſſionen 
ſicherlich volle Anerkennung. Es iſt auch zuzugeben, daß die beiden 
großen Parteien, deren Zuſammenwirken ſo oft die Majoritätsbildung 
herbeizuführen pflegt, einer bewußt einſeitigen Ausnutzung ihrer 
Machtſtellung nicht beſchuldigt werden können, wobei ſie vielleicht 
nicht ſo ſehr durch die Rückſicht auf die Widerſtandskraft der jeweiligen 
Staatsregierung, als durch wohlüberlegte allgemeinpolitiſche Erwä⸗ 
gungen geleitet wurden. 

Es kann aber keinenfalls verlangt werden, daß die Parteien, die, 
von der Gunſt des Wahlrechts unberührt, im Schatten blieben, Tid 
dieſe Auffaſſung zu eigen machen. Es kann die Tatſache nicht aus 
der Welt geſchafft werden, daß das Dreiklaſſenſyſtem eine 
überſtarke Begünſtigung beſtimmter Bevölkerungsſchichten auf 
Koſten der großen Maſſe der Wähler verſchuldet und durch 
Flickarbeit gegenwärtig nicht mehr zu halten iſt. Solange in weiten 
Kreiſen der ſozialdemokratiſch durchſetzte Arbeiterſtand als unbedingter 
Feind der beſtehenden Staatsordnung betrachtet und ernſtlich erwogen 
wurde, der angeblichen Staatsgefährdung durch eine Zwangsgeſetz⸗ 
gebung zu begegnen, mußte der Verſuch einer tiefgreifenden Reform 
auf Bedenken ſtoßen. Jetzt iſt es die zur Entſcheidung ſtehende 
Frage, ob die Sachlage nicht. durch den Krieg eine ausſchlaggebende 
Klärung erfahren hat. Man hat geſagt, daß aus der Verteidigung 
des Vaterlandes niemandem ein Anſpruch auf beſondere Anerkennung 
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erwachſen könne. Das ift am Platze, wenn es ſich um Sonderwünſche 
handelt, die außerhalb des Rahmens der allgemeinen Staatsintereſſen 
liegen. Hier iſt aber zu entſcheiden, ob unſere der Sozialdemokratie 
zugehörigen oder ihr naheſtehenden Volksteile, die bisher wegen der 
Ungunſt des Wahlrechts keine wirkſame Vertretung im Abgeordneten⸗ 
hauſe erreichen konnten, für eine geſteigerte Mitwirkung reif geworden 
find. Wenn das der Fall iſt, ſo handelt es ſich nicht um Anerkennung 
für Wohlverhalten, ſondern um ein ſtaatliches Bedürfnis. 

Es beſteht nun die Neigung, die Stimmung und die voraus⸗ 
ſichtliche Fortentwicklung der Sozialdemokratie aus⸗ 
ſchließlich nach der Haltung der Vertreter der extremſten Richtung 
zu beurteilen, und dieſe Neigung verſtärkt ſich, wenn aus den Reden 
im Reichstage und im Landtage herausklingt, daß dieſe Herren in 
der großen Zeit, die wir durchleben, nichts gelernt und nichts ver⸗ 
geſſen haben. Hochgeſpannte Agitation in Wort und Schrift iſt 
regelmäßig die Begleiterſcheinung von politiſchen Beſtrebungen, die 
ſich durchſetzen wollen. Am allermeiſten aber gilt dies für eine 
Maſſenbewegung wie die ſozialdemokratiſche, die für ihre Vertretung 
nach außen nur einen verhältnismäßig kleinen Kreis vollgeeigneter 
Kräfte zur Verfügung hat, fortgeſetzt ſtarker Anreize zum Zuſammen⸗ 
halten bedarf und ſich die Art der Leitung mehr oder weniger 
kritiklos gefallen läßt. Man mag Zweifel darüber hegen können, 
ob zu der erfreulichen Haltung der weit überwiegenden Mehrzahl 
der Führer ſeit dem Ausbruch des Weltkrieges teilweiſe nicht auch 
taktiſche Erwägungen beigetragen haben, und wie weit eine dauernde 
Abkehr von überlebten und überholten Teilen des alten Parteipro- 
gramms von ihnen zu erwarten iſt. Im übrigen haben aber die 
Erlebniſſe und Erfahrungen dieſes Krieges, vor allem anderen die 
unvergleichliche Leiſtung unſeres Volksheeres in Armee und Marine, 
ohne Zweifel die Anſicht beſtätigt, daß die den völkiſchen Wert be⸗ 
ſtimmenden Eigenfchaften unter dem Einfluß einer vielfach maßloſen 
Verhetzung im deutſchen Volke wohl verſchleiert, aber nicht erloſchen 
waren, und daß das Gefühl nationaler Zuſammengehörigkeit, der 
Reichsgedanke und die Heimatsliebe eine glückverheißende Auferſtehung 
in dieſem unſeren Daſeinskampfe erfahren haben. Kann jemand, 
dem die geſchichtlichen Erinnerungen an die den Befreiungskriegen 
folgenden Zeiten vor Augen ſtehen, den Gedanken vertreten, daß auch 
dieſem Kriege eine Politik der Hemmung an Stelle der Verſöhnung 
und der inneren Erneuerung folgen ſolle? 

Es iſt freilich klar, daß der Weg, der gegangen werden muß, 
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viele Unebenheiten und Hinderniſſe bietet. Zunächſt ift es 
denkbar, daß manchem einflußreichen Führer, dem politiſche Agitation 
den Lebensberuf bedeutet, der Ausgleich der beſtehenden Gegenſätze 
überhaupt nicht erwünſcht ſein mag. Es liegt ferner in den Ver⸗ 
hältniſſen begründet, daß die Neuordnung des innerſtaatlichen Lebens 
nach dem Kriege auf mehr als einem Gebiete ſchwere Kämpfe in 
den Parlamenten hervorruft, und es wäre ein unfruchtbarer Opti⸗ 
mismus, in bezug auf die Wahlreform etwa annehmen zu wollen, 
daß Vorſchläge, die ſich in der Richtung der vorſtehenden Aus⸗ 
führungen bewegen, von vornherein die Zuſtimmung der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Parteileitung finden könnten. Dieſer Umſtand kann nicht 
dazu führen, über die Grenze eines vernünftigen und gerechten Ent⸗ 
gegenkommens hinauszugehen, kann aber anderſeits den ehrlichen 
Verſuch nicht hindern, die durch das gemeinſame Erleben dieſes 
Krieges erſtarkten und neuerſtandenen Keime nationalen Empfindens 
durch die geſteigerte Heranziehung der bisher mehr oder weniger 
abſeits ſtehenden Volksteile zu gemeinſamer Arbeit zu pflegen und 
auf dieſem Wege allmählich ihre unfreundliche oder ablehnende 
Haltung gegenüber dem beſtehenden Staatsweſen zu überwinden. 

Von allem anderen abgeſehen, beſteht dafür noch eine beſon⸗ 
deres hochbedeutſames Staatsintereſſe. Das in ſeinem 
Beſtande und in ſeinen Zielen erweiterte Deutſchland, deſſen Erſtehen 
wir von dieſem uns aufgezwungenen Kriege erhoffen, und in ihm 
das führende Preußen können ihre größeren Aufgaben nur erfüllen, 
wenn ſie in reicherem Maße als bisher die Kräfte nutzbar 
machen, die fortgeſetzt aus den Tiefen des Volkes nach oben 
ſtreben. Das läßt ſich allerdings nicht ohne weiteres erzwingen, 
ſondern hängt zum guten Teile von der Berichtigung ſozialer Auf⸗ 
faſſungen, von einer Milderung der beſtehenden Standes⸗ und 
Klaſſengegenſätze ab, die nur von innen heraus durch die Einſicht 
der beteiligten Kreiſe voll erreicht werden kann. Indeſſen iſt von 
Staats wegen der Boden zu bereiten, auf dem ſich ein „Vollbürgertum“ 
in weiterem Umfange als bisher entwickeln kann. Maßnahmen der 
Unterrichtsverwaltung müſſen die Grundlage geben, in den Amtern 
der Selbſtverwaltung muß ſich die ſtaatsbürgerliche Fortbildung voll⸗ 
ziehen, und die Heranziehung breiterer Volkskreiſe zu den Aufgaben 
des Parlaments muß den wirkſamen Abſchluß bilden. 
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ſterblichkeit S. 352—353. — „Familienſtatiſtiſche Zuſatzfragen der letzten 
Volkszählung S. 354. 


m letzten Hefte des vorigen Jahrganges dieſes Jahrbuchs ſtellt 

Manſchke die Ergebniſſe einiger neuen Statiſtiken über die 
Kinderzahl der Familien verſchiedener Berufsgruppen zuſammen, ohne 
dabei die Züricher Unterſuchungen zu erwähnen, die ſowohl in bezug 
auf Ergebniſſe wie Methode einiges Intereſſe verdienen. Überhaupt 
ſcheint mir die Züricher Familienſtatiſtik zu wenig bekannt. So 
wurde ſie von dem verdienſtvollen und gründlichen Forſcher W. Wein⸗ 
berg in deſſen Überſicht über die Technik familienſtatiſtiſcher Unter⸗ 
ſuchungen im Allgemeinen Statiſtiſchen Archiv vom Jahre 1915 leider 
überſehen. Und in demſelben Hefte hat Herr Burg dörfer in einem 
Referate über die neuen familienſtatiſtiſchen Unterſuchungen unſere 
Arbeiten mit Stillſchweigen übergangen. Ich habe Manſchke bereits 
vor mehreren Monaten in anderem Zuſammenhange auf die Züricher 
Ergebniſſe hingewieſen 1. Da dieſe einiges ſchließlich nicht ganz bedeu⸗ 
tungsloſe Material zur Klärung einer Frage beibringen, die gerade 
in den letzten Jahren beſondere Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt hat, 
ſo darf ich vielleicht hier an ſie erinnern, ohne in den Verdacht des 
Reklamemachens zu kommen. 

Im Februarheft 1916 der Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft 
handelte es ſich für Manſchke darum, das Verhältnis zwiſchen dem 
alteingeſeſſenen und dem erſt zugewanderten Volksteile mit Bezug auf 
die reproduktive Kraft der beiden Bevölkerungsklaſſen klarzuſtellen; 
er wollte erfahren, ob in einem gegebenen Gebiete die allgemeinen 
oder die lokalen Einwirkungen die Höhe der Geburtenziffer beſtimmen, 
ob die rein äußere Umgebung, ob rein äußere Einflüſſe (das bloße Leben 
in dem Milieu einer Großſtadt) oder ob tiefere innere Urſachen, ob 


1 Innere Wanderung und eheliche Fruchtbarkeit. Zeitſchrift für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft, Neue Folge VII, S. 427 ff. 
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etwa genealogiſche Faktoren hier maßgebend find. Manſchke ſtellte 
einige ſtatiſtiſche Materialien zuſammen, die mit Vorſicht ausgelegt für 
gewiſſe Seiten jenes verwickelten Fragenkomplexes einigen Anhalt zu 
gewähren vermögen. Anſchließend hieran bemerkte ich, daß die Züricher 
Berechnungen im allgemeinen freilich eine große Fruchtbarkeit der 
Frauen ländlicher Herkunft ergeben: beſonders gering iſt die durch⸗ 
ſchnittliche Kinderzahl in den Ehen, wo Mann und Frau aus der 
Stadt Zürich ſtammen; und unter den Ehen mit vom Lande ſtammen⸗ 
den Frauen ſind die kinderreichen Familien entſchieden häufiger als 
unter den Ehen mit geborenen Züricherinnen; die Familien, deren 
Frauen aus anderen Städten gebürtig ſind, nehmen eine Mittelſtellung 
ein. Ich betonte aber auch, daß unſere Zahlen ſelbſtverſtändlich keine 
Antwort darauf geben, inwieweit die bei kräftiger geſunder Bewegung 
auf dem Lande aufgewachſenen Frauen die günſtigeren phyſiologiſchen 
Bedingungen aufweiſen, oder ob etwa dem ländlichen Gedankenkreiſe 
der Wille zur abſichtlichen Beſchränkung der Fruchtbarkeit fremder 
ſein möchte. Vielleicht ſpiegelt ſich auch in den Unterſchieden, die 
fih hier anſcheinend nach der Gebürtigkeit der Bevölkerung ergeben, 
zum Teil die verſchiedene Berufszugehörigkeit wider. Gleichzeitig 
wies ich darauf hin, in meinen Unterſuchungen wahrſcheinlich gemacht 
zu haben, daß die ſozialen Verhältniſſe, die Lebensanſchauungen der 
einzelnen Berufskreiſe und geſellſchaftlichen Schichten in ſtärke rem 
Maße für die Geſtaltung der Fruchtbarkeit beſtimmend ſind als die 
Herkunft der Eheleute. 

Über dieſe letzteren Ergebniſſe habe ich nun kurz zu berichten, 
um die Ausführungen Manſchkes in dieſem Jahrbuch zu ergänzen. 
Im Textteile des Statiſtiſchen Jahrbuches der Stadt Zürich auf die 
Jahre 1910/11 habe ich für die in den Jahren 1905 / 11 durch den 
Tod gelöſten Ehen, die mindeſtens 15 Jahre gedauert hatten und 
in denen die Frau in jugendlichem Alter von unter 25 Jahren gehei⸗ 
ratet war, nachgewieſen, daß ſich je 100 Ehen des gleichen Berufes 
nach der Zahl der in ihnen lebend geborenen Kinder wie folgt verteilen: 


— ——————— — —————— — — 


Ehen mit ... Kindern 


Berufsgruppen 


Fabrikanten, Großkaufleute, akadem. Berufe | 10,2 48,4 22,0 

Mittlere Beamte, Lehrer, private Angeſtellte 7,3 40,6 25,7 26,4 
Kleine Geſchäftsleute, Handwerksmeiſter 7,1 35,6 26,6 30,7 
Gelernte Arbeiter und Unterbeamte . . . 7,0 $13 23,5 38,2 
Ungelernte Arbeiter. 5,7 | 324 | 217 | 402 
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Hier ſind die Unterſchiede zwiſchen den einzelnen Gruppen ſtark 
ausgeprägt. Die Familien mit 6 und mehr Kindern werden von 
unten nach oben immer ſeltener, während die beiden erſten Zahlen⸗ 
reihen für die kinderloſen und kinderarmen Ehen in der gleichen 
Richtung ſtark anſchwellen. Je höher wir die ſoziale Rang⸗ 
ordnung emporſteigen, um jo geringer iſt die Frucht- 
barkeit, die wir antreffen. Diejenigen Volksſchichten, die 
ökonomiſch am eheſten in der Lage wären, eine größere Nachkommen⸗ 
ſchaft aufzuziehen, haben die wenigſten Kinder. 

Die Berechnung der durchſchnittlichen Kinderzahl pro Ehe ergibt 
das gleiche: bei einer Gebärfähigkeitsdauer von mindeſtens 15 Jahren 
kommen auf eine Ehe im Durchſchnitt Kinder: 


Darunter mit Heiratsalter 


Berufsgruppen 


unter 25 25—30 | 30—85 
Jahren Jahren Jahren 


brikanten, Großkaufleute, akadem. Berufe | 3 
ittlere Beamte, Lehrer, private Angeſtellte] 3, 
Kleine Geſchäftsleute, Handwerksmeiſter . | 3 
Gelernte Arbeiter und Unterbeamte 3 
Ungelernte Arbeiter 4, 


Ich habe nun dieſes familienſtatiſtiſche Material auch nach zeit⸗ 
lichen Verſchiebungen in der ehelichen Fruchtbarkeit unterſucht, indem 
ich das Kalenderjahr der Eheſchließung berückſichtigte. Hierbei wurden 
nur die Ehen mit mindeſtens 15 Jahren Gebärfähigkeisdauer heran⸗ 
gezogen und dieſe nach ihrem Heiratsjahre in drei Gruppen zerlegt. 
Es ergaben ſich: 

1798 Ehen geichlofien bis zum Jahre 1870 

1271 = 3 zwiſchen 1871 und 1880 

1235 ’ 1881 + 1896 
Dieſe Auswahl machte indefjen die 3 Gruppen noch nicht genügend 
gleichartig. Die langen Gebärfähigkeitsdauern ſind natürlich unter 
den vor mehreren Jahrzehnten geſchloſſenen Ehen unſeres Materials 
erheblich häufiger vertreten als in der letzten Gruppe. Und wenn 
auch im allgemeinen die Mehrzahl der Geburten in den erſten 15 Ehe- 
jahren erfolgt, ſo war es für einwandfreie Vergleiche doch nötig, die 
ungleiche Länge der geſamten Gebärfähigkeitsdauer der Ehen auszu⸗ 
ſcheiden. Das iſt dadurch geſchehen, daß für ſämtliche Familien nur 
diejenigen Kinder gezählt wurden, die in den erſten 15 Ehejahren 
lebend geboren waren. Gleichzeitig iſt das Heiratsalter der Frau 


350 Wilhelm Feld [912 


berüdfichtigt, indem die 2212 Ehen, wo die Frau bei der Heirat 
jünger als 25 Jahre war, von den 2083 übrigen Ehen getrennt wurden. 

Gliedern wir nun die Ehen mit jüngſtem Heiratsalter noch nach 
dem Berufe aus, ſo erhalten wir die folgende, ſehr charakteriſtiſche 
8 


Ehen mit mindeſtens 15 Jahren Gebärfähigkeitsdauer und einem 
Heiratsalter der Frau von unter 25 Jahren 


Von 100 Ehen des gleichen Berufs und der 1 Eheſchließungs⸗ 
periode waren Ehen mit 


0 bis 3 Kindern | 4 und 5 Kindern | 6 u. mehr Kindern 
bei den Eben, geſchloſſen am der Jahre 


Berufsgruppen 


1871/1880 
1881/1896 
bis 1 
een 
1871/1880 
1881/1896 


1881/1896 


A499 | 588 | 871 | 323 25,5 | 103 | 178) 15,71 26 | 
493 | 46,1 | 581 | 264 | 265 | 23,8 | 243 27,4 18, 1 | 
43.6 | 487 | 52,8 | 300 | 29,8 | 27,6 | 26,4 | 21,5 | 20,1 
388 | 45,9 | 47,4 | 27,1 22,0 25,0 | 34,1 32,1 27,6 

36,7 22,9 | 232 | 234 39,8 34.8 Y 


om GC DO = 


Bereits in der früheren Periode zeigen ſich, wenn man die Tabelle 
nach ſenkrechten Spalten lieſt, Abſtufungen in der Fruchtbarkeit nach 
der ſozialen Lage. Die Quote der Ehen 0—3 Kindern ſteigt von den 
ungelernten Arbeitern (Gruppe 5) zur Oberſchicht (Gruppe 1); und 
in umgekehrter Richtung ſteigt der Anteil der fruchtbarſten Ehen mit 
6 und mehr Kindern — ausgenommen die fünfte Gruppe, wo übrigens 
die Zahl der beobachteten Fälle beſonders klein iſt. 

Die Unterſchiede verſchärfen ſich in den folgenden Zeitabſchnitten 
erheblich, und zwar derart, daß die Fruchtbarkeit ganz all⸗ 
gemein in ſämtlichen Gruppen zurückgeht, am ſtärkſten 
aber in der, die bisher ſchon die wenigſten Kinder 
hatte. Weitaus am meiſten iſt die Kinderzahl der Ehen in der erſten 
Gruppe der Großkaufleute, Fabrikanten und akademiſchen Berufe ge⸗ 
fallen. Dieſe Tendenz ſinkender Kinderzahl läßt ſich an den wage⸗ 
rechten Zeilen unſerer Überſicht verfolgen: Der Anteil der kinderloſen 
und kinderarmen Ehen nimmt von Periode zu Periode zu, während 
die Familien mit ſechs und mehr Kindern immer ſeltener werden. 
Die hier angedeuteten Ergebniſſe bilden nur einen Bruchteil der 
Züricher Familienſtatiſtik. 
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Den Leſern, welchen ſie den Wunſch erweckt hätten, etwas 
Näheres darüber zu erfahren, diene das Folgende. 

Seit dem Beſtehen einer fortlaufenden ſtatiſtiſchen Beobachtung 
der Bevölkerungsvorgänge in der Stadt Zürich, nämlich ſeit 1893, 
weiſen die „Stadtbürger“ faſt ausnahmslos Jahr für Jahr einen 
Überſchuß der Sterbefälle über die Geburten auf. Der Wunſch, den 
Urſachen dieſer Erſcheinung zunächſt durch Erforſchung der ehelichen 
Fruchtbarkeit nachzugehen, war der äußere Anlaß, eine Familien⸗ 
ſtatiſtik einzurichten. Ihr Material wird derart gewonnen, daß an⸗ 
läßlich jedes zur amtlichen Kenntnis gelangten Sterbefalles einer 
verheirateten oder verwitweten Perſon der Züricher Wohnbevölkerung 
eine Zählkarte ausgefüllt wird. Die Grundlage dazu bilden die in 
behördlichem Verwahr liegenden Familienſcheine. Einen ſolchen 
Familienſchein hat nach zürcheriſchem Geſetze jeder (verheiratete, ver⸗ 
witwete und geſchiedene) Familienvorſtand, der ſich in einer Gemeinde 
des Kantons Zürich niederlaſſen will, bei der polizeilichen Meldung 
beizubringen; er wird durch das Zivilſtandsamt der Heimat des 
Familienvorſtandes ausgeſtellt. Wenn für Kantonsfremde ein ſolcher 
Familienſchein von den Heimatsbehörden des Familienvorſtandes nicht 
erhältlich iſt, ſo hat der Zivilſtandsbeamte der erſten zürcheriſchen 
Niederlaſſungsgemeinde einen ſolchen Schein auszufertigen, und es iſt 
der Familienvorſtand alsdann verpflichtet, dem Zivilſtandsbeamten 
die hierfür nötigen Urkunden (Heiratsurkunde, Geburtsſcheine der 
Kinder uſw.) vollſtändig vorzulegen. Der Zivilſtandsbeamte ſoll ſich 
vom Familienvorſtand die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Angaben 
auf dem Scheine ſelbſt unterſchriftlich bezeugen laſſen. — Es iſt alſo 
eine ſehr zuverläſſige Quelle, aus der die Züricher Familienſtatiſtik 
ſchöpft. 

Die Erſtellung der familienſtatiſtiſchen Zählkarten erfolgt ſeit An⸗ 
fang 1905. Sie enthalten Geburts⸗ und Sterbetag der Gatten und 
ſämtlicher Kinder der Ehe, das Datum der Eheſchließung, den Beruf 
des Mannes und andere ſoziale Merkmale. Da das Verfahren nur 
die im Laufe der Beobachtungszeit durch den Tod gelöſten 
Ehen umfaßt, ſo ergibt es bloß eine beſchränkte Zahl von Fällen. 
Vorerſt konnte es ſich alſo lediglich um die Sammlung des Materials 
handeln. Ich hatte zufällig davon erfahren und bat den Leiter des 
Amtes, Dr. Thomann, um die Erlaubnis, es zu benutzen, die er mir 
bereitwillig gewährte. So wurde die Verarbeitung Mitte 1910 für 
das Jahrfünft 1905—1909 in Angriff genommen. Die erſten Ergeb- 
niſſe ſind im Statiſtiſchen Jahrbuche der Stadt Zürich auf das Jahr 
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1909 veröffentlicht. Sie gliederten das Beobachtungsmaterial nach 
der Kinderzahl der Ehen, deren „Gebärfähigkeitsdauer“, dem Heirats⸗ 
alter der Frau und gleichzeitig nach der Heimatszugehöͤrigkeit der 
Gatten. 

Unter Gebärfähigkeitsdauer verſtand ich den Teil der Ehedauer, 
während deſſen die Frau noch in gebärfähigem Alter ſteht; alſo die 
Zeit vor Vollendung des 50. Lebensjahres der Ehefrau. Ich entwickelte 
dieſen Begriff dann in dem gleichzeitigen Berichte für die Haager 
Tagung des Statiſtiſchen Inſtituts . Er kam ſpäter auch bei der 
Aufbereitung der Fruchtbarkeitserhebung der ſchottiſchen Volkszählung 
von 1911 zur Anwendung. , 

Mehrere Jahre wurde dann die Arbeit unterbrochen. Schließlich 
gelang es mir, Arbeitskräfte frei zu bekommen für einige weitere Aus⸗ 
zählungen, welche die Beobachtungsmaſſe nach dem Kalenderjahre der 
Eheſchließung, nach der ſtädtiſchen und ländlichen Herkunft der Ehe⸗ 
gatten, nach dem Berufe uſw. zerlegten. Die weſentlichen Ergebniſſe 
beſprach ich kurz im Züricher Statiſtiſchen Jahrbuche auf 1910/11, 
dem auch die oben mitgeteilten Daten entnommen ſind. 

Leider mußten dann die Arbeiten nochmals abgebrochen werden, 
und es war mir trotz mancher Bemühungen nicht möglich, ſie wieder 
in Gang zu bringen. Den ausführlichen Arbeitsplan nebſt den Tabellen⸗ 
entwürfen uſw. hatte ich übrigens bereits im Jahre 1910 aufgeſtellt. 
Ich war dabei beſtrebt geweſen, die geſamten methodiſchen Erörte⸗ 
rungen des Problems zu berückſichtigen. Bezüglich der Fruchtbarkeit 
iſt dabei vorgeſehen, unter anderem auch das Heiratsalter des Mannes 
und den Altersunterſchied beider Gatten zu erfaſſen, ferner die Zeit 
zwiſchen Eheſchließung und Geburt des erſten Kindes ſowie die tat⸗ 
ſächliche Fruchtbarkeitsdauer der Ehen, alſo die Spanne, welche den 
Heiratstag oder etwa die Geburt des erſten Kindes von der Geburt 
des letzten Kindes trennt und anderes mehr. 

Außer der Fruchtbarkeit ſoll aber auch die Säuglingsſterb⸗ 
lichkeit ermittelt werden. Das Material bietet ja den ungewöhnlichen 
Vorteil der familienweiſen Betrachtung der Abſterbeverhältniſſe. Das 


1 Feld, Die familienweiſe Statiſtik der ehelichen Fruchtbarkeit und der 
Kindererhaltung. Kritik des der 12. Seſſion des Statiſtiſchen Inſtituts zu 
Paris 1909 vorgelegten Programms einer Familienſtatiſtik. Erſchienen im 
Bulletin de l'Institut International de Statistique, 19. Band, 1. Lieferung. 

Thomann und Feld, Die Familienſtatiſtik der Stadt Zürich, zugleich 
ein Beitrag zur Methodik der Familienſtatiſtik. Erſchienen daſelbſt; auch im 
Sonderabdruck als Heft 12 der Statiſtik der Stadt Zürich (1912). 
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bedeutet einmal für jeden der Beobachtung unterſtehenden verſtorbenen 
Säugling eine genaue Kenntnis der individuellen Familienverhältniſſe, 
die ſich theoretiſch zwar auch ziemlich in demſelben Umfange auf Grund 
der Sterbefallanzeigen der verſtorbenen Säuglinge gewinnen ließe. 
Praktiſch aber geben die Zivilſtandsnachrichten wohl nirgends alle die 
nötigen Einzelheiten über die elterlichen Verhältniſſe der verſtorbenen 
Säuglinge; und auch grundſätzlich bleiben dieſe letzteren hinter den 
Beobachtungen aus den gelöſten Ehen zurück, ſofern ſie die Zahl der in 
der betreffenden Familie überhaupt geborenen Kinder immer nur ſo weit 
angeben können, als dieſe bis zum Sterbetag des beobachteten Säug⸗ 
lings bereits geboren waren, während die Statiſtik über die gelöften 
Ehen die volle, abgeſchloſſene Fruchtbarkeit der einzelnen Ehe, alſo 
auch die ſpäter geborenen Geſchwiſter enthält. Dadurch ergibt ſich 
die wirkliche Beſtandsmaſſe der geborenen Kinder, aus welcher heraus 
die verſtorbenen Säuglinge hervorgegangen ſind. Die Abſterbever⸗ 
hältniſſe im erſten Lebensjahr laſſen ſich hier für wirkliche Generationen 
Geborener ermitteln. Der Begriff der Generation iſt hier aber ein 
anderer wie bei den üblichen Sterbetafelberechnungen, denen eine 
wirkliche und nicht eine hypothetiſche Generation zugrunde liegt; 
während bei dieſen für die innerhalb derſelben Zeitſtrecke (etwa 1 Jahr) 
geſtorbenen Säuglinge der Geſamtbeſtand Geborener geſucht wird, aus 
dem ſie abgeſtorben find, handelt es ſich für uns um die innerhalb 
derſelben Familien geſtorbenen Säuglinge und die ihr entſprechende 
Maſſe von Geborenen, die natürlich aus den in jenen Familien über⸗ 
haupt geborenen Kindern beſteht. 

Die familienweiſe Betrachtung erſcheint namentlich von Wert für 
die Frage nach dem Parallelismus zwiſchen hoher Geburten— 
zahl und hoher Säuglingsſterblichkeit; nämlich ob in den ge⸗ 
burtenreichen Familien ein außer Verhältnis großer Teil des Nachwuchſes 
früh wieder wegſtirbt, oder ob etwa die Betrachtung von der andern 
Seite der Kauſalverknüpfung eher gerecht wird, wonach die hohe Sterb⸗ 
lichkeit infolge ihrer Verkürzung der die Konzeption erſchwerenden Still⸗ 
periode in vielen Fällen die Urſache der zahlreichen Geburten iſt. Hier⸗ 
für wäre die Kenntnis der Geburtszwiſchenräume erwünſcht. Weil deren 
direkte Ermittlung aus vorliegendem Materiale für eine familienweiſe 
Aufbereitung viel zu umſtändlich wäre, ſo bleibt nur ein indirekter 
Schluß auf die „Entfernung der Geſchwiſter“. Da bietet nun die 
Zuhilfenahme der obenerwähnten tatſächlichen Fruchtbarkeitsdauer der 
Ehen eine annähernde Möglichkeit, nach einem etwaigen Zuſammen⸗ 


hang zwiſchen der durchſchnittlichen Länge der an e und 
Schmollers Jahrbuch LXI 2. 
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der Säuglingsſterblichkeit zu ſuchen. Nämlich in der Art, daß bei 
gleichem Geburtenreichtum die Zwiſchenräume zwiſchen den Geburten 
durchſchnittlich um ſo größer angenommen werden dürfen, auf einen je 
längeren Zeitraum ſich die Geburten verteilen. 

Schließlich hat Dr. Thomann von vornherein gewiſſe, ſehr wert⸗ 
volle Auszählungen über die Verwaiſung vorgeſehen. Einzelheiten 
des geſamten Erhebungsplanes findet der Leſer in unſerem Berichte 
an das Statiſtiſche Inſtitut. Dort iſt auch die Zählkarte abgedruckt. 

Jener Bericht gibt zum Schluſſe noch Auskunft über ein zweites, 
weitaus umfaſſenderes Material, das gelegentlich der Volkszählung 
von 1910 gewonnen iſt und unter ähnlichen Geſichtspunkten wie die 
geſchilderte Sterbefallſtatiſtik aufbereitet werden ſoll. Es iſt beabſich⸗ 
tigt, die Angaben über die gelöſten Ehen auf eine konſtante Bevölkerung 
zu reduzieren mit Hilfe der Ehedauertafel, ähnlich wie es Boeckh 
für Berlin getan hat. Zur Gewinnung der für die Ehedauertafel 
erforderlichen Materialien iſt deshalb bei der Volkszählung 1910 in 
der Stadt Zürich die Zuſatzfrage nach dem Datum der Eheſchließung 
für alle ſtehenden Ehen geſtellt worden. Gleichzeitig wurde dann auch 
noch die Zahl der geborenen und geſtorbenen Kinder dieſer Ehen 
erhoben. Da auf eine Genehmigung der familienſtatiſtiſchen Fragen 
als Zuſatzfragen zur Volkszählungskarte von ſeiten des eidgenöſſiſchen 
ſtatiſtiſchen Amtes nicht zu rechnen war, ſo wurden die Fragen mit 
Zuſtimmung des Stadtrates in die Zählkarte für die gleichzeitig mit 
der eidgenöſſiſchen Volkszählung am 1. Dezember 1910 ſtattfindenden 
ſtädtiſchen Wohnungszählung aufgenommen, und zwar zu Anfang 
unmittelbar hinter den Perſonalangaben für den Haushaltungsvor⸗ 
ſtand. Die Fragen lauteten: 

Wenn der Haushaltungsvorſtand verheiratet iſt, ſo wird um 
die Beantwortung folgender Fragen gebeten: 

a) Wann wurde die jetzige Ehe geſchloſſen (Tag Monat und Jahr)? 

b) Wie viele Kinder ſind in dieſer Ehe lebendgeboren (mit Ein⸗ 
ſchluß etwaiger legitimierter Kinder)? 

c) Wie viele von den Lebendgeborenen ſind im Laufe des erſten 

Altersjahres geſtorben? 

d) Wie viele Kinder aus dieſer Ehe leben gegenwärtig noch (nicht 
in dieſem Haushalte lebende inbegriffen)? 

Zum Zwecke der Aufbereitung ſind die Antworten auf die Haus⸗ 
haltungszählbogen übertragen worden, gleichzeitig mit den Angaben 
über das Alter der Ehegatten, den Beruf uſw., die aus den Indivi⸗ 
dualzählkarten der Volkszählung übernommen wurden. Dabei ergab 
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fich, daß die Beantwortung der Zuſatzfragen durchaus zufriedenſtellend 
ausgefallen iſt, im Gegenſatz zu der gar zu ungenau formulierten 
Erhebung, die damals das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt verſuchte. 
In einem weniger erfreulichen Gegenſatz aber zu ähnlichen Erhebungen 
des ſchottiſchen Zenſus, die bereits lange veröffentlicht wird, iſt das 
hier einſchlägige Züricher Volkszählungsmaterial bisher leider noch 
nicht verarbeiteß worden. Das iſt ſicherlich im allgemeinen Intereſſe 
lebhaft zu bedauern. Dieſes reiche und zuverläſſige Material birgt 
eine Fülle von Ergebniſſen, die für die Bevölkerungstheorie und 
„Politik wichtige Aufſchlüſſe bieten würden, wenn nur ein tatkräftiger 
Fachmann ein paar Monate Zeit findet, ſie mit ſachkundiger Hand 
ans Tageslicht zu fördern und in das Liniennetz weniger Tabellen 
einzuordnen. Freilich, die geringe Beachtung, die die bisherigen 
Veröffentlichungen der Züricher Familienſtatiſtik fanden, ſind für die 
Leitung des Statiſtiſchen Amtes keine Aufmunterung, aus der Fülle 
der der Erledigung harrenden Aufgaben gerade dieſe zu wählen 
und mit beſonderem Eifer zu betreiben. 
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A* die Dauer treten kritiſche Erſcheinungen des Wirtſchafts⸗ 
lebens, wie die Kohlennot und die Transportkriſis, ſo tief ein⸗ 
ſchneidend ihre Folgen auch ſind, zurück hinter der allgemeinen 
Wirtſchaftskriſis, mit welcher der U-Bootkrieg und die wachſende 
Frachtraumnot das Land bedrohen. Erſcheinungen, die bisher nur 
ein minderes Intereſſe erweckt hatten, wie der gewaltige Rückgang in 
der landwirtſchaftlichen Erzeugung ſeit Kriegsbeginn, die Unter⸗ 
produktion in der Induſtrie, der allgemeine Mangel an Arbeits⸗ 
kräften, an induſtriellen Rohſtoffen treten in den Mittelpunkt des 
Intereſſes und der Beſorgniſſe, ſeitdem man nicht mehr hoffen 
kann, jeden Ausfall an eigener Erzeugung durch Vermehrung der 
Einfuhr zu decken. Der in den letzten Monaten 1916 durch die 
Reorganiſation des Miniſteriums Briand — Heranziehung „neuer 
Männer“, Organiſation von Wirtſchaftsdiktaturen, Herriot — Cleé⸗ 
mentel — künſtlich belebte Optimismus bricht gänzlich in ſich zu⸗ 
ſammen. Es genügten drei Monate, damit die „neuen Männer“, die 
„Kompetenzen“ abgewirtſchaftet hatten. „Auf den blinden Optimis⸗ 
mus,“ ſchreibt eine franzöſiſche Zeitung, „in dem wir über die dra⸗ 
koniſchen Maßnahmen lachten, die unſere Feinde ſeit langem getroffen 
hatten, um den Konſum zu beſchränken und ſtraff all das zu organi⸗ 
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fieren, was zum Widerſtande und zum Durchhalten in dem Todes⸗ 
kampf dienen kann, in dem ſich die Geſchicke Europas und der Welt 
entſcheiden, folgt die dumpfe Angſt, feſtſtellen zu müſſen, daß trotz 
des ſprichwörtlichen Reichtums unſeres Bodens, trotz unſeres Goldes, 
trotz der Möglichkeit, die wir hatten, uns über See zu verprovian⸗ 
tieren, ein Lebenselement nach dem anderen in beun- 
ruhigender Weiſe verſchwindet. Hier iſt ein urſprünglicher 
Fehler an Vorausſicht und an Organiſation begangen worden, ein 
Fehler, der mit unſerem Temperament, unſerer Raſſe zuſammen⸗ 
hängt, und den wir nur mit der größten Ungerechtigkeit den gegen⸗ 
wärtigen Machthabern in dieſen beſonders ſchwierigen Zeitläuften 
zur Laſt legen können.“ ( „Information“ vom 15. März 1917.) — 
Aber mit ſolchen Mahnungen war dem Kabinett Briand nicht mehr 
zu helfen. Wenn es nach den großen Wirtſchaftsdebatten in der 
Kammer (9. März), in denen es nur ein ganz formelles Vertrauens⸗ 
votum von einer dahinſchwindenden Majorität erzielte, noch eine 
Woche die Macht in der Hand behielt, fo verdankte es dies aus: 
ſchließlich dem Umſtande, daß ſich kein Mann fand, der die un⸗ 
dankbare Aufgabe der Kabinettsbildung in dieſem Augenblicke über⸗ 
nehmen wollte. Dann ging Lyautey, die größte Hoffnung unter den 
neuen Männern, nicht allein wegen der Zuſtände im Flugweſen oder 
wegen ſeiner barſchen kolonialen, dem Parlament unerwünſchten Art. 
Das wurde nach außen in den Vordergrund geſchoben. In Wirk⸗ 
lichkeit ging er wegen des Konfliktes mit dem Ackerbauminiſter Cle⸗ 
mentel in der Frage der weiteren Zurückziehung von Landarbeitern von 
der Front. Dann ging Briand ſelbſt, und der 75 jährige Ribot, der 
Mann des „Vertrauens, der die Wahrheit ſagt“, und der eben des⸗ 
halb ſchon ſeit Jahren als der „kommende Mann im ſchlimmen Falle“ 
galt, übernahm die Kabinettsbildung. Bei ihr wurde das ganze Syſtem 
der neuen Diktatur (die Konzentration in den Miniſterien) wieder auf⸗ 
gegeben und die alte miniſteriale Ordnung wiederhergeſtellt. Der 
erſte der bisherigen Wirtſchaftsdiktatoren, der unter ſich das Eiſen⸗ 
bahnweſen, die geſamten öffentlichen Arbeiten und die Verpflegung 
vereint hatte, Herriot, ging. Er hatte mit einer Broſchüre „Agir“, 
einer Widmung an Colbert, einem großen Programm der Förde: 
rung heimiſcher Produktion auf der ganzen Linie, ſeine Diktatoren⸗ 
rolle inauguriert, um nach zwei Monaten zu dem Bekenntnis zu 
kommen, daß unter den gegenwärtigen Umſtänden nicht die Menſchen 
die Verhältniſſe, ſondern die Verhältniſſe und Zahlen die Menſchen 
und Führer beherrſchten. Der zweite Diktator, Clémentel, bleibt mit 
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vermindertem Reſſort Handelsminiſter. Nicht daß er in ſeinem weiteren 
bisherigen Arbeitskreiſe, der auch die geſamte Landwirtſchaft einſchloß, 
erfolgreicher geweſen wäre. Aber es ſprach für ihn, daß er dem Kriegs⸗ 
miniſter bei dem Nachmuſterungsgeſetz die Landarbeiter für die Front 
verweigern wollte, deren Einziehung die Landwirtſchaft vor die 
größten Kriſengefahren ſtellt. Der Mann, der damals den Antrag 
auf Zurückziehung der Landwirte mehrerer Jahresklaſſen (1890 bis 
1891) ſtellte, war der frühere Landwirtſchaftsminiſter David. Er 
übernimmt jetzt wieder das Acker bauminiſterium. An Lyauteys Stelle 
tritt ein Ziviliſt, Painlevé. Es iſt hier nicht der Ort, die rein poli⸗ 
tiſche Bedeutung des Wechſels im Miniſterium zu würdigen, und 
wirtſchaftlich betrachtet, iſt der Sturz des Kabinetts Briand über die 
Wirtſchaftskriſen auch nur ein (allerdings beſonders charakteriſtiſches) 
Moment für den Umſchlag in der Kriegskonjunktur, den U-Boot und 
Seeſperre dem Lande gebracht haben. Wir verſuchen, die letzten 
Ereigniſſe in Frankreich nach ihrer prinzipiellen Tragweite und kriegs⸗ 
wirtſchaftsgeſchichtlichen Bedeutung zu erfaſſen. 


2 

Die Erſchwerung der Einfuhr droht eine Lage heraufzuführen, 
die in gewiſſem Sinne der ähnlich iſt, die in den erſten Monaten 
des Krieges vor der Wiederaufnahme des Außenhandels beſtand. Für 
fie war die Moratoriumsgeſetzgebung das eigentlich Bezeichnende, und 
dieſe bedeutete wirtſchaftliche Stillegung. Mit der Mobilmachung 
eilte alles, Bergarbeiter, Metallarbeiter, Ingenieure, Unternehmer uſw. 
zu den Fahnen, und die lange für den Kriegsfall vorbereitete Geſetz⸗ 
gebung der Moratorien folgte Schlag auf Schlag. Frankreich verlor 
durch Beſetzung einen ſehr beträchtlichen Teil ſeiner induſtriellen 
Produktion, beſonders ſeiner heimiſchen Rohſtoffe. (Über die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Moratorialgeſetzgebung hat man geſtritten, für die 
Widerſtandsfähigkeit des Landes ſprach ſie nicht, belaſtete jeden künf⸗ 
tigen Frieden mit einer Hypothek und war ganz aus dem Gedanken 
eines kurzen Krieges heraus gedacht. Sie wird heute innerlich wohl 
auch von denen verworfen, die, wie der Handelsminiſter Clémentel, 
ihr nachſagen, daß man ihr den Rückzug der Deutſchen von der 
Marne verdanke.) Erſt als im Übergang zum Stellungskrieg feſtere 
Verhältniſſe ſich einſtellten und das Land im Laufe des Jahres 1915 
ſeinen Außenhandel wieder aufnehmen konnte, ſetzte eine Wieder⸗ 
belebung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ein, die trotz mancher Rück⸗ 
ſchläge bis Ende 1915 andauerte. Die Arbeiter und Ingenieure 
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der Metall» und Maſchinenfabriken, die Eiſenbahn⸗, Grubenarbeiter, 
die Zeichner, die Unternehmer werden von der Front zurückgezogen, 
eine Kriegsinduſtrie als Erſatz für die in den beſetzten Gebieten 
verloren gegangene wird wieder aufgebaut, und es wird tatſächlich 
erreicht, daß Ende 1916 die Zahl der in der Induſtrie beſchäftigten 
Perſonen wieder die Friedensſtärke hat — wenn dabei auch ſehr 
viele gelernte Arbeit durch die ungelernte und minderwertige von 
Fremden, Farbigen und Frauen erſetzt werden mußte. Man hat 
dieſe Konjunktur in Frankreich von Anfang an als reprise des 
affaires bezeichnet, die wirkliche Sachlage aber dadurch ſyſtematiſch 
verdunkelt, daß man die Bedeutung der Einfuhr für die neue 
Regſamkeit im Verkehr nicht genügend würdigte und den Grund 
einſeitig in außerökonomiſchen Geſichtspunkten ſuchte: in der 
Wiederbelebung des Selbſtbewußtſeins, des Optimismus nach der 
Marneſchlacht, in der Gewißheit des kommenden Sieges. Dieſe 
Konjunkturdiagnoſe, die mehr an den Willen appellieren als Tat⸗ 
ſachen beſchreiben will, iſt pſychologiſch leicht verſtändlich. Es 
darf nicht verkannt werden, daß die damit aufgerufenen Impon⸗ 
derabilien auch ökonomiſch große Bedeutung haben: der allgemeine 
Optimismus in der aufſteigenden Konjunktur ſowohl wie der all⸗ 
gemeine Peſſimismus, der jetzt in der abſteigenden Konjunktur auf 
das Wirtſchaftsleben einwirkt. Ebenſo aber muß hervorgehoben 
werden, daß das einſeitige Hervorkehren dieſes allgemeinen Moments 
in den Anfängen der Repriſe eine Verkennung der eigentlich ökono⸗ 
miſchen Grundlagen war; heute, da dieſe Konjunktur durch die 
Übertreibungen allerlei Störungen zeigt und durch Seeſperre 
und Frachtraumnot einer Kriſe entgegentreibt, iſt es für die Beur⸗ 
teilung der kommenden Dinge von Nutzen, ſich der Anfänge der Kon⸗ 
junktur und der grundlegenden Bedeutung der Einfuhr für das ganze 
kriegswirtſchaftliche Syſtem Frankreichs zu erinnern. In Wirklich⸗ 
lichkeit iſt die reprise des affaires vor allem anderen zunächſt eine 
Repriſe der internationalen wirtſchaftlichen Beziehungen geweſen, 
und die Einfuhr hat auch in der weiteren Entwicklung der Kon⸗ 
junktur ihre grundlegende Bedeutung behalten, ſo daß die eigentlich 
kritiſchen Erſcheinungen, welche heute auftreten, unmittelbare Folgen 
der Einfuhrbehinderung ſind. 


3 


Durch die Wiederaufnahme des Außenhandels kam Frankreich 
im Jahre 1915 wieder in das Syſtem weltwirtſchaftlicher Ver⸗ 
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knüpfungen, von dem Deutſchland durch die engliſche Blockade von 
Anfang an und in ſteigendem Maße ausgeſchloſſen war. Auf dieſer 
Grundlage ruhte fortan das geſamte kriegswirtſchaftliche 
Syſtem Frankreichs. Es iſt im Gegenſatz zu dem entwickelten 
deutſchen Typus der Kriegswirtſchaft darin charakteriſiert, daß Frank⸗ 
reich nicht genötigt war, eine vollſtändige Umſtellung der Friedens⸗ 
wirtſchaft auf den Krieg herbeizuführen. Denn da es in die inter⸗ 
nationale Kooperation wieder hineinkam und in der Einfuhr fremder 
Erzeugniſſe die denkbar größten Fortſchritte machte, erſchien es ihm, 
ganz wie im Frieden, auch im Kriege vorteilhafter zu ſein, die Güter 
von außen zu beziehen, für die dort günſtigere Produktionsbedingungen 
vorhanden waren, und anderſeits die Exportinduſtrie (meiſt Luxus⸗ 
induſtrie) im eigenen Lande zu fördern, damit man weiter mit Ware 
bezahlen könne. Selbſt die franzöſiſche Kriegsinduſtrie wurde in 
weitem Maße auf Rohſtoffbezug vom Auslande aufgebaut. Außer 
der ſteigenden Einfuhr, welche der Wiederbelebung die ſtärkſten Im⸗ 
pulſe gab — wir ſehen, wie geſagt, von den rein ideellen Momenten 
ab, ohne ſie zu unterſchätzen — waren in der ganzen Konſtellation von 
Anfang an keine großen neuen Momente zu entdecken und traten auch 
in dem Verlauf der Bewegung ſelbſt nicht zutage. Sonſt haben wohl 
große neue Erfindungen, gute Ernten, die Gewinnung von Abſatzmärkten 
und dergleichen neue Daten wirtſchaftliche Aufwärtsbewegungen ein⸗ 
geleitet. In dieſem Falle fehlte es an alledem nahezu vollſtändig. 
Die Kriegsinduſtrie im Lande entwickelte ſich zunächſt nur langſam. 
Die erſte Kriegsernte war ſchlecht, und die ſpäteren wurden immer 
ſchlechter. Große Erfindungen wurden nicht gemacht, die Aus⸗ 
nutzung der Waſſerkräfte, der „weißen Kohle“, war kein neues Mo⸗ 
ment, und wenn ihre Intenſivierung im Kriege auch anſehnlich fort⸗ 
geſchritten iſt (rund 800 000 P. S. kamen hinzu), ſo blieb ſie doch 
hinter den erſten Erwartungen weit zurück. Sie führte zu einer 
Geſamtnutzung der vorhandenen Kräfte von nur 12—13 / lüund 
konnte den Ausbruch einer Kohlenkriſe nicht verhindern. Die neuen 
Abſatzgebiete, die ſich an ſich durch Ausfall des deutſchen Handels 
einſtellten, und deren Gewinn im erſten Augenblick nach engliſchem 
Vorbilde als „der andere Krieg“, der wirtſchaftliche Nebenkrieg, wie 
Franz Klein ſagt, als nahe bevorſtehend betrachtet wurde, mußte 
bald, wie fo vieles auf aprés-guerre vertagt werden. Im weiteren 
Verlauf der Konjunktur (1916) bot die Einführung zahlreicher 
fremder, insbeſondere farbiger Arbeiter neue Anregung, ſtieß aber 
in dem wichtigſten Gebiete, dem der Kriegsinduſtrie, auf eine natür⸗ 
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lide Grenze der ſozialen Möglichkeiten: es erwies ſich als unmög- 
lich, das national-franzöſiſche Element in der Arbeiterſchaft noch 
weiter zu verdünnen. Wohl aber ſtellten ſich infolge der vermehrten 
Einfuhr Symptome ein, die nach allen Erfahrungen als Merkmale von 
Aufſchwungsperioden zu betrachten waren: die Eiſenbahneinnahmen 
ſtiegen, die Hafenbewegung nahm zu, die moratoriſierten Verbind⸗ 
lichkeiten konnten nach und nach zum Teil abgebaut werden ufw. Man 
ſah den Zeitpunkt immer näher rücken, in dem der Wirtſchaftszuſtand 
des Friedens, der Normalzuſtand, wieder erreicht war. Rückkehr 
zum Friedenszuſtand im Kriege ſelbſt wurde die lei- 
tende Idee und das Ideal der franzöſiſchen Kriegs⸗ 
wirtſchaft. Die Fachpreſſe war damit beſchäftigt, von Monat zu 
Monat die „graduelle Annäherung an den Friedenszuſtand“ auf 
Grund der Konjunkturmerkmale feſtzuſtellen, und hatte damit den 
denkbar größten Erfolg. Die Idee drang in die breiteſten Schichten, 
beherrſchte die Sprache des Tages. Selbſt im kleinen legte man 
Wert darauf, ſagen zu können, daß es „wie im Frieden“ ſei, „daß 
man den Krieg nicht ſpüre“, „daß Paris dasſelbe iſt“ uſw. Dieſer 
Wirtſchaftsweiſe lagen Einſchränkungen und Erſparniſſe zunächſt ganz 
fern. Man freute ſich, auf großem Fuße leben zu können, freute 
ſich der Lebhaftigkeit des Pariſer Verkehrs in den Warenhäuſern, 
den Theatern, den Konzerten, den Kinos, den Reſtaurants, irgend 
etwas wie eine Verurteilung des Kriegsluxus der Lieferanten und 
nouveaux riches kam gar nicht auf, die Seebäder waren ebenſo 
beſucht wie die Winterſportplätze und entfalteten einen unerhörten 
Luxus, man ſah auf die Entbehrungen und Beſchränkungen, die 
Deutſchland auferlegt waren, oder die es ſich ſelbſt auferlegte, als 
auf ſichere Bürgſchaften des eigenen kommenden Sieges und achtete 
der Abhängigkeit zunächſt nicht, in die man durch die ungeheuer 
ſteigenden Auslandszahlungen erſt zu ſeinem Verbündeten, England, 
dann aber auch zu Amerika und dem geſamten neutralen Auslande 
geriet. Gefliſſentlich überſah man zuerſt ſelbſt in Kreiſen der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kritik, daß die ſteigenden Eiſenbahneinnahmen, die Ver⸗ 
mehrung der Einnahmen aus den indirekten Steuern vor allem auf 
die Mehreinfuhr zurückgingen, die das Land finanziell belaſtete. 
Man überſah, daß das leicht umrollende Geld vor allem eine Folge 
der ungeheuren Kreditmittelvermehrung, keineswegs als Symptom 
einer beginnenden Hochkonjunktur gedeutet werden durfte, zumindeſt 
nicht im kriegswirtſchaftlichen Sinne. Man verwechſelte nur zu 
gern den Standpunkt des Kriegslieferanten, der im Kriege überhaupt 
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eine Konjunktur ſieht, mit dem Standpunkte der Volkswirtſchaft, 
die in den Erſcheinungen dieſer franzöſiſchen Kriegskonjunktur vor 
allem die Liquidierung der ehemaligen franzöſiſchen Weltbankierpoſition 
feſtzuſtellen hat. 

Abgeſehen von den grundlegenden Fehlern in ſeiner Kriegs⸗ 
wirtſchaftspolitik, war die 1915 beginnende Konjunktur an ſich vom 
größten Nutzen für Frankreich. 

Wenn wir „Konjunktur“ das Zuſammentreffen einer Reihe von 
günſtigen Umſtänden nennen, die während eines gewiſſen Zeit⸗ 
raumes — der Konjunkturperiode — die Entwicklung der Volks⸗ 
wirtſchaft grundlegend beſtimmen, ſo werden wir angeſichts der 
Repriſe des Außenhandels in Frankreich ſeit 1915 von einer Kriegs⸗ 
konjunktur fprechen müſſen, wie ſie für dieſes Land gar nicht günſtiger 
ſein konnte. Sie geſtattete ihm, den Verluſt feiner beſetzten in⸗ 
duſtriellen Gebiete, ſoweit ſie durch Neugründung nicht einzubringen 
waren — und etwa für Briey gab es keinen franzöfifchen Erſatz — 
durch Einfuhr zu erſetzen, und ſicherte ihm Vorteile, die Deutſch⸗ 
land, als Handelsſtaat in ſich abgeſchloſſen, als Induſtrieland auf 
die eigene Kraft geſtellt, nicht genoß. Sie war gerade für Frank⸗ 
reich von beſonderer Wichtigkeit, konnte es doch die von ihm im 
Frieden erworbene Stellung eines Weltkapitaliſten und Weltbankiers 
voll ausnutzen und das ganze Gewicht ſeiner angeſammelten fremden 
Effekten und Guthaben zu ſeinen Gunſten in die Wagſchalen des 
internationalen Warenhandels werfen. Nur die Aufrechterhaltung 
ſeiner Seeverbindung ermöglichten ihm die Unzulänglichkeiten ſeiner 
eigenen kriegsinduſtriellen Leiſtungen, ſeiner Ernten wettzumachen. 
In einer letzten Hinſicht iſt der Unterſchied von Kapital und 
Arbeit charakteriſtiſch für den Unterſchied zwiſchen dem franzö⸗ 
ſiſchen und deutſchen Syſtem der Kriegswirtſchaft. 

4 

In einer letzten Hinſicht. Denn ſo wichtig die Gegenüber⸗ 
ſtellung der deutſchen und franzöſiſchen Kriegswirtſchaft für die Er- 
kenntnis der Grundzüge der franzöſiſchen Wirtſchaft und ihrer gegen⸗ 
wärtigen Verlegenheiten iſt, ſo zutreffend man von Deutſchland ſagen 
kann, daß es ſich ganz auf den Krieg einſtellte, ſo entſchieden 1915 
bis 1916 in Frankreich der Wille war, den Friedensſtand im Kriege 
zu erhalten bzw. wieder zu erreichen, ſo verkehrt wäre es, zu meinen, 
dieſe Gegenüberſtellung träfe in allem und jedem zu, ſei ſchematiſch 
zu verwenden, und a habe nun gleich alles auf die Einfuhr 
zugeſchnitten. 
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Wir haben bereits wiederholt auf die Entwicklung der Kriegs— 
induſtrie in Frankreich hingewieſen. Sobald nur einmal erſt der 
tote Punkt mit Hilfe der Einfuhr überwunden war, hat das Land 
unermüdlich unter dem Ruf „Munition, Material“ die eigene Er⸗ 
zeugung von Kriegsmaterial betrieben, hat die Waſſerkräfte des 
Südens entwickelt, um Einfuhrkohle zu ſparen, und ganze neue 
Induſtriegebiete in Normandie und Dauphiné geſchaffen. Immer 
wieder iſt die deutſche induſtrielle Organiſation beſchrieben und als 
Vorbild hingeſtellt worden, immer wieder wurde dem Lande geſagt, 
daß neben dem Geld und der Tüchtigkeit, ja vielleicht mehr noch 
die induſtrielle Kraft und Leiſtung den Sieg entſcheiden werde. Der 
Gedanke wurde durchaus populär, und in den ſpäteren Stadien der 
Konjunktur der Repriſe verſtand man unter dieſem Schlagwort gern 
dieſe Entwicklung der Kriegsinduſtrie. Auch heute noch iſt dem 
franzöſiſchen Volk neben Ribot, der für das Geld, Albert Thomas, 
der für die Munition ſorgte, unter den nen einer der ver⸗ 
trauenswürdigſten. 

Allein dieſe Entwicklung vermochte eine grundlegende Anderung 
im Syſtem der Kriegswirtſchaft nicht herbeizuführen. Sie wirkte 
bis zu einem gewiſſen Grade mäßigend auf die weitere Zunahme der 
Einfuhr — das iſt alles, was man ſagen kann. Keine Vermehrung 
der eigenen Erzeugung, ſo achtunggebietend ſie an ſich auch ſein 
mag, vermochte das Verhältnis von eigener Erzeugung und Einfuhr 
zugunſten der erſteren entſcheidend zu wenden. Durch die Entwick⸗ 
lung der Kriegsinduſtrie näherte man ſich wohl einem Zuſtande an, 
den man im Vergleich zu der deutſchen Kriegswirtſchaft einerſeits, 
zum urſprünglichen franzöſiſchen Syſtem anderſeits als gemiſchtes 
Syſtem bezeichnen mag: zuletzt tft es doch die Einfuhr, die Ab- 
hängigkeit vom Auslande, nicht die Kriegsinduſtrie, die eigene natio⸗ 
nale Kraft, welche der franzöſiſchen Wirtſchaft während dieſer ganzen 
Zeit die Signatur gibt. 
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So beſtand ſeit der Repriſe des Außenhandels Frankreichs 
Friedensſyſtems im Kriege, wenn auch abgeſchwächt und mit dem 
großen Unterſchiede, daß ſeine äußere Handels⸗, Zahlungs⸗ und 
Wirtſchaftsbilanz paſſiv geworden war und immer paſſiver wurde, 
fort. Aber auch dies erregte in den Anfängen der Konjunktur weiter 
keine Beſorgniſſe und war bei kürzerer Dauer des Krieges wirklich 
irrelevant. Daß jeder moderne Krieg am Nationalvermögen zehrt 
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und nicht vom Einkommen beſtritten werden kann, daß beſonders in 
dieſem Kriege die Angelegenheiten von Generationen geordnet werden, 
war eine Banalität und traf für alle kriegführenden Staaten zu. Daß 
ſich dieſes Vom⸗Kapital⸗Leben des Krieges für Frankreich in ſteigender 
Paſſivität der Wirtſchaftsbilanz ausdrücken müſſe, war nach der Be⸗ 
ſonderheit der franzöſiſchen Verhältniſſe gleichfalls ſelbſtverſtändlich — 
den Franzoſen ſelbſt um ſo mehr, als den Wirtſchaftspolitikern vor der 
internationalen Kooperation und des laisser faire die paſſive Handels⸗ 
bilanz als antiquierter merkantiliſtiſcher Kinderſchreck abgetan er- 
ſchien. Selbſt der fortſchreitenden Löſung der franzöſiſchen Gläubiger⸗ 
poſition gewann man eine günſtige Seite ab. Hatten doch die natio⸗ 
naliſtiſchen Sozialiſten und ihr Orakel — Lyſis — vor dem Kriege 
bereits eine Aufſehen erregende Preßkampagne gegen die Politique 
financière der Finanzoligarchie geführt, den Kapitalexport, der der 
franzöſiſchen Induſtrie die wichtigſten Mittel entzog, verdammt und 
jetzt im Kriege die Unterſtützung und Anerkennung faſt der geſamten 
öffentlichen Meinung gefunden. Allen denen, die ſeit Ende 1915 
eine gewaltige Agitation für die Schaffung einer Exportinduſtrie nach 
dem Kriege in Tauſenden von Zeitſchriftenartikeln, Hunderten von 
Büchern, Dutzenden von Ligen und Geſellſchaftsgründungen entfalteten, 
ſchien die Repatriierung der exotiſchen Werte und die Hereinnahme 
von Aquivalenten fremder Arbeit von guter Vorbedeutung für die 
Zukunft zu ſein. Aber in dem Maße, als der Krieg länger andauerte, 
die Preiſe der eingeführten induſtriellen Rohſtoffe und Fabrikate ſtiegen 
und die ausgeführten Waren, die an und für ſich dem Volumen und 
dem Werte nach ein hinreichendes Aquivalent nicht boten, der Auf: 
wärtsbewegung nicht nachfolgten, zeigte das kriegswirtſchaftliche Syſtem 
Frankreichs ſeine Fehlerhaftigkeit. Bereits im Sommer 1916 war 
die Notwendigkeit von Einfuhrerſparniſſen und Einfuhrbeſchränkungen 
ſichtbar geworden. Der Wechſelkurs wurde immer ungünſtiger, Schwie⸗ 
rigkeiten in der Bezahlung traten auf. Es mußte eine Annäherung 
an den deutſchen Typus der Kriegswirtſchaft in Einfuhrverboten 
und dergleichen Maßnahmen angeſtrebt werden. 

Dieſen Standpunkt vertraten die Beſonnenen unter den Männern 
der Wiſſenſchaft, an ihrer Spitze Fernand Faure, Charles Gide, 
Marcel Marion. Aber da ſie nicht die Macht hatten, einen Zwang 
auszuüben, mußten ſie ſich auf die moraliſche Einwirkung und den 
Appell an den „ökonomiſchen Patriotismus“ ihrer Landsleute be⸗ 
ſchränken. Ihre Erſparnis-Liguen und Gold⸗Komitees haben zwar 
viel Gold aus den Sparſtrümpfen zuſammengebracht und dann ſpäter 
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im Herbſt 1916 bei der Anleihemache für die zweite Anleihe manchen 
guten Schlepperdienſt geleiſtet, ſie haben die Finanzkriſis in ihren 
Wirkungen mildern, in ihren Urſachen aber nicht bekämpfen können. 
Der Appell an den „ökonomiſchen Patriotismus“ verſagte vollſtändig. 
Mit allen wiſſenſchaſtlichen Argumenten für die Notwendigkeit von 
Erſparniſſen zur Reproduktion des nationalen Kapitals uſw. war bei 
dieſem wegen ſeiner Sparſamkeit berühmten Volke ſo wenig Eindruck 
zu machen wie mit allen moraliſchen und patriotiſchen Anſprachen 
bei allem zweifellos ſtarken Patriotismus des Volkes. Wenn es 
nun auch keine ſpezifiſch franzöſiſche Erſcheinung, ſondern eine all⸗ 
gemeine paradoxe Erfahrung dieſes Krieges iſt: daß wirkliche ins 
Gewicht fallende Erſparniſſe von Menſchen nicht freiwillig auf ſich 
genommen werden, die dennoch ihr Leben freudig einſetzen, ſo fiel 
ſie doch für Frankreich beſonders ſchwer ins Gewicht. Hier konnte 
nur der Zwang helfen. Ihn auszuüben war im Kabinett Briand 
der Finanzminiſter Ribot ſeit den erſten Monaten 1916 entſchloſſen, 
aber er drang bei dem Miniſterpräſidenten nicht durch. Die ſchwäch⸗ 
lichen Einfuhrverbote auf Luxusgüter, die er ihm abrang, waren 
ohne wirklichen Erfolg, und doch konnte man ſich nicht zu wirk⸗ 
ſameren Maßnahmen entſchließen. Man fühlte ſich gehemmt, einmal 
durch die vorausſichtliche Wirkung auf die Stimmung im Lande 
(auf die Briand, der wohl mit dem Optimismus, nicht aber auch 
mit einem methodiſchen Peſſimismus zu regieren verſtand, allzu 
großes Gewicht gelegt hat), dann aber beſonders durch die zu er⸗ 
wartenden Rückwirkungen vom Auslande. Verbot man in tatſächlich 
wirkſamer Weiſe die Einfuhr von Luxusgütern und Gegenſtänden 
des privaten Konſums, ſo konnte man ſich nicht wundern, wenn das 
Ausland Gegenmaßnahmen ergriff, und dann der Rückſchlag Frankreich, 
das faſt nur Luxusgüter zu exportieren hatte, ungleich viel ſchwerer 
traf. Dieſer Weg mußte alſo wieder verlaſſen werden, da er zu 
keiner Verbeſſerung der Zahlungsbilanz führte. Aber er deckte die 
Schwäche und Fehlerhaftigkeit des ganzen gemiſchten kriegswirt⸗ 
ſchaftlichen Syſtems auf, bewies, wie Frankreich nicht zur Entwick⸗ 
lung einfacher, großer und ſicherer Grundlinien ſeiner Kriegswirt⸗ 
ſchaftspolitik kam. Wir haben heute als Außenſtehende immer 
das Intereſſe, die großen Gedankengänge und Linien in der fremden 
Wirtſchaftspolitik herauszuarbeiten, um die Richtung zu erkennen. 
Wir beſchränken uns auch hier darauf. Man wird jedoch, wenn 
man ſpäter aus der Entfernung die franzöſiſche Wirtſchaftspolitik 
betrachtet, erſtaunt darüber ſein, wie inkohärent und ſchwankend dies 
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Land in den wichtigſten Grundfragen war. — Damals ſind Stimmen 
laut geworden, welche ein allgemeines Einfuhrverbot für Private 
und die weitgehendſte Nachahmung des deutſchen Syſtems ins Auge 
faßte. So zum Beiſpiel der in ſeinen ökonomiſchen Auffaſſungen 
dem Kreiſe Gides naheſtehende Alfred de Tarde — einer der beiden 
Literaten, die unter dem Namen Agathon die kriegeriſche Jugend 
Frankreichs ſeit 1911 zum Sammeln blieſen. Er hat im Juli 1916 
ein Büchlein drucken laſſen (L' Europe court - elle à sa ruine), in 
dem er mit einem gewiſſen Neid auf die günſtigen Folgen der eng⸗ 
liſchen Blockade für Deutſchland blickte. — | 

Es fällt ein eigentümliches Licht auf dieſe Zuſammenhänge, 
wenn wir bedenken, daß heute, nachdem Briand wegen der Wirt⸗ 
ſchaftskriſis ging, gerade Ribot an ſeine Stelle trat, daß die erſte 
große Maßnahme ſeines Kabinetts ein allgemeines Einfuhrverbot 
für Private (28. März 1917) war, daß dieſes erlaſſen wurde, nach⸗ 
dem die Engländer den Franzoſen trotz aller Proteſte die Einfuhr 
von Luxusgütern nach England ſperrten. Aber die Verkettung aller 
dieſer Ereigniſſe und Zuſammenhänge iſt doch erſt deutlich, wenn 
wir hinzuſügen, daß das engliſche Verbot ſelbſt wieder eine Folge 
der Frachtraumnot und der deutſchen Torpedos iſt. — 

Da die Erſparnis⸗ und Einfuhrbeſchränkungspolitik verſagte, 
blieb nur ein Mittel übrig, die verfahrene Situation zu retten: 
vermehrte Eigenproduktion. Sie gelang bis zu einem gewiſſen 
Grade. Aber bis zu dem Augenblick, wo die Tätigkeit der U-Boote 
ſo intenſiv geworden war, daß ſie die franzöſiſche Einſuhr behinderte, 
iſt dieſe ſowohl abſolut wie relativ immer im Steigen geblieben, 
hat ſich die Finanzkriſis weiter verſchärft. 
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Immerhin gelang es in dieſem Stadium Frankreich doch, wenn 
auch mühſelig und mit verzweifelten Mitteln (Goldausfuhr, kleine 
amerikaniſche Bankkredite ufw.), den Krieg auf die alte Weiſe 
weiterzufriſten. Es hatte, als im November 1916 die äußere Finanz⸗ 
lage ſich durch das Verbot des Federal Reserve Boards, langfriſtige 
Kredite zu gewähren, kritiſch zuſpitzte, dennoch Gründe zu der Hoff⸗ 
nung, durch die Hilfe ſeines mächtigen Freundes, des Hauſes 
Morgan, weitere größere, auch langfriſtige Kredite zu finden. Un⸗ 
mittelbar fühlbar war jedoch die Transportkriſis, die im 
Herbſt 1916 ausbrach. Sie brachte bereits eine unmittelbure Störung 
des wirtſchaftlichen Lebens hinter der Front und der Kriegsverſorgung. 


368 Kurt Groba [930 


Noch tiefer einſchneidend war die im Gefolge der Transportkriſis 
auftretende Kohlenkriſis. In ihrer Geſamtheit bedeuteten 
Finanzkriſis, Kohlenkriſis und Transportkriſis bereits eine Ab⸗ 
ſchwächung der Konjunktur, noch ehe der uneingeſchränkte 
U: Bootkrieg und die Seeſperre mit ihren Störungen elementarer 
Art das kriegswirtſchaftliche Syſtem Frankreichs mit dem bedrohten, 
was es ſeiner ganzen Struktur nach am meiſten fürchten muß: die 
Einfuhrkriſis. 

Vom Standpunkte der modernen Kriſentheorien aus, deren Be⸗ 
griffe an Friedensverhältniſſen entwickelt worden ſind, geſehen, ſind 
die Gründe der Kriſis nicht in der Baiſſe zu ſuchen, wie dem naiven 
Betrachter anzunehmen nabeliegt, ſondern in den Übertreibungen 
und den ſtürmiſchen Aufwärtsbewegungen der Hauſſe. Auch bei 
dieſer franzöſiſchen Kriegskonjunktur liegen die Gründe der jetzigen 
Kriſis in Fehlern, die man gleich anfangs machte, indem man auch 
ſolche Erzengniſſe einführte, die bei größerer Anſtrengung im eigenen 
Lande und den Kolonien hätten erzeugt werden können. Das eigent⸗ 
lich charakteriſtiſche Moment im Verlauf dieſer Kriegs konjunktur 
aber iſt ohne Analogie in Friedensverhältniſſen. In dem vorliegenden 
Falle nämlich entwickelte die Hauſſe die Maßſtäbe für die Grenze, 
bis zu der ſie gehen konnte, ohne die Dauer der Konſtellation zu ge⸗ 
fährden, nicht frei aus ſich und nach Maßgabe ihres eigenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Optimismus. Sie folgte nicht nur außerökonomiſchen 
Ideen, ſondern auch einem äußeren Zwange. Es iſt dies im Grunde 
nur der Ausdruck der Tatſache, daß die wirtſchaftliche Initiative in 
dieſem Kriege auf der deutſchen Seite lag. Frankreich folgte jeder 
Anſtrengung, die Deutſchland in der Induſtrialiſierung des Krieges 
machte, und dies weniger durch Weiterentwicklung ſeiner Kriegs⸗ 
induſtrie als durch vermehrte Einfuhr. Der Optimismus, den das 
Land dabei zunächſt zeigte, beruhte auf der Erwartung, daß es mit 
ſeinem Kapital länger aushalten werde als Deutſchland mit ſeiner 
Arbeitskraft bei gleichzeitiger ſtarker beiderſeitiger Ab— 
nutzung an der Front. Bei Beginn der Somme ⸗Offenſive ſchien 
dann der Augenblick erreicht zu ſein, in dem Frankreich bzw. die 
Entente, der die amerikaniſche Erzeugung zur Verfügung ſtand, die 
induſtrielle Überlegenheit, die Überlegenheit des Materials erreicht 
hatte. Der Eintritt Rumäniens in den Krieg ſchien im rechten 
Zeitpunkt zu kommen, um Deutſchland ſchon den Reſt geben zu 
müſſen. Dieſe Erwartungen wurden enttäuſcht; ſie werden jetzt auf 
das ſtärkſte beeinträchtigt durch die Wirkungen des U » Bootfrieges. 


931] Frankreichs Wirtſchaft im März 1917 369 


Frankreich treibt einer Überkonſumtions⸗ und Unterproduktions⸗ 
kriſis entgegen. Freilich, wenn man den Konjunkturpolitikern, den 
Edmond Thery, Magaud, den Jahresberichten der großen Banken 
Glauben ſchenken wollte, ſo hätte die Konjunktur während des 
ganzen Jahres 1916 ſteigend angehalten. Wir gehen in dieſen all⸗ 
gemeinen Bemerkungen nicht auf einzelne Zahlen ein, die eine ein⸗ 
gehende Erörterung und Darlegung der beſonderen Verhältniſſe er⸗ 
fordern. Nur ſei bemerkt, daß ſich alle dieſe Darſtellungen auf Vergleiche 
des Jahres 1916 mit dem Jahre 1915 ſtützen. Was aber für das 
Jahr 1916 im ganzen geſehen gilt, das gilt in vieler Beziehung ſchon 
nicht mehr für die letzten Monate dieſes ſelben Jahres. Im Augen⸗ 
blicke des Umſchwunges einer mehrjährigen Konjunktur 
kann der Vergleich mit dem Vorjahre ſ über die gegen- 
wärtige Entwicklungstendenz keine Auskunft geben. 
Die gegenwärtige Tendenz kann erſt nach Verlauf längerer Zeiträume 
im Jahresvergleich in die Erſcheinung treten. Im Augenblick müſſen 
wir uns damit begnügen, die ſinkende Tendenz beim Vergleich der 
letzten aufeinanderfolgenden Monate zu konſtatieren. Solche Ver⸗ 
gleiche jedoch werden im heutigen Frankreich, ſoweit es geht, ängſtlich 
vermieden. Für den Außenhandel beiſpielsweiſe hat man es durch 
einen Wechſel der ſtatiſtiſchen Methoden im zwölften Monat 1916 
ſyſtematiſch unmöglich gemacht, Vergleiche zu ziehen; doch gibt es 
genug Anzeichen, um die wirkliche Tendenz einwandfrei feſtzuſtellen. 
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Konjunkturen gehen an ihrer eigenen Übertreibung zugrunde. 
Es kommt immer der Augenblick, wo ſelbſt die günſtigſte Konſtellation 
innerlich erſchöpft iſt. Solche beginnende Erſchöpfung zeigt in der 
zweiten Hälfte des Jahres 1916 die Finanznot, die Transport⸗ und 
Kohlenkriſe an. 

Konjunkturen können aber auch von außen geſtört werden; das 
das geſchah in dieſem Falle durch U⸗Boot⸗ und Seeſperre. 

Denn ſo groß die Störungen waren, welche die Übertreibungen 
der Hauſſe mit ſich brachten, das eigentliche Ende der Konjunktur 
brachte doch erſt die U⸗Bootſperre. Erſt mit der Intenſivierung 
der U⸗Boottätigkeit griffen wir in das franzöſiſche Wirtſchafts⸗ 
leben ſo unmittelbar ſtörend ein, wie wir es in dieſem Kriege nur 
nur einmal getan hatten, im Anfang, als wir Briey und die Kohlen⸗ 
und Induſtrieregionen des Nordens nahmen. Damals hatten wir 
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tigften Organe feiner Tätigkeit genommen, jetzt gingen wir den 
mühſam und proviſoriſch wieder hergeſtellten, durch künſtliche Blut⸗ 
zufuhr aus anderen Volkswirtſchaften am Leben gehaltenen Körper 
zu Leibe. Unbildlich geſprochen: Erſt da die neue franzöſiſche Kom⸗ 
bination bei Einfuhr gepackt wurde, wurde ihrer Wurzel angegriffen, 
konnte die ganze Reihe der Kriſen, die hinter der glänzenden und 
trügeriſchen Außenſeite der reprise des affaires ſchlummerte, auf⸗ 
gerollt werden: landwirtſchaftliche und induſtrielle 
Produktionskriſis, allgemeine Konſumtionskriſis, 
Menſchenkriſis. 

Alles das iſt nicht mit einem Male gekommen. Es wirkt nicht 
gleichzeitig gleich ſtark und iſt noch nicht auf ſeinem Höhenpunkte 
angelangt, wie die U-Bootfperre ja auch nur in ihrer diplomatiſchen 
Form und völkerrechtlichen Bedeutung die Sache eines einmaligen 
Entſchluſſes, in Wirklichkeit aber eine tägliche, neue Arbeit iſt. 
Waſſer hat keine Balken. Während die Eroberung einer Provinz, 
etwa des Beckens von Valenciennes, trotz der ſtändigen und täglichen 
Notwendigkeit, dieſe Eroberung an einem entfernteren Graben und 
Schützenlinie zu verteidigen, vergleichsweiſe den Charakter der End⸗ 
gültigkeit zeigt, iſt eine Waffe, wie das U-Boot, zunächſt überhaupt 
nur im Einzelfalle wirkſam. Damit aus ihr das fait accompli, 
der allgemeine Zuſtand, die Sperre als Wirkung wurde, war eine 
außerordentliche Intenſivierung, eine ſyſtematiſche Verteilung der 
Aktionen in der Zeit notwendig. Solche Wirkungen hat der Kreuzer⸗ 
krieg mit U⸗Booten mindeſtens vom Oktober 1916 an ausgeübt. 
Die Franzoſen haben das lange abgeſtritten. Jetzt datiert auch der 
Miniſter Elementel vom Oktober 1916 eine dritte Periode in der 
Handelsgeſchichte des Krieges. 
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Will man das Gemeinſame all der ökonomiſchen Erſcheinungen, 
die jetzt in der dritten Phaſe der franzöſiſchen Kriegswirtſchaft in die 
Erſcheinung treten, kurz zuſammenfaſſen, ſo kann man ſagen, daß 
es ſich jetzt nicht mehr nur um Teuerungen, ſondern um Mangel 
handelt. Die Kriſen, die jetzt in die Erſcheinung treten, ſind keine 
bloßen Preis kriſen mehr, ſondern ausgeſprochene Quantitäts⸗ 
kriſen. Zur Beurteilung des vorausſichtlichen Verlaufs der damit 
eröffneten Zeitläufe iſt es von Wichtigkeit, dieſe Grundunterſcheidungen 
feſtzuſtellen. Während die Finanzkriſe ganz eine Folge und Begleit⸗ 
erſcheinung der vermehrten Einfuhr iſt und bisher wenigſtens nicht 
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dazu geführt hatte, daß die Einfuhr wegen der Höhe der Preiſe und der 
Schwierigkeit in der Bezahlung geringer wurde, iſt die Kohlen⸗ 
kriſe bereits eine Duantitäts: und Ein fuhrkriſe und ganz vom 
Typus der Kriſen, die jetzt kommen. Zeitlich dem Auftreten und 
ſachlich der Erſcheinung nach, in der Mitte zwiſchen ihnen ſteht die 
innere Transportkriſe. Sie iſt einerſeits wie die Finanznot 
eine Folge des erhöhten Kriegsbedarfs, der vermehrten Einfuhr 
und ſtellt die Unzulänglichkeit dort der Geld⸗ und Zahlungsmittel, 
hier der Verkehrs⸗ nnd Transportmittel heraus. Anderſeits aber iſt 
jie wie die Kohlenkriſis eine Einfuhr: und Quantitätskriſis, denn 
wenn die franzöſiſchen Eiſenbahnen die 40—50 000 Waggons, die 
ſie im Ausland beſtellt haben und auf das nötigſte brauchen, er⸗ 
halten hätten, ſo wäre die ganze Verkehrsnot auf gewiſſe Perſonal⸗ 
ſchwierigkeiten, Mängel der inneren Organiſation uſw. beſchränkt 
worden, die allergrößten Schwierigkeiten wären überwunden geweſen. 
Die Kohlenkriſis dagegen darf geradezu als Typus der Quantitäts⸗ 
kriſis betrachtet werden. Bei der franzöſiſchen Kohlenſituation, welche 
die Einfuhr der Hälfte des geſamten Bedarfs aus England nötig 
macht, genügte bereits der U⸗Bootkrieg und die Fracht⸗ 
raumnot in dem Umfange, den ſie ſeit Oktober 1916 
erreichte, um die ſchwerſten Störungen in der Verſorgung und 
direkte Rückwirkungen auf die Kriegsmaterialerzeugung zu zeitigen. 
Je effektiver die Seeſperre ſein wird, um ſo mehr werden Kriſen 
vom Typus der Kohlenkriſe in Frankreich auftreten. In der Hypo⸗ 
theſe einer vollſtändigen Effektivität (Einfuhrverminderung = 100 „%), 
einem Idealfalle alſo, der nicht wirklich zu werden braucht, und 
dennoch auf die Einſtellung der Wirtſchaftspolitik den größten Ein⸗ 
fluß üben kann, da dieſe naturgemäß immer mit dem ſchlimmſten 
Fall rechnen muß, würden die Kriſen vom Typus der Finanzkriſe 
allmählich ganz verſchwinden. In dem Maße, als weniger hereinkommt, 
wird weniger zu zahlen ſein. Die Sorgen um die Beſchaffung der 
auswärtigen Zahlungsmittel werden automatiſch verſchwinden und 
nur noch für den bereits kontrahierten Teil der Schulden fortbeftehen. 
Finanzielle Unterſtützung Frankreichs durch Amerika ohne Waren⸗ 
lieferung iſt darum von geringerem Wert. Auch im Falle der Eiſen⸗ 
bahn kriſis kann eine Verminderung bzw. ein Aufhören der Mehr⸗ 
einfuhr eine gewiſſe Linderung bringen. 

Nun iſt das Stadium gänzlicher Effektivität des UD⸗Bootkrieges 
— in dem die moraliſche Wirkung der Torpedierungen ſo groß iſt, 
daß die Zahl der Schiffe, die zu fahren wagen, immer geringer 
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wird und die Zahl der tatſächlichen Torpedierungen ſich dem Null: 
punkt nähert — bei weitem noch nicht erreicht. Wir befinden uns 
in einem Anfangsſtadium, indem eine größere Zahl von Torpe⸗ 
dierungen wachſende Effektivität der Sperre anzeigt. 

Auch in den Rückwirkungen des U-Bootkrieges auf die innere 
franzöſiſche Wirtſchaft find wir in einer Übergangszeit. In 
ihr ſind die alten Kriſen noch vollſtändig vorhanden, die neuen bereits 
ſehr ſtark wirkſam. So iſt die Eiſenbahnkriſis und innere Verkehrs⸗ 
kriſis durch die Verſtopfung der Häfen noch verſtärkt worden, da aus 
Angſt vor der Sperre zahlreiche Schiffe entluden. Sie iſt weiter 
zugeſpitzt in ihren allgemeinen Wirkungen durch die Verkehrs⸗ 
beſchränkungen (Verminderung der Perſonenzüge, des Paſſagierguts, 
der Entfernungsgrenze für Warenſendungen uſw.). Die Finanznot 
wird in dieſem Stadium durch den U⸗Bootkrieg gleichfalls verſchärft 
durch die bei dem größeren Riſiko ſteigenden Preiſe der amerikaniſchen 
Lieferungen. Anderſeits vermindern ſich bereits die ſichtbaren Vor⸗ 
räte an Rohſtoffen, und die zu erwartenden Minderergebniſſe der 
kommenden Ernte werden eskomptiert. Nicht mit Unrecht überſchrieb 
die „Information“ vom 15. März ihre Darlegungen: „Eine Ara der 
Kriſen“. 


9 


Jede Kriſis trägt bis zu einem gewiſſen Grade ihre Heilmittel 
in ſich. Die Gegenmittel der Kriſen vom Typus der Preiskriſis 
waren Höchſtpreiſe, Organiſationen der Einfuhr, Bedarfsbeſchrän⸗ 
kung uſw. Die Gegenmittel der Kriſen vom Typus der Einfuhr⸗ 
und Quantitätskriſis ſind Förderung der heimiſchen Erzeugung, 
Brockenwirtſchaft, Erſatzmittelwirtſchaft, Umſtellung der Luxusinduſtrie, 
Streckungsmaßnahmen, Erfindungen uſw., vom franzöſiſchen Stand⸗ 
punkt aus formuliert: Annäherung an die deutſche Kriegswirtſchaft, 
Nachahmung des deutſchen Vorbildes. Das iſt eine bittere Erkenntnis; 
und doch iſt die Notwendigkeit der Maßnahme unzweifelhaft. In der 
Kammerdebatte über die Wirtſchaftslage, welche die Autorität des Ka⸗ 
binetts Briand untergrub, hatte de Monzie geſagt, daß Frankreich ohne 
einen völligen Umſchwung in der Organiſation ſeinem wirtſchaftlichen 
Untergange entgegenſchreite. Heute iſt das Eingeſtändnis, daß die 
Orientierung des kriegswirtſchaftlichen Syſtems ſeit Anbeginn falſch 
war, allgemein. „Wir haben in viel zu großem Maße uns aufs Ausland 
verlaſſen zum Schaden unſerer Finanzen, unſeres Kredits und unſerer 
Produktion“ („L’Industriel et le Commergant Frangais“, Paris, 
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14. März). Die Vorwürfe richten ſich unmittelbar gegen die Konjunktur⸗ 
politiker: „Unter dem Vorwande der Renaiſſance des wirtſchaftlichen 
Lebens haben ſie die Hilfsquellen des Landes verſiegen laſſen“; 
Senator Berenger in Paris⸗Midi (hier nach „L’Industriel et le Com.“, 
14. März) ſtellt als Grundſatz auf, daß es im Kriege kein anderes 
„wirtſchaftliches Leben“ geben dürfe. Das iſt von Anfang an die 
deutſche Auffaſſung geweſen. Nichts anderes fordert Chavenon von 
der „Information“, wenn er von der Notwendigkeit eines „ökonomiſchen 
Nationalismus“ ſpricht („Information“, 20. März 1917). Eindring⸗ 
licher als je zuvor ertönt der Ruf nach leitenden Männern, Organi⸗ 
ſatoren. Ihm fällt das Miniſterium Briand zum Opfer. „Fehlen 
uns“, fragt die „Depeche Coloniale“, „Leute, die Hindenburg und 
Groener gleich oder überlegen ſind?“ Der Zweifel am eigenen organi⸗ 
ſatoriſchen Geſchick, die Klage über mangelnde Vorausſicht und 
Ynitiativfraft werden ſtärker nnd übertragen ſich auf Gebiete, auf 
denen die franzöſiſche Staatskunſt ihre Tüchtigkeit für unantaſtbar 
hielt. „Wenn die Deutſchen Nordafrika beſäßen, hätten ſie etwas 
anderes daraus gemacht“, rief in der Kammer Roux“⸗Coſtadeau. 
Wir wollen die Beiſpiele hier nicht häufen, die von der inneren 
moraliſchen Kriſis, welche das U-Boot in Frankreich erregt hat, 
Zeugnis ablegen, aber auch dieſe Seite iſt beachtenswert. Noch 
tröſtet man ſich damit, daß der Franzoſe, wenn auch nicht voraus⸗ 
zuſehen und vorzuſorgen, ſo doch zu improviſieren verſtehe. (Berr im 
„Figaro“, 3. März). 

Allein die organiſatoriſche Seite der Dinge iſt noch nicht einmal 
die ſchwierigſte. Die ganze Frage der Umſtellung der Wirtſchaft 
auf die neueren äußeren Verhältniſſe, die Frage der Förderung der 
heimiſchen Erzeugung iſt im Grunde eine Menſchenfrage. Der 
Krieg hat der franzöſiſchen Wirtſchaft mehr als 5 Mill. Menſchen ent⸗ 
zogen; wie ſoll ſie da nach 32 Kriegsmonaten, da die Front immer 
weitere Anſprüche ſtellt, ihre Produktion um das vermehren, was 
ihr an Einfuhr jetzt entgeht? (Von den Rohſtoffen, die Frankreich 
im Lande überhaupt nicht hervorbringen kann, ſehen wir hier ab.) 
Schon iſt der Prozentſatz der Farbigen und Fremden in den Muni⸗ 
tionsfabriken ſtärker als der der Franzoſen ſelbſt, fo daß es unmög⸗ 
lich iſt, das franzöſiſche Element in ihnen weiter zu ſchwächen. Unter 
den 46 °/o Franzoſen, die noch in den Kriegswerkſtätten arbeiten, 
wächſt der Anteil der Frauen von Tag zu Tag, und auch dieſe letzte 
Hilfsquelle der Frauenarbeit nähert ſich ihrer Erſchöpfung. Die 
Zivildienſtpflicht kann große neue Arbeitermaſſen nicht mehr zeitigen. 
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Es gewinnt den Anſchein, daß die Regierung zufrieden fein wird, 
wenn dieſe Maßnahme ihr 400 —500 000 Menſchen bringt, die fie 
zum Erſatz der Kriegsverwendungsfähigen in Landwirtſchaft, In⸗ 
duſtrie und Kriegsverwaltung braucht. 

Unter den Folgen des U⸗Bootkrieges dürfte ſich der Mangel an 
Menſchen und Arbeitskräften als die allgemeinſte Folge erweiſen. 
Nicht mit Unrecht hat man geſagt, daß einer der größten Dienſte, 
den die amerikaniſche Regierung Frankreich erweiſen kann, die Ent⸗ 
ſendung von 200—300 000 geſchulten Arbeitern wäre („Informa⸗ 
tion“, 11. März). 
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Neuere Urteile über die Staatliche 
Theorie des Geldes 
Von Alfred Schmidt ⸗Eſſen 


Inhaltsverzeichnis: Krieg und Geldtheorie S. 375. — Zwei ſymptomatiſche 
Neuerſcheinungen S. 376. — Staatliche Theorie und Praxis S. 377. — 
Staatliche Theorie und wirtſchaftliche Theorie S. 378—379. — Möglichkeit 
eines objektiven Geldbegriffs S. 377—379. — Logik und falſche Vorſtellungen 
S. 381—382. — Das „Problem des Endes“ S. 382—383. — Edelmetall 
und Staatliche Theorie S. 383. — Definitives und proviſoriſches Geld 
S. 883 — 385. — Die „endliche Befriedigung“ S. 383—384. — Die ſtaatliche 
Bedingtheit der individuellen Befriedigung S. 886. — Der Einzelne und der 
Staat. Der Staat als Letztes S. 385. — Kein „Opfer“ der Gel dabgabe 
S. 388. — Auch die metalliſche Befriedigung ſtaatlich bedingt S. 386—387 
— Die Entgoldung Indiens S. 389—390. — Die Erklärung der geſchicht⸗ 
lichen Erſcheinungen durch beide Theorien S. 390 —391. — Grundlegende 
Kennzeichnung der Staatlichen Theorie S. 391—393. — Forderungen an den 
Akademiſchen Unterricht S. 393. — Der Weg zur Einigung: Der Nomi⸗ 
nalismus wird von den älteren Lehren geſucht. Unmöglichkeit eines dritten 
Standpunktes S. 393—394. j 


Wen nicht alle Zeichen trügen, dann ſind wir in der Geldtheorie 
an einem entſcheidenden Wendepunkt angelangt. Schon vor dem 
Kriege war zu beobachten, daß ſich die Staatliche Theorie des Geldes 
von Jahr zu Jahr mit größerem Erfolg durchſetzte. Sie kräftigte ſich 
unaufhörlich mit empiriſchen Beweiſen, und die Politik der Zentral⸗ 
banken bewegte ſich immer mehr in ihren Bahnen. Der Krieg hat 
dieſe Entwicklung zum Abſchluß gebracht. Er hat uns eine Fülle 
von Erfahrungen geſchenkt, die die Staatliche Theorie als richtig be⸗ 
ſtätigen, zu den metalliſtiſchen Lehren aber in handgreiflichem Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. Unter dem Zwang der neueren, geldpolitiſchen Ent⸗ 
wicklung waren die Metalliſten ſchon in den letzten Friedens jahren 
an der Arbeit, ihre Anſchauungen einer Reviſion zu unterziehen, 
wobei ſie ſich der Staatlichen Theorie ſichtlich immer mehr näherten. 
Der Krieg hat dieſen Prozeß des Umlernens und Angleichens be- 
ſchleunigt, ſo daß der Augenblick nicht mehr fern ſcheint, wo die An⸗ 
erkennung der Staatlichen Theorie wenigſtens in ihren Grundlehren in 
der Publiziſtik wie auf den akademiſchen Lehrſtühlen eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit iſt. 

Als ſymptomatiſch für dieſe Lage find, abgeſehen von zahl- 
reichen Außerungen der Tagespreſſe, zwei Neuerſcheinungen bemerkens⸗ 
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wert!. Der Verfaffer der einen Schrift, Dr. Bendixen, war zwar 
ſchon vor dem Kriege Anhänger der Staatlichen Theorie, ging aber 
urſprünglich vom Metallismus aus. Er iſt nicht etwa, wie man 
mitunter lieſt, ein Schüler Knapps, ſondern nahm, ein Praktiker, 
der, als er ſich ſeine Ideen vom Geld bildete, von Knapp nichts 
wußte, die neue Lehre vollinhaltlich an, und gerade das ſpricht in 
dieſem Falle beſonders beweiskräftig für die Staatliche Theorie. Kenn⸗ 
zeichen einer guten Theorie iſt nach Bendixen, daß ſie ſich praktiſch 
bewähre; er iſt in erſter Linie Währungspolitiker. So weht denn 
auch aus ſeiner neuen Schrift friſche Gegenwartsluft; die brennenden 
Tagesfragen werden in konkreter Form behandelt, die induktive Me⸗ 
thode waltet vor. Moll dagegen hat ſich erſt während des Krieges 
zu einer nominaliſtiſchen Auffaſſung entwickelt. Er iſt heute im 
Grunde genommen ebenfalls Vertreter der Staatlichen Theorie, verſucht 
aber, den Abbruch der letzten Brücken zum Metallismus, von dem er 
herkommt, zu vermeiden. Darum bleibt er in Halbheiten und Wider⸗ 
ſprüchen befangen. Die Schrift iſt recht eigentlich typiſch für den 
Weg, den der Metallismus bis zum heutigen Tage zurückgelegt hat. 
Im Gegenſatz zu Bendixen huldigt Moll einer abſtrakten, rein deduk⸗ 
tiven Arbeitsweiſe. Nicht aus der Empirie ſchöpft er, ſondern aus 
der Dogmengeſchichte: er ſchreibt über Geſchriebenes. Daraus erklärt 
ſich eine gewiſſe Blutleere und Bläſſe der entwickelten Gedanken, oft 
auch eine ſeltſame Weltfremdheit und Verjtiegenheit®. Er betont 
ausdrücklich ſeine völlige Gleichgültigkeit gegenüber der praktiſchen 
Brauchbarkeit einer Theorie. 

Deſſenungeachtet begeht er die Inkonſequenz, der Staatlichen 
Theorie zum Vorwurf zu machen, ſie wiſſe keine Antwort auf die 
Zweckmäßigkeit eines Geldſyſtems “. Sehr zu Unrecht, denn gerade 


1 Friedrich Bendixen, Währungspolitik und Geldtheorie im Lichte des 
Weltkrieges. München und Leipzig, 1916. Duncker & Humblot. — Ahnliche 
Forderungen wie Bendixen für das deutſche Geldweſen vertritt Leopold 
Kovacs (Die Unabhängigkeit des Banknotenumlaufes vom Golde. Graz 1916) 
für Oſterreich⸗Ungarn. 

Bruno Moll, Logik des Geldes. München und Leipzig, 1916. Duncker 
& Humblot. 

2 Molls Sinn für „poetiſche“ Darſtellung, wie er ihn u. a. in dem nicht 
das geringſte zur Sache beitragenden, aber ganze zehn Seiten füllenden Kapitel 
über Adam Müller betätigt, lenkt ihn oft von ſachlicher Prüfung ab. Hierhin 
gehört auch ſein Lob für ſchöne, „geſchloſſene“ Hypotheſen. Der Forſcher will 
Wahrheit. Molls Ausflüge ins Metaphyſiſche, ſeine kosmiſchen Vergleiche ſind 
Ballaſt und erſchweren die Erfaſſung des ſachlichen Kernes. 

8 S. 9, S. 47. Ferner verwiſcht er nicht allein die bei Knapp bewun⸗ 
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in der erſtaunlich fruchtbaren Anwendung auf die praktiſchen Fragen 
des Geldweſens erweiſt die Staatliche Theorie ihre Richtigkeit und 
Lebens fähigkeit. An und fiir fic) iſt ja eine erfolgverheißende Arbeit 
hier erſt möglich, wenn man über das Weſen des Geldes klare Vor⸗ 
ſtellungen hat und das Wichtige vom Nebenſächlichen zu trennen weiß. 
Im einzelnen ſetzt die Staatliche Theorie insbeſondere die Bedeutung 
des Metalls für die Praxis des Geldweſens ins rechte Licht und 
betont die ungemein große, durch den Krieg in überraſchender All⸗ 
gemeinheit und Mannigfaltigkeit der Formen beſtätigte Notwendigkeit 
einer exodromiſchen Verwaltung. Da ſie vornehmlich den modernen 
Staat im Auge hat, ſo folgt aus ihr mittelbar die Verneinung des 
Rechtes des Einzelnen auf Gold. An den Staat aber richtet ſich die 
Forderung einer dem Weſen des modernen Staates als Organifation 
der Geſamtheit entſprechenden Verwaltung. Demnach iſt der Miß⸗ 
brauch des Geldweſens zur Aufbringung von Geldmitteln verwerflich 
und unvernünftige Geldſchöpfung überhaupt. Im übrigen kommt es 
ſtets auf den einzelnen Fall an. Für das Geldweſen eines Staates 
wie Mexiko kommen natürlich ganz andere Geſichtspunkte in Frage 
als für dasjenige eines wohlgeordneten Gemeinweſens wie Deutſch⸗ 
land. Die Notwendigkeit der Beſchaffung von Gold iſt für einen 
Staat, deſſen Valuta tief im Kurs ſteht, anders zu beurteilen als 
für einen Staat mit günſtigen Deviſenkurſen. Im Kriege haben wir 
die Erfahrung gemacht, daß die Staaten in zwei Gruppen zerfielen 
in goldhungrige und goldüberſättigte. Knapp ſelbſt war bei Abfaſſung 
der Staatlichen Theorie Anhänger der Goldwährung, der damaligen 
Lage der Dinge entſprechend. Eine neue Situation hat der Krieg 
geſchaffen, die anders beurteilt ſein will. Von der Theorie kann 
man nur verlangen, daß ſie die Geldpolitik aller Staaten in ihren 
mannigfaltigen Formen reſtlos erklärt. 


derungswürdig durchgeführte Trennung zwiſchen theoretiſcher und publiziſtiſcher 
Arbeitsweiſe (S. 9, 78), ſondern erörtert auch ſelbſt eine Reihe rein praktiſcher 
Fragen. Sache des Praktikers iſt es zum Beiſpiel, wie den S. 84 erörterten 
Gefahren der Konzentration an einer Stelle, die für jede Vorratswirtſchaft (ob 
in Gold oder Getreide) gelten, vorgebeugt werden kann, etwa durch örtlich ge⸗ 
trennte Aufbewahrung. Auch Bendixens Erwägung (S. 11), wonach vor dem 
Krieg drei ſehr wohlhabende preußiſche Staatsangehörige imſtande geweſen wären, 
durch Zurückziehung ihrer Depoſiten in Gold die Reichsbank lahmzulegen, 
gehört hierhin. — Moll lehnt die Behandlung der dynamiſchen Probleme ab, 
deren Schwierigkeiten er überſchätzt. Die Betrachtungen über die Zweckmäßigkeit 
eines Geldſyſtems führen aber tief hinein in die Dynamik. Er dürfte es daher, 
wenn er konſequent wäre, Knapp nicht verübeln, daß dieſer ſich in weifer Be⸗ 
ſchränkung mit der Statik begnügt. 


378 Alfred Schmidt [940 


Gewiß bietet ſich der wiſſenſchaftlichen Forſchung in der Ab⸗ 
leitung der Regeln, nach denen eine geſunde Geldverwaltung zu 
arbeiten hat, ein weites, faſt noch jungfräuliches Feld der Tätigkeit. 
Sie täte beſſer, hier kräftig einzuſetzen, anſtatt immer wieder, ohne 
Ausſicht auf Gewinn, das von Knapp vollſtändig gelöſte ſtatiſche 
Problem zu behandeln. Einer wirtſchaftlichen Theorie des Geldes 
widerſpricht Knapps Lehre keineswegs, wie Bendixen betont !, ſondern 
fundamentiert ſie vielmehr. Sie beginnt da, wo Knapp aufgehört 
hat?. „Den Ausbau mögen andere vollenden“, heißt es im Vorwort 
der Staatlichen Theorie, und Knapp hat von vornherein Raum für 
einen derartigen Aus⸗ und Anbau gelaſſen. Die Staatliche Theorie 
hat eine wirtſchaftliche Theorie überhaupt erſt möglich gemacht. Das 
Problem der Geldſchöpfung, die Kernfrage der wirtſchaftlichen Be⸗ 
trachtung des Geldes, hat die alte Lehre nicht einmal formulieren 
können?. Indem Bendixen, von Knapp ausgehend, es tat, hat er 
die Geldtheorie mächtig gefördert und ihr ganz neue Wege gewieſen, 
ein Verdienſt, das nicht leicht überſchätzt werden kann. Die Er⸗ 
fahrungen des Krieges drängen auf eine weitere Vertiefung der 
Geldſchöpfungsfragen, aber in der Auffaſſung des Geldes als Legiti⸗ 
mation zum Empfang von Gegenleiſtungen auf Grund von Vor⸗ 
leiftungen*, in der Beurteilung eines Geldſyſtems nach Maßgabe 
deſſen, ob es jede Einwirkung auf die Preiſe von der Seite des 
Gelder ausfchließt?, endlich in der Analyſe der einzelnen Arten der 
Geldſchöpfung durch Bendixen, iſt bereits ein feſter Boden vorhanden“. 


1 a. a. O. S. 94/95. 2 a. a. O. S. 86. 

3 d. a. O. S. 94. S. 89. s S. 88. 

6 Bezeichnend dafür, zu welchen unheilvollen Folgerungen für die Praxis 
des Geldweſens man gelangt, wenn man von ungenügend geklärten Vorſtellungen 
vom Gelde ausgeht, iſt Molls Kapitel über die „Fundierung“ des Geldes 
(S. 95 ff.). Er verfällt in den alten Fehler, der ſich in der Geſchichte des Geldes 
von jeher als verhängnisvoll erwieſen hat, die Fundierung unter dem Geſichts⸗ 
punkt der Befriedigung oder Sicherung des einzelnen Geldbeſitzers aufzufaſſen. 
Das war zur Zeit der erſten Anfänge des Papiergeldes einmal richtig, iſt in⸗ 
zwiſchen aber durch die Entwicklung überholt worden. Heute muß die Frage 
lauten: Bietet die jeweilige Art der Fundierung eine Gewähr für vernünftige 
Geldſchöpfung, und wie wirkt ſie auf dieſe ein? Es iſt daher irreführend, von 
Fundierung auf das Verkehrsbedürfnis, nach dem ſich ja letzten Endes die Geld⸗ 
ſchöpfung zu richten hat, zu ſprechen. Fundierung auf Grundftüde erſcheint, 
einerlei, ob man die eventuelle Liquidität in Frage zieht, als verkehrt, weil jeder 
Zuſammenhang zwiſchen Geldſchöpfung und dem Bedarf der Volks wirtſchaft an 
Geldzeichen fehlt. Das gleiche gilt von Fundierung auf Gewerbebetrieb und 
Staatspapiere. Anders liegt der Fall bei Fundierung auf kaufmänniſche Wechſel. 
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Die Erfolge Bendixens in der Entwicklung der Anfänge einer all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Geldlehre ſind zugleich Erfolge der Staat⸗ 
lichen Theorie, auf der ſie fußt. Das gilt auch von ihrer An⸗ 
wendung im einzelnen auf die durch den Krieg entſtandene geld: 
politiſche Lage und die Neuordnung des deutſchen Geldweſens nach 
Friedensſchluß. Die Anhänger Knapps werden je nach Temperament 
und Anſchauungen über das nach dem Kriege einzuſchlagende Tempo 
der Reformen verſchiedener Meinung ſein. Man kann, auf der 
Grundlage der Staatlichen Theorie ſtehend, liberale oder konſervative 
Anſichten vertreten, je nachdem man ſich für möglichſte Anknüpfung 
an die beſtehenden Einrichtungen oder beſchleunigte Neugeſtaltung 
entſcheidet. Aber über die großen Richtlinien wird man mit Bendixen 
einer Meinung ſein. 

Als markanteſter Vertreter jener ſtändig wachſenden Richtung, 
der die Staatliche Theorie bereits „die Elementarlehre des Geldes 
iſt, über die man jo wenig ſtreitet wie über das Einmaleins !“, und 
der ſie als ſelbſtverſtändliches und unentbehrliches Handwerkszeug für 
die noch im einzelnen zu löſenden, geldlichen Probleme wiſſenſchaft⸗ 
licher wie praktiſcher Art dient, iſt Bendixen im Rahmen dieſer Ab⸗ 
handlung hinreichend gekennzeichnet. Ein weiteres Eingehen auf ſeine 
neue Schrift würde unſere Aufgabe überſchreiten. Dagegen erfordert 
die an bleibendem Wert zweifellos hinter die Leiſtung Bendixens weit 
zurücktretende Schrift Molls eine nähere Betrachtung als charakteriſtiſch 
für jene Metalliſten von ehemals, die in der gegenwärtigen, kritiſchen 
Stunde der Geldtheorie im Begriffe ſind, den letzten Schritt zum 
Nominalismus zu tun. Molls Abhandlung ſtellt einen Verſuch dar, 
durch ein Kompromiß der ſchiefen Lage zu entrinnen, indem er vom 
Metallismus zu einem grenzenloſen Relativismus flüchtet. 

Nach Moll iſt es nicht möglich, einen Geldbegriff aufzuſtellen, 
der Anſpruch auf Allgemeingeltung machen kann. Der Beweis hier⸗ 
für iſt Moll völlig mißglückt'. Einen Begriff formulieren, heißt die 


Wie Bendixen nachgewieſen hat, ſind hier gewiſſe Normen für die Geldſchöpfung 
gegeben. Sieht man in der Fundierung eine Sicherung für den einzelnen Geld⸗ 
beſitzer, ſo wird man zu falſcher Geldkreation verleitet. Von der Geldſchöpfungs⸗ 
lehre ausgehend, iſt es möglich, den berechtigten Kern der Quantitätstheorie 
(ſ. Moll S. 102) herauszuſchälen. Zwanglos findet ſie wie alle älteren Lehren 
Unterkunft in der Staatlichen Theorie. 

laa. O. S. 86. 

2 Der Geldbegriff „iſt“ nicht, ſondern „wird gedacht“. Daraus folgert 
Moll, daß der von einem alten Fachgelehrten aufgeſtellte Begriff gleichzuſetzen 
iſt mit dem eines Gelehrten, der das Geld ſtets nur „nebenbei erledigt“ hat 


~ 
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weſentlichen Merkmale auf Grund empiriſcher Forſchung und unter 
Anwendung der formalen Logik auffinden und zuſammenfaſſen. 
Warum ſollte das gerade beim Gelde und nur bei ihm nicht mög⸗ 
lich ſein? Schon der allgemeine Gebrauch des Wortes „Geld“ ſetzt 
eine tatſächlich bereits beſtehende Einigung über die weſentlichen 
Eigenſchaften des Geldes voraus, ohne daß ſich das Publikum wie 
auch die Praktiker im beſonderen darüber klar zu ſein brauchen und 
zu ſein pflegen. Aufgabe des Theoretikers iſt es, dieſe weſentlichen 
Eigenſchaften, die in den Dingen ſelbſt liegenden Normen, mit den 
nur ihm zur Verfügung ſtehenden Mitteln und Methoden aufzudecken !. 


(S. 22). Die Vorſtellungen irgendeines Bankbeamten vom Gelde ſetzt er als gleich⸗ 
berechtigt neben die Begriffsbeſtimmung des Theoretikers. Man iſt faſt verſucht, 
auch noch die Anſichten eines Marktweibes über die eingehandelten Kupferpfennige 
in Parallele zu ſtellen. Der Juriſt hat einen anderen Begriff vom Gelde als 
der Nationalökonom, ſchreibt Moll, und vergißt, daß es außerdem noch eine 
Entſcheidung darüber gibt, ob das Geld eine juriſtiſche oder ökonomiſche Kategorie 
iſt. So wird der „Baum“ beiſpielsweiſe anders beurteilt vom Juriſten, National⸗ 
ökonomen, Maler, Dichter, Holzhändler und Botaniker. Bei Ableitung des all ⸗ 
gemeinen Begriffs des Baumes aber beſteht kein Zweifel, daß er in das Gebiet 
der Botanik gehört. Die Gelddynamik baut ſich auf den Grundbegriffen der 
Statik auf; hier beſteht kein Gegenſatz (ogl. Moll a. a. O. S. 22). Moll be⸗ 
hauptet, man gebe dem Studenten eine andere Formel als dem fertigen Ge⸗ 
lehrten, was gegen die Möglichkeit der Aufſtellung eines allgemeinen Geldbegriffes 
ſpreche (S. 24). Nun erleichtert man zwar dem Studenten die Erfaſſung der 
weſentlichen Geſichtspunkte durch gewiſſe techniſche Bereinfachungen. Die weſent⸗ 
lichen Merkmale aber bleiben dieſelben, müſſen dieſelben bleiben, wenn die Wahrheit 
nicht gefälſcht werden ſoll. So erhält im Grunde genommen der Student doch 
dieſelbe Formel wie der fertige Gelehrte. S. 19 führt Moll die Möglichkeit 
einer weiteren und engeren Faſſung des Geldbegriffes, entſprechend den vere 
ſchiedenen hiſtoriſchen Wirtſchaftsſtufen, gegen die Beanſpruchung allgemeiner 
Geltung für die Gelddefinition ins Feld. Hier liegt jedoch nur ſcheinbar ein 
Widerſpruch vor. Auch wenn man der Meinung iſt, daß ein ganz weitgefaßter 
Geldbegriff das „Tauſchmittel“ früherer Zeit einzuſchließen habe, wird man nicht 
leugnen können, daß das „chartale Zahlungsmittel“ ſo zahlreiche, entſcheidende 
Merkmale aufweift, die ihm allein zukommen, daß es eine Sonderſtellung als 
Unterabteilung beanſpruchen muß. Alles, was die Staatliche Theorie über das 
chartale Zahlungsmittel ſagt, behält ſeine Gültigkeit. Mit einer einſeitigen Geld⸗ 
auffaſſung wird man nach Moll zwar für manche Erſcheinung des Geldweſens 
„nicht leicht die Erklärung finden“, aber dennoch „imſtande ſein, ſich durch alle 
die mannigfachen Phänomene des Wirtſchaftslebens einigermaßen hindurchzufinden“ 
(S. 28). Auf das „wie“ kommt es aber an! Eine fold „einſeitige“ Geld⸗ 
auffaflung, die viele Erſcheinungen des Geldweſens nicht erklären kann, ſich aber 
doch „einigermaßen“ hindurchwindet, wird gerade dadurch als unbrauchbar und 
falſch gekennzeichnet. 

1 a. a. O. S. 20 führt Moll eine Reihe ſtichhaltiger Argumente, die gegen 
ſeine Auffaſſung ſprechen, ſelbſt an, ohne ſie widerlegen zu können. 
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„Es ſcheint uns ...,“ ſchreibt Moll !, „als ob auch die National: 
ökonomie und überhaupt die wirtſchaftlich denkenden Menſchen trotz 
aller Kontroverſen über ihre Grundbegriffe und Grundſätze gewiſſe 
Normen anerfennten ..... Man kann von wirtſchaftlichem Denken 
und von wirtſchaftlichen Vorſtellungen ſchlechthin reden. Menſchen, 
die die Vorausſetzungen des Privateigentums, der Arbeitsteilung, der 
Verkehrsfreiheit und der Geldwirtſchatt als etwas Selbſt⸗ 
verſtändliches ihrem Denken zugrunde legen, müſſen mit Notwendigkeit 
zu beſtimmten, allgemeinen, gleichen Poſtulaten betreffs der Einrichtungen 
und Phänomene des Wirtſchaftslebens gelangen; zum Beiſpiel auch 
betreffs ſolcher Eigenſchaften des Geldes, die auf den erſten Blick nicht 
mit dem Begriffe der Geldwirtſchaft gegeben erſcheinen.“ Man be⸗ 
greift nicht, warum Moll dieſe richtigen Sätze nicht auf die Formu⸗ 
lierung eines allgemeinen Geldbegriffs anwendet. Er merkt gar nicht, 
daß er ſich ſelbſt den Boden abgräbt. Es iſt überhaupt reine Willkür, 
wenn er ſeine Einwendungen gegen den objektiven Geldbegriff auf 
dieſen beſchränkt, anſtatt die gleichen Hebel ganz allgemein gegen alle 
Begriffe anzuſetzen. Die anderen Begriffe (Eigentum, Wirtſchaft uſw.) 
gebraucht er bedenkenlos als gegeben und ſelbſtverſtändlich. Befolgt 
man die Methode Molls, indem man irgendeinen dieſer zahlloſen 
Begriffe herausgreift, um die allgemeinen, gegen jede objektive 
Begriffsbeſtimmung gerichteten Einwände geltend zu machen, ſo iſt 
damit jedes wiſſenſchaftliche Arbeiten unmöglich gemacht. Betrach⸗ 
tungen, die auf Begriffen fußen, denen wie Molls Geldbegriff? nur 
private Geltung, zukommt bilden ein reines Privatvergnügen“. 

Über das Weſen „wirtfchaftlicher Logik“ hat Moll ſehr merk: 
würdige Vorſtellungen. Mögen die im Unterbewußtſein des Volkes 
vorhandenen Auffaſſungen von Geld und Geldeswert ſachlich begründet 
fein oder nicht, er bezeichnet fie unterſchieds los als Logik, die ſich durch⸗ 
tete‘. Wir aber pflegen zu trennen zwiſchen wirklicher Logik und 

1 a. a. O. S. 59. 2 a. a. O. S. 24. 

2 Molls Konſtruktion des Geldbegriffes fällt denn auch danach aus. Stellen 
wie „bewegliche Objekte“ und „zuweilen darüber hinaus“ ſind dehnbar wie Gummi 
und ſagen alles und wieder nichts. — Die Unzulänglichkeit menſchlichen Könnens 
und Wiſſens berechtigt allerdings, von einer Relativität der Begriffe in anderem 
Sinne zu reden. Wenn die Forſchung neues Material zutage fördert, das mit 
den überkommenen Formeln nicht erſchloſſen werden kann, oder wenn Verſtöße 
gegen die formale Logik nachgewieſen ſind, dann iſt es an der Zeit, nach neuen 
Formulierungen zu ſuchen. 

* So wenn er den ,fdeinbaren Aberglauben“ der 8 Volksmaſſe S. 61 
Logik nennt. Oder wenn er in gänzlich unverſtändlichen Ausführungen S. 72 
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Anſchauungen, die ſich kraft des Trägheitsmoments durch die Jahr⸗ 
hunderte fortſchleppen, die vielleicht in früheren Zeiten und Ver⸗ 
hältniſſen als Logik anzuſprechen waren, die aber infolge der fort⸗ 
geſchrittenen Erkenntnis heute nicht die Spur von Logik mehr be⸗ 
deuten. Aufgabe der Wiſſenſchaft iſt es gerade, aufzuzeigen, wo die 
Trennungslinie zwiſchen dieſer wirklichen und ſcheinbaren Logik läuft, 
und ſo dazu beizutragen, daß jene rudimentären, ſchädlichen Vorſtel⸗ 
lungen möglichſt raſch beſeitigt werden. Sie ſind Ballaſt und hemmen 
den Fortſchritt. 

„Das Problem des Endes“, dem Moll ſeine Abhandlung widmet, 
„das Rätſel, deſſen Löſung über die Macht unſeres wirtſchaftlichen 
Denkens hinauszugehen ſcheint“ !, das „die Vernunft mit ſich ſelbſt 
in Widerſtreit“ bringt, „wenn man es ſtreng rationell zu löſen ver⸗ 
ſucht“?, iſt in Wirklichkeit längſt gelöſt. Und zwar handelt es ſich 
um eine höchſt einfache Sachlage, an der nichts ſchleierhaft iſt; nur 
ſein unhaltbarer Relativismus hindert Moll daran, dies zu erkennen. 
Nehmen wir die Löſung vorweg, wie ſie ſich aus der Staatlichen 
Theorie ergibt ?. Diejenige Unterſcheidung, auf die es in erſter Linie 
ankommt, weil ſie geradeswegs auf den Kern der Sache leitet, glaubt 
er in einer Anmerkung“ abtun zu können. Er ſchreibt: „Auch Knapp 
leugnet nicht, daß das Metallgeld wertvolle Platten hat, er behauptet 
nur, daß der Stoffwert dieſer Platten gleichgültig ſei für den Be⸗ 
griff des Geldes. In Wirklichkeit bildet er den Begriff des Geldes 
ſo, daß dieſer den Stoffwert der Platten nicht als weſentlich mit 
umfaßt. Dies kommt zum Teil auf einen Wortſtreit hinaus, ander ⸗ 
ſeits ſteckt aber im Geldbegriff ſtets ſchon eine Theorie: In dieſem 
Falle die Hypotheſe, daß wertvoller Stoff im allgemeinen für die 
Geldfunktion nicht nötig, und daß daher Papiergeld an ſich ein dem 
metallenen durchaus ebenbürtiges Geld ſei.“ Den Beweis für den 
„Wortſtreit“ bleibt Moll ſchuldig, der Gegenbeweis iſt bereits mit 
der Beleuchtung von Molls Relativismus geführt. Was Moll als 
Hypotheſe bezeichnet, daß iſt empiriſch einwandfrei feſtgeſtellt. Metall⸗ 


von einer auf bloßem Glauben begründeten, ſachlich höchſt zweifelhaften 
„logiſchen Möglichkeit“ redet. z 

1 a. a. O. S. 29. 2 d. a. O. S. 56. 

2 Moll meint zwar, Knapp habe ſich mit der ganzen Frage nicht befaßt, 
um jedoch an anderer Stelle einzuräumen, die Staatliche Theorie entſpräche, vom 
Geſichts punkt der Befriedigung des einzelnen Geldbeſitzers aus betrachtet, der 
„Anweiſungstheorie“, und ſich mit Knapp in bezug auf eine ganze Reihe von 
Einzelheiten auseinanderzuſetzen. 

‘aa. O. S. 36/37. 
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geld wie Papiergeld müſſen als Geld von einer Definition erfaßt 
werden, und das iſt eben die Definition der Staatlichen Theorie. 
Knapp leugnet nicht, daß der Beſitzer von Metallgeld die Möglichkeit 
zweifacher Befriedigung hat. Er kann das Geldſtück als Geld ver⸗ 
wenden, und er kann es nach dem Material verwerten, iſt alſo doppelt 
geſichert. Man fragt ſich verwundert immer wieder, ob denn dieſe 
Unterſcheidung wirklich ſo ſchwierig iſt, daß immer noch Ströme von 
Tinte darüber vergoſſen werden!. 

Die Unterſcheidung zwiſchen „lytriſcher“ und „platiſcher“ Ver⸗ 
wendung des einzelnen Geldſtückes, die Klarſtellung der Rolle des 
Goldes als Mittel der Deviſenpolitik, endlich die Herleitung des 
modernen Geldweſens aus älteren Zahlungsſtufen, wo das Edelmetall 
ausſchlaggebend war, ſeitens der Staatlichen Theorie des Geldes, das 
alles trägt den Eigenſchaften und der Bedeutung des Edelmetalls 
vollſtändig Rechnung. Was von den Lehren des Metallismus zutrifft, 
iſt vollkommen herausgeſchält. Hier iſt die Stelle, wo der 
Metallismus die Brücke zum Nominalismus, zu dem er ſich 
naturnotwendig fortentwickelt, ohne weiteres findet. Man könnte hier 
mit Leichtigkeit die ganze rieſige Literatur über die Eigenſchaften des 
Edelmetalls als Rieſenanmerkung einfügen. Da aber Moll ſelbſt 
einräumt, daß das Kapitel über die Edelmetalle bis zur Banalität 
abgeklappert iſt, ſo kann man ſich nur freuen, daß Knapp durch 
Weglaſſen dieſer überflüſſigen Belaſtung es vermieden hat, die klare 
Syſtematik ſeines Werkes zu beeinträchtigen“. 

Weiter macht Moll? die Unterſcheidung Knapps zwiſchen 
„definitivem“ und „proviſoriſchem“ Geld zum Gegenſtand der Kritik. 
Dieſe Unterſcheidung hat zunächſt juriſtiſche Bedeutung. Ferner 
hat Knapp eine Analyſe der verſchiedenen Geldverfaſſungen gegeben, 
und zu dieſem Zwecke empfahl ſich, im Rahmen der übrigen not⸗ 
wendigen Fachausdrücke, die Wahl beſonderer termini technici, 
ſelbſt wenn an ſich wirklich mit „einlösbar“ oder „uneinlösbar“ 
dasſelbe geſagt wäre. 


1 Es gibt ja ſo viel Vergleichspunkte. Für die Definition des „Gefäßes“ 
beiſpielsweiſe iſt es gleichgültig, ob das Gefäß aus Gold oder Ton hergeſtellt iſt. 
Gehen die Gefäße entzwei, ſo bleibt in einem Fall noch der Metallwert, im anderen 
Fall bleiben wertloſe Scherben. Ob es ſich empfiehlt, für den Fall, daß der 
Gefäßwert zerſtört wird, eine Sicherung durch den Materialwert zu ſchaffen, iſt 
eine beſondere Frage der Zweckmäßigkeit. 

2 Eben dies Recht der Abgrenzung nimmt Moll a. a. O. S. 11 ff. für 
ſich ſelbſt in Anſpruch. 

2 S. 42. 
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Ganz unverftändlich ift der Verſuch Molls, auf die Frage, warum 
in dieſem Staat Papiergeld definitiv, in jenem proviſoriſch iſt, eine 
Antwort auf rein deduktivem Wege zu finden, ohne auf die tatſächlichen 
Verhältniſſe in jedem beſonderen Fall einzugehen. Die Außerungen 
Molls ſind ſo charakteriſtiſch für eine gewiſſe Methode, „wiſſenſchaftlich“ 
zu arbeiten, daß wir es uns nicht verſagen können, die merkwürdigſten 
Stellen hier wiederzugeben: „Warum waren die Goldſtücke bei uns 
definitiv?» Warum in Öfterreih die Banknoten? Warum waren 
unſere Geſetze ſo, warum verfuhr unſere Verwaltung derartig, warum 
ließ die öſterreichiſche Rechtsordnung anderes zu? Welches ſind die 
bewußten oder unbewußten Motive, die zu dieſer oder jener Geſetzgebung 
und Verwaltungspraxis geführt haben? Und mit dieſen Fragen ge⸗ 
langt man in die Tiefen des ſtatiſchen Geldproblems. Dieſe Fragen 
aber hat Knapp nicht aufgeworfen. Man braucht das gewiß nicht für 
einen Mangel dieſes Buches zu halten, das abſichtlich eine einſeitige 
Frageſtellung mit äußerſter Konſequenz verfolgt hat. Knapp hat 
beſtehende Geldverfaſſungen analyſiert, aber die Fragen beiſeite gelaſſen, 
die man mit den metaphyſiſchen in der Philoſophie vergleichen könnte. 
Der Nationalökonom und auch der denkende Laie empfindet von Zeit 
zu Zeit jenes ‚metaphyſiſche Bedürfnis“; er muß nach dem ‚Warum‘ 
fragen, nach der Kauſa, dem primum movens 1.“ Wen das „warum“ 
hier intereſſiert, der tut beſſer, anftatt „metaphyſiſche Bedürfniſſe“ zu 
empfinden, ſich in die Geſchichte des Staates, deſſen Geldweſen ihn 
reizt, zu vertiefen. Tauſenderlei Gründe ſind es, die einen Staat zu 
Anderungen des Geldſyſtems bewegen; die geſamte wirtſchaftliche und 
politiſche Lage, glückliche und unglückliche Kriege ſpielen dabei eine 
Rolle. Es kann unmöglich Aufgabe einer allgemeinen Theorie ſein, 
mehr zu tun, als dies feſtzuſtellen. Das übrige iſt Spezialarbeit, 
muß der Einzelforſchung überlaſſen bleiben; nur dürfen deren Er⸗ 
gebniſſe der allgemeinen Theorie nicht widerfprehen?. Moll irrt 
gewaltig, wenn er meint, die Staatliche Theorie hätte ſolcher ſelbſt⸗ 


1 a. a. O. S. 43/44. 

2 Man überlege nur, wie z. B. Deutſchland dazu gekommen ift, die Noten⸗ 
einlöſung einzuſtellen. Die Notwendigkeit, das Gold, dieſen Nationalſchatz, der 
dem Staate zu Zwecken der Deviſenpolitik und der Begleichung von Waren⸗ 
einfuhr wertvolle Dienſte in und nach dem Kriege zu leiſten berufen iſt, dahin 
zu bringen, wo er am zweckmäßigſten verwendet werden kann, in die Hand des 
Staates, ſchien plötzlich allen ſonnenklar. Bis dahin hatte die Macht der Ge⸗ 
wohnheit, die im Geldweſen wie überall eine gewichtige Rolle ſpielt, die Durch⸗ 
führung dieſer vernünftigen Maßnahmen verhindert, und ein unmittelbarer 
dringlicher Anlaß zu einer ſolchen Anderung lag auch nicht vor. 


* 
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verſtändlichen und im Grunde unfruchtbaren Erwägungen halber 
„revidiert werden müſſen, wenn dieſe Probleme ihren Autor beſchäftigt 
hätten“ !. 

Die Staatliche Theorie erklärt nach dem Vorigen die unter Um⸗ 
ſtänden vorhandene metalliſche Befriedigung des einzelnen Geldbeſitzers 
reſtlos und erſchöpfend. Weit wichtiger aber und für die Geldeigenſchaft 
allein in Frage kommend iſt die in der Geldfunktion liegende Befriedi⸗ 
gung: in der Verwendung des Geldes zum Erwerb von Waren und 
Leiſtungen, zur Abtragung von Schulden und Steuerlaſten uſw. Die 
Steuerzahlung darf dabei nicht getrennt betrachtet werden?, ſondern 
gehört in den Rahmen der übrigen Geſichtspunkte. Mit der „zirkulato⸗ 
riſchen Befriedigung“ der Staatlichen Theorie iſt im weſentlichen nichts 
anderes gemeint. Daß der Einzelne ſtets in gleichem Maße Nehmer 
und Geber fei, iſt gar nicht notwendig“ und wird nicht behauptet. 
„Die Anweiſungstheorie“, ſagt Moll“, „zeigt uns in Wirklichkeit 
keinen Abſchluß, ſondern eine unendliche Reihe. Geld wird aus⸗ 
getauſcht gegen Ware und immer wieder ausgetauſcht, und wo man 
auch dieſe Reihe abbrechen mag, ein Ende iſt nirgends abzuſehen. 
Denn immer bleibt das an ſich wertloſe, mit der Eigenſchaft einer 
Marke behaftete Geld übrig, das eben eine reale Befriedigung nicht 
gewährt, das nicht geſtattet, es als Selbſtzweck und Ende zu betrachten, 
ſondern uns immer wieder zwingt, die unendliche Reihe fortzuſetzen.“ 
Hier begeht Moll den ſonderbaren Fehler, vom toten Gelde, anſtatt 
vom Geldbeſitzer in jedem einzelnen Falle auszugehen. Für jeden 


1 a. a. O. S. 45. — Im allgemeinen haben die Dinge die Tendenz, in dem 
Zuſtand zu verharren, in dem ſie ſich einmal befinden. Das gilt auch von der 
Einlöſung der Noten. Die Tatſache aber, daß es überhaupt einlösbare Noten 
gibt, erklärt ſich aus der hiſtoriſchen Entwicklung des Geldweſens von primitiven 
zu immer komplizierteren Zahlungsſtufen, die ſtets in urſächlichem Zuſammenhang 
mit der wirtſchaftlichen und politiſchen Fortbildung erfolgt iſt und übrigens in 
ihren Grundlinien in der Staatlichen Theorie gekennzeichnet wurde. Aus der 
Fülle der Gründe, die Moll allerdings gar nicht klar wird, erwähnt er ſelbſt den 
einen: das Verlangen nach feſten Wechſelkurſen mit England, und hierbei ſchöpft 
er ſogar aus der Staatlichen Theorie! Die menſchlichen Vorſtellungen vom Gelde 
wirken bei derartigen Anderungen als ein Faktor unter vielen mit. Nur daß 
ſie, was Moll überſieht, in ſachlich begründete und unbegründete zerfallen. Was 
will es demnach beſagen, wenn wirklich verkehrte Auffaſſungen den geſetzgeberiſchen 
Maßnahmen in dieſem oder jenem Fall zugrunde liegen? Logik ſind ſie darum 
noch lange nicht. 

2 Wie von Moll a. a. O. S. 64/65. 

2 Moll a. a. O. S. 46. 

a. a. O. S. 40. 

Schmollers Jahrbuch XLI 2. 25 
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Geldbeſitzer iſt der Zweck des Geldes mit der Weitergabe erfüllt, von 
ihm aus geſehen iſt die Reihe endlich. Das Spiel ſetzt ſich andauernd 
von einem zum anderen fort; niemals iſt das Geld Selbſtzweck und 
Ende, ſondern immer nur die jeweilige Verwendung; dieſe aber findet 
fortwährend ſtatt. Die nach Moll als „logiſches Ende“ notwendige 
Einlöſung iſt alſo vorhanden .. Ein Umſtand kommt noch hinzu. 
Wird die Verwendung des Geldes gemäß ſeiner Funktion (zum Er⸗ 
werb von Waren und Leiſtungen) durch Theſaurierung von Geld in 
irgendeiner Form für ſpätere Zeit hinausgeſchoben, ſo bedeutet dieſe 
jederzeit mögliche Verfügung über Güter und Dienſte den Beſitz von 
wirtſchaftlicher Macht, die eine hinreichende Befriedigung darſtellt. 
Moll erwähnt dies nicht; es darf aber in dieſem Zuſammenhang 
nicht vergeſſen werden. Die Staatliche Theorie erklärt auf dieſe 
Weiſe reſtlos die vom Metallismus mitunter gegen ſie ins Feld 
geführte Eigenſchaft des Geldes als „Wertaufbewahrungsmittel“. 

Die geldliche Befriedigung iſt nun nur ſo lange möglich, als 
der Staat beſteht. Sie iſt ſtaatlich bedingt. Es iſt ein ganz un⸗ 
glückliches Vorhaben von Moll, das Geldweſen, eine ſtaatliche Einrich⸗ 
tung, „überſtaatlich“ erklären zu wollen. Moll kann ſich nicht vorſtellen, 
daß der letzte Geldbeſitzer unter Umſtänden auf dem Gelbe „ ſitzen 
bleibt““. Wir können es ſehr gut, und der Logik tut dies keinen Ab⸗ 
bruch. Es iſt eine Erfahrungstatſache, daß das Geldweſen, und damit 
das Schickſal des einzelnen Geldbeſitzers, nur ſo lange geſichert erſcheint 
wie der Staat ſelbſt. Eben darum muß eine Theorie des Geldes not⸗ 
wendig „ſtaatlich“ ſein. Man mag, wenn man Luft hat, dieſe ſtaat⸗ 
liche Bedingtheit bedauern; nichtsdeſtoweniger iſt ſie einmal da, und 
der Theorie bleibt nichts anderes übrig, als dies feſtzuſtellen. Aus 
dem Wunſch heraus, es möchte anders ſein, ein „Theorie“ aufbauen, 
das heißt dieſen Wunſch zum Vater des Gedankens machen. Das heißt 
verſuchen, die Tatſachen in die Theorie hineinzubiegen, wobei ihnen 
Gewalt angetan wird, anſtatt die Theorie aus den Tatſachen zu 
entwickeln. Sinnlos iſt es, von einer Theorie, die einen ſtaatlichen 
Verwaltungszweig erklärt, zu verlangen, daß fie „überſtaatlich“ fei. 
Nur inſofern iſt die Staatliche Theorie überſtaatlich, als ſie allgemein 
für alle Staaten Geltung hat, und als ſie auch die zwiſchenſtaatlichen 
Beziehungen reſtlos klarſtellt ®. 


1 a. a. O. S. 29, vgl. Bendixen a. a. O. S. 92. 

2 d. a. O. S. 29. 

2 Auch hier treffen Bendixens Worte (a. a. O. S. 96) zu: Die Metalliſten 
ſtellen eine falſche Theſe auf und verlangen, man ſoll ſie erklären, als ob ſie 
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Moll ſteht der ſtaatlichen Bedingtheit wie einem Rätſel gegen⸗ 
über. Offenbar darum, weil er keine hinreichende Vorſtellung vom 
Weſen des modernen Staates hat. Daß Individiuum, Volk und 
Staat keinen Gegenſatz bilden, lehrt der Krieg jeden Tag. Der 
Staat iſt das organiſierte Volk. Die Intereſſen des Einzelnen ſind 
identiſch mit denen des Staates. Er ſteht und fällt mit dem Staate. 
Auf Gedeih und Verderb gehören beide zuſammen. Die Rechte des 
Einzelnen, ſeine geſamte wirtſchaftliche Exiſtenz ſind nur ſo lange 
geſichert, als der Staat ſelbſt es iſt. Das gilt auch vom Gelde, 
aber das Geld ſteht keineswegs als Ausnahmefall da 1. „Soll der 
Staat nicht als ewig geltend gedacht werden?“ fragt Moll. „So⸗ 
lange genügt die reine Funktion?.“ Es iſt gar nicht nötig, ſich den 
Staat als ewig zu denken. Philoſophien über die „Unendlichkeit“ 
des Staates ſind höchſt überflüſſig. Tatſache iſt, daß die geſamte 
moderne Geld: und Kreditwirtſchaft, ja der ganze Bau menſchlichen 
Lebens auf die Grundlage des Staates geſtellt iſt, und daß man daher 
praktiſch ſo handelt und handeln muß, als ob der Staat ewig 
ſei. Der Staat, nicht die individuelle Befriedigung iſt das letzte. 
Wenn Moll daher ausführt, der „Glaube“ an die „Unendlichkeit 
des Staates und die Ewigkeit des Nationalkredits“ möge „auch in 
unſerem Volke zu finden ſein, die kalte, nüchterne, rechnende, wirt⸗ 
ſchaftliche Logik“ werde durch ihn nicht berührt?, fo iſt das irre⸗ 
führend. Nicht um Glauben handelt es ſich, ſondern um Wiſſen, 
ein Wiſſen, das den Begriff der Unendlichkeit des Staates nicht 
kennt, aber erfaßt hat, daß der Staat das letzte iſt. Molls heißes 
Bemühen, die ſtaatliche Bedingtheit zu eliminieren, iſt gar nicht zu 
verſtehen. Dünkt ſie ſo merkwürdig in einer Zeit, in der ſeden Tag 
die Identität von Staats⸗ und Einzelintereſſe mit Blut beſiegelt wird“? 


wahr wäre. Natürlich können wir das nicht.. Sagt man ihnen, das Kunſt⸗ 
ſtück, das fie da immer wieder verſuchen, fei eine Unmöglichkeit, fo antworten fie: 
Seht, ihr geſteht ein, daß ihr es nicht könnt.“ 

1 Ein Beiſpiel: Jemand kauft eine Eiſenbahnfahrkarte. Am gleichen Tage 
bricht Krieg aus, und der Feind beſetzt die Bahnlinie. Was würde man zu der 
Behauptung ſagen, eine Befriedigung des Karteninhabers über die Benutzung der 
Bahn hinaus fet „logiſch notwendig“? Vielleicht erſetzt der Staat den Schaden, 
vielleicht auch nicht — jedenfalls iſt die Befriedigung ſtaatlich bedingt. 

2 g. a. O. S. 29. 3 a. a. O. S. 64. 

4 Es iſt inkonſequent von Moll, hier auf einmal Glauben und Logik in 
Gegenſatz zu ſtellen. Er, der die Relativität der ſtaatlichen Befriedigung nicht 
begreift, behauptet übrigens in bezug auf eine mögliche, allgemeine Demoneti⸗ 
ſierung des Goldes, man müſſe dieſe Bedingtheit metalliſcher Befriedigung in 
Kauf nehmen (a. a. O. S. 69). 252 
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Aus feiner falſchen Auffaſſung eines Gegenſatzes zwiſchen Privat⸗ 
und Staatsintereſſe heraus behauptet Moll, die Ablieferung des Gold⸗ 
geldes an den Staat während des Krieges ſtelle ein „Opfer“ des 
Einzelnen dar, das allerdings aus ethiſchen Gründen gebracht werden 
müſſe !. In Wirklichkeit können auch die paar Goldſtücke, wenn im 
Falle eines ſtaatlichen Zuſammenbruchs die ganze Exiſtenz des Indi⸗ 
viduums vernichtet wird, nichts mehr nützen. Vielmehr liegt es im 
Intereſſe des Einzelnen, den Staat nach Möglichkeit zu kräftigen; 
dazu gehört aber auch die Abgabe des Goldes. Von Opfer kann 
daher gar nicht die Rede fein?. 

Moll iſt übrigens im Unrecht, wenn er glaubt, die nicht in der 
Geldfunktion liegende Art der Befriedigung ſei weniger ſtaatlich be⸗ 
dingt oder gar unabhängig vom Staate und „ſicherer“ ?. Zunächſt 
gibt er ſelbſt zu, daß der Goldwert weſentlich vom Staat abhängig 
iſt. Hier bleibt allerdings zurzeit noch der Troſt, daß man nach 
Zuſammenbruch des Staates mit dem Gold in einen anderen gehen 
kann. Abgeſehen davon, daß im günſtigſten Falle und im goldreichſten 
Staate nur ein kleiner Teil aller beſtehenden Rechte in Edelmetall 
befriedigt werden kann, und daß der eigentliche Nutzwert des Goldes 
höchſt minimal iſt, erſcheint dieſe Befriedigung nun aber nur ſo lange 
geſichert, als die Einrichtung des Privateigentums, die ohne ſtaat⸗ 
lichen Schutz nicht gedacht werden kann, beſteht. Dies gilt überhaupt 
für Molls geſamte Skala der endgültigen Befriedigung“. Iſt der 
Staat geſichert und von Grundſätzen des allgemeinen Wohles ge⸗ 
leitet, dann genügt die in der Geldfunktion liegende Befriedigung 
vollkommen; bei ſtaatlicher Mißwirtſchaft oder Zuſammenbruch des 
Staates aber iſt die nichtgeldliche Befriedigung ebenſogut in Frage 
geſtellt wie die geldliche. Moll überſieht dies vollkommen, wenn er 
von dem verſchiedenen Grade der Sicherheit des Geldinhabers ſpricht. 
Es gibt ſtarke und ſchwache Staaten, und davon hängt die größere 


— — —ä—Iäͤͤͤ 


1 a. a. O. S. 61. 

2 Praktiſch bedeutet die Auffaſſung der Goldabgabe als Opfer eine Necht⸗ 
fertigung der unvernünftigen Goldaufſpeicherung durch Private, während die 
Staatliche Theorie die wirtſchaftliche Unklugheit ſolcher Handlungsweiſe darlegt, 
obwohl es an ſich nichts gegen die Richtigkeit der Staatlichen Theorie ſagen 
würde, wollte man dem Einzelnen durch Sättigung des inneren Verkehrs mit 
Goldgeld neben der in der Geldfunktion gegebenen Befriedigung die Möglichkeit 
der ſtofflichen Verwertung der Geldplatte gewährleiſten. 

2 a. a. O. S. 70. 

4a. a. O. S. 80. 
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oder geringere Sicherheit der individuellen Befriedigung im weſent⸗ 
lichen ab. Tritt ein neuer Staat an Stelle eines alten, ſo lautet 
die Kernfrage, ob der neue Staat gewillt iſt, die Rechte des Ein⸗ 
zelnen aufrechtzuerhalten. Verneint er dieſe Frage, dann iſt die in 
der Geldfunktion liegende Befriedigung illuſoriſch, aber auch jede 
andere Art der Befriedigung. Bejaht er ſie, dann wird er am 
zweckmäßigſten handeln, wenn er die Geldeigenſchaft der Marken des 
anderen Staates, möglicherweiſe unter Umwandlung in ſein eigenes 
Geld, anerkennt. Dann aber iſt die ſtoffliche Befriedigung unerheblich. 
Entſcheidend iſt immer der Staat, und Molls Erklärung iſt daher 
durchaus nicht „überſtaatlich“. 

Ein beſonderes Kapitel räumt Moll der Beſprechung der Zeitungs⸗ 
aufſätze Schwarzwalds über die Entgoldung Indiens durch England 
ein. Er ſchätzt dieſen Schriftſteller. Zwar legt er wenig Wert 
darauf, ob die Behauptungen Schwarzwalds richtig find. Ja, man 
muß ſchon allein nach den Ausſtellungen, die Moll an den Lehren 
Schwarzwalds macht, bei konſequentem Durchdenken zu der Anſicht 
gelangen, daß der Standpunkt Schwarzwalds unhaltbar iſt. Wichtiger 
als die Richtigkeit ſcheint Moll aber, daß die Lehre Schwarzwalds 
„geſchloſſen und einheitlich“ iſt. Schwarzwald iſt ihm der Anreger, 
der neue Gedanken zur Diskuſſion ſtellt. In Wirklichkeit ſind die 
Ausführungen Schwarzwalds uralt, ſo alt, daß ſie in die heutige 
Zeit nicht mehr paſſen. Schwarzwald hat der endlichen Klärung auf 
dem Gebiet der Geldtheorie ungemein geſchadet, indem er immer 
wieder, ohne Rückſicht auf die Fortſchritte der empiriſchen Forſchung. 
Behauptungen aufſtellte, die durch die Tatſachen hundertfach wider⸗ 
legt ſind. Eine Marke hat nach Schwarzwald keinen „ökonomiſchen 
Wert“; daran mußte ich denken, als in der Tages preſſe von einem 
Handel in Lebensmittelmarken berichtet wurde. Das dinefifde 
Geldweſen ſtellt er als vorbildlich für Europa hin. Seine Angriffe 
richten ſich gegen den Staat und die moderne Kreditwirtſchaft über- 
haupt. Der Staat erſcheint ihm als Ausbeuter der Einzelnen. 
Auch Molls Auffaſſung vom Staat iſt, wie wir oben geſehen haben, 
nicht einwandfrei, und ſo begegnen ſich hier beide Schriftſteller !. 

Die Lehren Schwarzwalds ſind ſo rückſtändig und ſo handgreiflich 
falſch, daß ſie wiſſenſchaftlicher Widerlegung unwürdig erſcheinen. 

1 fiber Schwarzwalds Rat, das wirtſchaftliche Leben durch Anpaſſung 
der Geldmenge an den Goldvorrat mittels Krediteinſchränkung in „das Pro⸗ 
kruſtesbett einer primitiven Geldtheorie einzuſpannen“ vgl. Bendixen a. a. O. 
S. 111/112. 
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Die Staatliche Theorie hat es daher auch verſchmäht, ſich mit 
Schwarzwalds Hypotheſe über die Entgoldung Indiens durch Eng⸗ 
land auseinanderzuſetzen. Moll wirft ihr nun vor, ſie „verſage“ in 
der Erklärung dieſer Erſcheinung. Dabei iſt die Erklärung ſo nahe⸗ 
liegend, daß ſie ſelbſtverſtändlich und eigentlich jedes Wort darüber 
überflüffig iſt. Vom Standpunkt des Staates aus betrachtet, iſt 
das Gold nationales Vermögen wie jedes übrige Gut. Es rechnet 
demgemäß in der nationalen Vermögensbilanz mit!. Wenn Eng⸗ 
land das Gold aus Indien, ohne Gegenwerte zu geben, fortſchafft, 
ſo beraubt es auf dieſe Weiſe die indiſche Volkswirtſchaft, nicht 
anders, als wenn es zum Beiſpiel die indiſchen Baumwollvorräte 
oder Elefanten fortſchleppte. Indem die geſamte Volkswirtſchaft auf 
diefe Weiſe geſchädigt wird, leidet darunter auch jeder einzelne Inder, 
wobei man von der Frage der eventuellen Zweckmäßigkeit der Ein⸗ 
führung der Goldwährung für Indien ganz abſehen kann. Man 
muß aber von der indiſchen Geſamtheit ausgehen. Der einzelne 
Inder wird nur mittelbar betroffen. Da die Staatliche Theorie eine 
dem Wohle der Geſamtheit gemäße Verwaltung verlangt, wie ſie 
dem modernen Staatsbegriff entſpricht, ſo folgt aus ihr die an 
Großbritannien zu richtende Forderung nach einer Benutzung des 
indiſchen Goldſchatzes zum Vorteil Indiens und nicht Englands. 
Dem Golde kommt ja auch nach der Staatlichen Theorie hervor⸗ 
ragende Bedeutung für die Regulierung der intervalutariſchen Kurſe 
zu. Die Staatliche Theorie gelangt alſo nicht nur zu einer reſtloſen 
Erklärung, ſondern auch zu runder Verurteilung des engliſchen Vor⸗ 
gehens. Man fragt ſich einigermaßen verwundert, worin hier eigent⸗ 
lich die Schwierigkeit beſteht. Wenn es eines Beweiſes für die Schäd⸗ 
lichkeit des Wirkens Schwarzwalds bedurft hätte, dann iſt es dieſes 
Kapitel der Abhandlung Molls, das auf ſechs wohl zu entbehrenden 
Seiten eine denkbar durchſichtigſte Sachlage mit großer Kunſt ver⸗ 
wirrt ?. 

Wie Moll zu der Auffaſſung gelangen kann, daß das Urteil der 
Staatlichen Theorie über die konkreten geſchichtlichen Phänomene nicht 
erheblich von dem der metalliſtiſchen Lehre differiere?, iſt ſchwer zu 


1 Der hier entſcheidende Unterſchied zwiſchen nationalwirtſchaftlicher und 
privatwirtſchaftlicher Betrachtungsweiſe iſt von Bendixen a. a. O. S. 98 mit 
bewunderungswürdiger Klarheit auseinandergeſetzt worden. 

2 Auch hier erkennt man, wie wichtig es iſt, auf die Unterſchiede zwiſchen 
publiziſtiſcher und W Behandlung dieſer Dinge ſtreng zu achten. 

3 a. a. O. S. 92 
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verſtehen . Schon die eben beſprochene, unterſchiedliche Betrachtung 
der Entgoldung Indiens durch beide Theorien iſt ein Beweis für 
das Gegenteil. Ein anderes iſt es ferner, ob man den Zuſammen⸗ 
bruch des franzöſiſchen Geldweſens der großen Revolution aus der 
ſchlechten Verwaltung eines wankenden Staatsweſens und dem Über⸗ 
maß an Geldzeichen erklärt, wie die Nominaltheorie, oder ob man der 
papierenen Beſchaffenheit des Geldes die Schuld beimißt wie der 
Metallismus 2. Das Gold iſt das Heilmittel, ſagt die metalliſtiſche 
Lehre; die geordnete, vom Standpunkt des allgemeinen Wohles aus 
geleitete Verwaltung des Geldweſens in Händen eines möglichſt 
ſtarken Staates iſt es, ſagt die Nominaltheorie. Und während der 
Metallismus ſich immer noch die Bildung der intervalutariſchen Kurſe 
weſentlich aus der ſtofflichen Beſchaffenheit des Geldes erklärt, eine 
empiriſch nachgerade bis zur Banalität widerlegte Auffaſſung, hat 
die Staatliche Theorie den durchaus nebenſächlichen Einfluß ſachlich 
unbegründeter, metalliſtiſcher Vorſtellungen auf die Geſtaltung der 
Deviſenkurſe nachgewieſen. Es ijt nicht zutreffend, daß, wie Moll aus⸗ 
führt?, unglückliche Kriege dem Metallismus, glückliche dem Nomi⸗ 
nalismus recht geben. Der Nominalismus iſt imſtande, glückliche 
wie unglückliche Perioden der Geldgeſchichte zu erklären. Geldliche 
Mißwirtſchaft, wie zum Beiſpiel die Aſſignatenwirtſchaft, iſt beweis⸗ 
kräftig für die Rolle, die der Staat im guten wie im böſen nun 
einmal in bezug auf das Geldweſen ſpielt. Der Metallismus da⸗ 
gegen kann weder die glücklichen noch die unglücklichen Perioden der 
Geldgeſchichte klarſtellen. 

Der übermächtige Einfluß der Staatlichen Theorie auf den 
früheren Metalliſten Moll macht ſich in der Schrift, der Halbheiten, 
Inkonſequenzen und offenbaren Unrichtigkeiten ungeachtet, auf Schritt 
und Tritt geltend. Wenn Moll gelegentlich ſchreibt, Knappe Lehre 
habe einen „richtigen formal logiſchen Sinn“, er bleibe „formal im 
Recht“ “, fo iſt das ein vergeblicher Verſuch, der Anerkennung der 
Staatlichen Theorie zu entrinnen. Richtig oder unrichtig, entweder 
— oder! Man leſe ferner folgende Kennzeichnung der Knappſchen 


— 


1 Rol. hierzu die verſchiedenen geldhiſtoriſchen Monographien aus dem 
„Staatswiſſenſchaftlichen Seminar zu Straßburg i. E.“ Verlag von Karl 
J. Trübner, Straßburg i. E. 

2 Bol. auch die unterſchiedliche Behandlung der „Fundierung“ S. 378 
Anm. 6 dieſer Abhandlung. 

8 g. a. O. S. 90. 

a. a. O. S. 46/47. 
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Lehre !: „Es gibt wohl kaum eine Erſcheinung, über die fo viel ge⸗ 
ſchrieben worden iſt wie die Staatliche Theorie..“ Das Werk 
hat „Seiten, die von der Kritik noch nicht berückſichtigt worden ſind; 
immer wieder laſſen ſich Geſichtspunkte ausfindig machen, aus denen 
Knapps Lehre noch nicht betrachtet worden iſt. Die Erklärung dieſer 
Tatſachen liegt wohl darin, daß es Knapp wie keinem anderen 
Neueren geglückt iſt, das Intereſſe für die Geldprobleme neu zu be⸗ 
leben, indem er uralte Fragen in Formen gebracht hat, die in 
eminentem Maße dem Denken der Lebenden angepaßt ſchienen, und 
indem er die mannigfachen Ausſtrahlungen des ſtaatlichen Geld⸗ 
problems gewiſſermaßen in einem Brennpunkt geſammelt hat. Min⸗ 
deſtens hat Knapp eine Terminologie geſchaffen, die zu einem Teile 
auch von ſeinen Gegnern übernommen worden iſt, und die ein 
moderner Geldtheoretiker nur zu ſeinem Nachteile gänzlich meiden 
könnte. Gerade wer über Knapp hinausgehen will, wird von dieſer 
Terminologie Gebrauch machen müſſen, um das Materiell⸗Unter⸗ 
ſcheidende der Auffaſſung deutlich hervortreten zu laſſen. Wenn die 
eigentümliche Sprache das Buch dem oberflächlichen und halb⸗ 
gebildeten Leſer abſolut unzugänglich macht, ſo darf die Fähigkeit des 
Autors, Dinge ſchwierig darzuſtellen, die ſich einfacher ſagen ließen, 
nicht durchaus als ein Mangel angeſehen werden. Denn ſie bewirkt 
ſchließlich, daß der ernſtere Leſer auch die einfacheren Probleme bis 
in ihre tiefſten Tiefen hinein und bis zu den letzten Konſequenzen zu 
durchdenken verſucht, während er ſie in glatteren, älteren Darſtellungen 
vielleicht überſehen hätte.“ Freilich ein gewaltiges Verdienſt der 
Staatlichen Theorie überſieht Moll, irregeführt von feinen Rela⸗ 
tivismus, wenn er, an ſich durchaus zutreffend, betont, daß die Ge⸗ 
danken der modernen Geldtheorie im weſentlichen ſchon viel früher 
und immer wieder gedacht worden find?. Was uns fehlte, das war 
ein Werk, das die Aufgabe löſte, „die richtigen Gedanken in Wort 
und Schrift aus dem Wuſt menſchlicher Irrtümer herauszuheben, mit 
der Schärfe des geſchulten Geiſtes den Knäuel durcheinander laufender 
Gedankenreihen zu entwirren, die Grundbegriffe anatomiſch bloßzu⸗ 
legen, die Verſchiedenheit der Perſpektiven aus der Wahl des geiſtigen 
Standpunkts zu erklären, kurz der Konfufion und dem Kontroverſen⸗ 
wirrwar ein Ende zu machen, die wir mit der alten Geldlehre über⸗ 


1 a. a. O. S. 40/41. 
2 d. a. D. S. 2. Bgl. auch die Zuſammenſtellungen aus der Literatur 
a. a. O. S. 93. 
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kommen hatten!.“ Dieſes Werk hat uns Knapp geſchenkt. Die 
ſcharfe Syſtematik, die Trennung des Weſentlichen vom Neben⸗ 
ſächlichen, die Aufdeckung und Beſeitigung der inneren Widerſprüche, 
die Ablehnung aller Halbheiten, wo es ſich um grundſätzliche Ent⸗ 
ſcheidung handelte, die Zuſammenfaſſung der die Prüfung beſtehenden 
Gedanken zu einem großangelegten, wohlgefügten Bau — das iſt das 
eigentlich Neue, die große Tat der Staatlichen Theorie. In der älteren 
Literatur war Wahres und Falſches durcheinandergemengt, ſo daß 
oft in ein und demſelben Werke Behauptungen aufgeſtellt wurden, 
die nur auf der Grundlage metalliſtiſcher Auffaſſung der Werteinheit 
möglich waren, während wenige Seiten ſpäter, oder gar noch auf 
derſelben Seite, Ausführungen zu leſen waren, die nur von einer 
nominaliſtiſchen Betrachtungsweiſe begriffen werden können. 

Ahnlich wie mit der Literatur, war es mit dem Unterricht an 
den Univerſitäten beſtellt, und leider iſt es der Staatlichen Theorie 
bis zum Kriege nicht gelungen, hier gründlich Wandel zu ſchaffen “. 
Moll fühlt, daß es ſo nicht weitergehen kann, und gerade in dieſer 
Hinſicht iſt feine Schrift beſonders bemerkenswert. Sie iſt geradezu 
aus dem Bedürfnis heraus entſtanden, einen Ausweg aus dieſen 
troſtloſen Zuſtänden zu finden. Sein Vorſchlag, wenigſtens die 
beiden widerſtreitenden Grundauffaſſungen der Geld⸗ 
theorie in den Mittelpunkt des akademiſchen Unterrichts zu ſtellen “, 
ſollte wohl beachtet werden. Iſt die ältere Lehre auch wiſſenſchaftlich 
nicht mehr aufrechtzuerhalten, ſo kommt ihr doch dogmengeſchichtlich 
bleibende Bedeutung zu, und außerdem erſcheint ſie geeignet, die 
Erfaſſung des Weſens der neuen Lehre durch den Gegenſatz zu er⸗ 
leichtern. 

Molls Verſuch dagegen, Nominalismus und Metallismus durch 
Begründung eines dritten Standpunkts zu verſöhnen, iſt mißlungen. 
Dieſe beiden Theorien ſtehen ſich in den Kernſätzen, aus denen ſich 
alles Weitere ergibt, ſchroff gegenüber. Man kann nicht metalliſtiſch 
und nominaliſtiſch zugleich definieren; nichts vermag hier das Ent⸗ 
weder ⸗Oder zu überbrücken. Es gibt eben Fragen, die man nur 
mit einem runden „Ja“ oder „Nein“ beantworten kann. 

Vielmehr iſt in der Nominaltheorie Raum für den 
richtigen Kern aller übrigen Theorien vom Gelde. In 
dieſer Erkenntnis, die hoffentlich in nicht zu ferner Zeit All⸗ 

1 Bendixen, a. a. O. S. 86. 


2 Bgl. Bendixen, a. a. O. S. 86. 
3 a. a. O. S. 85. 
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gemeingut der Geldtheoretifer ift, liegt die Möglichkeit zu der 
ſo dringend notwendigen Einigung in der Geldtheorie. 
Moll erkennt dies eigentlich ſchon an, indem er ſchreibt: „Wer, ohne 
etwas von der früheren Literatur zu kennen, Knapps Staatliche 
Theorie eingehend ſtudiert, der wird zwar allein davon niemals 
einen Überblick über die dogmengeſchichtliche Bedeutung der einzelnen 
Probleme erhalten, ihre theoretiſche Struktur aber wird ihm bei 
jahrelangem Durchdenken ſchließlich ſo klar werden, daß ſelbſt ein 
ergänzendes Studium vieler anderer Werke dieſe Einſicht kaum noch 
vertiefen kann. Von jenem einzigen Punkte aus laſſen ſich mindeſtens 
alle Formen des ,flatifden’ Geldproblems durchdenken!“. Im Sn: 
tereſſe der Einigung muß vor allen Dingen immer wieder betont 
werden, daß die Staatliche Theorie der Rolle des Metalls im 
Geldweſen vollauf Rechnung trägt, ja deſſen richtige Be⸗ 
urteilung, die von Über⸗ wie von Unterſchätzung gleich weit entfernt 
iſt, erſt ermöglicht. Gerade hierüber herrſchten vor dem Kriege leider 
ganz unzutreffende Anſichten, was im weſentlichen darauf zurück⸗ 
zuführen ift, daß, wie Moll ſchreibt?, die meiſten, die über Knapp 
urteilen, ſeine Lehren nur aus ſekundärer Quelle kennen. Das hat 
dem Verſtändnis der Staatlichen Theorie wie der erſehnten Einigung 
ungemein geſchadet. 

Nach den Mauſerungen der letzten Jahre, insbeſondere nach den 
Erfahrungen des Krieges, wird den Metalliſten nichts anderes übrig- 
bleiben, als den letzten Schritt zu tun und wenigſtens die 
Elementarien der Staatlichen Theorie anzuerkennen: Die Nomi⸗ 
nalität der Werteinheit kann empiriſch nicht mehr in Zweifel gezogen 
werden; Metallgeld und Papiergeld gehören als Geld in eine ge⸗ 
meinſame Definition. Alles Weitere folgt bei logiſcher Ableitung 
aus dieſen Kernſätzen. Über Einzelheiten mag man ſtreiten, im 
einzelnen iſt noch viel zu tun, ja, in gewiſſem Sinne fängt die Arbeit 
nach Anerkennung der Staatlichen Theorie des Geldes erſt recht 
eigentlich an. Aber das Rätſel des Geldes iſt gelöſt. Wo die 
Tatſachen reden, da muß der Streit der Worte verſtummen. Die 
Staatliche Theorie ſteht heute da wie ein Rocher de bronze. Nicht 
eine Theorie des Geldes, ſondern die Geldtheorie ſchlechthin, darf 
ſie zur Stunde bereits Anſpruch darauf machen, als ein klaſſiſches 
Werk der Staats wiſſenſchaften zu gelten. 


1 d. a. O. S. 8. 2 d. a. O. S. 41. 
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Gemeindebetriebe 
Bücher — Meinungen — Entwicklungen 


Von Otto Moſt Sterkrade 


n I. Die Entwicklung der kommunalen Wirtſchaftspolitik 

. 395. Die Stellungsnahme des Vereins für Sozialpolitik zu ihr S. 396. 
Der Stand von 1910 und ſein Werdegang bis zur Gegenwart (Schriften des 
Vereins für Sozialpolitik, Bd. 123—130); Lebensmittelverſorgung S. 400 
Verkehrsunternehmungen S. 404. Finanzfragen S. 406. Die entſcheidenden 
Momente für Förderung und Hemmung des Munizipalſozialismus S. 407. 
Gemeindebetriebe im Ausland S. 410. — II. Meinungen und Gegen⸗ 
meinungen: in Wien 1909 S. 414; in Cöln 1914 S. 420. Gegenwart und 
Zukunft S. 422. 


I 


Wenn ſind in der Geſchichte der deutſchen Gemeindeverwaltung 
Richtung und Ausmaß ihrer aktiven wirtſchaftlichen Betätigung 
geweſen. Der auf genoſſenſchaftlicher Grundlage aufgebauten ſelb⸗ 
ſtändigen Dorfgemeinde mit Gemeinbeſitz ſowie mancherlei wirt⸗ 
ſchaftlichen Gemeinunternehmungen und der mittelalterlichen Stadt, 
die in der Regelung der Finanzen wie auch namentlich in beachtlichen 
Anfängen des kommunalen Unternehmertums bereits Grundzüge 
moderner Gemeinweſen aufweiſt, folgt die Konſtituierung des Ab⸗ 
ſolutismus, der mit rauher, freilich auch vielfach heilſamer Hand 
alledem, gleichzeitig aber auch dem inneren Verfall infolge ſchlechter 
Finanzpolitik und ſchließlich verkommener Verwaltung ein Ende macht. 
Etwa vom ſechzehnten bis zum Ende des achtzehnten Jahrhunderts 
ruht alle unmittelbare kommunale Wirtſchaftspolitik, weil die Ge⸗ 
meinden eine ſolche nicht entfalten können. Ihnen ſchließt ſich jene 
vom Geiſte eines „doktrinären Liberalismus“ beherrſchte Periode an, 
in der die Gemeinden eine ſolche nicht entfalten wollen. Es iſt 
dies das von manchem ſchnell hinſtürmenden Beurteiler kommunaler 
Entwicklungen vielgeſchmähte Zeitalter des reinen „Verwaltens“, das 
bei oberflächlichem Hinblick allerdings als eminent unfruchtbar er⸗ 
ſcheint und doch auch ein erhebliches poſitives Verdienſt für ſich in 
Anſpruch nehmen darf. Vergleicht man etwa damalige und heutige 
Stadthaushaltsvoranſchläge, ſo mag man über die peinliche und 
kleinliche Sparſamkeit lächeln, die einem dort entgegentritt. Und 
doch müſſen wir im Grunde gerade für das Walten ſolchen ſpar⸗ 
ſamen Geiſtes dankbar ſein, denn es allein hat den deutſchen Ge⸗ 
meinden Befreiung von den Schulden der Vergangenheit gebracht, 
hat Aufſpeicherung der Finanzkraft für die Aufgaben der Zukunft 
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ermöglicht. Das follte, bei Preisgabe aller Sünden der Biedermeier: 
zeit (ich denke namentlich an die Behandlung des kommunalen Grund⸗ 
beſitzes), nicht vergeſſen werden. 

Jene Zukunft hat das neue Reich gebracht. In ihm vollbringt 
auch die Kommunalverwaltung, um mit Ludwig Fulda zu reden, 
die größte Tat des neunzehnten Jahrhunderts: ſie entdeckt ihr ſoziales 
Gewiſſen. In dem ſcharfen Streit zwiſchen Sozialismus und Liberalis⸗ 
mus ſetzt ſich jener allmählich durch. Etwa um die Wende der achtziger 
und neunziger Jahre iſt der Sieg wie des Staats⸗, ſo auch des 
Gemeindeſozialismus entſchieden. Auf manchem Gebiete ganz, auf 
manchem freilich noch erſt unvollkommen. Er führt zur Arbeiter⸗ 
fürſorge, aber auch zur Schaffung kommunaler Betriebe, und zwar 
zunächſt aus ſozialpolitiſchen Erwägungen heraus. Dieſem geſellen 
ſich bald wirtſchafts⸗ oder, richtiger geſagt, finanzpolitiſche, auch 
mancherlei verwaltungspolitiſche bei. Mit ſteigenden Anſprüchen der 
Bevölkerung an die Kommunen und damit an die Stadtfinanzen 
gewinnen jene vielfach, hier mehr, dort weniger die Oberhand. 
Aus dem Munizipalſozialis mus bildet ſich ein Munizipal⸗ 
induſtrialismus heraus, Hand in Hand mit dem Aufkommen 
einer den verſchiedenſten Quellen entſpringenden Gegenſtrömung in der 
ganzen Anſchauungs⸗ und Urteilsweiſe. Der Munizipalſozialismus 
denkt rein gemeinwirtſchaftlich, der Munizipalinduſtrialismus denkt 
ſtark privatwirtſchaftlich. Er führt zu dem Gedanken beſſerer wirt⸗ 
ſchaftlicher Ausnutzung der Gemeindebetriebe durch Anderung ihrer 
Formen, durch Verbindung der kommunalen Macht⸗ und Finanzmittel 
mit denen des Privatkapitals. Und ſo ergibt ſich die eigentümliche 
Erſcheinung, daß, während auf einzelnen Feldern die Loſung „Ge⸗ 
meindebetrieb“ noch mit dem ſtarren Glaubensſatz vom „Privat⸗ 
betrieb“ ringt, jenem ſchon als neue Parole die „gemiſcht⸗wirt⸗ 
ſchaftliche Unternehmung“ entgegengeſtellt wird. Und mit der 
darin angeſtrebten Anderung der Form drohen auch Weſen und In⸗ 
halt, droht die ganze Richtung der kommunalen Wirtſchaftspolitik 
und damit der deutſchen Kommunalverwaltung überhaupt eine grund⸗ 
legende Anderung erfahren zu ſollen. 

So ſtanden vor etwa 10 Jahren die Dinge und die Meinungen, 
unabgeſchloſſen gegenüber der Vergangenheit, ungeklärt gegenüber der 
Zukunft. Die Bedeutſamkeit der Frage für unſer geſamtes Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Kulturleben lag auf der Hand. Die Führer des Vereins 
für Sozialpolitik waren von jeher ausgeſprochene Befürworter ſozial 
orientierter, tatkräftiger kommunaler Wirtſchaftspolitik geweſen. Selbſt 
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der „Liberalſte“ unter feinen Gründern, Johannes Conrad, ftand 
auf dieſem Boden, von Männern nach der Art Adolph Wagners, 
der von jeher mit der ganzen Stärke ſeiner Perſönlichkeit den Glaubens⸗ 
ſatz vom Gemeindebetrieb verfochten hat, ganz zu ſchweigen. Sachliches 
und Perſönliches ſind dann wohl zuſammengefloſſen, um den Verein 
zur Veranſtaltung und Herausgabe der „Gemeindebetriebe“! zu ver⸗ 
anlaſſen, des größten Sammelwerks, das bis dahin in ſeinen 
„Schriften“ erſchienen iſt. Der leitende Gedanke war: 


— — 


1 Gemeindebetriebe. Neuere Verſuche und Erfahrungen über die Aus⸗ 
dehnung der kommunalen Tätigkeit in Deutſchland und im Ausland. Im Auf⸗ 
trag des Vereins für Sozialpolitik herausg. von Carl Johannes Fuchs. 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 128.— 130. Band in 16 Teilen): I. Band 
(128. Band der Schriften). Mit Beiträgen von P. Mombert, Th. Kutzer, 
H. Silbergleit, E. v. Dunker, L. Spiegel, J. Ehrler, E. v. Fürth, 
Lea Wormſer, W. Weis, E. Mollwo, M. Spiegel und Ph. Stein. 
VIII und 440 S. Leipzig 1908, Duncker & Humblot. Preis 10 Mk. — 
II. Band (129. Band der Schriften). 1. Teil. Ernſt Buſſe, Die Gemeinde⸗ 
betriebe Münchens. VIII u. 176 S., ebenda 1908. Preis 4 Mk. — 2. Teil. 
Otto Moſt, Die Gemeindebetriebe der Stadt Düſſeldorf, VI u. 164 S., ebenda 
1909. Preis 3,80 Mk. — 3. Teil. Otto Landsberg, E. W. Schiele und 
Auguſt Buſch, Die Gemeindebetriebe der Städte Magdeburg, Naumburg a. S., 
Frankfurt a. M. VI u. 174 S., ebenda 1909. Preis 4 Mk. — 4. Teil. 
Otto Moericke, Die Gemeindebetriebe Mannheims. VI u. 192 S., ebenda 
1909. Preis 4,40 Mk. — 5. Teil. Joſeph Ehrler, Die Gemeindebetriebe 
der Stadt Freiburg im Breisgau. 100 S., ebenda 1909. Preis 2,40 Mk. — 
6. Teil. Bucerius, Die Gemeindebetriebe der Stadt Remſcheid. 59 S., ebenda 
1909. Preis 1,40 Mk. — 7. Teil. Paul Weigel, Die Gemeindebetriebe der 
Stadt Leipzig. VI u. 155 S., ebenda 1909. Preis 3,60 Mk. — 8. Teil. Georg 
Goldſtein, Hugo Wasmuht und Paul Ochſe, Die Gemeindebetriebe der 
Stadt Halle a. S. 86 S., ebenda 1910. Preis 2,20 Mk. — 9. Teil. Georg 
Neuhaus, Die Gemeindebetriebe der Stadt Königsberg i. Pr. VIII u. 142 S., 
ebenda 1910. Preis 3,40 Mk. — 10. Teil. Heinrich Lücker, Die Gemeinde⸗ 
betriebe in den Städten, Kreiſen und Landgemeinden des Oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirks. VI u. 82 S., ebenda 1910. Preis 2 Mk. — III. Band 
(130. Band der Schriften). 1. Teil. C. Horacek, Karl Schwarz, K. T. 
Wächter, L. Bernard und Julius Sylveſter, Die Gemeindebetriebe in 
Oſterreich. VIII u. 239 S., ebenda 1909. Preis 5,60 Mk. — 2. Teil. Giſela 
Michels⸗Lindner, Geſchichte der modernen Gemeindebetriebe in Italien. 
VI u. 255 S., ebenda 1909. Preis 5,80 Mk. — 3. Teil. Eugen Groß⸗ 
mann, Erneſt Brees und Robert Schachner, Gemeindebetriebe in der 
Schweiz, in Belgien und in Auſtralien. VI u. 123 S., ebenda 1909. Preis 
2,80 Mk. — 4. Teil. H. Berthelemy und Douglas Knoop, Die Gemeinde⸗ 
betriebe in Frankreich und England. 78 S., ebenda 1909. Preis 1,80 Mk. — 
5. Teil. Emerich Baſch, Die Gemeindebetriebe in Ungarn. VI u. 176 S., 
ebenda 1912. Preis 5 Mk. 
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Nur auf Grund genauer Kenntnis und Durchdringung des Ge: 
leijteten und Erfahrenen — auch, foweit überhaupt in Betracht kommend, 
im Ausland —, ſorgſamer Abwägung des darin mit Licht und Schatten 
Gelegenen kann eine Entſcheidung über die zukünftig von den deutſchen 
Gemeinden wirtſchaftspolitiſch zu beſchreitenden Wege getroffen werden. 
Unter ſolchen Geſichtspunkten tragen die „Gemeindebetriebe“ den Unter⸗ 
titel „Neuere Verſuche und Erfahrungen über die Ausdehnung der 
kommunalen Tätigkeit in Deutſchland und im Ausland“. 37 Mit⸗ 
arbeiter haben dazu beigetragen. Carl Johannes Fuchs hat die 
Geſchäfte des Redaktors und Herausgebers geführt. In einer Vor⸗ 
bemerkung zum erſten Band entwickelt er das Programm der geſamten 
Unterſuchung. Dieſe geht davon aus, daß es weniger wichtig ſei, die 
ganze Frage der Gemeindebetriebe ſyſtematiſch zu behandeln, als viel⸗ 
mehr das Schwergewicht der Unterſuchung auf die ſtrittigen Probleme 
zu legen. Letztere ſollten nach einer einleitenden Darſtellung der heu⸗ 
tigen Ausdehnung der Kommunalbetriebe im allgemeinen den Gegen⸗ 
ſtand des erſten Bandes bilden, während dann im zweiten und dritten 
Bande an typiſchen Beiſpielen größerer, mittlerer und kleinerer Kom⸗ 
munen die Grundlage zu einem allgemein zuſammenfaſſenden Urteil 
über die Bedeutung der Gemeindebetriebe, ihre Organiſation, finanzielle 
Geſtaltung, Preispolitik und Stellung innerhalb des geſamten Orga⸗ 
nismus der Stadtverwaltung geſchaffen werden ſollte. Ein gewiſſer 
innerer Widerſpruch iſt hier unverkennbar. Er iſt in der Reihenfolge 
der Publikationen begründet. Die Monographien, die ſchließlich zu 
14 Teilbänden angewachſen ſind, ſollen die Grundlage zur Beurteilung 
bilden, und doch werden die als weſentlichſt angeſehenen Materien in 
den Arbeiten des erſten Bandes vorwegnehmend beurteilt, ohne dieſe 
Grundlage abzuwarten. Das wertvolle Material der Einzelunter⸗ 
ſuchungen bleibt dabei um ſo mehr unbenutzt, als der Herausgeber 
verabſäumt hat, das zu tun, was gerade bei dieſer Veröffentlichungs⸗ 
reihe ganz beſonders wichtig geweſen wäre, und was weder der „ſchrift⸗ 
liche“ noch der „mündliche“ Bericht, den Fuchs dann zur Wiener Tagung 
des Vereins gegeben hat!, ausreichend nachholt: aus den faſt unüber⸗ 
ſehbaren Vorgängen der Einzeltatſachen ein Geſamtergebnis zu ziehen 
durch Gegenüberſtellung und Vergleichung, durch Kritik und Zuſammen⸗ 
ſtellung. Die kritiſche Tätigkeit des Herausgebers hätte ein um ſo 
größeres Feld gefunden, als die Monographien, wenigſtens ſoweit 
Deutſchland in Frage kommt, zum ganz überwiegenden Teil von 
Männern ſtammen, die der betreffenden Kommunalverwaltung nahe⸗ 


1 Schriften Bd. 132, S. 29 ff. 
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ftehen, deren Arbeit darum beim befien Willen zur Objektivität doch 
vielfach etwas „in majorem urbis propriae gloriam“ gefärbt iſt. 
Über Leiſtungen und Verſuche der eigenen Kommunalverwaltung, 
mit der der rechte Kommunalbeamte mit ſeinem ganzen Herzen ver⸗ 
bunden iſt, wiſſenſchaftlich völlig objektiv zu berichten, iſt ſchwer. 
Als Mitarbeiter am zweiten Bande des Unternehmens bin ich offen 
genug, dies zuzugeben, und ich finde die Richtigkeit deſſen faſt in 
jedem Teile des zweiten Bandes beſtätigt. 

Der erſte Band aber iſt infolge dieſer Anlage der Veröffent⸗ 
lichungsreihe recht lüdenreich geworden. Man hat den Eindruck, daß 
perſönliche Neigung und Zufall hier allzuſehr maßgebend geweſen 
find. Daß zum Beiſpiel die Frage der gemiſcht⸗wirtſchaftlichen 
Unternehmungen und die zunächſt allerdings im Programm vor⸗ 
geſehene, dann wegen Verſagens des Bearbeiters ausgefallene 
Frage der interkommunalen Betriebe hier ebenſowenig grundſätzliche 
Erörterung finden wie die kommunalen Kreditunternehmungen und 
die Verkehrsmittel, kann nicht unausgeſprochen bleiben; ebenſowenig 
daß die von Paul Mombert beigebrachte allgemeine Dar⸗ 
ſtellung! „Die Gemeindebetriebe in Deutſchland“ dürftiger iſt, 
als angeſichts ſo mancher anderen, vorzüglichen Arbeit des gleichen 
Autors vermutet werden ſollte. Auf das Wichtigſte, „die großen 
Streitfragen über Nachteile und Vorteile des Kommunalbetriebes 
und auf die Frage der Preispolitik der Gemeindebetriebe“ einzugehen, 
war der Autor „durch äußere Umſtände verhindert“. Die hier ge 
gebene Gelegenheit, einmal über die geſamte, ſo vielgeſtaltige in⸗ und 
durcheinandergreifende Literatur des In⸗ und Auslandes kritiſch zu 
berichten, iſt verabſäumt worden, und was ſpäter Fuchs? dazu bei⸗ 
bringt, bedeutet keinen Erſatz. Im weſentlichen wird auf etwa fünf 
Bogen nur Zahlenmaterial über den Umfang, die finanziellen Er⸗ 
gebniſſe, ſowie über die Tarifhöhe der Waſſerverſorgungsanſtalten, 
der Gas- und Waſſerwerke, ſowie ſchließlich auf nur wenigen Zeilen 
über Straßenbahnen und Schlacht⸗ und Viehhöfe gegeben. Alles 
andere bleibt unerwähnt. Entſchuldigend freilich muß bemerkt 
werden, daß unter jenem Anlagefehler natürlich Mombert beſonders 
leiden mußte. Es ſpricht für ſich, wenn er ſelbſt (S. 4) bemerkt: 
„Da zu erwarten war, daß die nachträglich noch beſchloſſenen 
Monographien noch recht beachtenswertes Material über die Nachteile 
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und Vorteile der Kommunalbetriebe und über die Preispolitik des⸗ 
ſelben bringen würden, ſo konnte es nicht zweckmäßig erſcheinen, die 
grundlegenden Erörterungen über dieſe Fragen bereits in der Ein⸗ 
leitungsarbeit zu geben, wo doch erſt die dafür vorliegenden Unter⸗ 
ſuchungen neues Material bringen ſollten.“ 

Trüben dieſe Ausflände die Freude zunächſt am erſten Bande 
der „Gemeindebetriebe“ als Ganzes nicht unweſentlich, ſo hindern ſie 
doch nicht, gern anzuerkennen, daß die Mehrzahl der nun folgenden 
Erörterungen einzelner Fragen an ſich von erfreulichem Werte iſt. 
Dieſes um ſo mehr, als darin vorwiegend Probleme behandelt 
werden, die gerade gegenwärtig unter dem Drucke der 
Kriegszeit weiter ausgeſtaltet find, die im Mittel⸗ 
punkt des Intereſſes ſtehen, und in denen ſchließlich die 
Entſcheidung liegen wird, ob der Krieg für den Fort⸗ 
gang der munizipalſozialiſtiſchen Idee dauernden Ge⸗ 
winn gebracht hat oder nicht. Nicht weniger als ſechs Arbeiten 
behandeln die kommunale Lebensmittelverſorgung. 

Unter dem Titel „Städtiſche Betriebe zur Lebensmittelver⸗ 
ſorgung“! gibt zunächſt Heinrich Silbergleit, der bekannte 
Direktor des Berliner Statiſtiſchen Amts, einen Überblick über Vor⸗ 
kommen und Einrichtung der Wochenmärkte und Markthallen 
in den größeren deutſchen Gemeinden, ſodann umfangreiches Material 
über Entwicklung, vor allem aber gegenwärtige Ausdehnung, Be⸗ 
deutung und Finanzgebarung der kommunalen Schlachthöfe. Die 
Viehhöfe, die in dieſem Zuſammenhange wohl auch hätten behandelt 
werden ſollen, ſind leider ausgefallen. 

Was die Markthallen anlangt, fo find vor allem die eingehenderen 
Ausführungen über Entwicklung, Bewährung und Einrichtung der 
Berliner Hallen bemerkenswert; nicht zuletzt auch über die Tatſache, 
daß der Markthallenverkehr dort im allgemeinen neuerdings zurück⸗ 
gegangen iſt und ſogar zur Schließung einiger Hallen geführt hat, 
im Zuſammenhang mit der fortſchreitenden Citybildung, der Ab⸗ 
wanderung in die Vororte, auch wohl mit der Konkurrenz der Waren⸗ 
häuſer und dem wieder zunehmenden Straßenhandel, deſſen Verbot 
nicht ausreichend gefaßt war. Der aus dem Geſamtunternehmen 
erwachſende Reingewinn wird ausſchließlich durch die dem Großhandel 
gewidmete Zentralmarkthalle herbeigeführt. Im ganzen lautet das 
Urteil Silbergleits günſtig, der ſich eine anderweit beſſere Organiſation 
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der Verſorgung der Bevölkerung mit Fleiſch und anderen Wochen» 
marktswaren kaum denken kann, angeſichts des unmittelbaren Verkehrs ⸗ 
anſchluſſes der Zentralmarkthallen an die entfernteſten Produktions⸗ 
gebiete innerhalb des Reichs wie darüber hinaus. In anderen 
Städten mit Markthallen ſind die Ergebniſſe weniger günſtig, in 
anderen freilich auch ganz erfreulich. Die Urſache dieſer Unterſchiede 
und der vom Verfaſſer vielleicht nicht ausreichend unterſtrichene Kern⸗ 
punkt des Ganzen iſt der, daß die Kleinhandelsmarkthallen 
ſich im großen ganzen meiſt nicht bewähren und ihre 
Bedeutung für die Lebensmittelverſorgung bei der 
neuerlichen Geſtaltung des Wohnungsweſens und 
Wirtſchaftslebens nicht mehr allzu erheblich iſt, daß 
dagegen in dem Gedanken der Großhandelsmarkt⸗ 
hallen Entwicklungs möglichkeiten gegeben find, die 
vielleicht von noch allzuwenig Städten richtig erfaßt 
worden ſind, auf deren Erfaſſung aber vielleicht die 
Erfahrungen des Kriegs fördernd einwirken mögen. 
Ebenſo haben es bitter genug diejenigen größeren Gemeinden empfinden 
miiffen, die ſich, vielleicht infolge allzu raſcher Einwohnerentwicklung 
in der letzten Zeit, nicht vor dem Krieg zur Anſchaffung eines eigenen 
Schlachthofes entſchloſſen hatten. Ihnen fehlt eines der wich⸗ 
tigften Mittel, die kommunale Fleiſch⸗ und Wurftverforgung durch⸗ 
zuführen, die Kontrolle darüber zu zentraliſieren und gleichzeitig die 
Möglichkeit, Waren anderer Art zu lagern. Die wenigen Lücken, 
die nach Silbergleits Tabellen bei den größeren deutſchen Gemeinden 
noch vorhanden ſind (die Angaben beſchränken ſich allerdings hier auf 
Preußen), werden ſich darum vorausſichtlich bald ſchließen, um ſo mehr, 
als die vorſichtig geäußerte Annahme des Verfaſſers, daß die neuere 
Preußiſche Geſetzgebung die Entwicklung der Schlachthöfe hintan⸗ 
zuhalten geeignet ſei (S. 155), durch die Erfahrung der neueſten Zeit 
keine Beſtätigung gefunden hat. 

Was auf Seite 168 zu dem vor dem Kriege mehrfach behaupteten 
Einfluß der Gebühren auf die periodenweiſe eingetretene Fleiſch 
teuerung geſagt wird, iſt in dieſem Zuſammenhang beſonders be⸗ 
achtlich. Selbſt die nach dem Preußiſchen KAG. höchſtens zuläſſigen 
Schlachthausgebühren belaſten das Pfund Fleiſch mit nur rund 1 Pf., 
was zu dem Gedanken führt, ob nicht angeſichts dieſer geringen Be⸗ 
deutung der Gebühren ihre weitere Anſpannung und eine 
Aufhebung der beſchränkenden Beſtimmung des § 11 


Abſatz 2 des Preußiſchen K AG. am Platze wäre, um auch 
Schmollers Jahrbuch KI. I 2. 26 
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von dieſer Seite her der drohenden Finanznot der Kommunen 
wenigſtens in der erſten Friedenszeit abzuhelfen. 

Von den Schlachthöfen iſt zu den Gemeindeſchlächtereien, 
die Joſef Ehrler aus Freiburg i. Br. behandelt!, nur ein kleiner 
Schritt. Nichts charakteriſiert es vielleicht deutlicher, wie mit einem 
Ruck Kommunaliſierungsprobleme, die mit tauſenderlei 
Bedenken vor dem Kriege unlösbar ſchienen, durch 
den Krieg entſchieden worden ſind, als die Tatſache, daß 
das, was ſchon 1895 von Freiburg und ſpäterhin von anderen ſüd⸗ 
deutſchen Städten vorübergehend unternommen wurde, durch Errich⸗ 
tung eines eigenen Schlächtereibetriebes einer unbegründeten Fleiſch⸗ 
teuerung entgegenzuarbeiten, heute die Regel geworden iſt. Was 
davon freilich für den Frieden übrigbleiben wird, mag dahingeſtellt 
bleiben. 

Darüber wird weiter unten noch einiges zu ſagen ſein. Was 
Emil v. Fürth über „Die ſtädtiſche Übernahmsſtelle 
für Vieh und Fleiſch in Wien und die erſte Wiener 

Großſchlächterei-Aktiengeſellſchaft“?, den erſten groß⸗ 
zügigen Verſuch einer dauernden kommunalen Fleiſch⸗Approviſionierung 
zu berichten hat, kann jedenfalls nicht viel Mut dazu machen oder 
richtiger: Es zeigt, wie ſehr es bei all dieſen Dingen weniger auf 
die theoretiſche Grundlage als auf die Art der praktiſchen Durch⸗ 
führung ankommt. Die Wiener Erfahrungen laſſen im Grunde nur 
erkennen, daß es bei einer ſolchen kommunalen Maßnahme ein Fehler 
iſt, die Intereſſen der Konſumenten allzuſehr zu verquicken mit den 
Intereſſen der Produzenten und Händler. In Wien wollte man 
„den Wünſchen der landwirtſchaftlichen Produzenten und der ſtädti⸗ 
ſchen Konſumenten Rechnung tragen, aber auch den Fleiſchbeſchauern 
nicht zu ſehr wehe tun“. Das Reſultat war, daß niemand zufrieden ⸗ 
geſtellt wurde, und (S. 277) es gelang weder, „das Fleiſch billiger 
zu machen, noch auch nur eine weitere Steigerung der Fleiſchpreiſe 
hintanzuhalten“. ö 

Anders ſteht es mit dem Muſterbeiſpiel kommunaler 
Schweinemaſt (Karlsruhe), das Lea Wormſer“ ſchildert. Die 
vorſichtige, aber konſequente Durchführung des Verſuchs iſt noch 
immer vorbildlich. Sie zeigt, wie auch in Zeiten, wo keine außer⸗ 
gewöhnlichen Verhältniſſe den Kommunen außerordentliche Macht⸗ 
mittel verleihen, es möglich iſt, gerade in der Lebensmittelfrage in 
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einer Weiſe Vorſorge zu tragen, die noch vor einigen Jahrzehnten 
allgemein als utopiſch angeſehen wurde. Schon vor Ausbruch des 
Krieges waren andere Städte dem Beiſpiele Karlsruhes gefolgt. 
Heute iſt die „Stadt als Landwirt“ eine Regelerſcheinung ge⸗ 
worden, und wenn nicht alles täuſcht, wird ſie dieſes auch bleiben, 
nicht um damit den landwirtſchaftlichen Produzenten ins Handwerk 
zu pfuſchen, ſondern um ſich verſtändnisvoll in deren Reihen einzu⸗ 
fügen. Das hat am Ende nicht allein wirtſchaftliche Bedeutung, 
ſondern auch eminent ſozialpolitiſche. Städtiſche Intereſſen und agra⸗ 
riſche Intereſſen treffen hier einander und machen die Träger jener 
geneigter, auch dieſen im Notfalle Rechnung zu tragen. 

Eine recht gute Zuſammenſtellung der kommunalen Milch⸗ 
verjorgung! gibt Profeſſor Leopold Spiegel, der als 
Charlottenburger Stadtverordneter der Praxis dieſer Dinge beſonders 
naheſteht. Auch hier iſt nicht zu leugnen, daß vernünftige munizipal⸗ 
ſozialiſtiſche Verſuche bereits 10 Jahre vor Ausbruch des 
Krieges die Grundlage dafür geſchaffen haben, im Kriege die 
Milchverſorgung trotz aller Schwierigkeiten leidlich zu geſtalten. 
Von der ſtädtiſchen Milchanſtalt, die die Milch meiſt von privaten 
Landwirten bezieht und ſich im Grunde auf Kontrollierung, Miſchung 
und entſprechende Abgabe namentlich für Zwecke der Säuglingspflege 
beſchränkt, iſt der Weg zur Zuſammenfaſſung des geſamten 
Milchhandels in Händen der Kommune gegangen, unter 
gleichzeitig ſehr intereſſanter Anwendung des Syſtems der gemiſcht⸗ 
wirtſchaſtlichen Unternehmung auf dieſes Gebiet. Die Milchverſorgungs⸗ 
G. m. b. H. Duisburgs, an der die Kommune und die Milchhändler 
als Geſellſchafter beteiligt ſind, mag als Beiſpiel genannt werden. 

Die kommunalen Einrichtungen Deutſchlands für 
Fiſchverſorgung, die nach dem Stande von 1908 Emil 
v. Dunker ſchildert?, haben ſich bereits zu Friedenszeiten zu einem 
dichten Netz derartiger Maßnahmen verdichtet. Was Dunker bringt, 
iſt reichlich dürres ſtatiſtiſches Material. Eine eigentliche Verarbeitung 
fehlt. Freilich hat ja auch erſt die letzte Zeit vor dem Kriege mit 
ihren mehrfachen Fleiſchteuerungen zuwege gebracht, daß der kom⸗ 
munale Fiſchhandel zu einer allgemeinen und periodiſch mit einer 
gewiſſen Sicherheit wiederkehrenden Einrichtung geworden iſt. 

Muß man nicht angeſichts all deſſen rückſchauend die Bemerkung 
machen, daß letzten Endes die ſo vielbeklagten Fleiſchteuerungen vor 
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dem Kriege, die auch zu ſo manchen unerfreulichen inneren Kämpfen 
Anlaß gegeben haben, doch im Grunde ein Segen für unſer Volk 
geweſen ſind? Denn ſie allein ſind Anlaß geweſen, den zuletzt be⸗ 
handelten Fragen ſeitens der Kommunen größeres Intereſſe zuzuwenden 
und allen Bedenken zu Trotz auf breiterer oder ſchmälerer Baſis Ver⸗ 
jude zu machen, ohne deren Erfahrungen wir im gegen- 
wärtigen Weltkrieg wohl noch mehr ſchmerzliches Lehr⸗ 
geld hätten bezahlen müſſen, als ohnehin unſer Ge— 
ſchick war. Freilich mag anderſeits auch die etwas melancholiſche 
Betrachtung mit unterfließen, daß es im Grunde vor und in dem Kriege 
nicht die Überzeugungskraft einer Idee, ſondern ſchließlich nur die 
Macht der Not geweſen ijt, welche die deutſchen Kommunen zur Aus: 
dehnung ihrer Tätigkeit in einer Richtung führte, die ſozial⸗ 
politiſch fortgeſchrittene Geiſter ſchon längſt gefordert hatten. 

Von den übrigen Beiträgen des erſten Bandes ſeien zunächſt drei 
weitere Spezialgruppen der Gemeindebetriebe herausgegriffen: Der be⸗ 
achtlichſte darunter iſt derjenige des damaligen Danziger Privatdozenten 
Mollwo, der die gemeindlichen Lagerhäuſer behandelt 1. Schade, 
daß dabei das kommunale Hafenproblem nur ſo weit zur Behandlung 
gelangt iſt, als es mit der Lagerhausfrage in äußerlichem Zuſammen⸗ 
hang ſteht. Im übrigen iſt ſowohl das beigebrachte Tatſachenmaterial 
höchſt intereſſant, wie auch die Beurteilung vorſichtig, namentlich in 
Anſehung der Frage, ob hier rein kommunaler, halb kommunaler 
oder überhaupt privater Betrieb das Richtige iſt. Die Kernfrage 
der Zukunftsgeſtaltung der Gemeindebetriebe wird hier an einem 
greifbaren Beiſpiel recht gut erörtert, freilich mit dem Ergebnis, 
daß die Gemeinden aus allgemeinen Wirtfchafts: wie auch finanz⸗ 
politiſchen Gründen weniger Lagerhausanlagen direkt herſtellen und 
bewirtſchaften, als vielmehr ſich im verſtärkten Maße „dem Problem 
zuwenden ſollen, die Konſtituierung von Erwerbsgeſell-⸗ 
ſchaften mit kommunaler Beteiligung für die Beſchaffung 
von Lagerhäuſern ins Auge zu faſſen.“ Tatſächlich ergibt ſich freilich 
auch, daß die kommunalen Anlagen dieſes Gewerbezweiges ſich im 
Gegenſatz zu privaten oder gemiſcht⸗ kommunalen mangelhaft rentieren. 
Vielleicht liegt der Grund dafür darin, daß die Gemeinden mit 
Rückſicht auf den hohen indirekten Gewinn aus ſolchen Unter⸗ 
nehmungen Verluſte zu. tragen von vornherein geneigt find und 
danach ihre ganze Tarifpolitik einrichten, vielleicht auch in der Orga⸗ 
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niſation. Mollwo legt (S. 410) ja ſelbſt Gewicht darauf, zu betonen, 
daß die „Gefahr fiskaliſcher Handhabung eines rein kaufmänniſchen 
Betriebes, wie es das Lagergeſchäft an ſich iſt, bei rein kommunalem 
Betriebe durchaus naheliegt“. Ich möchte hinzufügen: „bei der noch 
gegenwärtig allgemein üblichen Organiſation“. Auch der rein 
kommunale Betrieb kann ſich den Anforderungen eines rein kauf⸗ 
männiſchen Unternehmens voll anpaſſen, wenn er nur die ent⸗ 
ſprechenden Formen findet. Ich denke dabei etwa an eine Aktien⸗ 
geſellſchaft, deren Aktien aber nicht in der Hand mehrerer, ſondern 
lediglich in der Hand der betreffenden Kommune ſich befinden. 

Spezialintereſſenten ſeien weiter auf den anſpruchsloſen Bericht 
von M. Spiegel über das Wiener Ledigenheim! hingewieſen. 
Joſef Ehrler ſteuert noch einen Aufſatz über „Gemeindezeitungen, 
Gemeindedruderet und Plakatinſtitute“ bei. Die Plakatinſtitute find 
ohne weſentliche Bedeutung. Die Druckereien dienen im allgemeinen 
nur dem inneren Betriebe, ſo daß ihre Betrachtung unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte höherer Wirtſchaftspolitik entfallen kann. Viel wichtiger 
iſt die Frage der Gemeindezeitungen, deren Problem Ver⸗ 
faſſer aber auch nicht annähernd erfaßt. Sie liegt ebenſo auf 
wirtſchafts⸗ wie namentlich auf allgemeinem kommunal⸗ und all⸗ 
gemeinem kulturpolitiſchen Boden. Ich darf dieſerhalb, um mich 
nicht ſelbſt wiederholen zu milffen, unter anderem auf meine neuer⸗ 
liche Kontroverſe mit Schairer (Zeitſchrift für Kommunalwirt⸗ 
ſchaft und Kommunalpolitik, Jahrgang 1915) verweiſen. Ehrler, 
der namentlich die Freiburger Gemeindezeitung eingehend behandelt 
und im weſentlichen darin nur das „glänzende Geſchäft“ ſieht, iſt 
hier typiſches Beiſpiel dafür, daß, wie ſchon hervorgehoben, man zu 
kritiſcher Betrachtung beſtimmter kommunaler Einrichtungen 
nicht gerade ſolche Autoren heranziehen ſoll, die im engſten amtlichen 
Zuſammenhange mit derartigen Unternehmungen ſtehen. Freilich ver⸗ 
kenne ich auch nicht die Kehrſeite deſſen: Manch anderer iſt kritiſch, 
aber wieder bezüglich Einzelheiten nicht ſachkundig genug. 

Zwei Spezialfragen der gewerblichen Gemeindeunternehmungen 
ſchließlich werden weiter durch den bei Erſcheinen des Bandes in 
Fürth, jetzt in Mannheim amtierenden Oberbürgermeiſter Theodor 
Kutzer und durch Dr. Wilhelm Weis behandelt: die Behand⸗ 
lung der Erneuerungsfonds bei gemeindlichen gewerb⸗ 
lichen Betrieben auf der einen, die Verwertung der Gas: 
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nebenprodukte in den ſtädtiſchen Gasanſtalten auf der anderen 
Seite. Die letztere Arbeit führt zu Ergebniſſen, die in den in den 
weiteren Bänden folgenden Städtemonographien vollauf Beſtätigung 
finden. Die erſtere iſt eine Unterſuchung, die den vorſichtigen und 
praktiſchen Finanzpolitiker überall erkennen läßt, vielfach zu Widerſpruch 
anregt und auch ſolchen tatſächlich auf anderer Seite hervorgerufen 
hat (vgl. namentlich die Kontroverſe mit dem Münchener Stadt⸗ 
verordneten Abel! und die weiter unten zu berührenden einſchlägigen 
Ausführungen des Remſcheider, jetzt Eſſener Beigeordneten Bucerius), 
die aber nicht nur durch ihr Tatſachenmaterial belehrt, ſondern vor allem 
durch die mit ſcharfer Logik entwickelten finanzpolitiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungen auch dem etwas gibt, der ihnen nicht durchweg zu folgen 
vermag. Ich perſönlich halte die Forderung, die Abſchreibungsquote 
der gewerblichen Unternehmungen neben der Tilgungsquote zu decken, 
theoretiſch für begründet, wenn man die verſchiedenen Zwecke der 
beiden Vornahmen als unbedingt maßgebend anſieht: die Tilgungs⸗ 
quote dient der Vermögens ſammlung, die Abſchreibungsquote dagegen 
dem Ausgleich der Wertminderung; eines hat alſo mit dem anderen 
logiſch nichts zu tun. Praktiſch aber wird man doch der Meinung 
ſein dürfen, daß eine Forcierung der Abſchreibungen für die Gegen⸗ 
wart unnötige Belaſtungen bringt und ſelbſt neue Anleihen zu Er⸗ 
neuerungszwecken bei ordentlicher und geordneter Finanzgebarung 
für die Gemeinden nicht bedenklich ſein können, da dem vermehrten 
Anleihenſtand regelmäßig auch vermehrtes Vermögen gegenüberſteht. 

Den Schluß des Bandes bildet eine feine Auseinanderſetzung 
Philipp Steins über „Das Verhältnis der freiwilligen 
und zwangsgemeinſchaftlichen Körperſchaften in der 
Wohlfahrtspflege“ ?, den man mit Genuß lieſt, nach deſſen 
Lektüre man ſich aber fragt, in welchem Zuſammenhange ſein weſent⸗ 
licher Inhalt zu der Materie „Gemeindebetriebe“ ſteht. 

Der zweite Band enthält in 10 Teilen monographiſche Dar⸗ 
ſtellungen der Gemeindebetriebe in einer Reihe deutſcher Städte, Kreiſe 
und Landgemeinden. Nach welchen Geſichtspunkten die Auswahl ge⸗ 
troffen iſt, läßt ſich nicht ohne weiteres erſehen. Wirtſchaftliche und 
ſoziale Struktur der Bevölkerung, größere und geringere Kapitalkraft 
des privaten Unternehmertums, Tempo der Bevölkerungszunahme, 


1 Abel, Kommunaler Finanzplan und Ausgleichfonds, München 1912. — 
Kommunales Jahrbuch 1912/13, S. 706. 
2 g. a. O. S. 427 ff. 
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auch geſchichtliche Tradition und politiſche Färbung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung, nicht zuletzt auch Größe des Platzes und 
die Perſönlichkeit des Stadtoberhauptes ſind für das Mehr oder 
Weniger des Munizipalſozialismus entſcheidend. An Großſtädten 
werden München (von Ernſt Buſſe, Bd. 129, I), Düſſel⸗ 
dorf (von mir, Bd. 129, II), Magdeburg (von Otto Lands⸗ 
berg), Frankfurt a. M. (von Auguſt Buſch, Bd. 129, III), 
Mannheim (von Otto Möricke, Bd. 129, IV), Leipzig (von 
Paul Weigel, Bd. 129, VII), Halle a. S. (von mehreren 
jüngeren Mitarbeitern, durch Vermittlung von Heinrich Waentig, 
Bd. 129, VIII) und Königsberg (von Georg Neuhaus, 
Bd. 129, IX) behandelt. Die verſchiedenen Größen und Gegenden 
ſind ſo im weſentlichen berückſichtigt. Schade, daß das nach mancher 
Beziehung beſonders inſtruktive Berlin fehlt. Auch Breslau hätte 
man gern geſehen. Die Mittelſtädte find durch die ſüddeutſche 
Rentnerſtadt Freiburg (von Joſef Ehrler, Bd. 129, V, be⸗ 
arbeitet), die nordweſtliche Induſtrieſtadt Remſcheid (von Buce⸗ 
rius, Bd. 129, VI) und die mitteldeutſche Schul⸗ und Penſionär⸗ 
ſtadt Naumburg a. S. (von G. W. Schiele, Bd. 129, III, 
S. 67 ff.) vertreten. Der frühere Roßberger Gemeindevorſteher und 
jetzige Kölner Hochſchuldozent Heinrich Lücker ſchließlich bringt 
eine Darſtellung der Gemeindebetriebe im Oberſchleſiſchen In⸗ 
duſtriebezirk — Städte, Kreiſe, Landgemeinden gemiſcht! 

Die Anlage der einzelnen Monographien geht auseinander. Die 
vom Herausgeber vorgezeichnete Dispoſition iſt nicht allſeitig ein⸗ 
gehalten worden. Das Maß der Ausführlichkeit iſt verſchieden, und 
doch iſt alles in allem hier ein erſtklaſſiges Material geſchaffen, das 
dauernden Wert behält. Der Anſicht des Herausgebers, daß 
es ſich um „raſch veraltende Arbeiten handele“ !, vermag ich nicht 
beizutreten. Es handelte ſich ja bei alledem weniger darum, zahlenmäßig 
genau feſtzuſtellen, mit welchem Umfang, mit wieviel Arbeitern, mit 
welchen Erträgniſſen, auch ſchließlich unter welchen Einzelheiten der 
Organiſation und der Tarifpolitik der einzelne Gemeindebetrieb in 
der einzelnen Stadt arbeitet. Das Weſentlichſte iſt, daß die Ent⸗ 
wicklungstendenzen und das Gewicht der verſchiedenen 
beeinfluſſenden Momente herausgearbeitet wird, und 
dazu bieten die Arbeiten einen ſehr weſentlichen Beitrag auf 
Grund der Erfahrungen, die die Gemeinden mit privaten Unter⸗ 


1 Im Vorwort zu Bd. 129, I. 
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nehmungen einerſeits, mit eigenem Regiebetrieb anderſeits gemacht 
haben. Faſt durchweg ſtimmen die Bearbeiter zugunſten des letzteren. 
Mag man dabei auch genügend berückſichtigen, daß die meiſten, wie 
ihon oben hervorgehoben, pro domo ſprechen, jo reden doch die 
Tatſachen allein ſchon ihre überzeugende Sprache. Namentlich das, 
was in dieſer Beziehung hinſichtlich Düſſeldorfs, Mannheims, Magde⸗ 
burgs und Leipzigs ausgeführt wird, iſt beſonders beachtlich, und 
zwar um des willen, weil hier in beſonders ausdehnendem Maße nach⸗ 
einander Konzeſſionsbetrieb und Regiebetrieb geherrſcht haben. Was 
zum Beiſpiel Landsberg auf Seite 64° für Magdeburg zuſammen⸗ 
faſſend in dieſer Beziehung ausführt, gilt ganz allgemein. Ebenſo 
allgemein aber drängt ſich auch aus dieſen Monographien die Über⸗ 
zeugung auf, daß am Ende weniger das ſozialpolitiſche als vielmehr 
das finanzpolitiſche Element für die Ausdehnung der 
Gemeindebetriebe bei den meiſten Kommunen das Ent⸗ 
ſcheidende geweſen und es immer mehr geworden iſt. 
Seltener iſt der an ſich beſonders intereſſante Fall Königsbergs, wo 
die Stadtverwaltung, die an ſich nach ihrer ganzen Führung vielleicht 
der alten liberalen Doktrin zugeneigt war, ſich gezwungen geſehen 
hat, die wichtigſten Verſorgungsbetriebe ſelbſt in die Hand zu nehmen, 
weil es dem privaten Kapital an Vermögen und an Unternehmungs⸗ 
luſt fehlte. Hier wird darum auch charakteriſtiſcherweiſe von „Opfern 
und großen Laſten“ geredet, welche „notwendig waren, um die allen 
modernen Anſprüchen einer Großſtadt jetzt genügenden ſtädtiſchen 
Unternehmungen zu planen und durchzuführen“ (S. 3)?, während 
anderwärts die Gewinnabſicht in Tatſachen und Meinungen um ſo 
ſchärfer zum Ausdruck kommt; vielleicht, abgeſehen von Leipzig, 
deſſen Gemeindebetriebsgeſchichte überhaupt eines der lehrreichſten 
Beiſpiele bietet „für die Geſchichte der Kommunalbetriebe in Deutſch⸗ 
land und ihre Wandlungen ſowohl nach der poſitiven wie nach der 
negativen Seite hin“ ®, am ſchärfſten in dem, was der Naumburger 
Stadtverordnete Schiele über die Entwicklung der dortigen Ge⸗ 
meindebetriebe auseinanderſetzt mit vielfach grundſätzlichen Aus⸗ 
führungen, die außerordentlich beachtlich ſind. Namentlich ſcheint 
mir das, was hier über die in Großſtädten und in Mittelſtädten ver⸗ 
ſchiedenen Vorausſetzungen für eine „ausgeſprochen kommunalſozia⸗ 
liſtiſche Gemeindepolitik“ geſagt iſt, bemerkenswert zu ſein. In Mittel⸗ 


1 Bd. 129, III. 2 Bd. 129, IX. 
Fuchs, Bd. 132, S. 38. 
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ſtädten ift nach Schiele die Kontrolle des Bürgertums dafür zu ſtark. 
„Hausbeſitzer und Handwerksmeiſter,“ heißt es!, „welch letztere im 
täglichen Kampf mit den Anſprüchen ihrer Arbeiter leben, ſind am 
wenigſten für ſolche Experimente zu haben, und weil ſie ſelbſt in 
individualwirtſchaftlichen Vorſtellungen leben, ſind ſie ſtärkere Feinde 
aller ſozialiſtiſchen Ideen im Wirtſchaftsleben als etwa das kon⸗ 
jervative Beamtentum in unſerer Staatsregierung.“ „Kein kommu⸗ 
naler Betrieb“, ſo lautet das grundlegende Prinzip der von Schiele 
vertretenen und in Naumburg durchgeführten kommunalen Wirtſchafts⸗ 
politik“, „kann nur aus Menſchenliebe und nur im Intereſſe der 
Arbeiter geführt werden, ſondern er wird immer eingerichtet vom 
Gewinnintereſſe des wirtſchaftenden Subjekts.“ 

Ob das Geſichtspunkte ſind, die den Keim des Fortſchrittes in 
ſich tragen, oder ob nicht hier vielmehr eine mit aller klugen Dialektik 
vertretene, aber ſchließlich ſtark rückſtändige Beurteilung der ganzen 
Sachlage in Frage kommt, mag dahingeſtellt bleiben. Dasſelbe große 
Fragezeichen ſetze ich hinter die Schlußausführungen des ſelben Autors 
über den Anſpruch des Grundbeſitzes auf eine überragende Bedeutung 
und entſcheidende Stellung in der kommunalen Selbſtverwaltung. Die 
„Wirklichkeit der ſozialen Kommunalpolitik“ ſoll ihren Sinn darin 
haben, „daß die Verwaltung zwar nicht notwendig dem Beſitzenden 
zugehört, aber den Intereſſierten gehört, deren wirtſchaftliche Exiſtenz 
am engſten mit der Gemeinwirtſchaft der Stadt zuſammenhängt“ 
(sc. alſo den Haus⸗ und Grundbeſitzern) ?. Dies kann um fo weniger 
zugegeben werden, als in dieſer Auffaſſung vom kommunalen Mikro⸗ 
kosmus die lebendigen Wechſelbeziehungen zwiſchen dem großen 
Organismus der Volkswirtſchaft und dem kleineren der Kommune 
völlig außer acht gelaſſen werden. 

Daß aber auch dort, wo urſprünglich ähnliche Gedanken herrſchen, 
große Perſönlichkeiten es vermögen, anderen Ideen zum Durchbruch 
zu helfen, das lehrt das Beiſpiel Düſſeldorfs und feines Oberbürger⸗ 
meiſters Marx, Mannheims mit ſeinem Oberbürgermeiſter Beck, 
Freiburgs mit ſeinem Oberbürgermeiſter v. Winterer, nicht zuletzt 
die auch ſonſt, trotz aller Kürze, beſonders lehrreiche Darſtellung 
Lückers, der hinſichtlich der Landkreiſe feſtſtellen darf (S. 80)“: 
„Von ihrem Munizipalſozialismus gilt, daß die jeweiligen Kreischefs 
ihm das Gepräge ihrer Perſönlichkeit verliehen haben. Was ſich auch 


1 Bd. 129, III, S. 115. 2 S. 114. 
2 S. 117. 4 Bp, 129, X. 


410 Dito Moft [972 


in landwirtſchaftlichen Kreiſen erreichen läßt, zeigt Tarnowitz mit 
beachtenswerten Beiſpielen.“ Mein im Felde gefallener Freund Max 
Mendel ſon trug ſich mit dem Lieblingsgedanken, einmal ein Werk 
zu ſchreiben über den Einfluß der Perſönlichkeit auf die kommunale 
Entwicklung Deutſchlands in den letzten Jahrzehnten. Ich bin über⸗ 
zeugt, daß dies Werk, zu dem ſchon manche Vorarbeiten fertig waren, 
außerordentlich weſentliche Geſichtspunkte für die Erkenntnis der 
Gegenwart und die Kommunalpolitik der Zukunft gebracht hätte. 
Vielleicht genügt das Ausſprechen dieſes Gedankens, um andere 
Forſcher zur Verfolgung ähnlicher Wege anzuregen. Fuchs hebt auch 
gelegentlich die Bedeutung deſſen hervor, freilich, ohne daß ich ſeinen 
Ausführungen! über den „Gemeindeabſolutismus“ des „aufgeklärten 
Oberbürgermeiſters“ und ſeines Kehrbildes völlig zu folgen vermöchte. 

Das Hineinragen der gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Unter- 
nehmung in die moderne Wirtſchaftspolitik tritt außer in Düſſel⸗ 
dorf, wo die „Rheiniſche Bahngeſellſchaft“ und der „Fonds für die 
Beteiligung der Stadt Düſſeldorf an gewerblichen Unternehmungen“ 
Beiſpiele dafür bieten, namentlich in dem zutage, was Bucerius 
über das Verhältnis der kommunalen Elektrizitätsverſorgung zur 
Ausdehnungstendenz des Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerkes 
ausführt (S. 41 ff.). Die knapp gehaltene, aber inhaltreiche Arbeit 
über Remſcheid bietet auch ſonſt mancherlei Beachtliches an grund⸗ 
ſätzlichen Auseinanderſetzungen, unter anderem auch Darlegungen 
über das Verhältnis von Abſchreibungen und Schuldendienſt, die dem 
von Ruger im erſten Bande dazu Ausgeführten? mannigfach wider⸗ 
ſprechen und den entgegengeſetzten Standpunkt nicht ungeſchickt be⸗ 
gründen. 

Auf die Einzelheiten der Monographien, von deren lebendig ge⸗ 
bliebenem Inhalt ich mich erſt jüngſt aufs neue überzeugt habe, als 
ich ſie zur Grundlage von Seminarübungen machte, iſt an dieſer 
Stelle einzugehen nicht möglich. Ich zweifle nicht, daß auf ſie 
immer wieder zurückgreifen muß, wer über grundſätz⸗ 
liche Fragen der Gemeindebetriebe in Deutſchland ſich 
Klarheit verſchaffen will, ohne ſein Urteil nur auf zufällige 
und oberflächliche Kenntnisnahme gründen zu wollen. 

Das gleiche trifft auf den dritten Band zu, der dem Auslande 
gewidmet iſt. Allerdings iſt das nach dieſer Richtung hin ziemlich 


1 Bd. 132, S. 123. 2 Bd. 129, VI. 
3 Vgl. oben S. 406. 


973] Gemeindebetriebe 411 


weit geſteckte Programm nicht ganz erfüllt worden. Namentlich 
fehlen die Vereinigten Staaten, über die dann Fuchs! ſpäterhin 
nur einige Bemerkungen macht. Immerhin ſind Oſterreich, Italien, 
Schweiz, Belgien, Auſtralien, Frankreich, England und Ungarn ver⸗ 
treten; am ſtärkſten Öfterreih?. Prag, Wien, Brixen und Salz⸗ 
burg werden in den Monographien behandelt, wovon die zwei Wien 
gewidmeten die wertvollſten ſind. Die eingehende Spezialdarſtellung 
des Wiener Zentral-⸗Viehmarktes von St. Marx aus der 
Feder des Magiſtratsoberkommiſſars Karl Schwarz hat ein 
aktuelles Intereſſe und iſt inſofern noch beſonders bemerkenswert, 
als der Verfaſſer hinſichtlich der ja auch durch Dr. v. Fürth? 
im erſten Bande behandelten Unternehmung zu zum Teil weſentlich 
anderem Urteil kommt. Im übrigen ſind die Verhältniſſe und die 
Beſtrebungen den in Reichsdeutſchland beobachteten ähnlich. Eines 
freilich tritt in der von K. T. Wächter beigeſteuerten Geſamt⸗ 
darſtellung der Gemeindebetriebe der Hauptſtadt ganz beſonders zu⸗ 
tage: Die oft unheilvolle Einwirkung rein politiſcher Erwägungen 
auf Allgemeines und Beſonderes in der Kommunalverwaltung, die 
vor allem durch das ſeit 1895 in Wien am Ruder befindliche 
Regiment zu einer bis in die letzten Spitzen ausgebildeten Partei⸗ 
herrſchaft im Rathaus ausgeſtaltet worden iſt, und die denn, bei aller 
Anerkennung des im übrigen Geleiſteten, auch zu recht böſen Ent⸗ 
gleiſungen und Mißgriffen geführt hat. In Prag, wo im übrigen der 
Gegenſatz der Parteien und die Unterdrückung jeder Oppoſition ebenſo, 
ja wohl noch mehr blüht, iſt gerade unſere Frage weniger unter 
dieſen Geſichtswinkel gerückt worden. Die Entwicklung bietet auch 
ſonſt nichts Bemerkenswertes, während das Beiſpiel wie der Stadt 
Wien ſo auch der kleinen Alpenſtadt Brixen (dargeſtellt von 
L. Bernard) wiederum das Walten des perſönlichen Elements in 
der Stadtverwaltung als beſonders weſentlich, deutlich in die Er⸗ 
ſcheinung treten läßt. 

Ganz anders ſind die Grundlagen der modernen Gemeinde⸗ 
betriebe in Italien. Eine treffliche und ſehr eingehende Ge⸗ 
ſchichte dieſer hat Giſela Michels⸗Lindner“ beigeſteuert. Die 
ruckweiſe ſich vollziehende Entwicklung des kommunalen Lebens, 
der außerordentlich ſtarke politiſche Einſchlag in Verwaltung und 
Gemeindevertretung mit völlig maßgebendem ſozialiſtiſchen Einfluß 


Se ees: — 
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hat es dazu gebracht, daß die kommunale Regietätigkeit in Italien 
ſich verhältnismäßig früh auf Gebiete geworfen hat, vor denen die 
deutſchen Gemeinden allzulange zurückgeſchreckt ſind — nämlich auf 
die unmittelbare Lebensmittelverſorgung der Maſſe durch gemeindliche 
Bäckereien, Mühlenbetriebe, Metzgereien, Eisfabriken u. a. m. —, 
bei aller Großzügigkeit einzelner, ja zahlreicher dieſer Unternehmungen 
aber noch nirgends über die Stufe des Experimentierens hinaus⸗ 
gekommen iſt. Auf keinem einzigen Gebiet, ſelbſt nicht einmal auf 
dem eben erwähnten, hat die kommunale Regie in Italien bereits 
einen ſo hohen Entwicklungsgrad erreicht, daß man irgendwelche 
Schlußurteile darüber abgeben, irgendwelche Schlußfolgerungen daraus 
ziehen könnte. Und wie infolge mancherlei Mißgriffe in Leitung und 
Betrieb der überſtrömende Enthuſiasmus der erſten Jahre des zwan⸗ 
zigſten Jahrhunderts mit der Zeit eine weſentliche Zurückdämmung 
erfahren mußte, zeigt Verfaſſerin in recht lehrreicher Weiſe. Nicht 
minder aber auch wird gerade hier beſonders deutlich, wie es bei 
der Frage „Regiebetrieb oder Gemeindebetrieb“ 
ſchließlich nicht auf theoretiſch fein Ausgeklügeltes 
ankommt, ſondern darauf, wie die munizipalſozia⸗ 
liſtiſche Idee in die Wirklichkeit umgeſetzt wird. Die 
Entwicklung der Gemeindebetriebe Deutſchlands iſt am Ende darauf 
zurückzuführen, daß hier das Land der Organiſation iſt, mit der auch 
unüberwindlich erſcheinende Schwierigkeiten ſchließlich beſeitigt und 
ſtarke Widerſtände gebrochen werden. Die Geſchichte der italieniſchen 
Gemeindebetriebe zeugt von einem erſtaunlichen Mangel an Organi⸗ 
ſationsfähigkeit, der für den Erfolg alles in allem ſchwerer ins 
Gewicht fällt als jener ausgeſprochen volkstümliche Charakter, den 
die dortige Kommunaliſierungsbewegung dadurch erhielt, daß ſie ſich 
gerade auf beſonders intenſiv in das alltägliche Leben der Einwohner⸗ 
ſchaft eingreifenden Gebieten betätigt. Der Demokrat iſt der ge⸗ 
borene Munizipalſozialiſt. Daß aber gerade das Land, in deſſen 
Stadtverwaltungen der ſtärkſte demokratiſche Einſchlag zu finden 
iſt, ſoviel von großartig angelegten, aber ſchließlich mißlungenen 
Experimenten zu berichten weiß, gibt zu denken. „Politiſch Lied ein 
garſtig Lied!“ Das trifft auf die Kommunalverwaltung ganz be⸗ 
ſonders zu. Ein Glück, daß der Parteikampf in den deutſchen 
Rathäuſern im allgemeinen noch nicht ein Ausmaß erreicht hat, das 
in den grundlegenden Fragen der kommunalen wirtſchaftlichen Be⸗ 
tätigung das gegenſeitige Verſtehen, in ihrer Ausführung die Be⸗ 
ſonnenheit und das Obwalten rein objektiver Erwägungen ausſchaltet. 
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Gott gebe, daß der „Politiſierungsprozeß“, der auch ſchon in 
Deutſchland erhebliche Anſätze aufweiſt, nach dem Kriege nicht doppelt 
verſtärkt ſich fortſetzt! Es ſind wirklich „pädagogiſche Elemente“, die 
durch ſolche Erwägungen in die Darſtellung von Giſela Michels⸗ 
Lindner hineinkommen. Freilich ſoll anderſeits auch die Kühnheit 
nicht verkannt und anerkannt werden, mit der Italien an große 
Fragen herangetreten iſt, ohne Kleinlichkeit und ſpießbürgerliche Kräh⸗ 
winkelerwägungen, von denen die deutſchen Monographien doch leider 
allzuviel zu berichten wiſſen, auch aus größeren Städten. 

Die Schweiz kommt etwas zu kurz dadurch, daß nur eine 
einzige Monographie vorliegt. Eugen Großmann behandelt die 
Gemeindebetriebe der Stadt Zürich!. Für Belgien und Auſtralien 
liegen dagegen zuſammenfaſſende Darſtellungen von Erneſt Brees 
und Robert Schachner vor. Der belgiſche Sozialismus iſt be⸗ 
kanntlich nur gering ausgebildet. Der Konzeſſionsbetrieb iſt die 
Regel, der Kommunalbetrieb die Ausnahme. Dasſelbe trifft auf 
Frankreich“ zu, über das Berthélemy kurz berichtet. 

Für England“ liegt nur eine Monographie hinſichtlich Man⸗ 
cheſters von Knoop, für Ungarn“ endlich eine Darſtellung vor, 
die aus der Feder von Emerich Baſch ſtammt, vor allem die 
Gemeindebetriebe der Stadt Budapeſt mit entſprechender Betonung 
des Gedankens der Eigenregie behandelt, und in einer Schluß⸗ 
betrachtung erkennen läßt, daß in den übrigen ungariſchen Städten 
bei aller Neigung zum ſelben Grundſatz doch praktiſch nicht all⸗ 
zuviel auf dieſem Gebiete geſchehen iſt. 

Lehrreich find die Einzelheiten, die aus den verſchiedenen aus- 
ländiſchen Staaten berichtet werden. Am lehrreichſten aber iſt es, 
wenn beim Studium dieſer Bände immer wieder aufs neue feſt⸗ 
zuſtellen ijt, wie die Verſchiedenheit der Wirtſchafts- und Kultur- 
entwicklung, wie verſchiedene Verfaſſung und verſchiedener Volks⸗ 
charakter der ganzen kommunalen Wirtſchaftspolitik ein nach Ort 
und Zeit ſo verſchiedenes Gepräge verleiht, daß unter dem Einfluß 
dieſer Faktoren derſelbe Gemeindebetrieb hier ein ganz anderes 
Ausſehen hat und darum ganz anders beurteilt werden muß wie 
dort. Kurz, dieſe Arbeiten enthalten zugleich eine Warnung, die 
gerade in Fragen der ſozialen Kommunalpolitik nicht oft und ernſt 
genug hervorgehoben werden kann: Nicht ohne weiteres aus⸗ 


1 Bd. 130, III, S. 1 ff. 2 Bd. 130, IV, S. 1 ff. 
2 Bp. 180, IV, S. 15 ff. Bd. 130, v. 
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wärts Geſchehenes oder Unterlaſſenes als Vorbild 
oder abſchreckendes Beiſpiel für heimiſche Verhältniſſe 
anzuführen. Generaliſation und Analogie begegnen in Anſehung 
der ſo überaus verſchieden geſtalteten Verhältniſſe zwiſchen den 
einzelnen deutſchen Gegenden und Kommunen erheblichen Bedenken. 
Wieviel mehr in Anſehung ausländiſcher Verſuche und Unterneh⸗ 
mungen! : 

Und doch ift es möglich, aus dieſer Fülle verſchiedener, durch⸗ 
einander⸗ und gegeneinanderlaufender Erſcheinungen und Entwicklungs⸗ 
reihen die Grundlage zu erhalten für die Gewinnung eines feſten 
prinzipiellen Standpunktes zu der großen Frage, die uns hier be⸗ 
ſchäftigt. Daß das für jeden einzelnen möglich iſt, freilich ohne 
daß auch das gewichtigſte und umfaſſendſte Material Überzeugungs⸗ 
kraft für alle nach der gleichen Richtung hätte, lehren die Ver⸗ 
handlungen, die der Verein für Sozialpolitik auf 
Grund all dieſen Materials Ende September 1909 
geführt hat. Der Band der „Schriften des Vereins für Sozial⸗ 
politik“, der neben anderem, was hier nicht weiter zu behandeln iſt, 
und einigen ergänzenden Berichten die ſtenographiſche Niederſchrift der 
Debatte über die wirtſchaftlichen Unternehmungen der 
Gemeinden bringt, iſt eine der wertvollſten und intereſſanteſten 
Veröffentlichungen des Vereins; dieſes um ſo mehr, als in der ver⸗ 
ſchiedenen Stellungnahme zu den vorliegenden Problemen ſich auch 
widerſpiegeln die Verſchiedenheiten in der ganzen Stellungnahme 
zur nationalökonomiſchen Wiſſenſchaft und zu den Grundſätzen der 
Sozialpolitik, wie fie heute auf den Univerfitäten, aber auch in 
den Kreiſen der Praktiker neben⸗ und gegeneinander zur Geltung 
kommen. 


II 


Die kulturellen, die ſozialen und die wirtſchaftlichen Werte in 
jenen Fortſchritten der Kommunaliſierung, von denen die eben be⸗ 
ſprochenen Bände der „Gemeindebetriebe“ Zeugnis ablegen, bilden den 
Inhalt der Fragen, die in der Wiener Verſammlung des Vereins für 
Sozialpolitik! zur Erörterung gekommen find — zu einer Erörterung, 
die ſich nicht zuletzt um deswillen auf eine beſondere Höhe hob, als 


1 Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik in Wien 
1909. (Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 132. Bd.) Leipzig 1910, 
Duncker & Humblot, Vi und 637 S. 14 Mk. 
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an ihr Profeſſoren und Laien, Kommunalpraktiker und -theoretifer, 
Vertreter vorwiegend des Arbeitgeber⸗ und vorwiegend des Arbeit⸗ 
nehmerſtandpunkts teilnahmen. 

Bei all dem eine zunächſt eigentümlich anmutende Erſcheinung: 
In einem Kreiſe, in dem die Nationalökonomen beſonders ſtark ver⸗ 
treten find, kommt die wirtſchaftliche Seite des Problems 
ſcheinbar zu kurz. Weniger, ſoweit die Bedeutung der Gemeinde⸗ 
betriebe für die kommunale Finanzwirtſchaft in Frage kommt. Das 
allmählich immer intenſiver gewordene Hervortreten dieſer Belangen 
gelangt auch in der Diskuſſion deutlich zum Ausdruck, nachdem es in 
zwei Ergänzungsreferaten von Paul Mombert! und Max Weiß? 
bereits ſtark unterſtrichen war. Die Überſchüſſe der Staats⸗ und 
Gemeindebetriebe als Vorausſetzung ſozialpolitiſch weitgreifender Be⸗ 
tätigung und als Grundlage für die Durchführung großer nationaler 
wie kommunaler Aufgaben: dieſes Bild vermag weder durch den 
Hinweis darauf, daß Verwaltungsaufgaben und Wirtſchaftsunter⸗ 
nehmungen keine inneren Gemeinſamkeiten beſäßen, darum auch nicht 
miteinander vermengt werden dürften ?, noch durch die Behauptung, 
daß dieſe Überſchüſſe vielfach gerade den Taſchen Unbemittelter ent⸗ 
ſtammten, weſentlich verſchoben zu werden. Jener theoretiſchen 
Begriffsformulierung Kutzers, der im übrigen die Frage nach der 
Berechtigung einer Gewinnerzielung ebenfalls bejaht“, nur aus einem 
anderen Grunde (und zwar, was durchaus richtig und als ferneres 
Moment“ ſchwer wiegt, weil die von der Gemeinde gewährten Güter 
im Verkehr ſtehende Güter ſeien, deren Abgabe zu Selbſtkoſten eben⸗ 
ſowenig ein Bedingnis des Gemeindeverbandes ſei wie etwa ein Ver⸗ 
ſchenken von Erträgniſſen des Kommunalvermögens), iſt die nüchtern⸗ 
praktiſche Erwägung eines anderen hervorragenden kommunalen Sozial⸗ 
und Finanzpolitikers in einer Perſon, Franz Adickes', entgegen⸗ 
zuhalten, daß die Erhebung und Erhöhung von Steuern für nicht 
auf direktem Zwang beruhende, ſondern freiwillig durchzuführende 
ſtädtiſche Maßnahmen unter den Verhältniſſen, mit denen für ab⸗ 
ſehbare Zeit nun einmal gerechnet werden muß, ein gefährliches 
Mittel iſt, das in weiten Kreiſen nur zu leicht und mit zu tief⸗ 
gehenden Folgen die Neigung zu ſolchem gemeinnützigen Vorgehen 
vermindert. Man gehe etwa den Gedankengängen einer Stadt⸗ 


1 S. 160. , 2 S. 171. 5 S. 216. 4 S. 217. 

5 Wegen der weiteren Gründe, die auch in Wien geſtreift wurden, darf ich 
auf meine knappe Zuſammenſtellung im 2. Band meiner „Deutſchen Stadt und 
ihre Verwaltung“ (Berlin 1918), S. 27, hinweiſen. 
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verordnetenverſammlung nach, wie fie Schiele für Naumburg! 
geſchildert hat! Der zweite Einwand mag an ſich richtig ſein 
— in zahlreichen Fällen wenigſtens, weil eben die große, „un 
bemittelte“ Maſſe (übrigens ein bei der Entwicklung unſerer all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe während der letzten Jahrzehnte 
und während des Krieges nicht allzuſelten arg mißbräuchlich benutztes 
Wort!) die betreffende Einrichtung, wie etwa Eiſenbahn, Straßen⸗ 
bahn, Waſſerwerk aus ſehr natürlichen Gründen am meiſten benutzt, 
aber er ſchlägt nicht durch, ſoweit und ſolange die Kommune nicht 
übermäßigen Preis fordert. Bis dahin gilt der Grundſatz: „Jede 
Ware hat ihren Preis“ und iſt nicht einzuſehen, warum die zufälligen 
Nutznießer gerade der zufällig kommunalen Unternehmung zu⸗ 
ungunſten aller übrigen Gemeindeglieder (ich ſtimme in dieſer Be⸗ 
ziehung ganz dem zu, was Wiedfeldt ſeinerzeit in dem Sammel⸗ 
werk „Die deutſchen Städte“? ausgeführt hat) eine Bevorzugung 
erfahren ſollen. Im Grunde iſt man darüber in Wien einig geweſen, 
wie man auch heute im weſentlichen darüber einig iſt, trotz der 
mancherlei, auf den erſten Blick ganz plauſibel erſcheinenden Gründe, 
die namentlich Hugo Lindemann in ſeiner, übrigens noch heute 


unveralteten, auch dem nach mancher Seite hin zu anderen Ergebniſſen 


Kommenden leſenswerten Schrift über die „ſtädtiſche Regie““ für 
die „Abgabe zu Selbſtkoſten“ geltend gemacht hat. 

Auch die in Aveburys Tendenzſchrift“ mit dem Anſpruch auf 
Allgemeingültigkeit aufgeſtellte Behauptung einer techniſchen 
Rückſtändigkeit der öffentlichen Betriebe konnte und kann 
als haltlos gelten. Statt der privaten Konkurrenz, die allerdings 
meiſt fehlt, wirkt der Wettbewerb mit anderen Städten, wirkt die 
öffentliche Meinung, wirkt nicht zuletzt auch das ſteigende Anfordernis 
des Stadtſäckels mit ſtändig verſtärktem Druck auf techniſche Ver⸗ 
vollkommnung hin, und gerade der öffentliche Betrieb hat ſich viel⸗ 
fach eher als der private geneigt erwieſen, auch einmal ohne Rück⸗ 
ſicht auf Profit techniſche Erfindungen, die noch nicht durchaus er⸗ 
probt waren, aufzunehmen. Erſt unlängſt hat, worauf in dieſem 
Zuſammenhang beſonders aufmerkſam gemacht ſei, ein Ingenieur, 
Max Ried, in einem Buche über „Organiſation und Ver⸗ 


1 Bal. oben S. 409. 

2 Leipzig 1904. 

3 Berlin 1907. 

4 Staat oder Stadt als Betriebsunternehmer. Deutſch. Berlin 1909. 
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waltung öffentlicher Unternehmungen“, das als erſte 
umfaſſende und geſchloſſene Darſtellung der Aufgaben und Bedeutung 
der öffentlichen Unternehmungen, ſoweit ſie techniſchen Charakter 
haben, ſowohl wegen ſeines kritiſchen als auch namentlich wegen 
ſeines tatſächlichen Inhalts? ernſteſter Beachtung wert iſt, die Be⸗ 
ziehungen dargetan, die zwiſchen techniſchem Fortſchritt und öffent⸗ 
licher Unternehmung nach Urſache und Wirkung beſtehen. 

Aber die eigentliche ökonomiſche Hauptfrage, die Mombert, 
freilich auch ohne ſie zu löſen oder auch nur einen Verſuch zu ihrer 
Löſung zu machen, in feinem Schlußwort? „bei der Beurteilung 
des vorliegenden Gegenſtandes in die vorderſte Reihe geſtellt“ wiſſen 
wollte, hätte man doch wohl gern erörtert geſehen: die Frage nach 
dem Einfluß der Kommunaliſierung und Verſtaat⸗ 
lichung oder doch einer zu weit gehenden Kommuna- 
liſierung und Verſtaatlichung auf die Produktions- 
fähigkeit der Volkswirtſchaft. Darum geht es doch ſchließ⸗ 
lich. Auch Gemeinde und Staat ſind nicht auf ſich allein ge⸗ 
ſtellte Organismen, ſondern lebendige Glieder der Volkswirtſchaft. 
Fuchs kam dem Problem nahe, wenn er in feinem „Vorbericht“ 
zu den Einwendungen Stellung nahm, nach denen der Privatbetrieb 
ceteris paribus infolge organiſatoriſcher Vorteile beſſer und billiger, 
alſo ökonomiſcher arbeiten könne. In der Debatte iſt darauf kaum 
zurückgegriffen worden. War es, weil es trotz allem heute hier 
nur ein „non liquet“ gibt, wie Mombert meint?“ War es, 
daß damit die Theſe von der mindeſtens gleichwertigen Qualität 
des öffentlichen Betriebes durch dies Stillſchweigen „unisono akkla⸗ 
miert“ wurde, wie Adolph Wagner es deutete?“ Ich wage es 
nicht zu entſcheiden. Meine eigene Stellung habe ich bei anderer 
Gelegenheit bereits niedergelegt'. Sie geht dahin, daß das „non 
liquet“ nur gelten kann hinſichtlich der Grenzen, bis zu denen der 


ı Max Ried, Organiſation und Verwaltung öffentlicher Unternehmungen. 
Mit Berückſichtigung Deutſchlands, der Schweiz und insbeſondere Oſterreichs. 
Berlin und Wien o. J. (1915). Berlag für Fachliteratur. VII und 286 S. 
Geh. 8 Mk., geb. 9 Mk. 

2 Das trifft beſonders auf den zweiten Teil zu, der die Organiſation und 
den Umfang der öffentlichen Unternehmungen in Oſterreich behandelt und dabei 
namentlich ein reiches Material von größtenteils bislang nicht veröffentlichten 
organiſatoriſchen und Dienſtbeſtimmungen der einzelnen Unternehmungen ſowie 
verſtreuten ſtatiſtiſchen Nachweiſungen beibringt. 

ö 2 S. 318. 4 S. 127 ff. 5 S. 318. 
6 S. 241 und 253. 1 a. a. O. S. 16 ff. 
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Kommunal: und Staatsbetrieb volkswirtſchaftlich ertragen werden 
kann. Dieſe Grenzen eindeutig zu ziehen, iſt unmöglich: quaestio 
facti. Daß ich dabei allerdings im allgemeinen weiter zu gehen ge⸗ 
neigt bin als Fuchs, der dankenswerterweiſe in feinem Schlußwort ! 
darauf zurückgriff, und, abgeſehen vom Gebiet der monopoliſtiſchen 
Betriebe, mit Kutzer? auch nicht zurückſcheue vor der Vergemeind⸗ 
lichung oder doch kommunalen Beeinfluſſung ſolcher Unternehmungen, 
die ein ſonſtiges „Lebensintereſſe“ der Stadt berühren, will ich nicht 
leugnen. Im übrigen ſei angemerkt, daß Ried in ſeinem vorhin 
angeführten Buch gerade dieſer Grenzbeſtimmung ebenfalls wohlüber⸗ 
legte und gut begründete Ausführungen gewidmet hat“, denen ich 
im allgemeinen gern zuſtimme. 

Einen breiten Raum nahm demgegenüber in den Verhandlungen 
die ſoziale Seite des Problems ein, und zwar insbeſondere 
bezüglich der Arbeiterverhältniſſe in den Gemeindebetrieben, und 
zwar, um es vorweg zu nehmen, im Sinne mehr abfälliger Kritik 
als zuſtimmender Anerkennung. Momberts ſchriftlicher Bericht 
über „die deutſchen Stadtverwaltungen als Arbeitgeber” *, im all⸗ 
gemeinen beruhend auf der vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt durch⸗ 
geführten Unterſuchung über „die Regelung des Arbeitsverhältniſſes 
der Gemeindearbeiter in deutſchen Städten“ ', gab Grundlage und 
Richtung mit der Quinteſſenz: „Formelle Beſſer⸗, aber materielle 
Schlechterſtellung gegenüber der Privatinduſtrie“. Das zieht ſich 
durch die ganze Debatte hin, in der im weſentlichen nur Kutzer 
gegenüber den mancherlei Anſtänden die doch geradezu vorbildliche 
Regelung von Lohn und Arbeitszeitbedingungen in zahlreichen, 
namentlich größeren Gemeinden hervorhebt und Exzellenz Thiel“ 
die Notwendigkeit betont, den in monopoliſtiſchen Betrieben be⸗ 
ſchäftigten Arbeitern zwar nicht das Koalitionsrecht, wohl aber das 
Streikrecht geſetzlich vorzuenthalten; nicht um perſönliche Rechte zu 
beſchränken, ſondern um der öffentlichen Belangen willen, die in 
einem Maße auf dem Spiele ſtehen, daß es mit den Vorteilen, die 
ein Streik den Streikenden im beſten Falle bringen kann, in abſo⸗ 
lutem Mißverhältniſſe ſteht. Beiden wird zuzuſtimmen ſein, freilich 
unter Vorbehalten, die ſich aus der Wiener Verſammlung ſelbſt er⸗ 
geben, mit ihrem doch beſchämenden Material an Nichtachtung der 


1 S. 322 ff. 2a. a. O. 8 a. a. O. S. 19 ff. 
4 S. 184. 

s Beiträge zur Arbeiterſtatiſtik, Nr. 9 und 10, Berlin 1909. 

S. 251. 
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perſönlichen Rechte, an Knebelung der politiſchen Freiheit (das 
Wiener Zentrumsregiment lam dabei nicht gut weg), an Ablehnung 
eines verſtändnisvollen Eingehens auf auch berechtigte Arbeiterwünſche. 
Sicherlich können wir ſtolz ſein auf die Ausgeſtaltung des kommunalen 
Arbeiterweſens im allgemeinen, und in den letzten Jahren vor dem 
Krieg iſt darin noch viel gewonnen worden; trotzdem wird man 
auch heute noch der Kritik manches preisgeben müſſen. Vielleicht aber 
hängt deſſen Beſeitigung in weit größerem Maße von der Einſicht 
der Bürgerſchaft und ihrer Vertretung, die auch die Gehalts⸗ und 
Dienftverhältniffe der kommunalen Beamten, denen die Gemeinde⸗ 
arbeiter formell ja immer näher kommen, mit anderem Maße zu 
meſſen pflegen als die Gehalts- und Dienſtverhältniſſe der Privat⸗ 
beamten — zu dieſem gewichtigen Thema darf ich auf meine in einem 
demnächſt erſcheinenden Hefte des „Neuen Deutſchland“ erſcheinenden 
Ausführungen über das „Beamtenbeſoldungsproblem“ verweiſen —, 
als von der des kommunalen Berufsbeamtentums ab. Denn an 
dieſem darf doch wohl feſtgeſtellt werden, daß es (auch in den unteren 
Schichten, über deren häufig anſtößiges Verhalten gegen die Arbeiter 
in Wien mehrfach mit Recht geklagt worden iſt) immer mehr vom 
Geiſt einer vernünftigen kommunalen Sozialpolitik durchſetzt wird, 
der, von allen Überſchwenglichkeiten allerdings frei, die Kräfte des 
Herzens mit denen des Verſtandes verbindet. 

Freilich: dieſes Beamtentum, dieſe „Bureaukratie“, war in Wien 
lebhaft umfochten. Nicht als ob ihre Intelligenz, ihre berufliche 
Tüchtigkeit, ihre moraliſche Qualität, für die namentlich Schulze⸗ 
Gaevernitz! ſchöne Worte fand, irgendwie angezweifelt wurde. 
Aber die Tatſache zunehmender „Bureaukratiſierung“, 
wachſender Beeinfluſſung des ganzen öffentlichen Lebens durch die mit 
den öffentlichen Betrieben ſich mehrende Beamtenſchaft bildete den 
Gegenſtand mit des intereſſanteſten Teiles der Erörterungen. Man 
braucht den Übertreibungen der Gebrüder Alfred und Max 
Weber, deren einer fo weit ging, ſelbſt Amerika mit feiner 
korrupten Beamtenſchaft in dieſer Beziehung die Palme vor Deutſch⸗ 
land zu reichen (vielleicht lieſt er einmal Einſchlägiges in dem Buche 
Harbutt W. Dawſons über die deutſche Kommunalverwaltung, das ich 
in vorliegendem Hefte beſpreche, nach) nicht zu folgen, und doch 
ſcheint etwas Richtiges in der Beſorgnis zu ſein, daß eine immer 
ſtärkere Vertretung der diſziplinariſch an Autorität gebundenen, der 


1 S. 298. 2 S. 238, 282, 309. 
27 * 
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(um einen neueren Ausdruck Friedrich Naumanns zu gebrauchen) 
„riſikoloſen“ Exiſtenzen eine Kulturgefahr bedeutet; denn alle 
wahre Kultur iſt doch am Ende in dem begründet, was der Alt- 
meiſter als das höchſte Glück der Erdenkinder bezeichnet hat. Er⸗ 
höht aber gerade der öffentliche Betrieb dieſe Gefahr? Iſt der Ge 
meindebeamte wirklich ein ſo mechaniſch wirkendes Inſtrument des 
Staatswillens, wie man uns glauben machen will? Wie ſtimmt 
damit überein, daß nicht wenige der eigenſtärkſten, kraftvollſten, ziel⸗ 
ſicherſten, perſönlichkeitsbewußteſten Männer des neuen Deutſchland 
gerade Träger der deutſchen Gemeindeſelbſtverwaltung, über deren 
krauſe Schilderung ſeitens eines Mannes wie Redlich! man ſich 
allerdings wundern muß, geweſen ſind? Iſt anderſeits nicht offen⸗ 
ſichtlich der von den Wiener Kritikern ſo befürchtete Einfluß des 
Beamtentums auf das ganze geiſtige und ſoziale Leben ſtark im 
Niedergang, Statt im Aufſtieg begriffen, erſetzt durch Faktoren, die 
auch nach anderer Richtung hin bereit find, fein Erbe anzutreten ?? 
Liegt die Gefahr der Vermehrung „riſikoloſer Exiſtenzen“ nicht 
weniger bei der Beamtenſchaft, von deren ſorgen⸗ und entbehrungs⸗ 
reichem Daſein ſich nur wenige Außenſtehende Rechenſchaft zu geben 
vermögen, als bei anderen, die freie Verantwortlichkeit des Einzelnen 
für ſein und ſeiner Familie Geſchick immer mehr aufhebenden Ent⸗ 
wicklungstendenzen? Die Fragen ſtellen, heißt ſie beantworten. 

Jene anderen Faktoren aber! Es war zwar ein etwas ſchiefes, 
aber im Grunde doch kein übles Wort, das Alfred Weber in 
Wien erfand ?, als er ſagte, daß augenblicklich die ganze Elektrizitäts⸗ 
verſorgung („Gemeindeeinrichtung“ muß Druckfehler ſein) in Rhein⸗ 
land⸗Weſtfalen vor der Frage ſtehe, „ob ſie ſtinneſiert oder kommu⸗ 
naliſiert werden ſolle“. 

Dieſes Wort bezog ſich auf die Monopoliſierungstendenzen des 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerkes, das gleichzeitig die Mutter 
der gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Unternehmung geworden iſt. 
1910, in Wien, iſt dieſe nur erſt gelegentlich geſtreift worden. Im 
Juni 1914 aber ſtand — und das gibt ein beredtes Zeugnis von 
der inzwiſchen ſtattgehabten Entwicklung — auf der Tagesordnung 
des Vierten deutſchen Städtetages das Verhandlungsthema 


1 S. 299. 

1 Vgl. meine Ausführungen zu dieſer Frage in dieſem Jahrbuch XXXIX, 
1915, S. 181 ff. 

3 S. 241. 
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„Die Verbindung von Städten und Privatkapital für wirtſchaftliche 
Unternehmungen“ !. 

Noch Alfons Rieß, der, vielfach und mit Geſchick auf den 
Gemeindebetriebs Bänden des Vereins für Sozialpolitik fußend, 1911 
den gelungenen Verſuch einer zuſammenfaſſenden Darſtellung der „Kom⸗ 
munalen Wirtſchaftspflege“? unternahm, konnte von der neuen Form 
nicht allzuviel berichten. Gerade die erſten Jahre des gegenwärtigen 
Jahrzehnts aber brachten eine ſtändig vermehrte „Verbindung auf 
Gedeih und Verderb der beiden fapitalfraftigiten Faktoren im neuen 
Deutſchland, von Privatinduſtrie und Gemeinde“ “, von deren Stand 
und Entwicklung Oberbürgermeiſter Marx, Düſſeldorfs früheres 
Stadtoberhaupt, in einem Aufſatz des „Handwörterbuches für Kom⸗ 
munalwiſſenſchaft““ demnächſt ein lebendiges Bild darbieten wird. 
Die wachſende Höhe der in Gemeindebetrieben inveſtierten Werte und 
die damit immer dringender werdende Notwendigkeit, neben den be⸗ 
währten Grundſätzen der Kommunalverwaltung das kaufmänniſche 
Denken und Handeln zu pflegen, hatte auch prinzipielle Freunde des 
Kommunalbetriebes nach neuen Formen ſuchen laſſen, um ohne 
weſentliche Minderung ihrer Gewinn- und Einfluß: 
möglichkeit doch das finanzielle Riſiko der Kommune 
zu mindern und mehr als bisher nach ſonſt in der Induſtrie üblicheen 
Grundſätzen zu arbeiten. Als Weg hierzu bot ſich die Verbindung 
der Gemeinde mit der Induſtrie etwa in der Form, daß das Unter⸗ 
nehmen zwar als private Geſellſchaft, jedoch unter ſo ſtarker Beteiligung 
und Bevorrechtung der Gemeinde betrieben wird, daß letzere den beſtim⸗ 
menden Faktor ausmacht. Straßburg war eine der erſten Städte, die 
den Weg beſchritt; der auf dem Felde der Ehre gebliebene Beigeordnete 
Leoni aus Straßburg hat denn auch in Köln das Hauptreferat 
gehalten, begleitet vom Königsberger Oberbürgermeiſter Körte als 


1 Verhandlungen des Vierten deutſchen Städtetages am 15. und 16. Juni 
1914 in Köln. Berlin 1914, Selbſtverlag der Zentralſtelle des deutſchen 
Städtetages. 

2 Alfons Rieß, Kommunale Wirtſchaftspflege. (Sammlung Göſchen, 
Nr. 534.) Leipzig 1911, Göſchen. 112 S. Preis 1 Mk. Ein über das kommunale 
Siedlungsweſen, kommunale Betriebe und kommunale Arbeiterfragen gut unter⸗ 
richteter, erfreulich klarer, überſichtlicher Führer, der allerdings über dem dankens⸗ 
werterweiſe auf knappſtem Raum beigebrachten Tatſachenmaterial die grundſätz⸗ 
lichen Fragen etwas ſtiefmütterlich behandelt. 

3 Vgl. E. Scholz in der Zeitſchrift für Rommunalwirtſchaſt und Kommunal 
politik. 1. Jahrgang, S. 88. 

4 Jena 1914 ff. Erſcheint vorab in Lieferungen. 
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Korreferenten. Beider Ausführungen gipfeln in einer Empfehlung 
dieſer neuen Form. Die Geſamtheit des Städtetages aber ſtellte ſich, 
entgegen dem Enthuſiasmus ſolcher, die in der „G. W. U.“ geradezu 
die „Form der Zukunft“ ſahen, auf einen anderen Standpunkt. Und 
der Standpunkt der Kommunalpolitiker in Köln von 1914 war im 
Grunde derſelbe wie derjenige der Sozialpolitiker in Wien von 1909: 
Kommunaler Betrieb dort, wo er angängig iſt, und wo die Voraus⸗ 
ſetzungen kommunalen Betriebes erfüllt ſind; im Notfall (das iſt 1914 
das Neue!), aber auch nur in dieſem, Erſetzung der „früher üblichen 
Konzeſſionsverträge durch eine Verbindung von Städten und Privat⸗ 
kapital“. Das heißt: Die gemiſcht⸗wirtſchaftliche Unternehmung ſoll 
nicht den ſtädtiſchen Regiebetrieb ablöſen, ſondern vielmehr den Kon⸗ 
zeſſionsbetrieb ihm näher bringen. Dieſes Ergebnis hat ſeinerzeit 
vielfach überraſcht; die es begründenden Debatteausführungen, 
namentlich von Oberbürgermeiſter Cuno⸗ Hagen, dem ſoziatdemo⸗ 
kratiſchen Stadtverordneten Heimann aus Berlin und ſeinen kon⸗ 
fervativen Gegenſpielern Ziethen und Beutler, laſſen es durch⸗ 
aus verſtändlich erſcheinen. Ich erachte es als zu den bedeutſamſten 
Kundgebungen der deutſchen Selbſtverwaltung gehörend. 

Kurz vor Ausbruch des Krieges geſchah ſolches. Der Krieg 
ſelbſt hat, worauf ſchon im erſten Teil dieſes Berichtes mehrfach 
hingewieſen wurde, eine Ausgeſtaltung des Kommunalbetriebes ge⸗ 
bracht, die über alle Erwartungen hinausgegangen iſt. Die Frage 
iſt: Was bleibt davon? Welcher dauernde Gewinn iſt für die 
Kommunaliſierungsidee daraus erwachſen? Was ſpricht dafür, was 
dagegen, daß das wiederum aus der Not Geborene bleibt, ja 
vielleicht noch mehr ausgeſtaltet wird? 

Die Frage iſt mehr als eine nur kommunalpolitiſche. Sie greift 
hinein in die Organiſation unſeres ganzen Wirtſchaftslebens. Sie 
iſt wiederum eine ökonomiſche, ſoziale und kulturelle wie jene, die 
vor Jahren in Wien erörtert wurde. Sie reſtlos zu beantworten, iſt 
noch ſchwerer als damals; es heute ſchon ohne beſonderen Anlaß 
zu tun, wäre voreilig. Nach Ablauf weniger Monate wird es vielleicht 
Notwendigkeit werden. Wie dem aber auch ſei, der Leitgedanke kann 
ſchon heute feſtgelegt werden. Es iſt derſelbe, in dem die Erhebungen 
und Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik über Gemeinde⸗ 
betriebe ausgeklungen ſind: Einem nüchternen, maßvollen, 
geſchäftsmäßig geübten Munizipalſozialismus gehört 
die Zukunft. 
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Der engliſche Staat und der deutſche 
Staat 


Von Guſtav Schmoller 


nter dieſem Titel hat Ferdinand Tönnies ein Büchlein ver⸗ 

öffentlicht !, das nicht nur den politiſchen Denker intereſſieren, 
ſondern auch den weiteſten deutſchen Volkskreiſen Belehrung bieten 
wird. Ich möchte durch eine Beſprechung zu ſeiner Verbreitung 
beitragen. 

Als ich vor 29 Jahren in dieſem Jahrbuch XII, S. 727 ff. 
Tönnies' erſtes eigentlich ſtaatswiſſenſchaftliches Werk „Geſellſchaft und 
Gemeinſchaft“ (1887) anzeigte, rühmte ich demſelben den geſchichts⸗ 
philoſophiſchen Tiefſinn, die feine pſychologiſche Beobachtung und 
eine ſelbſtändige Auffaſſung nach, bezweifelte aber, ob es eine große 
Wirkung ausüben werde, weil es ſich in zu idealen, dem gewöhn⸗ 
lichen Menſchenverſtand zu fern liegenden Höhen bewege. 

Von dem hier vorliegenden Buche möchte ich ſagen, es hat die 
gleichen Vorzüge wie jenes erſte; aber zugleich die eines populären 
Buches im beſten Sinne des Wortes. Ich hoffe, es wird die wei⸗ 
teſten politiſchen Kreiſe belehren und zugleich einer der Markſteine 
für die deutſche Staatslehre werden: denn was gibt es für dieſe 
Wichtigeres als eine in die Tiefe gehende und ins Schwarze treffende 
Vergleichung der engliſchen und der deutſchen Staatszuſtände? 

Die Methode, die Tönnies dabei verfolgt, iſt einfach: er läßt 
über England Amerikaner und Engländer ſelbſt und nur gelegentlich 
auch Deutſche reden; über Deutſchland vernehmen wir wohl auch 
Deutſche, wo es gilt, das Charakteriſtiſche zu betonen; aber wo die 
Vorzüge erörtert werden ſollen, zieht er wieder Engländer heran, 
wie zum Beiſpiel die hohen Lobpreiſungen des preußiſchen Staates 
den Briefen Cobdens entnommen ſind. Er erreicht damit die berech⸗ 
tigte Vermutung großer Unparteilichkeit. — 

Tönnies will in bezug auf die engliſche Verfaſſung an die 
Stelle populärer bisheriger Überſchätzung des engliſchen Parlamenta⸗ 
rismus und der engliſchen „Freiheit“ eine wirkliche Erkenntnis ſetzen, 
wie fie der Präſident der Harvard ⸗Univerſität, A. Lawrence Lowell, 
in ſeinem Buche „The government of England“, 2 Bände, 1908 


1 Eine Studie. Berlin 1917, Verlag von Karl Curtius. 8%. 211 S. 
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(1912 mit Zuſätzen), uns vor allem vermittelt hat. Außerdem beruft 
er ſich auf Low, Dicey, May, Holland, dann auf J. Hatſcheks Ena: 
liſches Staatsrecht, auf Redlich und andere. 

Für das Verſtändnis der heutigen engliſchen Verfaſſungszuſtände 
erſcheint Tönnies das Weſentliche, daß man ſich klar fei, ein Parla: 
ment könne einen großen Staat nicht ſelbſt und unmittelbar beherrſchen. 
Auch nicht in der Herrſchaft der Mehrheit des Unterhauſes liege der 
Kernpunkt; ſondern darin, daß das Kabinett bzw. der Premier⸗ 
miniſter es tue: Low ſagt: Die Diener des Hauſes der Gemeinen 
ſind ſeine Herren geworden. „Das Unterhaus beherrſcht die Exe⸗ 
kutive nicht mehr, im Gegenteil, die Exekutive beherrſcht das Unter⸗ 
haus.“ Die demokratiſchen Verzierungen der Verfaſſung ſind ge⸗ 
wachſen; aber der große Grundbeſitz und das große Kapital, eine 
kleine Zahl von etwa 50000 Familien (das ift "eo aller engliſchen 
Familien) ſind es, die regieren und alle Macht in Händen haben: 
Die neueſten Wahlen haben nur das plutokratiſche Element etwas 
verſtärkt: Kaufherrn⸗ und Bankierdynaſtien ſind emporgekommen, der 
ariſtokratiſche Typus iſt geblieben. Nur Leute, die 600 — 2000 £ 
(12 000-40 000 Mk.) Wahlkoſten aufwenden können, dringen in 
dieſen Kreis. Der Engländer will reiche Abgeordnete mit offener 
Hand, mit glänzenden Karoſſen haben. Über das liberale Kabinett 
von 1906 rümpfte die gute Geſellſchaft die Naſe. Das Zweiparteien⸗ 
ſyſtem iſt nur möglich, wenn die Führer beider Parteien ſich im 
Grunde ſehr naheſtehen. Die Männer wie Asquith und Lloyd 
George wurden lange als die Spitze der „Pöbelpartei“ angeſehen, die 
„Intellektuellen“ werden in den führenden Kreiſen Englands auffallend 
gering, noch geringer geſchätzt als in den Vereinigten Staaten. Die 
regierenden Kreiſe des Unterhauſes ſtellen auch heute noch eine erb⸗ 
liche Oligarchie dar. Ins Kabinett kommen nur beſtimmte Familien 
der Londoner Geſellſchaft. Der Premier allein bildet das Kabinett, 
und die Nation iſt zufrieden, wenn die Ernannten „achtungswerte, 
aufrechte und leidlich urteilsfähige Politiker, anſtändig im Privat⸗ 
leben und mit einiger Erfahrung im öffentlichen Leben ſind“. 

Regiert wird durch einen geheimen Ausſchuß ohne Schriftführer, 
ohne Protokoll, ohne Geſchäftsordnung, ohne Siegel, ohne Kaſſe. 
Oft genügen die Beſprechungen der drei bis vier wichtigſten Kabinetts⸗ 
mitglieder. Die Stellung des Premierminiſters kommt auf eine Art 
Cäſarismus hinaus. Die Schwierigkeiten, ſo zu regieren, werden 
noch wachſen, wenn der Reichsbund an Stelle Englands die Leitung 
bekommen ſoll. Der cäſariſtiſche Premier regiert, ſo lange er ſtark 
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und klug iſt und ſolange er Glück hat, ſolange der Volkswille 
ſein Wille iſt. 

England hat keine geſchriebene Verfaſſung; dieſelbe iſt in ſteter 
Umbildung begriffen; eine einheitliche Nation ſteht nicht hinter dem 
Staat bzw. der Ariſtokratie, ſondern vier Nationen. Deutſchland 
zerfällt in eine Reihe Staaten, aber die Bevölkerung iſt im ganzen 
einheitlicher Nationalität. Deutſchland umfaßt kein unterjochtes und 
mißhandeltes Land, wie es Irland iſt. Das Deutſche Reich hatte 
von Anfang an ein demokratiſches Wahlrecht für den Reichstag; 
England hat erſt nach dem Vorbild Deutſchlands ein etwas liberaleres 
Wahlrecht erlangt. Deutſchland hat keine Ariſtokraten⸗ und keine 
Parteiregierung, die den engliſchen Einrichtungen irgendwie zu ver⸗ 
gleichen wäre. Deutſchland wird durch den vom Kaiſer ernannten 
Reichskanzler regiert, nicht durch eine ariſtokratiſche Gruppe von 
Dilettanten, die der Premier ausſucht, und die er, wenn ſie ſich zu 
unfähig zeigen, ins Oberhaus befördert. Auch in Deutſchland ſpielen 
in einzelnen Karrieren ſoziale Verbindungen, Adel und Reichtum, 
eine gewiſſe Rolle, aber berufsmäßige Vorbildung und Be⸗ 
kleidung niederer vor den höheren Amtern iſt doch die Regel 
und ſchützt vor dem Eindringen des Dilettantismus. | 

Die öffentliche Meinung ift im Deutſchen Reiche wie in Eng⸗ 
land von großer Tragweite für die Regierung. Die im Ausland 
verbreitete Vorſtellung, der gegenwärtige Deutſche Kaiſer herrſche als 
abſolutiſtiſcher Fürſt, beruht nur auf Unwiſſenheit. Der weſentliche 
Unterſchied zwiſchen beiden Staaten iſt, daß die öffentliche Meinung 
in England durch die Zeitungen beſtimmt wird, in Deutſchland mehr 
durch das Leſen von Büchern; ſie unterliegt bei uns nicht ſo dem 
Schlagworte, ſie iſt reifer und ernſter. In England hatte der akute 
Charakter der öffentlichen Meinung größere Bedeutung, in Deutſch⸗ 
land der chroniſche. 

Preußen hat ſeine Verfaſſung der engliſchen nachgebildet. Aber 
die engliſchen Miniſter müſſen einem der beiden Häuſer angehören, die 
preußiſchen bedürfen dieſer Stellung nicht. Das engliſche Haus der 
Gemeinen kann die Miniſter ſtürzen, das Abgeordnetenhaus hat ſolche 
Macht nicht. Über die Zuſammenſetzung des letzteren und das Drei⸗ 
klaſſenwahlrecht, aus dem es hervorgeht, wird viel geklagt, aber das 
engliſche Unterhaus iſt in ausgeſprochenerer Weiſe ariſtokratiſch und 
plutokratiſch. Der Einfluß der Kirche wirkt in England ſtärker zu⸗ 
gunſten der konſervativen Partei. Auch das iſt wichtig, daß in 
England die Ausdehnung des Wahlrechts das Gewicht der regierenden 
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Klaſſe eher geſtärkt als vermindert hat. Charakteriſtiſch iſt auch der 
Unterſchied zwiſchen dem Hauſe der Lords und des Herrenhauſe. In 
letzterem bilden die zahlreichen liberalen Oberbürgermeiſter und die 
Gelehrten ein gewiſſes Gegengewicht gegen die Großgrundbeſitzer, das 
im Oberhauſe ganz fehlt. InPreußne hat es die regierende Familie nie 
vergeſſen, daß ihr größter Sohn den Fürſten als den erſten Diener 
des Staates bezeichnete. Der Übergang zum parlamentariſchen Syſtem 
würde die Krone entweder ohnmächtig machen wie in England oder 
fie beſeitigen wie in Frankreich. Die Demokratie empfiehlt in Deutſch⸗ 
land ſolche Wege. Aber ſogar in der Arbeiterpartei wächſt die 
Einſicht, daß eine Bourgeois⸗ Republik den Vorzug vor unſerem 
heutigen Staate nicht verdienen würde. 

In keinem Falle würde eine parlamentariſche Regierung in Deutſch⸗ 
land der Volksvertretung mehr Einfluß auf die auswärtige Potitik 
geben. Das engliſche Unterhaus hat ihn nicht, wie ſchon Lothar 
Bucher zeigt. Und jetzt betont das Lowell noch ſtärker; der Kriegs⸗ 
ausbruch hat dasſelbe dokumentiert. Asquith und Grey führten den 
engliſchen Staat in den größten Krieg hinein, den er je erlebte, 
ohne daß das Unterhaus eine Ahnung davon hatte. 

In England hofft man jetzt Rettung aus den bisherigen großen 
Mißſtänden durch Einführung des Referendums. Aber man fürchtet 
bei den Gegnern desſelben, es würde als tödliches Gift für das 
parlamentariſche Syſtem wirken. 

Im vierten Kapitel kommt Tönnies auf die Verwaltung zu 
ſprechen, ſowie auf die Gemeindeverfaſſung. 

In Preußen ſchuf Stein die Städteordnung — in der richtigen 
Erkenntnis, daß die Freiheit mehr in der Verwaltung als in der 
Verfaſſung zu ſuchen fei. Ihre Grundgedanken wurden dann ſpäter 
auf die ländliche Verwaltung übertragen. Die kommunalen Ver- 
bände ſind in Deutſchland Abteilungen des Staates einerſeits, Or⸗ 
gane für eigene, hauptſäch wirtſchaftliche Zwecke anderſeits. Zwiſchen 
ihnen und dem Staatszentrum ſteht weit ausgebildet die ganze ſtaat⸗ 
liche Verwaltung, die Verwaltungsjuſtiz. Percy Aſhley hat der 
engliſch redenden Welt erſt durch ſein Buch: „Local and central 
government. A comparative study of England, France, Prussia 
and the United States“ (1906) gezeigt, welche Bedeutung der große 
Bau der inneren Verwaltung in Preußen und Deutſchland habe, 
und wie ſehr der engliſche Staat in dieſer Beziehung zurückgeblieben 
ſei. Wohl habe England auch auf dieſem Gebiete herumexperimentiert, 
eine Zentralbehörde geſchaffen, Armenweſen, Sanitätsweſen, Gemeinde⸗ 


980] „Der engliſche Staat und der deutſche Staat 427 


verfaſſung zu reformieren geſucht, aber das Ergebnis ſei ein Chaos 
von Bezirken und Behörden geweſen, das für ſehr wenig Menſchen 
verſtändlich war. 

Ungekehrt fei es in Preußen und Deutſchland gegangen, und fo 
ſei der Beamtenſtaat entſtanden, der im Anſchluß an meine verwaltungs⸗ 
geſchichtlichen Arbeiten geſchildert wird. England ringt ſeit 100 
Jahren in Geburtswehen, ein Beamtenſtaat, d. h. ein modern ver⸗ 
waltender Staat zu werden. Aber es ſei ſchwer, in 3—4 Jahrzehnten 
nachzuholen, was in 3—4 Jahrhunderten verſäumt worden fei. Zwar 
ſei das engliſche Beamtentum noch beſſer als das amerikaniſche, das 
auf dem Beuteſyſtem beruht. Und Fortſchritte der berufsmäßigen 
Ausbildung fehlten auch in England nicht. Aber ein Beamtenſtand 
wie der deutſche und die Ehre des Staatsdienſtes fehle doch faſt 
ganz. Die Patronage, das Grundübel, ſei nicht verſchwunden. 

Mit dem fünften Kapitel kommt Tönnies auf die Freiheit und 
die Freiheiten, hauptſächlich auf die perſönliche und die politiſche 
Freiheit. Die letztere habe in England vor der Wahlreform von 
1867 überhaupt nicht beſtanden; eine Vertretung der Arbeiter im 
Parlament habe es lange kaum gegeben; vor 1906 habe es wohl 
56, nach 1906 46 Arbeitervertreter gegeben. Er beſpricht dann die 
Miniſterverantwortlichkeit, das Hinſchwinden der Kronrechte, die Un⸗ 
wahrheit des ganzen Verhältniſſes des Kabinetts zur Krone. 

Die bürgerliche Freiheit in leiblicher Beziehung, ſei lange un⸗ 
vollſtändig geweſen; ein Schutz gegen das Matroſenpreſſen, gegen 
Polizeimißhandlung habe gefehlt; der Schutz der Verſammlungs⸗ 
und Vereinsfreiheit, die Preßfreiheit, der wirtſchaftlichen Freiheit 
ſei lange in England kümmerlich geblieben; die ſozialen Gebrechen 
im Wohnungsweſen und auf anderen Gebieten ſeien lange viel 
ſchlimmer als auf dem Kontinent geweſen; die kirchliche und die 
geiſtige Freiheit hätten bis zur Gegenwart viel zu wünſchen übrig⸗ 
gelaſſen; im Schulweſen, in der allgemeinen Schulpflicht ſei Eng⸗ 
land bis vor kurzem hinter allen ziviliſierten Staaten der Welt 
zurückgeblieben. 

Das ſechſte Kapitel gibt einen Überblick über die Geſchichte der 
europäiſchen Staaten, England voran. Dieſes hat mit Blut und 
Eiſen ſein Rieſenreich erworben, nachdem es durch Handel und 
Schiffahrt ſeine Erwerbungen darauf vorbereitet hatte. In den an⸗ 
deren Ländern haben große Monarchen mit Heeren und Beamtentum 
die Staaten ausgebildet. In England trat der ariſtokratiſche 
Herrenſtand an die Stelle der Monarchie, nicht ohne auf Koſten der 
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Bauern feinen Grundbeſitz übermäßig zu vergrößern, während dieſe 
auf dem Feſtland von den Fürſten gegen den Adel geſchützt wurden. 
In England ſchob der Adel ſeine überflüſſige Landbevölkerung in 
die Induſtrie ab: die induſtrielle Revolution trat 1760 —1850 ein. 
Bentham und ſeine Nachfolger ſuchten die nötigen ſozialen Reformen 
vorzubereiten; einzelne davon begannen langſam; aber die wich⸗ 
tigſte — im Schulweſen — kam einige Menſchenalter zu ſpät. 
Bulwer erinnerte ſeinerzeit daran, wie unendlich weit Preußen ſoz ial 
durch Wehrpflicht und Schulpflicht vor England voraus ſei. England 
hat noch heute keinen Lehrerſtand wie Deutſchland. Die ganze neueſte 
engliſche Sozialreform iſt eine Nachahmung Deutſchlands. „Der 
Rhein iſt in die Themſe gefloſſen, der Strom des deutſchen Ide a⸗ 
lismus hat ſich über die akademiſche Welt von Großbritannien er⸗ 
goſſen“, ſchreibt der Jungliberale Hobhouſe, wie von den philoſophiſchen 
Radikalen das abſolutiſtiſche Preußen immer wieder als der „beſte 
Staat“ und als Vorbild hingeſtellt worden ſei. Schon Richard 
Cobden ſchreibe 1838: „Ich hege den ſtarken Verdacht, daß gegen⸗ 
wärtig, für die große Menge des Volkes, Preußen die beſte Regie⸗ 
rung in Europa beſitzt. Ich gäbe mit Vergnügen meine Luſt am 
politiſchen Reden preis, um einen ſolchen Zuſtand in England zu 
ſichern. Hätte unſer Volk ſolche ſchlichte und ſparſame Regierung, 
ſo erfüllt von Gerechtigkeit gegen alle und ſo beſtändig bemüht, die 
die Bevölkerung geiſtig und ſittlich zu heben, wieviel beſſer wäre es 
für die 12 oder 15 Millionen im Britiſchen Reich, die, obſchon ſie 
keine Wahlrechte beſitzen, doch überzeugt ſind, freie Männer zu ſein, 
und die in die Vorſtellung hineingeheimnißt werden, daß ſie nicht 
politiſche Hörige ſeien, durch jenes große Gaukelſpiel der engliſchen 
Verfaſſung, — Monopole, Kirchenzauber, Sinekuren, Wappenhokus⸗ 
pokus, Erſtgeburtsrecht und Schaugepränge“. Cobden rühmt dann das 
Beamtentum, „jene Tauſende junger Männer, die alljährlich von 
den Univerſitäten abgehen, die alle dann Beamten⸗ und Regierungs⸗ 
ſtellen einnehmen und keine 1000 £ verlangen, um achtungswürdig 
und geachtet zu ſein in Preußen. Gewohnheiten prahleriſcher Ver⸗ 
geudung gelten dort nicht für achtungswürdig.“ 

Im ſiebenten Kapitel ſtellt Tönnies die engliſche allgemeine 
Staatslehre der deutſchen gegenüber. Eine ſolche fehle eigentlich 
England trotz der großen Perſönlichkeit von Hobbes. Lockes Buch 
„On Government“ ſei der individualiſtiſchen Lehre gewidmet, daß 
das Volk die Regierung abſchaffen könne, wenn ſie die Geſetze ver⸗ 
letze. Pufendorf und Wolf hätten — demgegenüber — viel richtiger 
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Regierung und Volksvertretung als die Organe des Staates hin⸗ 
geſt ellt, von denen alles Recht ausgehe. 

Der einſeitige engliſche Staatsbegriff traf, ſagt Tönnies, mit 
der nationalökonomiſchen Lehre zuſammen, daß der Staat ſich auf 
den Schutz des Eigentums und der Verträge zu beſchränken habe, 
daß er nur zum Schaden des Wohlſtandes und der Freiheit ſich in 
den Gang des Wirtſchaftslebens einmiſche. Damit war vollends 
eine organiſche Staatslehre unmöglich gemacht, wie ſie in Deutſch⸗ 
land Hegel ſchuf: Er lehrte uns, daß der Staat durch die Geſinnung 
und die Tätigkeit der Staatsbürger beſtimmt werde. Auf dieſem 
Boden wurde die Lehre Gierkes möglich: „Das Weſen der modernen 
deutſchen Staatsidee beruht in der Identität von Staat und Volk.“ 
Nicht ohne Recht klage der erſte engliſche Rechtshiſtoriker Maitland 
ſeine Landsleute einer gewiſſen Gedankenloſigkeit und Armut an 
Ideen an, wodurch die politiſchen Theoretiker Englands unfähig 
geworden ſeien, Staatenbund und Bundesſtaat auch nur zu denken. 
Die neuere engliſche Literatur der Staatslehre ſei, meint Tönnies, 
außer Sidgwicks „The Elements of Polities“ dürftig. 

Im letzten Kapitel faßt er ſeine Gedanken in der Hauptſache ſo 
zuſammen: 

1. Der englische Staat iſt kein neuzeitliches Gebilde; er hat 
die Form des ſpäteren Mittelalters beibehalten, aber der größere 
Teil der Königlichen Macht iſt beſeitigt. Das bedingt große Lücken, 
welche die geſteigerte Geſetzgebung nicht ausfüllt; es fehlt eine ge⸗ 
ordnete Verwaltung, ein geſchultes Beamtentum, ein ausgebildetes 
Verwaltungsrecht, ein modernes Privatrecht und eine moderne Straf⸗ 
geſetzgebung. 

2. Die geſellſchaftlichen Grundlagen der Verfaſſung ſind ariſto— 
kratiſch. Die Vertretung der Arbeiterklaſſe iſt ſehr jung und iſt 
ſchwach geblieben. 

3. Die wirkliche politiſche Macht iſt vom Unterhaus auf das 
Kabinett übergegangen. Die Stellung des erſten Miniſters nähert 
ſich der Alleinherrſchaft. Die Abſchaffung des Vetos der Lords 
kommt nicht dem Haus der Gemeinen, ſondern der Kabinettsariſto⸗ 
kratie zugute. 

4. Die Organiſation der Parteien wird durch das Kaukus— 
ſyſtem, d. h. die wachſende Macht des engeren Wahlausſchuſſes ge- 
ſchädigt. Die Parteien zeigen ſich nicht als Werkzeuge, die Maſſen 
zu heben. Die Drahtzieherei der Wahlmache demoraliſiert die 
Führer. 
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5. Im deutſchen Staate ift Militärmacht und Beamtentum ein 
Gegengewicht gegen die Ariſtokratie und die plutokratiſche Entwicklung. 
Die Reformbedürftigkeit des preußiſchen Abgeordnetenhauſes iſt all⸗ 
gemein als dringend anerkannt. Die Macht der öffentlichen Meinung 
ſtellt in Deutſchland, wie in England, eine bedeutende Schranke jeder 
Regierung dar. Das Referendum ließe ſich den deutſchen Reichs⸗ 
wie den Einzelverfaſſungen leicht einfügen, während es mit dem eng⸗ 
liſchen Syſtem der Parteiregierung unverträglich iſt. 

6. Der alte Ruhm Englands, ein freies Land zu ſein, beruhte 
darauf, daß es ariſtokratiſch, nicht monarchiſch regiert wurde. Die 
Großgrundbeſitzer waren freier und mächtiger als in irgendeinem 
anderen Lande. Aber politiſche Freiheit haben die Fabrikanten erſt 
1832, die Arbeiter erſt 1867 und 1885 erworben. Bürgerliche, 
wirtſchaftliche und geiſtige Freiheit ſind teils in England, teils in 
Deutſchland beſſer geſchützt. 

7. Die Ariſtokratie Englands hat für das Volk viel weniger 
geleiſtet als die Monarchie des Feſtlandes. Den Bauernſtand hat 
man dort zugrunde gehen laſſen bzw. zugrunde gerichtet. Der Ar⸗ 
beiterſchutz trat in England früher ein, aber die Zuſtände waren 
auch dort unendlich ſchlimmer. Die Arbeiterverſicherung hat England 
30 Jahre ſpäter nach deutſchem Vorbild eingerichtet. Lloyd George 
ſprach es offen aus, die ganze ziviliſierte Welt habe die große Schuld 
anzuerkennen, die man dem Mute Deutſchlands auf dieſer Bahn zu 
zollen habe. Das Schulweſen iſt in England lange allzuſehr hinter 
Deutſchland zurückgeblieben. In der Verwaltung iſt England ſehr 
zurück, wie alle liberalen Staatsmänner anerkennen. England hat 
die Welt mit ſeinem Syſtem der Soldaten⸗ und Matroſenpreſſung 
erobert: jetzt erſt führte es die Wehrpflicht ein. 

8. Die engliſche Verwaltung iſt alles, nur nicht muſtergültig; 
ſie hat allerdings den Polizeigeiſt und die Bureaukratie weniger 
entwickelt, aber nur weil ſie in Stadt und Staat überhaupt in der 
Verwaltung rückſtändig war. 

9. Wie der Staat, ſo iſt die Staatswiſſenſchaft in England 
verkümmert. Nur das verzweifelte Ringen der Arbeiter hat ohne 
rechte Hilfe der Wiſſenſchaft die notwendigſten ſozialen Reformen 
gebracht. Der Staatsgedanke iſt in Deutſchland lebendiger, ſtärker; 
er iſt hier auch philoſophiſch und wiſſenſchaftlich vertieft worden. — 

Ich kann den Ausführungen von Tönnies in allem Weſentlichen 
nur zuſtimmen, obwohl meine Ausgangspunkte weniger radikal ſind 
als die ſeinigen. 
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Was ich in dem Buche „Deutſchland und der Weltkrieg“ 
(2. Auflage 1916, I, S. 199— 231) über die deutſchen Inſtitutionen 
und den Geiſt des öffentlichen Lebens auszuführen ſuchte, ſteht in 
den Grundgedanken ſeinen Ausführungen ſehr nahe. Auch die 
trefflichen Arbeiten von Georg Jäger, „Der engliſche Staat zur 
Zeit der klaſſiſchen Nationalökonomie“ (in meinen Forſchungen, 
Heft 137) und „Das Weſen des engliſchen Staates und ſeine Macht⸗ 
organiſation“ (Jahrbuch 39), „Der preußiſch⸗deutſche Staat und 
ſeine Machtorganiſation“ und „Das Verhältnis Deutſchlands und 
Englands zu der internationalen Rechts⸗ und Gemeinſchaftsbildung“ 
(beide Jahrbuch 40) bewegen ſich in ähnlichen Richtungen wie 
Tönnies, ſchöpfen aus der Vergleichung mit Preußen das Rüſtzeug 
zu einer tieferen Erkenntnis und Kritik Englands. Ich kann mich 
nur freuen, jetzt in Tönnies Auffaſſung eine Beſtätigung meines 
und Jägers Standpunkt erhalten zu haben. 

Berlin, im Februar 1917. 
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Beſprechungen 


Das Bismarck⸗Jahr. Als Säkularſchrift herausgegeben von Mar 
Lenz und Erich Marcks. Eine Würdigung Bismarcks und ſeiner 
Politik in Einzelſchilderungen. Mit 14 ganzſeitigen Kupferdruckbildern. 
Hamburg 1915, Broſchek & Co. gr. 8°. 274 S. Geh. 8, geb. in 
Lwb. 10, in Prachtbd. 12 Mk. 


Die beiden Bismarckhiſtoriker Lenz und Marcks hatten länger 
ſchon vor Kriegsausbruch eine Feſtſchrift für Bismarcks 100 jährigen 
Geburtstag 1915 geplant. Sie hatten die Vorbereitungen dazu getroffen, 
als der Krieg kam; mit Recht gab er ihnen doppelten Anlaß, an ihrem 
Gedanken feſtzuhalten. „Das Jahr des Weltkrieges,“ ſagen ſie, „iſt ſo 
recht ſein Jahr geworden; ſeine Wege ſind es, die wir noch immer in 
Krieg und Politik gehen; er iſt auch heute unſer Führer geblieben.“ 

Was ſie uns nun bieten, iſt eine Sammlung von 22 Abhandlungen, 
welche Bismarcks Perſönlichkeit, ſein Weſen und ſein Wirken nach den 
wichtigſten Seiten hin zu erfaſſen ſuchen. Marcks hat zwei Beiträge ge⸗ 
liefert: die einleitende Abhandlung, die Bismarcks Geſamtperſönlichkeit 
zeichnet, und eine zweite, welche ihn als Künſtler der geſprochenen Rede 
und des geſchriebenen Wortes in außerordentlich feiner Weiſe darſtellt. 
Lenz hat vier Abhandlungen geſtiftet: Bismarck als Diplomat, ſeine 
Beziehungen zu Napoleon III., Bismarck und die deutſche Idee, den 
Weltkrieg im Spiegel Bismarckiſcher Gedanken; ſie zeigen die ſpezifiſche 
ſchwungvolle Art von Lenz' Geſchichtſchreibung. Von den drei vielleicht 
begabteſten Namen neuerer deutſcher Hiſtorie haben E. Brandenburg 
die Reichsgründung, G. Oncken das Verhältnis Bismarcks zu den Par⸗ 
teien und F. Meinecke „Bismarck und das neue Deutſchland“ als Thema 
gewählt. Ich möchte die letztere Abhandlung faſt als die glänzendſte 
Perle des Buches bezeichnen. Es iſt eine geiſtvolle, tieffinnige, geſchichts⸗ 
philoſophiſche Gedankenſymphonie, wie ſie nur Meinecke eigen iſt. O. Hintze 
behandelt Bismarcks Verhältnis zur Monarchie und zum Beamtentum 
mit feiner fachlichen, klaren Sicherheit. — Doch wir wollen nicht alle 
Mitarbeiter hier aufzählen. 

Das Ganze iſt ein ſchönes, würdiges Denkmal der Erinnerung an 
den Baumeiſter des Deutſchen Reiches. Wir können allen Mitarbeitern 
nur den beſten Dank für ihre Leiſtungen ausſprechen. Ich möchte zu⸗ 
ſammenfaſſend nur ſagen: rechte Worte zur rechten Zeit. 

im Februar 1917 G. Schmoller 


Stieda, Wilhelm: Sozialpolitik nach dem Kriege. Referat 
auf der Kirchlich⸗ſozialen Kriegstagung, Berlin, 16.— 18. Oktober 
1916 (54. Heft der Freien kirchl.⸗ſoz. Ronferen) Leipzig 1917, 
A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung. 8°. 53 S 


Das Referat iſt deshalb bemerkenswert, weil es einen ſehr guten 


Überblick über die ſchwebenden deutſchen ſozialen Probleme gibt, a weil 
Schmollers Jahrbuch XLI 2. 
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ſeine günftige Aufnahme bei den kirchlich rechtsſtehenden Elementen unferer 
Kirche zeigt, wie reif die Vorſchläge Stiedas zur praktiſchen Ausführung 
im Wege der Geſetzgebung durch die Reichsregierung ſind. Auch iſt be⸗ 
merkenswert, daß ein Antrag Mumm angenommen wurde dahin gehend, 
„die Verſammlung bekennt ſich zu dem Worte von Herrn Geh. Rat 
Stieda, daß die deutſche Arbeiterbewegung, je mehr Rechte man ihr gibt, 
deſto beſonnener wird“. ° 

Die Hauptforderung Stiedas war die geſetzliche Anerkennung der 
Berufsvereine und die Errichtung von Arbeiterkammern. Nachdem er 
gezeigt, daß von den Arbeiterausſchüſſen in den einzelnen Großunter⸗ 
nehmungen nicht viel erſprießliche Folgen zu hoffen ſeien, ehe in den An⸗ 
ſchauungen der leitenden Kräfte ein Umſchwung eingetreten ſei, betont er, 
daß es ſich mit der Anerkennung der Rechtsfähigkeit der Arbeiterverbände 
anders verhalte. Dieſe müſſe nach dem Kriege bewilligt werden. Er 
gibt eine hiſtoriſche Überficht über den Gang dieſer Beſtrebungen; betont, 
daß man die Verbände künftig nicht mehr als politiſche Vereine ab⸗ 
ſtempeln dürfe; die Haltung derſelben im Kriege zeige, daß man Ver⸗ 
trauen zu ihnen haben könne. Indem er dann für die Einführung der 
Arbeiterkammern ſich ausſpricht, tadelt er die Reichsregierung, daß ſie 
ſeinerzeit das Geſetz an der geforderten Zulaſſung der Arbeiterſekretäre 
habe ſcheitern laſſen. 

Er geht dann auf weitere ſoziale Reformpunkte ein, erinnert an die 
ſozialen Zugeſtändniſſe, die das Reich von 1908 an mit gutem Erfolg 
gemacht habe. Er verwirft ein Geſetz zum Schutze der Arbeits willigen, 
erörtert billig und gerecht mancherlei andere diskutable Fragen. Man 
müſſe die einſchlägigen Entſcheidungen treffen, wohl unter Berückſichtigung 
der Lage der Induſtrie, aber ſtets dabei an dem Geiſte der Februarerlaſſe 
von 1890 feſthalten. 

Der dritte Hauptpunkt, den er erörtert und als beſonders wichtig 
mit Recht bezeichnet, iſt der Arbeitsnachweis und die Frage der Arbeits⸗ 
loſenverſicherung. So ſehr er die geſetzliche Regelung des Arbeitsnach⸗ 
weiſes und ſeine Vereinheitlichung wünſcht (er erzählt die diesbezüglichen 
Verhandlungen von 1914 — 16 genauer), fo wenig will er, wie es ſcheint, 
von einer Reichsarbeitsloſenverſicherung wiſſen. Er hat ſicher damit recht, 
daß die beſſere Ordnung der Arbeitsvermittelung zunächſt das notwendigere 
und dringlichere Problem iſt. 

Die Rede Stiedas macht den größten Teil des Heftchens aus. Auf 
die Debatten über dieſelbe hier einzugehen, liegt keine Veranlaſſung vor. 

Berlin, im Februar 1917 Guſtav Schmoller 


Troeltſch, W.: Die deutſchen Induſtriekartelle vor und 
ſeit dem Krieg. (Kriegshefte aus dem Induſtriebezirk, 18. Heft.) 
Eſſen 1916, G. D. Baedeker. 8%. 74 S. Geh. 1 Mk. 


Haney, Lewis Th.: Business Organization and Combination. New 
York 1913, The Macmillan Company. 8°. 483 S. Geb. 2 Doll. 
Als es ſich in den letzten Wochen in Preußen darum handelte, die 
Genehmigung des Landtages dafür herbeizuführen, daß der Staat zu 
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dem Drittel der Aktien des Hibernia⸗Kohlenwerkes, die er 1904 gekauft 
hatte, den Reſt erwerbe und mit dem ganzen Werke in das weſtfäliſche 
Kohlenſyndikat eintrete, nahm ich Veranlaſſung, die zwei obigen neuen 
Bücher zu leſen, ſowie vieles Altere aus der einſchlägigen Kartellliteratur 
wieder zu durchblättern. Das gibt mir die Neigung ein, hier über die 
zwei Bücher einige Worte zu ſagen. 

Das amerikaniſche gibt eine gute Überſicht über das nordamerika⸗ 
niſche Unternehmungs⸗, Aktien⸗, Kartell⸗ und Truſtweſen nach ſeiner 
rechtlichen und tatſächlichen Seite ſowie nach der amerikaniſchen Geſchäfts⸗ 
praxis hin. Die Entſtehung der Aktiengeſellſchaften, wie der Truſts, wird 
unparteiiſch geſchildert. Die denkbaren Reformen werden beſprochen. Es 
iſt für den deutſchen Leſer eine ſehr gute Einführung in die Geſchichte 
der nordamerikaniſchen Unternehmungsformen, die der Autor durch die 
deutſche Form der Geſellſchaft mit beſchränkter Haft bereichern will. 

Das Büchlein von Troeltſch iſt erwachſen aus zwei Vorträgen, die 
er Februar 1916 auf Veranlaſſung der Kurheſſiſchen Geſellſchaft für 
Kunſt und Wiſſenſchaft gehalten hat. Es behandelt in ſechs Abſchnitten: 
1. die Urſachen und Formen der modernen Konkurrenzregulierung, 2. den 
Umfang und die Grenzen der deutſchen Kartellbildung bis 1914, 3. das 
Urteil über die Kartelle vor dem Kriege, 4. die deutſchen Induſtrie⸗ 
kartelle im Kriege, 5. Ausblicke in die Zukunft der Kartellbewegung, 
6. das künftige Verhalten des Staates zu den Kartellen. 

Troeltſchs Gedanken laſſen ſich kurz ſo wiedergeben. Die glänzende 
Ausbildung unſerer Induſtrien von 1850—80 erzeugte ein Übermaß 
der Konkurrenz. Daraus entſtand die Notwendigkeit einer Konkurrenz⸗ 
regulierung, die Intereſſengemeinſchaften und die Kartellbildung. Den 
Ronditionsfartellen folgten die Preis-, die Gebiets⸗, die Produktions⸗ 
kartelle. Unſere Schutzzölle erleichterten die Bildung. Troeltſch gibt einen 
Überblick über die Hauptgebiete der deutſchen Kartellorganiſation. Und 
daran knüpft er ſeine Darlegung der ſchwankenden Beurteilung der Kar⸗ 
telle, die mit der Bemerkung abſchließt, ſie ſei mit den Jahren ſteigend 
günſtiger geworden. Nach einem kurzen Blick auf die Kartelle des Aus⸗ 
landes kommt er dann auf die Kriegszeit; er findet, daß die Eigentüm⸗ 
lichkeiten der Kartelle ſich jetzt noch viel mehr Anerkennung erworben 
hätten. Jetzt war die Stetigkeit der Produktion, der Arbeitsgelegenheit, 
die einheitliche Organiſation der Geſchäftskreiſe, die mit der Kartell⸗ 
organiſation gegeben war, doppelt willkommen. Jetzt war die Fühlung 
mit der Regierung über die Preisſetzung, die Stetigkeit der Preispolitik, 
wie fie teilweiſe ſchon im Frieden ſtattgefunden hatte, gleichſam von 
ſelbſt verſtändlich. „Die Kartelle erwieſen ſich auch im Kriege als un⸗ 
entbehrlich“ (S. 45). „Wie wäre die glatte Verſorgung unſerer Kriegs⸗ 
marine mit den für fie geeigneten Kohlenſorten namentlich während der 
Mobilmachung ohne eine ſolche Zentralſtelle möglich geweſen, die die 
qualitativen und quantitativen Leiſtungen aller Zechen überſah und einen 
Apparat beſaß, der ſchon im Frieden ſchwierige Verteilungsaufgaben zu 
löſen gewohnt war!“ Eine neue Organiſation hätte jedenfalls in der 
erſten Zeit, wahrſcheinlich auch ſpäter, Unvollkommeneres geleiſtet. Dank 
der gemäßigten Preispolitik der großen Rohſtoffkartelle hat ſich die Ver⸗ 
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ſorgung der Militärverwaltung mit Munition aller Art viel billiger voll⸗ 
zogen als ohne ſie. Die Ausfuhr von Kohle, Koks, Briketts, Grobblech 
vollzog ſich mit Hilfe des Kartells nach einheitlichen politiſchen Grund⸗ 
ſätzen. Die internationalen Kartelle löſten ſich auf. Fremde Kartelle 
wurden leichter ferngehalten. Eine Anzahl inländiſcher Kartelle löſte fich 
auf wegen Nichtbeſchäftigung, andere bildeten ſich um. Aber die wich⸗ 
tigſten erhielten und verſtärkten ſich. Die Regelung der Konkurrenz durch 
die Kartelle hat ſich im Ganzen befeſtigt. 

Die Verabredungen werden wachſen. Eine wichtige Fortbildung 
werden die Kartelle erfahren durch große Einkaufsſyndikate. Sie werden 
doppelt wichtig werden, wenn künftig es nötig wird, größere Vorräte im 
Frieden zu lagern. 

Das künftige Verhältnis des Staates zu den Kartellen iſt durch die 
Verordnung des Bundesrats von Ende Auguſt in ein neues Stadium 
getreten. Es ſind darin Grundſätze für die Tätigkeit der Konventionen im 
Kriege aufgeſtellt, es find Drohungen gegen die Konditionskartelle auf⸗ 
geſtellt, wenn nicht gewiſſe Verſchärfungen rückgängig gemacht werden. 
Die Vereinigungen gaben nach. Ebenſo wichtig war die Verordnung des 
Bundesrats vom 12. Juli 1915, welche die Landesregierungen zu Zwangs⸗ 
ſyndikaten ermächtigt, wenn nicht freiwillige Verbände ſich bilden. Unter 
dem Drucke dieſer Verordnung entſtand eine wenigſtens proviſoriſche Einigung 
des Stahlwerksverbandes bis 31. März 1917. Auch über die Fortführung 
des Kohlenſyndikats erfolgte die erwünſchte Einigung. Es handelt ſich 
hier um wichtige Eingriffe der Regierung im Intereſſe der Produzenten 
und der Konſumenten. Es iſt zu hoffen, daß die Kartelleiter die Lehre 
aus dieſen Eingriffen ziehen: ſie dürfen ſich nicht von Klaſſeneigennutz 
leiten laſſen, ſondern von den Intereſſen der Allgemeinheit. 

Troeltſch glaubt mit der Erkenntnis ſchließen zu können, daß ein 
ſolcher Druck der Regierung auf die Neubildung der Kartelle heilſam ſei, 
daß aber eine ſtändige Überwachung der Kartellpreisbildung durch den 
Staat falſch wäre. Derartiges würde, meint er, wie ein Alpdruck auf 
der Induſtrie laſten. Er ſchließt mit den Worten: „Alſo nicht zerſtörend 
und ſchulmeiſternd, ſondern erhaltend, ergänzend wird man ſich das Ver⸗ 
hältnis des Staates zu den Kartellen in der Zukunft denken und wünſchen 
müſſen, getragen von gegenſeitigem Verſtändnis, von wechſelſeitiger Achtung. 
Das ſoll nicht ausſchließen, daß der Staat, wenn die Kartelle ihre Macht 
mißbrauchen ſollten und dabei wirklich große Intereſſen auf dem Spiele 
ſtehen, auch ſie in die Schranken zurückweiſt, die allem wirtſchaftlichen 
Eigennutz zu ziehen ſind. Aber das wird eine Ausnahme bleiben müſſen 
und dadurch dann auch beſonders wirkſam ſein. Im allgemeinen wird 
der Staat auch künftig ſich hüten müſſen, in die feine und empfindliche 
Organiſation der induſtriellen Erzeugung tiefer einzugreifen, als un⸗ 
bedingt nötig iſt.“ 

Indem nun der preußiſche Fiskus die Hibernia ganz erwirbt und 
mit ihr in das weſtfäliſche Kohlenſyndikat eintritt, iſt ein Zuſtand er⸗ 
erreicht, ähnlich wie beim Kaliſyndikat, deſſen Gebarung auch weſentlich 
beſtimmt wird durch den Einfluß, den der preußiſche Staat darin 
durch ſeinen Kalibeſitz ausübt. Gewiß kann dieſer Einfluß, je nach zeit⸗ 


. 
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weiligen Strömungen in Regierungskreiſen, verſchieden ausgeübt werden: die 
fiskaliſchen Geſichtspunkte können zu ſehr berückſichtigt werden. Aber immer 
iſt zu hoffen, daß in der Regel bei den Regierungsvertretern das Geſamt⸗ 
intereſſe nicht ſo zurücktrete, wie es naturgemäß viel eher bei den privaten 
Unternehmerkreiſen geſchieht. Die Befürchtung, daß die Kartelle, ganz in 
Privathänden befindlich, ſtets eher eine preisſteigernde Politik treiben, iſt 
ja nicht von der Hand zu weiſen. Mit Recht haben die Gegner der 
Kartelle immer wieder betont: ſolange es keine Kartelle gab, hat immer 
wieder die Konkurrenz gegen die monopoliſtiſche Preistreiberei gewirkt; 
hört das auf, ſo hat das Privatmonopol freie Bahn, das Publikum 
auszubeuten. 

Die ganze Erörterung der Literatur über Kartelle ſeit 25 bis 
30 Jahren kulminiert in dieſem Punkt, in der Frage, wie ſind die guten 
Folgen der Kartelle zu erhalten ohne dieſe ſchädlichen Nebenerfolge, die in 
der Beſeitigung der Konkurrenz liegen. 

Als im Jahre 1905 der Verein für Sozialpolitik in Mannheim die 
Kartellfrage erörterte, habe ich als Referent über das Thema vorgeſchlagen, 
eine maßvolle Reichskartellgeſetzgebung zu ſchaffen, die gewiſſen Aus⸗ 
ſchreitungen Grenzen ſetzt und dafür wirkt, daß die Preisſetzungen der 
Kartelle ſich in zweiſeitige Kompromiſſe der organiſierten Verkäufer und 
Käufer verwandeln, ſowie daß in den ganz großen Aktiengeſellſchaften 
der Reichsgewalt ein großer Einfluß auf den Aufſichtsrat verſchafft werde. 
Ich habe mit dieſen Vorſchlägen natürlich zunächſt mehr Widerſpruch als 
Zuſtimmung gefunden. Aber zum Beiſpiel Schumacher ſtand in ſeinem 
Votum dem meinigen doch ziemlich nahe; er verwies auch auf das Bor- 
bild des Kaliſyndikats und verlangte im übrigen einen ſehr weitgehenden 
Veröffentlichungszwang für die Verhandlungen der Kartellvorſtände: die 
motivierten Abſtimmungen jedes Mitgliedes eines Syndikats ſollten ſo 
unter die Kontrolle der Offentlichkeit kommen (Schriften des Vereins für 
Sozialpolitik Bd. 116, S. 338 ff.). 

Berlin, im März 1917 Guſtav Schmoller 


Tyszka, Carl von: Das weltwirtſchaftliche Problem der 
modernen Induſtrieſtaaten. Jena 1916, Guftav Fiſcher. 8°. 
VIII und 210 S. Geh. 5,60 Mk. 


Die kleine, aber rührige Gruppe deutſcher Freihändler hat durch die 
Erfahrungen des Krieges zweifellos Abbruch erlitten. Jener linksliberale 
Parlamentarier, der im 11. Kriegsmonat dem Fürſten Bülow ſagte: 
„Gott ſei Dank, daß wir ſeinerzeit mit unſerer Oppoſition gegen Ihren 
Zolltarif nicht durchgedrungen ſind; was wäre ohne eine leiſtungsfähige 
Landwirtſchaft aus uns geworden?“ ſteht ſicher nicht allein. Dazu die 
Sezeſſion Friedrich Naumanns und anderer zum mitteleuropäiſchen Pro⸗ 
gramm. Den Standpunkt der Feſtgebliebenen verteidigt die vorliegende 
Schrift mit bekannten Gedankengängen, aber wenig Sachkunde. 

Die beiden großen Induſtrieſtaaten England und Deutſchland haben 
nach Tyszka die Ernährung ihrer wachſenden Volksmaſſen auf entgegen⸗ 
geſetzten Wegen erſtrebt: Freihandel und ſchutzzöllneriſche Selbſtverſorgung. 
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Frankreich ſei infolge der ſtagnierenden Bevölkerungszunahme kein In⸗ 
duſtrieſtaat geworden trotz feiner Kohlenlager (?) und anderer günſtiger 
Bedingungen. Der Verfaſſer verſucht den Gang der Wirtſchaftspolitik 
in beiden Induſtrieſtaaten zu erzählen und beginnt für England mit dem 
18. Jahrhundert. Von der glänzenden Wirkung des engliſchen Schutz⸗ 
ſyſtems im 18. Jahrhundert auf den Fortſchritt der damals vorbildlichen 
engliſchen Landwirtſchaft hören wir freilich nichts. In der erſten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts ſoll der Kornzoll, durchgeſetzt von den durch die 
Zeit der Kontinentalſperre mit hohen Preiſen verwöhnten Agrariern, die 
engliſche Volkswirtſchaft niedergehalten haben, ohne auch nur der Land⸗ 
wirtſchaft zu nützen; allerdings, muß man einwenden, bei auffallend 
ſchneller Bevölkerungszunahme, die gewiß kein Zeichen volkswirtſchaftlicher 
Notlage iſt, und bei einem techniſchen und quantitativen Fortſchritt der 
landwirtſchaftlichen Produktion, der die Korneinfuhr faſt entbehrlich machte. 
Erſt die Überwindung des Agrariertums durch die Organiſation der frei- 
händleriſchen Intereſſen habe nach 1846 den glänzenden Aufſchwung der 
Induſtrie, die wahrhaft zeitgemäße Blüte der Landwirtſchaft und eine 
Verbilligung des Lebens herbeigeführt, wie ſie der deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft infolge ihres Schutzzolles verſagt blieben. Alſo die feſtgeprägte 
Geſchichtsdeutung engliſcher Freihändler, mit großer Treue nach Hermann 
Levy, Brentano und The ABC Fiscal Yearbook wiedergegeben. Eine 
ſehr abweichende Auffaſſung habe ich ſchon vor Jahren in einer mit 
Brentano geführten Polemik! begründet. Ihre Wiedergabe würde aber 
den Rahmen dieſer Beſprechung überſchreiten, ſo zeitgemäß die Frage 
gerade jetzt iſt; war doch der engliſche Kornzoll nach den Napoleoniſchen 
Kriegen eine Maßnahme bewußter Autarkiepolitik nach den Schrecken der 
Kontinentalſperre. „Es war nicht der Geſichtspunkt unſeres Berichtes,“ 
ſo erklärte der Vorſitzende der ſchutzzöllneriſchen parlamentariſchen Korn⸗ 
zollkommiſſion im Unterhauſe, 15. Juni 1813, „die Gewinne irgend⸗ 
einer einzelnen Klaſſe von Geſchäftsleuten zu ſtei gern, Pächter oder Ver⸗ 
pächter; ihre Geſchäfte gehen ſeit lange ſehr gut... Die Kommiſſion 
hat ſich durch keinen anderen Geſichtspunkt beſtimmen laſſen, als durch 
eine ſtarke Empfindung von der Gefahr, die in einer ferneren Abhängig⸗ 
keit von unſeren Feinden für genügende Lebensmittelzufuhr liegt, und 
von der Unzweckmäßigkeit, unſer Geld aus dem Lande zu ſchicken, um 
fremde Böden zu kultivieren, während wir ſoviel eigenen Boden haben, 
der derſelben Meliorationen bedarf ... Gelingt es, fo werden unſere 
Kapitalien eine größere Getreideproduktion gleichzeitig mit geringeren 
Produktionskoſten ſichern und mit billigerem Preis für die Konſumenten.“ 
Wie dieſes Ziel trotz herabgeſetzter Zölle annähernd erreicht wurde, dann 
aber im Freihandel die engliſche Landwirtſchaft zurückging und die Volks⸗ 
ernährung von ungeſtörter Seezufuhr immer mehr abhängig wurde, und 
zwar entgegen den Prophezeiungen maßgebender Freihandelspolitiker, kann 
hier nicht ausgeführt werden. Verſtändlich war dieſe Wirtſchaftspolitik 
aber nur unter der Vorausſetzung einer bevorſtehenden Weltfriedensära, 


1 In der a ave Naumann herausgegebenen Wochenſchrift „Die Zeit“, 
1903, Nr. 40 und 4 : W 5 8 
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an die Cobden glaubte, und an die konſequente Freihändler noch heute 
glauben, oder unter der Vorausſetzung geſicherter engliſcher Seeherrſchaft. 
Aber auch der Glaube an die Beherrſchung der Meere zerſtreute nicht alle 
Bedenken. Wie dieſe Bedenken ſeit Jahrzehnten von einer leidenſchaft⸗ 
lichen Agitation geltend gemacht wurden, und wie die engliſche Wirt⸗ 
ſchaftspolitik ihnen tatſächlich bis zu gewiſſem Grade Rechnung trug, 
wäre für Tyszkas Leſer von höchſtem Intereſſe geweſen; ſie erfahren 
aber nichts davon. 

Die deutſche Schutzzollpolitik führt Tyszka auf den politiſchen Ein⸗ 
fluß des grundbeſitzenden Adels zurück. „Der Haß gegen die Sozial⸗ 
demokraten machte das Bürgertum in Deutſchland blind gegen die Ge⸗ 
ſahren des Feudalismus, ſo daß es in Verkennung ſeiner wahren Inter⸗ 
eſſen mit dem Grundadel einen Bund ſchloß, indem es ſich faſt aller 
Rechte zugunſten dieſes begab.“ „Und das Bürgertum war ſtolz und 
fühlte ſich geſchmeichelt, der Schleppenträger der wirtſchaftlichen Reaktion 
ſein zu dürfen. Die Oppoſition der wenigen Aufrechten, der Sozialdemo⸗ 
kraten und eines kleinen Teiles der Freiſinnigen, wurde gewaltſam unter⸗ 
drückt.“ Bei unſeren Agrarzöllen ſcheint mir der Verfaſſer die Tendenz zur 
Autarkie zu übertreiben; die Herabſetzung des Futtergerſtenzolls im letzten 
Vertragstarif mußte ſogar in entgegengeſetzter Richtung wirken. Seine 
theoretiſche Erörterung des Schutzzolls iſt weder vollſtändig noch einleuchtend. 
So erklärt er einen vom Ausland getragenen Schutzzoll für zwecklos (S. 67); 
„denn das Weſen des Schutzzolls iſt ja gerade ſeine preiserhöhende 
Wirkung“; während doch der wirkliche Zweck des Schutzzolls, die Siche⸗ 
rung des Inlandsmarktes, auch dadurch erreicht werden kann, daß der 
Gewinn des ausländiſchen Produzenten bei der Einfuhr durch den von 
ihm zu tragenden Zoll in Frage geſtellt wird. Wenn zu den Vorteilen 
des induſtriellen Zollſchutzes auch die Erleichterung des Dumping gehört, 
der Eroberung ausländiſcher Abſatzmärkte mit Differenzialpreiſen, ſo weiß 
Tyszka von der Gewährung ſolcher „Ausfuhrprämien“ nur, daß ſie als 
„unfairer Handelsakt“ die Engländer „mit Recht“ erbittere (S. 56). 
Aber es würde zu weit führen, die Mängel und Lücken dieſer Freihandels⸗ 
theorie erſchöpfend darzulegen. 

Nicht einleuchtender iſt, was der Verfaſſer über die Theorie des 
Induſtrieſtaatsproblems ausführt. Natürlich ſieht er in den Bodenpreiſen 
eine Urſache ſtatt Wirkung der landwirtſchaftlichen Produktionskoſten 
(S. 81, 109 ff.), und derſelbe Irrtum kehrt bei den ſtädtiſchen Boden⸗ 
preiſen und ihrer urſächlichen Beziehung zur Wohnungsmiete wieder 
(S. 106). Die Steigerung der ländlichen Bodenpreiſe im letzten Jahr⸗ 
zehnt führt er auf den Bülowtarif zurück. Skalweits lehrreiche Aus⸗ 
führungen über Getreidezölle und Bodenpreiſe im Jahrgang 1916 dieſes 
Jahrbuches ſcheinen ihm dabei ebenſo unbekannt geblieben zu ſein wie 
ältere Literatur zu dieſen Fragen, die in meinen ſchon erwähnten Auf⸗ 
ſätzen in der „Zeit“ angeführt iſt. Natürlich erſcheint auch das Geſetz 
des abnehmenden Bodenertrages in der Formulierung, daß techniſcher 
Fortſchritt die Grenze der optimalen Ertragsſteigerung wohl hinausſchieben, 
das Geſetz ſelbſt aber nicht aufheben könne; während doch praktiſch die 
Wirkung des techniſchen Fortſchritts in der Koſtenrechnung auf abſehbare 
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Zeit überwiegen kann und gerade der Zollſchutz geeignet iſt, zugleich mit 
der Intenſivierung des Betriebes auch den techniſchen Fortſchritt aus⸗ 
zulöfen!. Eine Gefahr liegt für den Induſtrieſtaat meines Erachtens in 
der Abhängigkeit, die für ihn durch die Bezahlung unentbehrlicher Boden⸗ 
produkte mit entbehrlicheren Fabrikaten entſteht, nicht aber in einer an⸗ 
geblichen relativen Zunahme des Tauſches von Fabrikaten gegen Fabrikate; 
und wenn bisher die Induſtrieſtaaten füreinander ſehr gute Kunden im 
Tauſch von Fabrikaten gegen Fabrikate waren, ſo liegt das teils an 
ihrer Nachbarſchaft und an geſchichtlichen Gründen, teils iſt es ſtatiſtiſcher 
Schein, der durch den Zwiſchenhandel entſteht. Wenn Tyszka der wohl⸗ 
feilen Einfuhr ausländiſcher Nahrungsmittel eine unbegrenzte Zukunft 
vorausſagt und für die Ausdehnbarkeit der Weizenfläche der Welt 
Ballod zum Zeugen anruft, der noch ihre Verdoppelung für möglich hält, 
ſo hätte er hinzufügen ſollen, daß Ballod fortfährt: „dies allerdings nur 
unter erhöhten Produktionskoſten, weil die noch mit Weizen beſtellbaren 
Flächen klimatiſch weniger begünſtigt ſind als die bisher beſtellten“; und: 
„bei dem heutigen Anwachſen der Bevölkerung in den Weizen verzehrenden 
Ländern . ... dürfte es bereits in einem Menſchenalter mit dem exten⸗ 
ſiven Anbau zu Ende ſein.“ Für intenſive Kultur iſt aber die Beſchaffung 
des Düngers und der Arbeitskraft nur begrenzt möglich. Außerdem 
kommt es nicht nur auf die techniſche Ausdehnbarkeit des Weizenbaues 
an, ſondern auch auf ſeine Rentabilität gegenüber dem Anbau von Futter⸗ 
und anderen Pflanzen; die ganze moderne wirtſchaftliche und ſoziale Ent⸗ 
wicklung? ſteigert aber vorzugsweiſe die Nachfrage nach Viehprodukten, 
deren Gewinnung bekanntlich mehr Bodenfläche erfordert als die vegeta⸗ 
biliſcher Nahrungsmittel, und das Beiſpiel Agyptens zeigt, daß auch Roh⸗ 
ſtoffkultur den Weizenbau verdrängen und fruchtbarſte Kornkammern zur 
Nahrungseinfuhr zwingen kann. Dazu kommt die künftige Emanzipation 
derjenigen großen Gebiete, von denen man annimmt, daß ſie jetzt nur 
durch eigene Unterernährung und durch den Zwang ihrer ſozialen Zu⸗ 
ſtände in die Lage kommen, dem Weltmarkt Getreide zu liefern. Wenn 
Tyszka dem Induſtrieſtaat eine größere Volkszahl zuſchreibt als dem 
Agrarſtaat, fo ſcheint er zu überſehen, daß die dauernde Beſtandsfähigkeit 
einer großen Exportinduſtrie auch unter den künftigen weltwirtſchaftlichen 
Verhältniſſen bei dem Induſtrieſtaatsproblem ja eben in Frage ſteht, und 
daß anderſeits nicht ein Agrarſtaat, ſondern ein Staat mit gemiſchter 
Berufsbevölkerung dem Induſtrieſtaat gegenübergeſtellt wird. Wenn er 
die überlegene Lebenskraft der Landbevölkerung wenigſtens in den Groß⸗ 
gutsgebieten bezweifelt, weil hier die Säuglingsſterblichkeit hoch ſei, ſo 
kann ihn ein Blick ins Statiſtiſche Jahrbuch des Preußiſchen Staats 
überzeugen, daß die Sterblichkeit in den preußiſchen Oſtprovinzen über⸗ 


8 Er wor aud meine Ausführungen im Archiv für Sozialwiſſenſchaft, Bd. 32, 

. Unhaltbar iſt allerdings Tyszkas Begründung des höheren ſtädtiſchen 
Fleiſchverbrauchs: „Der in der Stadt Lebende und induſtriell Beſchäſtigte hat 
infolge ſeiner geiſtig anſtrengenderen und nervenverbrauchenden Tätigkeit einen 
weit größeren Fleiſchbedarf als der Landwirt.“ 
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haupt hoch, aber auch dort weſentlich günſtiger auf dem Lande iſt als 
in den Städten. Auffällig iſt überhaupt, wie wenig der Verfaſſer die 
großlandwirtſchaftlichen Zuſtände, über die er abſpricht, zu kennen ſcheint; 
rechnet er doch die Inſtleute, die nach ſeiner Meinung „kulturell wie 
ziviliſatoriſch tief unter unſeren ſozialdemokratiſchen Großſtadtarbeitern“ 
ſtehen (S. 105), zu den Kleingrundbeſitzern (S. 101). 

Die Wirkungen der deutſchen Handelspolitik ſieht der Verfaſſer in 
einem Rückgang der Lebenshaltung der Maſſen. Er berechnet einen 
Rückgang des Reallohnes von 15% für den Zeitraum 1900—1912, 
infolge einer Verteuerung der Lebenskoſten, hinter der die Preisbewegung 
im freihändleriſchen England merklich zurückgeblieben fet; er ſtützt ſich 
dabei auf ſeine Schrift „Löhne und Lebenskoſten in Weſteuropa im 
19. Jahrhundert“ (Schriften des Vereins für Sozialpolitik 1914) 1. 
Nach S. 133 hätte jedoch die Lebenshaltung der arbeitenden Klaſſen in 
Deutſchland „nicht gerade direkt ſich verſchlechtert“. Ahnlich unklar ſind 
auch die von ihm mitgeteilten Elemente dieſer Berechnung. Die Ein⸗ 
kommens vermehrung der arbeitenden Klaſſen ſoll nach einer Diſſertation 
von Tabacovici, über die er einen unverſtändlichen Bericht gibt, wenigſtens 
in Sachſen hinter der der beſitzenden Klaſſen zurückgeblieben ſein. Für 
die Verteuerung der Lebenskoſten einer deutſchen Arbeiterfamilie führt 
er einige Zahlenreihen an, aus denen er für 1900 —1912 in unbegreif⸗ 
licher Weiſe eine Steigerung von 45 50% ſchätzungsweiſe ableitet. 
Dieſe unſoziale Entwicklung habe ſich im Kriege fortgeſetzt. Er erwähnt, 
daß er dieſe Fragen auch in einem Aufſatz der Annalen für ſoziale 
Politik 1914 und in zwei Schriften von 1916 („Der Konſument in der 
Kriegswirtſchaft“ und „Teuerung und Krieg“) behandelt habe. Die er⸗ 
höhten Nominallöhne hätten den Unternehmergewinn beſonders in der 
Exportin duſtrie geſchmälert, was auch die zahlreichen Klagen dieſer In⸗ 
duſtrie in den letzten Friedensjahren beſtätigten; er ſcheint nicht zu 
wiſſen, daß dieſe Klagen in ſtereotyper Wiederholung ſchon vor vielen 
Jahren in den Handelskammerberichten zu leſen waren. | 

Er läßt dann fein poſitives Programm folgen. Daß fein wenig 
günſtiges Urteil über den Wert eines mitteleuropäiſchen Wirtſchafts⸗ 
verbandes nicht auf eingehender Sachkunde beruht, ergeben ſchon einige 
Stichproben; „beſonders an Erzen ſoll die Türkei reich ſein, und der 
Bezug von Erzen iſt allerdings für Deutſchland ſehr wichtig“; die Mög⸗ 
lichkeit der Getreideausfuhr ruſſiſcher Grenzprovinzen mißt er mit Zahlen 
über ihre Bevölkerungsdichtigkeit im vorigen Jahrhundert, die er einem 
Aufſatz Brentanos im Berliner Tageblatt entnimmt; ferner iſt nach 
feiner Meinung Bahntransport von Getreide der Koſten wegen aus: 
geſchloſſen. Wohl könne Deutſchland von Ungarn und den Balkanländern 
noch viel mehr Vieh beziehen; aber gerade ſeinen Fleiſchbedarf ſolle 
Deutſchland ſelbſt decken, um die kleinen Landwirte zu ſchützen; es ſolle 
lieber Futter, Brotgetreide und andere Bodenprodukte einführen, für die 
es den Weltmarkt brauche. Auch die Landwirtſchaft ſoll alſo mehr Ver— 


1 Beſprochen in dieſem Jahrbuch 1914, S. 1619 ff. Eine eingehende 
ſcharfe Kritik brachte die Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft 1914, S. 443— 467. 
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edelungsgewerbe werden. An Kaufkraft für die deutſche Induſtrie werde 
ſie dadurch nicht einbüßen, um ſo weniger, als die dem Getreidebau 
dienenden Maſchinen ja doch großenteils vom Auslande kommen. Nach 
dem Fall der Getreidezölle würde die Kaufkraft der ſtädtiſchen Bevölke⸗ 
rung für andere Waren ſich ſogar außerordentlich heben (als ob nicht 
die Kaufkraft der Landwirtſchaft dann im ſelben Maße ſinken müßte). 
Der Krieg habe wie durch ein Experiment erwieſen, daß der Schutzzoll 
nicht imſtande ſei, die deutſche Volkswirtſchaft in der Lebensmittel⸗ 
verſorgung vom Weltmarkt zu emanzipieren. „Die gegebene Wirtſchafts⸗ 
politik wird die der offenen Tür ſein müſſen zur Verwirklichung weit⸗ 
gehendſter weltwirtſchaftlicher Verflechtung“; warum dabei das Verhältnis 
u den „ſogenannten A⸗B⸗C⸗Staaten Amerikas“, alſo Argentinien, Bra: 
ſilien, Chile, beſonders hervorgehoben wird, iſt unverſtändlich. Die Ent⸗ 
wicklung der Menſchheit ziele auf internationale Annäherung; nationa⸗ 
liſtiſche Regungen ſeien Rückſchläge in dieſer Entwicklung. Allerdings 
wird der Verfaſſer nicht in Abrede ſtellen wollen, daß die Wirtſchafts⸗ 
politik der letzten Jahrzehnte einen Strich durch dieſe freihändleriſche 
Rechnung gemacht hat; die Autarkiepolitik iſt zur internationalen Loſung 
des Tages dies⸗ und jenſeits des Ozeans geworden. Er läßt ſich aber 
nicht beirren; „die beſte Waffe Deutſchlands gegen einen handelsfeind⸗ 
ſeligen Zuſammenſchluß der Ententemächte wäre allein ein weitgehendes 
Entgegenkommen gegenüber den neutralen Staaten, eine Politik der 
offenen Tür“. Eine Hungergefahr gebe es nur im erſten Kriegsjahr; 
ihr könne durch Vorrathaltung vorgebeugt werden. Der Verfaſſer glaubt, 
der Handel werde die Pflicht der Vorrathaltung übernehmen, wenn ihm 
die Miete in ſtaatlichen Lagerhäuſern erlaſſen würde! Die Aufhebung 
des unverzinslichen Zollkredits für Getreide und Mehl und des Identitäts⸗ 
nachweiſes habe die Vorräte vielmehr vermindert; wobei er die Meinung 
zu vertreten ſcheint, die Aufhebung des Identitätsnachweiſes habe die 
Vorräte an den Einfuhrplätzen vermindert (S. 160). Außer dem Ge⸗ 
treide ſollen vermutlich auch ſonſtige Futtermittel und andere notwendige 
Auslandswaren geſtapelt werden. „Kann die Verforgung im erſten Jahr 
durch Beſchlagnahme der Getreidevorräte an den Einfuhrplätzen erzielt 
werden, ſo würden ſich bei längerer Dauer des Krieges durch vermehrten 
Anbau und Beſchlagnahme der neuen Ernte, verſchärfte Kontingentierung, 
Durchbrechung der Blockade auf dem Landwege ſowie andere ſachgemäße 
Maßnahmen immer Mittel und Wege zur weiteren Verſorgung finden 
laſſen . . . Die wirtſchaftliche Selbſtgenügſamkeit hat im Frieden dem 
deutſchen Volke nur Opfer und Koſten auferlegt, ſchwere Nachteile gebracht, 
aber weder Nutzen noch Segen. Auch im Kriege bei Unterbindung der 
Zufuhr hat ſie ſich zu einem Teil als unnötig, zum anderen ſogar als 
direkt ſchädigend erwieſen.“ Dieſen Ausführungen braucht wohl nichts 
mehr hinzugefügt zu werden. 
Göttingen K. Oldenberg 
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Wieſe, Leopold von: Gedanken über Menſchlichkeit. München 
l 1915, Duncker & Humblot. 8%. XIV u. 126 S. 
3 Mk. 


Wieſe, Leopold von: Staats ſozialismus (aus der Sammlung 
von Schriften zur Zeitgeſchichte). Berlin 1916, S. Fiſcher. 120 S. 
1 Mk. 


Wieſes Schriften ſind Werke zum Leſen, nicht zum Beſprechen. Sie 
müſſen als Ganzes genommen und überdacht und ſie können als Ganzes 
genoſſen werden, da ſie ein äſthetiſches und künſtleriſches Element in ſich 
tragen. Wieſe betont ſelbſt ſeine Subjektivität; trotzdem erhebt er mit 
vollem Recht den Anſpruch, objektive Wahrheit zu ſuchen und zu bieten. 
Er tritt hinaus in die politiſche und ſoziale Wirklichkeit und findet ſich 
mit den Ideen ab, indem er ihre reale Wirkungsweiſe prüft, und mit 
geiſtigen Tendenzen, indem er fie als politiſche und ſoziale Kräfte würdigen 
und verſtehen will: Idealismus und Nationalismus, Kosmo politismus, 
Menſchlichkeit. 

Er hofft, jeder dieſer Ideen ihre Sphäre anzuweiſen und ſie zu einer 
Art von Harmonie auszugleichen, indem er die Kraft eines einſeitigen 
Nationalgefühles anerkennt mit lebhaftem ſtaatlichem und nationalem 
Empfinden, ohne ein menſchliches Perſönlichkeitsideal zu opfern. Seine 
Aufſätze über Menſchlichkeit enthalten Gedanken, denen man zuſtimmen 
möchte, wiewohl ſie die nüchterne Vernunft oft genug zum Widerſpruch 
herausfordern, weil dieſe das Ringen heterogener Denkweiſe in ihnen 
erkennt. Aber in einer Beſprechung läßt ſich eine ſolche Auseinander- 
ſetzung, beider es nicht auf Einzelkritik, ſondern ſchließlich doch auf eine 
Verſchiedenheit der Geſamtanſichten ankommt, nicht durchführen. Sie ſoll 
das Leſen und die ſelbſtändige Urteilsbildung nicht erſetzen. 

Einen etwas anderen Charakter trägt die zweite Schrift „Staats⸗ 
ſozialismus“. Auch ſie hat einen harmoniſtiſchen Zug, ſie will verſöhnen; 
trotz der Erkenntnis der Notwendigkeit des Staatsſozialismus erkennt ſie 
die Unvergänglichkeit mancher Zwecke des liberalen Individualismus an. 
Sie will die Sphären beider abgrenzen. Aber die Rückſicht auf die 
praktiſchen Bedürfniſſe des Lebens, die ſtaatliche, ſoziale und wirtſchaft⸗ 
liche Kriegspolitik tritt doch noch ſtärker hervor als in den Aufſätzen, die 
wir zuerſt nannten. Sie enthält ein Stück Tagespolitik. Der Verfaſſer 
beſchäftigt ſich nicht nur mit der allgemeinen, ſtaatsſozialiſtiſchen Richtung 
unſerer Zeit, ſondern mit dem Verſuche, die Volkswirtſchaft unter dem 
Drucke der Kriegsnotwendigkeit durch einen Militärſozialismus zu organi⸗ 
ſieren. Über den Verſuch iſt ein endgültiges Urteil noch nicht möglich. 
Bisweilen will es ſcheinen, als ob der Staat ſeine eigene organiſatoriſche 
Kraft überſchätze und die Theorie des freien Verkehrs recht behalte. 
Manche Darlegungen des Verfaſſers werden Bedenken erregen. Namentlich 
verdiente das Verhältnis von Wert und Preis eine ſchärfere Unterſuchung. 
Den Preis mag der Staat regeln: aber Wert und Werturteil? An der 
Autonomie des Werturteiles könnte die Kraft der ſtaatlichen Preis⸗ 
beſtimmung ihre individualiſtiſche Schranke finden. 

Sozialismus und Individualismus ſind überhaupt keine Erzeugniſſe 
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moderner Entwicklung. Sie ſind immanente Prinzipien jeder Rechts⸗ 
und Staatsbildung und wechſeln nur ihre Geſtalt und Stärke. Es ſind 
keine Prinzipien, die von außen an die Staaten herantreten, ſondern ſie 
entwickeln ſich im Staatsleben und nicht nur im Geſellſchaftsleben. 

Das weiß Wieſe auch, aber trotzdem kann ich ein Bedenken gegen die 
Betrachtungsweiſe, von der ſeine Schriften ein ſchönes Zeugnis ablegen, 
nicht verſchweigen. Nicht die Tatſachen und die realen Gebilde der Ge⸗ 
ſchichte treten in der Welt, deren Bild Wieſes Schriften ſpiegeln wollen, 
einander gegenüber, ſondern Gedanken und Empfindungen über die Wirklich⸗ 
keit. Es iſt eine Philoſophie der Tatſachen, nicht die Tatſächlichkeit. 
Es iſt, als ob wir im Reiche der Reflektionen lebten und die Staaten 
und realen geſchichtlichen Gemeinſchaften nur als Träger von Tendenzen 
wirkten. In Wahrheit aber tragen die organiſchen Gebilde der Geſchichte 
ihr Lebensgeſetz und ihre Lebensnotwendigkeit in ſich. Ihr Gegenſatz wird 
zu einem Kampfe von Staatsperſönlichkeiten und organiſierten Gemein⸗ 
ſchaften. Deshalb nimmt er den wilden Charakter an, den der Kampf 
ums Daſein trägt, und deshalb erlahmen und ermatten im Kriege auf 
die Dauer leicht die idealen Empfindungen, mit denen ſie begannen. 
Darum iſt es uns zuweilen, als ob manches von dem, was Wieſe ſagt, 
bereits durch die Rauheit und Brutalität des Krieges überholt ſei und 
weiterhin ſeine Wahrheit durch die Entwicklung der Wirklichkeit und 
des von ihr beſtimmten Denkens verlieren werde. — Aber Weisſagen 
iſt ein undankbares und unſicheres Geſchäft. Wer das früher noch nicht 
erkannt hat, dem muß es die gegenwärtige Kataſtrophe lehren. So ſcheiden 
wir von Wieſes Aufſätzen mit der dankbaren Empfindung reicher An⸗ 
regung. 

Königsberg G. Jäger 


„ Otto: Politik und Moral. Tübingen 1916, 
J. E. B. Mohr. 8°. 179 S. Geh. 3 Mk. 


Politik und Moral: es iſt eine alte Frage, aber ſie wird immer 
aufs neue geſtellt, weil ſie ſich von ſelbſt dem Gewiſſen und dem ſitt⸗ 
lichen Urteil aufdrängt. Heute iſt ſie beſonders zeitgemäß, da die Kata⸗ 
ſtrophe des Krieges die ſittlichen Begriffe, Recht, Wahrheit, Menſchlichkeit 
in ihren Strudel gezogen hat. Baumgarten verſucht ſie in einer Reihe von 
Vorleſungen zu löſen im Sinne der ſittlichen Anſchauungen unſerer Zeit. 

Nach einer Einleitungsvorleſung beginnt er mit einem geſchichtlichen 
AUÜberblick über Entwicklung und Löſung des Problems in verſchiedenen 
Epochen. 

Die erſte Vorleſung des geſchichtlichen Teiles behandelt Politik und 
Moral bei den Griechen. Der weſentliche Inhalt iſt eine auf Zeller 
und Windelband geſtützte Analyſe von Platos roArrela und Ariſtoteles 
Weltanſchauung. Ich kann nicht ſagen, daß dieſe Behandlung den Gegen⸗ 
ſtand, den die Vorleſung doch wenigſtens in den Grundzügen erörtern 
will, erſchöpft oder auch nur ernſtlich berührt. Den Konflikt von Sitt⸗ 
lichkeit und Politik hat das Hellenentum durchkoſtet in ſeiner vollen Tiefe 
und zerſtörenden Gewalt als eine Frage der Wirklichkeit und der Seele, 
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der Politik und des ſittlichen Gewiſſens, ohne allerdings die rigorofe 
Löſung zu finden, die der ethiſche Monotheismus der altteſtamentlichen 
Propheten der nationalen Selbſtzufriedenheit entgegengeſetzte. Man muß 
die Hiſtoriker zur Hand nehmen. Selbſt der große Realiſt Thukydides, 
der die politiſchen Probleme als Machtfragen verſtand, ſieht die mepr- 
nézata in der Selbſtzerſtörung, zu der die Konſequenzen einer rückſichts⸗ 
loſen Machtpolitik führt. Das Geſpräch der atheniſchen und meliſchen 
Unterhändler iſt der Mittelpunkt ſeines Werkes. Ihm folgt die Kata⸗ 
ſtrophe der ſiziliſchen Expedition; ſie vollzieht das fittliche Urteil, die 
am, die durch den Übermut heraufbeſchworen wird. In dieſem Dialoge 
tritt uns der Kampf von Politik und ſittlicher Rückſicht in ſeiner ganzen 
Schärfe und realen Gewalt entgegen. 

Die folgenden Vorleſungen bis zur achten einſchließlich beſchäftigen 
ſich mit der Art und Weiſe, wie ſich Politik und Moral in beſtimmten 
geiſtigen Bildungen, dem Chriſtentum, dem Luthertum, dem Calvinismus, 
der Aufklärung auseinanderſetzten. Es ſind in ihrem Kerne Auszüge 
aus bekannten Werken oder Aufſätzen, unter denen Troeltſchs Arbeiten 
beſonders berückſichtigt ſind. Die geiſtigen Außerungen des geſchichtlichen 
Lebens, die ſich zu Ideen und Syſtemen erheben, werden dabei als ſelb⸗ 
ſtändige geſchichtliche Geſtaltungskräfte behandelt, während ſie doch vielmehr 
umgekehrt aus dem geſchichtlichen Leben hervorwachſen. Den Zuſammen⸗ 
hang mit der Wirklichkeit herzuſtellen, zu zeigen, wie aus ihr die Ideen 
und die tiefen Gegenſätze des Lebens entſpringen, das iſt die wahre Auf⸗ 
gabe einer geſchichtlichen Betrachtung. Sie iſt von dem Verfaſſer kaum 
ins Auge gefaßt. Ihm fehlt der geſchichtliche Realismus, und ſo er⸗ 
ſcheinen die Konflikte des Lebens beinahe als Kontroverſen der Gelehr⸗ 
ſamkeit und verſchiedenartige Gefühlsrichtungen. Daß ſich zum Beiſpiel 
in der ſittlichen, aber unpolitiſchen Idealität des Chriſtentums der furcht⸗ 
bare Kampf gegen die römiſch⸗heidniſche Staatsidee und die Wirkungs⸗ 
kraft eines neuen Prinzips des Gemeinſchaftslebens verbirgt und dieſer 
Kampf ſich in veränderter Geſtalt im Mittelalter fortſetzt, davon iſt nicht 
ein Hauch zu ſpüren. 

Der zweite ſyſtematiſche Teil entwickelt die eigene Anſchauungsweiſe 
des Verfaſſers. Es iſt ein Synkretismus von verſchiedenartigen Gedanken. 
Der Verfaſſer ſtellt ſich zunächſt grundſätzlich auf den Standpunkt Treitſchkes, 
er verteidigt eine politiſche Sittlichkeit, die die individuelle im Staats⸗ 
leben einfach abſorbiert und ihr ihren Maßſtab gibt, und doch klingt ſeine 
Ethik ſchließlich in einer Perſönlichkeitsſittlichkeit aus, die ihren Maßſtab 
in der Perſönlichkeit zu finden ſcheint. 

Wir möchten dieſem ganzen Teil das Wort entgegenhalten: GMod 6 
N 70s tis aArdeias in einer etwas umgebildeten Form: einfach und 
ſchlicht iſt die Sprache der Sittlichkeit; denn ſie iſt die Sprache des ſitt⸗ 
lichen Gewiſſens, des Göttlichen im Menſchen; ſie muß deshalb jedem 
Menſchen verſtändlich ſein. Eine verwickelte Sittlichkeit, die ſich durch 
gelehrte Syllogismen und eine Art von kanoniſcher Lehre hindurd: 
winden muß, iſt keine Sittlichkeit, kein kategoriſcher Imperativ, der den 
Menſchen ſein: „Du ſollſt“ und noch eher ſein: „Du darfſt nicht“ mit 
der Strenge eines unbedingten Geſetzes entgegenhält. 
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Manche der Urteile, auf die ſich die Syllogismen des Verfaſſers 
ſtützen, ſind doch recht bedenklich, zum Beiſpiel der Satz „Macht iſt 
Sittlichkeit“, für den Staat nämlich. Er erinnert ſehr an die Begriffs⸗ 
beſtimmung, die Plato im erſten Buche der roArreia angreift: „Das 
Recht iſt der Nutzen des Stärkeren.“ Plato bemerkt dazu: „Polydamas, 
der berühmte Preisringer, iſt ſtärker als wir. Rinderbraten nützt ihm, 
alſo iſt Rinderbraten für ihn das Recht“. Die Nutzanwendung auf die 
kriegführenden Staaten mag der Leſer ſelbſt machen. Man darf wohl ſagen: 
„Die Sittlichkeit umfaßt nicht das ganze Leben und das Lebensgeſetz des 
Staates; er hat noch eine andere Lebensnotwendigkeit in ſeinen Gliedern. 
Sie kann ihn zu Taten nötigen, die ſich, nach einem ethiſchen Maßſtabe 
gemeſſen, nicht rechtfertigen laſſen“. Aber der Gedankengang, den Baum⸗ 
garten verfolgt, iſt etwa der: Bismarck war eine fittliche Perſönlichkeit, 
Bismarck hat die Wahrheit zuweilen aus politiſchen Gründen entſtellt, 
alſo kann Lügen ſittlich ſein. Das iſt ein Gedankengang, mit dem man 
alles beweiſen kann, eine Miſchung von Autoritätsglauben und Sittlich⸗ 
keitsbedürfnis, die dir Klarheit der Sittenlehre unheilbar zerrüttet. 

In der ganzen Betrachtung ſcheint mir ein ſokratiſches Element zu 
fehlen, die klare und feſte Begriffserkenntnis, die Frage, die Bedingung 
wirklicher Ethik iſt: Was iſt eigentlich Sittlichkeit? Was iſt Staat 
und Staatsperſönlichkeit? Wo finden wir den Maßſtab des Sitten⸗ 
gebotes? Gibt es überhaupt für den Staat ein Sittengebot oder nur 
ſür die Menſchen, die für den Staat handeln müſſen, die Einzelperſönlichkeit 
und das Volk, die den Staat und das Staatsleben durch ihre Entſchlüſſe 
verwirklichen und geſtalten? Erſt dann wäre überhaupt eine fruchtbare 
Erörterung der Probleme möglich, die in Baumgartens Vorleſungen be⸗ 
rührt und mit einer bunten Fülle von Tagesfragen in einen verwirrenden 
Zuſammenhang gebracht werden, ſo daß bei ihrer Erledigung mehr die 
Tagesmeinung, als das ernſthafte ſittliche Urteil zu Gericht ſitzt, das ſich 
in der Zeit und mit der Zeit bewähren muß, weil es über der Zeit ſteht. 

Königsberg G. Jäger 


Stoltenberg, Hans Lorenz: Soziopſychologie. Erſter Teil 
der Sozialpſychologie. Berlin 1914, Karl Curtius. 8° 168 S. 


In einem ungedruckt gebliebenen Entwurfe (die hier in Betracht 
kommende Einleitung iſt aber vor kurzem unter dem Titel: „Soziologie 
im Syſtem der Wiſſenſchaften“ im Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗ 
philoſophie, Bd. IX, Heft 2 erſchienen) habe ich von den ſozialpſycho⸗ 
logiſchen Betrachtungen, „in denen die Individualpſychologie zugrunde 
gelegt wird“, die Betrachtung folder pſychiſcher Erſcheinungen unter⸗ 
ſchieden, die da aufgefaßt werden, „inſofern als bei vielen die gleichen 
ſich finden, als Individuen zuſammen fühlen und zuſammen denken“. 
Durchaus unabhängig davon iſt die im vorliegenden kleinen Buche zu⸗ 
grunde gelegte Unterſcheidung von „Soziopſychologie“ und „Pſychoſozio⸗ 
logie“ entſtanden, die aber ausführen und tiefer begründen ſoll, was 
dort angedeutet wurde. Wie der Verfaſſer ſie meint, macht ſich der 
Leſer vielleicht am eheſten klar aus den Bemerkungen über Maſſenpſycho⸗ 
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logie S. 44 ff. Man könne darunter einmal die Lehre von den Er⸗ 
ſcheinungen verſtehen, die in der Seele des Einzelnen durch ein irgendwie 
gegebenes Bewußtſein von der „Maſſe“, von deren Handlungen oder auch 
Meinungen hervorgerufen werden. So ſei ſie ein Teil der „Soziopſycho⸗ 
logie“. Andere Probleme aber ſeien: wie entſtehen gemeinſame 
Stimmungen uſw. in einer Maſſe, und was für ein Bewußtſein entſteht 
in der Regel in einer beſtimmten Maſſe? Dieſe Probleme ſeien der 
Pſychoſoziologie zuzuweiſen. — Was hier vorliegt, iſt nur ein Abriß 
der „Soziopſychologie“, der aber nur den Anſpruch macht (S. 97), die 
vorhandenen Probleme aufzuweiſen und in Zuſammenhang zu bringen. 
In drei Hauptabſchnitten geſchieht die Behandlung. Der erſte hat die 
Erfahrung vom anderen, der zweite und weitaus inhaltreichſte die innere 
Stellung zu den Mitweſen, der dritte das „Sichmitbewußtſein“ — das 
Bewußtſein vom Bewußtſein eines anderen um ſich ſelber, zum Gegen⸗ 
ſtande. Voran geht ein Kapitel über allgemeine Begriffe der Pfydologie, 
den Schluß bildet ein Anhang, der ſich mit Schleiermacher, Herbart und 
anderen Vorgängern der Sozialpſychologie beſchäftigt. 

In dem Hauptabſchnitt iſt wieder der dritte Teil mehr als Zugabe 
gedacht, als eigentliche Abſicht des Werkchens wird (S. 24) bezeichnet, 
daß dargeſtellt werde, „welche Rolle der Mitmenſch in dem Bewußtſein 
des Einzelnen ſpielt, wie dies Bewußtſein 1. durch die bloße Erfahrung 
vom anderen, 2. durch die Stellungnahme zu ihm beſtimmt wird“. Die 
Erfahrung vom Anderen behandelt in Kürze a) Wahrnehmungen, b) die 
Erkenntnis des Innern eines Mitmenſchen („Mitbewußtſein“ und „Auch⸗ 
bewußtſein“ wird unterſchieden) als Quellen ſolcher Erfahrung. An beide 
ſchließt ſich an: die Deutung, das Urteilen, die Mitgefühle, Erfahrung 
von Entſchlüſſen, Vorſätzen, Plänen anderer, nebſt den Gefühlen, die aus 

Wirkungen fremden Willens auf uns entſpringen —, überhaupt Vor⸗ 
ſtellungskomplexe von den Menſchen, die wir „kennen“, darin beruhende 
„Menſchenkenntnis“, deren Bedeutung für die Politik unter anderem her⸗ 
vorgehoben wird („wie wichtig ſie — jene Vorſtellungskomplexe — für 
die Volkswirtſchaft ſind, ſetzt Schmoller eingehend auseinander“ S. 38 
— ohne Zitat; gemeint iſt offenbar Grundriß I, Einleitung II, 3 und 4). 
Dann folgt, was ſchon erwähnt wurde, über Maſſenpſychologie. Im 
Anſchluß an Schäffle, Sigwart, Lindner (deffen vergeſſene „Ideen zur 
Pſychologie der Geſellſchaft“ auch ſonſt vom Verfaſſer gewürdigt werden) 
unterſcheidet er das „Wirbewußtſein“ und das „Ihrbewußtſein“, wie 
früher ſchon „Gemeinbewußtſein“ und „Mitbewußtſein“ —, dieſe Unter⸗ 
ſcheidungen ſeien für das Verſtändnis ſozialpſychologiſcher Vorgänge 
grundlegend, d. h. alſo ſoziopſychologiſcher und pſychoſoziologiſcher. 

Es bleibt das zweite und umfangreichſte Stück dieſes Hauptabſchnittes 
(S. 47—116), der die innere Stellung zu den Mitweſen erörtert. Das 
ſoll heißen: a) welche Gefühle und Affekte, b) welche Begierden, Be⸗ 
dürfniſſe und Willenskomplexe ſich in ihnen verflechten, c) wie ſie in 
unſerem Gedächtnis bleiben, d) welche Handlungen aus ihnen folgen. 
— Die Affektenlehre — eine Lieblingsmaterie der Philoſophen des 
17. Jahrhunders — ſchließt teilweiſe an Wundt, aber auch an Spinoza 
ſich an, ſie unterſcheidet Eigengefühle, Erwartungsgefühle, Löſungsgefühle, 
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Hingefühle und ⸗Geſinnungen, endlich Vergleichgefühle. Prüfung werde 
den Pſychologen zugewieſen, ebenſo die wiederum au Spinoza angeknüpfte 
Einteilung der Willensvorgänge. Vorzüglich wichtig für das ſoziale 
Leben find ſodann die Gedächtniserſcheinungen und die „inneren Hand⸗ 
lungen“, als welche der Verfaſſer 1. Einſtimmungen und Widerſtimmungen, 
2. das Zufallen und Abfallen, 3. das Nachahmen und Vormachen, 4. das 
Merkenlaſſen und Künden (— Merkenlernen feines eigenen Bewußtſeins) 
betrachtet, bei welchem letzteren auch der Urſprünge der Sprache gedacht 
wird. Kündungen zerfallen in Zuwillungen (gemeinſamer Ausdruck 
für Auffordern, Verbieten, Erlauben) und Ausſagen, dieſe wieder in 
Willens⸗, Gefühls⸗ und Vorſtellungsausſagen. Als Arten der inneren 
Handlungen folgen noch 5. die Für⸗ und Widerhandlungen, 6. das Ver⸗ 
gelten, 7. das Befolgen und Entgegenhandeln, 8. das Statthandeln und 
Abordnen — alle von großer und offenbarer Bedeutſamkeit im ſozialen 
Leben. — Als Folgen des „Sichmitbewußtſeins“ (Abſchnitt III) erſcheint 
die Freude am Neid anderer, die Gefallſucht, aber auch die Gefühle der 
Scheu, der Verlegenheit, Schüchternheit und Scham. 

Man erkennt ſchon aus einigen Proben, was für das kleine Werk 
bezeichnend iſt, die freie Bildung von Neuwörtern, um Neubegriffe, die 
aus feineren Unterſcheidungen entſpringen, auszuprägen. Indeſſen, auf 
keinem Gebiete iſt diefe Freiheit mehr angezeigt, ja notwendig, als auf 
dem der Pſychologie. Dies hat fi auch längſt geltend gemacht, wenn 
auch zumeiſt hier wie ſonſt in der Wiſſenſchaft (und das hat gute Gründe) 
durch Ausdrücke, die den alten Sprachen entlehnt ſind; indeſſen fehlt es 
auch nicht an deutſchen Termini, die wenigſtens im deutſchen Sprach⸗ 
gebiet allgemeine Aufnahme gefunden haben, wie Schwelle des Bewußt⸗ 
ſeins, Reizſchwelle und neuerdings Einfühlung. Unſer Autor bringt noch 
mehrere zur Geltung, die von Vorgängern erfunden ſind, zum Beiſpiel 
Ed. v. Hartmanns Fürgefühle und Gegengefühle. Sein Verzeichnis der 
Hauptbegriffe S. 164 ff. wird es erleichtern, ſich hindurchzufinden. Er 
hat redlich die Fäden geſponnen, die ſein eigenes Denkbedürfnis leiteten. 
Ob ſie anderen ſich als nützlich erweiſen, kann nur die Erfahrung lehren. 
Ermutigend iſt ſie in dieſer Hinſicht nicht, am wenigſten für junge Autoren, 
die keine Schule zu ihrer Verfügung haben. Der eigentliche Sinn von 
Begriffen und die Notwendigkeit, das beſondere Gebilde des Denkens 
mit einem beſonderen Worte feſtzunageln, erfreut ſich keineswegs all⸗ 
gemeiner Anerkenntnis. Für mich war die Bildung der neuen Begriffe 
vom menſchlichen Willen, je nachdem er das Denken in ſich enthält oder 
im Denken enthalten iſt, ſchlechthin notwendig, und ich halte ſie auch 
heute noch dafür; ich bildete für den einen das neue Wort „Weſenwille“, 
auf den anderen klebte ich das etwas abgegriffene Wort Willkür, das 
ſonſt verſchiedene andere Sinne hat; ich glaube, es wäre richtiger geweſen, 
anſtatt deſſen (umkehrend) Kürwille zu ſagen. Obgleich nun die Schrift, 
die jene Begriffe enthielt, allmählich eine gewiſſe Geltung erworben hat, 
jo find doch dieſe Begriffe von Pſychologen nicht einmal einer ober⸗ 
flächlichen Prüfung für wert gehalten worden, und das Wort Weſenwille 
tft wohl von Paul ſen gelegentlich angewandt worden, ſonſt begegnet 
es mir — nach 30 Jahren — in der vorliegenden Schrift (S. 22, 76), 
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wenn ich nicht irre, zum erſten Male wieder. Ich bin darauf ſtolz, und 
nicht minder auf den ſpäten Erfolg, der überhaupt darin liegt, daß 
der Verfaſſer außer von Schleiermacher, Herbart, Schäffle, Schmoller, 
Tarde, Lindner, Simmel, Eulenburg, Holtzapfel, Sigwart, Maier und 
anderen auch von mir einiges gelernt zu haben bekennt. Ich bin aber 
überzeugt, daß, auch wenn ich nicht genannt wäre, das Büchlein mich 
als eine feinfinnige und ſinnreiche Arbeit anmuten würde, wenngleich fie 
nur als eine Einleitung gewertet werden will. Die ſchöne Begabung 
eines ſcharfen Sprachgefühles und Sprachgeſchmackes — um noch ein 
neues Wort zu bilden — muß ebenſo wie die hin und wieder hervor⸗ 
tretende Gabe der Beobachtung und die Sorgfalt des Durchdenkens eines 
ſo ſchwierigen Gegenſtandes anerkannt und gewürdigt werden. 
Eutin Ferdinand Tönnies 


Noſſig, Alfred: Die neue Türkei und ihre Führer. Halle a. S., 
1916, Otto Hendel Verlag. 8. 74 S. Preis 3 Mk. 


Die Frage nach der causa movens der Weltgeſchichte bleibe un⸗ 
erörtert. Ob es Ideen oder materielle Bedürfniſſe ſind, die den Gang 
der Ereigniſſe beſtimmen, ob es Menſchen ſind, die über die Geſchicke 
unſerer Geſellſchaft entſcheiden, oder ob es ein Gott da droben iſt, der 
alles nach ſeinem Willen lenkt und leitet — wie dem auch ſei, niemals 
wird man bei einer Betrachtung der Dinge ganz von einer Würdigung 
der Perſönlichkeiten, der „Führer“, abſehen können, die, gleichſam den 
Brennpunkt bildend, in welchem alle Strahlen zuſammenlaufen, erſt durch 
ihr Eingreifen oder zum mindeſten durch ihre Vermittlung alles in 
Tätigkeit bringen. Es ſcheint mir doch mehr als bloße Neugier zu ſein, 
wenn wir bisweilen das Verlangen haben, uns die Bilder hervorragender 
Männer anzuſehen. Wir gewinnen ſo gewiſſermaßen eine Verſinnbild⸗ 
lichung der Ereigniſſe, die dann ſelbſt uns um ſo ſchärfer und deutlicher 
vor Augen treten. ) 

Wenn es aber ein Land gibt, das uns im höchſten Grade reizen 
könnte, uns mit den Trägern ſeiner Geſchicke und Geſchichte zu beſchäf⸗ 
tigen, ſo die Türkei der jüngſten Zeit. Denn was ſich hier in einer 
noch nicht zehnjährigen Periode vollzogen hat, wird für alle Zeiten als 
eines der denkwürdigſten und lehrreichſten Schauſpiele der Weltgeſchichte 
vermerkt bleiben. „Es iſt das Schauſpiel eines Volkes und eines Staates,“ 
heißt es in dem Buche, dem dieſe Beſprechung gilt, „die, durch innere 
Zuſtände und äußere Umtriebe dicht an den Rand moraliſcher Zerrüttung, 
wirtſchaftlichen Ruins und politiſcher Vernichtung gebracht, von vielen 
als rettungslos verloren betrachtet, ſich aufraffen; die unter erheblichen, 
nicht mehr abwendbaren Verluſten, wie unter heilſamen Amputationen, 
aus dem unverſiegten Kräftevorrat eines lebenden Organismus heraus 
ſich verjüngen, ja, ihr politiſch⸗ nationales Daſein in modernem Sinne 
eigentlich erſt beginnen.“ 

Wer ſind die Männer, die dieſes Wunder vollbracht haben? Ein 
Wunder, das um ſo größer und gewaltiger iſt, als es galt, ſich nicht 
allein einer Welt von äußeren Feinden zu erwehren, ſondern auch noch 

Schmollers Jahrbuch XLI 2. 29 
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gegen eine Unendlichkeit von inneren Schwierigkeiten, tiefeingewurzelten 
Vorurteilen, altererbten ſchädlichen Gewohnheiten anzukämpfen. Wer ſind 
die Männer, die ſo viel Initiativkraft, ſo viel Scharfblick in die Zukunft, 
ſo viel Ausdauer in der Ausführung an den Tag zu legen gewußt 
haben? Auf dieſe Fragen will uns der Verfaſſer eine Antwort zu 
geben verſuchen. 

Die Löſung der Aufgabe iſt ja nicht gerade leicht. Aber ich wüßte 
kaum einen, der ihr mehr gewachſen wäre als Alfred Noſſig. Geboren in 

ſterreich, wo er auch einen Teil ſeines Lebens zugebracht hat, ſetzte er 
feine Ausbildung in Frankreich fort und lebt jetzt in Deutſchland. In 
ſeinen Studien ging er von der Naturwiſſenſchaft aus und mündete in 
die Geiſteswiſſenſchaſten. Außer auf wiſſenſchaftlichem, betätigte er ſich 
auch mannigfach auf künſtleriſchem Gebiete. Neben dem notwendigen 
internationalen Blick beſitzt er alſo zugleich in hohem Grade das Ver⸗ 
mögen der Einfühlung und der guten Beobachtung. Zudem iſt er von 
ſtarker Liebe für die Türkei beſeelt, ohne ſich freilich den Mängeln, die 
den jetzigen Zuſtänden anhaften, irgendwie zu verſchließen. 

Seit nahezu zehn Jahren pflegt Noſſig Beziehungen zu der Türkei. 
Bei ſeinen wiederholten, oft auf längere Zeit ſich erſtreckenden Beſuchen 
in Konſtantinopel gewann er mit den führenden Perſönlichkeiten dort 
Fühlung. Mit verſchiedenen von ihnen iſt er mehrfach zuſammengeweſen. 
Aus den Unterredungen, die der Frage der Renaiſſance des Osmanen⸗ 
reichs und den Beſtrebungen der Jungtürken zur Erreichung dieſes Zieles 
galten, ergab ſich für ihn das Material für ſeine Schrift. Dabei ver⸗ 
fährt er in ſeiner Darſtellung beſonders geſchickt, indem er mehr die 
Sache als die Perſonen in den Vordergrund ſeiner Betrachtungen ſchiebt. 
Wir bekommen auf dieſe Weiſe eine Würdigung der brennendſten Probleme 
in der modernen Türkei. Nur nebenbei, gleichſam in der Kuliſſe, tauchen 
auch die Männer auf, denen die Löſung der Aufgabe zufiel, und dann 
erfahren wir allerdings auch, wie ſich die Probleme in ihrem Hirn ſpie⸗ 
geln, und auf welchem Wege ſie deren Bewältigung erzielen zu können 
glauben. Dabei iſt Noſſig keineswegs überſchwenglich; die gewiß nicht 
zu unterſchätzenden bisherigen Leiſtungen der Jungtürken werden von ihm 
nur relativ gewertet, als Beginn einer neuen Ara und als Symptom 
deſſen, was getan werden kann und getan werden muß. 

In einem einleitenden Kapitel, „Die Wiedergeburt der Türkei“, wird 
das türkiſche Problem in ſeiner großen Kompliziertheit beleuchtet, deſſen 
Löſung „lauter politiſche Herkulesarbeiten vvrausſetzt“. So folgt auch 
gleich nach einer intimen Schilderung eines Empfangs beim Sultan 
die Behandlung einer der intereſſanteſten und ſchwierigſten Fragen im 
Leben der Türkei, nämlich der der Reform auf dem Gebiete der religiöſen 
Organiſationen. Und man ſtaunt, welche einſchneidende Maßnahmen 
hier bereits getroffen worden ſind. „In allen Moſcheen Stambuls ſind 
die überlieferten düſteren Ollämpchen durch elektriſche Beleuchtung erſetzt 
worden... Das hat ſymboliſche Bedeutung.“ Nicht weniger durch⸗ 
greifende Reformen wurden im Bereiche des Evkafs, der toten Hand, 
vorgenommen, die unermeßliche Gebiete des Landes ihr eigen nennt und 
nicht zum wenigſten an der herrſchenden Miſere im Staate mit Schuld 
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trägt. Während der Evfaf früher, trotz feines ſehr bedeutenden Immo⸗ 
bilienbeſitzes, ſtets an einem Defizit litt, liefert er jetzt, dank einer gründ⸗ 
lichen Umgeſtaltung ſeiner Verwaltung, erhebliche Reineinnahmen, die für 
ſeine mannigfachen Stiftungen oder auch für öffentliche Wohlfahrtszwecke 
Verwendung finden. Geſetzgeberiſche Maßnahmen ſind zudem im Gange, 
um auch ſonſt die Evkafbeſitzungen der Allgemeinheit nutzbar zu machen. 
Wir übergehen die Reformen im Kriegs- und Sanitätsweſen, die ſich an 
die Namen Enver und Suleiman Nouman Paſcha knüpfen, ebenſo die 
durchgreifenden Umgeſtaltungen auf dem Gebiete der inneren Verwaltung 
uud des Unterrichtsweſens, für deren Gründlichkeit Namen wie Talaat 
und Schükri Bey von vornherein Gewähr leiſten. Auch von ſeinen Ex⸗ 
kurſionen in den Bereich der Kunſt, in denen der Verfaſſer ganz nach⸗ 
empfindender Künſtler iſt, deſſen Ausführungen jedoch den Rahmen dieſer 
Beſprechung, die vornehmlich ökonomiſchen Fragen gilt, überſchreiten wür⸗ 
den, wollen wir abſehen. Erwähnt ſei aber noch eine Unterredung mit 
Halil Bey, dem Miniſter des Außern, der ſich rückhaltlos über die künf⸗ 
tigen Beziehungen der Türkei zu Deutſchland ausſpricht und ſeinen Stand⸗ 
punkt überaus deutlich im folgenden Satze formuliert: „Unſere Schick⸗ 
ſale ſind miteinander verbunden; eben deshalb aber tut eine ganz frei⸗ 
mütige Verſtändigung hinſichtlich unſeres internen Verhältniſſes not, eine 
Verſtändigung, bei der der Seelenzuſtand des türkiſchen 
Volkes berückſichtigt wird.“ Beſonders erwähnt ſei aber vor allem 
noch das Kapitel über „Die Wirtſchaftspolitik der Türkei“, worin die 
bemerkenswerten Leiſtungen Ahmed Neſſimys, des Handels- und Land⸗ 
wirtſchaftminiſters, oder des „Miniſters für Volkswirtſchaft“, wie er 
unter Zuſammenfaſſung der beiden Reſſorts genannt wird, einer Würdigung 
unterzogen werden. Man kann die von Neſſimy Bey getroffenen Maß⸗ 
nahmen in zwei Hauptgruppen teilen. Die einen beziehen ſich auf die 
Steigerung der landwirtſchaftlichen Produktion zwecks Sicherung der Volks⸗ 
ernährung während der Kriegszeit, die anderen auf die Vorbereitung des 
allgemeinen wirtſchaftlichen Aufſchwunges der Türkei. Was in der Land⸗ 
wirtſchaft während der Kriegszeit vollbracht worden iſt, grenzt, zumal 
wenn man den ſteigenden Mangel an Arbeitskräften in Betracht zieht, 
an das Wunderbare und kann am beſten als Beweis dafür dienen, was 
ſich alles aus der Türkei machen läßt, wenn es richtig angefaßt wird. 
Hand in Hand damit ging eine Reihe organiſatoriſcher Veranſtaltungen 
und geſetzlicher Beſtimmungen einher, die dem ſpäteren wirtſchaftlichen Auf⸗ 
chwung der Türkei dienen ſollen. So wurde ein Landwirtſchaftsmuſeum 
und ein Muſeum für Induſtrie errichtet; im Zuſammenhange mit den 
Handelskammern wurde ein Handelsamt geſchaffen, um allen Intereſſenten 
Informationen zu erteilen; viele Schüler wurden zur kaufmänniſchen Aus⸗ 
bildung nach dem Auslande geſchickt. Durch Gründung von Gewerbe⸗ 
ſchulen ſoll die Entwicklung der Induſtrie gefördert werden. Um die 
Ausnutzung der Bergwerke zu ermöglichen, wurden neue geſetzgeberiſche 
Maßnahmen getroffen. Beſondere Aufmerkſamkeit wird auch der Hebung 
der Forſtwirtſchaft zugewendet. Die wichtigſte Leiſtung aber bildet die 
Einführung des neuen Zolltarifs, durch den die Wirtſchaftspolitik der 

ürkei auf eine völlig neue Baſis geſtellt wurde. Eine intereſſante 
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Skizze über Organiſation, Ziele und führende Perſönlichkeiten des „jung⸗ 
türkiſchen Komitees“ bildet den Abſchluß des leſenswerten Buches. 

Die Noſſigſche Schrift will nicht geiſtig ſättigen, nur appetitreizend 
wirken. Sie bietet eine ſolche Fülle von Anregungen, daß, wer ſie ein⸗ 
mal geleſen hat, das Verlangen empfinden wird, ſich mit der Materie 
weiter zu beſchäftigen. Und das iſt doch wohl das Beſte, was einem 
Buche nachgeſagt werden kann. Noch ein Wort über die äußere Form: 
Der Verleger hat es an Mühen und Koſten nicht fehlen laſſen, die 
Schrift, was Druck und Papier anbetrifft, aufs ausgezeichnetſte auszu⸗ 
ſtatten. Bei der jetzigen Teuerung und dem Mangel an Material und 
Arbeitskräften eine Leiſtung, die hervorgehoben zu werden verdient. 

Berlin Alphons J. Sußnigfi 


Archiv für Wirtſchaftsforſchung im Orient. Unter Mitwirkung 
von C. H. Becker⸗Bonn; Ernſt Jäckh⸗Berlin; A. Philippſon⸗Bonn; 
H. Schumacher⸗Vonn; M. Sering⸗Berlin herausg. von Reinhard 
Junge. Jahrgang I, Heft I—IV. Weimar 1916, Guſtav Kiepen⸗ 
heuer. 521 S. Preis des Jahrgangs 15 Mk. 


Gute Ideen liegen in der Luft; man muß bloß nach ihnen greifen. 
Es iſt wohl noch immer in der Weltgeſchichte etwas geſchehen, wenn 
eine Notwendigkeit danach beſtanden hat. Die Frage bleibt nur, 
wie es geſchehen iſt. Bei den engen Beziehungen zwiſchen Deutſchland 
und der Türkei, die durch den atmoſphäriſchen Druck einer Welt von 
Feinden zuſammengeſchweißt wurden, deren Geſchicke zudem nicht allein 
infolge der unſäglichen Leiden und ungeheuren Opfer eines vieljährigen 
Verteidigungskrieges, ſondern auch im Hinblick auf die vermutliche Ge⸗ 
ſtaltung der Wirtſchaftspolitik in den gegneriſchen Ländern von Anfang 
an ein immer intimer werdendes Verhältnis einzugehen ſich bewogen 
fuben, lag der Wunſch nach geſteigertem gegenſeitigen Verſtändnis nahe. 
Daher die gewaltige Flut von Büchern, Broſchüren, Schriften über die 
Türkei, die ſeit Kriegsausbruch unſeren Büchermarkt überſchwemmt, und 
die alle, wenn auch freilich nur ſelten mit wirklich zulänglichen Mitteln, 
das gleiche Ziel, unſere Kenntnis von Land und Leuten im Osmanen⸗ 
reiche zu fördern, verfolgen. Was Wunder alſo, daß bei der allbekannten 
Gründlichkeit des Deutſchen ſich alsbald auch das Verlangen rege machte, 
durch Schaffung eines beſonderen Organs der ſyſtematiſchen Erforſchung 
des Orients eine dauernde Stätte zu bereiten. 

Der Herausgeber einer Zeitſchrift wird, ſofern er Individualität 
genug iſt, ſeiner Publikation immer eine gewiſſe perſönliche Note ver⸗ 
leihen. Es erſcheint mir daher nicht ganz unzweckmäßig, hier einige 
Worte zur Charakteriſierung des geiſtigen Leiters des Archivs voraus⸗ 
zuſchicken. Von Reinhard Junge erſchien im Jahre 1915 ein über 
500 Seiten umfaſſendes Buch: „Das Problem der Europäiſierung 
orientaliſcher Wirtſchaft, dargeſtellt an den Verhältniſſen der Sozial⸗ 
wirtſchaft von Ruſſiſch⸗Turkeſtan.“ Der Titel iſt nicht glücklich gewählt. 
Zunächſt ſchon rein begrifflich. Denn nach meinem Dafürhalten bedarf 
der Begriff der „Europäiſierung“ erſt noch der Definition, ſofern ſich 
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vom ökonomiſchen Standpunkte aus dafür überhaupt eine eindeutige 
und einwandfreie Definition gewinnen läßt; und man ſollte ſich ſorglich 
davor in acht nehmen, noch nicht ganz feſtſtehende Begriffe zur Kenn⸗ 
zeichnung von Schriften zu benutzen. In einer demnächſt von mir er⸗ 
ſcheinenden größeren Studie über die pſychologiſchen Vorausſetzungen des 
Türken als Wirtſchaftsfaktor nehme ich auch gegen die Jungeſche Ver⸗ 
wendung des Begriffs der Europäiſierung entſchieden Stellung. Aber 
nicht minder auch vom praktiſchen Geſichtspunkte aus erſcheint mir die 
Wahl des Titels verfehlt, der weder adäquat noch ſelbſt eſſentiell den 
Inhalt des Buches zum Ausdruck bringt und infolgedeſſen bereits zu 
großen Mißverſtändniſſen Anlaß gegeben hat. Denn im Grunde will 
der Verfaſſer gar nicht eine ökonomiſche Studie im bisher üblichen Sinne 
bieten. Dem Begriff der Okonomie ſollte ſeiner Auffaſſung nach ein 
viel weiterer Umfang eingeräumt werden, als dies in der Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre gemeiniglich zu geſchehen pflegt; und zwar dergeſtalt, daß 
die Prüfung von Wirtſchaftsfragen zugleich in eine Betrachtung der Ge⸗ 
ſamtkultur auszumünden hätte, in deren Rahmen ſie hineingehören und einen 
Teil ihres Inhaltes bilden. „Ein wirkliches, ſyſtematiſches Wiſſen von 
der Wirtſchaft“, bemerkt Junge, „verrät uns nicht nur die Bedingungen 
und die Geſtaltung der Sachgüterbeſchaffung, ſondern auch, den Kreis⸗ 
lauf ſchließend, deren Wirkungen auf die Geſamtkultur, in der nun ein⸗ 
mal die Sachgüterbeſchaffung als unlösbarer Beſtandteil enthalten iſt; 
genau ſo wie die Sachgütertriebe im Menſchen nicht vereinzelt für ſich, 
ſondern in einem unentrinnbaren Ringe verſchiedenſter Triebe ftehen. .. 
Ich gelange damit für die Wiſſenſchaft zu dem kardinalen, übrigens 
auch für jede andere Wiſſenſchaft entſprechenden, und faſt überall bisher 
mehr oder weniger in gleicher Weiſe vernachläſſigten Erfordernis, neben 
dem Zweige der techniſchen oder reinen Spezialwiſſenſchaft mit gleicher 
Berechtigung eine Gruppe anderer zu umfaſſen, die man im Falle der 
Wirtſchaftswiſſenſchaft als Gruppe der Wirtſchaftsphiloſophie bezeichnen 
kann.“ Wie alſo die Darlegungen der ſozialwirtſchaftlichen Verhältniſſe 
in Ruſſiſch⸗Turkeſtan dem Autor nur als Mittel zur Illuſtrierung und 
Exemplifizierung ſeiner allgemeinen ökonomiſchen Anſchauungen dienen, 
ſo bilden dieſe ſelbſt in ihrer Betrachtung für ihn bloß einen unzertrenn⸗ 
lichen Teil zunächſt des europäiſch⸗ orientaliſchen und dann darüber 
hinaus des geſamten Wirtſchaftskomplexes. Daraus erſchließt ſich dem 
Verfaſſer der Grundriß für den architektoniſchen Aufbau feines Werkes 
ganz von ſelbſt. In dem uns vorliegenden erſten Bande gibt er zu⸗ 
nächſt eine Darſtellung der Wirtſchaftsbedingungen in Ruſſiſch⸗Turkeſtan 
und verſucht dann auf Grund des dabei zutage geförderten Materials „zu 
einem beſonderen theoretiſchen Syſtem des Problems der Europäiſierung 
orientaliſcher Wirtſchaft zu gelangen“. Nun birgt aber die Frage des 
Aufeinanderwirkens gegenſätzlicher Wirtſchaftsformen, generell betrachtet, 
bereits ein neues ſoziologiſches Problem in ſich. Auch dies ſoll daher 
„Gegenſtand einer eigenen Unterſuchung werden. Im zweiten Bande feines 
Werkes will der Verfaſſer an die Behandlung dieſes Problems herangehen, in 
der Erwartung, dabei „ein allgemeingültiges Syſtem des Zuſammenſtoßes 
verſchieden entwickelter Wirtſchaften überhaupt aufbauen und die Be⸗ 
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ziehungen all dieſer Fragen zum Geſamtkulturproblem aufdecken zu können“. 
Aber das Aufeinanderprallen heterogener wirtſchaftlicher Elemente iſt nicht 
lediglich eine ökonomiſche Erſcheinung, ſondern übt damit zugleich ſeine 
Wirkung auf die verſchiedenſten Gebiete des menſchlichen Geiſtes⸗ und 
Innenlebens aus und ſtellt damit ſelbſt ein eminent wichtiges ſoziologiſches 
Problem dar. Dieſe Frage ſoll infolgedeſſen ebenfalls in den Kreis der 
Erörterungen gezogen werden, der Junge einen beſonderen dritten Band 
ſeines Werkes zu widmen gedenkt. 

Inwieweit dem Verfaſſer ſein Vorhaben gelingen wird, muß erſt 
abgewartet werden. Die unſtreitig großzügige Konzeption des Planes 
und das ſchier enzyklopädiſche Wiſſen des jungen Gelehrten werden wir 
ſchon jetzt nicht unberückſichtigt laſſen dürfen. Ich habe das Jungeſche 
Buch mit Intereſſe und Gewinn, wenn auch nicht ohne Widerſpruch 
geleſen. Aber hier will ich mich nicht kritiſch, ſondern rein referierend 
verhalten; und zwar wie dem Autor, ſo auch der von ihm heraus⸗ 
gegebenen Zeitſchrift gegenüber. Mir kommt es darauf an, von der 
neuen Publikation ein Bild zu entwerfen. Aus dieſem Grunde begnüge 
ich mich mit der Hervorhebung derjenigen Beiträge, die, gleichſam als 
die einzelnen Linien, mir zur Skizzierung meines Bildes unerläßlich er: 
ſcheinen; während ich umgekehrt, aus derſelben Erwägung, andere Ar⸗ 
beiten nur ganz flüchtig oder überhaupt nicht erwähne, ohne damit ſchon 
irgendwie über die Qualität der Leiſtung ein Urteil fällen zu wollen, 
was im Intereſſe der Autoren wie meiner Leſer ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben ſein ſoll. 

Das Archiv will in erſter Linie praktiſchen Zwecken dienen. Wenn 
auch durchaus im Boden exakter Forſchung wurzelnd, ſieht es doch die 
vornehmſte Frucht ſeiner Beſtrebungen darin, Kaufleuten, und Unter⸗ 
nehmern, die im Orient ökonomiſche Ziele verfolgen, ein zuverläſſiger 
Führer und Wegweiſer zu ſein: Ein getreuer Eckehard allen Wirtſchafts⸗ 
pionieren des Morgenlandes. Aber Junge iſt Theoretiker; dies kommt 
dadurch zum Ausdruck, daß er ſeinem Organ einen gewiſſen dualiſtiſchen 
Zug verleiht, der dieſem inſofern gar nicht übel anſteht, als er es vor 
der Verfolgung allzu einſeitiger praktiſcher Tendenzen bewahrt. So bietet 
er gleich in dem einleitenden Aufſatz „Das Wirtſchaftsproblem des 
näheren Orients“ (I, 1—30) eine Zuſammenfaſſung der von ihm in 
ſeinem Buche „Das Problem der Europäiſierung orientaliſcher Wirtſchaft“ 
vertretenen Lehren. Ebenfalls von theoretiſchen Betrachtungen ſtark durch⸗ 
ſetzt iſt ſeine Studie „Über landwirtſchaftliches Verſuchsweſen im näheren 
Orient“ (II, 198 —211), die als Einführung zu dem „Bericht über 
die Tätigkeit der Andiſhaner landwirtſchaftlichen Verſuchsſtation im Jahre 
1910” (II, 212—242 und III / IV, 363 —420) dient und ihm auf dieſe 
Weiſe wiſſenſchaftlichen Relief und grundſätzliche Bedeutung in erheb⸗ 
lichem Maße verleiht. 

Der Bericht ſelbſt behandelt einen Spezialfall, verdient aber mit 
Rückſicht auf die Bedeutung des Gegenſtandes allgemeine Beachtung. 
Macht er uns doch mit den Methoden einer als vorbildlich angeſehenen 
orientaliſchen Verſuchsſtation bekannt, deren Aufgabe weſentlich in der 
Erforſchung der Wachstumsbedingungen der Baumwolle und ihrer Anſprüche 
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an die Bodenkultur im Trockenklima befteht. Zieht man nun den großen 
Baumwollebedarf in Deutſchland in Betracht, und hält man ſich dabei 
vor Augen, daß die Hauptlieferanten dafür bisher die nordamerikaniſchen 
Staaten, Agypten und Indien waren, ſo wird man ſich der Tragweite 
des Problems nicht verſchließen können. In Zukunft wird Deutſchland 
in ganz beſonderem Maße auf die türkiſche Baumwollproduktion angewieſen 
ſein. Nun war aber dieſe, ſowohl was die Quantität wie die Qualität 
anbetrifft, bisher verhältnismäßig gering, wenngleich ſie ſchon jetzt, der 
Menge nach, die Baumwollproduktion von ganz Afrika (mit Ausnahme 
von Agypten) überragt. Die Erfahrungen, die man an anderen Orten 
im Orient bisher gemacht hat, ſind alſo für die Hebung der Baumwoll⸗ 
produktion in der Türkei von der allergrößten Bedeutung. Allein nach 
dieſer Richtung vermag uns gerade die ruſſiſche Muſterverſuchsſtation 
in Andiſhan im Ferghanagebiet viel Beherzigenswertes zu bieten, in der 
vor allem mit amerifanifden. Baumwollſorten Akklimatiſierungsverſuche 
angeſtellt wurden, und die zu dem Ergebnis führten, daß bei Verwendung 
frühreifer und nicht zu anſpruchsvoller Sorten ſich hervorragende Erfolge 
erzielen laſſen. Der Bericht hat eine ſorgfältige Be⸗ und Umarbeitung 
erfahren, wobei namentlich auf die zahlreichen Anmerkungen der Redaktion 
verwieſen ſei, in denen jedesmal beſonders hervorgehoben wird, was der 
Bericht ſpeziell für uns Lehrreiches enthält, und welche Zucht und Zucht⸗ 
methoden zuſammen mit der Einführung verwandter Sorten und ihren 
Kreuzungen mit einheimiſchem Material bei den Verſuchen zur Hebung 
der türkiſchen Baumwollproduktion in erſter Linie angewendet werden 
müſſen. 

Damit iſt bereits die Frage nach der wirtſchaftspolitiſchen Neu⸗ 
orientierung in der Türkei berührt, deren Erörterung naturgemäß im 
Archiv einen beſonders breiten Raum einnimmt. Tut man auch ſonſt 
gut, die Dinge hiſtoriſch zu betrachten, ſo vorzüglich in allem, was das 
Osmanenreich angeht, deſſen künftige Geſtaltungsmöglichkeiten erſt in 
retroſpektiver Beleuchtung ganz zu erfaſſen find. Durchaus richtig verfährt 
daher Carl Anton Schäfer, indem er, wenn er die Bedeutung der 
Petroleumfrage für die Türkei dartun will, weit zurückgreift und das 
Promblem zunächſt geſchichtlich darzuſtellen ſucht. Nicht minder richtig 
verfährt er aber auch, wenn er, wiewohl er ſeinen Aufſatz „Die meſo⸗ 
potamifch = perſiſche Petroleumfrage“ nennt (I, 31—65), dennoch zuerſt 
„die perſiſche Petroleumfrage“ und dann erſt „die mefopotamif che Petroleum⸗ 
frage“ behandelt, weil allein die politiſchen Vorgänge in Perſien den 
nötigen Hintergrund zum Verſtändnis des Problems und zur Würdigung 
ſeiner Tragweite für die Türkei abzugeben vermögen. Wie ſehr aber die 
Aufwerfung der Frage überhaupt ihre Berechtigung hatte, erhellt am beſten 
aus dem letzten Sachverſtändigenbericht, deſſen ſummariſches Urteil über 
die meſopotamiſchen Olfelder folgendermaßen lautet: „Wenn man bedenkt, 
daß das Petroleumgebiet ſich über 400 qkm ausdehnt, und daß das Ol 
in Quantitäten zur Oberfläche kommt, die bisher in der Geſchichte der 
Petroleumgeologie unbekannt waren, ſo iſt man zu der Annahme berechtigt, 
daß dieſe Petroleumgebiete zu den reichſten der Welt gehören.“ Ich möchte 
es daher auch keineswegs als Übertreibung anſehen, wenn der Verfaſſer, 
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um die hohe Bedeutung, die gerade der Petroleuminduſtrie zukommt, zu 
kennzeichnen, feine Anſicht dahin äußert, daß fie dazu berufen fei, „in 
der nächſten Zukunft für die Türkei das zu werden, was die Zuckerinduſtrie 
für das junge induſtrielle Deutſchland geweſen war: die Führerin ihres 
Wirtſchaftsaufſtieges“. Auch in ſeiner Abhandlung über die „Neutürkiſche 
Zollpolitik“ (II, 141—197) verfährt Schäfer nach der gleichen Methode, 
indem er hier ebenfalls erſt nach Vorausſchickung einer geſchichtlichen 
Würdigung auf den Gegenſtand ſelbſt eingeht; dem beſonderen Charakter 
der Materie entſprechend, folgt dann eine kritiſche Behandlung des neuen 
Zollgeſetzes, die wenn auch durchaus die deutſchen Intereſſen berückſichtigend, 
durch ihre Gründlichkeit, Sachlichkeit und maßvolle Art der Beurteilung 
ſelbſt vom türkiſchen Standpunkt aus manch wertvolles Wort enthält. 
In die Kategorie der Arbeiten, die, hiſtoriſche Wege wandelnd, aus 
Geſchehniſſen der Vergangenheit Konſequenzen für die Zukunft ziehen, 
gehört auch die Studie Leon Schulmans über „Die Pflanzungen der 
Fremdenkolonien Paläſtinas während des Krieges“ (I, 78—92). Wir 
erhalten da, ich möchte ſagen, in Kleinformat eine Wiederholung deſſen, 
was, mutatis mutandis, in Deutſchland ſelbſt ſich während des Krieges 
zu einer der brennendſten Fragen ausgewachſen hat, und die, vom rein 
theoretiſchen Standpunkt aus betrachtet, ſich wohl recht gut in die Formel 
gießen ließe: Wie habe in der Landwirtſchaft ſich der Einzelbetrieb dem 
Geſamtintereſſe einzufügen und anzupaſſen, um im Falle einer Abſchneidung 
der Lebensmittelzufuhr von außen mittels eigenen Bodenertrages den all⸗ 
gemeinen Bedarf decken zu können? Die landwirtſchaftliche Produktion 
Paläſtinas durch die Einheimiſchen reichte nie dazu aus, die Bedürfniſſe 
der Bevölkerung ganz zu befriedigen, ſo daß man in hohem Grade auf 
die Einfuhr von auswärts angewieſen blieb. Es wiederholt ſich hier im 
beſonderen die typiſche Erſcheinung, wie wir ſie in der Türkei allgemein 
finden, daß ein Agrarland in der Nahrungsmittelverſorgung ſeiner Be⸗ 
wohner vom Auslande abhängig iſt! Bei Beginn der Koloniſation 
Paläſtinas wurde in der Tat auch von den erſten Ankömmlingen Getreide⸗ 
bau betrieben. Indeſſen haben die neuen Siedelungen, ſowohl der Juden 
wie der Deutſchen, ſchon lange den reinen Feldkulturen und dem Ackerbau 
wieder den Rücken gekehrt, um ſich ganz dem Gartenbau zu widmen. 
Ein Gut nach dem anderen wurde dem Getreidebau entriſſen und der 
Orangen⸗ oder Mandelkultur unterworfen. Auch in der Betriebsform 
kam dieſe Intereſſeloſigkeit ſtark zum Vorſchein. Denn während man 
bei der Pflanzenkultur ſich höchſter Intenſität befleißigt und ſich darin 
nicht genug tun kann, ihren Anlagen alle Vorteile moderner Errungen⸗ 
ſchaften angedeihen zu laſſen, wird der Ackerbau, ſoweit man ihn über⸗ 
haupt noch betreibt, im großen und ganzen nach Eingeborenenart fort⸗ 
geführt. Zwar wurden Düngungsverſuche auch für den Getreidebau mit 
Erfolg vorgenommen, ebenſo landwirtſchaftliche Maſchinen verſuchsweiſe 
erfolgreich angewandt; allein von einer praktiſchen Verwertung derſelben 
in größerem Stile kann ſo gut wie gar nicht die Rede ſein. Dieſes 
Verhalten ſollte nun bei Kriegsausbruch ſich bitter rächen. Durch die 
ſyriſche Wüſte, die ſich keilartig zwiſchen Paläſtina und Meſopotamien 
einſchiebt und die beiden Kulturgebiete voneinander trennt, im Oſten und 
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Süden abgegrenzt, infolge der mangelhaften Verkehrsbedingungen mit 
dem Norden in kaum nennenswerter Verbindung, geriet Paläſtina durch 
die Unterbindung des Seeverkehrs in die Lage vollſtändiger Iſoliertheit. 
Was nützten die ſchönſten Obſternten, wenn ſie nicht verſchickt werden 
konnten; was galt noch ihr Beſitz, indes das Getreide, das für die 
Voltsernährung alljährlich eingeführt werden mußte, nunmehr gänzlich 
ausblieb? So zeigt es ſich hier, daß ſelbſt in der Privatwirtſchaft nicht 
alles vom Standpunkt des privatwirtſchaftlichen Gewinnes allein gewertet 
werden darf. „Ein Land, und zumal ein Agrarland, kann unmöglich 
auf die Dauer ungeſtraft mit der Volksernährung vom Auslande abhängig 
bleiben; und wenn es auch die privatwirtſchaftliche Rentabilität erheiſcht, 
ſo darf das politiſche Moment dabei niemals unberückſichtigt gelaſſen 
werden.“ 

Ganz in die Zukunft lenkt dagegen unſeren Blick Alfred Phi⸗ 
lippſon, wenn er uns über „Wirtſchaftliches aus dem weſtlichen 
Kleinaſien“ erzählt (I, 243—256, und III/ IV, 344—362). Bei der 
vorwiegend praktiſchen Aufgabe des Archivs ein beſonders wertvoller 
Beitrag; wertvoll um ſo mehr, als es ſich dabei um das Ergebnis viel⸗ 
jähriger Studien und an Ort und Stelle gemachter Beobachtungen handelt. 
Alfred Philippſon iſt unſtreitig einer der beſten, wenn nicht gar der beſte 
Kenner des von ihm hier behandelten Gebietes. In vier in den Jahren 
1900—1904 mit Unterſtützung der Berliner Königlichen Akademie der 
Wiſſenſchaſten unternommenen Reiſen hat er das Land geographiſch und 
geologiſch aufs genaueſte durchforſcht. Als Ertrag dieſer Studien er⸗ 
hielten wir von ihm eine „Topographiſche Karte des weſtlichen Klein⸗ 
aſien“, ferner eine „Geologiſche Karte des weſtlichen Kleinaſien“ und 
ſchließlich ein unter dem Titel: „Reiſen und Forſchungen im weſtlichen 
Kleinaſien“ erſchienenes großangelegtes Reiſewerk. Eine vor zwei Jahren 
herausgebrachte kleinere Schrift: „Das Türkiſche Reich, eine geographiſche 
Überſicht“, die zwar, wie aus dem Titel hervorgeht, einen weit größeren 
Raum umfaßt, aber zum guten Teil doch das während der erwähnten 
Reiſen geſammelte Material als Unterlage benutzt und anerkanntermaßen 
zu den beſten ſeit Kriegsausbruch über die Türkei veröffentlichten Arbeiten 
zählt, ſoll demnächſt noch Gegenſtand einer beſonderen Würdigung in 
dieſen Blättern bilden. Philippſon hat den Vorzug, nicht nur Geograph 
und Geologe, ſondern auch mit den ökonomiſchen Problemen vertraut zu 
ſein, denen er ſtets beſondere Aufmerkſamkeit zuwendet. In ſeinem 
Reiſewerk erſtreckt ſich ſeine Darſtellung auf alle Zweige der Landeskunde 
und umfaßt ebenſo Topographie, Morphologie und Geologie wie Fragen 
der Vegetation und des Anbaues, der Bevölkerung und Beſiedelung, der 
Wirtſchaft und des Verkehrs. Der im Archiv veröffentlichte Aufſatz be⸗ 
ſchränkt ſich auf die Behandlung der ökonomiſchen Eigenheiten des in 
Frage ſtehenden Gebietes. Es liegt nun in der Natur der Sache, daß 
eine ſolche Studie, die nicht mit Schilderungen und Reflexionen operiert, 
ſondern faſt nur Tatſachen und Materialien enthält, nicht in kurz gefaßter 
Form dem Inhalt nach wiedergegeben werden kann. In derlei Fällen 
muß man ſich darauf beſchränken, auf die Arbeit zu verweiſen. Letzteres 
erſcheint mir aber um ſo mehr geboten, als wir es da nicht nur mit 
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den „reichſten und vielverſprechendſten Landſchaften des türkiſchen Reiches“ 
zu tun haben, ſondern auch mit einem Gebiete, „das bisher in wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht von deutſcher Seite ſehr wenig beachtet und faſt ganz 
der Ausbeutung durch Griechen, Engländer und Franzoſen überlaſſen 
worden iſt“. Verſenkt man ſich in die Philippſonſche Studie, dann 
weiß man in der Tat nicht, worüber man mehr ſtaunen ſoll: ob des 
ungeheuren natürlichen Reichtums der Gegend, oder ob der an Stärke 
ihm in nichts nachgebenden Gleichgültigkeit, mit der deutſcherſeits an ihm 
bis jetzt vorübergegangen zu werden pflegte. Die Mineralien des Landes 
verdienen ebenſo wegen ihrer Mannigfaltigkeit wie nicht ſelten wegen 
ihrer Einzigartigkeit unſer größtes Intereſſe. Dafür nur einige wenige 
Beiſpiele. So finden wir dort Bleiglanz, Zink- und Manganerze, Chrom: 
eiſen und Antimon, Kupfer, Mißpickel und Eiſenerze. „Der Smirgel, 
das ſehr geſchätzte Schleifmittel, kommt zum bei weitem größten Teil 
aus unſerem Gebiet auf den Weltmarkt; die berühmten Smirgellager 
auf der griechiſchen Inſel Naxos ſind dadurch ganz in den Hintergrund 
gedrängt.“ „Der einſt fo beliebte Meerſchaum iſt ebenfalls ein fpeziel 
kleinaſiatiſches Produkt.“ „Marmor, zum Teil in einer für Kunſtzwecke 
geeigneten Qualität, gibt es ebenfalls, heute wird indeſſen Marmor höch⸗ 
ſtens als gewöhnlicher Bauſtein oder zum Kalkbrennen benutzt.“ Noch 
jetzt beſitzt Kleinaſien, trotz der Jahrtauſende alten Waldverwüſtung, zum 
Teil urwaldähnliche Forſten. Bisweilen vermag der Wald, dank ge⸗ 
nügender Befeuchtung und tiefgründigen Verwitterungsbodens, ſich von 
der Zerſtörung, wenn ſie ſich nicht allzu häufig wiederholt, von ſelbſt zu 
erneuern. Die Hochwertigkeit des kleinaſiatiſchen Bodens und ſeine be⸗ 
ſondere Eignung für die Zwecke der Landwirtſchaft iſt ja hinlänglich 
bekannt. Wie wenig man aber bisher praktiſch wirklich nutzbringend 
vorgegangen iſt, und was ſich alles dabei noch machen ließe, kann man 
aus der Darſtellung Philippſons erſehen, der ſpeziell dem Agrarpro blem 
eine eingehende Würdigung widmet. 

Eine Studie, auf die bei dem Charakter ihrer Abfaſſung gleichfalls 
nur hingewieſen werden kann, iſt die von N. Honig, der in ſeinem 
noch nicht abgeſchloſſen vorliegenden Aufſatz „Über Induſtrie und Hand⸗ 
werk in Konſtantinopel“ (III / IV, 421—448) eine Schilderung des Kon⸗ 
ſtantinopeler Gewerbelebens zu geben verſucht. Eine gewiß verdienſtliche 
Leiſtung, wenn man bedenkt, daß wir in der Türkei einer außerordentlichen 
Gründerperiode entgegengehen, und daß Konſtantinopel, ohnehin der 
Sammelpunkt vieler erwerbsſtrebender Elemente, wohl bald das Dorado 
dieſes Gründertums werden dürfte. Auf engem Raum gelingt es dem 
Verfaſſer, eine nahezu vollſtändige Aufzählung ſämtlicher in Konſtantinopel 
betriebener Gewerbezweige zu geben. Dabei zeigt er ſich bemüht, uns 
die Bedeutung dieſer Stadt als türkiſches Induſtriezentrum klar zu machen 
und die Entwicklungsmöglichkeit der einzelnen Gewerbe vor Augen zu 
führen. Und man iſt überraſcht, zu erfahren, wie ſehr bereits in eine 
ganze Reihe Konſtantinopeler Induſtriezweige europäiſcher Wirtſchaftsgeiſt 
und europäiſche Unternehmungsformen eingedrungen ſind, und wie ſehr 
der Moderniſierungsprozeß durch Einführung des Fabrikbetriebes, Be⸗ 
ſchaffung vollkommener Maſchinen, Anwendung techniſch vollendeter Ver⸗ 
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fahren, Inveſtierung großer Kapitalien dort immer mehr an Boden 
gewinnt. Es iſt gleichſam ein Ausſchnitt jenes gewaltigen, vielgeſtaltigen 
Ringens zwiſchen der Welt des Orients und dem Geiſt des Abendlandes, 
von deſſen glücklichem Ausgang vielleicht die Zukunft unſerer ganzen 
Erde abhängt, was wir auf dieſem gegen Europa vorgeſchobenen Poſten 
des türkiſchen Reiches jetzt ſich abſpielen ſehen. Bei ſolchen allgemeinen 
Betrachtungen, von denen ſich hier und da kleine Anſätze finden, erhält 
mag freilich den Eindruck, als ob der Verfaſſer ſich einem gewiſſen Zwang 
unterworfen gefühlt habe. Offenbar iſt der Unterſuchung mit ihrem kaum 
zu bewältigenden reichen Material allmählich der Rahmen zu eng ge- 
worden. Während ſomit auf der einen Seite bisweilen eine Anhäufung, 
ja ſelbſt Überjtürzung der Tatſachen in die Erſcheinung tritt, bleibt auf 
der anderen Seite manch wertvolles Problem ganz unberückſichtigt. Honig 
bezeichnet feine Arbeit als eine Vorſtudie zu einem von ihm demnächſt 
zu veröffentlichenden Werke über Handel, Verkehr und Induſtrie in Kon⸗ 
ſtantinopel. Bei der Wichtigkeit und Aktualität der ganzen Frage wäre 
es zu wünſchen, daß der junge Gelehrte, der durch mehrere Publikationen 
bereits Proben originellen Denkens und wiſſenſchaftlichen Könnens geliefert 
hat, bald in die Lage käme, von dem bisher nur ſkizzenhaft gehandelten 
Gegenſtand uns eine auf viel breiterer Baſis vorgenommene, durch ſyſte⸗ 
matiſche Ausführung ſich auszeichnende Darſtellung zu geben. — 

Aber eine Zeitſchrift über den Orient umfaßt zugleich den Orientalen. 
Mag die Beziehung zur Türkei ſich noch ſo erfreulich geſtalten, mögen 
die daraus erwachſenden Vorteile ſelbſt die gehegten Hoffnungen noch 
überſteigen, weder bleibt dies die einzige Verbindung Deutſchlands noch 
dürfte der Ertrag für es, günſtigſtenfalls ſogar, etwa dem, wie er ſich 
aus dem Verkehr mit England oder Rußland vor dem Kriege ergeben 
hatte, in abſehbarer Zeit gleichkommen. Mir iſt indeſſen nichts bekannt, 
daß je ein Archiv zur Wirtſchaftserforſchung Englands oder Rußlands 
beſtanden hätte. Exiſtierte ſo etwas, dann friſtete es gewiß ein einſames 
Daſein in irgendeinem ſtaubigen Bibliothekwinkel. Der Unterſchied 
rührt eben davon her, daß wir in unſerem Falle ein viel komplizierteres 
und weitſchichtigeres Problem vor uns haben, deſſen Löſung die mannig⸗ 
fachſten Spezialſtudien erheiſcht, und daß wir die Überzeugung beſitzen, 
unſer Ziel nur zu erreichen, wenn wir Land und Leuten in umfaſſendſter 
Weiſe unſere Aufmerkſamkeit zuwenden. Denn nicht allein um ver⸗ 
ſchiedene Welten, auch um verſchiedene Weltanſchauungen, die genau ſo 
gut erkannt und gekannt ſein wollen, handelt es ſich bei der wirtſchaft⸗ 
lichen Erſchließung des Orients. Der Weg zu ben Sachgütern führt 
über das Innenleben der Bevölkerung, und zwiſchen dem Europäer und 
den von ihm geplanten Unternehmungen ſteht, als guter oder ſchlechter 
Leiter, vermittelnd der Eingeborene mit ſeiner eigenartigen Seelenſtruktur. 
Die pſychologiſche Beſchäftigung mit dem Weſen des Orientalen gehört 
ſomit gleichfalls als integrierender Beſtandteil zur Wirtſchaftsforſchung 
des Orients, ja ſie bildet in gewiſſem Sinne ſogar deren Vorausſetzung. 
Erfreulicherweiſe ſind nun auch nach dieſer Richtung einige Anſätze ge⸗ 
macht worden, wenngleich lange nicht ſoviel wie bei den praktiſchen 
Fragen. Dazu zähle ich die Beiträge von Geheimrat Becker und Pro⸗ 
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feffor Mittwoch. Daß hierin nicht mehr geſchehen iſt, möchte ich nicht 
einmal der Redaktion zur Laſt legen: es iſt eben leichter, über Schienen⸗ 
ſtränge als über Seelenregungen ſchreiben zu laſſen. 

Mit wachſendem Intereſſe habe ich die an Umfang kleine, an Inhalt 
ſehr reiche Abhandlung C. H. Beckers: „Iſlam und Wirtſchaft“ 
(I, 66— 77) gelefen. Wie der Verfaſſer ausdrücklich hervorhebt, kam es 
ihm bei ſeiner Studie lediglich darauf an, eine erſte Einführung in das 
Problem zu geben, deſſen weitere Erörterung er für die Folge erwarte, 
weswegen er auch davon abſehe, ſich in allgemeine philoſophiſche Betrach⸗ 
tungen zu ergehen, vielmehr ſich ganz darauf beſchränke, die Grund⸗ 
tatſachen, die in der Weltanſchauung und Lehre des Ifſlam liegen, 
hinſichtlich ihrer Wirkung auf das Wirtſchaftsleben einer Prüfung zu 
unterziehen. Und wie ausgezeichnet verſteht es dieſer feinſinnige Orient⸗ 
und Iſlamkenner, die verſchiedenen Elemente zu zergliedern, ihrem Ur: 
ſprung nachzuſpüren und ihren Einfluß auf ſeinen richtigen Geltungs⸗ 
wert zurückzuführen. Von der Lehre des Fatalismus und der Scheria 
geleitet uns der Verfaſſer zum iſlamiſchen Staatsbegriff, den er ebenſo in 
ſeiner allgemeinen Bedeutung wie in ſeiner Einwirkung auf die Einzel⸗ 
geſetzgebung, fo vor allem bei den Fragen des Grund- und Bodenrechts 
und des Steuerweſens, würdigt. Bemerkenswert ſind ſeine Aufſchlüſſe 
über das religiöſe Bruderſchaftsweſen, das Derwiſchtum, welches im 
Orient ſoziologiſch etwa die Rolle unſerer Vereine ſpielt und auf die 
Geſtaltung des Staatslebens von jeher von großem Einfluß war. 
Nachdem ſo der Autor noch zahlreiche Erſcheinungen, die alleſamt als 
Ausfluß des Iſlam anzuſehen find, in ihrem Einfluß auf das Wirtſchafts⸗ 
leben unterſucht, kommt er ſchließlich zu der Erkenntnis, daß es verfehlt 
wäre, „den Iflam ſchlechthin als wirtſchaftsfeindlich zu charakteriſieren“. 
Vor allem tft der Iſlam als Religion in hohem Grade wandlungs⸗ und 
entwicklungsfähig. „Der Dilam hat ſich im Laufe der Jahrhunderte 
ſchon an ſo mannigfaltige Verhältniſſe, an ſo verſchiedene völkiſche Eigen⸗ 
arten angepaßt, daß man daraus mit Sicherheit die Hoffnung entnehmen 
kann, daß er ſich auch, den wirtſchaftlichen e der modernen 
Welt anbequemen wird.“ 

Rein praktiſche Erwägungen mögen Eugen Mittwoch zur Ab⸗ 
faſſung ſeiner Studie über „Die wirtſchaftliche Bedeutung der Sprachen⸗ 
frage in der Türkei“ (IIIIV 317—343) geführt haben. Wer ſich in. 
der Türkei niederlaſſen will, kommt ſprachlich mit Türkiſch allein nicht 
aus. In einzelnen Gegenden herrſcht das Arabiſche vor, in anderen 
wird bald Griechiſch, bald Armeniſch, bald etwas anderes vorwiegend 
geſprochen. Zudem beſtehen Verſchiedenheiten zwiſchen dem geſprochenen 
Dialekte und der Schriftſprache, zwiſchen der Sprache des täglichen 
Lebens und der Ausdrucksweiſe der Geſetze und Behörden. Uns in dieſem 
Labyrinth ein treuer Wegweiſer zu ſein, iſt nun der Wunſch des Ver⸗ 
faſſers. Das führt ihn dazu, eine förmliche Sprachenlandkarte zu ent⸗ 
werfen. „In Weſtkleinaſien finden wir Türkiſch und Griechiſch als Haupt⸗ 
ſprache, daneben Armeniſch, Spaniſch und Franzöſiſch. Im eigentlichen 
Kleinaſien iſt Türkiſch die Kernſprache, neben der die anderen Sprachen weit 
zurücktreten. Im Oſten dagegen finden wir einmal Kurdiſch und ſodann 
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Armeniſch als Hauptſprache, beide untermiſcht mit anderen Sprachen. In 
Syrien, Paläſtina, Meſopotamien, Arabien endlich iſt Arabiſch die Haupt⸗ 
ſprache. Türkiſch ſpricht man im Konak, in der Armee und in den 
höheren Schulen; Franzöſiſch an den Küſten und in Syrien; Jiddiſch und 
Hebräiſch in Paläſtina; Deutſch und Armeniſch in einzelnen Sprachinſeln.“ 
Aber nicht bloß regional, auch ſozial läßt ſich eine Differenzierung der 
Sprache wahrnehmen. „Die ſozial tiefer ſtehenden Schichten der Land⸗ 
bevölkerung, des Handwerks und Verkehrs (Karawanenverkehr) bedienen 
ſich jeweils der einfachen Kernſprache ihres Wohngebietes. Schon im 
Eiſenbahnverkehr machen ſich außer dem Türkiſchen und Arabiſchen andere 
Sprachen, und zwar infolge des europäiſchen Einfluſſes auf dieſe Wirt⸗ 
ſchaftsart, europäiſche Sprachen, beſonders das Franzöſiſche geltend. Am 
meiſten kompliziert aber liegen die Dinge im Handel, in welchem ſich die 
allerverſchiedenſten völkiſchen Elemente, Araber, Griechen, Armenier, Türken, 
Spaniolen und Aſchkenaſiim betätigen.“ Bei Erörterung dieſer Frage 
wachſen ſich die Ausführungen des Verfaſſers zu einer Betrachtung über 
die Gliederung der Berufe nach Nationalitäten im Osmanenreide aus; 
ein Problem, das überaus wichtig, bis jetzt jedoch noch ſehr wenig be⸗ 
rückſichtigt worden iſt, für deſſen künftige Behandlung nun die Mitt⸗ 
wochſchen Darlegungen einen recht wertvollen Beitrag zu bieten vermögen. 
Dem praktiſchen Zweck der geſtellten Aufgabe entſprechend, unterſucht dann 
der Autor die aus dem Sprachengewirr für den Fremden entſtehenden 
Schwierigkeiten und prüft ſchließlich die zu deren Behebung bis jetzt unter⸗ 
nommenen Schritte, die einerſeits auf eine Bevorzugung der türkiſchen 
Sprache im Geſchäftsverkehr, anderſeits auf eine Vereinfachung des 
Alphabets und Vereinheitlichung des Stils hinauslaufen. Aber un⸗ 
geachtet ihrer rein didaktiſchen Tendenz kommt doch in der Arbeit auch 
der reflektierende Gelehrte zu Worte, der den Leſer nach mancherlei Rich⸗ 
tung wertvolle Anregung bietet: ſo wenn es beiſpielsweiſe heißt: „Wir 
ſtehen der merkwürdigen Tatſache gegenüber, daß von Marokko bis an die 
perſiſche Grenze eine andere Sprache geſprochen als geſchrieben wird, und 
daß dieſe geſchriebene Sprache in der geſamten arabiſchen Welt ein und 
dieſelbe, die der klaſſiſchen Literatur, iſt. Eine Zeitung, die in Tanger 
erſcheint, unterſcheidet ſich faſt in nichts von einem Blatt, das in Bag⸗ 
dad gedruckt wird; und ein Brief, der aus dem Sudan ſtammt, nicht von 
einem ſolchen, der in Aleppo geſchrieben iſt, wenn man vom Duktus ab- 
ſieht.“ Damit iſt meines Erachtens die ganze Frage, ob der Iſlam 
wirtſchafts⸗ (oder kultur⸗) feindlich fet, ein für allemal abgetan. Denn 
eine Bewegung, die ein ſolches Reſultat zeitigt, birgt, gewollt oder un⸗ 
gewollt, ſtarke wirtſchafts⸗ (und kultur⸗) fördernde Momente im Schoße. 
Aber anderſeits zeigt ſich darin die ganze Paſſivität des orientaliſchen 
Charakters. Nimmermehr würde ſich eine ſolche Vielheit und Mannig⸗ 
faltigkeit hetervgenſter Elemente fo blindlings, fo willen- und wider⸗ 
ſpruchslos dem Einfluſſe einer Erſcheinung unterworfen haben, wenn ſie 
ihrem innerſten Weſen nach nicht ausgeſprochenermaßen rezeptiver Natur 
geweſen wäre. Auf ſolche allgemeine Betrachtungen läßt ſich freilich der 
Verfaſſer nicht ein; das würde auch der Aufgabe der Arbeit zu wenig 
entſprochen haben. Der ſinnende Leſer aber wird in den Ausführungen 
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eine Fülle von Anregungen finden, die ihm ein vertieftes Eindringen in 
das Seelenleben des Orientalen ermöglichen. Studien in der Art, wie 
fie uns Mittwoch hier bietet, find, weil auf dem Grenzgebiete liegend 
und infolgedeſſen Kenntniſſe nach verſchiedenen Richtungen heiſchend, ſehr 
ſchwierig und daher auch äußerſt ſelten. Ich perſönlich wüßte mich nicht 
zu erinnern, jemals einer ſolchen Arbeit begegnet zu ſein. Um ſo freu⸗ 
diger begrüßte ich den Beitrag, wünſchte aber freilich auch, daß der Ver⸗ 
faſſer ſeine Studie nach der pfychologiſchen Seite weiter ausbaute und 
vertiefte. 

Schließlich ſei noch auf das Unternehmen des Redakteurs des 
Archivs, Hugo Tillmann, verwieſen, der uns eine „Bibliographie“ 
der Wirtſchaftsforſchung des Orients zu geben verſucht (I, 93—131; 
II, 257 — 283; IIIIV, 449— 469). Wer weiß, wie ſchwer es iſt, ſich 
in der ökonomiſchen Literatur des Orients zurechtzufinden, wird dieſe 
Bemühung gewiß loben. Iſt doch im Handwörterbuch der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften nicht einmal eine Abhandlung über das osmaniſche Reich zu 
finden; geſchweige denn eine Literaturangabe darüber. Um ſo mehr er⸗ 
ſcheint Sorgfalt hier am Platze. Da hätte ich's nun gerne geſehen, 
wenn der Verfaſſer ſich nicht mit der Aufzählung von Büchertiteln be⸗ 
gnügt hätte. Ich verrate ja kein Geheimnis, wenn ich ſage, daß von 
den vielen über die Türkei veröffentlichten Büchern die allerwenigſten 
wirklich brauchbare, vor allem Originalarbeiten bilden. Gewöhnlich 
werden aus zehn Büchern elf gemacht. Von beſonderem Übel iſt es, 
daß die veröffentlichten Arbeiten nur zum geringſten Teil der Wiſſen⸗ 
ſchaft dienen, ſehr häufig dagegen ſich als Tendenzſchriften erweiſen. In 
dieſem Wuſt ſich zurechtzufinden, gehört entweder ein geübtes Auge oder 
ein erprobter Führer. Gerade weil die vorliegende Bibliographie das 
Ziel verfolgt, „für die praktiſchen Aufgaben und Ziele der Wirtſchafter 
und Kaufleute im Orient eine zuverläſſige und vollſtändige Literatur⸗ 
beratung“ zu ſein, vermag ich mich mit der Methode der bloßen Nomen⸗ 
klatur nicht zu befreunden. Ein Fehlgriff ſeitens des Leſers kann unter 
Umſtänden abſchreckend wirken und dann mehr ſchaden als nützen. Der 
Hinweis auf Mangel an Raum und Zeit hat gewiß ſeine Berechtigung; 
auch die wertende Charakteriſtik hat, weil fie notwendig ſubjektiv ijt. 
ihre bedenkliche Seite. Aber es wäre ſchon viel getan, wenn hervor⸗ 
gehoben worden wäre, ob eine Arbeit kompilatoriſch, oder eine Original⸗ 
arbeit iſt, ob ſie politiſchen Tendenzen dient, oder wiſſenſchaftlichen Cha⸗ 
rakter trägt. Ich bemerke dies alles, weil, wie der Bearbeiter uns ver⸗ 
ſichert, die vorliegende Bibliographie ſpäter die Grundlage für eine um⸗ 
faſſende Buchausgabe bilden ſoll. Der dankenswerte Fleiß und das 
ehrliche wiſſenſchaftliche Streben des Autors berechtigt uns zu der Hoff: 
nung, daß er uns dann etwas wirklich Brauchbares bieten und tatſächlich 
eine Lücke in der Wirtſchaftsforſchung des Orients ausfüllen wird. 

In meiner Beſprechung ſuchte ich „wohlwollende Neutralität“ zu 
wahren. Nicht bloß, daß ich ſchärfere Kritik zu üben, nach Möglichkeit 
zu vermeiden mich beſtrebt zeigte, auch referierend ließ ich mich von dem 
Wunſche leiten, vor allem die Vorzüge gebührend zu würdigen. Es gibt 
Momente, wo man geneigt iſt, ſchon die Virtualität für die Aktualität 
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zu nehmen. Und dilligerweiſe glaubte ich dies im vorliegenden Falle 
tun zu ſollen. Unſtreitig galt es hier eine Lücke auszufüllen. Mit an⸗ 
erkennenswertem Eifer und recht gutem Erfolge hat das Archiv dieſes zu, 
vollbringen ſich bemüht. Sympathiſch berührt hat es mich, daß die 
Redaktion neben hervorragenden Gelehrten auch eine Schar jüngerer Kräfte 
zur Mitarbeiterſchaft herangezogen hat: ein Beweis, daß ſie der Sache 
zu dienen gewillt iſt. Dem „Einjährigen“ bringt man Vertrauen ent⸗ 
gegen unter Berückſichtigung ſeiner Intelligenz, ſeines guten Willens und 
ſeines Eifers. Ich hoffe, daß, wenn die „zweijährige Dienſtzeit“ herum 
ſein wird, ich dann der Zeitſchrift uneingeſchränkt werde nachrühmen 
können, daß ſie ſich als Pionier der Aufklärung und als Soldat im 
Dienſte des gegenſeitigen Verſtändniſſes zwiſchen Deutſchland und der 
Türkei vollauf bewährt hat. 
Berlin⸗Halenſee Alphons J. Sußgnitzki 
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In den Tagen, da — mitten in den Stürmen des Krieges — die 
Maſſen des preußiſchen Volkes nach erhöhtem politiſchen Einfluß ſtreben, 
werden ganz von ſelbſt die Erinnerungen an den Verfaſſungsſtreit wieder 
lebendig, der in den ſechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts das 
öffentliche Leben des Landes erfüllte und erregte. 

So kam denn Löwenthals ruhige, ſtreng ſachliche Darſtellung der 
Entſtehung, des Verlaufs und der Beilegung des — bisher — letzten 
großen Verfaſſungsſtreites in Preußen eben zur rechten Zeit. Sie be- 
nützt ausſchließlich bereits gedruckte Quellen, beſchränkt ſich — im weſent⸗ 
lichen — auf eine eingehende überſichtliche Schilderung der Ereigniſſe 
und verſucht es dabei gar nicht, ein anſchauliches, lebendiges Bild von den 
Männern zu zeichnen, die damals in vorderſter Linie wirkten und ſtritten, 
den tieferen Gründen nachzugehen, die zu dem Streite führten, die Ur⸗ 
ſachen klarzulegen, die ſeinen Ausgang beſtimmten. Sie kann daher 
vollſte Unbefangenheit bewahren und jede Beeinfluſſung des Leſers ſtreng 
vermeiden. 

Immerhin ſieht man aber auch aus der vorliegenden Darſtellung, 
daß der Streit um die Vergrößerung des Heeres, der Kampf um die 
Wahrung des Budgetrechtes der Volksvertretung nur die Form waren, 
in der das heiße Machtſtreben des neugekräftigten preußiſchen Bürgertums 
nach größerer Geltung rang. „Der Widerſtreit der Machtintereſſen des 
auf Adel und Heer geſtützten Königtums und des wirtſchaftlich erſtarkten 
Bürgertums rief (nach Löwenthal) den offenen Konflikt hervor.“ 
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Dabei wird indeſſen die Rolle arg unterſchätzt, die die konſervativen 
Parteien im Verfaſſungsſtreite ſpielten, wird überſehen, daß nicht ſo ſehr 
das Königtum als vielmehr der Adel den erbittertſten Widerſtand leiſtete. 
Erzählt doch Löwenthal (S. 11) ſelbſt, daß ſich König Wilhelm ſchon 
als Prinz mit der Tatſache der Verfaſſung abgefunden hatte, ja daß 
ihn „perſönliche Kränkungen durch die höfiſche Kamarilla“, ſogar „gegen 
die herrſchenden feudalen und pietiſtiſchen Strömungen“ erbittert hatten. 
Seine erſte Regententat war denn auch die Entlaſſung des ſtreng kon⸗ 
ſervativen Miniſters des Innern v. Weſtphalen, der — bald darauf — 
die Ernennung mehrerer Vorkämpfer der altliberalen Partei zu Miniſtern 
folgte. Erſt den „Einflüſterungen ſeiner militäriſchen Umgebung“ gelang 
es, ihn mit „ängſtlichem Mißtrauen“ gegen alle Neuerungen zu erfüllen 
(S. 20), ihm Beſorgnis vor dem Liberalismus einzuflößen, der im 
Grunde doch nur auf den Umſturz der beſtehenden Ordnung hinarbeite 
(S. 46). Gleichzeitig wurde (namentlich von Roon) die Heeresfrage 
in den Vordergrund gerückt, weil ſie für den Regenten eine Herzensſache 
war, und dieſer daher durch den zu erwartenden Widerſtand der Volls⸗ 
vertretung dem Liberalismus am leichteſten entfremdet werden konnte. 

Tatſächlich beſtimmten, als Friedrich Wilhelm ſtarb, bereits konſer⸗ 
vative Einflüſſe immer ſtärker das Handeln des neuen Königs (S. 47). 
Allein ſelbſt Bismarck mußte gelegentlich den König noch vor „Rückfällen“ 
bewahren. Gefliſſentlich verſchärfte er daher die Gegenſätze, um ſich „als 
Vorkämpfer gegen Parlamentarismus und Revolutionsgefahr“ unentbehrlich 
zu machen und zu verhindern, daß wieder gemäßigte Liberale ans Ruder 
kämen. So kennzeichnete er die Haltung der Fortſchrittspartei anläßlich 
des polniſchen Freiheitskampfes „als bedenkliches Anzeichen der durch 
den Aufſtand neu belebten europäiſchen Umſturzbeſtrebungen“ (S. 158), 
ſo ſuchte er einen Miniſterwechſel als den völligen Zuſammenbruch hin⸗ 
zuſtellen, der den „Sieg des Abgeordnetenhauſes über den Herrſcher, des 
Parlamentarismus über die Krone, den Untergang der monarchiſchen 
Autorität in Preußen herbeiführen müſſe“ (S. 277). 

Es fiel indeſſen dem Adel begreiflicherweiſe ſchließlich niemals ſehr 
ſchwer, den Herrſcher immer wieder für ſich zu gewinnen. Denn Geburt 
und Umgebung, Lebensanſchauung und Erfahrung wieſen den König ſtets 
aufs neue in dieſen Kreis. Allein überdies gelang dem Adel eine 
andere, unerwartete Eroberung. In ſeinem Kampfe gegen das Bürgertum 
fand er bald auch die von Laſſalle geführte Arbeiterſchaft auf feiner 
Seite. Leider ſcheint Löwenthal auch dieſe Tatſache ſehr zu unterſchätzen. 
Jedenfalls behandelt er das Auftreten Laſſalles (S. 199 ff.) nur auf⸗ 
fallend flüchtig. Und doch hätte der Verfaſſungsſtreit vermutlich ganz 
anders geendet, wären den Führern des Bürgertums die „Arbeiterfäuſte“ 
zur Verfügung geſtanden, hätten die „Arbeiterbataillone“ an der Seite 
des Bürgertums gefochten. 

Daß es dazu nicht kam, hatte mannigfache Gründe. Zunächſt 
ſtanden die Arbeiter in ihrer Auffaſſung von den Aufgaben des Staates 
dem Adel weit näher als dem Bürgertum. Denn Adel und Arbeiter⸗ 
ſchaft erwarteten die Verwirklichung ihrer (wenngleich ſehr weit aus⸗ 
einanderliegenden) Ideale beide vom Staate, während das liberale Bürger⸗ 
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tum der ſtaatlichen Gewalt nur ſehr geringen Spielraum zuerkennen 
wollte. Überdies beſtanden zwiſchen dem grundbeſitzenden Landadel und 
der gewerblichen Arbeiterſchaft (die zunächſt allein für die Bewegung in 
Frage kam) ſelten unmittelbare wirtſchaftliche und ſoziale Beziehungen, 
ſo daß Reibungen, wie ſie zwiſchen den bürgerlichen Großgewerbe⸗ 
treibenden und ihren Arbeitern unvermeidlich waren, nicht zu befürchten 
ſtanden. Im Kampfe gegen die „Begünſtigung und ausſchließliche Herr⸗ 
ſchaft des Geldkapitals“, gegen das „Preisgeben des Handwerks an die 
Irrlehren und Wucherkünſte der Zeit“ (wie ihn der fonfervative preußiſche 
Volksverein zu führen gedachte) konnten ſich vielmehr Adel und Arbeiter 
ſehr wohl finden. Selbſt die Erfüllung der wichtigſten politiſchen For⸗ 
derung der Arbeiterſchaft: die Einführung des allgemeinen gleichen und 
direkten Wahlrechts konnte den Konſervativen (auch abgeſehen von den 
national⸗politiſchen Vorteilen, die es verhieß) nur willkommen ſein, zu⸗ 
mal fie damals mit dem geltenden Dreiklaſſen⸗Wahlrechte die denkbar 
ſchlechteſten Erfahrungen gemacht hatten. 

So nahm denn die konſervative Regierung (wie auch Löwenthal 
S. 199 hervorhebt) entſchieden für die ſchleſiſchen Weber — die inſolge 
der Baumwollkriſe in jenen Tagen in bittere Not geraten waren — 
und gegen die (meiſt der Fortſchrittspartei angehörenden) Fabrikanten 
Stellung; ſo erklärte ſelbſt der Mainzer Biſchof Ketteler unter dem Vor⸗ 
behalte, daß „religiöſe und moraliſche Tendenzen mitwirken müſſen“ 
(wenngleich zunächſt ohne ſeinen Namen zu nennen), ſeine Zuſtimmung 
zu den Plänen Laſſalles. 

Noch nachhaltiger faſt als dieſe ſachlichen und politiſchen Umſtände 
wirkten indeſſen rein perſönliche Gründe für die Annäherung der Arbeiter⸗ 
ſchaft an die Konſervativen. Der Einfluß, den Bismarcks überragende 
Perſönlichkeit auf den beweglichen Geiſt Laſſalles übte, überwand manche 
ſonſt kaum überbrückbare Schwierigkeit. Er begeiſterte den für alles 
Große leicht empfänglichen Führer der Arbeiterſchaft — mitten im hef⸗ 
tigſten Streite zwiſchen Bismarck und der Fortſchrittspartei — zu dem 
offenen Geſtändniſſe: „Und wenn wir Flintenſchüſſe mit Herrn v. Bismarck 
wechſelten, ſo würde die Gerechtigkeit erfordern einzugeſtehen: Er iſt ein 
Mann, jene aber ſind — alte Weiber.“ Und ebenſo erkannte Bismarck 
noch 15 Jahre ſpäter gerne an: „Laſſalle war einer der geiſtreichſten 
und liebenswürdigſten Menſchen, mit denen ich je verkehrt habe, e in 
Mann, der ehrgeizig im großem Stile war ... Unſere Unterredungen 
haben ſtundenlag gedauert, und ich habe immer bedauert, wenn ſie be⸗ 
endet waren.“ 

So ſtanden die Konſervativen unter Bismarcks ſiegesgewiſſer Führung 
nicht nur beim Könige in großer Gunſt, genoſſen nicht nur die Unter⸗ 
ſtützung der Kirche, hielten nicht nur die wichtigſten Stellen im Heer, in 
der Diplomatie und in der Veewaltung beſetzt, herrſchten nicht nur un⸗ 
umſchränkt im preußiſchen Herrenhauſe, geboten nicht nur über die Maſſen 
der durchweg monarchiſch geſinnten ländlichen Bevölkerung, ſondern fanden 
gerade in den Tagen des ſchärfſten Kampfes auch die Arbeiterſcharen 
geſchloſſen hinter ſich. 

Das Bürgertum aber verfügte „weder über die Bajonette noch über 
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die Fäuſte noch über Genialität.“ Selbſt das Geld, das es in Händen 
hatte, war ihm kein Machtmittel im Kampfe gegen die Regierung, weil 
die Staatsfinanzen (wie Löwenthal beſonders eingehend darlegt) in ſolch 
günſtiger Verfaſſung waren, das die Regierung keiner Anleihen bedurfte 
(S. 219 und 230). Nur die freiheitlichen Ideen, für die das Bürgertum 
focht, konnten ihm daher Anhänger werben. Auch deren Zugkraft aber 
mußte bei den Maſſen des Volkes ſchnell verſagen, ſeit die auswärtige 
Politik Bismarcks Preußen von Erfolg zu Erfolg verhalf. Das Bügertum 
ſelbſt verließ nun in hellen Haufen die Fahne, unter der es geſtritten 
hatte. Der unerhörte Aufſchwung der preußiſchen Volkswirtſchaft (den 
Löwenthal erwähnt, ohne ihn aber mit Zahlen zu belegen) hatte es reich 
und ſatt gemacht und es immer mehr dem konſervativen Ideenkreiſe 
genähert. Denn wichtiger als der Kampf für Freiheits- und Verfaſſungs⸗ 
fragen erſchien den um ihren neuerworbenen Beſitz bangenden Bürgern 
nun die Abwehr der anſtürmenden Maſſen des vierten Standes, die 
Sicherung weiteren wirtſchaftlichen Gedeihens. 

So blieb denn ſchließlich auch die chriſtlich⸗konſervative Weltanſchauung 
der herrſchenden Stände Siegerin über die glaubenslos⸗fortſchrittliche des 
Bürgertums. Der „nicht nur in Preußen, ſondern in ganz Europa 
entbrannte Kampf gegen alle göttliche und weltliche Autorität“, der 
„Kampf des Antichriſt gegen das Chriſtentum“ war zugunſten der „Alt 
geſinnten“ entſchieden. 

Im Grunde genommen hatte ja auch die Politik des Bürgertums 
(wie Löwenthal S. 49 zutreffend hervorhebt) von allem Anfang an 
einem inneren Widerſpruch gelitten. Einerſeits ſtrebte es (ſchon aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen) nach Errichtung eines kraftvollen deutſchen National 
ſtaates unter preußiſcher Führung (S. 14 ff.) und billigte daher (im 
Gegenſatze zu den Konſervativen) Bismarcks auswärtige Politik, namentlich 
auch ſeine Politik Oſterreich gegenüber (S. 155). Anderſeits ſchwächte 
es das Land durch ſtete innere Zwiſtigkeiten und kämpfte ſogar gegen 
die Aufſtellung eines ſtarken ſtehenden Heeres, die Vorausſetzung jeder 
Machtpolitik, weil damit gleichzeitig auch dem Königtum und den 
herrſchenden Ständen eine mächtige Stütze geſchaffen wurde. Ebenſo 
wünſchte es zwar, die auswärtigen Handesbeziehungen zu vermehren und 
freute ſich daher Bismarcks tatkräftiger Handelspolitik (S. 84), ſuchte 
aber die Verſtärkung der Handelsflotte zu vereiteln, weil es der konſer⸗ 
vativen Regierung die hierzu erforderlichen Geldmittel nicht zur Verfügung 
ſtellen wollte (S. 127). 

Lange ließ ſich dieſer innere Zwieſpalt nicht überbrücken. Bald 
trat vielmehr die mit ſchwungvollen Reden ſchlecht verdeckte Ohnmacht 
des Bürgertums klar zutage. Nun mußte es büßen, daß es das ge⸗ 
ſchichtlich Gewordene, auf tatſächlichen Machtverhältniſſen feſt Gegründete 
ebenſo unterſchätzt hatte wie die Klaſſengegenſätze, die es von den Maſſen 
trennten, nun mußte es zuſehen, wie ein Größerer mit tauglichen Mitteln 
die Ziele erreichte, die es ſich felbft geſteckt hatte, und die es mit feinen 
ſchwachen Kräften und ſeiner Verſtändnisloſigkeit gegenüber den Erforder⸗ 
niſſen einer Machtpolitik nie hätte erreichen können. 

Wieder einmal hatte es ſich gezeigt, daß die Ideen, die die Zeit 
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bewegen, ſich nur durch die Kraft einer mächtigen Perſönlichkeit durch⸗ 
ſetzen können, die ihnen den richtigen Weg zu ihrer Verwirklichung weiſt, 
ihnen dann aber auch das Gepräge ihres Geiſtes verleiht. In dieſem 
Sinne machen zu allen Zeiten die großen Männer die Geſchichte. Und 
ſo gelang denn auch die deutſche Einheit nicht — wie das liberale 
Bürgertum es hoffte — durch „moraliſche Eroberung“ der deutſchen Mittel⸗ 
und Kleinſtaaten, ſondern — wie Bismarck es vorausſah — durch Blut 
und Eiſen. Deswegen herrſchten dann in dem geeinten Deutſchland 
auch nicht die Ideen der Fortſchrittsleute, ſondern der alles bezwingende 
Geiſt Bismarcks. 

Ob Löwenthal dies erkannt hat, kann aus ſeiner Darſtellung, die 
(wie erwähnt) im weſentlichen nur Tatſächliches berückſichtigt, nicht hervor⸗ 
gehen. Doch reden die Ereigniſſe allein, die er anſchaulich ſchildert, eine 
vernehmliche Sprache. Nur dürfte der unverhältnismäßig hohe Preis 
ſeines Buches deſſen Verbreitung leider ſehr hinderlich ſein, ſo daß die 
beherzigenswerten Lehren, die es vermitteln könnte, vermutlich nicht in 
allzuweite Kreiſe werden dringen können. 


Vogts wertvolle Darſtellung der heſſiſchen Politik in der Zeit der 
Reichsgründung hat dies nicht zu fürchten. Denn ſie ſchöpft nicht nur 
aus vielen ergiebigen, bisher unerſchloſſenen Quellen, ſondern beleuchtet 
die bedeutungsvollen Ereigniſſe, die der Reichsgründung vorangingen, 
auch aus völlig neuen Geſichtspunkten. War man bisher gewohnt, die 
Dinge faſt ausſchließlich mit den preußiſchen Augen Sybels oder mit 
den öſterreichiſchen Friedjiungs oder gar mit den magyariſchen Wert⸗ 
heimers zu ſchauen, fo erbffnet Vogts aufſchlußreiches Werk nun hoch⸗ 
willkommene, tiefe Einblicke in die Gedankengänge der damaligen (durch⸗ 
aus ſelbſtändigen) Politik der deutſchen Mittelſtaaten ſowie in das Tun 
der öſterreichiſchen Staatsmänner jener Tage. 

Denn Vogt konnte für ſeine Arbeit 11 vielen gedruckten Quellen 
(namentlich den ſeit 1910 vom franzöſiſchen Miniſterium des Außern 
herausgegebenen „Les Origines diplomatiques de la guerre 1870— 1871“) 
auch den reichhaltigen Briefwechſel und viele Aufzeichnungen Heinrich von 
Gagerns (des heſſiſchen Geſandten in Wien), Tagebücher und Briefe des 
heſſiſchen Staatsminiſters von Dalwigh, einen Briefwechſel des Prinzen 
Emil von Heſſen mit dem heſſiſchen Staatsmanne von Drachenfels ſowie 
wichtige Briefe des badiſchen Geſandten von Edelsheim benutzen, ſo daß 
er ein ganz vorzügliches Bild der heſſiſchen Politik in den großen Tagen 
der deutſchen Geſchichte vor 1871 entwerfen konnte. Namentlich Dalwighs 
vornehme, zielſichere, von „unerſchütterlicher Treue und Anhänglichkeit⸗ 
an ſeinen Landesherrn erfüllte Perſönlichkeit tritt greifbar hervor. Seine 
innere Politik (die ſich im weſentlichen auf die „Mächte der Autorität“ 
ſtützte) wird dabei (S. 4 ff.) nur ſo weit berührt, als es zum Verſtändnis 
der Eigenart dieſes Staatsmannes unumgänglich erforderlich iſt. Um ſo 
genauer wird der Weg verfolgt, den Dalwigh in ſeiner auswärtigen 
Politik ging. 

Sein Ziel lag klar zutage. Er wollte Heſſen in ſeinem Beſtande 
und in ſeiner Selbſtändigkeit erhalten und — womöglich — einſt die 
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beiden Heſſen (unter der Darmſtädter Linie vereinigt) in die Reihe der 
Königreiche aufſteigen ſehen (S. 5). Sollte dieſes Ziel erreicht werden, 
ſo mußte aber „der heſſiſche Löwe vor allem vor den Fängen des 
preußiſchen Adlers gerettet“ (S. 6), der Zuſammenſchluß des außeröſter⸗ 
reichiſchen Deutſchland zu einem Großpreußen vereitelt werden (S. 125). 
Daher ſah Dalwigh auch „im Norddeutſchen Bunde keine Garantie für 
Deutſchlands Zukunft, in den preußiſchen Kaſernen keine Zukunft für 
deutſche Freiheit und bei der preußiſchen Regierung keine Spur von deutſcher 
Geſinnung“ (S. 136). Noch nach Königgrätz wollte er vielmehr „die 
Hoffnung auf ein Wiederaufrichten der ſchwarzrotgoldenen Fahne nicht 
aufgeben“ (S. 125), noch 1870 hielt er den Sieg Frankreichs für wahr⸗ 
ſcheinlich und hoffte, daß (nach einigen Erfolgen Napoleons) Oſterreichs 
Eingreifen feine treuen Freunde, die wahrhaft deutſchgefinnten Mittel⸗ 
ſtaaten in integrum reſtituieren werde“ (S. 190). 

Oſterreich hatte ihm ja von allem Anfang an als natürlicher Bundes⸗ 
genoſſe erſcheinen müſſen. Denn eine Schädigung der heſſiſchen Selb⸗ 
ſtändigkeit war von ihm nicht zu befürchten, und wenn es ſich ſonſt 
irgendwie in die inneren Verhältniſſe eines deutſchen Staates eingemiſcht 
hatte, war es zumeiſt als ein Hort der Staatsmacht und ein Feind der 
Volksmündigkeit aufgetreten, ganz in dem Sinne, in welchem Dalwigh 
die Regierung leitete" (S. 57). Allein Rechberg, der ſeit 1859 Oſter⸗ 
reichs auswärtige Angelegenheiten führte, vertrat bekanntlich den Herren⸗ 
ſtandpunkt der beiden deutſchen Großmächte im Bunde und erſtrebte daher 
eine „Verſtändigung mit Preußen und gemeinſame Beherrſchung des 
dritten Deutſchlands durch die beiden deutſchen Großmächte“ (S. 10). 
Ebenſo wurde bei Kaiſer Franz Joſef eine „beängſtigende Sympathie“ 
für „das feſte und ſichere Weſen Bismarcks beobachtet“ (S. 44). Jeden⸗ 
falls glaubte der Kaiſer — gewiß mit Recht —, daß bei den Mittel⸗ 
ſtaaten wegen „ihrer Zerriſſenheit und Machtloſigkeit“ ein Bündnis teils 
nicht zu haben ſei, teils „für praktiſche Politik keine genügenden Reſſurcen“ 
biete (S. 45). Auch nach Königgrätz war die Hoffnung gering, daß 
Oſterreich den Kampf um die Vorherrſchaft in abſehbarer Zeit nochmals 
aufnehmen werde (S. 145). Tatſächlich griff es, als dann die Ent⸗ 
ſcheidung kam, nicht ein. Wohl nicht nur, weil es — wie Vogt meint — 
„wieder einmal nicht bereit war“, ſondern weil man auch auf die Deut⸗ 
{den Oſterreichs Rückſicht nehmen mußte und — was das Wichtigſte war — 
weil Kaiſer Franz Joſef als „deutſcher Fürſt“ einem zweiten Bruderkrieg 
innerlich nicht gewogen ſein konnte. Zudem war ihm immer die Ver⸗ 
antwortung ſeinen Völkern gegenüber in erſter Linie geſtanden, hatte es 
ihm immer widerſtrebt, ſich ohne Zwang in einen Krieg einzulaſſen. 
„Vor allem will ich den Frieden (meinte er darum in den Tagen der 
größten Spannung zu dem Abgeſandten Napoleons), um den Krieg zu 
zu beginnen, muß ich dazu gezwungen ſein.“ 

Ebenſo wie Oſterreich ſtand im entſcheidenden Augenblicke aber auch 
Rußland abſeits. Wohl war Zar Alexander mit dem heſſiſchen Hofe 
verſchwägert und ihm in herzlichſter Freundſchaft verbunden (S. 7). 
Allein als es ſich — nach Königgrätz — darum handelte, Heſſen bei 
ſeinen Verhandlungen mit Preußen zu unterſtützen, wies gleichwohl der 
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ruſſiſche Geſandte in Wien „auf den ungünſtigen Stand der ruſſiſchen 
Finanzen und die inneren Verlegenheiten des Reiches“ hin, die „Ruß⸗ 
lands Energie in der deutſchen Politik hemmten“ (S. 107). Auch 
ſpäter fruchtete es wenig, daß Dalwigh den Zaren „auf die Gefahren 
aufmerkſam machte, die den ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen aus dem Heran⸗ 
wachſen Preußens zu einer wirklichen Großmacht drohten“ (S. 177). 
Die Familienbande, die Alexander II. auch mit dem preußiſchen Königs⸗ 
hauſe verknüpften, ſowie die franzoſenfeindlichen Gefühle des Zaren er⸗ 
wieſen ſich ſtärker als Dalwighs Erwägungen. 

England endlich zeigte ſich damals Preußen — als dem anſcheinend 
ſchwächeren Staate — noch wohl gewogen. Es hatte Oſterreich ſogar 
vorgeſchlagen, „Preußen in den deutſchen Angelegenheiten freie Hand zu 
laſſen und dagegen deſſen Unterſtützung in der orientaliſchen Frage zu 
bedingen“ (S. 186). Erſt nach den preußiſchen Erfolgen erklärte der 
engliſche Geſandte in Darmſtadt „mit einer gewiſſen Bitterkeit“, „Eng⸗ 
land erwarte, daß Deutſchland und Preußen nicht auf Eroberung aus⸗ 
gingen. Man würde vielmehr beſſer tun, Dänemark herauszugeben, was 
demſelben gebühre“ (S. 193). 

Nun war es jedoch zu ſpät. Frankreich war unterlegen und damit 
Dalwighs letzte Hoffnung geſchwunden. Vergeblich hatte er ſich „von 
den Anfängen des zweiten Kaiſerreiches an eifrig um die Gunſt Na⸗ 
poleons bemüht“ (S. 7), vergebens ſchließlich Frankreich ſogar zum Kriege 
gedrängt, bevor Preußen ſich auch noch Süddeutſchland angegliedert hätte 
(S. 177). Als trotzdem Frankreich befiegt war, mußte ſich Heſſen „end⸗ 
gültig und völlig“ der Führerſchaft Preußens unterwerfen. Schon nach 
der Schlacht bei Gravelotte hatte Dalwigh Gagern mitteilen müſſen: 
„Ich habe den Preußen offen geſagt, daß, wenn König Wilhelm das 
Elſaß und Lothringen als Mitgift bringe ich der erſte fein würde, ihm 
als deutſchen Kaiſer zu huldigen und das Jahr 1866 zu vergeſſen“ 
(S. 192). Nach Sedan ſchrieb er dann ſchmerzlicher Entſagung voll: 
„Wir weichen einer unabwendbaren Notwendigkeit; Graf Beuſt wird 
unſere Lage würdigen und uns das Zeugnis nicht verſagen, daß wir die 
Breſche verteidigt haben, bis wir uns zur Rechten und Linken verlaſſeu 
ſehen“ (S. 195). 

Nur ein Gedanke, den Dalwigh ſtets vertreten hatte, blieb ſchließlich 
doch noch ſiegreich. Er hatte ihn ſchon Ende 1866 ausgeſprochen, als 
er es als „patriotiſche Pflicht“ erklärte, „dahin zu wirken, daß auf dem 
gegebenen Boden nach und nach ein ſtarkes, einiges Deutſchland aufgebaut 
werde, deſſen Aufgabe es ſein muß, eine innige Allianz mit Oſterreich zu 
erſtreben, wenn einmal die jetzt noch heftigen Leidenſchaften ſich abgekühlt 
haben werden (S. 129). Auch Vogt nimmt am Ende ſeiner (wie 
erſichtlich durchaus ſeſſelnden) Arbeit dieſen Gedanken auf, indem er die 
Fragen erörtert, ob Deutſchland ohne Oſterreich ſtark genug fei, ſich unter 
den Weltmächten zu behaupten, und ob anderſeits die Deutſchen in 
Oſterreich ohne den Rückhalt an Kleindeutſchland dem andringenden 
Slawentume ſtand zu halten vermöchten, ob daher mit der Trennung 
nicht die große mitteleuropäiſche Stellung des Deutſchtums verloren 
gehen könne. Nun hat der Weltkrieg dieſe Fragen in erfreulichſter Weiſe 
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beantwortet. Denn er bewies, daß alle Bedenken in nichts zerftoben, weil, 
was nach außen hin Trennung ſchien, der inneren Einheit gedient hatte. 
Graz Julius Bunzel 


Schwinkowski, W.: Die Reichsmünzreformbeſtrebungen 
in den Jahren 1665 — 1670 und der Vertrag zu Zinna 
1667. Mit beſonderer Berückſichtigung der oberſächſiſchen Münz⸗ 
und Geldgeſchichte. (Separatabdruck aus der u drift für 
Sozial: und Wirt] 3 chichte XIV.) Berlin 1916, W. Kohl⸗ 
hammer. 80. 87 S 


Die Schwierigkeiten einer Bearbeitung der deutſchen Münzgeſchichte 
des 17. Jahrhunderts liegen beſonders in dem In⸗ und Durcheinander⸗ 
greifen der Reichs- und territorialen Münzverwaltung. Im 16. „Jahr: 
hundert hatte das Reichsmünzweſen noch eine bedeutende Rolle geſpielt, 
eine der wichtigſten und langlebigſten Weltmünzen geſchaffen. Im 18. 
dagegen hat der Münzhiſtoriker mit dem Reichs münzweſen nur noch 
wenig zu tun. Dazwiſchen ins 17. Jahrhundert fällt der Kampf der 
Reichsmünzverwaltung mit der territorialen: die Kriſis dieſes Kampfes 
im Jahre 1667 bezeichnet den Sieg der Territorien, den Sieg der Land⸗ 
münzen über die Reichsmünzen. Die völlige Emanzipation vom Reiche 
ſetzte freilich erſt Friedrich d. Gr. durch. 

Das Buch Schwinkowskis bedeutet in der Aufklärung jener ver⸗ 
wickelten Verhältniſſe einen bedeutenden Fortſchritt. Der Verfaſſer iſt 
nicht davor zurückgeſchreckt, die Akten eingehend zu durchforſchen, ſein 
Augenmerk nicht weniger auf das Münzweſen als auf die Geldwirtſchaft 
richtend. Dazu verfügt er über die Fähigkeit, dieſe ſchwierige Materie 
mit der Klarheit zu behandeln, ohne die ein Verſtändnis kaum 
möglich iſt. 

Von der größten Wichtigkeit für das neuere deutſche Münzweſen find 
die drei norddeutſchen Länder Kurſachſen, Brandenburg und die Braun⸗ 
ſchweig⸗ Lüneburger Gruppe geweſen, die in mehr oder weniger enger 
Verbindung mit den großen Handelsmächten oder als Beſitzer von 
Silbergruben Süddeutſchland gegenüberſtanden, wo die drei Kreiſe 
Franken, Schwaben und Bayern , ‚mit mehr gutem Willen als Erfolg, 
mit mehr Worten als Taten“ die Wiederherſtellung der Reichsmünz⸗ 
ordnung von 1559 erſtrebten. 

An ihren höchſt ſchwerfälligen Arbeiten und an denen des Reichs⸗ 
tages nahmen die norddeutſchen Fürſten außer dem Kurfürſten von Sachſen 
nur wenig teil. Es handelte ſich dabei ſeit 1660 um Beſeitigung des 
öſterreichiſchen und ſchleſiſchen Kreuzergeldes (15 und 3 Kr.), das be⸗ 
ſonders der Kaiſer im Türkenkriege geſchlagen hatte — man ſprach von 
50 Mill. Gulden —, dann um die ebenſo zu beſeitigenden Maſſen 
ſchlechter, beſonders polniſcher Scheidemünzen, drittens um die richtige 
Bewertung der fremden Taler, endlich um die Herabbringung des hohen 
Preiſes für das Silber. Die ergebnisloſen Verhandlungen darüber 
zwiſchen den drei Oberkreiſen, dem Reichstage, dem Kaiſer und Kur⸗ 
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ſachſen wolle man in dem Buche ſelbſt und in dem 1. Münzbande 
der Acta Borussica nachleſen. N 

Die um 1666 ins Stocken geratenen Verhandlungen brachte der 
bekannte Zinnaiſche Münzvertrag des folgenden Jahres wieder in Gang. 
Kurſachſen war, wie Schwinkowski zeigt, bis in die ſechziger Jahre eine 
der feſteſten Stützen der Reichsmünzordnung geweſen, ſtellte es doch 
zwei Drittel der im oberſächſiſchen Kreiſe bis 1680 geprägten Reichs⸗ 
münzen her, während Brandenburg darin ſelbſt hinter den „mit Berg⸗ 
werken geſegneten“ Grafſchaften Hohnſtein und Stolberg zurückſtand. 
Schon im erſten Viertel des 16. Jahrhunderts hatte ja Brandenburg 
die Prägung nach ſchwererem Fuße nur unter der Bedingung zugeſagt, 
daß ihm von Sachſen Silber zu billigem Preiſe geliefert würde. 

Wenn aber nun das erzgebirgifche und Harzer Silber weiter in 
reichhaltige Sorten vermünzt wurde, dieſe aber, kaum ausgegeben, von 
anderen Staaten in geringere umgemünzt wurden, wie lange ſollte das 
dann weitergehen? Wollten die deutſchen bergwerkloſen Länder Geld 
haben, ſo mußten ſie die Reichstaler einſchmelzen, die ſonſt über Ham⸗ 
burg und Amſterdam auswanderten; ganz zu ſchweigen von den Scheide⸗ 
münzen, die nach Reichsfuß zu prägen viel zu teuer war, ſo daß ſich 
Sachſen ganz auf fremde angewieſen ſah. 

Ebenſo erfolglos wie die Beſtrebungen Süddeutſchlands waren alſo 
die Kurſachſens, den Reichsmünzfuß am Leben zu erhalten; ſtellten doch 
die Leipziger Kaufleute vor, daß die fremden Händler ganz gern die 
fremden Taler in dem von der Regierung verfügten niedrigeren Werte 
nehmen, ſie dazu aber niemals geben, ſondern ſie im alten hohen Werte 
im Auslande anbringen würden, ſo daß man alſo auch dieſe guten 
Handelsmünzen verlieren müſſe. Auch die öſterreichiſchen und ſchleſiſchen 
15⸗Kreuzer, die polniſchen und ſchleſiſchen Scheidemünzen konnten in 
Ermangelung eigenen Geldes nicht verbannt werden. 

So mußten denn Sachſen und die Lüneburger Herzöge, wenn ſie 
nicht weiter ihr in Taler vermünztes Bergſilber in fremde Münztiegel 
wandern ſehen wollten, dem Vorſchlage Brandenburgs zuſtimmen und 
einen billigeren Fuß, einen Taler, der ſtatt 25,98 nur 22,27 g Fein⸗ 
ſilber hielt, einführen, was 1667 in Zinna und in den folgenden Jahren 
geordnet wurde. 

Dies der kurze Inhalt der dankenswerten Schrift. In nur wenigen 
Punkten bin ich anderer Meinung als der Verfaſſer. Auf S. 3 ſagt 
Schwinkowski, das eigentliche Charakteriſtikum der Kipperzeit ſeien die 
großen Stücke von 12 Kreuzer aufwärts geweſen. Dieſe waren aber 
doch nur eine Eigentümlichkeit Sachſens und Thüringens, das Charakte⸗ 
riſtikum der Kipperzeit waren die Schreckenberger (12 Xr.) und Groſchen. — 
Daß dem Großen Kurfürſten „jeder Refpelt vor der Reichsverfaſſung 
fehlte“ (S. 30), möchte ich doch nicht ſagen; auf Friedrich d. Gr. an⸗ 
gewendet, wäre die Behauptung richtig. — Die ſich auf Wuttkes Pro⸗ 
bationsregiſter ſtützende Angabe, daß 1661—1667 in Berlin wenig 
Goldmünzen und Taler geprägt worden ſeien (S. 54), trifft in ſolchem 
Maße nicht zu; die Probationsregiſter ſind unvollſtändig. — Das 
brandenburgiſche Edikt vom 15. September 1660, das die Landmünze 
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auf die Hälfte des Nennwertes ſetzte, iſt Schwinkowski entgangen 
(S. 53). — Ich halte die 15⸗Kreuzer (4 Ggr.) für eine Landmünze, 
keine Scheidemünze (S. 61), obgleich ſie wie auch die Dritteltaler in 
den Akten oft ſo genannt werden. Bei dem Anhange über „Landmünzen“ 
(S. 39, 40) würde die Heranziehung von Schmollers Aufſatz über die 
Scheidemünzpolitik in unſerem Jahrbuche XXIV (1900), S. 1247 ff. gute 
Dienſte geleiſtet haben. 
Berlin F. Frhr. v. Schrötter 


Paſſow, Richard: Staatliche Elektrizitätswerke in 
Deutſchland. (Beiträge zur Lehre von den induſtriellen, Handels⸗ 
und Verkehrsunternehmungen. In Verbindung mit dem Staatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Seminar der Univerſität Kiel herausgegeben von Richard 
Paſſow. Heft 1.) Jena 1916, Guſtav Fiſcher. 8°. Vu. 77 S. 
Preis 2 Mk. 


Schiff, Emil: Staatliche Regelung der Elektrizitätswirt⸗ 
ſchaft. Tübingen 1916, Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 
80. 28 S. Preis 60 Pf. 


Am 26. Oktober des vorigen Jahres iſt in Sachſen durch Beſchluß 
der beiden Kammern die Verſtaatlichung der Elektrizitätsverſorgung Geſetz 
geworden. Nach der Mitteilung, die in Preußen jüngſt der Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten im Haushaltausſchuß des Abgeordnetenhauſes gemacht 
hat, wird auch hier erwogen, ob der Staat nicht die Verſorgung des 
Landes mit elektriſcher Kraft ſelbſt zu ſeiner Aufgabe machen ſoll, vor 
allem im Intreſſe derjenigen Landesteile, in denen die Entwicklung und 
Verwendung der Elektrizität im Rückſtande iſt. In der Tat ſpricht für 
eine Verſtaatlichung der Elektrizitätserzeugung vieles: Geſichtspunkte öko⸗ 
nomiſcher Art (Vorzüge des zentraliſierten Großbetriebs, Gewinnung von 
Nebenprodukten), ebenſo ſozialer und produktionspolitiſcher; endlich auch 
die Möglichkeit einer Stärkung der Finanzen. Demgegenüber wehrt ſich 
nicht nur die Privatinduſtrie, ſondern vor allem auch die Stadt und der 
Kreis gegen dieſe Entziehung einer Betätigung, die für ſie beſonders in 
finanzieller Beziehung oft von großer Bedeutung war; auch iſt die Frage 
des Verhältniſſes eines Staatsmonopols zu bereits beſtehenden kleineren 
Elektrizitätswerken eine recht dornige. Die Frage der Unternehmungs form 
wird alſo auf dieſem Gebiete, wenn nicht alle Zeichen trügen, demnächſt 
ſtark praktiſches Intereſſe gewinnen. Unter dieſen Umſtänden iſt das 
neue Werk von Paſſow, das eine Fortſetzung zu ſeiner Behandlung der 
gemiſchten und öffentlichen Unternehmungen auf dem Gebiete der 
Elektrizitätsverſorgung darſtellt, ſehr dankenswert. Es iſt zugleich das 
erſte einer neuen Sammlung, in der die großen Unternehmungen der 
verſchiedenen Zweige des Wirtſchaftslebens und die damit in Beziehung 
ſtehenden Probleme monographiſch unterſucht werden ſollen. Das Werk 
iſt Materialſammlung; es behandelt die Betätigung der größeren deutſchen 
Staaten (Bayern, Baden, Preußen, Sachſen) bezüglich der Elektrizitäts⸗ 
verſorgung, wobei insbeſondere auch die parlamentariſchen Schickſale der 
einzelnen Vorlagen dargeſtellt werden. 
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Anderen Charakters iſt die Schrift von Schiff, in der er ſeinen 
ſchon in einer Reihe vorangegangener Unterſuchungen eingehend begründe⸗ 
ten Standpunkt bündig vorträgt. Bei einem Überblick über die jetzige 
Art der Elektrizitätsverſorgung durch die verſchiedenſten Stellen findet er 
das Bild nicht befriedigend; um ſie geſünder zu geſtalten, ſei es un⸗ 
erläßlich, daß wenigſtens die künftigen Eingriffe der öffentlichen Kräfte 
planmäßig und einheitlich vollzogen würden. Nach ihm wäre der er⸗ 
wünſchteſte Träger das Reich, aus techniſchen, finanziellen und politiſchen 
Gründen; die Maßnahmen der Bundesſtaaten und der Selbſtverwaltungs⸗ 
körper ſchüfen leider Tatſachen, die ein ſpäteres Eingreifen des Reichs 
ſehr erſchwerten. Noch größere Gefahren ſieht er in der außerordentlichen 
Machtſtellung des elektrotechniſchen Unternehmertums, wobei er den Krebs⸗ 
ſchaden in der Schaffung zahlloſer kleiner Elektrizitätswerke zum Nutzen 
gemeindlicher Kirchturmspolitik und zur Bereicherung jenes Großunternehmer⸗ 
tums findet. Die Nachteile der Unternehmungspolitik dieſer wenigen 
Monopolfirmen find der eigentliche Gegenſtand ſeiner Betrachtung; er 
behauptet ihre Vorherrſchaft auch in den gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmungen. Was er hier kritiſch vorbringt, iſt hoͤchſt beachtenswert. 
Dieſes Unternehmertum fürchtet er aber auch in ſeiner von dieſem ſelbſt 
vorgeſchlagenen Mitwirkung bei der Übernahme der Elektrizitätswirtſchaft 
durch den Staat, und zwar war dieſe Ablehnung ſchon vor den bekannten 
Klingenbergſchen Vorſchlägen formuliert. Auch hier wieder iſt der kritiſche 
Teil beſonderer Beachtung wert. 

Bonn a. Rh. | W. Wygodzinski 


Tönnies, Ferdinand: Die Niederländiſche Überfee-Truft- 
Geſellſchaft (Nederlandsche Overzee Trust Maatschappij). 
(Kriegswirtſchaftliche Unterſuchungen aus dem Inſtitut für Seeverkehr 
und Weltwirtſchaft an der Univerfität Kiel, herausgegeben von Prof. 
Dr. Bernhard Harms, 12. Heft). Jena 1916, Guſtav Fiſcher. 
8° III und 34 S. Geh. 60 Pf. 


Zu den intereſſanteſten Erſcheinungen der modernen Kriegswirtſchaft 
gehören die Zwangsſyndikate, die eine Reihe neutraler Staaten unter 
dem Druck Englands begründen mußte. England hat in dieſem Kriege 
nach dem Grundſatz gehandelt: „Wer nicht mit mir iſt, der iſt wider 
mich“, und infolgedeſſen ſtellte es die Neutralen vor die Alternative, 
entweder widerſpruchslos ſich dem britiſchen Willen zu beugen oder aber 
durch Hunger und fonftige Zwangsmittel moderner Wirtſchaftsdiktatur zur 
Nachgiebigkeit gezwungen zu werden (Griechenland!). 

Unter dem Vorwand, daß die neutralen Staaten Deutſchland indirekt 
mit Lebensmitteln verſorgen und dadurch die militäriſchen Pläne Englands 
auf Aushungerung des deutſchen Volkes durchkreuzen, zwang Groß⸗ 
britannien der Reihe nach die meiſten neutralen Staaten in den Dienſt 
der Aushungerungspolitik. Das geſchah dadurch, daß die Neutralen in 
eine ſcharfe Kontrolle der Ein⸗ und Ausfuhr durch engliſche Behörden 
und Agenten einwilligen mußten. Zu dieſem Zweck wurden beſondere 
Syndikate geſchaffen, deren Zweck es ſein ſollte, zu verhindern, daß 
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Deutſchland aus neutralen Ländern Lebensmittel erhalten konnte, die in 
Wirklichkeit aber die ſchärfſten Eingriffe in das Wirtſchaftsleben des 
betreffenden Landes vornahmen und oft die Abhängigkeit von Groß⸗ 
britannien noch vergrößerten. 

Das Land, das ſich zuerſt unter das Joch britiſcher Wirtſchafts⸗ 
diktatur begab, war Holland, indem es den Überſee⸗Truſt, die N. O. T., 
errichtete, ein Inſtitut, das die Ein⸗ und Ausfuhr Hollands einer ſcharfen 
Kontrolle unterzieht. Nachdem England in Holland ein Beiſpiel dafür ge⸗ 
ſchaffen hatte, wie ein neutrales Land ſeiner Aufſicht unterworfen werden 
kann, verſuchten es die britiſchen Behörden der Reihe nach bei ſämtlichen 
neutralen Staaten, die mit Deutſchland im Handelsverkehr ſtanden, 
ähnliche Inſtitutionen zu erwirken. Bei der Schweiz haben ſich die 
Verhandlungen außerordentlich lang hingezogen. Die Schweizer Behörden 
lehnten es im Anfang ſtrikte ab, einem fremden Staate Einblick in die 
Schweizer Wirtſchaftsverhältniſſe zu gewähren. Sie mußten aber der 
Macht der Verhältniſſe ſich fügen und ſchließlich durch Errichtung 
der S. S. 8. (Société surveillance suisse) den engliſchen Wünſchen ent- 
ſprechen. Freilich handelt es ſich bei dem Schweizer Bureau, im Gegenſatz 
zu dem holländiſchen, um eine paritätiſche Inſtitution, die die deutſchen 
Intereſſen genau ſo wahrt wie die engliſchen, während in Holland 
praktiſch ein rein engliſches Uberwachungsbureau beſteht. Norwegen hatte 
ſich ſo gut wie freiwillig unter das britiſche Joch gefügt und den Eng⸗ 
ländern weitgehende Einblicke in die internen Verhältniſſe geſtattet. Däne⸗ 
mark erklärte ſich in einem Handelsabkommen mit einer britiſchen Kontrolle 
einverſtanden. Das einzige Land, das bis jetzt erfolgreich Widerſtand 
geleiſtet hat, war Schweden, das durch das ſogenannte „Kriegs-Handels⸗ 
geſetz“ die Errichtung von Überwachungsbureaus ſowie die Vereinbarung 
mit kriegführenden Mächten über Beſchränkung des Handels unter ſchwere 
Strafen ſtellte. Durch dieſes Geſetz iſt bis jetzt in Schweden jede eng⸗ 
liſche Kontrolle des ſchwediſchen Außenhandels verhindert worden, was 
für Schweden um ſo leichter war, als dieſes Land in dem Durchfuhr⸗ 
verkehr zwiſchen Rußland und Eugland eine wichtige Abwehrwaffe gegen 
engliſche Übergriffe beſaß. 

Es iſt heute noch zu früh, um ein Urteil über die einzelnen Über- 
wachungsbureaus in neutralen Ländern während des Krieges zu fällen. 
Das wird erſt lange nach Kriegsbeendigung möglich ſein, wenn alle 
Einzelheiten, die ſich im Verkehr mit den neutralen Ländern ergeben 
haben, bekannt geworden und geprüft ſind. Immerhin iſt es ſehr dankens⸗ 
wert, daß der Kieler Profeſſor Tönnies in der vorliegenden Broſchüre 
einiges Material über die holländiſche Truſt⸗Geſellſchaft veröffentlicht, 
das auf Grund von perſönlichen Studien in Holland beruht. Die Arbeit 
ſtellt die Eindrücke zuſammen, die der Verfaſſer auf ſeiner Reiſe durch 
Holland gewonnen hat, und die durch eine Reihe von aus der Praxis 
des Truſtes gegriffenen Beiſpielen wertvoll ergänzt werden. Die Arbeit 
zerfällt in drei Teile: Zunächſt behandelt Tönnies das Weſen und Wirken 
des Truſtes, dem ſchließt ſich eine Darſtellung von Urſprung und Ent⸗ 
wicklung an. Den dritten Abſchnitt bilden die Empfindung und 
Beurteilung, die der Truſt in Holland gefunden hat. In einem An⸗ 


1037] Belpredungen 475 


hang werden nod) Einzelheiten über die Politik des Truſtes gegeben. 
Tönnies zeigt zunächſt, wie der überſeeiſche Truſt in Holland wirkte, wobei 
die Feſtſtellung von Intereſſe iſt, daß, trotzdem es ſich bei dem Truſt 
um ein rein privates Unternehmen handelt, er in Wirklichkeit eine Art 
„Nebenregierung“ geworden iſt, die der holländiſchen Regierung in den 
wichtigſten Angelegenheiten der Volkswirtſchaft über den Kopf gewachſen 
iſt. An ſich ſtellt der Truſt eine bloße Privatgeſellſchaft dar; aber 
die Machtbefugnis geht weit über das hinaus, was ſonſt einer privaten 
Geſellſchaft zuſteht. Theoretiſch iſt der Truſt eine rein holländiſche 
Gründung. Praktiſch dient er als ein Organ der engliſchen Regierung, 
indem er das ausführt, was die engliſche Regierung verlangt. Deutſche 
Wünſche finden ſelbſtverſtändlich beim Truſt nicht die geringſte Beachtung. 
Der Truſt überwacht nicht nur die Einfuhr, ſondern auch die Ausfuhr, 
ſogar die nach den holländiſchen Kolonien. Dabei verlangt der Truſt 
eine außerordentlich weitgehende Kontrolle über den Verbleib der Waren. 
Er ſetzt ſchwere Geldſtrafen feſt für diejenigen, welche ſeine Bedingungen 
nicht einhalten, und dieſe Geldſtrafen ſind nach einem holländiſchen 
Gerichtsurteil einklagbar. 

Allgemein herrſcht die Auffaſſung, daß der Truſt auf Verlangen 
Englands gegründet wurde. Tönnies widerſpricht dieſer Anſchauung. 
Er vertritt vielmehr den Standpunkt, daß Holland ſich von ſelbſt zu 
einem ſolchen Truſt entſchloſſen habe, um vor noch größeren Nachteilen 
bewahrt zu werden. Freilich iſt Holland mit dieſer Gründung den eng⸗ 
liſchen Wünſchen ganz erheblich entgegengekommen. Das Zwangsmittel 
Englands war die Anhaltung von Getreideſchiffen, die für Holland 
beſtimmt waren, und die Drohung, in Zukunft die Einfuhr Hollands 
noch mehr zu beſchränken. Um dies zu vermeiden, entſchloß man ſich 
zur Errichtung eines Bureaus, das der engliſchen Regierung gegenüber 
die Garantie für den Verbleib der Waren in Holland übernahm. Das 
Ziel des Truſtes, alle Waren, die für Holland beſtimmt ſind, zu um⸗ 
faſſen, iſt nach Tönnies bis zum Januar 1916 nicht vollkommen, aber 
in einer immer ſtärkeren Annäherung erreicht worden. Dabei ergab ſich, 
daß mit der Ausdehnung der Geſchäfte die Macht der engliſchen Regierung 
über das holländiſche Wirtſchaftsleben fortwährend geſtiegen iſt. Tönnies 
zählt eine Reihe von Beiſpielen auf, wie der Truſt in die holländiſche 
Volkswirtſchaft eingreift, und wie er wichtige Gewerbezweige in erheblichem 
Umfange einſchränkt (Margarineinduſtrie, Tabak-, Kaffeehandel und der⸗ 
gleichen). Der Truſt beſchränkt ſich nicht nur auf die Handelsfirmen; 
er umfaßt auch die Speichereibetriebe, die Spediteure, ja ſogar die Schiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaften. Sein Eingriff geht ſo weit, daß er im Widerſpruch 
mit der Rhein ⸗Schiffahrtsakte an Durchfuhrzölle erhebt. Die hol⸗ 
ländiſche Regierung iſt gegenüber all dieſen Übergriffen völlig machtlos. 
England hat für alle Einſprüche derartig kleiner Neutralen nur ein 
Achſelzucken. 

In Deutſchland iſt man meiſt der Auffaſſung, daß der Truſt ein 
willenloſes Inſtrument der engliſchen Regierung iſt, eine Auffaſſung, die 
dadurch beſtärkt wird, daß jede neue Verordnung des Truſtes eine weitere 
Erſchwerung des holländiſchen Verkehrs mit Deutſchland und eine neue 
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Forderung der britiſchen Wirtſchaftskriegführung bedeutet. Tönnies wider⸗ 
ſpricht aber der Anſicht, daß ſich der Truſt willenlos der britiſchen 
Regierung hingibt. Er weiſt darauf hin, daß die Nachgiebigkeit nicht 
ohne Widerſtreben und Abwehrverſuche erfolgt iſt, daß aber freilich dieſe 
Abwehrverſuche in England keinen Eindruck gemacht haben. Sehr viele 
Maßregeln ſeien gegen den Willen der leitenden Truſtmänner erfolgt. 

In Holland iſt man keineswegs mit dem Truſt zufrieden. Im 
Gegenteil, in Kreiſen der Kaufmannſchaft herrſcht das dumpfe Gefühl 
einer Unterjochung; aber man fügt ſich darin, indem man die Auffaſſung 
vertritt, daß ohne Truſt die Verhältniſſe noch weſentlich ungünſtiger ge⸗ 
worden wären. Sicherlich hat der Truſt in mancher Beziehung die 
Situation in Holland etwas gemildert gegenüber dem Zuſtande vor der 
Errichtung des Truſtes. 

Intereſſant iſt die Feſtſtellung, daß Güter, die an den Truſt kon⸗ 
ſigniert ſind, auch nach Friedensſchluß nur zum inländiſchen Konſum 
verwandt werden dürfen, ſolange der Truſt nicht liquidiert iſt. Daraus 
geht hervor, daß England beſtrebt iſt, den Truſt in den Dienſt ſeines 
Wirtſchaftskrieges nach dem Kriege zu ſtellen. Tönnies Schrift bietet 
einen wertvollen Beitrag zu dem Kapitel der Methoden der engliſchen 
Wirtſchaftskriegführung. 

Berlin Otto Jöhlinger 


Keiler, Hans: American Shipping. Its history and economic 
conditions. (Probleme der Weltwirtſchaft, Schriften des Inſtituts 
für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel, heraus⸗ 
egeben von Bernhard Harms. Nr. 14. ) Jena 1913, Guſtav Fiſcher. 
oars 8°, XX u 144 S. mit einem alphabetiſchen Index. Preis 
geh. 6 Mk. 


Im Vorwort dieſer offenbar von einem Deutſchen verfaßten und in 
einem deutſchen Sammelwerk herausgegebenen Schrift heißt es wörtlich: 
„As it was evident at the beginning that a demand for this dis- 
cussion of the History and Causes of the Rise and Decline of the 
Ocean Shipping of the United States existed principally in English- 
speaking countries, I decided to publish the work in English, 
in which task I was kindly assisted by Mr. E. E. Judd of the 
George Washington University and Mr. G. Waterhouse of the 
University of Leipzig.“ Derartige deutſche Michelhaftigkeit, es ohne 
Rückſicht auf das eigene Land dem Auslande möglichſt bequem zu machen, 
hat jetzt hoffentlich ein für allemal aufgehört. Es iſt Pflicht der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kritik, ſie gebührend zu würdigen als Zeichen dafür, bis zu 
welch hohem Grade des Mangels an Selbſtbewußtſein es manche Deutſche 
bereits gebracht hatten. — 

Während für den Schiffsbau geeignetes Holz in England bereits 
ſelten zu werden begann, zeichneten ſich die neuen Kolonien in Amerika 
durch einen großen Vorrat vorzüglichen Schiffsbauholzes aus. 1768 zahlte 
man für amerikaniſche Schiffsmaſten von 36 Zoll Durchmeſſer auf den 
engliſchen Werften 153 £ für das Stück. Als die Virginianer Cromwell 
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nicht anerkannten, wurde durch ein Geſetz die Korreſpondenz mit dieſem 
Lande verboten (1650) und durch einen Zuſatz zu dieſem Geſetz den 
Ausländern die Schiffahrt nach dieſem Lande nur mit beſonderer Erlaub⸗ 
nis geſtattet. Im Oktober 1651 wurde die berüchtigte Schiffahrtsakte 
erlaſſen. Da aber die engliſchen Schiffe zur Bewältigung des für Eng⸗ 
land notwendigen Schiffsverkehrs nicht ausreichten, nahm der Schiffsbau 
in den Kolonien einen Aufſchwung. 1660, 1661 und 1662 wurden die 
Privilegien der engliſchen Schiffe ſowie der der Kolonien erweitert. Eng⸗ 
land errichtete ſeine Seemacht durch Bevorzugung der eigenen Schiffe bei 
der Zollerhebung. In der Zeit von 1660—1670 wurden in die Liſten 
der Artikel, deren Ausfuhr aus den Kolonien nur nach England geſtattet 
war, keine der wichtigſten Erzeugniſſe der Kolonien von Neu⸗England 
aufgenommen. . 

1631—1790 blühte der Schiffsbau in Maſſachuſetts und New= orf. 
Während die Tonne in England 7—8 L koſtete, konnten die ameri- 
kaniſchen Schiffsbauer ein gutes Weizenſchiff um 4 K die Tonne auf den 
Kiel legen. 1713 oder 1714 wurden zum erſten Male Schoner mit zwei 
Maſten gebaut, die bis zu ihrer Ablöſung durch die Dampfer der Lieblings⸗ 
wpus der amerikaniſchen Schiffsbauer, abgeſehen von den noch zu er⸗ 
wähnenden Klippern, blieben. 

1610-1649 führten einzelne Staaten gegen England und gegen 
die übrigen Kolonien Tonnenzölle ein, mit denen die fremden Schiffe be⸗ 
deutend ſtärker, meiſt doppelt ſo ſtark, belaſtet wurden als die eigenen. 
Später wurden die eigenen Schiffe von den Tonnenzöllen befreit und 
ſolche Zollfreiheiten auch den Nachbarſtaaten und England eingeräumt. 

Seit 1730 entwickelte ſich eine amerikaniſche Walfiſchfängerflotte, 
die 1770 ihre Blütezeit erreichte. | 

Der Negerhandel brachte um dieſe Zeit ebenfalls große Gewinne 
und förderte die Branntweinbrennerei, da die Neger gegen Schnaps aus⸗ 
getauſcht wurden. 22 Schnapsbrennereien der Stadt New-York genügten 
nicht, um den ungeheuren Bedarf der Sklavenhändler zu decken. 

In der Periode der Konföderation von 1776—1789 wurden 
als Vergeltung gegen den Verſuch Englands, den Handel der Vereinigten 
Staaten nach den engliſchen Kolonien auszuſchließen, von einer Anzahl 
einzelner Staaten Tonnenabgaben eingeführt, die für engliſche Schiffe 
doppelt ſo hoch waren. Nach dem Bundesgeſetz von 1789, das ſich ein 
pennſylvaniſches Geſetz von 1785 zum Vorbild genommen hatte, wurden 
von fremden Schiffen 7 sh 6 d für die Tonne erhoben. Den auf ameri⸗ 
kaniſchen Schiffen eingeführten Waren wurde eine Zollermäßigung von 
10 % gugeftanden. Außerdem genoſſen die Waren aus Oſtindien und 
China eine große Bevorzugung bei der Verzollung, wenn ſie auf ameri⸗ 
kaniſchen Schiffen eingeführt wurden. Alle anderen Waren außer Tee 
durften auf amerikaniſchen Schiffen frei eingeführt werden, hatten dagegen 
auf fremden Schiffen einen Zoll von 12 ½¼ / des Wertes zu entrichten. 
Der chineſiſche Handel nahm einen großen Aufſchwung. Für den oſt⸗ 
aſiatiſchen Handel wurden die ſchnell ſegelnden Klipper gebaut. 

Durch die Geſetze von 1789 waren fremde Schiffe praktiſch von der 
Schiffahrt vollſtändig ausgeſchloſſen. Denn ein fremdes Schiff von 100 t 
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hatte jedesmal bei der Einfahrt in einen amerikaniſchen Hafen 60 F, ein 
amerikaniſches dagegen nur einmal im Jahre 6 $ zu bezahlen. 

1793—1800 litt die amerikaniſche Schiffahrt unter dem Krieg 
zwiſchen Frankreich und England, das zum Beiſpiel ſeine Offiziere Beauftragte, 
die Schiffe nach amerikaniſchen Untertanen zu durchſuchen, um fie im 
Betretungsfalle in engliſche Dienſte zu preſſen. 

1804 gab die amerikaniſche Regierung durch die Leuchthausſteuer 
(„light money“) den heimiſchen Schiffen einen weiteren Vorſprung von 
1 $ für die Tonne. Nach der Wiederaufnahme des Krieges im Jahre 
1803 war die amerikaniſche Schiffahrt durch die engliſche Kriegszuſtands⸗ 
erklärung über die Straße von Dover von den europäiſchen Häfen ab⸗ 
geſchnitten. Durch die engliſche Blockade und die Napoleoniſche Kontinen⸗ 
talſperre wurde dieſer Zuſtand noch verſchärft. Jefferſon ſah die Schiffahrt 
für ein notwendiges Übel an und verbot deshalb 1807 den amerikaniſchen 
Schiffen die Ausfahrt nach Häfen fremder Länder, um kriegeriſche Ver⸗ 
wicklungen zu vermeiden. Das Geſetz, das vielfach umgangen wurde, ward 
bereits 1809 wieder aufgehoben. 

Im Freiheitskrieg 1818 — 1814 verloren die Amerikaner 1407 
Schiffe, viele fuhren unter fremder Flagge und mit gefälſchten Papieren. 

1814 wurde mit England ein Gegenſeitigkeitsvertrag geſchloſſen. 
Zahlreiche andere Staaten ſchloſſen in der Folgezeit ähnliche Verträge ab. 
In dieſer Periode der Gegenſeitigkeit von 1815—1860 hatte die 
amerikaniſche Schiffahrt den größten Aufſchwung und begann auch bereits 
wieder zurückzugehen. In dieſe Periode fällt die Einführung der regel⸗ 
mäßigen Linienſchiffahrt, die erſten Verſuche und die Frühperiode der 
Dampfſchiffahrt und die Regierungsſubventionen für Poſtdampfer. In 
den fünfziger Jahren nahm die Antiſklavereibewegung das politiſche In⸗ 
tereſſe in Anſpruch, und 1858 wurden die Schiffahrtsſubventionen wieder 
aufgehoben. 

Durch den Bürgerkrieg erhielt die amerikaniſche Schiffahrt einen ſchwe⸗ 
ren Stoß, von dem ſie ſich nicht mehr erholt hat. 

In dem halben Jahrhundert von 1866— 1912 ging die ameri⸗ 
kaniſche Schiffahrt raſch zurück. Die Tonnenzahl fiel von 2 642 628 
im Jahre 1861, worunter 102608 t Dampfſchiffe, auf 932 101 t. 
worunter allerdings 619 706 t Dampfſchiffe. Während aber 1861 ameri⸗ 
kaniſche Schiffe 65,2 %% des geſamten amerikaniſchen Außenhandels be⸗ 
förderten, fiel dieſer Anteil 1912 auf 8,7 % . Während die Tonnenzahl 
der im amerikaniſchen Außenhandel beſchäftigten Schiffe von 14,44 auf 
85,1 Millionen t ſtieg, fiel der Anteil der amerikaniſchen Schiffe daran 
von 70 auf 23 . Der größte Teil des Rückgangs kam auf den Bürger⸗ 
krieg von 1861— 1865. 

Die mit der Verletzung der Neutralität in Liverpool gebauten Kreuzer 
der Südſtaaten Alabama und Florida zerſtörten zwar nur 239 ameri⸗ 
kaniſche Schiffe mit etwas über 100 000 t, aber die Schiffsverſicherungen 
ſtiegen ſo hoch, daß 751 645 t mit ſchweren Verluſten verkauft wurden. 
Großbritannien zahlte zwar eine Entſchädigung von 15 Millionen S, 
womit aber die Benachteiligung der amerikaniſchen Schiffahrt und die 
Vorteile, die die engliſche daraus zog, keineswegs ausgeglichen waren. 


— — — — a — 
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Durch die Kriegsſteuern wurden bis zum Jahre 1868 der Schiffs⸗ 
rumpf mit 2 %, die Maſchine mit 3 und ſeit 1865 mit 5 % beſteuert. 
Seit 1872 durften Materialien für den Bau von Holzſchiffen und ſeit 
1872 auch für den Bau von Eiſenſchiffen zollfrei eingeführt werden, wenn 
dieſe Schiffe nicht länger als zwei Monate (nach dem Geſetz von 1890 
ſechs Monate) in der Küſtenſchiffahrt beſchäftigt waren. 

Die Tonnenabgaben wurden von 10 %o im Jahre 1862 auf 30% 
1865—1884 erhöht, worauf fie auf 3—6 Cents für die Tonne er⸗ 
mäßigt wurden. . 

1861 - 1891 wurden nur einer braſilianiſchen und einer Orient⸗ 
linie Poſtſubventionen gewährt. Die braſilianiſche Linie erhielt jährlich 
150 000 S und ſtellte den Dienſt 1876 ein, als der Vertrag mit der 
Poſt erloſchen war. Die Pacific Mail Steamſhip Company, die 1865 
eine jährliche Unterſtützung von 500 000 $ für ihre Fahrten über den 
Stillen Ozean nach China erhielt, ſetzte den Dienſt auch nach Wegfall 
der Unterſtützung im Jahre 1876 fort. 

Das Geſetz von 1891 gab als Abwehr gegen die europäiſchen 
Schiffahrtsſubventionen in vier Klaſſen Unterſtützungen von 4, 2, 1 und 
0,66 § für die Meile der Ausreiſe je nach der Größe und Schnellig⸗ 
keit der Schiffe. Die Schiffe der erſten drei Klaſſen konnten als Hilfs⸗ 
kreuzer requiriert werden und hatten während der erſten zwei Jahre ein 
Viertel, während der folgenden drei Jahre ein Drittel und dann die 
Hälfte der Mannſchaft aus amerikaniſchen Seeleuten zu entnehmen. Die 
einzelnen Linien, die nach dieſem Geſetz eingeführt wurden, und ihre 
Geſchichte werden eingehend geſchildert. 

Durch Geſetz von 1897 wurde die Eintragung zurückgekaufter ameri⸗ 
kaniſcher Schiffe in das amerikaniſche Schiffsregiſter ermöglicht, wovon 
104 894 t Gebrauch machten. 

Die fünfte Sektion der Panama Canal Act vom 24. Auguſt 1912 
läßt die Eintragung fremder, nicht über fünf Jahre alter Schiffe, die 
amerikaniſchen Bürgern gehören, zu, jedoch nicht für die Küſten⸗ 
ſchiffahrt. . 

Seit dem Bürgerkrieg hatten die Verſuche, auf dem Atlantiſchen 
Ozean ohne Unterſtützung der Regierung oder der Eiſenbahnen Linien zu 
eröffnen, wenig Erfolg. Sowohl auf dem Atlantiſchen als auf dem 
Stillen Ozean brachten die Eiſenbahngeſellſchaften Dampfſchifflinien unter 
ihre Kontrolle. Die größeren Geſellſchaften der Vereinigten Staaten, die 
ſich mit der Erzeugung und dem Verkauf von Maſſengütern, wie Ol, 
Bauholz, Aſphalt und Früchten, beſchäftigten, unterhielten ihren eigenen 
Transportdienſt. Die Standard Oil Company unterhielt eine Flotte 
von 200 000 t. 

Große amerikaniſche Geſellſchaften, wie die United Fruit Company 
und die International Mercantile Marine Company, laſſen einen großen 
Teil ihrer Flotten unter fremder Flagge fahren. Die letztgenannte Linie 
kontrollierte 1902 1 034 884 t und hatte einen Vertrag (agreement) 
mit der Hamburg⸗Amerika⸗Linie und dem Norddeutſchen Lloyd über eine 
Teilung des transatlantiſchen Handels geſchloſſen. Die zuletzt genannte 
Linie erwarb zuſammen mit den deutſchen Geſellſchaften die Holland⸗ 
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Amerika⸗Linie. Während die Tonnage unter amerikaniſcher Flagge von 
1894—1902 nur von 224000 auf 398000 t geſtiegen war, hatte frd 
die zum größten Teil amerikaniſchem Kapital gehörige Tonnage unter 
fremder Flagge von 200 000 t auf 1 000 000 t vermehrt. 

Der Rückgang der amerikaniſchen Schiffahrt hat ſeinen Grund in 
der außerordentlich großen Beanſpruchung des Kapitalmarktes durch die 
Eiſenbahnen, die durch die Homſtead Act von 1862 begünſtigt wurden, 
und die durch hohe Zölle geſchützte Induſtrie, die ein ſichereres Erträgnis 
verſprach als die Schiffahrt. 

Endlich machte die Zollgeſetzgebung durch die Verteuerung von Eiſen 
und Stahl den Wettbewerb des amerikaniſchen mit dem engliſchen Schiffs⸗ 
bau unmöglich; dazu kam als Hindernis die Entwicklung des amerikaniſchen 
Schiffsbaues, daß Küſtenſchiffe aus amerikaniſchem Material hergeſtellt 
werden mußten. Bei der geringen Spezialiſierung und Arbeitsteilung 
des amerikaniſchen Schiffsbaues, die eine Folge ſeiner geringen Entwick⸗ 
lung iſt, ſind auch die Koſten der Arbeitslöhne höher als in England. 
Als methodiſch unzuläſſig müſſen wir allerdings die Vergleichung der auch 
für amerikaniſche Verhältniſſe ungewöhnlich hohen Löhne von San Francisco 
mit denen von Großbritannien rügen (S. 98). 

Der Hauptgrund der geringen Rentabilität der amerikaniſchen Schiff⸗ 
fahrt ſind die hohen Löhne und Unterhaltungskoſten der amerikaniſchen 
Seeleute und Offiziere. Die Entlöhnung und Verpflegung der ameri⸗ 
kaniſchen Seeleute genießt den Schutz der Geſetzgebung. Außerdem iſt 
es ſchwer, amerikaniſche Seeleute zu bekommen, weil die Maſchiniſten 
und Helfer viel höher bezahlt find. Ein britiſches Schiff von 2500 t 
zahlte für eine Bemannung von 86 Mann 18 430,82 $, ein amerikaniſches 
der ‘ona Größe für eine folde von 66 Mann dagegen 36 720 $ 
im Jahr. 

Umfangreiche Tabellen über die Schiffahrt nach amerikaniſchen Häfen 
unter fremder und amerikaniſcher Flagge ſowie über den amerikaniſchen 
Außenhandel auf fremden und amerikaniſchen Schiffen für jedes einzelne 
Jahr von 1821—1912 geben ein zahlenmäßiges Bild der Entwicklung 
der amerikaniſchen Schiffahrt, das leider durch wiederholte Anderungen 
der Zählungsgrundſätze an Vergleichbarkeit leidet. 

Außer einer gelegentlichen Bemerkung über die Inman⸗Linie ver⸗ 
miſſen wir eine Unterſuchung darüber, wie ſich bei der amerikaniſchen 
Schiffahrt die Hin⸗ zur Rückfracht verhält. Die Unterſuchung dieſes Ver⸗ 
hältniſſes durch Guckenmuß hat ſich für die Erklärung des Mißerfolges 
der franzöſiſchen Schiffahrtsſubventionen ſehr fruchtbar erwieſen. 

Im VI. Kapitel wird dann in gleicher Weiſe die Küſtenſchiffahrt 
behandelt, während das VII. und letzte Kapitel der Schiffahrtspolitik 
gewidmet iſt. Darin wird der in den früheren Kapiteln chronologiſch 
behandelte Hauptinhalt der amerikaniſchen Schiffahrtsgeſetze und der den 
1 und die Schiffahrt beeinfluſſenden Zollgeſetzgebung ſyſtematiſch 
dargeſtellt. 

Gerade jetzt bietet die hier gegebene eingehende Darſtellung der 
einzelnen amerikaniſchen Schiffahrtsgeſellſchaften und ⸗linien ein beſonderes 
Intereſſe. Leider iſt ſie nur Fachleuten zugänglich wegen der nur einem 
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Deutſchen möglichen Torheit, die Bequemlichkeit der Amerikaner und Eng⸗ 

länder höher zu ſtellen als die der eigenen Landsleute. Ob das Drei⸗ 

männerengliſch gut oder ſchlecht iſt, darüber maße ich mir kein Urteil an. 
Berlin⸗Mariendorf Cl. Heiß 


Dedinger, Max: Die rechtliche Behandlung des Rabatt⸗ 
verſprechens nach dem Syſtem der zurückgeſtellten Ra⸗ 
batte (System of Deferred Rebates) der Verbände in der 
Seeſchiffahrt. (Probleme der Weltwirtſchaft, Schriften des König⸗ 
lichen Inſtituts für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität 
Kiel, Kaiſer⸗Wilhelm⸗Stiftung, herausgeg. von Bernhard Harms. 
Nr. 24.) Lex.⸗8. Jena 1915, Guſtav Fiſcher. VI u. 98 S. 
mit einem Literaturverzeichnis und einem Anhang von Formularien. 
Geh. 4,50 Mk. 


Das bei den Verbänden in der Seeſchiffahrt im Frachwerkehr übliche 
Rabattverſprechen hat folgenden Inhalt: „Dem Verlader wird auf den 
zunächſt ohne Abzug zu bezahlenden Frachtlohn ein Rabatt, meiſt 10 „%, 
verſprochen, ſofern er während eines beſtimmten, gewöhnlich 6 Monate 
umfaſſenden Zeitraums von und nach beſtimmten Hafenplätzen in ein er 
Fahrtrichtung ſeine Güter ausſchließlich mit Fahrzeugen der Verbands⸗ 
angehörigen verſendet, wobei ausdrücklich vereinbart wird, daß dieſer 
Rabatt erſt fällig werden ſolle nach Verlauf eines weiteren, meiſt dem 
erſten gleichen und mit deſſen Ablauf beginnenden Zeitraums, während 
deſſen der Verſchiffer auf der beſtimmten Strecke wiederum nicht die 
Sue von Außenfeitern zum Transport feiner Güter benutzt haben 
arf.“ 

Das Rabattverſprechen iſt ein im Wege der Parteiautonomie durch 
Kombinierung von Rechtselementen nach beſtimmten Zwecken geſchaffenes, 
mit konkretem wirtſchaftlichen Inhalt erfülltes Gebilde von internationaler 
Bedeutung. 

Der Verfaſſer hat ſich die Aufgabe geſtellt, dieſen Inhalt für ſich 
und in ſeinen Verflechtungen mit dem Wirtſchaftsleben herauszuſtellen; 
aufzuzeigen, wie das dem Rabattverſprechen zugrunde liegende Rabatt⸗ 
ſyſtem entſtanden iſt und gehandhabt wird; welche wirtſchaftlichen Zwecke 
mit demſelben verfolgt und welche wirtſchaftlichen Wirkungen durch das⸗ 
ſelbe ausgelöſt werden; feſtzuſtellen, wie das Verſprechen ſelbſt ins Leben 
tritt, und ob ſein Inhalt gewiſſen grundſätzlichen Anforderungen unſerer 
Rechtsordnung entſpricht; die juriſtiſche Struktur des Verſprechens klar⸗ 
zulegen; zu unterſuchen, wie ſich die Rechtslage zwiſchen den Vertrags⸗ 
parteien im einzelnen geſtaltet; wie insbeſondere die vielfachen, durch die 
Komplikationen des Lebens entſtehenden Intereſſenkonflikte zwiſchen ihnen 
zu entſcheiden ſind; wie ſich ſchließlich der Vorgang der Liquidierung der 
Rabattforderung abſpielt; ſodann zu prüfen, ob das Rabattverſprechen, 
genauer die kontinuierliche Anwendung des Rabattſyſtems, durch den Ver⸗ 
ſprechensgeber, den Reeder, auch gegenüber dritten, kartell⸗ und vertrags⸗ 
fremden, in geſchäftlichem Konkurrenzverhältnis zum Verſprechensgeber 
ſtehenden Perſonen irgendwelche Rechtswirkung äußert. 

Schmollers Jahrbuch XLII 2. 31 
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Weil unfere aus Süddeutſchland, Südweſtdeutſchland, vom Rhein⸗ 
land und Weſtfalen ſtammende Ausfuhr zumeiſt den Hafen von Ant⸗ 
werpen als Durchgangshafen benutzt, iſt auch die belgiſche, reichlicher 
als die deutſche fließende Literatur und Rechtſprechung mit herangezogen 
worden. 

Das Syſtem der zurückgeſtellten Rabatte will die der Konferenz 
treue Kundſchaft der Verlader für ihre Treue belohnen, ſie aber auch 
durch die unter der Bedingung, daß in der Zwiſchenzeit an keine Außen⸗ 
ſeiter verfrachtet wurde, zurückgeſtellte Abrechnung und Auszahlung der 
Rabatte an die in der Konferenz kartellierten Reedereien binden. Das 
Aufkommen von Außenſeitern, die gleich den Linien zu regelmäßigen 
Reihenfahrten übergehen, ſoll fo verhindert oder wenigſtens ſehr erſchwert 
werden. Die Trampreedereien, die meiſt Stapelwaren befördern, gehen 
häufig dazu über, regelmäßige Reihenfahrten einzurichten und dann auch 
Stückgut zu befördern. Ihre Konkurrenz iſt wegen ihrer Anſpruchloſigkeit 
ſehr ſcharf, wenn ſie auch in der Qualität der Leiſtung nicht mitkommen 
kann. Was die vereinigten Reedereien vor allem bieten, iſt die zuverläſſige 
und exakte Organiſation des Verkehrs. 

Wenn Deckinger Seite 6 behauptet, das Geſamtwirtſchaftsziel der 
Gegenwart ſei bei der Hervorbringung des Bedarfs an Gütern und 
Leiſtungen gerichtet auf geſteigerte Produktionstätigkeit in Quantität und 
Qualität, ſo können wir dieſer mit Bezug auf Kartelle und wirtſchaft⸗ 
liche Aſſoziationen aufgeſtellten Behauptung nicht zuſtimmen. Das Ziel 
dieſer Vereinigungen der Produktion iſt vielmehr die Steigerung des 
Ertrags, und als Mittel wird ſogar regelmäßig die Produktionseinſchränkung 
(Kontingentierung) angewendet und die monopoliſtiſche Beherrſchung des 
Marktes angeſtrebt. Bei dieſen Ausführungen (S. 6) iſt dem Verfaſſer 
ein unüberſichtliches Satzungeheuer von 67 Wörtern unterlaufen. 

Da die Schiffahrt ein ſekundäres Gewerbe und als ſolches ſehr 
ſtark abhängig von der Wirtſchaftskonjunktur iſt, muß ſie ſich hüten, die 
Ausfuhr zu erſchweren, wodurch für regelmäßige Zeiten ein Mißbrauch 
bei der Feſtſetzung der Rabatte verhindert wird. Die Verdienſte der 
12 größten deutſchen Schiffahrtsgeſellſchaften ſchwankten in der Zeit von 
1908 bis 1912 zwiſchen 2,25 und 11%. Sie find alſo nicht ſehr 
groß und ſehr unſicher. Eine Unterfuhuug darüber, wie die Frachten 
von Angebot und Nachfrage nach Schiffsraum abhängen, ſowie darüber, 
wie ſich die kartellierten Reedereien a der Aufteilung des Frachtgeſchäfts 
durch Überbietung in der Qualität der Leiſtung Konkurrenz machen können, 
und wie die Verbände dagegen vorgehen, vermiſſen wir. 

Der meiſt mit 10 % B feſtgeſetzte zurückgeſtellte Rabatt ſtellt zum 
Teil einen Preisnachlaß als Gegenleiſtung für die Vertragstreue, zum 
Teil den Verluſt eines Aufſchlags für den dem Vertrag untreuen Ver⸗ 
lader dar. Eine wirtſchaftliche Unbilligkeit liege in einem ſolchen Ver⸗ 
fahren nicht. N 

Neben den im Originaltext mitgeteilten Formularien, die ausführlich 
kommentiert werden, kommen für Großabnehmer auch noch geheime Rabatt⸗ 
verträge vor, die den Vorteil der gleichen Behandlung feiner Mitbewerber 
für den Verlader wieder aufheben. Das Syſtem iſt ſehr genial an die 


1045] Beſprechungen 483 


tatſächlichen Verhältniſſe angepaßt. Dem Verlader wird bekannt gegeben, 
daß er nach Ablauf eines halben Jahres einen Rabattſatz von 10% zu 
beanſpruchen hat, wenn er in dieſem halben und dem folgenden halben 
Jahre nicht bei Außenſeitern verfrachtet habe, und daß dieſer Anſpruch 
innerhalb eines Vierteljahres nach Ablauf des zweiten Halbjahres verfällt. 
Es ijt alſo dafür geſorgt, daß das Rabattverfpreden oder die Zurück⸗ 
ftelung der Rabatte fic) automatifch fortſetzen. Die Folge jeder Ver⸗ 
letzung der Vertragsbedingung iſt die Verwirkung der Rabatte für die 
innerhalb des letzten Rechnungsjahres angefallenen Rabatte. Der Ver⸗ 
frachter wird in ſeinen geſchäftlichen Verfügungen nicht gebunden, er 
verliert nur die Rabatte, wenn er die geſtellte Bedingung nicht einhält. 
Wichtig iſt, daß ein vertragswidriges Verhalten eines Spediteurs zum 
Verluſt der Rabatte aller ſeiner Auftraggeber führt. Weder das deutſche 
Reichsgericht hat das Rabattverſprechen als gegen die guten Sitten, noch 
haben es die belgiſchen Gerichte als gegen die öffeutliche Ordnung und 
das allgemeine Jutereſſe verſtoßend angeſehen. Der Verfaſſer ſtimmt 
dieſer Auffaſſung unter Berufung auf F. Klein, Das Organiſationsweſen 
der Gegenwart (Berlin 1913, F. Vahlen) zu, weil auf beiden Seiten 
regelmäßig nur Vollkaufleute an dem Vertrag beteiligt ſind. 

Das Rabattſyſtem in ſeiner bisherigen Ausgeſtaltung verſtößt aber 
auch als Syſtem nicht gegen die Gewerbefreiheit und das Geſetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb. Es wäre der Fall, wenn der Rabatt zum Beiſpiel 
von 10 auf 30%p erhöht würde, weil dann der mit dem Tatbeſtand des 
Rabatts verbundene Begriff verſchleiert würde. Es handelt ſich dann nicht 
mehr um Rabatt, ſondern um Vorauszahlung eines erheblichen Aufſchlags 
(ein unerheblicher Aufſchlag ſteckt auch im zurückgeſtellten Rabatt). Auch 
die Wirkung des Rabattſyſtems iſt nicht derart, daß ihm eine unerträgliche 
Schädigung oder gar wirtſchaftliche Vernichtung der Konkurrenz nachgeſagt 
werden könnte. Dazu iſt die durch das Rabattſyſtem herbeigeführte Bin⸗ 
dung des Verſchiffers immerhin zu locker. Dann iſt auch die in Betracht 
kommende Konkurrenz ihrer Art nach verſchieden, ſo daß ſie durch das 
Rabattſyſtem berhältnismäßig wenig behindert wird. Dem Rabattſyſtem 
als Mittel des Konkurrenzkampfes eigne mehr Defenſiv⸗ als Offenſiv⸗ 
charakter. Auch das Reichsgericht und die belgiſchen Gerichte haben ſich 
auf den gleichen Standpunkt geſtellt. 

Vorſchläge zur geſetzlichen Regelung des Rabattſyſtems, die nur auf 

internationalem Wege erfolgen könnte, macht der Verfaſſer ebenſowenig. 
wie die engliſche königliche Kommiſſion ſolche für die Schiffahrtsringe 
emacht hat, weil er ſie für überflüſſig und undurchführbar hält. Er 
feht in dem Rabattſyſtem eine eigentümliche Aſſoziation zwiſchen Reedern 
und Verſchiffern, die mit Leben erfüllt werden ſoll. Zu dieſem Zweck 
müßten ſich, wie dies in Auſtralien bereits geſchehen iſt, die Spediteure 
und die übrigen Verſchiffer vereinigen und ihre Wünſche den Konferenzen 
der Reeder gegenüber zur Geltung bringen, wozu in Deutſchland die 
lokale Konzentration der Seeſchiffahrt gute Ausſichten biete. 

Es handelt ſich um eine tief in die Materie eindringende rechtliche 
und wirtſchaftliche Unterſuchung, die den innigen Zuſammenhang zwiſchen 
Recht und Wirtſchaft an ſeinem vielſeitigen und verwickelten Rechtsgebilde 
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von großer wirtſchaftlicher Bedeutung darlegt. An manchen Stellen läßt 
die Darſtellung an Überſichtlichkeit und Lesbarkeit zu wünſchen übrig. 
Längere Zitate aus fremden Sprachen im Texte ſollten namentlich in 
einem Werke, in dem es ſich um nicht jedermann verſtändliche Kunſt⸗ 
ausdrücke handelt, vermieden und dafür eine Überſetzung gegeben werden. 
Berlin⸗Mariendorf Cl. Heiß 


Kuczynski und Mansfeld: Der Pflichtteil des Reiches. Ein 
Vorſchlag zu praktiſcher Bevölkerungspolitik. Berlin 1917, Julius 
Springer. 8%. 42 S. 1,40 Mk. 


Weder die Konſtruktion der Erbſchaftsſteuer als Pflichtteil des Fiskus 
noch der Gedanke einer planmäßigen Steuerbelaſtung kinderarmer Erb⸗ 
laffer unter bevölkerungspolitiſchem Geſichtspunkt ijt neu. Die beiden 
Verfaſſer lehnen aber die Frage nach literariſchen Vorgängern ab und 
beſchränken ſich darauf, ihren Vorſchlag in muſterhafter Knappheit an 
einem Geſetzentwurf nebſt Begründung und Ertragsberechnung zu ver⸗ 
deutlichen. Die dem Reichsfiskus zugedachte Einnahme ſoll nicht eine 
Steuer, ſondern mit allen rechtlichen Folgen ein erbrechtlicher Pflichtteil 


ſein, wechſelnd von einem Achtel bis zur Hälfte des Nachlaſſes je nach, 


der Zahl der hinterlaſſenen Kinder und ſonſtigen Pflichtteilberechtigten. 
Hinterläßt der Erblaſſer wenigſtens drei Kinder, ſo bekommt der Fiskus 
nichts, bei weniger als drei Kindern zählt er ſelbſt wie ein Kind mit. 
Kinderlos verſtorbene Kinder zählen nicht (ausgenommen im Felde ge⸗ 
fallene), weil ja ſchon jetzt feinfühlende Erben aus dem Nachlaß eine 
Stiftung ausſondern, um ſich nicht durch den Anteil eines kinderlos 
werſtorbenen Miterben zu bereichern. Der durch eine Beſteuerung der 
geradlinigen Erbſchaft ſonſt gefährdete Familienſinn würde durch dieſes 
Steuerſurrogat eher geſtärkt. Die Nebenwirkungen und Umgehungs⸗ 
möglichkeiten werden ſorgfältig abgewogen. Im Falle beſonderer Härte 
ſoll das Geſetz oder die Entſcheidung des Reichskanzlers Erleichterungen 
gewähren. Aus dem Charakter des Pflichtteils wird die weitgehende 
Konſequenz gezogen, daß Hausvermögen des hohen Adels und Fidei⸗ 
kommißvermögen von der Abgabe frei bleiben, Anerbengüter bevorzugt 
werden. Anderſeits zahlt der Reichsfiskus von ſeinem Pflichtteil den 
Bundesſtaaten Erbſchaftsſteuer und entſchädigt ſie außerdem für ihren 
Ausfall an Einkommenſteuer (von den Zinſen des Pflichtteils). Ein 
Viertel des verbleibenden Reinertrags foll ſolchen Gemeinden, in denen 
bevölkerungspolitiſche Aufgaben zu löfen ſind, beſonders durch Wohnungs⸗ 
fürſorge für kinderreiche Familien, für dieſen Zweck zur freien Verfügung 
überwieſen werden. Es ſcheint danach, daß die Abgabe, die in erſter 
Linie von der wohlhabenden, aber kinderarmen ſtädtiſchen Bevölkerung 
aufgebracht wird, inſoweit in der Hauptſache auch wieder in den Städten 
Verwendung finden ſoll, da das platte Land zwar kinderreicher iſt, aber 
die Wohnungsſchwierigkeit für kinderreiche Familien hier weniger die 
Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen hat. 

Das finanzielle Ergebnis ſoll ſich möglichſt ſchnell vermindern, in 
dem Maße, wie die Abgabe ihren bevölkerungspolitiſchen Zweck erreicht. 
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Dabei ift wohl nicht nur an den direkten Einfluß der Abgabe auf die 
Beſchränkung der Kinderzahl zu denken, ſondern auch nicht zu überſehen, 
daß die größeren Vermögen (die Abgabepflicht ſoll erſt von 20 —30 000 Mk. 
an beginnen) zum Teil gerade durch Kinderarmut zuſtande kommen und 
bei vermehrter Kinderzahl abnehmen müſſen. 

Der Ertragsberechnung liegt eine Nachlaßſtatiſtik von Berlin⸗ 
Schöneberg (wo Dr. Kuczynski das Statiſtiſche Amt leitet) aus dem 
Steuerjahr 1913/14 zugrunde. Bei der extremen Kinderarmut Groß⸗ 
Berlins, das ein Sammelpunkt von Hageſtolzen iſt!, ſcheint mir allerdings 
zweifelhaft, ob die Verfaſſer bei der Übertragung dieſes Maßſtabs aufs 
Reich die für den Fiskus weniger günſtigen Verhältniſſe des Reichsdurch⸗ 
ſchnitts, auf die ſie ausdrücklich hinweiſen, genügend berückſichtigt haben. 
Die Schätzung eines Mindeſtertrages von 720 Mill. Mk. jährlich ſcheint 
mir darum optimiſtiſch zu ſein, auch wenn man nicht mit einem vor⸗ 
läufig weiteren Rückgang der Sterblichkeit (ſowohl der Erblaſſer wie ihrer 
Kinder) rechnet. Von den 720 Mill. Mk. würden 23 Mill. den Bundes⸗ 
ſtaaten als Erbſchaftsſteuer des Reichsſiskus und zunächſt 24 (ſpäter bis 
zu 72) Mill. als Einkommenſteuer zufließen; 11 Mill. wären als Aus⸗ 
fall an Erbſchaftsſteuer aufzurechnen; 165 Mill. erhielten die Gemeinden 
zu bevölkerungspolitiſchen Zwecken, ſo daß, wenn man von den Er⸗ 
hebungskoſten und kleineren Abzugspoſten abſieht, dem Reichsfiskus faſt 
500 Mill. Mk. verbleiben würden. 

Göttingen K. Didenberg 


Schiele, Georg Wilhelm: Wenn die Waffen ruhen! Bei⸗ 
träge zur Bevölkerungspolitik nach dem Kriege. München 1916, 
J. F. Lehmanns Verlag. 80. 84 S. 1.50 Mk. 


Der Verfaſſer, ein vielbeſchäftigter Arzt und Chirurg, iſt einem 
engeren Leſerkreiſe ſeit Jahren bekannt als einer der geiſtvollſten, an⸗ 
regendſten, aber oft auch einſeitigſten volkswirtſchaftlichen und politiſchen 
Schriftſteller. Genannt ſeien außer ſeiner bedeutſamen Erſtlingsſchrift, 
den „Briefen über Landflucht und Polenfrage“ (1906) und theoretiſchen 
Spekulationen über Bodenrente, Zins, Arbeitslohn, Preisbildung?, die 
kritiſchen Aufſätze über Wirkungen der Sozialverſicherung nach kaſſen⸗ 
ärztlichen Eindrücken (in den Grenzboten und Preußiſchen Jahrbüchern), 
die ſehr leſenswerten „Streitſätze über das preußiſche Wahlrecht“ („Frei⸗ 
heit, die ich meine“, 1910), ſeine Schriften über Kleinſiedelung und 
ſtädtiſche Wohnungsbaupolitik und ſeine reichhaltige Schriftſtellerei im 
Kriege; namentlich der ſcharfe Huſarenritt gegen Höchſtpreiſe und Kriegs⸗ 


1 1890— 1910 ſank die Quote der 0—15 jährigen in der Bevölkerung des 
Reichs von 351 auf 342 aufs Tauſend, alſo um 21/2 %, in Berlin von 274 auf 
240, alſo um 12 / % . Für Schöneberg liegt mir die entſprechende Zahl nicht 
vor. Von je 1000 männlichen Deutſchen waren bei der Volkszählung vom 
1. Dezember 1910 noch nicht 9 vor 1871 geboren und ledig, von je 1000 männ- 
lichen Berlinern 23. 

2 Eine dieſer Schriften wurde im Jahrbuch 1907, S. 395 f. vom Schum⸗ 
peter beſprochen. 
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ſozialismus ſcheint Eindruck gemacht zu haben, wenn auch bisher nicht 
an den maßgebenden Stellen. Schiele hat viel und mit offenen Augen 
geſehen, in ſeiner ärztlichen Praxis in Kleinſtadt und Land, auf Aus⸗ 
landsreiſen, im Felde und nicht zuletzt in ſeiner Tätigkeit als Naum⸗ 
burger Stadtverordneter. Er verbindet mit realiſtiſchem Blick und ſach⸗ 
lichem Ernſt eine Tiefe der Auffaſſung und eine Phantaſie des Ausdrucks, 
die den Leſer mitreißt, und eine Tatkraft, die ihn leicht zum einſeitigen 
Extrem führt. 

Mit der in dieſem Jahrbuch 1917, S. 518, angezeigten Schrift 
Momberts über „Bevölkerungspolitik nach dem Kriege“ hat das kleine 
Buch nicht mehr als die Ahnlichkeit des Titels gemeinſam. Es iſt eine 
Sammlung von Zeitſchriftartikeln und Vorträgen, zum Teil ſchon vor 
dem Kriege entſtanden, zuſammengehalten durch den Gedanken, daß unſere 
Wirtſchaftspolitik vor allem Menſchenpolitik fein und die individualiſliſchen 
Kräfte der Maſſe entfeſſeln müſſe. 

In einem erſten Aufſatz „Brot und Blut“ erklärt der Verfaſſer über⸗ 
ſeeiſche Siedelung nicht mehr für zeitgemäß im Zeitalter der Poleneinwande⸗ 
rung. Ja, er ſcheint, o Schrecken, nicht einmal Sinn für kapitaliſtiſche 
Weltpolitik zu haben. „In dem Wettbewerb, den die großen Kulturvölker 
der Erde miteinander um die wirtſchaftliche Eroberung und Ausbeutung der 
Erde führen, wird nicht dasjenige Volk ſiegen, welches die meiſten Kapitalien 
hat; denn aller materielle Wert zerfällt ganz ſchnell in Schutt und Rauch, 
wenn der blutwarme Puls des Lebens darin fehlt. Sondern dasjenige 
Volk wird ſiegen, welches die größte und zugleich edelſte Menſchenkraft 
einzuſetzen hat.“ 

Der zweite Aufſatz „Der Feind am Herd“ wendet ſich gegen die 
polniſche Arbeitereinwanderung, die unſere Kultur bedroht. „Der Mann 
im Volke iſt viel empfindlicher gegen die Boheme als der hohe Adel. 
Sitte und Gewohnheit ſind bei ihm feſter und darum gegen Fremdes 
feindlicher. Eine Miſchehe iſt in ſolchem Stande gewöhnlich keine rechte 
Ehe und vermag den Kindern kein feſtes geiſtiges Gefüge mitzugeben. 
Was ſollen ſie denn glauben? Der einfache Mann aber kann die 
Einförmigkeit ſeines Daſeins nur ertragen, wenn er eine ewige geiſtige 
Welt über ſich ſieht, Religion, Vaterland, Heimat und Sitte —, wenn 
er Heiligtümer weiß, an denen er den gleichen Anteil hat wie jeder 
andere im Volk. Es iſt ſchon ſchlimm genug, daß uns Deutſche der 
Dreißigjährige Krieg in zwei geiſtige Heerlager kirchlicher Zugehörigkeit 
geſpalten hat, daß ferner die griechiſche und lateiniſche Erziehung unſerer 
gelehrten Jugend eine Kluft im Sprechen und Denken zwiſchen Volk 
und Gebildeten offen erhält. Nun noch ein wachſendes Fremdvolk und 
auf dem Lande?“ 

Der „Offene Brief an die deutſche Arbeiterſchaft“ predigt gegen 
Streik und Klaſſenkampf mit lohntheoretiſchen Gründen und mit Ver⸗ 
ſchwendung von viel geſundem Menſchenverſtand. Wirklich helfen ſoll 
den Arbeitern ein Schutzzoll auf Poleneinfuhr. „Marx behauptet, daß 
der geſchaffene Wert proportional ſei dem Aufwand an Arbeit durch⸗ 
ſchnittlicher Fruchtbarkeit. Aber dieſe Arbeit durchſchnittlicher Fruchtbarkeit 
gibt es nicht, ſie iſt ein Gedankenbild. Längſt ehe dem Gelehrten im 
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Vergleich dieſe durchſchnittliche Arbeit ſichtbar wird, ſind aus der wirk⸗ 
lichen Verſchiedenheit in der Fruchtbarkeit menſchlicher Arbeit dieſe drei 
Wertanteile Rente, Zins und Arbeitslohn entſtanden und werden immer 
entſtehen. Das iſt die Lehre von der natürlichen Entſtehung von Rente, 
Zins und Arbeitslohn.“ Und gegen den polniſchen Wettbewerb: „Übrigens 
iſt dasjenige, was am meiſten zur Wertigkeit der Arbeit hinzutut, nicht 
die Intelligenz, ſondern der Charakter der Arbeit, wie denn überhaupt 
an einem Menſchen in allen Lebenslagen der Charakter wertvoller. und 
wichtiger iſt als die Intelligenz. Treue, Zuverläſſigkeit, Ausdauer geben 
der Arbeit die höchſte Fruchtbarkeit. Dagegen Untreue iſt die größte 
Verwüſterin wirtſchaftlicher Kraft. Nun aber, wenn eine ausländiſche, 
kulturfremde, ſprachfremde Arbeiterſchaft ſich unter die deutſche miſcht, 
„eine Arbeiterſchaft, welcher ſowohl die durchſchnittliche Intelligenz fehlt, 
fehlen muß, ſchon weil ihr die Landesſprache und Landeskenntnis fehlt, 
und der auch die deutſche Treue und Zuverläſſigkeit fehlt, ſo muß das 
ganze volkswirtſchaftliche Inſtrument Lohnarbeit minderwertiger werden. 
Es wird weniger leiſten und darum auch weniger Lohn empfangen, zum 
Schaden des deutſchen Kapitals, der deutſchen Volkswirtſchaft und zum 
bitteren Schaden des deutſchen Arbeiters.“ 

„Siedelungspolitik nach dem Kriege“ fordert ſtatt der Sozial⸗ 
politik, die Geſchenke gibt, die Entfeſſelung der ſelbſtverantwortlichen in⸗ 
dividualiſtiſchen kleinen Unternehmung, beſonders der grundbeſitzenden in 
Land und Stadt, im Geiſte Steins und im Einklang mit dem Programm 
Kapps, mit deſſen Anſchauungen den Verfaſſer überhaupt eine weitgehende 
Sympathie verbindet. Nach dem Kriege tut vor allem ländliche Siede⸗ 
lung not. „Darum müſſen ſolche Völker, deren Schickſal es iſt, daß ſie 
immer wieder große, blutreiche Kriege zu führen haben, jedes mal nach 
dem Kriege eine großzügige nationale Siedelungspolitik betreiben, um 
die Verluſte zu erſetzen, die der Volkskraft geworden ſind. So tat 
Friedrich der Große nach dem Siebenjährigen Kriege. Dagegen die 
Römer, deren Stärke auf der Höhe ihrer Kraft nicht nur in ihrer hoch⸗ 
kultivierten Waffentechnik, ferner ihrem Reichtum, ſondern beſonders in 
ihrer unerſchöpfbaren Bauernkraft beſtand, haben ſich ſchließlich zu Tode 
geſiegt, weil ſie die nationale Siedelungsreform, die ſie brauchten, die 
Reform der Gracchen, nicht fertig brachten.“ „Von den Kriegsgeſchädigten 
werden ein großer Teil in die ſtädtiſchen Berufe gehen, teils weil ihre 
verbliebene Arbeitskraft es ſo gebietet, teils weil alles mit Geld aus⸗ 
geſtattete Penſionärtum in die Städte drängt. Außerdem werden die 
Löhne nach dem Kriege wahrſcheinlich gewaltig ſteigen. Das bedeutet 
auch verſtärkten Abfluß der Menſchenkraft vom Lande.“ „Warum ſagen 
wir, daß keine Sozialpolitik der Geſchenke auf Koſten der Beſitzenden 
gemacht werden dürfe? Nicht um den Beſitzenden zu ſchonen. Dazu 
wird nach dieſem Kriege keine Möglichkeit ſein, er wird nicht geſchont 
werden können. Er wird ſchwere Steuern zahlen müſſen, ſoweit nur 
irgend ſeine Kraft reicht. Sondern um des Empfangenden willen ſagen 
wir das. Denn ſolche Sozialpolitik bringt Unfreiheit und Ungerechtigkeit 
mit ſich; ſie benachteiligt und ſchädigt immer am meiſten den letzten 
kleinen freien Mann, der der eigenen Kraft vertraut und darum nichts 
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erhält.“ „In meiner Vaterftadt gibt es noch aus früheren Zeiten viel 
freies Grundeigentum, Reihenhäuſer von etwa 8000 Mk. Wert, die zwei 
bis drei Familien bergen. Welche Mannigfaltigkeit von Unternehmungen 
findet ſich da unter einem Dache zuſammen, auf jeder Treppe ein kleines 
Geſchäft, nicht zu vergeſſen den Hof, den kleinen Garten und beſonders 
den kleinen Laden. Wo ſoll auch die welterobernde Kraft der großen 
Unternehmer herkommen, wenn ſie nicht einen Pflanzgarten hat, wo ſie 
tauſendfach nachgezogen wird? Solcher Pflanzgarten der Unternehmungs⸗ 
kraft iſt das kleine Grundeigentum.“ 

„Bodenpolitik oder Bevölkerungspolitik“ läuft Sturm gegen das 
Bevormundungsprinzip in der preußiſchen inneren Koloniſation, nicht 
ohne einen Kern von Berechtigung. Dem Volke falle der Sieg zu, bei 
dem der einzelne einfache Mann am meiſten freie wirtſchaftliche Kraft, 
Unternehmungsgeiſt, Wagemut, Selbſtvertrauen und Ausdauer hat. 
„Jeden, der ſein deutſches Volk lieb hat, muß es darum mit Sorge er⸗ 
füllen, daß wir bei uns ſchon ſoviel an Beamtentum, Penſionsweſen, 
Exiſtenzbefeſtigung, Berechtigungsweſen, Zwangsverſicherung haben, und 
wie alle dieſe Gehſchienen und Krücken der wirtſchaftlichen und politiſchen 
Orthopädie noch heißen mögen. Man hat Grund genug, zu fürchten, daß 
das in Deutſchland mit der Zeit eine wirtſchaftliche und politiſche 
Knochenerweichung gibt .. Auf einer Verſammlung des Vereins für 
Sozialpolitik iſt einmal das Spottwort gefallen: Deutſch, treu und 
penſionsberechtigt. Ich haſſe dieſes Wort, weil es den Hintergedanken 
hat, die deutſche Treue, Beamtentreue, Staatstreue wäre nur ein Unter⸗ 
futter der Penſionsberechtigung. Ich fürchte aber zugleich dies Wort.“ 
Beſonders bedenklich ſei die ſchützende Bevormundung im polniſchen Oſten, 
wo die tüchtigſten deutſchen Kräfte ſchon abgewandert ſeien und der 
deutſche Beamte nur ungern in deutſchen Geſchäften kaufe. Der Ge⸗ 
ſchützte „opfert für dieſe zweifelhafte Beſitzbefeſtigung des Deutſchtums 
gerade den beſten Teil ſeines Deutſchtums, ſeine freie, unabhängige 
Kraft; ein Krieger, dem nachts das Schwert weggenommen und ſtumpf 
geſchliffen wird, damit er ſich nicht verletze. Für das bißchen Zins⸗ 
erſparnis tauſcht er die Staatsbevormundung ein.“ „Was wäre denn 
erreicht, wenn in allen Grundeigentümerſtellen unſerer Oſtmarken lauter 
beſitzbefeſtigte Leute ſäßen, penſionierte Generale und andere ſchatten⸗ 
hafte Landwirte?“ „Dieſe Beſitzbefeſtigung aber durch Staatsbevor⸗ 
mundung bedeutet nur Sand in die Augen, Zipfelmütze über die Ohren, 
Zeitvergeudung, Selbſtbetrug. Sie ſtärkt den Mut des fremden Volkes, 
ſchwächt den Charakter des deutſchen Volkes, iſt eine Flucht hinter 
papierne Wälle, wo doch nichts anderes helfen kann als der Kampf mit 
blanken, ehrlichen und gleichen Waffen.“ Vor allem gelte es, den deutſchen 
Landarbeiterſtand zu ſtärken. „Bei ihm allein wohnt die Zeugungskraft, 
die Vermehrungskraft des deutſchen Volkes. Wo wäre ſie auch ſonſt? 
Etwa bei den Gebildeten? Selbſt wenn ſie wollten, ihre Minderzahl 
macht ſie bedeutungslos. Etwa bei den ſtädtiſchen kleinen Beamten? 
Bei denen am wenigſten; denn ſie ſind gezwungen in ein ſtarres, un⸗ 
abänderliches Maß. Oder beim ſtädtiſchen Induſtriearbeiter ?). In 
den Städten wird das menſchliche Leben verzehrt, auf dem Lande allein 
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wird es vermehrt. So war es immer in der Geſchichte, und ſo wird 
es bleiben .. Kinderzucht, wie Viehzucht, gehören auf das Land. 
Es iſt letzten Endes nicht der Nahrungsſpielraum, ſondern der Luftſpiel⸗ 
raum, der für das junge Leben das Wichtigſte iſt.“ Schiele ſchließt mit 
einem Zwiegeſpräch. Der ländliche Vater ſagt zu ſeinem Sohn: ich 
gebe dir als Erbteil nur deine Erziehung mit; aber das Vaterland 
vererbt dir etwas: dein Erbe iſt die Arbeitsgelegenheit in deutſchen 
Landen unter dem Schutz und der Führung der deutſchen Waffen, hier 
in der Heimat und im deutſchen Neuland. Gebrauche fie, fo gewinnſt 
du die Zukunft. Du biſt ihr Herr und Erbe. Denn es iſt ein uraltes 
Lebensgeſetz, daß die Beſitzenden ſterben und die Beſitzloſen erben. So 
viel Lebensmut du haſt, ſo viel große, herrliche deutſche Zukunft wird 
es geben. Aus dir heraus ſollſt du ſie ſchaffen. Aber der Sohn wird 
antworten: Vater, ſo iſt es nicht. Du betrügſt dich und mich. Die 
Arbeitsgelegenheit auf deutſcher Erde iſt nicht mein Erbe; ſondern ich 
muß ſie teilen mit dem Fremdling, deſſen Arbeit billiger und deſſen 
Ehrgeſühl weniger reizbar iſt. Langſam, aber ſtetig dringt die Woge 
fremden Blutes in die unteren Räume der Volkswirtſchaft und verdrängt 
das deutſche Blut. Das nimmt mir in meinem Stande die natürliche 
Vermehrungskraft, und dem Vaterland nimmt es den zukünftigen Heeres⸗ 
erſatz. Helfe dem, wer kann —, ich kann's nicht. Ich verlaſſe dieſe 
unteren Räume, verlaſſe den Pflug, die Hacke und das Vieh, nicht weil 
ich die friſche, freie Luft, die über die deutſchen Felder weht, nicht mehr 
liebte, ſondern weil ich mit dem Fremden nicht an einem Tiſch ſitzen 
mag und kann; ich gehe in die Stadt, werde gehobener Arbeiter und 
beſchränke meine Nachkommenſchaft. Es geht über meine Kraft, die 
deutſche Zukunft zu retten.“ 

In einem 1914 vor dem Verein für Kommunalwirtſchaft gehaltenen 
Vortrag über „Volk und Volksſchule“ und in weiteren Beiträgen wird 
mit Geſchick die Notwendigkeit des Ausgleiches der Schullaſten zwiſchen 
Stadt und Land und die Erſchwerung des Zuzuges kommunallaſtenfreier 
Ausländer vertreten. Schiele zeigt, wie unfiskaliſch die heutige ſehr un⸗ 
gleiche Gemeindeſteuerlaſt wirkt, und außerdem wie ungerecht. Ein länd⸗ 
licher Arbeitgeber ſchreibt: „Die Tochter eines meiner Arbeiter iſt ſeit vielen 
Jahren in Berlin. Sie bekommt jedes Jahr ein uneheliches Kind, zu 
welchem freudigen Ereigniſſe ſie jedesmal die Eltern aufſucht, bei denen 
das Kind auch bleibt. Da zwiſchen Auferſtehung aus dem Wochenbett 
und Rückreiſe nach Berlin und dem nächſten Wochenbett nie ein Jahr 
verfloſſen war, blieb die Perſon bei mir heimatberechtigt, und habe ich 
von ihr fünf uneheliche Kinder zu ernähren und in der Schule zu er⸗ 
halten. Sind die Kinder ſo weit, daß ſie ſich ſelbſt erhalten können, ſo 
ziehen ſie vermutlich der Mutter nach. Hier habe ich aus vielen Fällen 
nur den kraſſeſten herausgegriffen.“ Sehr hübſch antwortet Schiele 
ſeinem Korreferenten, dem Oberbürgermeiſter von Wiesbaden, der entſetzt 
ausrechnet, daß bei dem Schullaſtenausgleich Wiesbaden 2½ Mill. Mk. 
herauszahlen müßte, weil es ſtatt 60 000 nur 9000 Volksſchulkinder 
habe; „aber dieſes Plus von 51 000 Kindern können wir nicht ſchaffen, 
das werden Sie einſehen.“ „Ich ſchließe daraus nur,“ antwortet 
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Schiele, „wie gut es den Bewohnern der Stadt Wiesbaden bisher ge- 
gangen iſt.“ 

Beachtenswert iſt auch, was er von der internationalen Wand 
nach dem Kriege ſagt. „Ein Strom koſtbaren deutſchen Blutes, gerade 
von der edlen, wagemutigen, opferfreudigen Art, der beſten Qualität, wird 
ausſtrömen nach dem deutſchen Neuland, auch nach den befreundeten oſt⸗ 
europäiſchen Kleinſtaaten und der Türkei; Kaufleute, Techniker, Unternehmer 
und derartiges. Zugleich aber wird gegen dieſen Golfſtrom ſich eine 
ebenſo gewaltige, eine wahrſcheinlich an Quantität viel ſtärkere, eine 
vielleicht drei⸗ oder fünfmal ſo ſtarke Gegenſtrömung in den unteren 
Volksſchichten einſtellen. Aus Ruſſiſch⸗Polen, aus Galizien, aus der 
Ukraine und vielleicht noch weiter her.“ Die Folge werde eine Slawi⸗ 
ſierung unſerer Heimatprovinzen ſein. Mir ſcheint es allerdings auch 
möglich, daß bei dem Menſchenmangel, der ſich nach dem Kriege auch 
in Oſt⸗ und Südeuropa fühlbar machen wird, die Weſtwanderung ins 
Stocken gerät, vielleicht auch eine ſüdlichere Richtung einſchlägt. 

Göttingen K. Oldenberg 


Zeiler, A.: Geſetzliche Zulagen für jeden Haushalt. 
Plan und Begründung einer Beihilfenordnung. Stuttgart (1916), 
Heß. kl. 8%. 88 S. Geh. 1,20 Mk. 


Der Verfaſſer iſt den Leſern dieſes Jahrbuchs ſchon bekannt durch 
ſeinen Aufſatz im Jahrgang 1915 „Die Entwicklung der Lebenshaltungs⸗ 
koſten in ihrer Einwirkung auf Gehalt und andere feſte Bezüge“. Eine 
Anpaſſung des Einkommens an die Lebenskoſten fordert er auch in dieſer 
bevölkerungspolitiſchen Schrift, nämlich an die Verſchiedenheit des Be⸗ 
darfs nach der Familiengröße. Er tritt damit in die Reihe der nicht 
wenigen Autoren, die in den letzten Jahren zur Hebung der Geburten⸗ 
zahl Geldvorteile für größere Familien oder Geldnachteile für Kinderloſe 
und Kinderarme gefordert haben. Er hat aber ſeinen Vorſchlag nicht 
nur beſonders eingehend ausgearbeitet, ſondern auch deſſen Tragweite 
mit wertvollem ſtatiſtiſchen Material eigener Erhebung feſtzuſtellen ver⸗ 
ſucht. Er führt damit auf breiterer Grundlage Gedanken und Mit⸗ 
teilungen aus, die er ſchon in der „Deutſchen Beamtenrund ſchau“ vom 
1. Februar 1916 und in den „Grenzboten“ vom 8. März 1916 unter 
Hinweis auf die bevorſtehende Schrift der Offentlichkeit vorgelegt hatte. 

Zeiler will durch eine beſondere Einkommenſteuer einen Fonds von 
jährlich etwa 10 Milliarden Mark ſchaffen, die an alle Eheleute und 
Eltern ausgeſchüttet werden ſollen. Der Verſchiedenheit des örtlichen 
Geldwerts wird dadurch Rechnung getragen, daß von jedem Einkommen 
der 200 fache Betrag des ortsüblichen Männertagelohns als Exiſtenz⸗ 
minimum ſteuerfrei bleibt. 

Die Familienzulagen beſtehen aus einer „Haushaltungsbeihilfe“ von 
10—20, am beiten 15% des Einkommens und einer Anzahl von 
„Kinderbeihilfen“, für die Zeiler je einen niedrigen, mittleren und hohen 
Satz zur Auswahl vorſchlägt; ich nenne nur die mittleren Sätze in 
Prozenten des Einkommens: 1. Wochenbeihilfe 3 %%, gegebenenfalls an 


— 
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Stelle der Wochenbeihilfe der Sozialverſicherung, 2. „Zur Kinderſtube“, 
von 3—4 % ſteigend vom 1. bis 14. Lebensjahr des Kindes, 3. Lehr⸗ 
geldbeihilfe 6 %% , 4. Mittelſchulbeihilfe 8 — 12 %, ſteigend vom 10. 
bis 20. Lebensjahr, 5. Hochſchulbeihilfe 15% , 6. Militärdienſt geld 
für Einjährige 20 Yo, 7. Töchterausſtattungsgeld 30 %% . Im Intereſſe 
des ſozialen Ausgleichs werden dieſe Prozentſätze durch eine Unter⸗ und 
Obergrenze modifiziert, ſo daß zwar die Wohlhabenden mehr zahlen und 
mehr erhalten als die Minderbemittelten, aber doch bis zu gewiſſem 
Grade für dieſe mit zahlen. Die Mindeſt⸗ und Höchſtbeträge find: 


Wochenbeihiltktkte 60 — 300 Mk. 


gue Kinderſtubbte 50— 500 jährlich 
ehrgeldbeihilfſſ o 100 — 300 einmalig 
ür die Mittelſchullb 300—1500 jährlich 
ür die Hochſchul e 600—2400⸗ s 
ür den einjährigen Militärdienſt 1000—3000 - 
ür die Töchterausftattung . . . 300-6000 = 


Dieſe Sätze find ſpäter bei ſteigender Lebensvertenerung ftetig zu 
erhöhen nach den Grundſätzen, die Zeiler in dieſem Jahrbuch 1915 
dargelegt hat. Einen noch weitergehenden ſozialen Ausgleich, insbeſondere 
durch Staffelung der beſonderen Einkommenſteuer über den Abzug des 
200 fachen Ortslohnes hinaus, lehnt Zeiler ab. Gegenüber der all⸗ 
gemeinen Einkommenſteuer kommt alſo nicht nur die Progreſſion und 
Degreſſion in Wegfall, ſondern auch die ſteuerfreie Untergrenze der neuen 
Steuer liegt zum Beiſpiel in Preußen tiefer. Wieviel unſozialer Zeiler 
die Laſt verteilt, als zum Beiſpiel das bayeriſche Einkommenſteuergeſetz, 
erſieht man aus ſeiner Tabelle auf S. 48, wenn man die dritte mit 
der letzten Spalte vergleicht. 

Außerdem ſollen für alle öffentlichen Unterrichtsanſtalten Schulgeld, 


Lehrmittel und Bahnfahrt zur Schule frei ſein; die Privatſchulen müßten 


alſo wohl eingehen. Für Mittel⸗ und Hochſchulen ſind aber alle dieſe 
Vergünſtigungen mit Einſchluß der Geldbeihilfen abhängig von der Be⸗ 
willigung durch einen Schulbeirat, der ſowohl Begabung und Führung 
des Schülers wie den Andrang zum Studium berückſichtigt, auch nur 
die Hälfte der Beihilfe gewähren und die Beihilfe ganz verſagen kann, 
wenn der Schüler den Abſchluß des Studiums ſchuldhaft verzögert. Ein 
anſcheinend an jedem Orte zu errichtendes „Familienamt“ entſcheidet, ob 
die laufenden Beihilfen (mit Einſchluß der Hochſchulbeihilfen) weiter⸗ 
gewährt werden ſollen, wenn nach Ablauf der Unterſtützungszeit der 
Sohn oder die Tochter ohne Verſchulden noch keinen Erwerb gefunden 
hat! Uneheliche Kinder ſtehen den ehelichen gleich. Mittel⸗ und Hoch⸗ 
ſchüler, die bei Verwandten wohnen, erhalten eine gekürzte Beihilfe. 
Was die einzelne Familie zu zahlen und zu empfangen hat, gleicht 
ſich natürlich großenteils aus, ſo daß nicht 10, ſondern nur 2½ Mil⸗ 
liarden Mark wirklich aufzubringen und auszuzahlen ſind. Ich nehme 
an, daß dieſe beiden Summen für die mittleren Beihilfenſätze berechnet 
ſind, finde aber eine ausdrückliche Angabe Zeilers darüber nicht. Aller⸗ 
dings berechnet Zeiler bei mittleren Sätzen die ganze aufzubringende 
Laſt auf 23% des Volkseinkommens nach Abzug des 200 fachen Orts⸗ 
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lohnes für jeden Zenſiten; das würde, wenn dieſe Laft 10 Milliarden Mark 
iſt, auf ein ſehr hohes Volkseinkommen führen; Zeiler macht aber dieſe 
Rechnung nicht. Die Koſten der Schulgeldfreiheit uſw. ſcheinen übrigens 
in der Milliardenſumme noch nicht enthalten zu ſein. 

Sein ſtatiſtiſches Material hat Zeiler den Einkommenſteuerakten 
einer kleinen Stadt, vermutlich Zweibrücken entnommen; Bayern hat 
bekanntlich 1912 die Einkommenſteuer eingeführt. Er hat aus der 
Steuerliſte 1982 Zenſiten wahllos herausgegriffen, ihre Familien⸗ 
verhältniſſe notiert und aus ihnen die Beihilfenſätze berechnet, die ihnen 
nach ſeinen Vorſchlägen zuſtehen würden. Mitgeteilt hat er das Er⸗ 
gebnis dieſer Rechnung für etwa 110 einzeln aufgezählte Zenſiten in 
Beilage 3 und etwas ausführlicher für etwa 66 Zenſiten in Beilage 5; 
die ſtatiſtiſchen Berechnungen ſind meiſt für 495 Zenſiten gemacht wor⸗ 
den, alſo für den vierten Teil des ganzen Urmaterials. Zeiler hält 
aber auch dieſe geſchmälerte Grundlage für ausreichend, weil die Be⸗ 
rechnung der aufzubringenden Summe für die 495 Zenſiten zu demſelben 
Prozentſatz des Einkommens führt wie für die 1982 Zenſiten; ja er 
iſt kühn genug, dieſe Stichprobenergebniſſe auf die ganze Reichsbevölkerung 
zu übertragen, obwohl er auf S. 26 ausrechnet, daß die durchſchnittliche 
Einkommenshöhe ſeines Mittelſtädtchens nicht einmal mit der durch⸗ 
ſchnittlichen Einkommenshöhe der bayeriſchen Bevölkerung annähernd 
übereinſtimmt, ſondern um weit mehr als 50 % über fie hinausragt. 
Nehmen wir hinzu, daß ſeine Statiſtik auf einen überhöhten Betrag des 
deutſchen Volkseinkommens zu führen ſcheint, ſo kann man nur davor 
warnen, ſeine ſtatiſtiſchen Ergebniſſe, ſo verdienſtlich und intereſſant ſie 
find, zu verallgemeinern. Sie find meines Erachtens nicht einmal ge⸗ 
eignet, ſtatiſtiſche Schätzungen, die von anderer Seite verſucht worden 
find, umzuſtoßen. So berichtet Zeiler von der Zuſchrift eines Herrn 
Chr., der einen einheitlichen Jahreszuſchuß von 200 Mk. für jedes Kind 
mit einem Zuſchlag von 10 % zur preußiſchen Einkommenſteuer decken 
wolle. Gemeint iſt vermutlich Dr. Chriſtian, der im 11. Bande des 
Archivs für Raſſen⸗ und Geſellſchaftsbiologie („Wirtſchaftliche Begünſtigung 
des Kinderreichtums“) einen ſolchen Plan entwickelt. Zeiler hat ihn 
wahrſcheinlich mißverſtanden; denn abgeſehen davon, daß Chriſtian etwa 
3 Millionen unehelichen oder phyſiſch minderwertigen Kindern den Zu⸗ 
ſchuß verſagen will, berechnet er die Geſamtausgabe ſeines Plans auf 
4,2 Milliarden Mark, die er mit einem Einkommenſteuerzuſchlag von 
5— 20 % des Einkommens, nicht der Einkommenſteuer decken will. 
Zeiler aber rechnet aus, daß Chr. zur preußiſchen Einkommenſteuer 
nicht 10, ſondern 387 „ , und zur bayeriſchen ſogar 471% zuſchlagen 
müßte! Dagegen zeigt er mit Recht, daß ſein allerdings viel kompli⸗ 
zierterer Modus ſich dem Bedarfe beſſer anpaßt als der von Chr. vor⸗ 
geſchlagene einheitliche Satz von 200 Mk., der zum Beiſpiel für kinder⸗ 
reiche Familien mit beſcheidener Lebenshaltung das Kinderkriegen geradezu 
zu einem gewinnbringenden Geſchäft mache. 

In den Zahlenbeiſpielen liegt denn auch der Hauptwert der Schrift. 
So wird in Beilage 4 berechnet, wie die Reform auf die einzelnen 
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Einkommenſtufen wirken würde. Ich greife als Beiſpiele fünf Einkommens⸗ 


ſtufen heraus: 

Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. 
heutiges Einkommen 1000 3000 5000 10 000 100 000 
nach Abzug der Famil ienſteuer. 904 2424 3944 7744 76 144 


mit der Haushaltungs beihilfe . 1054 2874 4694 9 244 91 144 
mit Zuſchüſſen für 5 Kinder von 2, 

9 und 13 Jahren 1274 3186 5214 10234 92 244 
wenn ein Kind die Mittelſchule beſucht 1539 3429 5479 10764 92 824 

In Wirklichkeit werden die kleinen Einkommen noch beſſer fahren, 
weil ſie kinderreicher ſind; während es anderſeits zweifelhaft iſt, ob ſie 
im Wettbewerb um die Mittel: und Hochſchulſtellen nicht von den Kindern 
der oberen Zehntauſend geſchlagen würden, obgleich Zeiler zwar den 
Vorzugswert des Nachwuchſes der Begüterten anerkennt (S. 7), aber 
radikal genug iſt, ſeinen Schulbeiräten die Berückſichtigung der elterlichen 
Vermögenslage zu verbieten, und obgleich er optimiſtiſch genug iſt, vom 
Einfluß feiner Schulbeiräte eine Verminderung der Mittel: und Hoch⸗ 
ſchüler zu erwarten (S. 30); wahrſcheinlicher iſt, daß jede Schule wett⸗ 
eifern würde, ihren Zöglingen einen möglichſt großen Anteil an den 
verfügbaren Mittel⸗ und Hochſchulſtellen zu ſichern, und daß den be⸗ 
güterten Klaſſen der Kinderreichtum noch mehr verleidet würde in dem 
Maße, wie ein großer Teil ihrer Kinder wegen angeblicher Nichtbefähigung 
deklaſſiert werden müßte. Ungleichmäßig würde das Syſtem auch zu⸗ 
gunſten der kinderreichen Landbevölkerung wirken; dieſe Wirkung wäre 
zu begrüßen nicht nur im Intereſſe der Bevölkerungspolitik, ſondern auch 
der Volkshygiene und dem erſten Anſchein nach auch einer nationalen 
Wirtſchaftspolitik; iſt doch heute den Landwirten die Erziehung ihrer 
Kinder finanziell erſchwert; anderſeits beſteht aber Grund zu der An⸗ 
nahme, daß Landarbeiter und Kleinbauern einen größeren Teil ihrer 
Kinder ſtädtiſchen Berufen zuführen würden, fobald es ihnen finanziell 
erleichtert wird. Deutlicher als die Bevorzugung der Landwirtſchaft 
hebt Zeiler die der Nichtfeſtbeſoldeten hervor, weil dieſe ihr Einkommen 
unvollſtändig deklarieren und darum zur Familienſteuer unvollſtändig 
herangezogen werden; Zeiler hofft allerdings, daß wenigſtens diejenigen, 
die bei ſeiner Einkommensreform mehr empfangen als zahlen, nun ehr⸗ 
licher deklarieren werden; er hätte hinzufügen ſollen, daß ſie zum Teil 
das Intereſſe haben, ihr Einkommen zu hoch anzugeben. 

Wie dieſes Intereſſe an der Reform für einzelne Familien ſich ge: 
ſtaltet, hat Zeiler in Beilage 6—14 tabellariſch und graphiſch an dem 
Beiſpiel von vier Familien dargeſtellt, auf Grund perſönlicher Kenntnis 
ihrer Familiengeſchichte; ein fünftes Beiſpiel hat er fingiert. Dabei 
zeigt ſich, daß die Einkommenskurve bei den zwei Familien mit drei 
Kindern nur unerheblich erhöht wird, außer in den letzten Jahren bei 
erheblichen Zuſchüſſen für höhere Berufsbildung und für den Einjährigen⸗ 
dienſt; während die drei Familien mit 4—6 Kindern weſentlich beſſer 
fahren; es fehlt ein Beiſpiel kinderarmer Familien. In allen Fällen 
iſt natürlich das Familieneinkommen beträchtlich höher als das verkürzte 
Einkommen des Junggeſellen, der nur die Laſt der Familienſteuer trägt, 
ohne einen Pfennig herauszubekommen. 
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Von großem Intereſſe iſt auch die in Beilage 15 mitgeteilte Ver⸗ 
teilung der ledigen, verwitweten und verheirateten Zenſiten nach Ein⸗ 
kommensſtufen, wobei gefdiedene und getrennte Ehen zur Gruppe der 
Verwitweten gerechnet find; die verkürzte Tabelle zeigt folgendes Bild: 


Einkommensſtufe Ledige Witwer uſw. Eheleute 


Mk. % % % 
1— 700 66 23 11 
701 — 800 79 13 8 
801 — 900 64 15 21 
901—1000 52 10 38 
1001—1100 43 5) 52 
1101 - 1200 41 5 54 
1201—1400 23 8 69 
1401 1600 20 5 15 
1601—1800 17 10 73 
1801— 2000 10 3 87 
2001— 2300 10 7 83 
2301— 2600 11 8 81 
2601—3000 16 10 14 
3001--3500 20 6 74 
3501-4000 9 10 81 
400 1—5000 7 18 80 
5001—6500 15 0 85 
6501— 9000 7 9 84 
über 9000 13 15 72 


Manche Bevölkerungstheoretiker werden vielleicht geneigt ſein, aus 
dieſer Tabelle einen günſtigen Einfluß des Wohlſtands auf den Familien⸗ 
ſtand zu folgern; die richtige Deutung der Zahlen würde hier zu weit 
führen. — Unverſtändlich iſt mir Beilage 19 geblieben. 

Außer dem Plane Chriſtians werden auch andere Vorſchläge und 
Verſuche zur Finanzierung der Familienlaſt kritiſch beſprochen. Von 
Intereſſe iſt dabei beſonders die Ablehnung des Verſicherungsgedanlens: 
Elternſchaftsverſicherung. Zeiler wird freilich bei Verſicherungstheoretikern 
wenig Verſtändnis finden, wenn er Anſtoß daran nimmt, daß Elternſchaft 
wie ein Unfall Gegenſtand der Verſicherung ſein ſoll. Eher läßt ſich hören, 
daß es vom verſicherungstheoretiſchen Standpunkt ſchwer ſei, auch zum 
Beiſpiel alte Leute, die keine Kinder mehr kriegen können, zu Beiträgen 
heranzuziehen, auf die Zeiler doch nicht verzichten will. Denn nach ſeiner 
Meinung ſoll jeder nach ſeiner Leiſtungsfähigkeit beitragen (S. 17), ſo 
gut wie der alte Junggeſelle Steuern zahlt, mit denen Schullaſten ge⸗ 
deckt werden (S. 39). (Unverſtändlich bleibt allerdings, warum juriftifche 
Perſonen nicht beiſteuern ſollen; die Folge wäre, daß Aktiengeſellſchaften 
intereſſiert werden, übermäßige Reſerven zu ſammeln, um ihre Über: 
ſchüſſe der Familienſteuer zu entziehen.) Und zwar ſoll die Familienlaſt 
nach der Leiſtungsfähigkeit verteilt werden, weil das gerecht iſt (S. 10). 
Mir ſcheint aber, daß die Bevölkerungspolitik noch höher als den Maß⸗ 
ſtab verteilender Gerechtigkeit, an den Zeiler offenbar denkt, Erwägungen 
der Zweckmäßigkeit ſtellen ſollte, analog etwa der ſtrafrechtlichen Abſchreckungs⸗ 
theorie: die Bevölkerungspolitik ſoll in erſter Linie die Bevölkerung regu⸗ 
lieren, mehr als einem noch dazu einſeitigen Gerechtigkeitsideal dienen. 
Darum ſcheint es mir anfechtbar, wenn Zeiler (S. 7 u. 9) die Gewährung 
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bevölkerungspolitiſcher Haushaltungsbeihilfen auch an alte Eheleute, 
Witwer, Witwen und katholiſche Geiſtliche mit Erwägungen der Billig⸗ 
keit rechtfertigt, es ſei denn, daß die Billigkeit zugleich zweckmäßig wirkt. 
Die katholiſchen Geiſtlichen werden die Beihilfe natürlich ſchon aus 
politiſchen Gründen bekommen, oder gar, was Zeiler auch zur Auswahl 
vorſchlägt, noch vorteilhafter von der Familienſteuer befreit werden. Mit 
Zweckmäßigkeitsgründen kann es meines Erachtens auch begründet werden, 
die Kinderbeihilfe nicht, wie Zeiler will, vom erſten, ſondern erſt vom 
dritten Kinde an in Ausſicht zu ſtellen, obgleich die Erhaltung des 
dritten Kindes nicht mehr, ſondern weniger koſtet als die erſten. Ebenſo 
wären im Intereſſe der Frühehe Heiratsprämien zwar nicht gerechter, 
aber vielleicht wirkſamer als Zeilers lebens längliche Haushaltsbeihilfen. 
Gegen Mißbrauch der Prämien wie der laufenden Beihilfen (etwa durch 
Zuhälterehen) müßte natürlich vorgeſorgt werden; auch Zeiler wirft die 
Frage auf, ob durch ſeine Beihilfen leichtſinnige Eheſchließungen gefördert 
werden können. Anderſeits wäre eine günſtige Nebenfolge, daß Jung⸗ 
geſellen, die nicht heiraten, um Verwandte unterſtützen zu können, nun 
die Haushaltungsbeihilfe dieſen Verwandten geben können (S. 7). 

Mit Recht hebt Zeiler hervor, daß auch eine Nebenwirkung der 
Reform auf die Konſumtionsſitten nur zu begrüßen wäre: die Minderung 
der Kaufkraft lediger und kinderloſer Leute. „Unausbleiblich wäre eine 
Zurückdrängung des Alkoholgenuſſes ſowie eine Minderung gewiſſer Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe. Nicht zuletzt iſt es die Rechtspflege in Zivil⸗ wie Straf⸗ 
ſachen, die einen Einblick in die Art gewährt, wie die jungen und für 
einen vernünftigen Gebrauch oft zu gut bezahlten Leute ſo ſehr der 
Verführung ausgeſetzt ſind, ſich von gewiſſenloſen Vertriebsgeſchäften und 
ihren redegewandten Vertretern abzahlungsweiſe viel unnötiges Zeug 
aufhängen zu laſſen, wie Schußwaffen, Sprechmaſchinen, Geſchmeide u. dgl.“ 
Dazu kommt aber die anſteckende Wirkung erhöhter Lebenshaltung über⸗ 
haupt, mit der ſich Zeilers Aufſatz in dieſem Jahrbuch beſchäftigt. 
„Wenn die Einkommensſchicht von 2000—3000 Mk. die Neigung hat, 
es der Schicht von 3000 —4000 Mk. gleich zu tun, fo haben innerhalb 
jener niedrigeren Schicht diejenigen ihrer Angehörigen die Führung, 
welche die geringſten Familienlaſten zu tragen haben, und ihrem Beiſpiel 
wiederum können ſich auf die Dauer die Genoſſen derſelben Schicht 
nicht entziehen. ... Die Folge aber ift, daß ... ſchließlich eine auch 
nur mittelgroße Kinderzahl ſtatt zu einer Quelle der häuslichen Freude 
zum Anlaß ſchwerer Geldſorgen und Entbehrungen werden muß.“ | 

Am bedenklichſten iſt natürlich die Aufbringung der Koſten. Zwar 
ſagt Zeiler mit Recht, daß die vorgeſchlagene Umſchichtung des Ein⸗ 
kommens ja gar keine Mehrbelaſtung der Volkswirtſchaft bedeute, oder 
doch nur ſofern ſie ihren Zweck erreiche, den Geburtenrückgang zu hemmen. 
Aber es liegt doch auf der Hand, daß die Einführung einer neuen 
Milliardenſteuer auf Schwierigkeiten ſtoßen muß. Es würde ſich doch 
tatſächlich um eine Reichseinkommenſteuer handeln. Zwar will Zeiler ſie 
von den Bundesſtaaten aufbringen laſſen, aber doch nach Regeln, die 
vom Reiche vorgeſchrieben werden und vom Schema der einzelſtaat⸗ 
lichen Einkommenſteuertarife abweichen. Aber auch wenn die Hinderniſſe 
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überwunden würden, die jeder Reichseinkommenſteuer im Wege ft 

und wenn es möglich wäre, durch Einkommenbeſteuerung mehrere Milliarden 
mehr als bisher einzubringen: ſo würde der Fiskus die Hand auf ſie 
legen. Die Einkommenſteuer iſt vielleicht nicht der richtige Weg, um 
das Ziel Zeilers zu erreichen. 

Über die Gefahr einer Steuerflucht wohlhabender Junggeſellen ins 
Ausland tröſtet Zeiler mit der Erwägung hinweg, das Volk verliere an 
ſolchen Ausreißern nicht viel; für den Fiskus ein ſchlechter Troſt. 

Wenn Zeiler auch die kleine Steuerkraft erfaſſen will, alle Zenfiten, 
deren Jahreseinkommen über den 200 fachen Ortslohn hinausgeht, ſo muß 
er die Schwierigkeiten in den Kauf nehmen, die ſich bei der Veranlagung 
und Einziehung zum Beiſpiel der preußifchen Klaſſenſteuer namentlich in 
Großſtädten ergeben und ſchließlich zur Befreiung der niederen Steuer⸗ 
ſtufen geführt haben. Er will die Abgabe monatlich einheben und für 
unverheiratete Arbeiter beim Arbeitgeber einziehen laſſen. 

In einem intereſſanten Schlußabſchnitt regt Zeiler an, das nach 
ſeinem Vorſchlag feſtzuſtellende Exiſtenzminimum als Beſtandteil des 
Einkommens zum Maßſtab zu verwenden ſowohl für eine gerechte pro⸗ 
greſſive Beſteuerung wie für die Bemeſſung des pfandfreien Einkommens 
wie für eine Abſtufung von Geldſtrafen nach der Leiſtungsfähigkeit. 
Zeiler will als Exiſtenzminimum den Einkommensbetrag ausſondern, der 
ſich durch Addition des 200 fachen Ortslohnes, der Familienbeihilfen 
und der Familienſteuer ergibt. Richtiger wäre es aber wohl, das Exiſtenz⸗ 
minimum der Familie direkt zu veranſchlagen und dieſes „gebundene 
Einkommen“ im Gegenſatz zu dem darüber hinausgehenden „freien Ein⸗ 
kommen“ von Steuerpflicht und Pfändung zu befreien. 

Göttingen K. Oldenberg 


Becker, Heinrich: Unterſuchung über den Zuſammenhang 
zwiſchen Konfeſſion und Fruchtbarkeit in Preußen. 
(Oktoberheft 1916 des 36. Jahrganges der „Sozialen Kultur“, 
S. 553— 598.) München⸗Gladbach 1916, Volksvereinsverlag. 8°. 


Dieſe Abhandlung, eine in der Hauptſache noch unter Lexis Leitung 
entſtandene Differtation der Göttinger Philoſophiſchen Fakultät vom 
Jahre 1914, tft infolge des Krieges erſt jetzt erſchienen. Die in dieſem 
Jahrbuch 1916, S. 1524 angezeigte Breslauer Diſſertation von Lemanczyk, 
die dasſelbe Thema behandelt, konnte daher vom Verfaſſer noch nicht 
berückſichtigt werden. Sie hätte ihm aber auch nicht viel Anregung 
geboten; denn Beckers eindringende und ausgezeichnete Unterſuchung 
fängt ungefähr da an, wo Lemanczyk mit ſeinen ſtumpferen Inſtrumenten 
fertig zu ſein glaubte. Er nutzt ſchon das Urmaterial beſſer aus. Zwar 
verzichtet er auf die Verhältniszahlen von Eheſchließungen und Geburten; 
aber die direkte Fruchtbarkeitsſtatiſtik ſcheidet er nach Stadt und Land, 
berückſichtigt den Altersaufbau der Ehefrauen und begnügt ſich nicht mit 
der Trennung nach Regierungsbezirken (die er in überſichtlicher Weiſe 
nach der Quote der katholiſchen Bevölkerung ordnet), ſondern geht in 
weitem Umfang bis auf die Kreiſe zurück. Er gewinnt damit ein Mittel, 
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die großen Fruchtbarkeitsdurchſchnitte der Regierungsbezirke auf ihre ört⸗ 
lichen konfeſſionellen Urſachen zurückzuführen. Dabei überſieht er keines⸗ 
wegs die vielfache Duplizität paralleler Urſachen: die fruchtbaren katho⸗ 
liſchen Bevölkerungen find vielfach zugleich ländliche, ärmliche, auch pol⸗ 
niſch durchſetzte Bevölkerungen, deren Fruchtbarkeit auch aus dieſen nicht 
konfeſſionellen Urſachen erklärt werden könnte. Becker erkennt an, daß 
in manchen Gebieten, ſo faſt durchweg in den gemiſcht konfeſſionellen 
Oſtbezirken, proteſtantiſche Familien die Fruchtbarkeit der katholiſchen 
annähernd erreichen, und daß in der katholiſchen Bevölkerung die Städter 
kinderärmer ſind, daß überhaupt das katholiſche Bekenntnis keinen 
dauernden Schutz gegen den Geburtenrückgang bietet; aber er weiſt doch 
eine Reihe von Fällen nach, in denen vorläufig nur die katholiſche Kon⸗ 
feſſion den Kontraſt ſehr verſchiedener Fruchtbarkeitsgrade in benachbarten 
Kreiſen erklärt. Für Ausnahmen wie die ſtark fallenden Fruchtbarkeits⸗ 
ziffern der katholiſchen Regierungsbezirke Köln und Düſſeldorf, auf die ich 
in der Beſprechung Lemanczyks hinwies, macht er wenigſtens mildernde 
Umſtände geltend: den ungünſtiger gewordenen Altersaufbau (der aber, wie 
mir ſcheint, nur einen kleinen Teil des Rückganges erklärt) und den nach⸗ 
weislichen ſtatiſtiſchen Einfluß evangeliſcher Minderheiten, die allerdings 
großenteils zugleich großſtädtiſche Minderheiten (Elberfeld⸗Barmen uſw.) 
find. Noch weniger gelungen ſcheint mir fein Nachweis, daß in den 
Montangebieten weder das Vorwiegen des polniſchen noch des bergmänni⸗ 
ſchen Elements die hohe Kinderzahl erklären helfe, ſondern nur die katho⸗ 
liſche Konfeſſion. Denn wenn zum Beiſpiel der polenreiche Kreis Herne⸗ 
Stadt an Fruchtbarkeit übertroffen wird durch die polenarmen Kreiſe 
Bochum⸗Land, Arnsberg, Olpe, Meſchede, Brilon, fo haben dieſe letzteren 
Kreiſe dafür teils mehr Bergbau, teils mehr Landwirtſchaft, und der 
Vergleich hinkt überhaupt, ſo lange man nicht den Altersaufbau der ver⸗ 
glichenen Bevölkerungen kennt. Dieſer iſt aber nur für ganze Regierungs⸗ 
bezirke und auch da nur in Geſtalt der rohen Scheidung von Ehefrauen 
über und unter 30 Jahren berückſichtigt. Für die Kreiſe glaubt Becker 
allerdings einen Maßſtab des Altersaufbaues in den Zahlen zu beſitzen, 
die angeben, welcher Bruchteil der weiblichen Bevölkerung aus Ehefrauen 
im gebärfähigen Alter beſteht. Aber dieſe Ehehäufigkeit iſt noch kein ge⸗ 
nügender Maßſtab des Altersaufbaues. Becker ſagt zwar: „Ein Vergleich 
bei den Regierungsbezirken zwiſchen dieſen Zahlen und dem Prozentſatz 
der unter 30 Jahre alten Ehefrauen an deren Geſamtheit zeigt, daß 
zwiſchen den beiden Zahlen ein faſt vollkommener Parallelismus herrſcht. 
Ein ſolcher Vergleich findet ſich in der Göttinger Diſſertation von Leo 
Berger über den Zuſammenhang zwiſchen Beruf und Fruchtbarkeit.“ 
Allein ſoviel ich ſehe, ſagt Berger nur, daß die zeitlichen Ver⸗ 
änderungen in dieſen beiden Zahlenreihen im allgemeinen parallel 
gehen. Die Proportionalität der gleichzeitigen Zahlen hätte aber von 
Becker eingehend nachgewieſen werden müſſen. Es iſt ſchade, daß unter 
dieſer Unſicherheit über den Altersaufbau die Schlüſſigkeit der Beweis⸗ 
führung überall da leidet, wo die Bevölkerungsverhältniſſe kreisweiſe ver⸗ 
glichen werden. Da die konfeſſionellen Gebiete ſich großenteils mit den 
Ab⸗ und Zuwanderungsgebieten decken, iſt die Frage nach dem Alters⸗ 
Schmollers Jahr buch XLII 2. 32 
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aufbau der Konfeſſionen von entſcheidender Wichtigkeit. — Bei den 
Tabellen iſt übrigens die Quellenangabe zum Teil ſehr knapp ausgefallen. 

Auch die allgemeine Erörterung der Urſachen des Geburtenrückganges, 
mit der Becker ſeine Diſſertation einleitet, iſt von Intereſſe. Mit Nach⸗ 
druck werden Ausſagen von evangeliſcher Seite hervorgehoben, die den 
geringeren Einfluß der evangeliſchen Kirche auf die Familienſitten ein⸗ 
räumen. Doch hätte Becker auch auf die kleinen Zugeſtändniſſe hinweiſen 
ſollen, die die katholiſche Kirche im Beichtſtuhl der Prävention immerhin 
macht. Schlagend iſt, was Becker gegen Budges Theorie einwendet, die 
wirtſchaftliche Wirkung des Sterblichkeitsrückganges fet die Urſache der 
Beſchränkung der Kinderzahl: außer Budges eigener Theorie, daß einer 
aufſteigenden, zukunftsfreudigen Arbeiterklaſſe ſolche peſſimiſtiſche Vorſicht 
fremd ſein müſſe, die Tatſachen der abnehmenden Auswanderung, der 
ſtarken Einwanderung, der abnehmenden Quote alter Leute. Wichtig iſt 
auch ſein Hinweis, daß auf die im 20. Jahrhundert rückgängige Heirats⸗ 
ziffer eine Verſchiebung im Altersaufbau der Bevölkerung von durch⸗ 
ſchlagendem Einfluß geweſen iſt (S. 560). Nicht zuſtimmen kann ich 
feiner Meinung, daß der Einfluß einer capillarité sociale auf den Ge 
burtenrückgang nur im Beamtenſtande von Bedeutung ſei und darum für 
die ganze Bevölkerung wenig in Frage komme. Mißverſtändlich ſcheint 
er mir die Meinung zuzuſchreiben, ich ſehe die letzte Urſache des Geburten⸗ 
rückganges in der Zunahme ſtädtiſcher Siedelung und nicht in den mit 
ihr verbundenen geiſtigen Strömungen. Daß ſolche Strömungen wirkſam 
ſind, wird von mir nicht nur „zugegeben“, ſondern es iſt der Kern meiner 
Auffaſſung. Den von J. Wolf betonten Parallelismus des Geburten⸗ 
rückganges mit der örtlichen Verteilung gewiſſer politiſcher Parteien 
beſtätigt Becker nicht nur, ſondern zeigt auch, daß ſcheinbare Ausnahmen, 
die Wolf konſtatierte, verſchwinden, wenn man die von Wolf viel ver⸗ 
wendeten ungenauen allgemeinen Geburtenziffern durch eheliche Frucht⸗ 
barkeitsziffern erſetzt. Dagegen bewährt ſich nach Beckers Unterſuchung 
die Wohlſtandstheorie weder an der von Mombert zum Maßſtab emp⸗ 
fohlenen preußiſchen Einkommenſteuerſtatiſtik (S. 579 — 581) noch an 
Momberts Sparkaſſenſtatiſtik (S. 582). Auch gegen den von Würzburger 
gelehrten Zuſammenhang von Geburtenzahl und Säuglingsſterblichkeit, 
den ich in dieſem Jahrbuch 1916, S. 789— 824, eingehend erörtert 
habe, bringt Becker wertvolles Material bei (S. 582 — 583). In inter⸗ 
eſſanter Weiſe ſucht er zu zeigen (S. 584), wie die Geburtenhäufigkeit 
in Preußen ſich um zwei Depreſſionsmittelpunkte gruppiert: Berlin mit 
dem Regierungsbezirk Potsdam und in kleinerem Maßſtabe Stadtkreis 
Wiesbaden; doch bilden wohl die meiſten größeren Städte ſolche Infektions⸗ 
herde, die auf die Nachbarſchaft ausſtrahlen. Momberts Bemerkung, daß 
der Geburtenrückgang vor allem die Gebiete mit ohnehin geringer Frucht⸗ 
barkeit getroffen habe, wird auch für das inzwiſchen hinzugekommene 
Jahrzehnt der Statiſtik beſtätigt (S. 568). „Der Unterſchied zwiſchen 
Stadt und Land wird alſo immer größer, ebenſo der zwiſchen den über⸗ 
wiegend katholiſchen und den überwiegend evangeliſchen Bezirken. Gerade 
dieſe Tatſache, daß die Abnahme der Fruchtbarkeit von Anfang an pro⸗ 
greſſiv vor fic) gegangen iſt, möchte ich beſonders denen ans Herz legen, 
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welche nicht genug betonen können, es käme im weſentlichen auf den 
Geburtenüberſchuß an und nicht auf die Höhe der Geburtenziffer.“ Becker 
fügt hinzu (S. 585), daß in manchen Gebieten mit geringer Fruchtbarkeit 
viel und jung geheiratet wird; „es hat alſo den Anſchein, als ob man 
in dieſen Gegenden bereits Jo weit gekommen iſt, daß man früher und 
leichter zum Eingehen einer Ehe ſich entſchließt mit der Abſicht, das Er⸗ 
zeugen von Kindern hinauszuſchieben, oder man ſich gar ſchon im voraus 
über ihre Zahl klar iſt. Dadurch würde ſich auch erklären, warum das 
Fallen der Fruchtbarkeit eintrat bei gleichzeitigem Steigen der Ehefrequenz. 
Dieſe Erſcheinung, die ganz gewiß ſehr bedenklich iſt, müßte jedoch noch 
eingehender unterſucht werden.“ 

Wie Lemanczyk betont auch Becker den Einfluß der Geburten⸗ 
häufigkeit auf die Zunahme der katholiſchen Bevölkerungsquote; er be⸗ 
obachtet aber dieſe Wirkung ſchon auf der Zwiſchenſtation der Volks⸗ 
ſchülerſtatiſtik. Es gab in Preußen Volksſchulkinder: 


evangeliſche katholiſche 


1886 63,3 35,8 
1901 61,9 374 
1911 58,9 40,3 


Vom jährlichen Zuwachs kamen auf die Katholiken 1891—96 39 %,, 
1896-1901 49% 1901—06 55,4% ͤ‚1906—11 63,5%. „Wenn 
die Bewegung in demſelben Tempo weitergeht, dann iſt der Zeitpunkt 
nicht mehr fern, wo zuerſt die Zunahme der Zahl der Volksſchüler ſich 
nur mehr aus katholiſchen Schülern rekrutieren wird. Dann wird auch 
bald der Zeitpunkt kommen, wo die Zahl der Schulkinder beider Kon⸗ 
feſſionen gleich ſein wird. Schließlich wird ſogar die Majorität auf 
ſeiten der Katholiken ſein. Daß dieſes Tempo in den nächſten Jahren 
aber ſogar noch in verſtärktem Maße fortſchreiten wird, iſt zweifellos. 
Der Zuwachs der Volksſchüler ſtellt im weſentlichen die jährliche Differenz 
der Geburten von 1897 —1905 dar, etwas beeinflußt durch die Differenz 
der Sterbefälle der Kinder in den einzelnen Jahren. Dieſe Geburten⸗ 
differenz wird noch bis zum Jahre 1916 oder 1917, bei Berückſichtigung 
der ſtark zurückgehenden Kinderſterblichkeit und der Wanderungen etwas 
länger poſitiv ſein, dann wird ſie negativ werden, d. h. die Zahl der 
Volksſchüler wird abnehmen. Denn bis zum Jahre 1906 hatten wir 
in Preußen eine im allgemeinen gleichbleibende Geburtenzahl, von da an 
fällt ſie. Die Zahl der evangeliſchen Volksſchüler wird zuerſt abnehmen. 
Denn das Verhältnis der Zahl der Geburten aus rein katholiſchen Ehen 
zu den aus rein evangeliſchen Ehen wird für erſtere immer günſtiger 
Die Zeit, wo in Preußen die Bevölkerung zur Hälfte katholiſch ſein wird, 
iſt alſo in greifbare Nähe gerückt.“ Wie der Einfluß der Miſchehen 
dieſe Entwicklung modifiziert, wird nicht erörtert. 

Der Verfaſſer ſchließt mit der Frage, ob die durch den Krieg wach 
gerufenen geiſtigen Mächte auf den Geburtenrückgang Einfluß gewinnen 
werden. „Der Krieg von 1870 hat in Frankreich die erhoffte religiöſe 
und ſittliche Erneuerung nicht gebracht.“ 

Göttingen K. Oldenberg 


32 * 
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Welker, Georg: Die Münchener Erhebung über den 
Lebensmittelverbrauch im Februar 1915. Eine ſtatiſtiſche 
Studie, mit 3 farbigen Tafeln. München, Berlin und Leipzig 1916, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 8°. 201 S. Geh. 14 Mk. 


Im Zuſammenhang mit der zur Rationierung des deutſchen Brot⸗ 
konſums erfolgten Beſchlagnahme der Getreide- und Mehlvorräte wurden 
die einzelnen Bundesſtaaten, innerhalb dieſer wieder beſondere Inſtanzen, 
zu Verwaltern und Verteilern der auf ihren Bereich entfallenden Vor⸗ 
ratsmenge beſtellt. Da „der Verbrauch an den meiſten Lebensmitteln 
in allen Gegenden Deutſchlands ſehr verſchieden iſt“, „ergab ſich für die 
verantwortlichen Mehl⸗ und Brotzuteilungsſtellen die Aufgabe, die Grund: 
lagen einer volkswirtſchaftlich zu rechtfertigenden Verteilung erſt zu finden, 
den Bedarf in ſeinen vielleicht zahlreichen Abſtufungen feſtzuſtellen gegen⸗ 
über dem verfügbaren Vorrat. Die Notwendigkeit dieſer Aufgabe erkannte 
auch der Direktor des Städtiſchen Statiſtiſchen Amtes in München. der 
bekannte Sozialpolitiker Profeſſor Dr. Wilhelm Morgenroth, und ver⸗ 
anlaßte eine über alle bisherigen Unterſuchungen dieſer Art weit hinaus⸗ 
gehende Erhebung über den Lebensmittelverbrauch in München“, deren 
Bearbeitung er dem Verfaſſer übertrug. So kam die bei weitem größte 
Erhebung zuſtande, die für eine einzelne deutſche Stadt exiſtiert, und die 
mit ihren 4616 bearbeiteten Haushaltungsrechnungen ſelbſt den Umfang 
der Reichserhebung von (852) „Wirtſchaftsrechnungen minderbemittelter 
Familien im Deutſchen Reiche“ vom Jahre 1907 weit überragt, an der 
die Stadt Hamburg mit 179 Haushaltungen abſolut und relativ am 
ſtärkſten beteiligt war. Sie erreichte alſo faſt den Umfang der 5046 
Arbeiterbudgets des Jahres 1905, die als „Cost of living in German 
towns“ im Jahre 1908 vom engliſchen Handel samt veröffentlicht wurden, 
die ſich jedoch auf eine größere Anzahl von Städten verteilten. 


Dem Umfang der Münchener Erhebung entſpricht in mancher Be⸗ 
ziehung auch der Umfang ihrer Bearbeitung durch Herrn Dr. Welker. 
Hat er doch die Reſultate derſelben in nicht weniger als 195 Tabellen 
zuſammengeſtellt und verarbeitet. Er hat ihnen aber — einſchließlich 
einer weitausholenden Einleitung über finanzielle Kriegsbereitſchaft und 
Vorratsſtatiſtik — nur 47 Seiten Text gewidmet. 


Dem großen Vorzug, den der Umfang der Münchener Erhebung 
anderen Erhebungen gegenüber zweifellos bildet, ſtehen aber auch ver⸗ 
ſchiedene Nachteile derſelben gegenüber. Sie erfolgte nicht in der Weiſe 
wie ſonſt, daß die Haushaltungen ihren Verbrauch regelmäßig anſchreiben, 
vielmehr hatten ſie auf einer ihnen „ſchon am letzten Februar übermittelten 
Karte nachträglich, nach dem Gedächtnis einzutragen: „Wir gebrauchten 
vom 1.— 26. Februar wöchentlich etwa“ (alſo ſchätzungsweife): 1. Mehl, 
2. Hausbrot, 3. Semmeln (Stück), 4. Brot in Pfund oder in Mark und 
Pfennigen; ferner: 5. Teigwaren, 6. Rollgerſte, 7. Kartoffeln, 8. Butter, 
9. Fette, 10. Fleiſch, 11. Dauerware, 12. Milch (Liter) in Pfund. Wenn die 
tüchtigen Hausfrauen ihren ungefähren Wochenverbrauch auch kennen, 
ſo liegt es trotz der gegenteiligen Anſicht Welkers doch auf der Hand, 
daß ſolche nachträgliche ſchätzungsweiſe Angabe in „Pfund“ zu Ab⸗ 
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rundungen nad oben führen muß. Auch hat eine unvorfidtige Anordnung 
auf der Fragekarte „eine beträchtliche Zahl von Haushaltungen zu der 
Annahme geführt, daß nur für die erſten vier Poſitionen der wöchentliche 
Verbrauch, für die anderen dagegen der Geſamtverbrauch vom 1. bis 
26. Februar anzugeben ſei“. Die nachträgliche Erfragung — die, bei dem 
Zwecke, dem die Erhebung dienen ſollte, wohl nicht zu vermeiden war — 
hatte natürlich zur Folge, daß ſie ſich nur auf wenige Hauptnahrungs⸗ 
mittel erſtrecken konnte. Dieſe lieferten aber, wie ich berechnet habe, beim 
Geſamtkonſum der 179 Hamburger Haushaltungen der Reichserhebung 
von 1907, 86 % vom Eiweiß, 94% vom Fett, 80 „% der Kohlehydrate 
und 86 9% der Kalorien. Die Beſchränkung auf die Hauptnahrungsmittel 
iſt alſo ein verhältnismäßig nicht ſehr ins Gewicht fallender Nachteil der 
Münchener Erhebungsart. Angeſichts des großen Münchener Bierkonſums 
hätte die Frage nach ihm auf dem Erhebungsformular aber nicht fehlen 
ſollen. Liefert er allein doch mindeſtens 15% der Kalorienzahl des 
Konſums der Münchener Haushaltungen. Näheres hierüber, wie über⸗ 
haupt über die Reſultate der Münchener Erhebung, findet ſich im gleichen 
Heft dieſes Jahrbuches, in meinem Aufſatz: „Der Nährwert des deutſchen 
Volkskonſums“ S. 101 ff. 

Das Erhebungs formular enthält auch eine Nachfrage nach der Zahl 
der Perſonen im erſten Lebensjahr und im zweiten bis ſechzehnten Lebens⸗ 
jahr. Unter letzterem war wohl das vollendete ſechzehnte Lebensjahr 
verſtanden. Daß dies nicht geſagt iſt, wird zu unrichtigen Angaben ge⸗ 
führt haben. Das Fehlen einer genaueren Altersangabe bei den Kindern 
— den Wert der Erhebung und des ſie darſtellenden Tabellen⸗ 
werkes. 

Die Bearbeitung teilt von den 4616 Haushaltungen 669 einer 
Oberſchicht (a), 1523 einer Mittelſchicht (b) und 2424 einer Unterſchicht (e) 
zu. Jede derſelben wurde wieder, nach der Berufs⸗ und Betriebszählung 
von 1907, in ſechs Abteilungen (A, B, C, D, E und F) geteilt und 
die Abteilungen wieder in zuſammen 33 Gruppen. Die fie darſtellenden 
Tabellen beſtehen aus 40 Zahlenreihen, in denen ſich diejenigen der Ab⸗ 
teilungen nur wenig (durch nautiſche Ziffern) von denen der Gruppen 
abheben. Die Tabellen wären überſichtlicher geworden, wenn die Ab⸗ 
teilungen durch Linien von den Gruppen getrennt worden wären. Für 
jede Gruppe, dann wieder für jede Abteilung, und in der letzten Zeile 
für alle Abteilungen — in Tabelle 48 zuſammenfaſſend für die drei 
ſozialen Schichten zuſammen — ift der Verbrauch von elf Nahrungs- 
mitteln in Gramm pro Kopf und Woche angegeben. Daneben noch die 
Zahl der Haushaltungen, deren Perſonenzahl und Kinderzahl. In dieſer 
Weiſe ſind die erſten 44 Tabellen allein der Rubrizierung nach Größen⸗ 
klaſſen von Haushaltungen gewidmet, wobei natürlich auf die einzelne 

Gruppe oft eine ſo geringe Zahl von Haushaltungen entfällt, daß ihr 
Konſum von Zufälligkeiten, wie zum Beiſpiel dem nicht erſichtlichen Alter 
der Kinder, abhängen mag. | 

Welker gibt (S. 12) allerhand Gründe dafür an, warum er die 
Wochenquote der Tagesquote vorgezogen habe, unter anderem weil ſie ſich 
„als leichter verwendbar für praktiſche Zwecke erwieſen“ habe. Ich kann das 


502 Beſprechungen [1064 


nicht unterſchreiben. Die volkswirtſchaftlichen Verbrauchsangaben werden 
allgemein in Kilogramm pro Kopf und Jahr, die phyſiologiſchen in 
Gramm pro Kopf und Tag gemacht. Zu Vergleichszwecken ſind daher 
die Welkerſchen Wochenquoten unpraktiſch. Zum Beiſpiel weiß niemand, 
ob es viel oder wenig iſt, wenn er aus Tabelle 45 erſieht, daß die 
Selbſtändigen, bei Welker die höchſte Sozial⸗ und Einkommensklaſſe, einen 
Wochenverbrauch von Fleiſch und Dauerware von 1243 g hat. Aber 
jedermann kann die Höhe dieſes Konſums beurteilen, nachdem er ihn 
mit 52 multipliziert und gefunden hat, daß es 64,6 kg pro Jahr ſind. 
Dann ſieht er, daß ſelbſt die reichſte Klaſſe im kälteſten Monat noch einen 
um 3 kg niedrigeren Jahresfleiſchkonſum hat, als ihn Kloſe („Die 
Fleiſchverſorgung der Stadt München“; Schriften des Vereins für Sozial⸗ 
politik, Bd. 139 V) für das Jahr 1913 auf den Kopf der Münchener 
Bevölkerung berechnet hat, daß alſo dieſe Durchſchnittsberechnungen nach 
Schlachtungen kein Maßſtab des wirklichen Konſums ſein können. 
Es würde den mir zur Verfügung ſtehenden Raum weit überſteigen, 
wollte ich auch nur alle Arten von Tabellen beſprechen, die Welker mit 
großem Fleiß zuſammengeſtellt hat. An einer Tabellengruppe aber 
kann ich nicht vorübergehen. In Tabelle 53 — 60 berechnet er — auch 
wieder für jede Gruppe und Berufsabteilung getrennt — die durch 
jedes der elf Lebensmittel, und durch alle elf zuſammen, auf den Kopf 
täglich entfallende Kalorienzahl (wobei allerdings in Tabelle 58 — 56 
irrtümlich ſtatt Kalorien „Gramm“ angegeben iſt). Dieſe Berechnungen 
würden einen ganz anderen Wert haben, wenn ſich aus ihnen erſehen 
ließe aus welchen Nährſtoffen (Eiweiß, Fett und Kohlehydrate) ſie ent⸗ 
ſtanden ſind. Der Kalorienzahl nach iſt in der Ernährung der drei Sozial⸗ 
klaſſen wenig Unterſchied, ja die Mittelſchicht mit 1994 Kalorien ſcheint 
weit beſſer genährt als die Oberſchicht mit nur 1929, während die Unter⸗ 
ſchicht mit 1874 Kalorien gar nicht ſo viel ſchlechter genährt iſt wie die 
Oberfdhidt als man erwarten follte, wenn die Kalorienzahl allein für die 
Ernährung maßgebend wäre. Ja es wäre ſogar möglich, daß durch 
ſtärkeren Gemüſegenuß (der nicht mit aufgeführt iſt) — man denke nur 
an die große Rolle, die das Sauerkraut in München ſpielt — die Kalorien⸗ 
zahl der Unterſchicht in Wirklichkeit diejenige der Oberſchicht erreichte, und 
daß erſtere doch unterernährt und letztere überernährt wäre. Erſtere hat 
einen Jahresfleiſchkonſum von 64,6 kg, letztere von 46,9 kg pro Kopf. 
„Die größte Mannigfaltigkeit in der Bevorzugung dieſer und jener Nahrungs⸗ 
mittel“, die Welker (S. 5) für den örtlichen Verbrauch hervorhebt, beſteht 
in jeder Klaſſe, ja faſt in jeder Familie. Der Nahrungsumfang läßt ſich 
aus der Gewichtsmenge von elf nebeneinander aufgeführten Nahrungs⸗ 
mitteln nicht überſehen, und noch weniger läßt er ſich auf dieſe Weiſe 
von Klaſſe zu Klaſſe, Gruppe zu Gruppe uſw. vergleichen. Dies kann 
nur durch Umrechnung in Nährſtoffe erreicht werden, weil nur die Gewichts⸗ 
menge der einzelnen Nährſtoffe Aufſchluß darüber gibt, inwiefern der 
Minderkonſum eines Nahrungsmittels durch den Mehrkonſum anderer aus⸗ 
geglichen worden iſt. Die Umrechnung in Kalorien iſt ein hierzu un⸗ 
geeignetes Mittel. Kann doch zum Beiſpiel der Schwerarbeiter durch 
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Kartoffelkonſum eine Rieſenkalorienzahl erreichen und doch an Eiweiß⸗ 
mangel zugrunde gehen. 

Aber auch wenn die Welkerſchen Haupttabellen die Nährſtoffverteilung 
erſichtlich machten, würden ſie noch kein zutreffendes Bild der Ernährung 
der verſchiedenen Gruppen, Abteilungen und Klaſſen geben, weil ſie einen 
Hauptmoment ganz außer acht laſſen: die Alterszuſammenſetzung. Wir 
wählen wieder das Fleiſch als Beiſpiel: pro Kopf und Jahr konſumierten 
die c-Haushaltungen 46,9 kg, die b⸗ Haushaltungen 58,3 kg, die a-Haus⸗ 
haltungen 64,6 kg. Es beſtanden aber, c zu 40,2 Yo, b zu 35,5 %, 
a aber nur zu 21,2% aus Kindern. Natürlich würde da der Fleiſch⸗ 
konſum bei a auch dann größer geweſen ſein, wenn ſie nicht die Schicht 
der Reichen wären. Das würde noch deutlicher geworden ſein, wenn auch 
das Alter der Kinder mit angegeben wäre, denn die Reichen haben 
nicht nur weniger Kinder; da ſie ſpäter heiraten, ſind ihre Kinder auch 
jüngeren Alters als die Kinder der Unterſchicht. Unter Berückſichtigung 
der ſtärkeren Beſetzung der höheren Altersklaſſen iſt die Kalorienzahl bei a 
kaum größer als bei e. Beim Eiweißkonſum wird das anders ſein. Auch 
der Milchkonſum der e⸗ Haushaltungen iſt faſt fo groß wie derjenige der 
a- Haushaltungen. Hier gleichen ſich alſo Reichtum und Kinderreichtum 
in ihren Wirkungen aus. 

Sind die Zahlen der Welkerſchen Tabellen für einen Vergleich der 
Wohlhabenheitsſchichten nicht ohne weiteres zu verwenden, ſo könnten doch 
ſeine ſich auf die Geſamtheit der Haushaltungen der Münchener Erhebung 
beziehenden Kopfquoten (Tabelle 48 und 56) wenigſtens für die Geſamt⸗ 
bevölkerung Münchens maßgebend ſein. Sie ſind aber, aus Gründen, die 
ich in meinem, im gleichen Heft dieſes Jahrbuches erſcheinenden Aufſatz 
ausführlich darlege, als Maßſtab für den Münchener Konſum — und 
erſt recht als Maßſtab für den deutſchen Volkskonſum — weſentlich zu hoch. 

Unter den vielen Tabellen hätte übrigens auch eine ſein dürfen, welche 
die Unterſchiede der drei Wohlhabenheitsklaſſen erſichtlich machte; das hätte 
mindeſten s ebenfoviel Intereſſe gehabt wie die reichlichen Zuſammen⸗ 
ſtellungen nach Perſonenzahl der Haushaltungen, nach dem Beruf derſelben 
und nach dem Verbrauch der einzelnen Lebensmittel. Trotz der Mängel 
und Lücken der Münchener Erhebung und ihrer Bearbeitung wird letztere 
noch eine Fundgrube für ſpätere Arbeiten und Vergleiche ſein. Enthält 
ſie doch ein reiches Material, für das man dem Verfaſſer dankbar ſein 
muß. (Dazu gehören auch Tabellen über „Die Mehrbelaſtung des Münchener 
Haushalts durch die Teuerung während des erſten Kriegsjahres“.) Der 
Verfaſſer ſchließt feine Ausführungen mit der intereſſanten Mitteilung, daß 
Profeſſor Morgenroth im Auguſt 1915 eine neue Erhebung veranſtaltet 
hat, die ſich auf den tatſächlichen Verbrauch während dreier Wochen be⸗ 
zieht, 30 Lebensmittel umfaßt und auch die Angabe des Alters und 
Berufes der ſämtlichen Haushaltungsangehörigen enthält. Auch die Be⸗ 
arbeitung dieſer Erhebung hat er Herrn Dr. Welker übertragen. Auf 
ihre Reſultate dürfen wir geſpannt fein. 

Hamburg R. E. May 
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Vogel, Nudolf: Das Abkommen des Verbandes ſchwei⸗ 
zeriſcher Konſumvereine mit der Großmetzgerei Bell 
A.⸗G. in Baſel. Ein Beitrag zur Genoſſenſchaftstheorie. Jena 
1917, Guſtav Fiſcher. 8%. Vu 94 S. 


Die ſcharfſinnige und gedankenreiche Unterſuchung Vogels hat einen 
doppelten Gegenſtand. In erſter Linie iſt es die „Bell⸗Allianz“, der im 
Dezember 1913 geſchloſſene Vertrag zwiſchen dem Verbande ſchweizeriſcher 
Konſumvereine und der Großſchlächterei Bell A.⸗G. in Baſel, wonach ſich 
der Verband an der Aktiengeſellſchaft beteiligt, wogegen letztere ſich ver⸗ 
pflichtet, eine rationelle, im Intereſſe der Konſumenten liegende Fleiſch⸗ 
verſorgung der Schweiz durchzuführen und andere Gebiete der Waren⸗ 
vermittlung nicht in ihren Betrieb aufzunehmen. Eine gute Darſtellung 
der Vorgänge wie der an fie ſich anknüpfenden Polemik gibt ein klares 
Bild über Errichtung und Bedeutung dieſer gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmung. 

Vogel geht jedoch weiter. Es genügt ihm nicht, das Für und Wider 
in dieſem einzelnen Falle realpolitiſch abzuwägen, ſondern er will zu einer 
grundſätzlichen Klarheit darüber kommen, inwieweit der „Profitkapitalis⸗ 
mus“ mit dem „Solidarismus“, wie er die genoſſenſchaftliche Wirtſchafts⸗ 
und Denkweiſe nach dem Vorgange von Peſch bezeichnet, zuſammenarbeiten 
kann, ohne daß den genoſſenſchaftlichen Grundſätzen oder, wie Vogel ſich 
ausdrückt, der Genoſſenſchaftstheorie, Gewalt angetan wird. Es liegt alſo 
ein ausgeſprochenes Weltanſchauungsproblem vor, und alle Bedenken, die 
gegen eine ſolche Problemſtellung erhoben werden können, liegen auch hier 
vor. Insbeſondere wird gefragt werden können, mit welchem Recht die 
Genoſſenſchaftstheorie (oder beſſer geſagt, die genoſſenſchaftliche Welt⸗ 
anſchauung) an der konkreten Geſtaltung der Wirtſchaftsvorgänge Kritik 
übt und ferner, welches die beſondere Genoſſenſchaftstheorie iſt, die ihren 
Maßſtab an die Dinge legt. Wir ſehen von erſterem Punkte, der weit 
über die Volkswirtſchaft hinausführt, ab und halten uns an den zweiten. 

Vogel gibt eine neue, im einzelnen von ihm eingehend begründete 
Definition der Genoſſenſchaft, die nach ihm eine auf dem Prinzip der 
Solidarität, profitloſer Wirtſchaft und demokratiſcher Rechtsgleichheit auf⸗ 
gebaute Unternehmung von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl iſt, die ihre 
Mitglieder ökonomiſch mittels gemeinſchaftlichen Wirtſchaftsbetriebes, ethiſch 
durch Erziehung im genoſſenſchaftlichen Geiſte zu fördern bezweckt. Gegen 
dieſe Definition läßt ſich mancherlei einwenden. Es iſt logiſch nicht 
unbedenklich, daß ein Teil der Definition (die Erziehung im „genoſſen⸗ 
ſchaftlichen“ Geiſte) den Geſamtbegriff der Genoſſenſchaft ſchon vorausſetzt; 
es iſt auch fraglich, inwieweit man einer Unternehmung ethiſche Abſichten 
ſtatt Wirkungen zuſchreiben darf. Ein entſchiedener Mangel aber ſcheint 
mir das Außerachtlaſſen des ſoziologiſchen Elements, das in dem Perſonal⸗ 
charakter der Genoſſenſchaft gegeben und für ihre Auswirkungen von 
entſcheidender Bedeutung iſt. Vogel verwirft ausdrücklich die landesübliche 
Auffaſſung eines Gegenſatzes von Vereinigungen von Kapital im Gegen⸗ 
ſatz zu Perſonenvereinigungen. Wenn er darauf hinweiſt, daß auch die 
Genoſſenſchaften nicht ohne Kapital auskommen können, ſo iſt eben die 
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Frage, ob das Kapital nicht hier einen anderen Charakter hat als in 
„privatwirtſchaftlichen“ Unternehmungen. Das aber zu bezweifeln, iſt 
nicht möglich, wenn man den Durchſchnittsaktionär mit dem Durchſchnitts⸗ 
genoſſen vergleicht. Er erklärt auch die Genoſſenſchaften für kapitaliſtiſche 
Unternehmungen, wobei nur das Kapital keinen Profit bringen dürfe, 
wobei denn die meiſten Schulze⸗Delitzſchen Genoſſenſchaften als im 
profitkapitaliſtiſchen Sinne entartet bezeichnet werden. 

Dieſe normative Begriffsfeſtſtellung mit ihren prinzipiellen Forde⸗ 
rungen ſcheint mir doch den Dingen Gewalt anzutun. Wenn auch bei 
einzelnen Genoſſenſchaften, die eine größere Anzahl Genoſſen umfaſſen, 
ein relativ großes Kapital inveſtiert iſt, wenn auch bei nicht wenigen 
Genoſſenſchaften relativ hohe Dividenden gezahlt werden, ſo ſind dieſe 
Summen doch, abſolut genommen, recht klein und geben keineswegs das 
Recht, die Kapitalverwendung in den Vordergrund zu rücken. Der 
Sozialökonom, der ſich mit den tatſächlichen Wirtſchaftsvorgängen und 
Erſcheinungen befaßt, hat meines Erachtens zunächſt die Aufgabe, ihre 
charakteriſtiſchen Merkmale zu erfaſſen, nicht aber ſie an dem Maßſtabe 
einer weltanſchauungsmäßig gewonnenen Konſtruktion zu meſſen. Das Ge⸗ 
meinſame aller Genoſſenſchaften aber (mit wenigen Ausnahmen) iſt, daß 
ſie Unternehmungen kleiner, einander perſönlich oder ſachlich naheſtehender 
Perſonen mit geringem Kapitaleinſatz und perſönlicher Haftung find, im 
Gegenſatz zur Aktiengeſellſchaft, bei der die Perſönlichkeit der meiſten 
Aktionäre völlig im Hintergrund bleibt und nur das abſtrakte Kapital 
zur Wirkung kommt. Eine Theorie, welche die meiſten Schulze⸗Delitzſchen 
Genoſſenſchaften für entartet erklärt, tut den Dingen Zwang an. 

Vom Ausgangspunkt ſeiner Genoſſenſchaftstheorie urteilt Vogel nun 
über die Bell⸗Allianz. Es iſt bezeichnend, daß Vogel für fein Urteil 
natürlich keinen abſoluten Maßſtab beſitzt, ſondern in menſchlich ſym⸗ 
pathiſcher Weiſe immer nur davon ſpricht, daß das Urteil ſeiner An⸗ 
ſicht (zum Beiſpiel S. 69) oder ſeiner Auffaſſung (S. 80) nach ſo 
oder ſo zu fällen ſei. | 

Man hätte einen ganz anderen Weg einſchlagen können. Vogel 
ſelbſt erwähnt (S. 36, 38, 39, 64, 73, 74) eine ganze Reihe von Fällen, 
in denen bereits ein Zuſammenaſbeiten von Genoſſenſchaften mit Erwerbs⸗ 
oder ſtaatlichen Unternehmungen ſtattgefunden hat. Eine Analyſe dieſer 
Fälle würde vielleicht gezeigt haben, unter welchen Bedingungen ein ſolches 
Zuſammenarbeiten nutzbar werden kann. Dann hätte man auch einen 
Standpunkt für die Kritik der Bell⸗Allianz gefunden. 

Die Betonung des genoſſenſchaftlichen oder, wenn man will, ſolida⸗ 
riſtiſchen Standpunktes iſt ſicherlich auch wirtſchaftlich von Bedeutung; 
man erinnere ſich etwa, welche Wirkung der „Raiffeiſengedanke“ noch 
heute hat. Aber ſchließlich iſt es doch falſch, eine Dreiheit des Stand⸗ 
punktes konſtatieren zu wollen, wie Vogel das tut: den profitkapitaliſtiſchen, 
ſolidarkapitaliſtiſchen und ſozialkapitaliſtiſchen. Klar iſt, daß der letzte ſeine 
Eigenbedeutung hat, einfach deshalb, weil das Sozialgebilde, der Staat 
oder die Gemeinde, ihr eigenes Leben neben und über dem der einzelnen 
Individuen hat. Die Genoſſenſchaft aber hat ein ſolches Eigenleben nur 
ſoviel oder ſowenig wie die Aktiengeſellſchaft oder die „Firma“ (man 
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denke an die Rolle der „Firma“ in den Buddenbrooks Thomas Manns !). 
Die Genoſſenſchaft dient wirtſchaftlich genau wie die Aktiengeſellſchaft 
der Förderung des Erwerbs oder der Wirtſchaft ihrer Mitglieder, nur 
mit anderen Mitteln. Daß ſie Nebenwirkungen pſychologiſcher Art haben 
kann und vielfach hat, iſt ſicher; aber das iſt nicht das Entſcheidende. 
Auch die Aktiengeſellſchaften in der erſten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
und noch ſpäter wurden oft genug mit Wohlfahrtszwecken motiviert. Jede 
ethiſche Wertbetonung iſt kulturell wichtig, fie kann auch pfydologifde 
Einflüſſe ausüben; die Erkenntnismittel des Nationalökonomen aber liegen 
nur auf dem Gebiete der wirtſchaftlichen und der ſoziologiſchen Analyſe. 
Die weltanſchauungsmäßige Forderung kann nur Gegenſtand ſeiner Be⸗ 
trachtung ſein, nicht aber Forſchungsmittel. Gerade dieſem geſcheiten 
Buche gegenüber ſei dies betont. 
Bonn a. Rh. W. Wygodzinski 


Einkaufsvereinigungen auf dem Lande. Mit Beiträgen von 
M. Grabein, N. Feldmann, E. Köhler, K. Gaebel. (Schriften 
des Vereins für Sozialpolitik. Unterſuchungen über Konſumvereine, 
herausgegeben von H. Thiel und R. Wilbrandt. 151. Band. 
Monographien aus dem Konſumvereinsweſen. Zweiter Teil.) München 
und Leipzig 1916, Duncker & Humblot. 8. III u. 111 S. 


Der neueſte Band der Konſumvereinsenquete des Vereins für Sozial⸗ 
politik behandelt ein Gebiet, das bisher von der Wiſſenſchaft verhältnis⸗ 
mäßig wenig beachtet worden iſt: den gemeinſamen Einkauf auf dem 
Lande. Der Kreis der „Konſumvereine“ im engeren Sinne wird dabei 
allerdings verlaſſen; in Deutſchland hat ſich aus ſachlichen wie aus poli⸗ 
tiſchen Gründen (agrariſche Mittelſtandspolitik!) im Gegenſatz zu anderen 
Ländern wie die Schweiz oder Dänemark der Konſumverein im ganzen 
auf die Stadt beſchränkt. So iſt denn die größte und aufſchlußreichſte 
Arbeit des Sammelbandes, Grabeins Unterſuchung über „Gemein⸗ 
ſame Bezüge der deutſchen Landwirtſchaft“, faſt ausſchließlich der Dar⸗ 
ſtellung des Bezuges von Dünge⸗ und Futtermitteln, Saatgut, daneben 
Maſchinen und Kohlen gewidmet. Grabein, der dieſe Fragen aus lang⸗ 
jähriger praktiſcher Tätigkeit kennt, hat ſie mit ebenſoviel Klarheit wie 
Vollſtändigkeit behandelt. Nach der tatſächlichen Seite hin kann dieſe 
Abhandlung als abſchließend bezeichnet werden. Er hat nur, aus guten 
Gründen, vermieden, in Streitfragen einzugehen, wie die der Beziehungen 
zwiſchen Großhandel und Bezugsgenoſſenſchaften und die noch intereſſantere 
des Fehlens jeder Eigenproduktion in dieſer landwirtſchaftlichen Bewegung 
(im Gegenſatz beiſpielsweiſe zu Italien). Anderſeits beſchränkt er ſich 
nicht auf den genoſſenſchaftlichen Bezug im engeren Sinne, ſondern zieht 
die Tätigkeit der freien Organiſationen (Ortsvereine uſw.) wie des Bundes 
der Landwirte und der Deutſchen Landwirtſchaftsgeſellſchaft in den Bereich 
ſeiner Betrachtungen, was um ſo richtiger iſt, als in der 1897 begründeten 
Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte und in der Landwirtſchaft⸗ 
lichen Düngerbezugsgeſellſchaft von 1910 alle dieſe Organiſationen mit 
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den eigentlichen Genoſſenſchaften zu einheitlichem Vorgehen ſich vereinigt 
haben. Grabein gibt nacheinander die geſchichtliche Entwicklung, die 
rechtliche und wirtſchaftliche Organiſation, den Geſchäftsbetrieb der gemein⸗ 
ſamen Bezüge. Den Wert der gemeinſamen Bezüge der deutſchen Land⸗ 
wirte ſchätzt er auf jährlich rund 450 Mill. Mk., gegenüber einem Ge⸗ 
ſamtverbrauch von etwa 2¼ Milliarden. Die Hauptrolle dabei ſpielen 
die Düngemittel, was ſich dadurch erklärt, daß einige der wichtigſten von 
ihnen (Kali, Thomasmehl) kartelliert find und dadurch den gemeinſamen 
Bezug erleichtern. Drei Viertel des Bezuges laufen durch die Zentralen, 
was wegen der mangelnden Geſchäftskenntnis der Leiter der lokalen Einzel⸗ 
genoſſenſchaften und der außerordentlich verbreiteten Fälſchungen auf dieſem 
Gebiete von beſonderer Bedeutung iſt. Dieſe organiſatoriſche Leiſtung iſt 
ſehr beachtenswert, wenn man zum Vergleich heranzieht, daß durch die 
Hamburger Großeinkaufsgeſellſchaft nur etwa ein Drittel des Bedarfs der 
angeſchloſſenen Konſumvereine geht. Die Bedeutung dieſes gemeinſamen 
Bezugs liegt nach Grabein zunächſt in der Qualitätskontrolle, erſt in 
zweiter Linie in der Preisſenkung. Dazu kommt die Erziehung der 
Mitglieder zur Barzahlung und die techniſche Förderung des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebes. Die Nebenleiſtung des gemeinſamen Abſatzes wird 
von Grabein kurz geſtreift. 

Der Geſchäftsführer des Reviſionsverbandes des Bundes der Land⸗ 
wirte, Dr. Ernſt Köhler, gibt eine kurze Schilderung der Einrichtungen 
der „Verkaufsſtelle“ des Bundes und der Ein⸗ und Venkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaften ſeines Verbandes. 

Der Direktor der Genoſſenſchaftsbank für Rheinpreußen, N. Feld⸗ 
mann, hat ſich der Aufgabe unterzogen, die ſpärlichen Erſcheinungen der 
eigentlichen Konſumvereine auf dem Lande zu ſchildern. Er gibt eine Ver⸗ 
gleichung zwifchen zwei Typen, dem richtigen kleinen örtlichen Konſumvereine 
und der Filiale des ſtädtiſchen Bezirkskonſumvereins. Trotz der ent⸗ 
ſchieden techniſchen Überlegenheit des Bezirkskonſumvereins fällt der ins 
einzelne durchgeführte und zahlenmäßig belegte Vergleich nicht durchwegs 
zu ſeinen Gunſten aus; der lokale Konſumverein zeigt ſich namentlich 
bezüglich der Verwaltungskoſten und noch mehr bezüglich der Höhe des 
Umſatzes pro Mitglied überlegen; hier kommt das genoſſenfchaftlich⸗nachbar⸗ 
liche Element gegenüber dem nur „geſchäftsmäßigen“ der Filiale zum Aus⸗ 
druck. Dieſes Ergebnis, das übrigens ſchon von anderer Seite beſtritten 
worden iſt, verdient eine ſorgſame Nachprüfung; liegt doch hier eines 
der Kernprobleme der Genoſſenſchaft. 

Den Schluß des Bandes macht eine warmherzige Unterſuchung der 
Konſum⸗ und Spargenoſſenſchaft für Schney und Umgegend von Käthe 
Gaebel; dieſe Genoſſenſchaft — es handelt ſich um ein Korbmacherdorf — 
iſt allerdings mehr Produktivgenoſſenſchaft als Konſumverein. 

Bonn a. Rh. 

W. Wygodzinski 
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Kraus, Siegfried: Die Kriegsinvaliden und der Staat. 
5., umgearbeitete Auflage. München 1915, Ernſt Reinhardt. 8°. 
64 S. Geh. 50 Pf. 


Kraus gibt in dieſer kleinen volkstümlichen Schrift einen guten 
Überblick über die Beſtrebungen, das Los der Kriegsinvaliden durch 
möglichſt vollſtändige Wiederherſtellung ihrer Erwerbsfähigkeit zu erleichtern. 
Zunächſt behandelt er den Zuſammenhang zwiſchen Erwerbs- und Kriegs⸗ 
invaliden, um dann im einzelnen die Heilfürſorge, die Arbeits⸗ und 
Erwerbsfürſorge, insbeſondere die Berufsberatung, Berufsausbildung, das 
Unterſtützungsweſen, die Arbeitsvermittlung und Arbeitsbeſchaffung, die 
Unterbringung von Kriegsinvaliden in landwirtſchaftlichem Beruf und 
Beſitz zu behandeln. Hierauf erörtert er die Arbeitsfürſorge für die 
nicht nur beruflich, ſondern auch ſozial ſchlecht Angepaßten; den Willen 
zur Anpaſſung, insbeſondere Heilverfahren und Anpaſſungswille, innere 
Bildung und Anpaſſungswille, Familienfürſorge und Anpaſſungs wille, 
Rentenfürſorge und Anpaſſungswille. Ferner wird ein kurzer, nicht voll⸗ 
ſtändiger Überblick über die Organiſation der Kriegsinvalidenfürſorge 
gegeben, und im Schlußabſchnitt werden Kriegsinvaliden und Hinter⸗ 
bliebene von gefallenen Kriegsteilnehmern behandelt. Ein Inhaltsver⸗ 
zeichnis iſt zu vermiſſen, und unter den Hauptabſchnitten fehlt in der 
Nummernfolge II. Die kleine Schrift erkennt als Aufgabe des Staates, 
vor allem die Erwerbsfähigkeit der Kriegsinvaliden wiederherzuſtellen, ſo 
daß ſie einen Platz in der Geſellſchaft aus eigener Kraft ausfüllen können. 
Sie zeigt die großen Schwierigkeiten dieſer Aufgabe und die mannig⸗ 
fachen Mittel, die zu ihrer Löſung angewendet worden ſind. Bei einer 
ſo kurzen Darſtellung war es wohl kaum zu vermeiden, daß einzelne 
wichtige Abſchnitte, wie zum Beiſpiel die Berufsberatung recht dürftig 
ausgefallen ſind. Zur erſten Einführung in die umfangreiche Materie 
kann das kleine Schriftchen empfohlen werden. 

Berlin⸗ Mariendorf Cl. Heiß 


Lewin, David: Der Arbeitslohn und die ſoziale Ent: 
wicklung. Berlin 1913, Julius Springer. 8° VI u. 206 S. 
Geh. 4 Mk. 


Lewin geht vom Exiſtenzminimum aus, das er für die Ernährung, 
Wohnung und Kindererziehung im beſonderen unterſucht. „In der Reihe 
der Einkommenſtufen und der ihnen entſprechenden Lebensverhältniſſe 
gibt es einen Punkt, den man eigentlich als Exiſtenzminimum bezeichnen 
könnte. Dies iſt jenes Niveau, hinter welchem die Proportionalität 
zwiſchen den Einkommengrößen und der Lebens⸗ und Arbeitsfähigkeit 
aufhört. Im ganzen Gebiete, das unter dieſem Punkte liegt, entſprechen 
den Einkommensunterſchieden auch Unterſchiede in der ‚Eriftenz‘. Unter 
denjenigen Einkommen aber, die über dieſem Punkte liegen, gibt es 
ſolche Unterſchiede nicht mehr: das Steigen des Einkommens mag alle 
möglichen Genüſſe verſchaffen und die verſchiedenartigſten Bedürfniſſe be⸗ 
friedigen, auf die phyſiſche Exiſtenz aber bleibt dieſes Steigen ohne Ein⸗ 
fluß.“ Die Arbeiter, ſo folgert er weiter, können unter dem Exiſtenz⸗ 
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minimum produzieren, es braucht alſo zur Aufrechterhaltung der Produktion 
nicht gewährleiſtet zu werden, und weiter ſagt er: „Der einzige Sinn, 
den das Exiſtenzminimum haben kann, iſt ein Komplex der Lebens⸗ 
verhältniſſe, bei denen der Menſch ſeine Kräfte vollſtändig entfalten kann, 
und wo keine ſozialen Erſcheinungen exiſtieren, die feine Geſundheit, 
Energie und Arbeitsfähigkeit verringern.“ Dieſes Minimum ſei für die 
Arbeiterklaſſe überhaupt unerreichbar. Aber auch dieſes abſolute Exiſtenz⸗ 
minimum iſt wieder relativ und ändert ſich mit der techniſchen Entwicklung 
und dem Fortſchritt der Naturwiſſenſchaften. An die Stelle der Theorie 
des Exiſtenzminimums tritt bei Malthus, Mill und Thornton, Lange und 
Laſſalle die gewohnte Lebenshaltung. Da ſich aber die Bedürfniſſe ver⸗ 
ſchieben, und zum Beiſpiel das Bedürfnis, eine Zeitung zu halten, größer 
wird als das nach Nahrung, ſo iſt aller Lohnkampf ein Kampf um die ge⸗ 
wohnte Lebenshaltung. Die Entwicklung der Produktion geht der Entſtehung 
neuer Bedürfniſſe voran. Es werden entweder neue Gebrauchsmittel er⸗ 
funden, oder es werden Verbeſſerungen und Erleichterungen in die alte 
Produktionsweiſe eingeführt. Bei wachſenden Bedürfniſſen kommt es nicht 
nur auf den Reallohn an, ſondern auch auf ſein Verhältnis zu dem je⸗ 
weiligen Stande der Bedürfniſſe. Die Gegenſätze zwiſchen Arm und 
Reich ſind relativ und je größer ſie ſind, deſto größer iſt die Armut. 
Im Verhältnis zum Klaſſenbedarf, wie Lewin den Stand der Bedürfniſſe 
einer Klaſſe zuſammenfaſſend nennt, find drei Fälle möglich. 1. Lebens⸗ 
haltung — Klaſſenbedarf, 2. die Lebenshaltung iſt größer als der Klaſſen⸗ 
bedarf, und 3. die Lebenshaltung ſteht unter dem Klaſſenbedarf. Vom 
Standpunkt des Sklavenhalters und feudalen Grundherrn iſt die Gleichheit 
des Klaſſenbedarfs und der Lebenshaltung wünſchenswert. Anders vom 
Standpunkt des kapitaliſtiſchen Unternehmers. „Er verliert nichts bei 
ſteigender Sterblichkeit ſeiner Arbeiter, weil er den einen durch den 
anderen leicht erſetzen kann. Vom Standpunkt der geſellſchaftlichen 
Produktion aus iſt die ſchlechte Lage der Arbeiter eine negative Er⸗ 
ſcheinung, für den Unternehmer ſind aber allein die Intereſſen des Kapitals 
maßgebend, und er richtet ſich nur nach den Forderungen der Konkurrenz. 
In dieſem Punkte kommen die Intereſſen der Geſellſchaft mit denen des 
Kapitals in Widerſpruch.“ 

Es wird ſodann der Nachweis unternommen, daß die Lohnfonds⸗ 
theorie der bürgerlichen Nationalökonomie falſch iſt, und die ſozialiſtiſch⸗ 
maxxiſtiſche Lohntheorie entwickelt. 

Hierauf werden im einzelnen Reallohn und Nominallohn, Arbeits⸗ 
zeit und Arbeitsintenſität, die relative Größe der Reſervearmee, die 
Proletariſierung und die Einwanderung, die Gewerkſchaften und die 
Unternehmerorganiſationen ſowie die Geburtenziffer unterſucht. Das 
Schlußkapitel befaßt ſich mit den Entwicklungstendenzen des Arbeitslohnes. 
In einem Anhang wird die Grenznutzentheorie ſcharf kritiſiert. 

In früheren Zeiten ſtand nach Anſicht des Verfaſſers die durch den 
Reallohn ermöglichte Lebenshaltung über dem Klaſſenbedarf, weshalb ſeine 
Erhöhung nur zu einer Einſchränkung der Arbeitsleiſtung führte. Gegen⸗ 
wärtig ſteht ſie unter dem Klaſſenbedarf, wofür die Vermehrung der 
Frauenarbeit und der Selbſtmorde als Beweis angeführt werden. Des⸗ 
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halb bildet auch die Lohnerhöhung einen Anreiz zu erhöhter Arbeitsleiſtung. 
Die Entfernung der Lebenshaltung vom Klaſſenbedarf habe aber die 
Tendenz, ſich zu vergrößern, was mit einer Verelendung der Maſſen 
gleichbedeutend ſei. Die Verelendungstheorie wird alſo hier in einer 
relativen Bedeutung, und zwar in verſchärfter Form, wieder aufgenommen, 
trotzdem die Erhöhung des Reallohns, die Vermehrung und Verfeinerung 
der Bedürfniſſe der Maſſen, der Rückgang der Arbeitsloſigkeit und der 
Auswanderungsziffer, das Abnehmen der Sterblichkeitsziffer für das 
Gegenteil ſprechen. 

Trotz alledem muß dem Buch das Verdienſt zuerkannt werden, die 
ſozialiſtiſche Theorie vom Arbeitslohn konſequent und ſcharf entwickelt 
und ihren Zuſammenhang mit den klaſſiſchen Theorien gut dargeſtellt zu 
haben. Die Abführung der Grenznutzentheorie iſt ganz beſonders gelungen. 

Berlin⸗ Mariendorf Cl. Heiß 


Boos, Roman: Der Geſamtarbeitsvertrag nach ſchweize⸗ 
riſchem Recht. (Obl. R., Art. 322 und 323.) Deutſche Geiſtes⸗ 
formen deutſchen Arbeitslebens. München 1916, Duncker & Humblot. 
Gr.⸗80. IX u. 329 S. Geh. 10 Mt. 


Überall wird in der vorliegenden Schrift die erzwungene Hinein- 
preſſung des Tatbeſtandes in das Prokruſtesbett eines künſtlich gewonnenen 
Begriffes vermieden, vielmehr werden die Begriffe nach den Tatbeſtänden 
ſo geformt, wie ſie dem Zwecke des Geſetzes am beſten entſprechen, ohne 
gegen ſeinen Buchſtaben zu verſtoßen. Im erſten Buch „Abgrenzung“ 
werden die Artikel 322 und 323 des ſchweizeriſchen Zivilgeſetzbuches über 
Abſchluß und Wirkung des Geſamtarbeitsvertrags abgedruckt, hierauf wird 
der „Kollektivvertrag zwiſchen dem tit. Malermeiſterverein Zürich und 
Umgebung und der Sektion Zürich Maler des Zentralverbandes der 
Maler und Gipſer der Schweiz“ mit den Durchführungs⸗ und Garantie⸗ 
beſtimmungen wiedergegeben. Er ſtellt ſich nun die Aufgabe, den Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der allgemeinen Rechtsnorm und den konkreten Vertrags⸗ 
gebilden des Wirtſchaftslebens zu klären. Er will die beiden Artikel in 
ihrer dogmatiſchen Bedeutung erfaſſen; er will erforſchen, was der Geſetz⸗ 
geber erreichen will. Dabei iſt er ſich aber bewußt, daß dieſe Artikel nicht 
um ihrer ſelbſt willen geſchaffen find, ſondern daß in ihnen für höchſtent⸗ 
wickelte Gebilde des modernen Wirtſchaftslebens feſtigende und ſchützende 
Formen geboten werden ſollen. Es beſteht eine außerordentliche Gefahr, 
daß die juriſtiſche Begriffshierarchie, die durch Abſtraktion gewonnen wird, 
den Anſchluß an das wirkliche Leben verliert. In dem Augenblick hat 
ſich der Bruch vollzogen, in dem ein Vorgang des praktiſchen Lebens in 
einen juriſtiſchen Begriff hineingezwängt wird, weil an keinem Orte der 
Hierarchie ein zwanglos paſſender Begriff zur Verfügung ſteht. Die 
gleiche Gefahr wie von der juriftijden Begriffskonſtruktion droht dem 
Wirtſchaftsleben aber auch von der teleologiſchen Arbeitsmethode und 
ihrem Extrem, der freien Rechtsfindung, die keine feſte Verfaſſung im 
Gedankenreiche anerkennt: In beiden Fällen herrſcht die Willkür an Stelle 
der Mäßigung. Der Juriſt ſoll in Verbindung bleiben mit den nicht⸗ 
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juriſtiſchen Formenvorſtellungen des naiven Laienbewußtſeins, um vor der 
Erſtarrung und dem Chaos bewahrt zu bleiben. Die Allmacht des Zweckes 
als juriſtiſchen Geſtaltgebers wird als falſch verworfen. Geber der Ge⸗ 
ſtalt für alle Kulturformen iſt ſeit jeher die im lebendigen Menſchen zur 
Offenbarung dringende Welt der geiſtigen Urbilder. 

Zwei Gefahren ſuchte der Verfaſſer bei ſeiner Darſtellung zu um⸗ 
gehen: die Gefahr deduktionsfreier geiſtloſer Induktion und die der 
induktionsgetrennten formaliſtiſchen Deduktion. Deshalb ſtudierte er zu⸗ 
nächſt die Tarifverträge ſelber. 

Die Betrachtung der wirtſchaftlichen Grundbegriffe ergibt, daß die 
Annahme des wirtſchaftlichen Liberalismus, die im Wirtſchaftsleben 
handelnden Subjekte ſeien die einzelnen Menſchen, heute nur noch in 
einzelnen Gewerbszweigen mit vorherrſchender Qualitätsarbeit der Wirk⸗ 
lichkeit entſpricht, daß aber in den allermeiſten Betriebszweigen die maß⸗ 
gebenden Subjekte die Perſonengeſamtheiten ſind. Der weite Raum 
zwiſchen beiden Formen werde durch unzählige Zwiſchenformen aus⸗ 
gefüllt. Die Arbeitervereinigungen ſind im Kampfe gegen zwei 
Fronten entſtanden und darin aufgewachſen: gegen die chaotiſche Konkurrenz 
in den eigenen Reihen, wodurch die für die Arbeitskraft zu entrichtenden 
Preiſe heruntergedrückt werden, und gegen die Vormacht der Arbeitgeber⸗ 
ſchaft bei der Feſtſetzung des Vertragsinhalts („Fiktion des freien Arbeits⸗ 
vertrags“). Die Arbeitergeſamtheiten ſind alſo Träger und Geſchöpfe des 
Koalitions⸗ und Klaſſenkampfantriebs. Die Arbeitgeberorganiſationen 
werden zuſammengeballt durch die Notwendigkeit, die Konkurrenz in den 
eigenen Reihen zu zügeln und die gemeinſamen Intereſſen gegenüber dem 
konſumierenden Publikum zu wahren und durch die Notwendigkeit, ſich der 
Angriffe der Arbeitervereinigungen zu erwehren. Sie ſind hervorgegangen 
aus dem Kartellierungs⸗ und Abwehrantrieb. Bei den unendlich mannig⸗ 
faltigen Formen, unter denen ſich dieſe Antriebe verwirklichen, zeigen die 
Tarifverträge die gleiche Mannigfaltigkeit. Aber jeder Tarifvertrag ſetzt 
den Klaſſenkampf⸗ und den Abwehrantrieb wenigſtens für einige Zeit außer 
Wirkſamkeit. Mit naturhafter Notwendigkeit wird durch die Tarifverträge 
das Klaſſenkampfdogma zerwühlt ebenſo wie der Standpunkt der Herrſchaft 
im eigenen Hauſe. Die durch den Friedensſchluß frei gewordenen Kampf⸗ 
kräfte wandeln ſich um und zwingen eine Verbindung der entgegengeſetzten 
Klaſſen intereſſen zu gemeinſamen Berufsintereſſen herbei. Scharfe und 
weitgehende Verpflichtungen zur Wahrung der Berufsintereſſen werden in 
den Tarifverträgen aufgeſtellt. „Die Grundtatſache, aus der ſich eine 
Intereſſengemeinſchaft notwendigerweiſe ergeben muß, liegt darin, daß 
Arbeitslohn und Unternehmergewinn gleicherweiſe aus dem Ertrage des 
Unternehmens fließen.“ Ganz beſonders intenfiv tritt dieſe Umwandlung 
der im Klaſſenkampfe vergeudeten Kräfte in Schutzmächte für das ganze 
Gewerbe in den zahlloſen Abmachungen in Erſcheinung, wo die eine 
Partei das Intereſſe der anderen Partei zu ihrem eigenen macht, wo alſo 
die Arbeitgeberſchaft den Koalitionsantrieb und die Arbeiterſchaft den 
Kartellantrieb unterſtützt. Die Arbeiter unterſtützen die Arbeitgeber im 
Kampf gegen Schmutzkonkurrenz und Pfuſcharbeit. Im Handwerk ſind die 
Tarifverträge direkt oft Erſatz der Kartelle, verkappte Kartellvereinigungen. 
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Sogar Preistonventionen werden damit verkuppelt. Die Arbeiter laſſen 
ſich für ihre Kampfkraft beſſere Arbeitsbedingungen zuſichern. 

Dagegen wird der Koalitionsantrieb der Arbeiter von der Arbeit⸗ 
geberſeite nur ausnahmsweiſe unterſtützt, feine Anerkennung muß ihr von 
den Arbeitern erſt abgerungen werden. Doch finden ſich häufig Be⸗ 
ſtimmungen über die höchſtzuläſſige Lehrlingszahl, über die bevorzugte 
Berückſichtigung der organiſierten Arbeiter oder ihres Arbeitsnachweiſes, 
über der Ausſchluß der Heimarbeit. Nach dem Berner Malertarif kann 
die Gewerkſchaft ſäumige Beiträge beim Meiſter einziehen. Nach Abſchluß 
des Tarifvertrags wird die gegenſeitige Unterſtützung zur Notwendigkeit, 
woraus die intenſive Ausdehnungstendenz der Tarifverträge entſpringt. 
So wirkt jeder Abſchluß eines Tarifvertrages auf die beteiligten Organi⸗ 
ſationen ſelber im Sinne einer erheblichen Verſtärkung ihrer Macht. Der 
Hauptgrund, aus dem in der Großinduſtrie auf dem Kontinent bis heute 
nur ſelten Tarifverträge abgeſchloſſen worden ſind, liegt wohl darin, daß 
die Großinduſtriellenverbände die Unterſtützung der Arbeiterſchaft bei der 
Kartellierung nicht nötig haben wie vielfach die Handwerker, daß — 
wenigſtens heute noch — eine Einwirkung einer tariflich verbündeten 
Arbeiterſchaft des einen Landes auf die ausländiſche Konkurrenz nicht 
wohl möglich iſt. 

Auf beiden Seiten iſt oft die Zentraliſierung der Organiſation ſehr 
verſchieden entwickelt, was nicht nur für die Verſchiedenheit der Macht von 
Bedeutung iſt, ſondern auch für die eigenartige Verteilung der rechtlichen 
Anſprüche zwiſchen den beiden Seiten. Auf der Arbeiterſeite treten Ver⸗ 
einigungen verſchiedener Berufsgruppen handelnd auf. So zeige ſich ein 
höchſt widerſpruchsvolles und unabgeklärtes, aber durch und durch leben⸗ 
diges und zu größerer Klarheit ſtrebendes Weſen. 

Wenn ſich auf der einen oder auf beiden Seiten mehrere einzelne 
gegenüberſtehen, ſo handelt es ſich um einen Firmentarif; ſtehen ſich aber 
auf beiden Seiten Verbände gegenüber, ſo ſpricht man von einem beider⸗ 
ſeitigen Verbandstarif. 

Den Inhalt des Tarifvertrages bildet die gemeinſchaftliche Auf⸗ 
ſtellung von Arbeitsgeſetzen. In der Einteilung des Tarifinhalts ſchließt 
ſich H. Sinzheimer! an, der zwiſchen Individual⸗ und Geſamtnormen 
unterſcheidet. Die erſte Gruppe umfaßt die Beſtimmungen, die die Be⸗ 
ziehungen regeln zwiſchen dem einzelnen Arbeitgeber und dem einzelnen 
Arbeiter; die zweite alle diejenigen Beſtimmungen, die die Beziehungen 
des Arbeitgebers zu der in ſeinem Betriebe beſchäftigten Arbeiterſchaft als 
Geſamtheit regeln, Beſtimmungen alſo, die ihrer Natur nach einer Einzel⸗ 
abmachung unzugänglich wären, die aber wohl etwa in einer Arbeits⸗ 
ordnung Raum hätten. Die Individualnormen laſſen ſich einteilen in 
I. Leiſtungsnormen, und zwar 1. über den Lohn (ſeine Höhe, die Form 


ı Hugo Sinzheimer, Der korporative Arbeitsnormenvertrag. Eine 
privatrechtliche Unterſuchung. 1. u. 2. Bd. Leipzig 1907 u. 1908, Duncker & 
Humblot. VI u. 132 S. ſowie XIII u. 325 S. Geh. 3,20 u. 7,60 Mk. und 
Hugo Sinzheimer, Ein Arbeitstarifgeſetz. München und Leipzig 1916, 
Duncker & Humblot. 8° X u. 270 S. Geh 8 Mk. 
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der Entlöhnung, Akkord⸗ und Zeitlohn, Naturallohn, Lieferung von Uni⸗ 
formen, Beſtimmungen über Ort und Zeit der Lohnzahlung), 2. über die 
Arbeit (Arbeitszeit, Arbeitsform und Qualität) 3. über das Verhältnis 
des Lohnes zur Arbeit (Wartezeitentſchädigung, bei Feiern wegen Material⸗ 
mangels, Unmöglichkeit der Arbeitsleiſtung wegen ſchlechten Wetters oder 
Krankheit des Arbeiters); II. Direktionsnormen (Recht des Arbeitgebers, 
dem Arbeiter ſeine Arbeit zuzuweiſen); III. Fürſorgenormen (Schutz gegen 
Betriebsgefahr); IV. Beſtandsnormen (Beſtimmungen über die Dauer der 
Einzelverträge, Kündigungsfriſten uſw.); V. Ergänzungsnormen (Neben⸗ 
abreden, Beſchaffung eigenen Werkzeugs durch den Arbeiter). Die Ge⸗ 
ſamtheitsnormen gliedern ſich in Betriebsnormen (die ſich auf die Ein⸗ 
richtungen des Betriebs, insbeſondere der Arbeitsräume beziehen) und 
Organiſationsnormen (Zuſammenſetzung der Arbeiterſchaft, Schichtwechſel, 
Arbeitervertretungen, Vertrauensmänner). All dieſen Arbeitsnormen ſtellt 
Sinzheimer die Berufsnormen gegenüber, die ſich daraus ergeben, daß die 
beteiligten Arbeitgeber und Arbeiter dem gleichen Beruf angehören. Sie 
verwandeln die Kampf⸗ und Abwehrantriebe zu Schutzmächten für den 
Beruf und ſtellen das öffentliche Recht der Tarifgemeinſchaften, ihr Ver⸗ 
faſſungs⸗, Straf⸗ und Polizeirecht dar. 

Von der Aufſtellung der Rechtsbegriffe verlangt Boos die Anpaſſung 
des Syſtems an das Leben. Wenn auch Artikel 322 nur von Arbeitern 
ſpreche, ſo fallen doch auch die Tarifverträge zwiſchen Angeſtellten und 
Konſumvereinen, nicht aber die zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen unter 
den Begriff des Geſamtarbeitsvertrags. Für den Arbeitsvertrag trifft 
nicht das Bild des Tauſchverkehrs — Arbeit um Geld —, ſondern das 
Bild einer monarchiſch organiſierten Perſonengemeinſchaft zu, zu der auch 
die Angeſtellten gehören. 

Auch der Firmentarif gehört zum Geſamtarbeitsvertrag, wie auf der 
Arbeiterſeite auch unorganiſierte Mehrheiten von Arbeitern ſtehen können. 
Das essentiale negotii iſt die Normierung der Arbeitsbedingungen, 
während die Friedenspflicht als bloßes naturale negotii gilt. 

Im zweiten Buch „Abbruch“ beſchäftigt ſich der Verfaſſer beſonders 
ausführlich mit dem deutſchen Recht. Nach der herrſchenden Anſicht der 
deutſchen und franzöſiſchen Theoretik iſt der Tarifvertrag mit Rechts⸗ 
wirkungen ausgeſtattet, was von den älteren Theoretikern beſtritten war. 
Hinſichtlich der Träger der Rechte und Pflichten aus dem Tarifvertrag 
wird die Vertretungstheorie verworfen, weil die dazu erforderliche Voll⸗ 
macht, insbeſondere von dagegenſtimmenden Verbands mitgliedern, nicht 
nachgewieſen werden kann und eine ſie ergänzende Fiktion dem Tatbeſtand 
Zwang antut. Aber auch die Verbandstheorie iſt praktiſch völlig unbrauch⸗ 
bar, insbeſondere weil ſie gegenüber ausſcheidenden Verbandsmitgliedern 
und gegenüber unorganiſierten Tarifbeteiligten völlig verſagt. Man könne 
über beide Theorien überhaupt nicht diskutieren. Denn das ſeien tat⸗ 
ſächliche Umſtände, die im einzelnen Falle ſo oder anders ſeien. Das 
römiſch⸗rechtliche liberaliſtiſche Prinzip der Privatautonomie, das auch die 
Unabdingbarkeit des Tarifvertrags unmöglich macht, oder das Individual⸗ 
prinzip reicht nicht aus, um dem Tarifvertrag die erforderlichen Rechts⸗ 
wirkungen zu ſichern. Dazu muß das Geſamtheitsprinzip des deutſchen 

Schmollers Jahrbuch XIII 2. 38 
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Privatrechts herangezogen werden. So kommt Boos zu dem Ergebnis, 
daß die Bemühungen der deutſchen Theoretiker, aus dem Boden der 
poſitiven deutſchen Rechtsordnung für die normative Funktion des Tarif⸗ 
vertrags wirklich fruchtbringende, der Praxis genügende Anſprüche zu 
ziehen, ohne Erfolg waren. Das individualiſtiſche Dienſtvertragsrecht 
des BGB. genügt nur für den Abſchluß, nicht aber für den Beſtand 
des Dienſtverhältniſſes; es ſteht dieſen Neubildungen des Soziallebens in 
der denkbar größten Weltfremdheit gegenüber. 

Das ſchweizeriſche Zivilgeſetzbuch überträgt mit ſeiner Anerkennung 
des Geſamtarbeits vertrages normſetzende Befugniſſe auf die Tarifgemein⸗ 
ſchaft. Wie beim Kauf durch die Tradition das dingliche Eigentums⸗ 
verhältnis begründet wird, ſo wird durch den Eintritt in einen Betrieb der 
Tarifgemeinſchaft das dinglich⸗perſönliche Dienſtverhältnis begründet. Es 
hat als heteronomes Rechtsverhältnis, dem ſich der Einzelne nur durch 
den Austritt aus der Tarifgemeinſchaft entziehen kann, an dem er aber 
nichts nach ſeiner Willkür abändern und das auch durch Kauf oder Erb⸗ 
gang auf Dritte übertragen werden kann, dinglichen Charakter. Weil 
ſich aber der Einzelne einer Perſonengeſamtheit nach Perſonenverbands⸗ 
recht unterordnet, hat es auch perſönlichen Charakter. Die Arbeitgeber 
ſind die Bundesſtaaten dieſes Geſamtſtaates, ſie haben die Gebietshoheit 
als Herrſchaftsgewalt über die Arbeitsgemeinſchaft. An der Begrenzung 
dieſer Herrſchaftsgewalt ſind aber die in den Berufsvereinigungen zu⸗ 
ſammengefaßten Berufsgenoſſen mitbeteiligt. Dem monarchiſcheu Prinzip 
auf der Arbeitgeberſeite ſteht das demokratiſche auf der Arbeiterſeite gegen⸗ 
über, und durch den Ausgleich beider Prinzipien in der Verfaſſung des 
Tarifvertrags bildet ſich die konſtitutionelle Verfaſſung des Arbeitsdienſt⸗ 
rechts. Auf den größeren oder geringeren Grad, in dem ſich das eine 
oder andere Prinzip durchſetzt, kommt es weniger an als darauf, daß 
dieſer Grad den tatſächlichen ſozialen Lebensverhältniſſen entſpricht. 
Im Kampf der Kleinarbeit bildet ſich das Prinzip weiter. Der 
Arbeiter verliert das Bewußtſein, Laſtträger, Sklave zu ſein, und 
iſt es deshalb auch nicht mehr, weil er an dem Rechtsinhalt des Arbeits⸗ 
dienſtverhältniſſes ſelber mitwirkt. 

Mit philoſophiſchen, ſozialpolitiſchen, kultur, kunſt⸗ und rechts⸗ 
geſchichtlichen Betrachtungen ſucht der Verfaſſer ſeine Ideen zu unterbauen. 
Er iſt ein überzeugter Anhänger des Idealismus eines Fichte, des 
deutſchen Geiſtes in Recht, Kultur und Kunſt und führt tapfere Kämpfe 
gegen abgeſtorbene Geſpenſter römiſcher Begriffsjuriſterei, ohne ihr Ver⸗ 
dienſt der Ausſcheidung des Rechtsſtoffes aus dem geſamten Kulturleben 
(Religion und Moral) zu verkennen. Auf allen dieſen Gebieten hat der 
Verfaſſer tiefer eindringende Studien gemacht, er zeigt umfangreiche 
Kenntniſſe auf den Gebieten des öffentlichen Rechts und der Rechts⸗ 
geſchichte, er beherrſcht nicht nur den beſonderen Rechtsſtoff, fondern auch 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe und beweiſt bei ihrer Erfaſſung einen 
treffſicheren Wirklichkeitsſinn, der ihn allen weltfremden Theorien abhold 
macht. So kann man getroſt ſagen, daß die hier vorliegende Doktor⸗ 
diſſertation über den gewöhnlichen Durchſchnitt ſolcher Arbeiten weit, 
weit hinausragt, wenn vielleicht manchmal auch eine größere Kon⸗ 


1077 Beſprechungen 515 


zentration der Darſtellung zu wünſchen wäre. Da der Verfaſſer ſich 
ſeiner Aufgabe mit der ganzen Begeiſterung jugendlichen Idealismus 
widmet, ſchreibt er ſelbſtverſtändlich einen feſſelnden, an manchen Stellen 
geradezu glänzenden Stil. Eine ſtarke Fähigkeit abſtrakten Denkens 
verbindet ſich mit praktiſchem Wirklichkeitsſinn, der die Abſtraktion immer 
wieder am Gegenbild der Wirklichkeit kontrolliert und ſo unfruchtbare 
Zuſpitzungen zu vermeiden weiß. 
Berlin⸗Mariendorf Gl. Heiß 


Diener, Nichard: Das Problem der Arbeitspreisſtatiſtik 
und feine Löſung mit Hilfe von Berufsſterblichkeits⸗ 
und Lohnſtatiſtik. Eine methodologiſch⸗kritiſche Studie. (Heft 184 
der Staats⸗ und ſozialwiſſenſchaftlichen Forſchungen, herausgegeben 
von Guſtav Schmoller und Max Sering.) München 1915, 
Duncker & Humblot. 8%. XXI u. 84 S. Geh. 2,50 Mk. 


Die vorliegende kleine methodologiſche Schrift verdankt ihre Ent- 
ſtehung dem Verſuche, „den Einfluß des Berufs auf die Lebensfähigkeit“ 
darzuſtellen. Bei der Komplexität der Fragen mußte eine umfangreiche 
Literatur nicht nur aus dem Gebiete der Statiſtik, ſondern auch der 
Medizin und Verſicherungswiſſenſchaft durchgearbeitet weiden. Trotz der 
Fülle der berückſichtigten Literatur — das Literaturverzeichnis umfaßt 
74/3 Seiten — fürchtet der Verfaſſer, manche in Zeitſchriften enthaltene 
Arbeit überſehen zu haben. In der Einleitung führt er aus, daß ihm 
urſprünglich folgendes Problem vor Augen ſtand: „Inwieweit findet der 
Mehr⸗ oder Minderverbrauch an Menſchenkraft in den einzelnen Berufen 
feinen materiellen Ausgleich?“ Die Scozialſtatiſtik ſollte alſo darüber 
aufklären, welchen Geſamtverdienſt der einzelne Beruf während der ganzen 
produktiven Lebenszeit dem einzelnen durchſchnittlich bietet. Da wegen 
praktiſcher Schwierigkeiten nie die individuellen Geſamtverdienſte, die zur 
Berechnung des durchſchnittlichen Geſamtverdienſtes im einzelnen Beruf 
erforderlich ſind, feſtſtellbar ſind, bedarf es eines Umwegs, indem nämlich 
der durchſchnittliche lebenslängliche Geſamtverdienſt für die einzelnen Be⸗ 
rufe durch Multiplikation des durchſchnittlichen Jahresverdien ſtes mit der 
Zahl der produktiven Lebensjahre gewonnen wird. Zwei Größen gibt 
es alſo zu ſuchen: 1. die produktive Lebensdauer, Zahl der produktiven 
Lebensjahre; 2. den durchſchnittlichen Verdienſt, genauer Jahres verdienſt 
in den einzelnen Berufen. Die vorhandenen Krankheits- und Invaliditäts⸗ 
ſtatiſtiken ermöglichen nur eine Erfaſſung der Krankheit und Invalidität 
nach dem Beruf, nicht aber infolge des Berufs. Auch die anthropometriſche 
Statiſtik, die ſich auf der Militärtauglichkeitsſtatiſtik aufbaut, befriedigt 
nicht, da der Begriff der Militärtauglichkeit je nach dem Bedarf an Re⸗ 
kruten ſchwankt. Außerdem laſſen ſich Einwirkungen des Berufs wegen 
ſeiner kurzen Dauer zur Zeit der Aushebung nicht nachweiſen. Ferner 
werden innerorganiſche Fehler bei ſolchen Meſſungen nicht berückſichtigt. 

Weiter unterſucht der Verfaſſer die Sterblichkeitsſtatiſtik, und zwar 
für nicht ärztlich unterſuchte Menſchengruppen und die individuellen Be⸗ 
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obachtungen der Lebensverſicherungsgeſellſchaften an Hand ärztlich ge⸗ 
ſicherten Materials ſowie die Krankenverſicherungsſtatiſtik. Alle dieſe 
Statiſtiken leiden an dem Fehler, daß ſie den Beruf nicht in ſeiner ganzen 
Bedeutung erfaſſen. Die Schweizer Sticker zum Beiſpiel kehren im Alter 
zur Landwirtſchaft zurück und ſterben als Landwirte, die Statiſtik der 
Lebensverſicherungsgeſellſchaften iſt auf zu enge Kreiſe begrenzt, und endlich 
ſterben auch nicht alle Mitglieder, die den Krankenkaſſen angehört haben, 
als ſolche. Dringend erwünſcht ſei ein Zuſammenarbeiten der drei großen 
ſozialen Verſicherungszweige auch auf dem Gebiete der Krankheits- (ein- 
ſchließlich Invaliditäts-) und Sterblichkeitsſtatiſtik. Für jeden einzelnen 
Verſicherten und von jeder der drei Anſtalten wäre eine beſondere ver⸗ 
ſicherungsſtatiſche Karte (oder Regiſter) zu führen, die weitergegeben 
werden müßte im Falle ſeines Übertritts in einen anderen Beruf bzw. 
zu einer anderen Kaſſe (Anſtalt). Bei der Unvollkommenheit, die jeder 
Statiſtik und der hier in Frage ſtehenden im beſonderen anhaftet, kann nur 
eine Individualſtatiſtik, wie ſie heute zum Beiſpiel die Lebensverſicherungs⸗ 
anſtalten führen, dem Ziele näher bringen. Im einzelnen wäre für eine 
brauchbare Sterblichkeitsſtatiſtik zu verlangen: 1. zuverläſſige ſtatiſtiſche 
Erfaſſung der eigentlichen Todesurſache, 2. die Aufſtellung von Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmalen für die Bildung gleichartiger Perſonengruppen, wobei 
eine ſinngemäße Abgrenzung des Unterſuchungsgebiets vorzunehmen und 
die Stellung des Arbeiters als Produzenten im Gewerbe zu berückſichtigen 
wäre. Hier kommen in Betracht die Beſchäftigungsart, die Größe und 
Art des Betriebes ſowie ſeine örtliche Lage. Endlich iſt noch von Be⸗ 
deutung die außerberufliche Stellung des Arbeiters, die Einkommenshöhe, 
die Wohnungsweiſe, Nebenbeſchäftigung, Familienſtand und Familien⸗ 
größe. Trotz der unter Umſtänden drohenden Gefahr zu großer Material⸗ 
zerſplitterung tritt der Verfaſſer mit Recht für eine weitere Verfeinerung 
der ſtatiſtiſchen Technik und Methode ein, um gleichzeitig wirkende Urſachen 
wie zum Beiſpiel Einkommensgröße und Beruf ausſondern zu können. 
Die Gefahr der Materialzerſpitterung iſt nur für ſchwachbeſetzte, nicht 
aber für größere und größte Berufe vorhanden. 

Der zweite Hauptteil beſchäftigt ſich mit der Arbeitspreisſtatiſtik 
(Lohnſtatiſtik). Er gibt eine ausgezeichnete Überſicht über die bisherigen 
Lohnſtatiſtikfen und die bei ihrer Gewinnung angewendeten Methoden. 
Es werden hier behandelt: 1. Lohnſtatiſtiken nach Angaben der Arbeit⸗ 
geber: A. freiwillige Mitteilungen privater Arbeitgeber oder ihrer Ver⸗ 
bände, der öffentlichen Arbeitgeber, von dritter Seite amtliche zentral⸗ 
ſtatiſtiſche Veröffentlichungen des In⸗ und Auslandes, anderen ſtaatlichen 
Organen, ſtädtiſchen Organen gemachte und private Veröffentlichungen; 
B. geſetzlich vorgeſchriebene Mitteilungen, die ſich auf die Unfallverfiderung, 
die Kranken-, die Alters⸗ und Invalidenverſicherung ſowie auf die Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagung beziehen; 2. Lohnſtatiſtiken nach Angaben der 
Arbeiter und 3. Lohnſtatiſtiken nach Auskünften ſowohl der Arbeitgeber 
als auch der Arbeiter. Diener weiſt mit Recht darauf hin, daß die 
Unterſuchungen des Berliner Zentralvereins für das Wohl der arbeitenden 
Klaſſen „über die Entlöhnungsmethoden in der deutſchen Eiſen⸗ und 
Maſchineninduſtrie“ größere Beachtung verdienen, als dies geſchehen iſt, 
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wenn fie zum Beiſpiel in dem Artikel des Handwörterbuchs der Staats⸗ 
wiſſenſchaften „Arbeitslohn (Statiſtik)“ unerwähnt geblieben find. 

Die Lohnſtatiſtiken nach Angaben der Arbeiter zeichnen ſich mehr 
durch das Quantum als die Qualität aus. 

In ſeinen Reformvorſchlägen verlangt der Verfaſſer die Feſtſtellung 
des wirklichen individuellen Jahresarbeitsverdienſtes, weil ſich der Stunden⸗, 
Tag⸗, Wochen: und Monatslohn wegen der Lohnabrechnung beim Akkord⸗ 
lohn nicht feſtſtellen läßt und keine zuverläſſige Auskunft über die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage des Arbeiters gibt. Dabei ſind noch weitere Erhebungen 
über die wirtſchaftliche Lage des Arbeiters, Kinderzahl, Nebeneinkünfte 
und Arbeiterwohlfahrtseinrichtungeu uſw. wünſchenswert. Denn die Lohn⸗ 
ſtatiſtik fol nicht Selbſtzweck fein. Weiter wird eine Gliederung der 
Lohnempfänger in unter ſich einheitliche Gruppen verlangt, für die in 
Betracht kommen: A. eine ſinngemäße Abgrenzung des Unterſuchungs⸗ 
gebietes, B. die Nachweiſung der Stellung des Arbeiters im Gewerbe 
(Beſchäftigungsart und ſoziale Stellung, Größe und Art des Betriebs, 
örtliche Lage des Betriebs) und C. die Nachweiſung der außerberuflichen 
Stellung des Arbeiters (der Arbeiter als Konſument, Wohnungsweiſe, 
Nebenbeſchäftigung [Nebenverdienſt], Familienſtand und Familiengröße). 
Gefordert wird hier namentlich die Vereinheitlichung der Lohnſtatiſtik. 

Im dritten Teil werden die Lohnkaufkraft⸗Indexziffern, die Frage 
der Lohneinheit als ernährungsphyſiologiſches Problem und die Haupt⸗ 
mängel der deutſchen Haushaltungs⸗(Privatwirtſchafts⸗) Statiſtik erörtert. 
Damit wird die Frage nach dem Reallohn in den Zuſammenhang mit 
der Einwirkung des Lohnes auf die Geſundheits⸗ und Sterblichkeits⸗ 
verhältniſſe des Arbeiters infolge ſeines Berufes geſtellt. 

Der Verfaſſer macht zur Reform der Lohnſtatiſtik S. 62 folgenden 
Vorſchlag: „Den Haupteinwand gegen den Vorſchlag des Jahresverdienſtes 
als Lohneinheit bildet der Hinweis, daß die Arbeiterſchaft ſehr ſtark 
fluktuiert (was nicht beſtritten werden ſoll!) und ſomit bei Zugrunde⸗ 
legung der Jahresverdienſte immer nur ein Teil der Arbeiterſchaft, nämlich 
der ſtändige, mindeſtens ein Jahr in demſelben Betriebe tätige, berückſichtigt 
werden würde. Stichhaltig iſt jener Einwand aber trotzdem höchſtens 
bei einer einmaligen Lohnerhebung und bei Begrenzung der Beobachtung 
auf einen kleinen Bezirk oder gar nur eine Fabrik. Geſchieht dies nicht, 
würden Löhne der einzelnen Arbeiter, natürlich unter Bildung von Durch⸗ 
ſchnittsgrößen, ins Auge gefaßt, gleichgültig, wo die Arbeiter ihr Brot 
finden, fo ijt das Bedenken gegen die Jahreseinheit gehoben. Dazu bes 
darf es aber vor allem fortlaufender ſyſtematiſcher Lohnerhebungen und 
zwar in Deutſchland am beſten im Anſchluß an die Krankenverſicherung 
unter Anlegung von Individualzählkarten, gegebenenfalls als beſonderer 
Abſchnitte der früher (S. 31) vorgeſchlagenen Geſundheitskarten, mit 
denen zuſammen ſie bei Berufs⸗, Stellen⸗ oder Ortswechſel an die zu⸗ 
künftig zuſtändige Krankenkaſſe zu überweiſen wären. Die Kranken⸗ 
verſicherungsorgane, die natürlich trotzdem nötigenfalls zur Erforſchung 
des genauen Lohnes mit den anderen Sozialverſicherungsorganen in Ver⸗ 
bindung treten könnten oder müßten, ſind auch deshalb die gegebenen 
Lohnerhebungsſtellen, weil ſie den größten Verſicherungskreis aufweiſen, 
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einen größeren Kreis zum Beiſpiel als die Unfallberufsgenoſſenſchaften, 
denen nur die „größere Hälfte der Lohnarbeiterſchaft unterſtellt iſt“. 

So ſehr ich wünſchen möchte, daß dieſer Vorſchlag verwirklicht werde, 
ſo befürchte ich doch allzuſehr, daß er namentlich nach dem Kriege an 
Sparſamkeitsgründen ſcheitert. Deshalb möchte ich hier einen anderen 
Vorſchlag machen, um zu einer recht allgemeinen, umfaſſenden und brauch⸗ 
baren deutſchen Lohnſtatiſtik zu gelangen. Es handelt ſich dabei nicht 
um die Neuaufnahme einer Lohnſtatiſtik, ſondern nur um die Nutzbar⸗ 
machung einer ſchon ſeit langen Jahren geführten Lohnſtatiſtik durch eine 
zweckmäßige Veröffentlichung. Ich habe in meinen Entlöhnungsmethoden 
in der Berliner Feinmechanik (Heft 8 der vom Zentralverein für das 
Wohl der arbeitenden Klaſſen herausgegebenen Unterſuchungen über die 
Entlöhnungsmethoden in der deutſchen An und Mafchineninduitrie, 
Berlin 1909, Leonhard Simion Nachf.) S. 61—73 die vollftändige 
berufsgenoſſenſchaftliche Lohnliſte eines feinmechaniſchen Mittelbetriebs ver⸗ 
öffentlicht. An Hand dieſer Lohnliſte läßt ſich zeigen, daß ſich mit Hilfe 
dieſer bereits geführten Lohnſtatiſtik, wenn ſie zweckmäßig veröffentlicht 
würde, eine brauchbare Individuallohuſtatiſtik ſchaffen ließe. Auf S. 61 
finden ſich zum Beiſpiel vier Arbeiter nachgewieſen, von denen 


Sch. J.: 42 Jahre alt in 301 Tagen 2354,60 Mk., 
Sch. O.: 40 „ „ „ 301 „ 2888,64 „ 

G. F.. 24 „ „ „ 301 „ 2553,20 „ und 
M. E.: 56 „ „ „ 286 „ 1848,25 „ 


verdienten. Die Nachweiſung der Arbeitstage iſt für die einzelnen 52 
Wochen des Jahres beſonders gegeben. Auf der gleichen Seite finden 
ſich drei Arbeiter, von denen 
B. R.: 36 Jahre alt in 205 Tagen 1455,70 Mk., 
G. C: 39 „ „ „ 52 „ 6 385,35 „ 
P. W.: 19 „ „ „ 170 „ 818,49 „ 
verdienten. 


Die Vollarbeiter, als die man alle während 280 Tagen und darüber 
beſchäftigten Arbeiter anſehen kann, könnten unter genauer Angabe ihrer 
Berufstätigkeit ſofort mit ihrem Jahreslohn ausgezählt werden. Für die 
Arbeiter mit einer geringeren Beſchäftigungsdauer in demſelben Betriebe 
müßte eine Zählkarte ausgeſchrieben und erhoben werden, ob ſie noch bei 
anderen Firmen im gleichen Jahre beſchäftigt waren. Die dabei für 
jeden einzelnen Arbeiter ausgeſchriebenen Zählkarten müßten zuſammen⸗ 
ſortiert und addiert werden, um ihren Jahresarbeitsverdienſt zu ermitteln. 
Solche Karten würden am beſten von den einzelnen Berufsgenoſſenſchaften 
an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt weiter gegeben, das ſie dann weiter 
zu bearbeiten hätte. Wenn man dieſe nicht⸗ſtändigen Arbeiter beſonders 
auszählt, erhält man ein wichtiges Unterſcheidungsmittel, ob es ſich um 
ſtändige oder den Betrieb häufig wechſelnde Arbeiter handelt. Nach der 
Länge der Beſchäftigungszeit im gleichen Betriebe könnten dabei noch 
beſondere Gruppen gebildet werden. Auf dieſe Weiſe ließe ſich für alle 
bei den Berufsgenoſſenſchaften verſicherten Arbeiter eine zuverläſſige Lohn⸗ 
ſtatiſtik gewinnen, ohne daß beſondere Erhebungen notwendig wären, was 
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immerhin eine große Koſtenerſparnis bedeutet. Die Hauptarbeit könnte 
von den Berufsgenoſſenſchaften geleiſtet werden, und es wären neue Koſten 
nur für die Reviſionsarbeit und für die Drucklegung aufzubringen. 
O. Wenzel hat dieſe Methode unter Verwendung des Hilfsmittels der 
Zählkarten für die Berufsgenoſſenſchaft der chemiſchen Induſtrie bereits 
angewendet, wie Diener S. 46 erwähnt. Diener ſcheint mir jedoch die 
praktiſche Bedeutung dieſes Vorganges nicht erfaßt zu haben. Auf dieſem 
Wege allein, für deſſen Annahme auch durch die übrigen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften Wenzel ſeitdem unermüdlich eingetreten iſt, gelangen wir ſchnell 
zu einer brauchbaren Lohnſtatiſtik für den größten Teil unſerer Induſtrie⸗ 
arbeiter, auf die es doch vor allem ankommt. 

Es bedürfte zur Verwirllichung des Gedankens bloß einer Verordnung 
des Bundesrats oder eines Geſetzes, das den Berufsgenoſſenſchaften die 
Aufbereitung der ihnen zugehenden Lohnliſten nach dieſen Geſichtspunkten 
vorſchreibt und ſie zu ihrer Veröffentlichung oder zur Weitergabe an das 
Kaiſerliche Statiſtiſche Amt zum Zweck der Veröffentlichung verpflichtet. 

Die Angelegenheit ſcheint mir wichtig genug, daß ich den Verein für 
Sozialpolitik bitten möchte, ſich ihrer anzunehmen. Die wiſſenſchaftliche 
Forſchung leidet in Deutſchland überhaupt unter dem Mißſtande, daß 
vielfach das erhobene ſtatiſtiſche Material lückenhaft und unvollſtändig, 
namentlich aber unzulänglich verarbeitet aus dleinlichen Sparſamkeitsgründen 
veröffentlicht wird. 

In der kleinen Schrift von Diener iſt eine ungemein umfangreiche 
Literatur zur Beleuchtung eines vielſeitigen und vielverzweigten Problems 
mit bewundernswerter Beherrſchung der entſcheidenden Geſichtspunkte 
herangezogen worden, ſo daß das ſchwierige Problem als von allen Seiten 
gründlich durchleuchtet erſcheint. Wer ſich mit Lohnſtatiſtik praktiſch oder 
theoretiſch zu beſchäftigen hat, wird an dieſer überaus gründlichen Schrift, 
die ſich durch eine knappe, klare und fließende Darſtellung ganz beſonders 
auszeichnet, nicht vorübergehen dürfen. 

Berlin⸗Mariendorf . Cl. Heiß 


Janes, George Milton: The control of strikes in ameri- 
can trade unions. (Johns Hopkins University Studies in 
Historical and Political Science under the direction of the 
Departments of History, Political Economy, and Political Science. 
Series XXXIV, Nr. 8.) Baltimore 1916, The Johns Hopkins 
Press. 8° 181 S. mit einem alphabetiſchen Inhaltsverzeichnis. 
Geh. 0,75 $. 


Durch die Mittel der Organiſation werden drei Erfolge erreicht: 
1. wird der Streik umfaſſender und daher der Erfolg wahrſcheinlicher; 
2. wird der Streik wirkſamer finanziert, und die Streikenden können daher 
länger aushalten. Endlich werden die durch den Streik gewonnenen Vor⸗ 
teile beſſer feſtgehalten, wenn eine Organiſation vorhanden iſt. Ein ver⸗ 
breiteter Irrtum glaubt, daß die Gewerkſchaften den Streik begünſtigen. 
Dazu ſagt ein Gewerkſchafter: „Junge und ſchwache Gewerkſchaften haben 
viele Streiks; alte und ſtarke haben wenig. Wenn die Gewerkſchaften 
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nur Streikmaſchinen wären, müßte das Gegenteil wahr fein.” Die 
Bedeutung der Mäßigung wird von den meiſten Gewerkſchaftsleitern be⸗ 
tont. Das letzte Ziel faſt aller Gewerkſchaften iſt der kollektive Arbeits⸗ 
vertrag, und um es zu erreichen, iſt nicht bloß Organiſation, ſondern 
Diſziplin notwendig. Streiks ſind für die Organiſation gefährlich und 
koſtſpielig. Der Streik wird nicht als Selbſtzweck angeſehen. Die Streik⸗ 
methode „des ſchnell Reichwerdens“ pflegt zu verſagen. Junge und 
unerfahrene Gewerkſchaften fallen oft nach einem gewonnenen Streik aus⸗ 
einander, weil es leichter iſt, ſich auf Verſprechungen zu verlaſſen als 
die Mitgliedſchaft fortzuſetzen und die Beiträge zu bezahlen. Das Feſt⸗ 
halten hoher Löhne und beſſerer Arbeitsbedingungen hängt vom Beſtand 
der Gewerkſchaften ab. Der Gewerkſchaftsleiter darf nicht nur die Aus⸗ 
ſichten des Erfolges abſchätzen, ſondern er muß auch überlegen, ob der 
gewonnene Boden feſtgehalten werden kann. Es herrſcht Einmütigkeit über 
den Wert und die Notwendigkeit der Organiſation und der Diſziplin. 

Die Unterſuchung verfolgt den Zweck, die Streikkontrolle der all⸗ 
gemeinen oder nationalen Gewerkſchaften zu beſchreiben. Zuerſt wird die 
Entwicklung der Initiative von der lokalen Autonomie zur Kontrolle durch 
die allgemeine oder nationale Gewerkſchaft dargeſtellt. Es folgt ein aus⸗ 
ſührlicher Bericht über die Tätigkeit des nationalen Deputierten oder 
Agenten und über den Einfluß der Schiedsgerichte. Das Verhalten der 
Gewerkſchaften zu wilden Streiks von Lokalverwaltungen wird ſodann erörtert. 
Daran knüpft ſich eine Betrachtung über die Streikführung und die da⸗ 
bei angewandten Methoden, insbeſondere über die Teilnahme des nationalen 
Deputierten oder Agenten. Hierauf wird die wirkliche Quelle der Kon⸗ 
trolle, die Säckelgewalt, in bezug auf die Streikunterſtützung behandelt. 
Es werden die Beträge der Streikunterſtützungen und die Bedingungen, 
unter denen ſie bezahlt werden, dargeſtellt. Hieran ſchließt ſich ein Be⸗ 
richt über die Zunahme und den Einfluß der Streikfonds, und den Schluß 
bilden ſtatiſtiſche Nachweiſungen über die Beträge der ausgezahlten Streik⸗ 
unterſtützungen. Das Schlußkapitel beſchäftigt ſich mit den Methoden, 
die üblich ſind, um einen Streik zu beendigen. 

Die einheitliche Entwicklungstendenz geht dahin, die Anarchie der 
Entſcheidung über die Streiks durch die einzelnen Ortsgruppen zu beſeitigen 
und ſie in die Hand der Zentralverwaltung zu legen. In dieſem Sinne 
gingen bereits 1833 das New⸗Porker und 1836 das Gewerkſchaftskartell 
von Philadelphia vor. Seit den fünfziger und ſechziger Jahren führen 
die Buchdrucker, Eiſengießer, Maurer und Steinmaurer die Abſtimmung 
der Ortsgruppen ein, wobei Zweidrittel bis Dreiviertelmehrheit verlangt 
wird. Die Zigarrenmacher geben dabei den Ortsgruppen je nach der Zahl 
ihrer Mitglieder eine Mehrheit von Stimmen. Die Abſtimmung hat inner⸗ 
halb einer Woche bis zu 10 Tagen zu erfolgen. Verzögerungen werden 
mit Strafe bedroht. Unterlaſſene Abſtimmungen werden als Zuſtimmung 
gerechnet. Die Zigarrenmacher verlangen geheime Abſtimmung in den Orts⸗ 
gruppen und beanſtanden einſtimmig gefaßte Beſchlüſſe als wahrſcheinlich 
gegen dieſe Beſtimmung verſtoßend. Die Tendenz geht dahin, die Macht 
der Zentralverwaltung, insbeſondere auch durch nationale Deputierte und 
Agenten immer mehr zu ſtärken. Neue Gewerkſchaften ahmen die Be⸗ 
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ſtimmungen der älteren nach. Ahnlich wie die Zigarrenmacher haben die 
Urabſtimmung eingeführt die Kiſtenmacher, die Ketten macher, die Piano⸗ 
und Orgelmacher; die Flintglasarbeiter und die Töpfer verlangen die 
Abſtimmung des Gewerbes, während die Eiſenbahner⸗Bruderſchaft eine 
allgemeine Abſtimmung vornehmen läßt. Etliche 65 nationale Gewerk⸗ 
ſchaften verlangen, daß die Genehmigung der Ausführungsbehörde vor 
Beginn eines Streiks eingeholt wird. Die Ausführungsbehörden ſind 
aus den Beamten und gewählten Mitgliedern zuſammengeſetzt. 
Wenn ein Streik mehr als 50 Mann umfaßt, wird ein Agent ents 
ſandt, der zunächſt zu vermitteln ſucht und meiſt für 8 Wochen mit Voll⸗ 
macht ausgeſtattet iſt. Die Hotel⸗ und Reſtaurantangeſtellten ſowie die 
Bartenders (Zapfer) haben beſondere Abwehrorganiſatoren, die auf die 
Geſetzgebung einzuwirken und ſich die Antialkoholbewegung nutzbar zu 
machen ſuchen. Die Aufgaben des Deputierten, der die Führung im 
Streik zu behalten und den Streikfonds gegen wüſte Angriffe zu ver⸗ 
teidigen ſowie auch Verſuche zur Beilegung des Streiks zu machen hat, 
wird eingehend geſchildert. 

Die meiſten nationalen Gewerkſchaften ſchreiben vor, daß jeder Ver⸗ 
ſuch zur Beilegung des Streitfalles fortgeſetzt werden muß, bevor einer 
Ortsgruppe die Genehmigung zu einem Streik erteilt werden kann. Es 
muß zu dieſem Zweck die Vermittlung oder, wenn ſie ſehlſchlägt, ein 
Schiedsgericht angerufen werden. Der Wert ſolcher Beſtimmungen, die 
die Anrufung eines Schiedsgerichts vorſchreiben, iſt nicht ſehr groß. Wo 
eine Kontrolle durch die Zentralverwaltung der Gewerkſchaft beſteht, iſt 
eine ſolche Vorſchrift wertlos, da dieſe entſcheiden kann, ob die Anrufung 
des Schiedsgerichtes zweckmäßig iſt oder nicht. 

Von größerer Bedeutung iſt die zunehmende Tendenz bei einer An⸗ 
zahl nationaler Gewerkſchaften, beim Abſchluß von kollektiven Arbeits⸗ 
verträgen Schlichtungskommiſſionen vorzuſehen. Wie bei uns iſt ein ſolches 
Verfahren im Baugewerbe üblich, aber auch bei anderen Gewerkſchaften, 
wie den Bäckern und Zuckerbäckern, den Barbieren, den Brauereiarbeitern, 
den Granitſchneidern, den Hotel: und Reſtaurantarbeitern, den Hufſchmieden, 
den Maſchiniſten, den Pflaſterern, den Rohrlegern, den Rollfuhrleuten, 
den Ziegeldeckern und den Tabakarbeitern. Die Gewerkſchaften verpflichten 
ſich unter den vom Schiedsgericht feſtgeſetzten Bedingungen, Arbeiter zu 
liefern. Im Jahre 1908 enthielten im Staate New Pork von 122 Ver⸗ 
trägen 66 keine Beſtimmungen über Schlichtungskommiſſionen. 

Ein Fortſchritt iſt der Abſchluß eines Vertrags zwiſchen der Zentral⸗ 
verwaltung der Gewerkſchaft und den Unternehmern, wie er zuerſt von 
den Eiſenbahnergewerkſchaften, dann in der Glasinduſtrie von verſchiedenen 
Gewerkſchaften, von den Eiſengießern, in den Gewerkſchaften des Bau⸗ 
gewerbes, des Buchdruck⸗ und Papiergewerbes abgeſchloſſen wurde. 

In manchen Gewerkſchaften werden für den Streikfonds, deſſen Be⸗ 
trag auf eine beſtimmte Summe abgegrenzt iſt, beſondere Streikbeiträge 
erhoben. Die Aufwendungen für Streiks ſtiegen bei der ſehr aggreſſiven 
Gewerkſchaft der Eiſengießer von jährlich 14 400.20 $ in der zweijährigen 
Periode von 1884 —1886 auf 252 330,54 $ jährlich in der vierjährigen 
Periode von 1907—1911. Die Ausgaben für Streiks ſchwanken in 
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den einzelnen Jahren von 1900—1910 bei den Bergarbeitern ſehr ſtark. 
Das Minimum entfällt auf 1907 mit 105 045,57 8, das Maximum 
auf 1902 mit 1834 506,53 $; 1910 wurden 1 532 020,42 § ausgegeben. 

Die vorliegende Monographie hat auf Grund des reichen Materials 
der Bibliothek der Johns Hopkins Univerſität und perſönlicher Erhebungen 
bei Gewerkſchaftsbeamten und Unternehmern das reichlich vorhandene 
Material geſammelt und überſichtlich ſyſtematiſch dargeſtellt. Sie iſt da⸗ 
her als eine weſentliche Bereicherung unſerer Gewerkſchaftsliteratur zu 
begrüßen. 

Berlin⸗ Mariendorf : Cl. Heif 


Britſchgi⸗Schimmer, Ina: Die wirtſchaftliche und ſoziale 
Lage der italieniſchen Arbeiter in Deutſchland. (Ein 
Beitrag zur ausländiſchen Arbeiterfrage.) Karlsruhe i. B. 1916, 
G. Braun. Gr. 80. XII u. 178 S. mit einem Tabellen anhang 
und einem Literaturverzeichnis. Geh. 4,25 Mk. 


Die Verfaſſerin hat ſich für dieſe umfangreiche Arbeit durch eine 
Studienreiſe vorbereitet. Sie äußert ſich darüber im Vorwort folgender⸗ 
maßen: „Der leitende Geſichtspunkt bei dieſer Reiſe war, die bisher nur 
wenig bekannten Verhältniſſe der italieniſchen Arbeiterſchaft ſoviel als 
irgend möglich aus eigener Anſchauung kennen zu lernen. Es war alſo 
in erſter Linie wichtig, die Arbeitsſtätten aufzuſuchen. Durch Mithilfe 
von Behörden und Organiſationen gelang es mir, den Zutritt zu den 
Arbeitsſtätten zu erhalten. Ich habe eine große Anzahl von Betrieben, 
und zwar Kohlen⸗ und Erzbergwerke, Hüttenwerke, Steinbrüche, Hoch⸗ und 
Tiefbauten aller Arten aufgeſucht, ferner die namentlich für die italieniſche 
Frauenarbeit ſo wichtigen Textilfabriken und Ziegeleien und habe faſt 
überall ein gutes Entgegenkommen gefunden. Ich wurde nicht nur im 
Betrieb herumgeführt, wobei mir die ſpeziell von Italienern verrichteten 
Arbeiten gezeigt und erklärt wurden, ſondern auch die den Arbeitsgebern 
von mir vorgelegten Fragebogen erfuhren in den meiſten Fällen eine ein⸗ 
gehende Beantwortung, häufig unter Beilage von Arbeitsordnungen und 
Lohnliſten. Andererſeits habe ich, um kein einſeitiges Material zu erhalten, 
auch Informationen eingeholt bei den Gewerbeinſpektionen, den Berufs⸗ 
genoſſenſchaften und den Gewerkſchaften — den freien ſowohl wie den 
chriſtlichen — und ſo ein reiches Material geſammelt. Und ſchließlich 
erhielt ich viel wertvolle Auskünfte von den italieniſchen Arbeitern ſelbſt, 
die ich entweder in ihren Wohnungen aufſuchte, oder mit denen ich 
teils auf dem Arbeitsplatz ſprach, teils in den italieniſchen Kantinen 
zuſammentraf.“ 

Im vorliegenden Bande werden Italien als Auswanderungsland, 
Deutſchland als Einwanderungsland, die Statiſtik der Italiener in 
Deutſchland ſowie dann im einzelnen die Italiener im Bergbau, in der 
Hütten⸗ und Ziegelinduſtrie behandelt, wobei insbeſondere die Arbeitszeit 
und die Lohnverhältniſſe ſowie zum Teil auch das Beköſtigungs⸗ und 
Wohnungsweſen dargeſtellt werden. In einem zweiten Teil will die 

Verfaſſerin die Lage der Italiener im Baugewerbe, in der Steinbruch⸗ und 
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Textilinduſtrie behandeln und in einem dritten Teil die Arbeitsvermittlung, 
insbeſondere auch durch die Deutſche Arbeitszentrale, die rechtliche Lage 
(Legitimationszwang, Naturaliſation und Ausweiſungen, die Arbeiter⸗ 
verſicherung, die Konkurrenz der Italiener mit den einheimiſchen Arbeitern, 
die Abwehrbeſtrebungen einzelner Behörden und Arbeiterorganiſationen, 
die gewerkſchaftliche Organiſation der Italiener, ihre Lebenshaltung in 
Beziehung auf Ernährung, Wohnung und Hygiene ſowie ihre Erſparniſſe, 
ihr Bildungsweſen, Familienleben, ſittliche Verhältniſſe und Kriminalität 
darſtellen. 

Der hier vorliegende Teil der Arbeit zeigt, daß die Verfaſſerin 
nicht nur die Verhältniſſe an Ort und Stelle in Deutſchland gut be⸗ 
obachtet, ſondern auch die recht reich fließende italieniſche Literatur ſorgſam 
und mit Erfolg benutzt hat. Weil für die Maſſenauswanderung nicht 
bloß die Verhältniſſe des Auswanderungs⸗, ſondern auch die des Ein⸗ 
wanderungslandes maßgebend find, werden zunächſt die Verhältniſſe 
Italiens als Auswanderungsland dargeſtellt. 

Wenn man die italieniſche Auswanderung von 1876—1909 in 
drei große Perioden zuſammenfaßt, erhält man folgendes Bild: 


Die Auswanderung aus Italien von 1876-1900 
nach drei großen Zeitabſchnitten 


Auf 10 000 Ein⸗ 
wohner entfallen 


eit⸗ Jahres durchſchnitt 
abſchnitt der Auswanderung 


1876-1886 100 
1886 — 1900 200 
1900—19u9 443 


Danach ijt fie fortwährend ſtarker Zunahme begriffen. Sie ſchwankt 
aber ſtark in den einzelnen Jahren und ſtieg zum Beiſpiel von 1886 auf 
1887 von 167829 auf 215 665 und von 1900 auf 1901 von 352 782 
auf 533 245. Nach Coletti zeigt ſich hierin der Einfluß des internationalen 
Arbeitsmarktes auf die Auswanderungsquote, und Sartorius v. Walters⸗ 
hauſen ſieht „die periodiſch wiederkehrenden guten Geſchäftsjahre, Kriſen 
und Depreſſionen der kapitaliſtitch organiſierten, induſtriell fortgeſchrittenen 
Einwanderungsländer“ als entſcheidend für dieſe Schwankungen der 
Wanderung an. Charakteriſtiſch für die italieniſche Auswanderung iſt 
das ungeheuer ſtarke Anwachſen der überſeeiſchen Auswanderung während 
der letzten 25 Jahre. Die europäiſche Auswanderunz ſtammt aus den feds 
nördlichen und mittleren die überſeeiſche aus den ſüdlichen Landſchaften. 
Als Einwanderungsländer üben Oſterreich, Frankreich, Deutſchland und 
die Schweiz die Hauptanziehungskraft aus, die 1903 85% der euro- 
päiſchen Auswanderung aufnahmen. Auf Deutſchland kamen 1903 53 553 
oder 23,74%, auf Frankreich 21,72 /, auf Oſterreich und die Schweiz 
je 20,3 %e . Der Anteil Oſterreichs iſt ſeitdem ſtark zurückgegangen, 
derjenige Frankreichs und der Schweiz geſtiegen. In den auf die Kriſe 
von 1907 folgenden zwei Jahren iſt mit Ausnahme Ungarns die Ein⸗ 
wanderung ſtark zurückgegangen. 
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Coletti, der in dem italieniſchen Jubiläumswerk eine gründliche 
Monographie über die italieniſche Auswanderung veröffentlicht hat, unter⸗ 
ſcheidet die objektiven in den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Aus⸗ und 
Einwanderungsländer begründeten und die ſubjektiven Urſachen der 
Auswanderung, die pfychologifcher Natur find. In Norditalien wirkten 
die Entwicklung der Juduſtrie und des Handels ſowie der Schiffahrt, 
die durch die Schutzzölle begünſtigt wurden und den Arbeitern in den 
Städten Beſchäftigung zu höheren Löhnen gewährten, der Auswanderung 
entgegen. In Ligurien iſt die Auswanderung gering; in den Landſchaften 
Piemont, Lombardei und Venetien ſtammt ſie aus den hochgelegenen 
Alpendörfern und iſt zurückzuführen auf Unfruchtbarkeit und Zerſplitterung 
des Bodens, geringe Arbeitsgelegenheit im Winter und auf die Nähe der 
Grenze. Die ſubjektiven Urſachen ſind: Tradition der Auswanderung in 
die Ebene, häufig Kenntnis der Sprache der angrenzenden Länder, Energie 
und moraliſche Kraft der Bewohner, ſowie der Wunſch, Vermögen zu 
erwerben. In den Provinzen Belluno und Udine wirken neben der 
Tradition die Dichtigkeit der Bevölkerung und das Verſchwinden der 
Hausinduſtrien mit. In der Lombardei ſind es niedrige Löhne, ungünſtige 
Pachtverhältniſſe und die Pellagra, die zur Auswanderung den Anlaß 
geben. Bei einer Regierungsenquete über die Urſachen der Auswanderung 
gab im Norden die Mehrzahl als Grund an, die Lage zu verbeſſern. 

In Mittelitalien treibt die vorherrſchende Teilpacht überzählige 
Familienmitglieder zur Auswanderung. Der Wunſch nach Vermögen 
zum Ankauf eines Grundſtücks kam hinzu, und endlich wirkte das Beiſpiel. 
Die Fernwanderung entwickelte ſich auch aus der Binnenwanderung. Sie 
iſt auch hier in den gebirgigen Gegenden am ſtärkſten. In der Emilia 
(Ferrara und Ravenna) iſt trotz ungünſtiger wirtſchaftlicher Verhältniſſe 
die Auswanderung gering, weil ſie als Flucht und alſo als Feigheit 
angeſehen wird. 

Süditalien war lange in einem mittelalterlichen Wirtſchaftszuſtande, 
es litt unter dem Schutzzoll, der den Preis ſeiner Produkte herabdrückte, 
den der Erzeugniſſe der Induſtrie aber, auf die der Süden angewieſen 
war, emporhob. Erſt nachdem der Süden mit der Kultur des Nordens 
in Berührung gekommen war, ſetzte der Auswandererſtrom ein, und zwar 
wegen der geographiſchen Lage hauptſächlich nach den überſeeiſchen Ländern. 
Ein Heer von Agenten der Schiffahrtsgeſellſchaften förderte die Bewegung. 
In den dicht bevölkerten Landbezirken wirkt die Auswanderung anſteckend 
und zeigt faſt den Charakter einer Pſychoſe. Auch die Aufhebung des 
Gemeineigentums wirkt mit ſowie ein dumpfer Haß gegen die Großgrund⸗ 
beſitzer. Endlich kommt noch die Malaria hinzu. Als Urſache hatte im 
Süden die große Mehrzahl „miseria“ angegeben. Wenn ſich auch hier die 
Verhältniſſe gebeſſert haben, ſo wird doch die Auswanderung aus Gewohn⸗ 
heit beibehalten, und es gilt als Ehrenpunkt, einen höheren Lohn zu 
verdienen. In Sizilien und Sardinien ſetzte die Auswanderung wegen 
der iſolierten Lage am ſpäteſten ein, nahm aber dann außerordentlich 
raſch zu. 

Es wird ſodann für Deutſchland an der Hand der bekannten 
Produktions⸗ und Berufsſtatiſtiken gezeigt, wie ſich der Bergbau, das 
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Hüttenweſen, die Maſchinen⸗, Textil⸗ und chemiſche Induſtrien entwickelt 
haben. In umfangreichen Tabellen werden die Ausländer in Deutſchland 
nach ihrer Staatsangehörigkeit von 1871 —1910 behandelt und daran 
im einzelnen Nachweiſe über die Herkunft der in Deutſchland befindlichen 
Italiener ſowie über ihre Verteilung auf die einzelnen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten angefügt. Die Hauptauswanderungsgebiete der Italiener, ſoweit 
ſie nach Deutſchland kommen, ſind Venetien, die Lombardei, Emilia, 
Toskana, die Marken, Abruzzen und Moliſe ſowie Piemont, Landſchaften, 
aus denen 34 578—2005 Italiener zu uns kommen. Die Haupt⸗ 
zuwanderungsgebiete in Deutſchland ſind Elſaß⸗Lothringen, Baden, Bayern, 
Württemberg und Rheinland⸗Weſtfalen. 

Im Bergbau und im Hüttenweſen werden die Italiener vielfach mit 
ungelernter Arbeit beſchäftigt; auch die Löhne der gelernten italieniſchen 
Bergleute ſind niedrig. Die große Zahl der in der Ziegelei beſchäftigten 
Italiener iſt mit ihrer großen Bedürfnisloſigkeit mit ſchuld an den 
ſchlimmen Arbeitsverhältniſſen, die in dieſem Gewerbe üblich ſind und 
hier mit Recht beſonders ausführlich geſchildert werden. 

Trotzdem die italieniſchen Einwanderer für die deutſchen Arbeiter 
wenig wünſchenswerte Mitbewerber darſtellen, ſind ſie ſo entgegenkommend 
behandelt worden, daß ſowohl die chriſtlichen als die freien Gewerkſchaften 
eigene Zeitſchriften für ſie in ihrer Mutterſprache herausgegeben haben. 
Wenn ſie auch ſich den Gewerkſchaften anſchloſſen, waren ſie bei Streiks 
doch unſicher, weil ihnen die Ausweiſung drohte. So war die große 
Zahl der Italiener für die organiſierte Arbeiterſchaft jedenfalls unerwünſcht; 
ſie war es aber auch für die geſamte deutſche Volkswirtſchaft, weil ſie 
ihren Verbrauch auf die elementarſten Bedürfniſſe beſchränkten und den 
größten Teil des verdienten Lohnes in ihre Heimat ſchickten. Es wäre 
daher nur zu wünſchen, daß die Neuorentierung den Schutz der nationalen 
Arbeit auch in dem Sinne auffaßte, daß dem Wettbewerb ſolch uner⸗ 
wünſchter Arbeiter Schranken gezogen werden. So ſehr wir auch im 
Intereſſe der Wiſſenſchaft wünſchen möchten, die Verfaſſerin möge ihre 
mit großem Fleiß und Umſicht unternommene umfangreiche Unterſuchung 
über ein ſehr intereſſantes und vielſeitiges wirtſchaftliches und ſoziales 
Problem nach ihrem vortrefflichen Plane durchführen können, ſo müſſen 
wir doch im Intereſſe der deutſchen Arbeiterſchaft und des deutſchen 
Volkes wünſchen, daß eine ſolche Unterſuchung nicht mehr zeitgemäß wer⸗ 
den möge. 

Berlin⸗Mariendorf : Cl. Heiß 


Heber, E. A: Japaniſche Induſtriearbeit. Eine wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftliche und kulturhiſtoriſche Studie der Probleme der Welt⸗ 
wirtſchaft. (Schriften des Inſtituts für Seeverkehr und Weltwirt⸗ 
ſchaft an der Univerſität Riel, herausgeg. von Bernhard Harms. 
Nr. 7.) Jena 1912, Guftao Fiſcher. Ler.-8%. VIII u. 282 S. 
mit einem Literatur⸗ und Autorenverzeichnis. Geh. 9 M. 


Nach der in der Einleitung gegebenen kurzen Überſicht über die 
Entwicklung des Handwerks in Japan ſeit den älteſten Zeiten hat das 
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Zunftweſen, das in ſeinem Aufbau auf dem Geſchlechterverband der 
Großfamilie, der Erblichkeit des Berufs und ſtaatlichen Aufſehern für 
größere Bezirke oder das ganze Land noch viel ſtärker organiſiert war 
als in irgendeinem europäiſchen Staate, in der Feudalzeit eine große 
handwerksmäßig⸗künſtleriſche Blüte hervorgebracht, iſt aber dann den gleichen 
Entartungserſcheinungen, zum Beiſpiel dem numerus clausus, wie in 
Europa zum Opfer gefallen. Auch hier litt das Handwerk zuerſt unter 
der Konkurrenz der kapitaliſtiſch verlegten Manufaktur (Hausinduſtrie.) 
Nach der großen Revolution, die zur Einführung europäiſcher Me⸗ 
thoden und europäiſchen Kredits und Geldweſens geführt hat, zeigt die 
Arbeiterbewegung eine ganz auffallende Parallele bis in die letzten 
Einzelheiten zur europäiſchen Entwicklung. Nur vollzieht ſich hier alles 
viel raſcher. Schon nach dem chineſiſchen, mehr noch nach dem ruſſiſchen 
Kriege vermehren ſich die Bedürfniſſe der Arbeiter, die unter geſteigerten 
Lebensmittelpreiſen und Arbeitsloſigkeit leiden. Nachdem in den erſten 
Anfängen der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft großes Elend der Arbeiterklaſſen 
geherrſcht hatte, werden die alten Handwerkerverbände erneuert, und es 
bilden ſich ganz neue moderne Arbeiterverbände. Beide ſind ſehr ſtreik⸗ 
luſtig und erzielen anſehnliche Erfolge, ſchrecken vor der Anwendung von 
Gewalt nicht zurück, rufen deshalb das Einſchreiten der Regierung hervor, 
die die Arbeiterbewegung durch Unterdrückung der Koalitons⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsfreiheit ſowie der ſozialdemokratiſchen Partei zu erſticken ſucht. 
Schwere Ausſchreitungen bei Ausſtänden machen wiederholt das Ein⸗ 
greifen des Militärs notwendig. Die öffentliche Meinung iſt der Arbeiter⸗ 
bewegung günſtig, insbeſondere die Gebildeten, die ſich im japaniſchen 
Verein für Sozialpolitik vereinigen. So gelingt es der Organiſation 
der Arbeiter trotz wiederholt eintretenden ſchlechten Geſchäftsgangs, den 
Reallohn aufrechtzuerhalten, bei gutem Geſchäftsgang ſtarke Lohn⸗ 
erhöhungen zu erzielen, bei ſchlechtem ebenſo große Lohnherabſetzungen ab⸗ 
zuwehren. Nachdem drakoniſche Strafen (12 Hinrichtungen und eben⸗ 
ſoviel Verurteilungen zu lebenslänglichem Kerker im Jahre 1910) die 
ſozialiſtiſche Bewegung nicht zu erſticken vermocht hatten, entſproß aus 
dem Blute der Märtyrer nach dem Scheitern wiederholter früherer Re- 
gierungsentwürfe das japaniſche Arbeiterſchutzgeſetz vom 28. März 1911. 
Durch Vergleichungen der Preiſe der wichtigſten Lebensmittel und 
ſonſtigen Bedarfsartikel und der Löhne der Handwerker, Induſtriearbeiter 
und Tagelöhner wird für die einzelnen Perioden von 1887—1910 der 
Nachweis erbracht, daß es der Arbeiterorganiſation gelungen iſt, den 
Reallohn im weſentlichen aufrechtzuerhalten. Zuſammenfaſſend führt 
Heber darüber aus: „Legen wir uns nun am Ende dieſer preis⸗ 
ſtatiſtiſchen Unterſuchung die Frage vor, ob die wirtſchaftliche Lage der 
arbeitenden Klaſſen ſich mit zunehmender Induſtrialiſierung gehoben oder 
verſchlechtert hat, ſo kommen wir zu dem Ergebnis, daß ſich bis zum 
Ausbruch des chineſiſchen Krieges die Lage der Induſtriearbeiter weſent⸗ 
lich verſchlechtert hat, und daß ſeitdem Löhne und Preiſe ſich wohl 
vorübergehend gegeneinander verſchoben haben, im großen und ganzen 
jedoch einander parallel gelaufen find. Im beſonderen haben die Hand⸗ 
werker die Poſition, welche ſie vor der Induſtrialiſierung hatten, beinahe 


1089] Beſprechungen 527 


wieder eingenommen; nächſt ihnen haben die ungelernten Tagelöhner eine 
relativ günſtige Lohnbewegung zu verzeichnen; dagegen ſind die Kern⸗ 
truppen der modernen Induſtrie infolge überwiegender Frauen⸗ und 
vieler Kinderarbeit im Lohnkampf etwas ins Hintertreffen geraten.“ 

Im dritten Kapitel werden die Arbeitsbedingungen in der japa⸗ 
niſchen Großinduſtrie, und zwar in der Textilinduſtrie, im Bergbau und 
Hüttenweſen, in der Metallberarbeitung und in verſchiedenen anderen 
Induſtrien (Zündholz⸗, Glas⸗, Zucker, Tabakfabriken, Brauereien, Fa⸗ 
briken der Nahrungsmittel⸗ und Papiererzeugung, Druckerei und Buch⸗ 
binderei, Lederinduſtrie, Holz⸗ und Flechtwarenherſtellung, Zelluloid⸗, 
Gummi: und Ladwarenfabrifation) dargeſtellt. Im vierten Kapitel wird 
die Heimarbeit, insbeſondere in der Seidenzucht und Seidenhaſpelei, der 
Seiden⸗ und Baumwollweberei, der Färberei, Teeinduſtrie, Matten⸗ und 
Flechtwarenherſtellung, Papierbereitung, Töpferei, Erzeugung von Zünd⸗ 
holzſchachteln, von Bürſtenwaren, von Wachs, Ol und Kampfer, bei der 
Gewinnung von Salz und Shoyu ſowie in verſchiedenen Induſtrien er⸗ 
örtert. Das fünfte Kapitel beſchäftigt ſich mit der Arbeit im japaniſchen 
Kunſtgewerbe und behandelt ſeine wirtſchaftliche Bedeutung ſowie folgende 
wichtige Zweige: Keramik, Zellenſchmelzarbeiten, Lackmalerei, Kunſtweberei, 
Stickerei und Färberei, Bronzegießerei und Metall verarbeitung ſowie ver⸗ 
ſchiedene andere Kunſtgewerbe, wie Schmuckwaren, Steinſchneiderei, Elfen⸗ 
beinſchnitzerei und Strohmoſaikarbeiten. In einem hiſtoriſchen Rückblick 
auf die Entwicklung des japaniſchen Kunſtgewerbes wird gezeigt, daß 
unter dem Einfluß der chineſiſchen Schrift und der indiſchen Kultur die 
urſprünglich vorhandenen konſtruktiven Anlagen vollſtändig zugunſten des 
dekorativen Talentes verkümmert find, und daraus die wichtige Schluß⸗ 
folgerung gezogen, daß dieſes Talent erſt durch Erziehung für den mo⸗ 
dernen Maſchinenbau und ſeine konſtruktiven Aufgaben ſowie für die 
Materialbehandlung wieder geweckt werden müſſe. 

Im ſechſten Kapitel unterſucht der Verfaſſer die Leiſtungsfähigkeit der 
japaniſchen Induſtriearbeiter in den ſchon erwähnten Großbetrieben, im 
ſiebenten ihre Lebenshaltung und Ernährung, um ſich im achten Kapitel 
der Demographie der arbeitenden Klaſſen und konnexen Fragen zuzu⸗ 
wenden, im neunten das Erziehungs⸗ und Lehrlingsweſen, im zehnten 
den Arbeiterſchutz und die Arbeiterwohlfahrtspflege zu behandeln und 
in einem Rück: und Ausblick die gewonnenen Ergebniſſe zuſammenzufaſſen 
(elftes Kapitel). 

Der Buddhismus hat die Entwicklung des japaniſchen Kunſtgewerbes 
in ihrer einſeitigen Richtung für das Dekorative, verbunden mit der Ver⸗ 
nachläſſigung der Form, begünſtigt. In der Geſchäftsmoral herrſchte die 
äſthetiſche Auffaſſung vor, die den Käufer vom Lieferanten abhängig 
macht und die Arbeit als Sache der Stimmung behandelt. Die tauſend⸗ 
jährige Pflege dieſer Art der Gewerbebetätigung disqualifiziert das japa⸗ 
niſche Volk für die Induſtriearbeit, bei der harte ausdauernde Arbeit 
notwendig iſt und die Herrfchaft der Maſchine keinen Raum läßt für die 
perſönliche Stimmung und Laune. Deshalb ſieht der japaniſche Arbeiter 
in der Maſchine ſeinen Feind und behandelt ſie ſchlecht. Der Buddhis⸗ 
mus hat die früher herrſchende gemiſchte Koſt durch die rein vegetariſche 
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erſetzt und die Arbeiter fo geſchwächt, was ſich auch in ihrem kleinen 
Wuchs zeigt, daß ſie den Anforderungen der Induſtriearbeit auch phyſiſch 
nicht gewachſen find. ee 

Von einer ſtaatlichen Regelung des Lehrlingweſens und der Be⸗ 
tonung des Nutzens der Induſtriearbeit für den Staat in den Schulen 
erhofft der Verfaſſer eine Beſſerung. Wir zweifeln an der Wirkſamkeit 
eines ſolchen Krämerideals, um ſo mehr, als in neuerer Zeit aus Japan 
von einer verzweifelten, zu zahlreichen Selbſtmorden führenden Stimmung 
in religiöſen Fragen berichtet wird. 

Das umfangreiche gründliche Werk vereinigt die Vorzüge der Dar⸗ 
ſtellung eines Ingenieurs, der die Dinge an Ort und Stelle beobachtet 
hat, mit den Methoden der hiſtoriſchen Schule, die die vorhandenen Zu⸗ 
ſtände aus ihrer geſchichtlichen Entwicklung begreift und auch die Be⸗ 
deutung der ethiſchen Kräfte im Wirtſchaftsleben zu ihrem Rechte kommen 
läßt. Es kann jedem, der ſich für Induſtrie und Handwerk, Kunſtgewerbe 
und Sozialpolitik in Japan intereſſiert, als gute Leiſtung unſerer volks⸗ 
wirtſchaftlichen Literatur mit gutem Gewiſſen empfohlen werden. 

Berlin⸗ Mariendorf Cl. Heiß 


Annuaire International de Législation agricole. IV. et V. Année 
1914 et 1915. (Rome, Imprimerie de l'Institut International 
d' Agriculture. 1914 et 1915.) LXVIII et 1019 p., XCVI et 
1460 p. gr.= 80. | 


Wie ein Traum aus vergangenen Zeiten erſcheint es, daß jetzt noch 
ein „internationales“ wiſſenſchaftliches Inſtitut arbeitet. Die Energie des 
deutſchen Vertreters, Geheimrat Dr. T. Müller, bringt augenſcheinlich 
dieſes Wunderwerk fertig, obgleich er nicht mehr in Rom weilen kann; 
wenigſtens erſcheint die deutſche Ausgabe des Bulletin des Inſtituts, 
eine der vorzüglichſten Quellen für die Agrarpolitik, noch immer. 

Jetzt liegen auch wieder zwei während des Krieges erſchienene Bände 
des Jahrbuchs der landwirtſchaftlichen Geſetzgebung vor, das bisher noch 
viel zu wenig Beachtung bei uns gefunden hat. Freilich war daran wohl 
in erſter Linie der Umſtand ſchuld, daß durch den maſſenhaften Stoff, 
in dem auch Gleichgültiges noch in großem Umfange vorhanden iſt, fein 
Wegweiſer hindurchleitete. Dieſem Mangel ijt ſeit dem vierten Jahrgang 
abgeholfen, wohl auf die Anregung in der deutſchen wiſſenſchaftlichen 
Kritik hin, indem nämlich jetzt eine längere Einleitung vorausgeſchickt iſt, 
in welcher eine gut lesbare zuſammenfaſſende Darſtellung des Inhalts 
gegeben iſt. Die Jahrbücher haben diesmal ein erhöhtes Intereſſe, weil 
ſie auch die Kodifikation der Kriegsgeſetzgebung enthalten. Erſt nach dem 
Kriegsende wird es möglich ſein, einen vergleichenden Überblick über die 
geſetzgeberiſche diesbezügliche Tätigkeit der verſchiedenen Staaten zu ge⸗ 
winnen; vorläufig ergibt ſich daraus nur, daß der Zeit wie der Intenſität 
dieſer kriegswirtſchaftlichen Regelung nach Deutſchland voranging. 

Ein Wunſch iſt immer noch auszusprechen, der einer Beſchränkung 
des Inhalts. Nicht in dem Sinne, daß einzelne Materien ausgeſondert 
würden; dabei wäre der Willkür doch ein zu großes Spiel gelaſſen. Viel⸗ 
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mehr follen die zahlloſen unwichtigen Verordnungen entweder ganz fort⸗ 
gelaſſen werden, oder es muß wenigſtens mit ein paar Worten ihr eigent⸗ 
licher Inhalt angegeben werden. Wenn man erfährt, daß in Rußland 
am 24. Januar 1915 dem Senat eine Verordnung des Finanzminiſters 
mitgeteilt worden ift, „modifiant certains points du réle des impöts 
provisoires sur les marchandises transportées a la vitesse des 
voyageurs“, oder daß in China am 17. Januar Dispoſitionen, betreffend 
die Anmeldungen für Schadenerſatz bei Trockenheit oder Uberſchwemmung, 
veröffentlicht wurden, ohne daß ein Wort über den Inhalt dieſer Ver⸗ 
lautbarungen mitgeteilt wird, ſo iſt das reine Papierverſchwendung. Der 
Wert des trefflichen Jahrbuchs und vor allem ſeine Benutzbarkeit wird 
durch eine Beſchränkung nach dieſer Seite nur gehoben werden. 


Bonn a. Rh. W. Wygodzinski 


Neuere Schriften über Waſſerſtraßen. 


v. Kavaſſay, Eugen: Die ungariſche Donau als ein Teil 
der Verkehrsſtraße für die Großſchiffahrt nach dem 
Orient. Mit 8 Sonderbeilagen. Stuttgart 1916, Frankhſche 
Verlagshandlung. 8°. 47 S. Geh. 1,80 Mk. 


Hammermaun, Emil: Der Elbe⸗Trave⸗Kanal. Heft 20 der 
unter dem Titel: „Probleme der Weltwirtſchaft“ herausgegebenen 
Schriften des Königl. Inſtituts für Seeverkehr und Weltwirtſchaft 
an der Univerſität Kiel. Jena 1914, Guftav Fiſcher. 8° 106 S. 
Geh. 3,50 Mk. 


Pleißner, Erich: Konzentration der Güterſchiffahrt auf 
der Elbe. Ergänzungsheft L der Zeitſchrift für die geſamte Staats⸗ 
wiſſenſchaft, herausg. von K. Bücher. Tübingen 1914, Lauppſche 
Buchhandlung. 80. 201 S. 6 Mk. 


Bei den Erörterungen über die Geſtaltung und die Wiederbelebung 
unſerer Wirtſchaft nach Beendigung des Krieges ſpielen die Waſſerſtraßen 
eine große Rolle. Viele erwarten von ihrem Ausbau in Mitteleuropa 
einen neuen Aufſchwung des Verkehrs. Vorſchläge über Verbeſſerung 
der Waſſerſtraßen, hauptſächlich der Donau, über den Bau neuer Kanäle 
(Donau⸗Oder, Donau⸗Elbe, Rhein⸗Donau⸗Kanal, Fortſetzung des Mittel⸗ 
land⸗Kanals von Hannover bis zur Elbe uſw.) werden in Parlamenten 
und Vereinen, in der Tages⸗ und Fachpreſſe eifrig beſprochen. Vor 
kurzem iſt dem bayeriſchen Landtage von der Regierung ein Geſetzentwurf 
vorgelegt, in dem eine — allerdings recht beſcheidene — Summe zur 
Ausführung von Vorarbeiten für einen neuen Donau⸗Main⸗Kanal ver⸗ 
langt wird. Nach den bisherigen oberſchläglichen Berechnungen ſoll der 
Kanal ſelbſt, der nur einen Teil des alten Ludwigs⸗Kanals mitbenutzt, 
nicht weniger als 650 Mill. Mk. koſten. Bei den übrigen Plänen iſt, 
ſoviel ich beobachtet habe, die Koſtenfrage einſtweilen beiſeite gelafjen. 
Es wird aber doch immer erwogen werden müſſen, ob, wenn wir einmal 
über die Mittel und Wege ernſtlich beraten, die zur allmählichen Be⸗ 

Schmollers Jahr buch XLII 2. 34 
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fettigung der Kriegsſchäden führen können, alsdann ſogleich einige 
Milliarden für den Waſſerſtraßenausbau zur Verfügung ſtehen. Denn 
um ſolche Summen wird es ſich handeln, wenn auch nur ein Teil der 
Pläne zur Ausführung kommen ſollte. 

Die erſte der oben aufgeführten Schriften iſt für die Erörterung 
derartiger Zukunftsfragen unmittelbar von Wert. Die beiden anderen 
wird man auch nicht übergehen können, wenn einmal nicht nach einer 
Parteiſchablone und mit billigen Schlagworten, ſondern ſtreng ſachlich 
über den weiteren Ausbau des mitteleuropäiſchen Waſſerſtraßennetzes be⸗ 
raten und beſchloſſen werden wird. Denn in beiden wird uns ein reiches 
Material über die wirtſchaftliche und die finanzielle Bedeutung beſtehender 
Waſſerſtraßen, in den Unterſuchungen von Pleißner beſonders auch über 
die Schiffahrtsunternehmungen auf der Elbe, der zweitgrößten deutſchen, 
zugleich der für den mitteleuropäiſchen Verkehr von Nord nach Süd 
wichtigſten natürlichen Waſſerſtraße, vorgelegt. Über den Inhalt der 
drei Schriften ſei folgendes bemerkt: 

Miniſterialrat v. Kavaſſay ſchildert mit großer Sachkenntnis, aber 
auch mit ausgeprägt magyariſchem Selbſtbewußtſein das, was Ungarn 
mit Aufwendung von 185 Mill. Gulden (in den Jahren 1867-1915) 
zur Verbeſſerung der auf das ungariſche Staatsgebiet fallenden Teile 
der Donau geleiſtet hat. Im Vordergrunde ſtehen die Arbeiten am 
Eiſernen Tor, mit deren Erfolg der Verfaſſer — abweichend von 
Anderen — durchaus zufrieden iſt, wie er denn auch gegen die Erhebung 
von Schiffahrtsabgaben und deren Höhe, meines Erachtens mit Recht, 
kein Bedenken hat (S. 21 ff.). Im Anſchluß daran wird geprüft, 
welche Verbeſſerungen auf der unteren Donau erforderlich ſind, damit 
dieſe von Schiffen mit 3 m Tiefgang befahren werden kann. In einem 
Anhang werden die weiteren Leiſtungen Ungarns zur Verbeſſerung der 
Waſſerverhältniſſe ſowie die weſentlichſten geſetzlichen Beſtimmungen kurz 
mitgeteilt. Das Buch enthält mehrere Abbildungen ſowie eine gute 
Uberſichtskarte der beſtehenden und geplanten ungariſchen Schiffahrts⸗ 
ſtraßen. Der Inhalt iſt im weſentlichen ein techniſcher, und das Buch 
iſt eine nützliche Vorarbeit für die vielen Donau⸗Regulierungspläne. 

Der Elbe⸗Trave⸗Kanal, deſſen Geſchichte, Bau, wirtſchaftl iche 
und finanzielle Bedeutung Hammermann ſchildert, iſt ein weſentlich 
verbeſſerter Stecknitz⸗Kanal. Dieſer wurde in den Jahren 1391—1398 
von Lübeck gebaut, um eine ſchiffbare Verbindung der Elbe mit der 
Trave herzuſtellen. Er iſt ſpäter wiederholt verbeſſert worden, konnte 
aber nur von verhältnismäßig kleinen Schiffen unter Schwierigkeiten 
befahren werden. Der wichtigſte Transportgegenſtand war bis Anfang 
des 18. Jahrhunderts das Lüneburger Salz, das von Lübeck nach den 
nordiſchen Ländern, beſonders nach Schonen ausgeführt wurde. In der 
Zeit zwiſchen 1500 und 1550 ſollen jährlich 12 400 t Salz auf dem 
Kanal verfrachtet ſein. Die im 17. bis Mitte des 19. Jahrhunderts 
wiederholt erwogenen Pläne zu einer gründlichen Verbeſſerung dieſer be⸗ 
ſcheidenen Waſſerſtraße ſcheiterten an dem Widerſtande eines oder des 
anderen der von dem Kanal durchzogenen Staaten. Der Bau des jetzigen 
Kanals war eine unmittelbare Folge der Herſtellung des Nord ⸗Oſtſee⸗ 


— — — 
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(Kaiſer⸗Wilhelm⸗) Kanals, durch den die Stellung Lübecks im Oſtſeehandel 
ſtark gefährdet wurde. Nach langen und gründlichen techniſchen Unter⸗ 
ſuchungen entſchied man ſich für die mit dem Stecknitz Kanal faſt genau 
zuſammenfallende, jedoch etwa 30 km kürzere Straß e. Auf der dem 
Buch beigefügten Karte wird das klar veranſchaulicht. In einem Staats⸗ 
vertrag vom 4. Juli 1893 verſtändigten ſich Preußen und Lübeck über 
die Bedingungen des Kanalbaues. Die Koſten des von Lübeck herzu⸗ 
ſtellenden Kanals wurden auf 22⅝ Mill. Mk. veranſchlagt. Preußen 
verpflichtete fic) zur Zahlung eines Beitrags von höchſtens 7'/2 Mill. Mk., 
worauf 600 000 Mk angerechnet wurden, die der Kommunalverband des 
Kreiſes Herzogtum Lauenburg beizubringen hatte. Dieſe Koſten ſind 
nur unerheblich überſchritten worden. Der Kanal, der die Elbe bei 
Lauenburg mit der Trave oberhalb Lübecks verbindet, hat eine Länge 
von 67 km, eine Sohlenbreite von 22 m und eine Tiefe von 2,5 m. 
Er iſt für Schiffe von 65 m Länge und 8,2 m Breite zugängig, und 
ſeine Leiſtungsfähigkeit berechnet ſich auf 6 Mill. Tonnen jährlich. Am 
12. Juni 1900 wurde der Kanal eröffnet. 

Schon bei den Verhandlungen im preußiſchen Landtage wurde die 
grundſätzliche Frage erörtert, ob es ſich rechtfertigen laſſe, eine Summe 
von 7,5 Mill. Mk. für eine Waſſerſtraße aufzuwenden. Mit Rückſicht 
auf die vorliegenden beſonderen Verhältniſſe ſetzte man ſich, in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Finanzminiſter, ausnahmsweiſe über die entgegen⸗ 
ſtehenden Bedenken weg. 

Sehr beachtenswert find die Mitteilungen über die wirtſchaftlichen 
und finanziellen Ergebniſſe des Kanalbetriebes, wobei zu bedenken iſt, 
daß die ſehr leiſtungsfähige Lübeck — Büchener Eiſenbahn dieſelben Städte 
wie der Kanal verbindet, mit dieſem auf der Strecke Mölln —Lauenburg 
faft parallel läuft. Nun ſteht zunächſt feſt (S. 38/39), daß der Bahn⸗ 
verkehr zwiſchen Lübeck und Hamburg, der ſich 1899 auf 183423 t in 
Empfang und Verſand belief, nach Eröffnung des Kanals ſich ſtark ver⸗ 
mindert und im Jahre 1911 (bis wohin die Statiſtik geführt iſt) mit 
118 634 t den Verkehr von 1899 noch nicht wieder erreicht hat. Während 
bis 1909 der Bahnverkehr noch größer war als der Kanalverkehr, hat 
1911 der Kanalverkehr mit 167 900 t den Bahnverkehr bedeutend über⸗ 
flügelt. Alles dies, obgleich die Bahn nach Eröffnung des Kanals ihre 
Tarife ermäßigte. Der Verfaſſer meint gleichwohl, der Kanal habe 
„neuen Verkehr wachgerufen, nicht aber bereits beſtehenden von der Bahn 
abgelenkt“. Mit den von ihm ſelbſt mitgeteilten Zahlen läßt ſich dieſe 
Annahme kaum vereinbaren, und ich kann dem Verfaſſer darin nicht 
beiſtimmen, daß das Beiſpiel des Elbe- Trave: Kanals „beſtätige, daß 
beide Verkehrsmittel zuſammen den Verkehr heben und ſich gegenſeitig 
ergänzen“. Es müßte dann doch zunächſt bewieſen werden, daß der 
Mehrverkehr zwiſchen Hamburg und Lübeck durch die Eiſenbahn allein 
nicht hätte bewältigt werden können. 

Sehr eingehende Mitteilungen macht der Verfaſſer über die Ent⸗ 
wicklung des Verkehrs, Verteilung auf die einzelnen Verkehrsgebiete und 
über die auf dem Kanal gefahrenen Waren. Die ſorgfältig zuſammen⸗ 
geſtellten Einzelheiten mögen nachgeleſen werden. Nur beiſpielsweiſe ſei 
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bemerkt, daß Lübeck an Nahrungs: und Genußmitteln auf dem Kanal 
empfangen hat 1902: 35396 t, 1912: 73617 t und verſandt hat 
1902: 25 997 t, 1912: 30 452 t. Noch ſtärker war die Steigerung 
des Verkehrs der Rohprodukte. Düngemittel: Empfang 1902: 26 310 t, 
1912: 96271 t, Verſand an Baus, Nutz⸗ und Papierholz 1902: 
21250 t, 1912: 109171 t. 

Im Kapitel Verkehrspolitik wird zunächſt die Entwicklung des 
Schleppverkehrs dargeſtellt und dann auf die Finanzfrage eingegangen. 
Grundſätzlich ſteht der Verfaſſer auf dem Standpunkt, daß die Kanäle 
nach dem Prinzip der öffentlichen Anſtalten (er bezeichnet es als Grund⸗ 
ſatz der Koſtendeckung) zu behandeln ſind, d. h. daß die Einnahmen 
ausreichen müſſen zur Deckung der Betriebskoſten und der Zinſen des 
Anlagekapitals (S. 56 ff.). Nun haben bis zum Jahre 1912 die Ein⸗ 
nahmen noch nicht einmal ausgereicht zur Deckung der Unterhaltungs⸗, 
Verwaltungs⸗ und Betriebskoſten (vgl. die Tabelle S. 66, 67). Die 
Einnahmen ſtiegen von dem erſten vollen Betriebsjahre 1901 bis 1912 
von 49 662 auf 186794 Mk., die Ausgaben von 75 614 Mk. auf 
191347 Mk., die Zuſchüſſe haben ſich von 25951 Mk. auf 4553 Mk. 
vermindert. In den einzelnen Jahren zeigen ſich naturgemäß erhebliche 
Schwankungen. Der Verfaſſer gibt (S. 67) zu, daß vom rein privat⸗ 
wirtſchaftlichen Standpunkt aus betrachtet, der Elbe⸗Trave Kanal bisher 
nicht erfolgreich geweſen ſei. Das könne aber nicht gegen den Bau 
des Kanals geltend gemacht werden, da deſſen geſamtwirtſchaftliche Wir⸗ 
kung zweifellos erfolgreich geweſen ſei. Gibt man letzteres zu, ſo kommt 
man doch über das Bedenken nicht hinweg, daß zur Deckung der Be⸗ 
triebskoſten und zur Verzinſung des Anlagekapitals die Gefamtheit der 
Steuerzahler beitragen muß, während die Verkehrsſtraße nur wenigen 
Intereſſenten zugute kommt. Ob das gerecht und billig iſt, darüber 
kann man kaum zweifelhaft ſein, und da kommt man wieder auf die 
alte Frage zurück: Kanal oder Eiſenbahn? Daß im vorliegenden Falle 
die Mindererträge unerheblich ſind, hat mit der grundſätzlichen Frage 
nichts zu tun, handelt es ſich doch überhaupt um ein verhältnismäßig 
kleines Unternehmen. 

In dem Schlußkapitel wird die volkswirtſchaftliche Wirkung des 
Kanals im einzelnen und nach verſchiedenen Richtungen hin erörtert. 
Gewiß hat der Kanal in vieler Beziehung nützlich gewirkt, zur Hebung 
der Landwirtſchaft, des Handels und der Induſtrie der vorzugsweiſe be- 
teiligten Gebiete beigetragen. Anderſeits iſt die Frage nicht gelöſt und 
kann auch nicht wohl gelöſt werden, welche Umſtände neben dem Kanal 
Fi des beſprochenen Zeitraums in derſelben Richtung mitgewirkt 
aben. 

Wenn ich in vielen grundſätzlichen Fragen mit dem Verfaſſer nicht 
einverſtanden bin, ſo kann ich doch ſeine gründliche und fachliche Be⸗ 
handlung, die Herbeiſchaffung und überſichtliche Bearbeitung eines weit⸗ 
ſchichtigen, nicht leicht zugänglichen Materials nur lobend anerkennen. 
Sein Buch iſt ein ſehr ſchätzenswerter Beitrag zum Verſtändnis der 
ſchwierigen Waſſerſtraßenfrage. 

Ein ebenſo günſtiges Urteil verdient das Buch von Pleißner. 
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Der Vecfaſſer beſchäftigt ſich mit einer anderen Waſſerſtraße. Es gehört 
zu den volkswirtſchaftlichen Dogmen, daß der Verkehr auf den Waſſer⸗ 
ſtraßen unter dem Zeichen des Wettbewerbs ſteht, während der Eiſenbahn⸗ 
verkehr ein monopoliſtiſcher iſt. Auf der Elbe treten uns nun alle die 
Erſcheinungen über die Entwicklung verſchiedener, um denſelben Verkehr 
werbender Unternehmungen entgegen, die wir aus dem engliſchen und 
amerikaniſchen Eiſenbahn verkehr kennen. Die Unternehmer machen 
ſich gegenſeitig eine maßloſe Konkurrenz, ſie unterbieten ihre Preiſe bis 
zum Ruin des Gegners und dem eigenen Ruin, um ſich ſchließlich zu⸗ 
ſammenzufinden zu einer nahezu vollſtändigen Vereinigung, worauf als⸗ 
bald auch die Preiſe wieder in die Höhe gehen. Dieſe Vorgänge wieder⸗ 
holen ſich im Elbverkehr immer mit demſelben Ergebnis. Dazu tritt 
eine beſondere Eigentümlichkeit. Auf der Elbe ſtehen ſich zwei große 
Gruppen von Unternehmern gegenüber, die Großſchiffahrt und die Klein⸗ 
ſchiffahrt. Jede dieſer Gruppen bekämpft ſich untereinander, und dann 
wieder tritt die eine Gruppe mit der anderen in Wettbewerb. Das 
Endergebnis iſt aber, daß ſich die beiden Gruppen zum gemeinſamen, 
einmütigen Betriebe in Form einer Betriebs- und Finanzgemeinſchaft 
zuſammenfinden. Dieſe Konzentration wird zwar zeitweiſe beeinflußt 
durch die Eiſenbahnen, aber die Schiffer wiſſen ſich auch damit ſchließlich 
abzufinden, wenn ſie allerdings auch beklagen, daß ihnen zum Beiſpiel die 
— aus allgemein wirtſchaftlichen Gründen gebotenen — Ausnahmetarife 
während der jetzigen Kriegszeit viele Transporte entzogen haben. Das 
Ergebnis der Kämpfe wird (S. 195) mit folgenden Worten zuſammen⸗ 
gefaßt: „Es war nun endlich (1907) nach Jahrzehnten gelungen, den 
größten Teil der Elbſchiffahrt zu einigen und dieſen größten Teil un⸗ 
bedingt nur von einem Willen abhängig zu machen. Es war das 
ſchwierige Problem gelöſt, Großſchiffahrt und Kleinſchiffahrt zu einem 
unterſchiedsloſen Ganzen zuſammenzufügen, und zwar in einer Form, 
die unbedingt anerkannte, daß das Kleinſchiffergewerbe auf der Elbe 
notwendig und exiſtenzberechtigt iſt, und daß es als gleichwertiger, eben⸗ 
bürtiger Partner den Großſchiffahrtsunternehmungen gegenüberſteht; 
Großſchiffahrt und Kleinſchiffahrt können ohne einander nichts Bedeut⸗ 
ſames und Entſcheidendes auf der Elbe leiſten.“ 

Der Verfaſſer beklagt in den einleitenden Abſchnitten, daß das tat⸗ 
ſächliche Material, mit dem er arbeitet, mangelhaft und lückenhaft iſt. 
Schon die Abgrenzung des Elbegebietes iſt ſchwierig, insbeſondere wegen 
des Verkehrs der märkiſchen Waſſerſtraßen, der ſich auf die Elbe erſtreckt. 
Ferner beſitzen wir keine brauchbare Statiſtik über den Verkehr auf den 
deutſchen Waſſerſtraßen. Die frühere Reichsſtatiſtik war wertlos, die 
neue iſt noch unvollkommen und unausgebildet. Die Sympherſchen 
Unterſuchungen, auf die der Verfaſſer zurückgeht, find doch auch nur ein 
recht zweifelhafter Notbehelf, an Stelle der — nicht zu ermittelnden — 
Tatſachen treten nur allzuoft mehr oder weniger willkürliche Schätzungen. 
Auch über den Umfang und die Zahl der Kleinbetriebe ſind wir nur 
mangelhaft unterrichtet. Für den Großbetrieb ſtehen die Berichte der 
großen Schiffahrtsgeſellſchaften zur Verfügung, die der Verfaſſer aus⸗ 
giebig und geſchickt benutzt hat. Ich verweiſe beſonders auf die Ent⸗ 
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wicklungsgeſchichte der Deutſchen Kettenſchleppſchiffahrtsgeſellſchaft „Kette“, 
S. 100 ff. Deſſen ungeachtet hat der Verfaſſer verſtanden, ein in ſeinen 
Grundzügen offenbar zuverläſſiges und beweiskräftiges Tatſachenmaterial 
zuſammenzubringen, das er vollſtändig beherrſcht. Die Art und Weiſe, 
wie er dieſes verwertet, ſeine lebendige, oft feſſelnde Darſtellung, beſonders 
der Entwicklung der einzelnen Unternehmungen und dann der ſich immer 
wiederholenden Kämpfe iſt muſterhaft. Der Konzentrationsbewegung auf 
der Elbe wie überhaupt den Kartellbeſtrebungen der heutigen Induſtrie 
ſteht der Verfaſſer freundlich, vielleicht etwas zu freundlich gegenüber. 
Berlin⸗Wilmersdorf A. v. der Leyen 


Lindemann, Hugo: Die deutſche Stadtgemeinde im Kriege. 
(Kriegswirtſchaftliche Zeitfragen, herausgegeben von Franz Eulen⸗ 
burg, Heft 6/7.) Tübingen 1917, J. C. B. Mohr. Gr.8°. 
94 S. 2 Mk. | 


Noch find wir nicht am Ende des Kriegs. Welche neuen Tätigkeiten 
ſein Fortgang vielleicht noch den Gemeinden zuweiſt, weiß keiner. Jeder 
aber iſt wohl davon überzeugt, daß in den großen Grundlinien heute 
ſchon feſtliegt, was die deutſchen Kommunen in dieſen Jahren höchſter 
Anſpannung ihrer phyſiſchen und ökonomiſchen Kräfte zu leiſten hatten 
und geleiſtet haben. Daß dies ſchon jetzt von ſachkundiger Seite feſt⸗ 
gehalten und geſchildert wird, iſt nicht nur erlaubt, ſondern auch 
um deſſenwillen ganz beſonders nützlich, weil ſo auch die unmittelbare 
Gegenwart in dem Dargeſtellten noch Vorbild und Anregung zu finden 
vermag. 

Auch wer Hugo Lindemanns Anſichten in vielen Stücken nicht teilt, 
wird zugeben müſſen, daß er als einer der gedankenreichſten, ſcharffinnigſten, 
dabei ſorgfältigſt beobachtenden und (nicht zuletzt!) beſtſchreibenden unſerer 
kommunalpolitiſchen Autoren vor anderen zu ſolcher Schilderung berufen 
war. Dieſe beſchränkt ſich nur auf die Stadtgemeinden, und zwar unter 
Berückſichtigung namentlich der größeren unter ihnen; es wird dringend 
erwünſcht ſein, demnächſt aus ähnlich unmittelbarer Beobachtung heraus 
eine Schilderung auch der vielfach parallel, vielfach aber ganz anders 
gerichteten Kriegsarbeit der kleineren, insbeſondere der Landgemeinden 
zu erhalten; das Maß kommunaler Arbeit, das auch hier — namentlich 
auf dem Gebiete der Produktionsförderung — geleiſtet worden iſt und 
wird, darf nicht unterſchätzt werden. 

Aber auch von den durch den Krieg unmittelbar und mittelbar ver⸗ 
anlaßten Maßnahmen und Problemen der Stadtgemeinden gibt Linde⸗ 
mann kein erſchöpfendes Bild und (gemäß ſeiner Schlußbemerkung) will 
es nicht geben; die Fragen und Sorgen der Gemeindeverwaltungs⸗ 
organiſation, der Ausgabendeckung, der Unterrichtsaufrechterhaltung und 
⸗zumgeſtaltung, der Kriegsbeſchädigtenfürſorge find beiſpielsweiſe unberück⸗ 
ſichtigt geblieben. Letztgenanntes Gebiet vielleicht, weil in ihm vorläufig 
noch mehr Zukünftiges und Angeſtrebtes als Gegenwärtiges und Tatſächliches 
zu finden iſt, dieſes aber allein von Lindemann herangezogen wird. Im 
übrigen war beabſichtigt, eben nur die wichtigſten Teile der Kriegs⸗ 
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wohlfahrtspflege auszuwählen, ſie aber dafür um ſo gründlicher abzu⸗ 
handeln. Als dieſe „wichtigſten“ Teile der Kriegswohlfahrtspflege ſieht 
Verfaſſer an (ich gebe damit zugleich die Folge der Kapitelüberſchriften 
wieder): I. Fürſorge für die Kriegerfamilien; II. Fürſorge für die Haus⸗ 
beſitzer; III. Erwerbsloſenfürſorge; IV. Krankenfürſorge; V. Mittelſtands⸗ 
fürſorge; VI. Lebensmittelverſorgung. 

Dieſer Auswahl wird man beipflichten können, um ſo mehr, als die 
Behandlung der einzelnen Materien ebenſo inhaltlich erſchöpfend (ohne ſich 
in Weitläufigkeit und Kleinlichkeit zu verlieren) wie formell ausreichend iſt. 
Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß ich etwa in allem Lindemanns Urteil 
akzeptiere. So wenig Verfaſſer dieſes in den Vordergrund rückt, ſo ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt es doch, daß in ſo umſtrittenen Fragen wie den hier be⸗ 
handelten mancher Leſer mit mir einen anderen Standpunkt als Lindemann 
einnimmt. Die Gegengründe an dieſer Stelle im einzelnen anzugeben, 
würde zu weit führen, iſt den Sachkennern gegenüber auch nicht erforder⸗ 
lich; denn ſie ſind ſchon mehrfach zum Ausdruck gebracht und ohne weiteres 
bei der Lektüre des vorliegenden Buches greifbar, wenn ich beiſpiels⸗ 
weiſe meine abweichende Meinung in der Beurteilung der Hausbeſitzer⸗ 
ſchutzfrage, bei der Lindemann meines Erachtens deren Bedeutung als eines 
Mittelſtandsproblems allererſten Ranges (Hausbeſitzer und direkte wie in⸗ 
direkte Hypothekengläubiger!) ganz weſentlich unterſchätzt, ferner in der 
Beurteilung der „kriegswirtſchaftlichen“ Bedeutung der Maſſenſpeiſungen, 
die ich nach wie vor ſehr ſkeptiſch beurteile, und ſchließlich in der Emp⸗ 
fehlung einer Abgabe der gemeindlichen Lebensmittel zu nach dem Ein⸗ 
kommen abgeſtuften Preiſen feſtſtelle. 

Dieſe Feſtſtellung bedeutet keine Ausſtellung. Eine ſolche wüßte ich 
ernſtlich nicht zu machen und darf die Schrift darum zu Anſchaffung, 
Lektüre und auch — denen, die es angeht — Nachachtung empfehlen. 
Denn (mit dieſen Worten entläßt Verfaſſer ſeinen Leſer) der Krieg hat 
unſeren Gemeinden eine außerordentliche Vermehrung und Vertiefung ihrer 
Aufgaben gebracht. Er hat aber nicht minder den unſchätzbaren Wert 
einer freien, mit großen Rechten ausgeſtatteten Selbſtverwaltung gezeigt. 
Die neue Stellung, die ſich die Gemeinde im Leben des Volkes errungen 
hat, wird mit dem Kriege nicht aufhören können. Sie wird nur ein 
Ausgangspunkt ſein für die weitere Entwicklung unſerer ſtädtiſchen Selbſt⸗ 
verwaltung, mit der die Geſchicke e Volkes unlösbar verbunden find. 
Quod dii bene vertant! 


Sterkrade Otto Moſt 


Schriften des Vereins für Kommunalwirtſchaft und Kom⸗ 
munalpolitik. (Herausgegeben von Generalſekretär Erwin Stein, 
Berlin: Friedenau, 1915— 1916). Deutſcher Kommunalverlag. Geh. 
je 1,50 Mk., geb. je 2,25 Mk. 2. Heft: Offentlicher Betrieb 
und Konzeſſionswirtſchaft. 72 S. — 3. Heft: Urbanek: 
Oberſchleſien heute und morgen. 75 S. — 4. Heft: Koch 
und Wilms: Kriegsmaßnahmen der Städte auf dem 
Gebiete der Lebensmittelverſorgung. 36 S. — Bauer: 
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meiſter, Friedrich: Schullaftenverteilung und Groß⸗ 
ſtadt⸗Dezentraliſation. 116 S. 


Der vor einigen Jahren gegründete Verein für Kommunalwirtſchaft 
und Kommunalpolitik hat eine Entwicklung genommen, die bei ſeiner 
Gründung wenige vorausſahen. Was die Mitglieder anlangt, ſo iſt 
deren Zahl in ſtändigem ſtarken Wachſen begriffen; was (und das iſt 
das Wichtigere) die Leiſtungen anlangt, ſo muß geſagt werden, daß von 
dieſem Verein, deſſen Zweck in „Förderung und Zuſammenfaſſung der 
wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Arbeit auf dem Gebiete der Kommunal⸗ 
wirtſchaft und Kommunalpolitik“ liegt, ſchon eine lange Reihe wertvoller 
Anregungen ausgegangen iſt, daß ſeine Tagungen zu weſentlicher 
Klärung wichtiger kommunalpolitiſcher Fragen geführt haben, daß ſeine 
Zeitſchrift eine der wertvollſten auf dieſem Spezialgebiete geworden iſt. 
Dadurch wird die Bedeutung anderer, älterer Organiſationen, die ſich 
zwar nicht allein und allgemein, aber doch auch mit ſpeziellen kommunal⸗ 
politiſchen und kommunalwiſſenſchaftlichen Fragen beſchäftigen (es ſei an 
den Verein für Sozialpolitik, an den Deutſchen Verein für öffentliche 
Geſundheitspflege uſw. erinnert), nicht geſchmälert; ebenſowenig die⸗ 
jenige der kommunalen Intereſſenorganiſationen, wie ſie heute ihren 
Ausdruck in Städte⸗, Landkreis⸗ und Gemeindeverbänden finden. Der 
Verein für Kommunalwirtſchaft ſteht im gewiſſen Sinne vermittelnd 
zwiſchen beiden Gruppen. In der erſten kommen gewiſſe kommunale 
Probleme als Teile größerer Fragen zur Erörterung, und die Erkennt⸗ 
nis ſolcher organiſchen Zuſammenhänge kann niemals entbehrt werden. 
In der zweiten handelt es ſich um die Vertretung der Belange einzelner, 
ganz beſtimmter Gemeindegruppen, nach Größe, Verfaſſung, auch Staats⸗ 
zugehörigkeit getrennt. Der Verein für Kommunalwirtſchaft bezieht ſeine 
Arbeit allein auf rein kommunale Fragen, jedoch ohne Beſchränkung, 
dem Inhalt nach einerſeits, ohne Verfolgung irgendwelcher Sonder⸗ 
intereſſen anderſeits; es iſt bezeichnend, daß im Ausſchuß und Vorſtand 
höhere Staatsbeamte, Vertreter der Großſtädte, der Mittelſtädte, der 
Landgemeinden wie auch der Landkreiſe, und zwar den verſchiedenſten 
Teilen Deutſchlands entſtammend, vertreten ſind. 


Zur weiteren Charakteriſierung der Arbeiten des Vereins ſeien drei, 
die gerade gegenwärtig laufen, hevorgehoben: Die höchſt eingehende 
Behandlung der Vorſchläge zur zentraliſierten Pflege der Verwaltungs⸗ 
wiſſenſchaft, wie ſie in dieſem Kreiſe mit lebhaftem Intereſſe, aber auch 
mit aller gebotenen Vorſicht aufgenommen und weiter verfolgt ſind 
(vgl. die Berichte über die beiden letzten Ausſchußſitzungen in Nr. 15/16 
des letztvergangenen ſowie Nr. 7/8 des laufenden Jahrgangs der „Zeit⸗ 
Schrift für Kommunalwirtſchaft und Kommunalpolitik“); die gerade jetzt 
in der „Zeitſchrift für Kommunalwirtſchaft und Kommunalpolitik“ be⸗ 
gonnene Veröffentlichung von alle Staaten des Deutſchen Reichs um⸗ 
faſſenden Darſtellungen der Rechte und Pflichten der Gemeindevertretungen, 
womit dringende Bedürfniſſe gleicherweiſe der Praxis wie der Wiſſenſchaft 
befriedigt werden; ſchließlich die in dieſem Jahrbuch bereits beſprochene 
und demnächſt weiter fortzuſetzende Sammlung „Monographien deutſcher 
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Städte“, die zwar nicht als „offizielle“ Publikation des Vereins läuft, 
deren innere Zuſammenhänge mit ihm aber unverkennbar find. 

Die nunmehr in einer Reihe von acht Heften vorliegenden „Schrif⸗ 
ten“ reihen ſich dem an. Sie greifen beſonders aktuelle kommunale 
Fragen heraus, um ſie durch Einzeldarſtellungen einer Löſung entgegenzu⸗ 
bringen. Zum Teil handelt es ſich, wie in der Mehrzahl der hier vor⸗ 
liegenden Hefte, um Referate, die vom Verein unmittelbar erbeten und 
von berufenen Sachverſtändigen bearbeitet ſind. Sie behalten darum, 
auch wenn ſie Fragen dienen, die an ſich von Tag zu Tag ſich 
wandeln, Wert über den Tag hinaus. Das trifft insbeſondere auf die 
beiden Vorträge zu, die das 4. Heft füllen. Die ſehr anregenden Aus⸗ 
führungen des Kaſſeler Oberbürgermeiſters Koch ſchildern erſt die von 
Reich und Staat erlaſſenen Vorſchriften und dann die großen Züge 
unſerer Lebens mittelverſorgungspolitik, während der Po fener 
Oberbürgermeiſter Dr. Wilms mehr die eigene Tätigkeit der Gemeinden 
berückſichtigt. Namentlich was Koch zur Beurteilung der polizeilichen 
Maßnahmen auf Grund der Höchſtpreisverordnungen, wie Schaffung 
von Preisprüfungsſtellen und dergleichen ausführt, verdient volle Beach⸗ 
tung. Seine Kritik an der beim Niederſchreiben ſeines Vortrags noch 
geplanten Einführung von Fleiſch⸗, Butter- und Fettkarten iſt allerdings 
durch die Tatſache als fehlgängig erwieſen. Durchaus dagegen wird 
jeder, der an verantwortlicher Stelle die Läufte der Lebensmittelverſor⸗ 
gung in der bisherigen Kriegszeit durchgemacht hat, dem zuſtimmen, 
daß die Organiſation nicht von oben nach unten, ſondern von unten nach 
oben zu gehen hat, daß alſo die Zentralſtellen ein vorher feſtgeſetztes 
Gebäude gründen, dagegen nicht in der Luft aufgeführt werden ſollten, 
um danach erſt ein Untergebäude zu ſchaffen. Das Fehlen eines ge⸗ 
diegenen Unterbaues beklagt auch Wilms. Er weiſt mit Recht darauf 
hin, daß ein guter Teil der Mißerfolge und Fehlſchläge in einer mangel⸗ 
haften Kenntnis der Tatſachen, d. h. insbeſondere in dem mangelhaften 
Ausbau des ſtatiſtiſchen Dienſtes begründet ſei. Die von ihm als 
dringend erhobene Forderung nach Einrichtung provingial: ſtatiſtiſcher Amter, 
die ſeines Erachtens auch während des Kriegs noch nicht zu ſpät geweſen 
wären, iſt zu unterſtützen; praktiſche Erwägungen ſprechen dafür ebenſo 
wie wiſſenſchaftliche Intereſſen. Daß der Krieg in dieſer Hinſicht un⸗ 
genutzt geblieben iſt, muß angeſichts der fragwürdigen Qualität mancher 
ſtatiſtiſchen Leiſtung, die während der letzten Jahre von Reich und Staat 
in Anſehung den wichtigſten Fragen der Gegenwart, der Lebensmittel- 
verſorgung, ausgegangen iſt, doppelt bedauerlich erſcheinen. 

Über eine Frage, die auch mit der gegenwärtigen Organiſation der 
Lebensmittelverſorgung in gewiſſem Zuſammenhange ſteht, im übrigen 
eines der weſentlichſten Probleme der künftigen Wirtſchafts⸗, Finanz⸗ und 
Sozialpolitik der Gemeinden darſtellt, bringt Heft 2 eine bemerkenswerte 
Kontroverſe zwiſchen Emil Schiff und Hans Ludewig nebſt einer 
Replik des erſteren. Dem Verfechter der Gemeindebetriebe, der für 
dieſe einige recht beachtliche neue Geſichtspunkte beibringt, und für deſſen 
dabei vorſichtige Betrachtungsweiſe der Satz charakteriſtiſch erſcheint, daß 
„die Wahl der Wirtſchaftsform hier in Wirklichkeit weit weniger Bedeutung 
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für das Wirtſchaftsergebnis hat, als ohne Würdigung der techniſchen 
und wirtſchaftlichen Eigenart dieſer Unternehmungen angenommen werden 
muß“, ſteht die extreme Auffaſſung des Gegners gegenüber, der der pri⸗ 
vaten Unternehmertätigkeit in jedem Falle uneingeſchränkt den Vorzug 
einräumen will, über deſſen Qualifikation man freilich eine eigene Anſicht 
dadurch gewinnen muß, daß Schiff in ſeiner Replik (S. 45) aus einer 
erſt 1913 erſchienenen Schrift Ludewigs ganze Seiten zitieren kann, die 
einen geradezu entgegengeſetzten Standpunkt bezeichnen. Höchſt leſenswert 
iſt die Auseinanderſetzung auf jeden Fall. Im Anhang werden noch 
ein paar ſachverſtändige Gutachten über die ſtatiſtiſchen Unterlagen ge⸗ 
bracht, die Beigeordneter Dr. Leoni ſeinerzeit zur Begründung ſeiner 
Stellungnahme zugunſten der gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Unternehmungen auf 
dem Cölner Städtetag von 1914 beigebracht hatte 1. Die Anſicht der 
drei Gutachter, die ſämtlich techniſche Praktiker ſind und von denen der 
Direktor des Weſtfäliſchen Verbandselektrizitätswerks Krukel, Döpke, 
als Begründer und langjähriger Verfaſſer der „Statiſtik der Vereinigung 
der Elektrizitätswerke“ auch noch in anderer Hinſicht hier beſonders quali⸗ 
ſiziert erſcheinen muß, geht dahin: Die Anſicht Leonis, daß auf dem 
Gebiete der Elektrizitätsverſorgung „Anzeichen vorliegen, die für eine 
wirtſchaftliche Überlegenheit der Privatbetriebe ſprechen“, kann in dem 
vorgelegten Zahlenmaterial keine Stütze finden. Den Schluß des an⸗ 
regenden Heftes bildet ein Aufſatz des Dipl.⸗Ing. W. Nell, der über 
die Rentabilität der Überlandzentralen und deren allgemeine 
wirtſchaftliche Bedeutung handelt. 

Das dritte Heft bringt eine zwar in manchen Partien reichlich 
überſchwenglich geſchriebene, aber doch feſſelnde Lektüre aus der Feder 
des Roßberger Amts⸗ und Gemeindevorſtehers Dr. Urbanek. Sie 
geht davon aus, daß die Entwicklung Oberſchleſiens trotz der 
außerordentlich günſtigen natürlichen Vorausſetzungen, wie ſie namentlich 
in dem hohen Reichtum an Kohle ſich darbieten, durch zwei Momente 
bislang gehemmt ſeien: durch das Hindernis der politiſchen Grenzen und 
den damit zuſammenhängenden Mangel an leiſtungsfähig ausgeſtalteten 
Waſſerſtraßen auf der einen Seite; durch die Mängel der kommunalen 
Verfaſſung auf der anderen Seite. In jener Hinſicht erhofft Urbanef 
Beſſerung aus dem Ergebnis des Kriegs und tritt mit warmer Diktion 
und guten Gründen für eine Wiederaufnahme der Pläne ein, die auf 
einen Kanalweg zwiſchen Donau und Oder hinzielen. Was 
dieſe anlangt, ſo iſt es namentlich die weitgehende Zerſplitterung der 
perſönlichen und wirtſchaftlichen Kräfte, die als Folge des Oberſchleſien 
eigentümlichen Sy ſtems des „Gutsbezirks“ verderblich wirkt. Nach 
Kenntnisnahme ſeiner Ausführungen wird man Urbanek darin zuzuſtimmen 
haben, daß es ſich hier in der Tat um Zuſtände handelt, die zugunſten 
Einzelner die Allgemeinheit ſchwer ſchädigen, die die Bildung leiſtungs⸗ 
fähiger Kommunen verhindern, und die darum durch großzügige Ein⸗ 
gemeindungen ſo umgeſtaltet werden müſſen, daß die Aufgaben der Gegen⸗ 
wart und Zukunft auch kommunalpolitiſch geleiſtet werden können. 


— 


1 Vgl. meine Ausführungen hierzu im vorliegenden Heft, S. 421 ff. 
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Das Problem der Schullaſten verteilung iſt in den letzten 
Jahren nicht zur Ruhe gekommen. Dem Grundgedanken, einen Ausgleich 
der Schullaſten zwiſchen „Induſtriegemeinden“ und „Vorzugsgemeinden“ 
herbeizuführen, hat eine ganze Reihe von Verwaltungsbeamten und Poli⸗ 
tikern durch verſchiedene Vorſchläge beizukommen verſucht. Im zehnten 
Kapitel ſeiner Schrift gibt Bauermeiſter eine gute Zuſammenſtellung 
der bislang gemachten Vorſchläge. Das Weſentlichſte der Arbeit iſt 
aber, daß ſie einen bislang nicht ſcharf genug herorgehobenen Grund für 
die Notwendigkeit einer neuen Schullaſtenverteilung beibringt und mit 
wohlgeſichtetem Material erhärtet. Bauermeiſter zeigt, welche außer⸗ 
ordentlichen Schwierigkeiten für die aus den verſchiedenſten Erwägungen 
heraus fördernswerte Dezentraliſation der großſtädtiſchen Wohnweiſe aus 
§ 17 des Preußiſchen Anſiedlungsgeſetzes erwachſen, indem die Höhe der 
der politiſchen Gemeinde drohenden Schullaſten eine ſo hohe Bemeſſung 
der Anſiedlungsgebühren nach ſich zu ziehen pflegt, daß die Anſiedlung 
dadurch vielfach unmöglich wird. Solange die Gemeinden ein Intereſſe 
daran haben, kinderloſe und kinderarme Familien aufzunehmen, wird es 
immer wieder Mittel und Wege geben, kinderreiche Familien fernzuhalten. 
Die Reform hat ſ. E. daher viel tiefer einzuſetzen als beim Schullaſten⸗ 
träger, bei der Schullaſtenverteilung (S. 48). Dem iſt zuzuſtimmen, ebenſo 
mancher Einzelheit in den Ausführungen Bauermeiſters. Welche Form 
des Schullaſtenausgleichs ſchließlich zu wählen iſt, wird heute, bei der 
Unſicherheit namentlich der Zukunftsgeſtaltung des kommunalen Finanz⸗ 
weſens, nicht ohne weiteres entſchieden werden können. Darüber, daß er 
an ſich zu den dringlichſten Aufgaben für die Geſetzgebung der nächſten 
Jahre gehört, wird kein Zweifel mehr möglich ſein. 

Sterkrade Otto Moſt 


Die Stadt Cöln im erſten Jahrhundert unter preußiſcher 
Herrſchaft. (Herausgegeben von der Stadt Cöln.) Cöln 1916, 
Paul Neubner. Gr.⸗80. I. Band, 1. Teil: IX u. 707 S.; 
2. Teil: VIII u. 540 S.; II. Band: VIII u. 731 S. 


Die letzte Zeit hat uns eine ganze Reihe von ſtadtgeſchichtlichen 
Darſtellungen großen Stils gebracht. Meiſt veranlaßt durch eine Jahr⸗ 
hundertfeier, bieten ſie vielfach wertvolle Beiträge nicht nur zur Ent⸗ 
wicklung des einzelnen Gemeinweſens, ſondern auch Ausſchnitte aus der 
Verwaltung, Wirtſchafts⸗ und Geiſtesgeſchichte des größeren Vaterlands. 

Die Anlage dabei iſt verſchieden. Teils hat es ein einzelner Be⸗ 
arbeiter übernommen, die Geſamtheit des zu Schildernden in den Fluß 
einer einheitlichen Darſtellung zu bringen, teils hat man die verſchiedenen 
Materien, je nach ihrer gegenſtändlichen Eigenart, verſchiedenen Bearbeitern 
zugewieſen. Das letztere Verfahren bringt es mit ſich, daß (wie zum 
Beiſpiel in dem Jubiläumswerke der Stadt Elberfeld) eine „Geſchichte 
in Einzeldarſtellungen“ herauskommt, die auch bei ſorgſamſter Geſamt⸗ 
redaktion keinen in ſich geſchloſſenen Eindruck zurückläßt; die Bearbeitung 
durch einen Einzelnen aber wird um ſo ſchwieriger, je mehr die Geſchichts⸗ 
ſchreibung der Gegenwart ſich nähert, je verwickelter damit die oft nur 
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eee zu beurteilenden Entwicklungsreihen und Erſcheinungen 
werden. 

In dem umfangreichen Werk, das die Stadtverwaltung Cöln an⸗ 
läßlich der hundertjährigen Zugehörigkeit dieſer Kommune zur Krone 
Preußens herausgegeben hat, iſt eine Verbindung beider Möglichkeiten 
verſucht worden. In dem erſten Bande, der freilich tatſächlich zweibändig 
iſt, geben zwei Einzelbearbeiter zunächſt ein Geſamtbild des geſchichtlichen 
Werdens: Eberhard Gothein für die Zeit vom Untergange der 
Reichsfreiheit bis zur Errichtung des Deutſchen Reichs, Georg Neuhaus 
von der Errichtung des Deutſchen Reichs bis zum Weltkriege. Der zweite 
Band bringt dann eine lange Reihe von Einzelmonographien über die 
ſtädtiſchen Leiſtungen, Einrichtungen und Anſtalten, wie ſie ſich heute 
darſtellen, und wie fie im Laufe des Jahrhunderts geworden find. 

Dieſer zweite Band enthält, um es gleich zu ſagen, kommunal⸗ 
politiſch viel Intereſſantes und Beachtliches. Selbſtverſtändlich kaum 
zum Genuß in fortlaufender Lektüre geeignet, geben dieſe Einzeldarſtellungen 
doch ein wertvolles Orientierungsmaterial von bleibendem Werte ab. Die 
inneren Zuſammenhänge freilich, die zwiſchen den einzelnen Gebieten 
ſtädiſcher Tätigkeit liegen, und die aufzudecken gerade für den Hiſtoriker, 
nicht zuletzt aber auch für den Kommunalpolitiker beſonders intereſſant 
ſind, kommen dabei zu kurz. In einem erſten Abſchnitt werden 
unter dem Stichwort „Pflege der Geiſteskultur“ die Cölner Hochſchulen, 
dieſe intereſſanten Beiſpiele einer ganz neuen Richtung hochſchulmäßiger 
Entwicklung, ferner die allgemeinen und Fachſchulen (in dieſem Zuſammen⸗ 
hange auch die unter dem Geſichtswinkel der Mittelſtandsfürſorge 
bemerkenswerte Gewerbeförderungsanſtalt für die Rheinprovinz), ferner 
die Fülle von Einrichtungen für Kunſt, Wiſſenſchaft und Volksbildung, 
nicht zuletzt die Muſeen, in denen Cöln mit Recht ſeinen beſonderen 
Stolz ſieht, behandelt. Der zweite Abſchnitt (das öffentliche Geſundheits⸗ 
und Krankenweſen) ſtellt die Entwicklung der öffentlichen Geſundheits⸗ 
verhältniſſe, fowie das Hoſpitalweſen, den Schlacht⸗ und Viehhof, die 
Entwäſſerungsanlagen, die Straßenreinigung und den Fuhrpark, die 
öffentlichen Anlagen und die Friedhöfe dar. Der dritte hat die Leiſtungen 
und die Fürſorge der Stadt auf dem Gebiete des Bauens und Wohnens 
zum Gegenſtand, wobei beſonders auf die Darſtellung der in Cöln ja 
beſonders lehrreichen ſtädtebaulichen Entwicklung hingewieſen ſei. Im 
vierten Abſchnitt finden wir die Werften, Marktweſen und Markthallen, 
ſowie die Brücken. Die ſoziale Fürſorge (darunter auch Rathaus und 
Sparkaſſe), die Licht⸗ und Waſſerwerke, ſowie die Straßenbahnen und 
ſchließlich Steuern und Finanzen machen den Inhalt der drei letzten 
Abſchnitte aus. Zahlreiche gute Abbildungen und einige Pläne erhöhen 
den inneren und äußeren Wert des Bandes. 

Die einzelnen Abſchnitte ſind freilich recht ungleichwertig. Zum 
Teil ſind ſie das, was ſie nach dem vom Oberbürgermeiſter Wallraf 
gezeichneten Vorwort gerade nicht ſein ſollen, „trockene Regeſtenwerke“, 
begnügen ſich im weſentlichen mit der Aufzählung des Vorhandenen 
und Wiedergabe einiger hiſtoriſcher Daten. Andere dagegen ſtehen auf 
weſentlich höherem und hohem Niveau. Dieſe Ungleichheit iſt ſchließlich 
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bei ſolchem Sammelwerk nicht zu verkennen, immerhin hat es den An⸗ 
ſchein, als ob die regelnde Hand des Redaktors vielfach gefehlt hätte. 

Eine „lebendige Darſtellung von Menſchen und Geſchehniſſen“, wie es 
weiterhin im erwähnten Vorwort heißt, bietet dagegen Eberhard Gothein 
in dem umfangreichen Teilbande, den er beigeſteuert hat. Als Wirtſchafts⸗ 
hiſtoriker dazu berufen, bei voller Beherrſchung des ganzen großen Stoffes 
und in friſcher, vielfach geradezu feſſelnder Schreibweiſe entrollt der 
Verfaſſer hier das Bild eines mannigfach unterbrochenen, aber doch im 
Grunde mächtig zur Höhe aufſteigenden Werdegangs, in dem ſich große 
Epochen und Ergebniſſe der deutſchen Wirtſchafts⸗ und Verwaltungs⸗ 
geſchichte widerſpiegeln, und der doch ſeine ganz beſondere Eigenart durch 
die Stadt erfährt, in deren Mauern er ſich vollzieht. Ob die Dar⸗ 
ſtellung im einzelnen immer zutrifft, vermag ich nicht zu beurteilen. 
Wohl aber kann und muß ich perſönlich bekennen, daß mir dieſe an⸗ 
nähernd 700 Seiten zu leſen, eine wirkliche Freude war. Das Verhältnis 
der Stadt erſt zur franzöſiſchen Republik, dann zu Preußen und Deutſch⸗ 
land; das Aufkommen der modernen kapitaliſtiſchen Unternehmung; die 
Umſtellung des alten Großhandels auf neue Verhältniſſe; die erſten 
Verſuche in induſtrieller Betätigung und neben allem die Kommunal⸗ 
verwaltung mit ihren Tüchtigkeiten und Kleinlichkeiten, die doch ſo überaus 
bezeichnend für den Geiſt der Zeit ſind: all das wird unter großen 
Geſichtspunkten den Nachgeborenen nahegebracht. Das Schlußkapitel, 
das das Charakteriſtiſche all dieſer neben⸗, gegen⸗ und miteinanderlaufenden 
Entwicklungen kurz herauszuheben, neben- und zuſammenzuſtellen verſucht, 
iſt geradezu meiſterhaft. Hier wird die ganze Kraft, aber auch die lange 
Jahrzehnte ihm innewohnende Schwäche des Cölner Wirtſchaftslebens 
auch dem ferner Stehenden klar. Aus dem Gewühl dieſes Strebens, 
alten Glanz auf neue Weiſe wiederzugewinnen, die alte Tradition des 
Stapels umzuformen in die Schaffung eines Zentrums von Handel und 
Verkehr, heben ſich die gerade für die Cölner Wirtſchaftsgeſchichte jener 
vergangenen Jahrzehnte ſo bezeichnenden großen Perſönlichkeiten wie 
Camphauſen, Meviſſen und als vielfacher Gegenſpieler Hanſemann 
ab, denen in ihrem Wirken zu folgen beſonders reizvoll iſt. 

Dies um ſo mehr, als die Cölner Kommunalverwaltung bis zum 
Eintritt des erſt vor wenigen Jahren ausgeſchiedenen Wilhelm Becker 
arm an wirklichen Perſönlichkeiten war, abgeſehen vielleicht von dem 
erſten Oberbürgermeiſter unter preußiſcher Herrſchaft Mylius, der ſchon 
1819 ſein Amt aus Verſtimmung über das Verhalten der Staatsregierung 
und zwecks Rückkehr zum Juſtizdienſt wieder aufgab, und Bachem, der 
die Stadt von 1863 bis 1875 leitete, wegen der Schärfe ſeines Weſens 
aber nicht allzuviel zu leiſten vermochte. Der frühere Revolutionär 
Hermann Becker (der „rote Becker“ im Gegenſatz zu ſeinem Nach⸗ 
folger, dem „ſchwarzen Becker“) war ſchon bei ſeinem Amtsantritt eine 
„ſinkende Sonne“. Bezeichnend iſt, daß gerade er den Antrag auf 
Einführung der Magiſtratsverfaſſung an Stelle der Bürgermeiſterverfaſſung 
ſtellte, vielleicht damit gegenüber der Stadtverordnetenverſammlung das 
Magiſtratskollegium dasjenige Gewicht gewänne, was ihm perſönlich 
fehlte. Der Antrag gelangte jedoch nicht zur Annahme, und wohl mit 
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Recht, denn gerade der Nachfolger Hermann Beckers zeigte, daß die 
aufgetretenen Mängel der Bürgermeiſterverfaſſung nicht in der Ein⸗ 
richtung, ſondern in der Perſon gelegen waren. Dieſer Nachfolger war 
Wilhelm Becker, von deſſen ſtarkem, weitſchauendem und nachhaltigem 
Wirken der zweite Teil des Bandes aus der Feder von Georg Neuhaus 
Rechenſchaft gibt. Auch während feiner Amtszeit wurde ein Antrag auf 
Einführung der Magiſtratsverfaſſung geſtellt, aber charakteriſtiſcherweiſe 
nicht ſeitens des Oberbürgermeiſters, ſondern von einer Reihe von Stadt⸗ 
verordneten. Auch dieſer Antrag hatte, nicht zuletzt auf Grund der 
von anderen Städten mit einerſeits Bürgermeiſterverfaſſung, anderſeits 
Magiſtratsverfaſſung eingeſandten Gutachten, keinen Erfolg; gerade 
das, was in beiden Bänden des Werks bei dieſen beiden Gelegenheiten 
ausgeführt wird, und was vor allem ſich als Quinteſſenz der tatſächlichen 
Darlegung zur Beurteilung einer der wichtigſten ſtädtiſchen Verfaſſungs⸗ 
fragen ergibt, gehört vielleicht zu dem dauernd wertvollſten Gewinn des 
Werks. Im übrigen hat ſich Neuhaus gegenüber ſeiner Aufgabe in 
ungleich ſchwierigerer Situation als Gothein befunden. Die neueſte 
Geſchichte einer Stadt zu ſchreiben, während man ſelbſt Glied dieſer 
Verwaltung iſt und außerdem erſt verhältnismäßig kurze Zeit ihr an⸗ 
gehört, muß gemeinhin dahin führen, daß der Geſchichtsſchreiber nicht 
den richtigen Abſtand zu Perſonen und Sachen gewinnt. Daß der 
Verfaſſer ſich zur Bemerkung im Vorwort bemüßigt fühlt: „Den 
Kritikern gegenüber möchte der Verfaſſer bemerken, daß er ſich trotz 
ſeiner amtlichen Stellung auch bei den die ſtädtiſche Verfaſſung und 
Verwaltung behandelnden Teilen von keiner Rückſichtnahme auf Perſonen 
oder Parteien hat leiten laſſen“, macht bedenklich genug. Man pflegt 
literariſche Selbſtverſtändlichkeiten nicht ohne Not zu ſagen. Im übrigen 
hat Neuhaus anders als Gothein ſich darauf beſchraͤnkt, über „die 
wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Verhältniſſe nur ſo weit einen 
überblick zu geben, als das zum Verſtändnis der Entwicklung der Stadt 
notwendig erſchien“, und das Hauptgewicht auf die ſtädtiſche Verfaſſung 
und Verwaltung zu legen. Tatſächlich kommt die allgemeine wirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung zu kurz. Es wäre reizvoll geweſen, in dieſem zweiten 
Teil des erſten Bandes zu verfolgen, ob und wie ſich die Wandlungen 
im Cölner Induſtrie⸗ und Handelsleben während der letzten vier Jahr⸗ 
zehnte weiter fortgeſetzt haben, die Gothein für die vergangene Zeit ſo 
fein herausgearbeitet hat. Gerade in dieſen Partien iſt ein Mangel zu 
bemerken, der dem ganzen Bande anhaftet. Es fehlt dem Verfaſſer an 
der Fähigkeit zu wirklich lebendiger Darſtellung, zu voller Herausarbeitung 
größerer Entwicklungsrichtungen. Die vielgeſtaltigen Bedingniſſe des 
ganzen modernen Kommunallebens finden keinen rechten Ausdruck. Viel⸗ 
leicht hängt das auch zum Teil mit der etwas unglücklichen Dispoſition 
zuſammen, die es mit ſich bringt, daß die einzelnen Abſchnitte des rechten 
inneren Zuſammenhangs entraten. Das Ganze lieſt ſich in weſentlichen 
Partien allzu nüchtern, riecht allzuſehr nach Aktenauszügen und Stadt⸗ 
verordnetenprotokollen. 

Dieſe Aufſtellungen müſſen gemacht werden. Gern iſt jedoch anzuerkennen, 
daß mit dieſen Einſchränkungen auch dieſer zweite Teil des erſten Bandes 
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nicht ohne ſachlich erheblichen Wert iſt. In dieſer Beziehung möchte ich, 
abgeſehen von dem ſchon oben Hervorgehobenen, namentlich die Kapitel 
über die Erweiterungen des Stadtgebiets und die ſtädtiſche Finanzpolitik 
herausheben. 

Alles in allem ſtellt das Cölner Jubiläumsgeſchichtswerk eine 
Leiſtung dar, die, mitten im Weltkrieg abgeſchloſſen, zum Teil auch wohl 
geſchaffen, Dank und Anerkennung verdient. In einzelnen Partien geradezu 
muſtergültig, in vielen intereſſant, in keinen ganz ohne Wert, darf es 
weit mehr als nur eine lokalhiſtoriſche Bedeutung beanſpruchen. Wer 
theoretiſch oder praktiſch den Fragen des kommunalen Verwaltungsrechts 
und der kommunalen Verwaltungstechnik Intereſſe entgegenbringt, der 
Kommunalpolitiker gleicherweiſe wie der Kultur⸗ und Wirtſchaftshiſtoriker, 
findet hier Material, auf das auch in dieſer Zeitſchrift hinzuweiſen 
wohlberechtigt iſt. 

Sterkrade Otto Moſt 


Neuhaus, Georg: Überſicht über die Verfaſſungsgeſchichte 
der Stadt Cöln ſeit der Römerzeit und über ihre 
Verwaltung im 20. Jahrhundert. Im Auftrage des Ober⸗ 
bürgermeiſters bearbeitet. Cöln 1914, Paul Neubner. Lex.⸗8 b. 
216 S. mit zahlreichen Lichtbildern und Stadtplänen. 


Neuhaus verſteht es im erſten Teil, auf dem engbegrenzten Raum 
von 32 Seiten ein lebensvolles Bild des cölniſchen Verfaſſungslebens ſeit 
der Römerzeit, insbeſondere aber im Mittelalter, zu zeichnen. Die ſtändiſch 
gegliederte Verfaſſung der Gaffeln, die die Ratsfreunde und Bannerherren 
wählten und denen jeder Bürger angehören mußte, möchten wir allerdings 
nicht als demokratiſch bezeichnen. Dieſes abgegriffene politiſche Schlag⸗ 
wort ſcheint uns auf die ſtändiſch gegliederten Verfaſſungseinrichtungen 
des Mittelalters ſo wenig zu paſſen, daß wir ſie eher als ariſtokratiſch 
bezeichnen möchten. 

Unter der neuen, der preußiſchen, Herrſchaft erwuchs auf dem alten 
Kulturboden, der ſchon in der Römerzeit eine bedeutende und reiche Stadt 
getragen hatte, ein neues Gemeinweſen, zunächſt langſam, dann aber nach 
Sprengung des einengenden Ringes der mittelalterlichen Verwaltung in 
immer zunehmendem Maße. Trotz des die freie Entwicklung ſo ſehr 
beſchränkenden Feſtungsgürtels finden wir in dem heutigen Cöln eine 
durchaus moderne Stadt; alle Gebiete, auf denen ſich nach den beſtehenden 
Geſetzen eine deutſche Stadt zu betätigen vermag, hat die Verwaltung 
Cölns in ihre Wirkſamkeit gezogen. Iſt Cöln auch heute nicht mehr die 
größte und reichſte der deutſchen Städte, ſo ſteht es doch mit anderen an 
deren Spitze. An Vielſeitigkeit ſtädtiſcher Selbſtverwaltungstätigkeit dürfte 
ihm aber keine deutſche Stadt vorangehen. Was in manchen anderen 
Städten, um nur Beiſpiele zu nennen, an Muſeen, Theatern, Hochſchulen, 
Bahnen von Herrſchern oder dem Staate geſchaffen iſt, das verdankt Cöln 
der begeiſterten Liebe der Bürger zu ihrer Vaterſtadt und dem ziel⸗ 
bewußten Wirken ſeiner Verwaltung. Und nirgendwo kann man die 
Leiſtungsfähigkeit der deutſchen kommunalen Selbſtverwaltung beſſer kennen⸗ 
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lernen als in unſerer Stadt. Die große Vergangenheit hat die Cölner 
nicht auf den Lorbeeren ihrer Altvordern ausruhen laſſen; ſie iſt ihnen 
vielmehr ein Anſporn, in einer neuen Zeit mit neuen Mitteln nach der 
Vollkommenheit ihrer Einrichtungen und Anſtalten zu ſtreben. 

Der wichtige zweite Teil iſt in folgende zehn Abſchnitte gegliedert: 
1. Die natürlichen Verhältniſſe in der Bevölkerung, insbeſondere Gewerbe, 
Handel und Verkehr; 2. die Erweiterungen des Stadtgebiets; 3. die 
Organiſation der Verwaltung (Allgemeines, Beamte und Angeſtellte, die 
Bauämter, das Statiſtiſche Amt und die ſtädtiſche Polizeiverwaltung); 
4. das Unterrichts⸗ und Bildungsweſen, worunter die Handelshochſchule, 
die Hochſchule für kommunale und ſoziale Verwaltung, die Akademie für 
praktiſche Medizin und die Cölner Vereinigung für rechts⸗ und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Fortbildung, die höheren, mittleren und Volksſchulen ſowie 
das gewerbliche Schulweſen (Kunſtgewerbe⸗ und Handwerkerſchule, das 
Fortbildungsſchulweſen und die Hauptlehrſchmiede und die Fahrſchule) 
behandelt werden; in dieſem Abſchnitt werden weiter erörtert Kunſt und 
Bildung (Muſik, Oper und Theater, Städtiſche Muſeen, das hiſtoriſche 
Archiv, die Stadibibliothek und die Volksbibliotheken); 5. die Fürſorge 
der Stadt für das Bauen und Wohnen, worunter die Bauordnungen 
und die Baupolizei, die Stadterweiterung, das Grundvermögen und die 
Bodenpolitik, die öffentlichen Anlagen ſowie der ſtädtiſche botaniſche 
Garten, das Wohnungsweſen und die Feuerwehr dargeſtellt werden; 
6. die öffentliche Geſundheits⸗ und Krankenpflege, die in die Unterabſchnitte 
Schlacht⸗ und Viehhof, Kanaliſation, Straßenreinigung und Berieſelung, 
Müllabfuhr, Desinfektionsanſtalt, Geſundheitspolizei und Nahrungsmittel- 
unterſuchungsanſtalt, ſtädtiſche öffentliche Badeanſtalten, Organiſation des 
Krankenhaus weſens, die einzelnen ſtädtiſchen Krankenanſtalten, eine Über- 
ſicht über die nichtſtädtiſchen Krankenanſtalten und die Fürſorge für 
Lungenkranke ſowie das Beerdigungsweſen gegliedert iſt; 7. Pflege der 
wirtſchaftlichen Kultur, Wohlfahrtspflege, ſoziale Fürſorge, Armen⸗ und 
Waiſenpflege, und zwar Pflege der wirtſchaftlichen Kultur (Marktweſen, 
Hafen⸗ und Werftanlagen ſowie Brücken), Wohlfahrtspflege (ſtädtiſche 
Sparkaſſe und Leihhaus), ſoziale Fürſorge (allgemeine ſoziale Fürſorge 
und Fürſorge der Stadt für ihre Arbeiter) ſowie Armen⸗ und Waiſen⸗ 
pflege (offene Armenpflege, Waiſenpflege und Fürſorge für Minderjährige 
ſowie die geſchloſſene Armenpflege); 8. die ſtädtiſchen Unternehmungen, 
und zwar die Gasverſorgung, das Elektrizitätswerk, die Waſſerverſorgung 
und die Bahnen; 9. das Steuerweſen, unter dem nach einer allgemeinen 
Überfiht die ſtaatliche Einkommens⸗ und Vermögensſteuer, die Grundfage 
der von der Stadt erhobenen Steuern und der Ertrag der Gemeindeſteuern 
behandelt werden, und 10. das Finanzweſen, das ſich in die Finanz⸗ 
verwaltung im allgemeinen, Vermögen und Schulden, die Einnahmen 
und Ausgaben gliedert. In einem Anhang wird die Eingemeindung von 
Mülheim und Merheim erörtert. i 

Schon dieſe Inhaltsüberſicht zeigt, wie vielſeitig und reich die Tätig⸗ 
keit dieſer von altererbtem Bürger⸗ und Gemeinſinn geleiteten Stadt⸗ 
verwaltung iſt, die denn auch bei den ſchwierigen Ernährungsfragen dieſes 
Weltkrieges Muſtergültiges geleiſtet hat. Das lobenswerte Beiſpiel, den 
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amtlichen und ehrenamtlichen Mitgliedern der großen Verwaltung einer 
Großſtadt ſowie allen ihren Bürgern ein Geſamtbild ihrer Verwaltungs⸗ 
einrichtungen, ihrer geſchichtlichen Entwicklung und Weiterbildung ſowie 
ihrer Leiſtungen an die Hand zu geben, verdient in weiteſten Kreiſen 
Nachahmung. Dem Leiter des Statiſtiſchen Amtes iſt es gelungen, dieſe 
ſchwierige Aufgabe in wahrhaft volkstümlicher Weiſe ſo zu löſen, daß 
jeder, der ſich für die Frage der Gemeindeverwaltung intereſſiert, das in 
einem fließenden Stile geſchriebene und mit ſchönen Bildern geſchmückte 
Buch mit Genuß und Nutzen leſen wird. 
Berlin⸗ Mariendorf Cl. Heiß 


Moll, Walter: Über Gebühren unter beſonderer Be— 
rückſichtigung der kommunalen Verbände Preußens. 
Berlin 1916, Franz Vahlen. 8. 255 S. Geh. 5,80 Mk. 


Die Gebühren, namentlich ſoweit ſie ſich in den Organismus des 
kommunalen Abgabenweſens einfügen, ſind in der Literatur umſtritten, in 
der Rechtſprechung ſchwankend, in der praktiſchen Anwendung ſchwierig. 
Über ihren Begriff, ihren juriſtiſchen und ökonomiſchen Charakter beſtehen 
Zweifel; dem entſpricht die Uneinigkeit von Theoretikern wie Praktikern 
über die Einzelheiten ihrer Ausgeſtaltung. 

Schon die Abſicht Walter Molls, dieſes einer ſyſtematiſchen, um⸗ 
fänglichen Darſtellung noch entbehrende Gebiet zum mindeſten i in Anſehung 
des preußiſchen Kommunalabgabenrechts zum Gegenſtand einer umfänglichen, 
möglichſt erſchöpfenden Monographie zu machen, verdient unter ſolchen 
Umſtänden Anerkennung. Dieſe wird zum Dank angeſichts der ſehr ſorg⸗ 
fältigen und (ſoweit ich zu urteilen vermag) lückenloſen Verarbeitung der 
weitſchichtigen Rechtſprechung, ſowie angeſichts des unleugbaren Geſchicks, 
mit der hier in wiſſenſchaftlich wie praktiſch gleich fördernder Weiſe jeder 
mögliche Geſichtspunkt Erörterung, die bisherige Jurisdiktatur wie die 
bisherige Praxis Beurteilung findet. Einen beſonderen Reiz gewähren 
dabei die rechisgeſchichtlichen Partien, in denen die allmähliche Aufwärts⸗ 
entwicklung vom privatrechtlichen zum öffentlich⸗rechtlichen Standpunkt klar 
zum Ausdruck kommt. 

Mit alledem ſoll nicht ein Einverſtändnis mit allen Anſichten und 
Ausführungen Molls bekundet werden. Namentlich im Hinblick auf den 
erſten Teil des Buchs darf ſolcher Vorbehalt nicht fehlen. Hier wird 
unter dem Titel „Die verſchiedenen Arten von Gebühren“ verſucht, einen 
neuen Gebührenbegriff zu formulieren, der die gegenwärtige Unklarheit 
beſeitigen ſoll, dem ich aber nicht zuzuſtimmen vermag. Der Zwang, der 
dabei dem Sprachgebrauch angetan wird, findet keine innere Berechtigung 
in etwa anderweitigen beſonderen Vorzügen der Mollſchen Konſtruktion. 
Nach ihm ſind Gebühren „Geldabgaben, die vom Einzelnen als beſonderes 
Entgelt für einen ihm von einem öffentlichen Körper geleiſteten Dienſt in 
einer von der öffentlichen Gewalt einſeitig beſtimmten Weiſe und feſt⸗ 
geſetzten Höhe erhoben werden“. Es mag in dieſem Zuſammenhang dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Tatſache eines den Gebührenpflichtigen geleiſteten 
„Dienſtes“ ſelbſt unter weiteſter Auslegung des Worts, wirklich Voraus⸗ 

Schmollers Jahrbuch XLII 2. 35 
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ſetzung für die Erhebung einer Gebühr iſt; ich nenne als Gegenbeiſpiel 
die Luſtbarkeitsgebühr und die Zwangskurtaxe, die Moll ausdrücklich als 
Gebühr einordnet, in der ich aber im Gegenſatz zu Moll in zahlreichen 
Fällen ihrer Anwendung eine „beſondere Vergütung für die Ermöglichung 
einer dauernden Beziehung zu denjenigen beſonderen Eigenſchaften eines 
Badeorts, um derenwillen er zu Kur⸗ oder Erholungszwecken gewählt 
worden iſt“, nicht zu erkennen vermag. Weſentlicher ijt jeden falls, daß 
Verfaſſer nicht als Vorausſetzung der Gebührenerhebung die Ausübung 
einer „im öffentlichen Intereſſe erfolgenden Tätigkeit“ oder die Nutzung 
einer im öffentlichen Intereſſe geſchaffenen Veranſtaltung anſieht und 
infolgedeſſen dazu kommt, zwiſchen privatrechtlichen Gebühren (§ 3 KAG.) 
und öffentlich⸗rechtlichen (§ 4) zu ſcheiden. Was ift damit gewonnen? 
Die Grenze zwiſchen beiden bleibt flüſſig, und gerade auf ihre Feſtlegung 
kommt es an. Was Moll zu dieſer ſelbſt anführt, verdient größere Be⸗ 
achtung; namentlich auf die Begründung und nähere Ausführung ſeiner 
„Widmungstheorie“, die freilich die Hauptſchwierigkeiten ebenſowenig wie 
jede andere einſchlägige Theorie zu beheben vermag, ſei beſonders hin⸗ 
gewieſen. | 

Der erfte Teil gibt ferner noch anregende Ausführungen über die 
Stellung der Gebühren gegenüber dem Verwaltungszwangsverfahren, 
gegenüber dem ordentlichen Rechtswege, dem Verwaltungsſtreitverfahren 
und der Verjährung, gegenüber der Verfaſſung, dem Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetz, der Konkursordnung, der Stempelgeſetzgebung ſowie ſchließlich 
gegenüber den ſonſtigen reichsgeſetzlichen Vorſchriften. Die wertvoll ſten 
Partien des Buchs ſind mir jedoch der zweite und der dritte Teil. Jener 
hat die „öffentlichen Gebühren der kommunalen Abgabengeſetze“, dieſer 
die umſtrittenſten, weſentlichſten und intereſſanteſten „beſonderen Gebühren, 
insbeſondere der kommunalen Abgabengeſetze“ zum Gegenſtand. Auch 
hier wird manche fubjeftive, freilich durchweg mit Scharfſinn erfaßte und 
vertretene Anſicht Molls manchen Widerſpruch auslöſen. An dieſer Stelle 
ihn niederzulegen, fehlt Raum und Anlaß. Um ſo mehr aber auch darf 
davon abgeſehen werden, als der Geſamteindruck der iſt, daß hier ein 
Sachkundiger einen „Führer durch die verſchlungenen Pfade eines im 
allgemeinen wenig beachteten und doch ſehr intereſſanten Rechtsgebiets“ 
geſchaffen hat, der vielen willkommen ſein wird, und deſſen Führung man 
ſich anvertrauen darf. 

Sterkrade Otto Moſt 
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Preisaufgabe 


der Schleſiſchen Friedrich ⸗Wilhelms⸗Auiverſität zu Breslau 
(Rechts- u. ſtaatsw. Fakultät, Fachkurſe f. Wirtſchaft u. Verwaltung) 


Bedingungen 


für die Bewerbung um einen von Kommerzienrat Berve, 
Breslau, dem Verwaltungsausſchuß der Fachkurſe für Wirt- 


ſchaft und Verwaltung zur Verfügung geſtellten Preis 


. Gefordert wird eine gemeinverſtändliche wiſſenſchaftliche Abhandlung, 


die nicht mehr als etwa ſechs Druckbogen umfaſſen ſoll, über das 
Thema „Wahres und Falſches an der zurzeit häufig gebrauchten 
Redewendung: Das Geld bleibt im Lande.“ 

Die Bewerber um den Preis haben ihre Arbeiten in Schreibmaſchinen⸗ 
ſchrift bis ſpäteſtens 1. Januar 1918 an den Vorſitzenden des Ver⸗ 
waltungsausſchuſſes der Fachkurſe für Wirtſchaft und Verwaltung 
(Dekan der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät) in Breslau 
zu ſenden. Die Arbeit iſt mit einem Kennworte zu verſehen; der 
Name des Verfaſſers iſt in einem verſchloſſenen Briefumſchlage, der 
das gleiche Kennwort trägt, anzugeben. 


Zugelaſſen zum Wettbewerbe find alle Angehörigen des Deutſchen 


Reiches und Oſterreich⸗Ungarns. 


. Der Preis beträgt nom. 1000 Mk. in 5% Reichsanleihe, er wird 


nach Drucklegung der preisgekrönten Arbeit ausgezahlt. 

Das Preisrichteramt übernimmt der Verwaltungsausſchuß der Fach⸗ 
kurſe für Wirtſchaft und Verwaltung (die ordentlichen Profeſſoren der 
rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät). 


. Arbeiten, die nicht für preiswürdig erkannt werden, können bis 


1. April 1918 zurückgefordert werden. 


35 * 
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Eingeſandte Bücher 


— bis Ende März 1917 — 


1. Druckſachen amtlichen Charakters (Staaten und Selbſt⸗ 
verwaltungskörper) 


Reich3- Arbeitsblatt. Herausg. vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte. 
Abteilung für Arbeiterſtatiſtik. Berlin 1917, Carl Heymanns 
Verlag. 4° Jahrgang 1 Mk., Einzelheft 20 Pf. 

15. Jahrgang Nr. 1—3. 
Sonderbeilage Nr. 3: Der Altersaufbau der gewerblichen Lohn⸗ 
arbeiter in Deutſchland verglichen mit dem in Oſterreich u. Frankreich. 


Beiträge zur Kommunalen Kriegswirtſchaft. Herausg. im 
Auftrage des Kriegsernährungsamtes. Berlin 1917. 4°. 
Jahrgang X, Nr. 20 — 24. 
Statiſtiſche Mitteilungen über das Großherzogtum Baden. 
Herausg. vom Großh. Badiſchen Statiſtiſchen Landesamt. 8°. 
N. F., Band IX, Dezember 1916 u. Januar 1917. 


Blätter für das Hamburgiſche Armenweſen. Amtliches Organ 

des Armenkollegiums. 
Jahrgang 25, Nr. 1—3. 

Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Berlin. Im Auftrage des 
Magiſtrats herausg. von H. Silbergleit. 33. Jahrg., Statiſtik 
der Jahre 1912— 1914. Berlin 1916. gr. 8. 1211 S. Geb. 

Monatsberichte des Statiſtiſchen Amtes der Königlichen Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Königsberg i. Pr. Fol. 

XXIV. Jahrgang, Dezember 1916. 
XXV. Jahrgang, Januar 1917. 

Monatsberichte des Statiſtiſchen Amts der Stadt Breslau 

für das Jahr 1916. 
43. Jahrgang 
N Sabrbud der Stadt Cöln für 1915. 5. Jahrgang. 


Statiſtiſche Monatsberichte der Stadt Leipzig. Herausg. vom 
Statiſtiſchen Amt. 
VIII. Jahrgang, Nr. 7, 8 und 9, Juli bis September 1916. 
Bericht der Nahrungsmittelverſorgung Stuttgart, G. m. b. H. über 
das 2. Geſchäftsjahr (1. Okt. 1915 bis 30. Sept. 1916). 21 S. 
Beiträge zur Statiſtik der Stadt Mannheim. Im Auftrage des 
Stadtrats herausg. vom Statiſtiſchen Amt. Mannheim 1917. 
Nr. 34. Schott, 1 Das Stichprobenverfahren in der 
Städteſtatiſtik. 8%. 39 S 
K. 5 „ ches Amt im Handelsminiſterium. 
ien 1916 
Wirtſchaftsrechnungen und Lebensverhältniſſe von Wiener Arbeiter⸗ 
familien in den Jahren 1912 —1914. (Sonderheft zur „Sozialen 
Rundſchau“ 1916.) Wien 1916, Alfred Hölder. gr. Fol. 223 S. 
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Mitteilungen des Kantonalen ſtatiſtiſchen Bureaus. Bern 1917, 
A. Francke. 80. 
Jahrgang 1916, Lieferung 2: Landwirtſchaftliche Statiſtik des 
Kantons Bern für 1914 u. 1915. 136 S. 
Statiſtik des Kantons St. Gallen. 4°. 
XXXIII. Heft. Müller, O.: Beiträge zur Fremden⸗ und 
Einbürgerungsfrage im Kanton St. Gallen. 43 S. 
Statiſtiſka Meddelauden. Ser. F. Band X: 10. Stockholm 
1916 / 17, P. A. Norſtedt & Söner. gr. 8°. 
Sociala Meddelanden, utgivna af K. Socialſtyrelſen, 1916, 
Nr. 10—12; 1917, Nr. 1—2. 


Sveriges Offictella Statiſtik. Socialſtatiſtik. Stockholm 1917, 
P. A. Norſtedt & Söner. 80. N 
Levnadkoſtnaderna i Sverige 1913—1914. Del II. Lokalmono⸗ 
grafier. 1. Väſteraͤs. Av K. Socialſtyrelſen. 84 S. 


New Vork State Department of Labor. Preposed by the Bureau 
of Statisties and Information. Printed in advance from the 
Annual Report of the Department of Labor for 1916. Albany 
1916, J. B. Lyon Company, Printers. 8°. 

The labor law and the industrial code. With amendements, 
additions and annotations to July 1, 1916. 258 ©. 
Miscellaneous labor laws of New York State 1916. 127 ©. 
— The Industrial Commission. Albany 1916. 4°. 
The Labor Market in November 1916. 

New York State Industrial Commission. Bureau of Statistics 
and Information. Albany, N. Y. 8°. 

The New York Workmen's Compensation Law. 38 S. 

The Bulletin. Issued monthly by the New York State Industrial 
Commission. Albany, N. I., 1916/17. gr. 8°. 

Vol. 2, Nr. 1—4. 

Federal Trade Commission. Washington 1916, Government 
Printing Office. gr. 8°. 

Report on cooperation in american export trade. (In two 
parts.) Part I: Summary and Report, Part II: Exhibits. 
June 30, 1916. XVI u. 301 bzw. XXIV u. 597 ©. 


2. Druckſachen von Arbeitsnachweiſen, Genoſſenſchaften, 

Handels-, Gewerbe, Haudwerfer- und Landwirtſchafts⸗ 

kammern, Gewerkvereinen, anderen Arbeits vertretungen; 

Geſchäftsberichte von gemeinnützigen Inſtituten und Er⸗ 
werbsgeſellſchaften 

Mitteilungen der Handelskammer zu Berlin. Berlin 1917, 


Verlag der Handelskammer. 4“. 
15. Jahrgang, Nr. 1—8. 
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Mitteilungen der Handelskammer Breslau. Herausg. im Xuf- 
trage der Kammer von Freymark. Breslau 1916, Selbſtverlag 
der Kammer. 8°. 

XVIII. Jahrgang, Nr. 11/12. Nov. / Dez. 1916. 

Mitteilungen der Handelskammer zu Zittau. 80. 

5. Jahrg. Nr. 1. Februar 1917. 56 S. 

Mitteilungen der Handels⸗ und Gewerbekammer Eger. 4°. 

Handels⸗ und Gewerbekammer in Brünn. Bericht über die 
geſchäftlichen Verhältniſſe während des Jahres 1916. Überſicht über 
die Wirtſchaftsgeſetzgebung in den Jahren 1914 (25. Juli — Kriegs⸗ 
beginn) bis 1916. 

Gründungs⸗Verſammlung des Dentſchen Ausland⸗Muſenms 
Stuttgart. Januar 1917. 88 S. 

Mitteilungen des Vereins zur Wahrung der EN amen 
wirtſchaftlichen Intereſſen in Rheinland und Weſtfalen. 
Herausg. von dem Vereins⸗Vorſtande. Schriftleitung: W. Beumer. 
Düſſeldorf 1916. 80. 

Jahrgang 1916, Nr. 2. 

Deutſcher Landwirtſchaftsrat. Preisberichtſtelle. Überfiht über 
Verbote und Verfügungsbeſchränkungen und über Höchſtpreiſe. Nach 
dem Stande vom 5. Februar 1917. Berlin 1917, Deutſcher Land⸗ 
wirtſchaftsrat. kl. 8%. 142 S. 


Mitteilungen des Hanſabundes. Herausg. von Leidig- Berlin- 
Wilmersdorf. 4°. 

Jahrgang 1917, Nr. 1—12. 

Deutſche Kriegswirtſchaft. Mitteilungen und Nachrichten der 
Kriegszentrale des Hanſabundes. Herausgeber: Leidig⸗Berlin 
Wilmersdorf. 4“. 

Jahrgang 1917, 9. bis 13. Lieferung. 

Stuttgarter Gewerbekaſſe. Geſchäftsbericht für das 34. Geſchäfts⸗ 
jahr 1916. 4“. 

Jahresbericht des Vereins zur Verbeſſerung der kleinen Wohnungen 
in Berlin für das Geſchäftsjahr 1916. 40. 


Mitteilungen des Preußiſchen Landesverbandes der Hans- 

und Grundbefigervereine e. V. Spandau 1917. 80. 
107. Heft: Zum neuen Wohnungsgeſetzentwurf. 

Die Erſatzkaſſe. Zeitſchrift des Verbandes kaufmänniſcher Erſatz⸗ 
kaſſen. Herausgeber: Hermann Hedrich, Schriftleiter: Friedr. 
Frahm. Hamburg 1917. 80. 

1. Jahrgang, Heft 5, 6 u. 7. 

Disconto⸗Geſellſchaft in Berlin. 4°. 

Geſchäftsbericht für das Jahr 1916. 


Preuß. Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin. 4°. 
Jahresbericht für 1916. 47. Geſchäftsjahr. 31 ©. 
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Bayeriſche SAD ERIOIER DONE, E. G. m. b. H. in München. 
München 1917. 


Bericht über a 20. Geſchäftsjahr 1916. 22 ©. 


Bericht des Vorſtandes der Firma Max Roefler über das 7. Ge- 
ſchäftsjahr 1916. Rodach 1916. 


3. Druckſachen von Geſellſchaften uſw. 


Publikation des Vereins für die Geſchichte von Dft- und Weſt⸗ 
preußen. München u. Leipzig 1917, Duncker & Humblot. 80. 
3. Band. Die Matrikel der Univerſität Königsberg i. Pr. 
684 S. 
Hanſiſche Geſchichtsblätter. Herausg. vom Verein für Hanſiſche 
Geſchichte. München u. Leipzig 1916, Duncker & Humblot. gr. 8°. 
Jahrgang 1916, 1. u. 2. Heft, Bd. XXII. 
Das Inſtitut für oſtdeutſche Wirtſchaft in Königsberg i. Pr. 
Königsberg i. Pr. 1917, Oſtpr. Verl.⸗Anſt. 80. 
1. Jahresbericht 1916 von A. Heffe 32 ©. 


Quellen zur Geſchichte der Stadt Braſſs (Kronſtadt). Kronſtadt 
1916. 8°. 


VIL Band, Beiheft 1. Stenner, Friedrich: Die Beamten 
der Stadt Brafjd (Kronſtadt) von Anfang der ſtädtiſchen Verwaltung 
bis auf die Gegenwart. 166 S. 


4. Zeitſchriften; periodiſche Erſcheinungen; Sammelwerke 


Der Arbeitsnachweis. Rundſchau für Arbeitsloſigkeit, Arbeits⸗ 
vermittlung, Auswanderung und innere Beſiedlung. Herausgeber: 
Eugen Schwiedland. Wien 1917, Manzſcher Verlag. 8°. 

11. Jahrgang, Heft 2/3. 

Archiv für Frauenarbeit. Im Auftrage des Kaufmänniſchen Ver⸗ 
bandes für weibliche Angeſtellte, e. V., herausg. von J. Silber⸗ 
mann. Berlin 1916, Selbſtverlag des Verbandes. 8°. 

Band V, Heft 1. 

Beiträge zur Kriegswirtſchaft. Herausg. von der Volkswirtſchaft⸗ 
lichen Abteilung des Kriegsernährungsamts. Berlin 1916 / 17, Reimar 
Hobbing. 8°. Einzelheft 0,60 Mk. Sammlung 24 Hefte 12 Mk. 

Heft 1. Thieß, Karl, und Wiedenfeld, Kurt: Die Preis⸗ 
bildung im Kriege. 8 S. 

Heft 2. Hanſen, J., und Arnoldi, Fritz: Die Kartoffel 
in der Kriegswirtſchaft. 52 S. 

Heft 3. Hirſch, Julins, und Falck, Carl: Der Kettenhandel 

als Kriegserſcheinung. 64 S. 

eft 4. Warmbold, Hermann: Futtergetreide im Kriege. 
44 

gef 5. Wygodzinski, W.: Produktionszwang und Pro⸗ 
duktionsförderung in der Landwirtſchaft. 42 S. 
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Heft 6. Aereboe, F., Warmbold, H., und Heſſe, A.: 
Preisverhältniſſe landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe im Kriege. 56 S. 

Heft 7/8. Skalweit, AUnguft, und Krüger, Hans: Die 
Nahrungsmittelwirtſchaft großer Städte im Kriege. 75 S. 

Heft 9. „ „ Eruſt: Die Nahrungswirtſchaft des 
Auslandes. 56 S 

Bibliothek für Volts⸗ und Weltwirtſchaft. Herausgeber: Franz 
v. Mammen. Dresden u. Leipzig 1917, „Globus“, Wiſſenſchaft⸗ 
liche Verlagsanſtalt. 80. 

Heft 32. Weber, Hans Siegfried: Deutſch⸗Ruſſiſche Rid- 
ſiedlung. 63 S. Geh. 1,80 Mk. 

Bodenpolitifche Zeitfragen. Im Auftrage des Schutzverbandes 
für deutſchen Grundbeſitz, e. V. Herausgegeben von Prof. Dr. 
van der Borght. Berlin 1917, Carl Heymanns Verlag. gr. 80. 

Heft 6. Bredt: Unſere Steuerpolitik. 45 S. Geh. 1 Mk. 


Deutſche Levante-Seitung. Organ der Deutſchen Levante⸗Linie, der 
Hamburg: Amerifa-Linte, der Mittelmeer⸗Linie Rob. M. Slomann jr., 
der Hamburger Vereinigung der Freunde Bulgariens, des Deutſch⸗ 
Perſiſchen Wirtſchaftsverbandes, der Deutlſch⸗Türkiſchen Bereinigung, 
des Deutſch⸗Bulgariſchen Vereins und des Deutſchen Balkan⸗Vereins. 
Hamburg 1917. 4°. Jährlich 24 Hefte = 6 Mk. 

7. Jahrgang, Nr. 1—6. 

Deutſcher Geſchichtskalender. Sachlich geordnete Zuſammenſtellung 
der wichtigſten Vorgänge im In⸗ und Ausland. Begründet von 
Karl Wippermann. Herausgeber: Friedrich Purlitz. 
32. Jahrg., II. Band, 1. Hälfte. Leipzig 1916, Felix Meiner. 8°. 

Der Europäiſche Krieg in aktenmäßiger Darſtellung. 5. Band, 
1. Hälfte, Juli bis September 1916. 537 S. Geh. 6,40 Mk., 
geb. 7,50 Mk. 


Am Deutſchlands Zukunft. Herausg. vom Bund Deutſcher Ge⸗ 
lehrter und Künſtler. Berlin 1916, Reimar Hobbing. kl. 80. 
Heft 1. Cohen, Max: Das Volk und der Krieg. 56 S. 
Geh. 0,40 Mk. 


Europäiſche Staats⸗ und Wirtſchaftszeitung. Herausgeber: 


Heinr. v. en Edgar Zaffe. Berlin 1917. 4°. 
II. Jahrgang Nr. 6, 8, 12 u. 13. 


Das junge Europa ais Nepe). Ungariſche Zeitſchrift für die 
internationale Politik und für die Wirtſchaftsintereſſen der Zentral⸗ 
mächte und der Orientſtaaten. Herausg. von Elemer Halmay. 
Berlin⸗Wien⸗Budapeſt 1917. gr. 8%. Einzelheft 1 Mk., Doppel⸗ 
heft 2 Mk. 

9. Jahrgang 1917, Heft 1/2 u. 3. 

Forſchungen au inneren Gefchichte Ofterreichs. Herausg. 
von Alfons Dopſch. Innsbruck 1916. 

Heft 12. Srbik, Heinrich Nitter soa: Studien zur Ge- 
ſchichte des öſterreichiſchen Salzweſens. 229 S. Geh. 4,80 Mk. 


— 1 


— 
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Tortſchritte des Kinderſchutzes und der Jugendfürſorge. 
Vierteljahrshefte des Archivs deutſcher Berufsvormünder, herausg. 
von Chr. J. Klumker. Berlin 1916, J. Springer. 80. 

2. Jahrg. Heft 1. Siemering, Hertha: Fortſchritte der deut⸗ 
ſchen Jugendpflege von 1913 — 1916. 61 S. Geh. 2,40 Mk. 


Der Getreidehandel. Herausg. vom Verband der Getreide⸗ und 
Futtermittelvereinigungen Deutſchlands, e. V. Berlin 1917, Verlag 
des Verbandes. 40. Einzelheft 50 Pf. 

Jahrgang 1, Nr. 1, März 1917. 

Die Gewerkſchaft. Zeitſchrift zur Vertretung der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Intereſſen der in Gemeinde⸗ und Staatsbetrieben beſchäftigten 
Arbeiter und Unterangeſtellten. Berlin 1917. 4“. 

XXI. Jahrgang, Nr. 1—13. 

Internationales Genoſſenſchafts⸗ Bulletin. Organ des inter⸗ 

nationalen Genoſſenſchaftsbundes. Hamburg 1916. 8°. 
IX. Jahrgang, Nr. 12, Dezember 1916. 

Kriegshefte aus dem Induſtriebezirk. Eſſen 1916, G. D. 
Baedeker. 80. 

18. Heft. Troeltſch, Ka Die deutſchen Induſtriekartelle vor 
und ſeit dem Krieg. 74 S. 1 Mk. 

Kriegs wirtſchaftliche Berichte aus dem Seminar für National⸗ 
ökonomie und Kolonialpolitik Hamburg. Hamburg 1917. Als 
Manuſkript m 8°, 

1. un. Een 5 Abſchnitt: Brotgetreide. 
113 2 Futtermittel. 
ie. = f 2 5 2 Verſchiffung von Brotgetreide. 

Kriegswirtſchaftliche Zeitfragen, in Verbindung mit Ferdinand 
Schmid und Wilhelm Stieda herausg. von Franz Eulenburg. 
Tübingen 1917, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 8°. 

6/7. Lindemann, Hugo: Die deutſche Stadtgemeinde im 
ae 94 S. Geh. 29 
Wygodzinski, W.: Die Nationaliſierung der Volkswirt⸗ 
teat 68 ©. Geb. 1,60 ME. 
9. Fürth, Henriette: Die deutſchen Frauen im Kriege. 
62 S. Geh. 1,60 Mk. 

Latin - American News Association. New York City, Brodway 
1400. 80. 

Mena, Attorney Rodolfo Menendez: The work of the elergy 
and the religious persecution in Mexico. 31 S. 

Austin, Mary: What the Mexican Conference really means. 
14 S. 
A nation in bondage and gtupendous issues. 14 S. 


e Korreſpondenz. Leitauffäge und Informationen 
ſterreich- Ungarn, Polen, Bulgarien und der Türkei. Herausg. 
= Richard Bahr. Berlin 1917. 4°, 
1. Jahrgang, Nr. 1—18 (Januar bis März 1917). 
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Münchener Volkswirtſchaftliche Studien. Herausg. von Lujo 
Brentano und Walther Lotz. Stuttgart und Berlin 1917, 

J. G. Cottaſche Buchholg. Nachf. 8°. 
140. Stück. Nitſcher, Wolfgang: Koalitionen und Koalitions⸗ 
recht in Deutſchland bis zur Reichsgewerbeordnung. 307 S. Geh. 8 Mk. 


Aus Natur und Geiſteswelt. Sammlung wiſſenſchaftlich⸗gemein⸗ 
verſtändlicher Darſtellungen. Leipzig⸗Berlin 1916, B. G. Teubner. 
kl. 8°. Jedes Boch. geh. 1,20 Mk., in Leinw. geb. 1,50 Mk. 

553 u. 554. Hashagen, J.: Umriſſe der Weltpolitik. 
aye Preiſigke, F.: Antikes Leben nach den ägoptiſchen Papyri. 
127 S. 


Die Naturwiſſenſchaften. Herausg. von Arnold Berliner und 
Auguſt Pütter. Berlin 1916, Julius Springer. gr. 8. 
4. Jahrg., Heft 50. Dem Andenken an Werner Siemens. Zur 
Jahrhundertfeier feines Geburtstages. S. 759 —827. Geh. 1,60 Mk. 
Nord und Süd. Eine deutſche Monatsſchrift, herausg. von Ludwig 
Stein. Breslau 1917, S. Schottlaender. gr. 8%. Heft 2 Mk., 
Jahrg. 12 Hefte = 24 Mk. 
41. Jahrgang, Februar⸗, März⸗ u. Aprilheft 1917. 
Oſteuropäiſche Zukunft. Zeitſchrift für Deutſchlands Aufgaben im 
Oſten und Südoſten. Herausgeber: Falk Schupp. München 1917, 
J. F. Lehmann. 4°. 5 8 Mk., Einzelheft 0,60 Mk. 
2. Jahrgang, 1917, Nr. 2. 
Politiſches Leben. Schriften zum Ausbau eines Volksſtaates. Jena 
1917, Eugen Diederichs. 8°. 
Solovjeff, Wladimir: Rußland und Europa. 76 S. Kart. 
1,50 


Die ruſſiſche Gefahr. Beiträge und Urkunden zur Zeitgeſchichte, 

es von Paul Rohrbach. Stuttgart 1916, J. Engelhorns 
Nachf. 80. 

Seit 4 5 Richard: Rußlands Ländergier. 78 S. 
Geh. 1 

Heft a Schmidt, Axel: Das Endziel Rußlands. 80 S. 
Geh. 1,50 Mk. 

Sammlung der Erkenntuiſſe des k. k. Neichsgerichts. Be⸗ 
gründet von Frhr. v. Glunek, fortgeſetzt von Karl Hugel⸗ 
mann. Wien 1916, Hof: u. Staatsdruckerei. gr. 8°, 

XVI. Teil, 4. Heft. 5 K. 


„ en Schriften zur Zeitgeſchichte. Berlin 1917. 
iſcher. kl. 
Schipp el, . England und Wir. Kriegsbetrachtungen 
eines Sozialiſten. 197 S. Geb. 2 Mk. 
Schriften der Geſellſchaft für Soziale chai a Herausg. von 
dem Vorſtande. Jena 1917, Guftav Fiſcher. 
Heft 56 (7. Band, Heft 1). Das Recht der Deganifation i im neuen 
Deutſchland. I. Koalitionsrecht und Strafrecht. 67 S. Geh. 1 Mk. 
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Schriften des deutſchen Vereins für Armenpflege und Wohl⸗ 
tätigkeit. München u. Leipzig 1917, Duncker & Humblot. 8°. 
105. Heft. Die Armenpflege nach dem Kriege. 155 S. Geh. 
4,80 Mk. | 
Schriften zum Verſtändnis der Völker. Jena 1917, Eugen 
Diederichs. 80. 
Przybyszewski, Stanislaus: Von Polens Seele. 91 S. 
Kart. 1,80 Mk. 


e M.⸗Gladbach 1917, Volksvereins⸗Verlag, 
m. b. H. kl. 8. | 

Heft 77. Rueer, Auguft: Die deutſche Rechtsanwaltſchaft. 

72 S. Geh. 0,45 Mk. 


Statiſtik und Geſellſchaftslehre. Von Georg von Mayr. 
3. Band: Ssozialſtatiſtik. 1. Teil: Moralſtatiſtik. Fünfte (Schluß-) 
Lieferung. Tübingen 1917, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Lex. 
S. 657— 1042. Geh. 12,40 Mk. 


Angariſche Nundſchan für Hiſtoriſche und Soziale Wiſſenſchaften. 
Unter Mitwirkung von Victor Concha, Friedrich Riedl, Ludwig 
von Thaldczy herausg. von Guſt av Heinrich. München und 
Leipzig 1916, Duncker & Humblot. gr. 8%. Jährl. 4 Hefte 20 Mk. 
(24 K). Geh. 

V. Jahrg. 1916/17. 1. Heft. 


Veröffentlichnngen ans dem Gebiete der Medizinal- 
verwaltung. Berlin 1916, Richard Schoetz. gr. 80. 
VI. Band, 5. Heft (64. Heft): Grotjahn, A., u. Kriegel, F.: 
Bibliographiſcher Jahresbericht über Soziale Hygiene, Demographie 
und Medizinalſtatiſtik. Bericht über die Jahre 1914 und 1915. 


Warneyers Jahrbuch der Eutſcheidungen. Herausg. von 
Otto Warneyer. Leipzig 1917, Roßbergſche Verlagsbuchh. 8°. 
Jahrgang = 12 Hefte 10 Mk. 

Ergänzungsband: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts auf dem 
Gebiete des Zivilrechts, ſoweit ſie nicht in der amtlichen Sammlung der 
Entſcheidungen des Reichsgerichts abgedruckt iſt. 

10. Jahrgang, Heft 1 u. 2. 


Weltwirtſchaftliches Archiv. Zeitſchrift für allgemeine und ſpezielle 
Weltwirtſchaftslehre, herausg. von Bernhard Harms. Jena 1917. 
Guſtav Fiſcher. gr. 8°. 

2. Ergänzungshefſt. Nespondek, Erwin: Frankreichs Bank⸗ 
und Finanzwirtſchaft im Kriege. 203 S. 4,60 Mk. 

Wiener Staatswiſſenſchaftliche Studien. Herausg. von Edmund 
Bernatzik und Eugen von Philippovich. Wien u. Leipzig 
1916, Franz Deuticke. gr. 8°. 

13. Band, 3. Heft. Seidel, Max, u. Pfitzuer, Johannes: 
Das Sparkaſſenweſen. 118 S. Geh. Im Abonn. 5,40 Mk., im 
Einzelverkauf 6,60 Mk. 
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Wirtſchaftlicher e Herausg. von dem Deutſchen 
Überfeedienft, G. m. b. H. Berlin, in Gemeinſchaft mit der Geſell⸗ 
ſchaft für wirtſchaftliche Ausbildung, e. V. Frankfurt a. M. Rn 
1917. 4° 

N. 257—288. 

Zeitſpiegel. Herausgeber: H. Mühlbrecht. Berlin 1916, Putt⸗ 
kammer & Mühlbrecht. 8°. 

Heft 15. Dloff, F.: „Nicht Deutſchlands — Europas Friedens⸗ 
ziel im engliſchen Weltkrieg.“ 208 S. 3,50 Mk. 


5. Bücher und Broſchüren 


Adler, Sigmund: Die Unterrichtsverfaſſung Kaiſer Leopolds II. und 
die finanzielle Fundierung der öſterreichiſchen Univerſitäten nach den 
Anträgen Martinis. Wien u. Leipzig 1917, Franz Deuticke. gr. 8°. 
153 S. Geh. 4 Mk. 


Arndt, Ad.: Zur Geſchichte und Theorie des Bergregals und der 
Bergbaufreiheit. Ein Beitrag zur Wirtſchaftsgeſchichte. 2. verb. u. 
verm. Aufl. Freiburg im Breisgau 1916, J. Bielefelds Verlag. 
IV u. 288 S. Geh. 10, geb. 11,50 Mk. 


Bamberger, Georg: Erbrecht des Reiches und Erbſchaftsſteuer. 
Leipzig 1917, A. Deichertſche e Werner Scholl. 
50 S. Geh. 0,80 Mk. 

Biſſegger, Alfred: Die Se der Baſeler Münzſtätte bis 
zum Ausgang des 18. Jahrhunderts. Baſel 1917, Friedrich Rein⸗ 
hardt. 80. 225 S. Geh. 


Bortkiewicz, L. v.: Die Iterationen. Ein Beitrag zur Wahrſchein⸗ 
lichkeits theorie. Berlin 1917, Jul. Springer. gr. 8°. 205 S. 
Geh. 10 Mk. 

Bozi, Alfred: Im Kampfe um ein eee Recht. 
Leipzig 1917, Verlag Unesma, G. m. b. H. 8° 196 S. Geh. 
3,50 Mk., geb 5 Mk. 

Calmes, A.: Der Fabrikbetrieb. 4. Aufl. Leipzig 1916, G. A. Gloeckner. 
8°, 232 S. Geh. 4,40 Mk., geb. 5 Mk. 

Carthaus, Vilma: Zur Geſchichte und Theorie der Grundſtückskriſen 
in deutſchen Großſtädten mit beſonderer Berückſichtigung von Groß⸗ 
Berlin. Jena 1917, Guftav Fiſcher. 8°. 237 S. Geh. 6 Mk. 

Deinhardt, Richard: Deutſcher Rechtsfriede. Leipzig 1916, A. Deichert⸗ 
ſche Verlagsbuchhdlg. Werner Scholl. 8%. 256 S. Geh. 4,50 Mk. 

Edwards, W. H.: Die Reichseiſenbahnfrage. Jena 1917, Guftav 
Fiſcher. gr. 8°. 178 S. Geh. 5 Mk. 

Elſas, Fritz: Verordnungen der Stadtgemeinde Stuttgart über Kriegs⸗ 
ernährungsfragen vom 1. Auguſt 1914 bis 15. November 1916. 
5 1917, Carl Grüninger (Klett & Hartmann). 80. 490 S. 

e ; e 
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Erdmann, Karl: England und die Sozialdemokratie. Berlin 1917, 
Max Kirſtein. 8%. 318 S. Geh. 4 Mk. 


Feliſch: Ein deutſches Jugendgeſetz. Berlin 1917, E. S. Mittler & Sohn. 
kl. 8°. 72 S. Geh. 


Freudenfeld, Franz: Die Wertzuwachsabgabe von Liegenſchaften. 
Wien 1917, Manzſcher Verlag. 8%. 112 S. Geh. 3,80 K. 
Fuchs, Johaunes: Die deutſche Volkswirtſchaft im Kriege. Rede. 

Tübingen 1915, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 8%. 75 S. Geh. 


Grunenberg, A.: Verſtaatlichung der Elektrizitätsverſorgung und 
Beſteuerung des elektriſchen Stromes. Berlin 1917, Puttkammer 
& Mühlbrecht. 8°. 55 S. Geh. 


Hettuer, Alfred: Englands Weltherrſchaft und ihre Kriſis. Dritte 
umgearbeitete Auflage des Werkes: Englands Weltherrſchaft und der 
Krieg. Leipzig u. Berlin 1917, B. G. Teubner. 80. 296 S. Geh. 
4,20, geb. 5 Mk. 

Hoetzſch, Otto: Rußland. Berlin 1917, Georg Reimer. 8° 439 S. 
Geh. 12, geb. 13 Mk. 

Hurley, Edward N.: Awakening of business. New York 1916, 
Doubleday, Page & Co. 8°. XVI u. 240 S. Geb. 2,00 $. 


Jöhlinger, Otto: Die Praxis des Getreidegeſchäftes. 2. Aufl. Berlin 
1917, Julius Springer. 85. 384 S. Geh. 7,20, geb. 8,60 Mk. 

Kaſſowitz, Tony: Die neueren handelspolitiſchen Beziehungen zwiſchen 
Oſterreich⸗-Ungarn und den Balfan » Ländern bis zum Ausbruch des 
Weltkrieges. 1. Kapitel: Rumänien. (Berliner Diſſertation.) 

Kautzſch, Werner von: Banken und Börſe als zerſetzende Kräfte in 
der Sozialwirtſchaft. 3. Auflage. Berlin-Lichterfelde 1917, Sozio⸗ 
logiſcher Verlag. Lex. 20 S. Geh. 1,20 Mk. 

Kuczynski und Mausfeld: Der Pflichtteil des Reiches. Ein Vor⸗ 
ſchlag zu praktiſcher Bevölkerungspolitik. Berlin 1917, Jul. Springer. 
80. 42 S. Geh. 1,40 Mk. 

Lotz, Walther: Finanzwiſſenſchaft. 2. Lieferung. (Aus Handbuch 
des öffentlichen Rechts: Einleitungsband.) Vollſtändig in fünf Liefe⸗ 
rungen. Tübingen 1917, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). gr. 8°. 
S. 161—320. In der Subſkr. geh. 4 Mk. 

Luppe: Das Weſen und die Aufgaben der Kriegshinterbliebenenfürſorge 
im Deutſchen Reiche. Leipzig u. Berlin 1917, B. G. Teubner. kl. 80. 


Manaffe, Rudolf: Die Rückwirkungen der Dienſtpflicht des preußi⸗ 
ſchen Beamten auf ſeine ſtaatsbürgerliche Stellung. (Berliner 
Diſſertation.) 

Matare, Franz: Cin Beitrag zur Kenntnis des Bevölkerungsweſens 
im Kriege. München 1917, J. Lindauerſche Buchh. 8°. 87 S. 
Geh. 1.50 Mk. 

Mayer, Nobert: Produktion und Rohſtoffverſorgung ae dem Kriege. 
3 e 1917, Selbſtverlag. 8°. 11 S. Geb. 

Mayr, M.;: Der italienifche Irredentismus. 2. Auflage. Innsbruck 
1917, Tyrolia. 8°, 392 S. Geh. 5,40 K. 


558 Eingeſandte Bücher [1120 


Mehemed Emin Efendi: Das Kriegsziel. e 
Ausblicke.) 1915. Als Manufkript gedruckt. 8°. 

(Merton, Wilhelm): Wilhelm Merton zum a ee bei 
der Gedächtnisfeier der Stadt Frankfurt am Main am 2. Januar 
1917. Frankfurt a. M. 1917, Englert & Schloſſer. 4“. 

Mudermann, Hermann: Der biologiſche Wert der mütterlichen 
Stillpflicht. Freiburg i. Br. 1917, Herderſche Verlagshandlung. 
kl. 8°. 70 S. Kart. 1,20 Mk. 

Noſſig, Alfred: Die neue Türkei und ihre pen Halle (Saale) 
1917, Otto Hendel. gr. 8%. 74 S. Geh. 3 M 

Nußbaum, Arthur: Die Kriegsprobleme des 1 Real- 
os Tübingen 1917, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 8°. 116 S. 
Geh. 2,40 Mk. 

Obſt, Georg: Was iſt Kriegswucher und wie bekämpfen wir ihn? 
Leipzig u. Berlin 1917, B. G. Teubner. 80. 48 S. Geh. 1 Mk. 

Patz auer, Hans: Oſterreichs und Ungarns Staatswirtſchaften. Wien 
1916, Manzſche Verlagsbuchhdlg. gr. 8°. 107 S. Geh. 

Peez, Alexander v.: Englands Rolle im nahen Orient. 3. Aufl. 
Wien und Leipzig 1917, Carl Fromme. 8° 92 S. Geh. 

Naymund de Waha: Die finanzielle Belaſtung der kriegführenden 

taaten. Vortrag. Luxemburg 1917, Victor Bück. 8°. 30 S. Geh. 

Nohrbach, 7 Woher kam der Krieg? Wohin führt er? Weimar 
1916, Guſtav Kiepenheuer. 8°. 30 S. Geh. 0,30 Mk. 

Nomen, A.: Vereins⸗ und Verſammlungsrecht der Gewerkſchaften und 
Gewerkvereine. Mit einem Anhang: Das gewerbliche Koalitionsrecht. 
Berlin 1917, J. Guttentag. kl. 8%. 117 S. Geh. 2 Mk. 

Schiff, Walter: Internationale Studien über den Stand des Arbeiter⸗ 
ſchutzes bei Beginn des 5 5 Heft. Berlin 1916, Julius 
Springer. 8°. 83 S. Geh. 1 

Schrötter, Friedrich Frhr. v.: 3 und Geldweſen im Kur⸗ 
fürſtentum Trier 1550--1794. Berlin 1917, Paul Parey. 8°. 
214 S. Geb. 15 Mk. 

Schwerin, v.: Die Löſung der Arbeiterfrage auf dem Lande. (Zeit⸗ 
ſchrift für Wohnungsweſen in Bayern.) Berlin 1916 (Verlag 
„Deutſche Warte“). kl. 8%. 19 S. 

Schwiedland, Eugen: Die bisherige Entwicklung und heutige Ge⸗ 
ſtaltung des Wirtſchaftslebens. Zwei Vorträge. Wien u. Leipzig 
1917, Manzſche Verlagsbuchhdlg. 8°. 38 S. Geh. 

— Anfänge und Weſen der Wirtſchaft. Wien u. Leipzig 1917, Manz⸗ 
ſche Verlagsbuchhdlg. gr. 8°. 24 S. Geh. 

Seibt, Guftav: Die Aushungerung Englands. Eine volkswirtſchaft⸗ 
liche Unterſuchung. Berlin 1917, Auguſt Scherl. kl. 8. 48 S. 
Geh. 0,50 Mk. 

Simons, L.: The war and the neutrals. A reprint from the 
„Atlantic Monthly“. Prefaced by an open letter to William 
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Archer Esquire, author of „Two neutral peacelovers, a plea 
for patience“. 

Published for the author by the Mij. Voor Goede en Goed- 
koope Lectuno. Amsterdam 1916. 8°. 31 S. 


Sprauger, Eduard: Begabung und Studium. Leipzig und Berlin 
1917, B. G. Teubner. 8°. 99 S. Geh. 2 Mk. 

Stieda, Wilhelm: Sozialpolitik nach dem Kriege. Leipzig 1917, 
A. Deichertſche Verlagsbuchh. (Werner Scholl). 8°. 53 S. Geh. 1 Mk. 

Stier Somlo, Fritz: Grund- und Zukunftsfragen deutſcher Politik. 
Bonn 1917, A. Marcus & E. Webers Verlag. 8°. 392 S. Geb. 

Strutz, G.: Wie mache ich meine Beſitz⸗ und Kriegsſteuererklärung? 
Fingerzeige für Einzelperſonen. Berlin 1917, Julius Springer. 8°. 
37 S. Geh. 1 Mk. 

Sturm, Auguſt: Weltkrieg und Friedenszuſtand. Ein Beitrag zur 
deuiſchen Rechtspſychologie und zur Lehre von der richtigen Funktion 
des Rechts. Langenſalza 1916, Wendt & Klauwell. kl. 8°. 

Tönnies, Ferdinand: Der engliſche Staat und der deutſche Staat. 
Eine Studie. Berlin 1917, Karl Curtius. 8%. 202 S. Geh. 

Ahl, A.: Kann die zunehmende Auffakgung der landwirtſchaftlichen 
Kleinbetriebe durch die Innenkoloniſation kompenſiert werden? Leipzig 
1916, Reichenbachſche Verlagsbuchh. 8°. 29 S. Geh. 0,80 Mk. 

Vogel, Emauuel Hugo: Die Theorie des volkswirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklungsprozeſſes und das Kriſenproblem. Wien u. Leipzig 1917, 
Alfred Hölder. gr. 8%. 4 Tabellen, 2 Kurventafeln, 400 S. Geh. 10 Mk. 

Waſſerrab, Karl: Soziologiſche Nationalökonomie. Einleitungsheft. 
München u. Leipzig 1917, Duncker & Humblot. 8°. 49 S. Geh. 1,20 Mk. 

Weidenmüller: Kurzer Grundriß der Werbelehre. Hannover 1916, 
J. C. König & Ebhardt. 8°. 102 S. Geb. 3 Mk. 

— Der Werbe Unterricht in den Fachſchulen. Hannover 1917, J. C. 
König & Ebhardt. 80. Geh. 1,25 Mk. 

Wilden, Joſef: Krieg und Handwerk. 2. Aufl. Düſſeldorf 1916, 
Druck von Wilh. Greven, Trefeld. 8%. 48 S. Geh. 

Zeiler, A.: Geſetzliche Zulagen für jeden Haushalt. Stuttgart, 
J. Heß. kl. 80. 88 S. Geh. 1,20 Mk. 

Ziegelroth: Denkſchrift über die dauernde und gründliche Beſeitigung 
unſerer a a cael Krummhübel 1917, Selbitverlag. 
8°, 6 

Zuckermann, S.: Die Handelsreſultanten der kriegführenden Mächte⸗ 
gruppen. Beilin 1917, Ruſſiſcher Kurier. 15 Zahlentabellen, 
14 Tafeln. Geb. 20,70 Mk. 


6. Sonderabzüge 


Die öſterreichiſchen Banken im Jahre 1910, 1911 und 1912. 
gr. 8°. (Separatabzüge aus den Mitteilungen des K. K. at 
miniſteriums. XX. Jahrg., 2. Heft; XXI. Jahrg., 1. u. 2. Heft. 
97, 93 u. 95 S.) 


560 Eingeſandte Bücher [1122 


Großmann, Henryk: Die Anfänge und geſchichtliche Entwicklung der 
Amtlichen Statiſtik in Oſterreich. (Statiſtiſche Monatsſchrift, 
XXI. Jahrgang, . Brünn 1916, Friedrich Irrgang. 
gr. 8°. 93 S. Geh. 3 

Heſſe, A.: Der Krieg und * Arbeit der Wirtſchaftswiſſenſchaft. 
(Jahrbücher für Nationalökonomie u. Statiſtik, 108. Band, 3. Folge, 
58. Band.) 

Jöhlinger, Otto: Weltwirtſchaftliche Urſachen des Krieges. (Koloniale 
Rundſchau, 1916.) Berlin 1916, Dietrich Reimer (Ernſt Vohſen). 
8°, 24 S. Geh. 0,50 Mk. 

Kuske, Bruno: Rheiniſche Induſtrie von 1815 — 1915. („Das 
Rheinland von 1815— 1915“, herausg. von der Geſellſchaft für rhei⸗ 
niſche Geſchichtskunde.) Köln 1916, Kölner Verlagsanſtalt. gr. 8°. 
S. 425 — 505. 


Landmann, Julius: Der Schweizeriſche Kapitalexport. (Zeitſchrift 
für ſchweizeriſche Statiſtik und Volkswirtſchaft, 52. Jahrg. 1916.) 
Bern 1916, Stämpfli & Co. gr. 8°. 91 S. Geh. 


Mayer, Nobert: Produktion und Rohſtoffverſorgung nach dem Kriege. 
Vortrag. Brünn 1917 „ Selbſtverlag. 8°. 11 S. Geh. 


Münziuger, Adolf: e im landwirtſchaftlichen Großbetriebe. 
(Archiv für exakte Wirtſchaftsforſchung — Thünen⸗ Archiv —, 
8. Band, 2. Heft.) Jena 1917, Guftav Fiſcher. 8° 194 S. 
Geh. 6 Mk. 

Pleuge, Johannes: Wirtſchaftsſtufen und Wirtſchaftsentwicklung. 
(Annalen für ſoziale Politik und Geſetzgebung. IV. Band, Heft 5.) 

Pfitzner, Johaunes: Die fog. privatwirtſchaftlichen Einnahmen des 
Deutſchen Reichs und der deutſchen Einzelſtaaten. (Allgemeines 
Statiſtiſches Archiv, Band IX, Heft 4.) 

— Die Notwendigkeit ſtaatswirtſchaftlicher e (Deut⸗ 
ſches Statiſtiſches Zentralblatt, Nr. 3. 1917.) 


Popper⸗Lynkeus, Joſef: Einige Geſichtspunkte für die Beurteilung 


der Urheberſchaft am Weltkriege. („Die Wage“, Nr. 50/52 vom 
Dezember 1916 und Nr. 1/2 vom Jänner 1917.) Wien 1917, 
Selbſtverlag. 8°. 

Schäfer, Dietrich: Von deutſcher Art. (Der Krieg 1914/16.) 
Verlag des Bibliographiſchen Inſtituts in Leipzig u. Wien. 29 S. 

Ahlirz, Mathilde: Der Gedanke des Fortſchrittes in der Geſchichte. 
(Zeitſchrift des hiſtoriſchen Vereins für Steiermark, XV. Jahrgang, 
Heft 1—4.) Graz 1916, Verlag des Vereins. 

Valentin, Veit: Graf Reventlow als ER. (Preußische 
Jahrbücher, Auguſtheft 1916). Berlin 1916. 15 S. 

Wiedenfeld, Kurt: Die Montaninduſtrie und ihre Annexe. 
(„100 Jahre Rheinland, 1815 —1915“, S. 301—387.) 
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